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Eüf  Kantone  der  Sekweiz  haben  jeder  ein  beson- 
deres —  selbslstBndiges  —  Stm^esetsbaeli*).  Aus- 
serdem Lesteilt  das  Bundesg^esetz  über  das  Rundes- 
strafrecht  der  Schweizerischen  Eid^nossenschaflU 
Diese  sämmtlichen  Stra^gfesetzbücher  haben  9  wem» 
Ifleieh  im  Einxelnen  yielfach  auseinanderip^hend,  im 
Ganzen  den  nämlichen  Charakter,  den  des  Gemeinen 
Deutschen  Strafrechts.  Kein  einziges  derselben  hat 
bisher,  wenn  anch  aas  einzelnen  einzelne  Alaterien 
bearbeitet  sind  9  ak  Cranzes  eine  eommentatoriische 
oder  systematische  Bearbeitung^  g^efnnden.  Zudem 
sind  die  Strafjg^setzbücher  der  einzelnen  Kantone 
Aber  die  Grenzen  des  betreffenden  Kantons  hinaus 
auch  in  der  Schweiz  verhSltnissmSssig  nur  Wenigen 
behannt.  Bine  wisseilSchallliche  Bearbeitung^  des  in 
jenen  sämmtlichen  Gesetzbüchern  enthaltenen  Rechts- 
stofis  schien  mir  demnach  nicht  ohne  Verdienst  zu 
sein. 

Der  Nachweis  ihres  Uebereinstimmens  mit  ihrer 

gemeinsamen  wesentlichen  Grundlage ,  dem  Gemeinen 


1)  Warum  das  Helvetische  peinliche  Ciesetzbttch  nicht  hierher 
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Oigitized  by  Google 


I 


Deutschen  Strafrechte,  oder  ihres  Abweicheiis  davon 
im  £inzelnen,  ebenso  der,  theilweise  schon  dadurch 
irewonnene  Nachweis  ihres  Uebereinstimmens  unter, 
oder  ihres  Abweichens  Ton  einander,  der  letztere 
zugleich  verbunden  mit  dem  Aufsuchen  der  Gründe 
des  Abweichens  9  die  durch  dieses  Alles  g-elieferte 
Uebersicht  des  (jresammten,  in  ihnen  allen  enthaltenen 
Rechts  9  mnss  nothwendigp  auch  zum  besseren  Ter- 
ständniss  jedes  einzelnen  Kantonalstrafgesetzbuchs  in 
seiner  Heimath,  und  des  Bundesstrafgesetzbuchs  den 
einzelnen  Kantonalstraf [jresetzbüchem  ^ipenilber,  bei- 
tragen. 

Dem  Auslande ,  auch  Deutschland ,  dem  das 
Schweizerische  Strafrecht  noch  immer  zu  wenig  be- 
hannt  ist,  wird  eine  nähere  Kenntniss  des  Ganzen 
Uphöfen. 

Der  Nachweis  namentlich  des  vielfach  unmotiTirten 
Auseinandergehens  der  einzelnen  Gesetzbücher  im 
Detail  wird  zugleich  die  Gesetzgebung  zu  ernsten 
Bedenken  yeranlassen  müssen.  Dass  ich  dies  nidit 
im  Sinne  einer  uniformen  Godtfieation  meine ,  brauche 
ich  kaum  zu  sagen,  ich  bin  ein  entschiedener  Feind 
eben  so  sehr  der  Centralisation  wie  der  Godification. 
Hoffentlich  vielmehr  wird  jener  Nachweis  als  ein 
Beitrag  zu  den  Argumenten  gegen  die  Godification 
sich  darstellen. 

Dass  eine  zusammengefasste  Bearbeitung  der 
simmtiichen  genannten  Strafgesetzbücher  nicht  die 
Form  eines  Commentars  annehmen  konnte  ^  versteht 
sich  von  selbst.  Es  blieb  nur  die  des  Systems.  Die 
des  Lehrbuchs  ist  vielleicht  in  meinem  Buche ^  nament- 
lich in  dem  allgemeinen  Theile,  nicht  immer  streng  fest- 
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gehalten.  Gewisse  Zunftmänner  werden  daran  schwere 
Yorwürfe  knüpfen  wollen.  Ick  kabe  gemeiui)  w.der 
Form  nickt  ftn^fstlick.  kleben  zu  müssen)  wo  es  sidi 
um  besseres  Yerstilndniss,  BekSmpfenTOnlrrfkÜm^ 
und  Aehnliches  handelte.  Aus  demselben  Grunde 
habe  ich  auch  bei  den  einzelnen  Lehren  nicht  immer 
dieselbe  B^andlnngsweise  der  Gesetzbücher  beibe» 
kalten. 

Wenn  ich  in  der  Sache  selbst  meine  Aufgabe 
nicht  überall  so  gclöset  habe  9  wie  sie  hätte  gelöset 
werden  können  und  sollen,  so  ivird  einor  billige  Be«- 
nrtkeiking  gegenüber  gewiss  die  Sekwierigkeit  für 
mich  sprechen,  die  eine  Arbeit,  wie  die  vorliegende, 
finden  musste,  namentlich  in  dem  vielfachen  und 
Tielfack  anseinandergekenden  Detail  Yon  zwölf  Ge* 
setzbückem ,  denen  allen  eine  wissensckaHtlicke  Bear- 
beitung im  Ganzen  bisher  abging. 

Dabei  habe  ich  Einen  Punkt  zu  berühren.  Schon 
längst  habe  ick  in  meinen  criminalistiscken  Sekriften 
gestrebt,  überall  auf  das  Recktsbewusstsein  des  T<^s, 
als  die  eigentliche  Quelle  des  Rechts ,  zurückzugehen. 
£s  hat  das  vielfache  Anerkennung  gefunden.  In 
neuerer  Zeit  aber  aock  Angriffe.  Freilick  bemken 
diese  letzteren  meist  anf  so  unklarer  Binsickt  in  das» 
jenige,  um  das  es  sich  handelt,  dass  sie  das  Rechts- 
bewusstsein  des  Volks  nicht  einmal  von  einer  s.  g. 
•  Gefiiklsjnrispmdenz »  zu  nntersckeiden  Termdgen, 
und  dass  man  sogar  ikre  Urkeker  vor  allem  Tersiekem 
kdrt,  dass  sie  nicht  zu  denjenigen  gehören,  welche 
«  das  Rechtsbewusstsein  des  souveränen  Volks  zum 
alleinigen  Orakel  des  Rechts  macken.»  Wer  die 
Quelle  des  Reckts  nickt  in  dem  Bewnsstsein  und 
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Willen  des  Volks  sucht,  dem  muss  das  wahre  Ver- 
«tändniss  des  Rechts  abgehen,  und  wer  den  nothwen- 
S^gen  inperen  ZwammenkaBHp  xwisdm  dem  Rechte 
•nd  der  Freilieit  des  ToUw  nidit  eiiiEiisehen  vemagr, 
der  ist  eines  solchen  Verständnisses  gar  nicht  fähig. 

Auch  in  meiner  vorliegenden  Arbeit  habe  ich  mir 
snr  bcevnderen  Anfgabe  gemacht,  das  RechtsbewnssU 
sein  des  Volks  in  den  ihm  gebührenden  Vordergnind 
zn  stellen.  Bei  Bearbeitung  eines  Rechts ,  das  einem 
mich  wirklich  souverän  dastehenden  Volke  angehört 
von,  «vs  allen  Schichten  des  Volks  gewählten, 
aiehl  eine  exekuire  Baste  bildenden  Riehtem  ge* 
handhabt  wird,  hatte  hierin  eine  besondere  Teran* 
lassung  dazu  für  mich  liegen  müssen,  wenn  es  einer 
sidchen  für  mich  noch  hätte  bedürfen  können» 

Zürich,  Aafing  Mi  185S. 

J9er  Verfmuer. 
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I.  YorbemerknDgen. 
{.1. 

Aafipalie  dieser  Selirlft* 

Das  gegenwärtig  in  der  Schweiz  gellende  Slrafrecht  ist  ein 
mehrfach  verschiedenes >  und  wird  aus  mehrfach  verschicflenen 
Ouellen  geschöpft.  Dies  gilt  von  dem  materiellen,  wie  von 
dem  formellen  Slrafrechte.  In  dieser  Schrift  soll  das  mate- 
rielle Strafrecht  der  Schweiz  dargestellt  werden.  Aber  mit  Be- 
schränkungen. Das  geltende  materielle  Strafrecht  der  Schweiz 
ist  besonders  nach  folgenden  Hauptrichtungen  hin  zu  unter- 
scheiden :  I.  In  einzelnen  Kantonen  hat  es  vorherrschend,  oder 
gar  gänzlich  den  Charakter  des  Franzc>sischen  Slrafrechts:  1.  Im 
Kanton  Genf  hat  der  jetzige  Französische  Code  penal  Ge- 
setzeskraft. 2.  In  den  Kantonen  Bern  und  Solothurn  gilt 
das,  vollständig  der  Französischen  Strafgcsetzgehung  von  1795 
nachgebildete  Helvetische  peinliche  Gesetzbuch  von  1799,  durch 
spätere  Verordnungen  allerdings  in  erheblichen  Stücken  mo- 
dificirt.  II.  In  den  sämmtlichen  übrigen  Kantonen  hat  das 
Strafrecht  wesentlich  Deutschrechtlichen  Charakter,  und  das- 
selbe gilt  von  dem  Hundesstrafrechte.  Indessen  nnlerscheidet 
es  sich  hier  in  anderer  Hinsicht  erheblich:  1.  In  einigen  Kan- 
tonen besteht,  abgesehen  von  einzelnen  Verordnungen  über 
einzelne  ilechtsmaterien,  kein  (allgemeines)  geschriebenes  Slraf- 
recht :  es  gilt  meist  Kechtsübung  der  Gerichte,  Diese  hat  zwar 
ans  ihrer  früheren,  jahrhundertelang  bewahrten  Abgeschlossen- 
heit nodi  manches  Eigenthümliche,  sowohl  in  Auffassung  des 
Thatbestandes  einzelner  Verbrechen,  als  in  Anwendung  ein- 
zelner Slrafarten,  erhalten,  in  letzterer  Zeit  indess  mehr  und 
mehr  begonnen,  der  neueren  Theorie  und  Praxis  des  Gemeinen 
Deatscüea  Strafrechts  sich  anzuschliessen.  Es  gehören  hierher 
die  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Glarus»  Zag 

1 


2  - 


ud  Appeoiell,  von  denen  sogar  die  Regieruog  von  Schwyz 
sclion  TOT  l&ngerer  Zeit  den  CSeriehten  dee  Kantont  die  mög» 
lidie  Anwendong  des  Strafgesetdiaclies  Von  Xmern  mi- 
empfoUen  liat*)  Den  genanirten  Kantonen  ziemlich  gleii^ 
stellt  der  Kanton  Neuenbürg.  Es  galt  daselbst,  gldcb* 
wie  in  den  meisten  Kantonen  dar  Schweiz  —  obwohl  iheo- 
relisch  ihre  Gesetzeskraft  bestritten  war  *-  bis  ▼or  Kurzem 
die  Peinliche  Gerichtsordming  Carls  V«,  und  es  besteht  noch 
eine  danach  ansgebildete  Gerichtspraxis,  die.  freilich  —  was 
schon  die  Verschiedenheit  der  Nationalität  nnd  der,  namentlidi 
firüheren  Schicksale  des  Kantons  annehmen  lüsst  —  besonders 
bezüglich  des  alteren  Gewohnheitsrechts  eine  sehr  abweichende 
Ton  der  jener  demokratischen  Kantone  ist.  Für  geringere  Ver- 
gehen bat  Neuenbürg  übrigens  ein  besonderes  Gesetz:  iiLoi 
«ponr  la  ponition  des  oontraTentions  et  ddits,  qui  sont  ponr- 
sniries  devant  les  tribonanx  drils,^  Tom  Ü.  August  1837'). 
Aehnlich  sind  die  Verbültnisse  im  Kanton  Wallis.  S.  In  den 
übrigen  Kantonen  bestehen  besondere  Strafgesetzbücher,  re- 
digirt  seit  1805  bis  1851;  namentlich  in  Aargaa  (1805), 
Tessin  (1816),  St«  Gallen  (1819),  Basel  (1821, 1835, 1846), 
Schaffhansen  (1835),  Zürich  (1835),  Lozern  (1^6), 
Thurgau  (1841),  Waadt  (1843), Frei bnrg  (1849),  Grau- 
bünden  (1851).  Ausserdem  gelten  noch  für  die  gesammte 
Eidgenossenschaft  zwei  grössere  Bandesgesetze  straDrechtlichen 
Inhalts:  o.  das  i»über  die  Strafrechtspflege  für  die  eidgenös- 
sischen Truppen^  (1851),  and  &  das  ))über  das  Bandesstra^ 
recht  der  Sdiweizerischen  Eidgenossenschaft^  (1853),  Straf- 
rechtsnormen  über  Verbrechen  gegen  die  innere  nnd  äussere 
Rohe  des  Bandes,  ünd  zugleich  über  die  Verbrechen  der  Bun- 
desbeamten enthaltend.  IHe  Auigabe  der  gegenwürtigen  Schrift 
ist  nun  eine  wissenschaftliche  Darstellang  des  in  diesen  unter 
der  Nummer  III,  2  erwähnten  Strafgesetzbüdwm,  mit  Aus- 
nahme des  Eidgenössischen  Bfilitarstrafgesetzbuches,  enthal- 
tenen materiellen  Strafrechts.  —  Der  Gedanke  dner  solchen 
DarstelluDg  dieses  Rechts  musste  nahe  liegen.   Einmal  be- 


1)  Früher  war  im  Kanton  Scbvvy  2  das  St.  G.  B.  von  St.  Gallen 
den  Entscheidungen  zu  Grande  gelegt  woriieii. 

2)  Vgl.  Kecueil  des  pieces  ofiic.  concern.  la  principaut^  de  Neu- 
cätel  et  Valangin,  Tool.  III,  p.  120  seq.  ^ 


üiyiiizc-d  by  Google 


■ 


steht  bis  jetzt  keine  wissenschaftliche  Bearbeitung  desselben, 
weder  im  Ganzeh  noch  im  Einzelnen.  Zum  anderen  erstrecken 
die  Strafgesetzbücher  jener  einzelner  Kantone  ihre  Wirksam- 
keit über  den  bei  weitem  grössten  Theil  der  Schweiz,  und 
das  Bundesstrafrecht  gilt  eben  für  die  ganze  Schweiz.  Drittens, 
wie  die  sammtlichen  genannten  Gesetzbücher  wesentlich  auf 
Deutscher  Rechtsanschauung,  besonders  auf  den  Grundsätzen 
des  Gemeinen  Deutschen  Strafrechtes  beruhen,  so  weisen  sie 
auch  in  ihrer  Ausführung,  neben  manchem  Abweichenden  und 
Eigenthümlichen  im  Einzelnen,  durchgängig  eine  nahe  Ver- 
wandtschaft unter  einander  nach.  Hiernach  besonders  war 
denn  auch  die  Bearbeitung  des  übrigen  materiellen  Strafrechts 
der  Schweiz  auszuscfaiiessen.  Das  des  Code  penal  (von  Genf) 
und  des  Helvetischen  Peinlichen  Gesetzbuches  (von  Bern  und 
Solothurn)  ohne  weitere  Frage.  Deutsches  und  Französi- 
sches Strafrecht  sind  grundsätzlich  zu  sehr  geschieden,  als 
dass  beide  Gegenstand  einer  und  derselben  wissenschaftlichen 
Bearbeitung  sein  möchten.  Dazu  kommt,  dass  wenigstens  Bern 
und  Solothurn  an  einer  Godifikation  ihres  Strafrechtes  in 
Deutschrechllicbem  Sinne  arbeilen  Das  Slrafrecht  der  de- 
mokratischen Kantone  war  besonders  aus  den  zwei  Gründen 
auszuscheiden,  weil  es  einmal,  soweit  es  das  Recht  der  Ge- 
meinrechtlichen ^oclrin  und  Praxis  ist,  dessen  Darstellung 
eben  eine  Darstellung  des  Gemeinen  Deutschen  Strafrechts 
sein  würde,  und  weil  zum  anderen  die  Darstellung  des  übrig 
bleibenden  besonderen  Gewohnheitsrechts  passend  nur  den  Ge- 
genstand einer  besonderen  monographischen  Bearbeitung  bilden 
dürfte Dasselbe  rousste  im  Ganzen  für  das  Strafrecht  von 
Neuenburg  und  Wallis  gelten.   Das  Bundesgesetz  über 

1)  In.  Bern  ist  zuletzt  im  J.  1S52  ein  wesentlich  dem  Preussischen 
Su  6*  B.  T.  1851  nachgebildeter  Entwurf  erachienen,  der  (mit 
Recht,  s.  nateii)  snrückgeiegt  worden  ist,. und  in  Solothurn 
itt  am  April  1854  ein  vortreiTlLch  bearbeiteter  Entwarf  (bis 
jetzt  nar  den  «Ugemeinen  Theil  enthaltend)  veröffentlicht 
worden. 

2)  Dass  es  in  dieser  letzteren  Beziehung  oft  erhebliche  lAIomente 
zn.  Vergleichungen  darbieten  wird,  bedarf  kaum  der  Bemer- 
kung. Uebei?  4^  Slmfrc^ht  der  Demokmtiiehen  Kantone  ia t 
übrigens  sn  verf^eichen:  Siegwart -Müller,  das  Strafreckt 
der  Kantone  tiri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Glems,  Zng,  Appen- 
zeU  (St.  Gallen  1833). 
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die  Slrafrechtspflegc  für  die  eidgenössischen  Truppen  endlich 
musstc  darum  ausgeschlossen  werden,  weil  überfaaopt  das  Miii» 
tärstrafrecht  wogen  so  mancher  dabei  vorkommenden  Eigen* 
thümlichkeiten  zweckmässig  immer  einer  besonderen  Bearbei- 
tung überwiesen  wird.  —  Die  so  bestimmte  Aufgabe  dieser 
Schrift  bedarf  noch  nach  einer  anderen  Seile  einer  näheren  Fest* 
Stellung:  Die  sämmllichen  hier  zu  besprechenden  Strafgesetz- 
bücher enthalten,  wie  bereits  angedeutet,  obwohl  im  Einzelnen 
mannigfach  abweichend,  dennoch  sämmtlich  wesentlich  Deut-» 
sches  Recht.  Sie  enthalten  dieses  nicht  nur  nach  dessen  Aus- 
bildung durch  die  neuere  Doctrin  und  Praxis,  sondern  auch 
zum  grössten  TheUe  nach  dessen  Aufnahme  in  den  neueren 
Deutschen  Strafgesetzbüchern,  welche  —  nachweisbar  —  den 
Schweizerischen  Strafgesetzbüchern  vielfach  als  Muster  ge- 
dient haben.  Dadurch  ist  denn  zugleich  wieder  ihre  nähere 
Verwandtschaft  unter  einander  begründet.  Die  Aufgabe  einer 
^wissenschaftlichen  Bearbeitung  jenes  Schweizerischen  Straf- 
rechts muss  danach  sein ,  nicht  nur  den  inneren  Zusammen- 
hang desselben  in  den  Schweizerischen  Strafgesetzbüchern  selbst, 
das  Gemeinsame  und  Ucbereinstimmendc  in  denselben  neben 
dem  Besonderen  und  Eigenthümlichen,  sondern  auch  den  in- 
neren Zusammenhang  desselben  mit  dem  Strafrechte  der 
Deutschen  Gemeinrechtlichen  Doctrin  und  Praxis,  wie  auch* 
der  neueren  Deutschen  Strafgesetzbücher,  nachzuweisen  und 
zum  Bewusstsein  zu  bringen.  '  • 

2. 

Eine  mseiiscbafttielie  Darstelhiiig  eines  gegebenen  Rechts 
kann,  zumal  ireno  iler  Stoff,  wie  hier,  liiobt  in  einem  eii- 
zigen ,  nach  einem  bestimmten  Systeme  tfedigirten  Ciesetzhache 
bereits  beaiMtet  Toriiegt,  zweckmüssig  nur  in  Form  ebes 
Lehrbndies  erfolgen.  INe  Anforderongen  4er  Wissenschaft 
an  ein  LehrboiA  im  Gebiete  des  Rechts,  besoiülers  des  Straf- 
rechts,  siod  bekannt  Namentlich  darf  ab  bekannt  das  Er- 
lordemiss  der  bisioriseh--dQ^Kontischen  Methode  yoraasgesetit 
^rden.  Hiernach  ergH)t  sich  der  Plan  dieser  Schrift,  im 
Allgemeinen,  wie  im  Besonderen.  Nach  Bespredrang  der 
allgemeinen  Vorkenntnisse  des  Strafreohts,  wird  em  kurzer 
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Ud>wbUck  4^  .Gcflcbidile  de»  SfrafrechU -io  der  Schweiz 

eDlbabend  die  allgemeiiien  Ldicea  des  Strafireciits  der  Schwei*  * 
lerischen  Strafgesetzbücher,  folgen,  sowie  hierauf  der  bespn-^« 
dere  TlieO,  enthalt^  die  GmadsStzevlier  die  einzefaieii  Yer^  . 
hrecheA  und  deren  Bestrafimg.  Jeder  einzehien  Uire,.  sowohl 
des  alHrerndDesv  wie  des  besonderen  Theils,  wird  ehM^kurze 
geschiehftiche  BntwSekehing  derselben  nach  den  QaeHen  wtä 
nach  der  Dootrin  nn^i  Praxis  des  Gemeinen  Deatschen  Strai^ 
rechts,  nnler  Beachtong  der  Besonderheiten  des  ehidiehiusehen 
Schweiferisdien  Bedhts,  TorangesCellt  werden.  Eine  iTi^rAiii-  . 
lende  Vcrgleichung  mit  den  neueren  Bents^en  Strafjges^ets-* 
hödiem  ergibt  sich  von  selbst 

Armurkung,  Was  die  Anordnung  der  einzelnen  Theile 
des  Lehrhttchs  hetriffi,  so  hal  der  Verdsser  sidi  in  Ganzen 
der  seines-  »Lefarbn^es  des  Prenssisehen  Strafrechts"  'j  ange- 
schlossen. Sie  weicht  einestkefis  nicht  erhehück  vont  der  An- 
ordnung der  meisten  Deatschen  Strafrechtskiidier  ab,  und 
folgt  anderenthdls',  namentliek  in  Aofiitellung  des  kesonderen 
Theils«  im  Ganzen  derjenigen  Ordnung,  welche  yon  den 
meislen  Dentscken  und  ai«di  SehweizanstAen  Stra%esefe> 
ktfckern  beokaehtet  wird.  —  Im  Allgememen  ist  fomer  zn 
kemerken:  Das  Bnck  wird  filr  Soldie  gesdineken,  die  liber- 
kaupt  wissensdiafttidie  Recktskenntnisse  kesitzen.  Es  kam 
daher  nm  so  weniger  darauf  Ansprn^  raa<&en  dürfen ,  in 
irgend  mnw  Webe  ein  Lekflmck  des  Gemdnen  Dentsdien 
Strafreckts  ersetzen  zu  wollen.  Daraus  ergibt  sick  nament- 
Hck  die  Art  und  das  Mass  der  Darstellung  des  erwäknten 
gesckiektlldken  Tkeils  der  GememrecktUcken  Lekren,  sowie 
der  snm  Stndinm  des  Sdiwekerisdien  Strafreckts  erforder« 
Kchen  Vorkenntnisse  md  entiidi  der  zu  erwämenden  Lite* 
ratur;  Es  kann  kter  überall  nur  das  dnrekans  üotkwendige 
und  spezii^  SKttrefTende  vorgetragen  nnd  mitgetkeilt  werdem 

Berlin,  1853. 
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II.  AUgemeine  Vorkenntnisse  des  Strafredbts; 

f  8. 

Bei^rlff  des  Strafreeltts. 

Alles  Redit  bezieht  sich  auf  das  Zusammenlebeo  der  Men- 
schen, und  zwar  also  auf  ihre  Handlungen  gegen  einander. 
£s  ist  die  für  diese  Handlungen  von  der  Venmnft  als  noth- 
wendig  erkannte  Norm.  Diesem  Rechte  gegenüber  steht  das 
Unrecht,  die  Verneinung,  Verletzung  des  Rechts.  Das  Recht 
mnss  Ton  einem  doppelten  Gesichtspunkte  aus  aufgefasst  werden. 
Zuerst  als  Inbegriff  der  Normen  für  die  Handlungen  der  Men- 
schen gegen. einander:  das  objective  Recht.  Zam  anderen  als 
die  Befugniss  des  Einzelnen,  zu  yerlaiigen,  dass  ihm  gegen- 
über jeder  Andere  seine  Handlungen  nach  jenen  Nonnen 
einrichte:  das  subjectiTe  Recht  Es  kann  kein  sobjectives 
Recht  geben,  das  nicht  ragldch  unter  das  objective  Recht 
fiele.  Andererseits  correspondirt  dem  objectiven  Rechte  immer 
ein  Sttbjectives.  Danach  md  auch  jede  Verneinang,  Ver- 
letznng  des  Rechts  unter  einen  doppelten  Gesichtspunkt  fallen. 
Sie  verletzt  das  objective  nnd  zugleich  das  sabjective  Recht,  * 
das  allgemeine  Recht,  das  Recht  des  Ganzen ']  und  das  besondere 
Recht  des  Einzelnen'].  Erkennt  die  Vernunft  das  Recht  als  das 
Nothwendige  an,  muss  sie  auch  die  Aufhebung  des  Unrechts 
als  nothwendig  anerkennen.  Enthält  das  Unrecht  eine  doppelte 
Yerlfltznng  des  Rechts,  so  muss  auch  eine  doppelte  Wieder- 
herstellnng  des  (vteletzten)  Rechts  als  nothwendig 'erscheinen*). 
Das  yerletzte  Recht  des  Individuums  muss  wieder  hergestellt 
werden »  und  das  verletzte  Recht  der  Allgemeinheit  Jenes 
gehört  dem  Gebiete  des  Privatrechts  an.  Dieses  fallt  in  das 
Gebiet  des  Öffentlichen  Rechts,  des  Rechts  der  staatlichen  All- 
gemeinheit, speziell  des  Strafrechls.  Die  Verletzung  des  ob- 
jectiven  Rechts  ist  das  Verbrechen.  Das  Mittel  zur  Wie- 
derherstellang  des  verletzten  objectiven  Rechts  ist  die  Strafe. 


1)  In  anderem  Sinne  ist  es  gleichfalls  snbjectives  Redit:  das  sib- 

jective  Recht  der  Allgemeinheit,  s.  unten. 
•  2)  Dass  nach  positivem  Rechte  ander«  BestimmuDgen  gelten,  ge- 

hört nicht  hieher,  s.  den  folg.  §. 
3)  Die  nähere  Begründung  s.  im  folg,  §. 
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lütte  Wiedflvbentellaog  mIIuI  ist  die  Bestraf nnf.  .  Bas  für  ' 
liiese  WiederinnteDoBg  ds  iiotliwei^ 
'  recht.  Ailcli  das  Sträfrecht  ist  unter  dnem  doppelten  Ge- . 
sichtsponkte  aiiikiifiMseD.  Der  Iniiegriff  der  Normen  über 
Verlireclien  and  Strafe  l»Udet  das  objectiye  Strafr^chL 
Bas- Recht  der  Allgemeinheit,  das  yerletite  objective  Recht  ' 
irieder  h'ersnsteUen  ist  das  snbjectiTe  Strafrecht 

Anmerkung*  Der  Begriff  der  Strafreehf  swisscnsehaf^ 
ab  des  wisscnseliafttich  geordneten  Inbegriffii  der  LehfCB  iibcr  . 
Verbsechen  vnd  Strafien,  ergibt  sl<^9  nach  dem  im  Texte 
Gesagten,  Ton  selbst Die  Ansdviicke:  Strafrecht,  Cri- 
minalrecht.  Peinliches  Recht,  werden  rieUadi als|;leieh- 
bedemsnd  gehrancht  Inwiefern  die  letzteren  al&er,  strenge 
genommen,  eine  engere'  Bedentang  haben,  alader  erstere,  ist 
^ms  dar  Doctrin  des  Genuinen  Rechts  bekannt* 

S  4. 

Sesrümflaiis  des  i^Srafreelita* 

Eine' wissensehaidiclie  Darstdinng  des  Stralrechts  moss 
2iim  Bewnsstsem  bringen,  anf  wddben  letzten,  nothwendi- 
geii  Granden  das  Strafrecht  berahet;  Die  Strafrechtswis- 
senachaft  hi^  bekanstlieh  darüber  rieUach  vefsdiiedene  Theo- 
rieen,  dies.  g.Strafrechtstheorieen,  aufgestellt.  Es  wer- 
den namentlich  onterschieden :  einfache  nnd  genüsclile,  femer 
absohlte  nnd  rektire  Strafreehtstheorieen.  Der  UnterschÜBd 
der  einfachen  nnd  gemischten  ist  von  sdbst  kbr.  Die  abso- 
loten*  Strafirechtstheorieen  suchen  die  Strafe  wn  des  Rechts 
viUen;  die  rdatiren  soeben  sie  nm  des  WoUs  des  Staates 
iiillen  so  reditfertigen*  Wie  der  rdatiTcn  eine  grosse  Menge 
aolgestellt  wird,  so  whrd  noch  imter  den  absoluten  wieder 
mehi^fiidi  onterschiedea.  Das  Weitere  moss,  ab  aos  dem 
Gemeinen  Sirafrecfate  bekannt,  Torausgeselzt  werden*),  Jede 


1)  Dia  weitere  Aoiiiilunuig  dieser  SStM  s.  in  meinem  Lehrb.  des 
Prems.  Strafr.  §.  1.  Ueber  andere  Ansichten,  namentlich 
an»- neuerer  Zeit:  Köstlin,  Neue  Revision  der  Grundbegriffe 
des  Griminalrechts ,  S.  20  £.;  Berner,  über  den  Begriff  des 
Verbrechens,  im  Arch.  des  Crim.  R.  f.  1849,  S.  443  f; 

2)  Vergl.  besonders:  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrimeh 
des  PeinL  Rechts,  f.  7e;  Ahegg,  die  verschiedenen  Streil- 
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^Ueser  verschiedeoen  Theorioeii  hal  eine  Berechtigung.  Nor 
in  sofern  jede  sich  als  die  aosschliessiich  berechtigte  dar-* 
.steUeo  viU,  ist  sie  im  Unrecht.  Das  Strafrecht  als  Recht  • 
kann  nur  auf  Grundsätzen  des  Rechts,  der  Gerechtigkeit, 
beraheo.  Als  ein  Xheil  des  Wesentlichen  des  Staats  kann  es 
aber  auch  nicht  nur  die  Beförderung  des  Staatswohls  nach 
dessen  verschiedenen  Riditttngen  hin  nicht  zurückweisen,  es 
muss  sie  vielmehr  von  selbst  und  nothwendig  zugleich  mit 
aufnehmen.  —  Fast  sÜmmtlicbe  bisher  aufgestellte  Strafrechts- 
tbeoricen  haben  den  grossen  Fehler,  dass  sie  lediglich  auf 
philosophischem  Wege  das  Slrafrccbt  begründen  wollen.  Die 
ßcgrÜDdnng  kann  nur  durch  die  Philosophie  und  Geschichte 
gefanden  irerden.  Verniiilcist  der  Philosophie  kann  allerdinfi 
erkannt  werden,  dass  das  Recht,  ai»  das  von  der  Vernunft  für 
die  Handlungen  der  Menschen  gegen  einander  für  nothwendigf 
Erkannte,  aufrechterhalten,  mithin  auch,  wenn  es  verletzt  ist, 
unter  Aufhebung  dieses  Unrechts  wieder  hergestellt  werden 
muss;  dass  also,  eben  um  des  Rechts  willen,  eine  Strafe  des 
Verbrechens  nothwendig  ist.  Etwas  Weiteres  kann  aber  auf 
diesem  Wege  nicht  gefunden  werden.  Namentlich  nicht  die 
Beantwortung  der  drei,  das  Wesen  des  Strafrechts  herstellenden 
Fragen :  welche  konkrete  Handlungen  sich  als  ein  Bruch  des 
Rechts,  als  Verbrechen,  darstellen;  durch  welche  Mittel 
Strafen  —  das  verletzte  Recht  wieder  hergestellt  werden 
müsse ;  und  wie  das  Verhäitniss  der  Strafe  zu  dem  Verbrechen 
sei?  Diese  Fragen  können  nur  anf  dem  Wege  der  That* 
Sachen,  der  Geschichte,  beantwortet  werden.  Allerdings  ist 
das  Recht  an  sich  nur  Eins.  Aber  das  Allgemeine  kann  nur 
ab  Besonderes  in  die  Erscheinung  treten.  Alles  Recht  be- 
steht nur  in  dem  und  für  das  Znsammenleben  der  Menschen 
(s.  d.  V.  $.].  Auch  das  Zusammenleben  der  Menschen  kann 
und  muss  als  ein  Allgemeines  aufgefasst  werden.  Aber  es 
aertheilt  sich  wieder  in  ein  vielfach  Besonderes.  Jedes  Be* 
andere  hat  seine  Eigenthümlichkeiten ;  auch  jedes  besondere 
Zusammenleben  der  Menschen.  Aber  alles  Zusammenldien 
der  Menschen  lässt  sich  nicht  denken  ohne  Recht,  also  nur 

rechutheorieen  (1835);  Hepp,  Darstellang  und  Beurtheilung 
der  Deutschen  Strefrechtssystene,  3  Theile  (IL  Aufl.  1848-1845); 
Luden,  Handbuch  des  teutsch.  genwinea  lud  pertieoL  Straf- 
rechtf,  Bd.  i,  S.  7  t;  Köstlin,  Revision,  S.  766  t 
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volBr  lismehift  IWoblB.  'Wmii  die  Veramift  da^ 
B«ie^'  «1»  te:  Nollmid^«  liiv  die  HandlimgeB  der  Me»* 
edben  gegen  einandei:  erkeimeB  läitt,  so  gaibietet  f ie  zih- 
gleiek-  dkF  a4><diiigte  Anfreektliailang  dieses  Nothwend^^, 
d.  h.  -die  Hsmcbaft  dtt  fteehts.  Des  Zuseanoeiilebeii  der 
Meuehea  nalcr  der  Herrschaft  des  Reehts  ist  der  Steelb  . 
Wie  der  Measeb  Termdge  seiner  Notar  olid  seiner  BestS»* 
mng  imr  ies  £iisaiiiDMnld>en  mit  Setnesgleicben  gedacht  werf 
den  kenn,  so  kenn  er  also  attck  ^  anter  der  Herrschaft  det 
Bechle,  also  anch  nur  im  Staate  insammenMiend  gedacht 
wevdepL  Der  Staat  ist  also  für  den  Bfenseken  Termöge  seiner 
Natnr  etwas -so  Nothwendiges,  dass  der  Mensch  ohaeein  L»- 
hen  HB  Staate,  also  oime  Staat,  gar  nidit  gedacht  werden 
knnn.  Es  hat  daher  keinen  Sinn,  wenn  man  für  das  Recht,  . 
öamentUch  anck  fiir  das  Strafirecht,  ein  Znsammeolehen  der 
Menschen  easserkalb  des  noch  nicht  fertig  gemachten 
StBKtef  and  in  diesem  fortig  gewordenen  Staate  antersefaeidea 
will  Der  Staat  ist  itein  Zufälliges,  WiHkindielies,  das  eben 
ra'krgend  einer  Zeit  nach  Gelegenheit  oder  Lamie  sich  fertig 
madien  liesse*).  Wie  natamothwendig  der  Staat  ist,  so  kann 
nnek  er,  gleidt  aHem  Allgemeinen,  mir  als  l»esonderer  m  die 
Enchmnnng  treten.  Die  besondesen  Staaten  sind  und  werden 
gebiUel  anter  der  fimrirkang  mannigfiicb  verschiedener  Ein» 
flösse :  der  Abstänrniang,  der  Bedürfnisse,  der  Sdncksale,  and 
des  grösstentheib  dadnreh  wieder  bedingten  Charakterst  Gel* 
stes,  Sitten  o»  s«  w.  Dnnaeh  bestimmen  sich  anch  ecme  Eigene 
thümlichkeiten  and  Besonderheiten*  Vor  allem  anch  sein*  Redit, 
und  in.  diesem  sein  Straf  recht.  Wie  nnn  aber  jeder  besondere 
Staat  immer  unter  den  aligemefaien  Begriff  des  Staates  fiUlt^ 
so  Ueibl  auch  jedes  besondere  Hecht,  also  auch  jedes  beso»* 
dere  Strafirechi,  in  dem  allgem^en  Begriflie  des  Rechts,  also 
anck  des  StrafrechtB,  enthdten.  Der  Chnwdcharakter  des 
Reckts,  elso  anok  des  Strafrecbts,  muse  dahor  in  aHen  Staslen^ 
bei  eilen  Völkern,  dersslbe  sein,  and  nur  im  Euuelnen  können  ' 
Abweiefanngen  eintreten. 

1)  Schon  daraus  ergibt  sich  die  Unrichtigkeit  der  Ansicht,  die 
den  Staat  als  auf  einem  Vertrage  beruhend  darstellen  will. 
.  Dass  man  übrigens  den  Staat  als  ein  mehr  oder  weniger  ge- 
ordnetes Gan-^e  auffassen  kann,  ist  für  den  Begriff  ohM 
Kinflass* 
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So .  leigt  es  in  der  ThitX  die  Gesduehte.  Es  steUen  sich 
liier  för  das  SCrafirecht  besonders  folgende  Momente  lierans: 
1.  Ueberall  wird  ein  Strafirecht  anerkannt:  eine  redidiclie 
Nothwendigkek,  das  yerletste  objeedye  Recht  wieder  herzu- 
stellen« Udberall  besteht  daher  anch  ein  objectiTes  nnd  ein 
sobjectiYes  Sirafrecht.  Jenes  als  Inbegriff  der  in  den  beson- 
deren Staaten  geltenden  Nonnen  über  Verbrechen  und  Strafen. 
IHeses  als  Recht  des  Staates,  nnd  daher  nicht  blos  als  dessen 
Seingniss»  sondern  auch  zugleich  als  Pflicht,  jene  Normen  zur 
Anwendung  zu  bringen.  Lt  nämKch  die  WiederhersteUnng 
des  verletzten  objecüven  Rechts  rechtlich  nothwendig,  so  kann 
sie  ?on  der  einen  Seite  nicht  willkürlich,  wie  eine  blosse  Be* 
ingniss,  sondern  sie  moss,  wie  eine  Pflicht,  ansgeinhrt  werden 
und  ins  Leben  treten ;  Ton  der  anderen  Seite  kann  sie  aber  nur 
Befngniss  und  Pflicht  dessen  sein,  dessen  Recht  v^etzt  ist, 
also  der  Gesammtheit,  des  Staates.  Die  noch  immer  gewöhn- 
liche Lehre  von  der  Privatrache  in  den  Anlangen  des  Stra^ 
lichtes  bei  einem  Volke,  ist  eine  durchaus  falsche.  Wo  dort 
der  verletzte  Einzelne  sich  selbst  die  Genugthuung  verschafite, 
war  dies  eben  nur  eine  besondere  Form,  unter  wekher  das 
Strafrecht  des  Staates  g^andhabt  wnrde:  der  Staat  hatte  dem 
Einzelnen,  nnd  zwar  in  solcher  Weise,  die  Anwendung  der 
Strafe  übertragen 3.  Das  Recht  in  seinem  ursprünglkhen; 
unverfälMhten  Zustande  hat  überall  eine  und  dieselbe  Wurzel 
mit  dem  Sittlichen.  Es  ist  nur  unter  den  allgemeinen  Begriff 
des  SittKciien  zu  bringen,  des  als  gut,  im  Gegensatze  dem 
als  böse,  Erkannten.  Der  Begriff  in  dieser  weiten  Bedeutung 
zertheilt  sich  in  das  Rechte  nämlich  dasjem^e  besonders  her- 
vorgehobene Sittliche,  das  durch  einen  äusseren,  von  beson- 
deren Organen  des  Staates  auszuübenden  Zwang  aulrecht  er- 
halten w^en  soll,  und  in  das  einfach  Sittliche,  für  welches 
ein  solcher  besonderer  äusserer  Zwang  mcht  gegdien  ist 
Unter  allen  Völkern  wird  aus  dem  allgemeinen  Begriffe  des  ' 
Sittlichen,  in  Beziehung  auf  eine  Verneinung  (Verietzung)  des- 
selben, das  Recht,  als  verschieden  von  dem  ein&ch  Sittlichen, 
in  drrifacher  Weise  herausgenommen.  Einmal  insofern  nur 
bestimmte  Handlungen  überhaupt  ab  Rechtsverletzungen  be- 
trachtet werden.  Zum  anderen  insofern  einzelne  dieser  Hand- 


1)  S.  weitir  miten  f.  7. 
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lungen  nur  als  Verletzungen  des  Rechts  betrachtet  werilen,  die 
blos  eine  Wiederherstellung  des  verletzten  sabjectiven 
Rechts  des  Einzelnen  herausfordern.  Zum  Dritten  insofern 
andere  eine  Wiederherstellung  dieses  subjectiven  und  zu- 
gleich des  objectiven  Rechts  bedingen  Es  bilden  sich  hier-  ' 
durch  die  Begriffe  des  Unrechts  überhaupt,  des  blos  bür-  ' 
gerlichen  Unrechts,  und  des  Vorbrechens,  letztere  beide 
in  jenem  ersten  enthalten.  Im  Einzelnen  herrscht  hierbei  nun 
zwar  unter  den  verschiedenen  Völkern  grosse  Verschiedenheit. 
Aber  diese  hat  ihren  Grund  nur  theils  und  hauptsächlich  in 
der  verschiedenen  niedrigeren  oder  höheren  Schätzung  der 
durch  eine  Handlung  verletzten  (oder,  was  gleich  steht:  ge- 
fährdeten) Güter,  welche  als  solche  in  dem  Zusammenleben 
der  Menschen  gelten,  theils  in  der  Beschaffenheit  der  ver- 
letzenden  Handlung.  Je  nachdem  diese  Handlung  den  herr- 
schenden sittlichen  Ansichten  gegenüber  sich  als  weniger  oder 
mehr  verworfen  darstellt,  und  je  nach  dem  angenommenen 
geringeren  oder  höheren  VVerthe  jener  Güter  wird  eine  Ver- 
letzung derselben  als  Recbtsbruch,  als  blosses  bürgerliches 
Unrecht,  als  —  Strafe  bedingendes  —  Verbrechen  betrachtet'). 
3.  Das  verletzte  subjectivc  Recht  wird  einfach  durch  mögliche 
Wiederherstellung  des  vor  der  Verletzung  vorhanden  gewesenen 
Privatrechtszustandes  wieder  hergestellt ,  direct  durch  Zurück- 
gabe des  dem  Vermögen  des  Verletzten  entzogenen  Gegenstan- 
des, indirect  durch  eine  entsprechende  Vermögensentschädigung 
dafür,  symbolisch  durch  andere  Handlungen  (Ehrenerklä- 
rung u.  s.  w.),  durch  welche  nach  der  herrschenden  Rechts- 
ansitht  die  Verletzung  als  wiederaufgehoben,  die  That  gleich- 


1)  Bei  jedem  Verbrechen  liegt  nothwendig  zugleich  die  Verletzung 
irgend  eines  subjectiven  Rechts  vor.  Allein  nicht  immer  er- 
kemt  daj  positive  Rcdit  diftict  sobjcctive  Recht  ab  ein  Privat- 
recht an ,  das  auf  Frivat^mq^muig  Anspruch  machen  könnte. 

2)  £in  bestimmter  allgemeiner  philosophischer  Grundsatz  lässt 
sich  hier  überall  nicht  aufstellen.  Es  ist  eben  so  unrichtig, 
z.  B.  yjede  vorsätzliche  Verletzung'*,  als  mit  Köstlin,  Re> 
Ttsioa  S.  43,  jede  Handlang,  bei  welcher  «in  und  mit  einem 
Eingriff  in  eine  bestimmte  ReditssphSre  dir  ICmets  verban- 
den ist,  das  Reeht  als  Recht  zu  verletzen,  seine  Heiligkeit 
prinzipiell  zn  negiren'*,  als  das  Verbrechen  zu  bezeichnen. 
Aach  bei  dem  blossen  Civilnnrecht  ist  dieser  Vorsatz  oft  genug 
vorhanden. 
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sam  als  OBgesdielMsa  genudit,  l>elrachlet  wird.  Eine  soldMi 
CvCftngdittiuig,  «acb  iaatch  Ersati»  läwt  iür  die  Verietmog 
d^  olbjectfffen  Rechte,  für  das  Yedbreehen»  sidi  nidil  denkeiu 
Uekerail  findel  sich  daher  anslalt  derselben  luer  eb  anderes 
Mittel,  und  iwar  das  derZnfi^fnng  elaesUebeb  an  den  Gnlem 
des  Lebens  gegen  den  Verkizenden.  Mach  der  allgemeineii 
Recksaneicht  und  Heehtaöberzeugang  aHer  Völher  whrd  dureh 
das  Zttfiigen.  eines  aokfaso  Ueheis  das  verlelile  ob jectife  Rechl 
för  inederhergeslelit  erachtet,  besteht  idso  die  Strafe  des  Ver- 
brechens in  der  Znfügung  eines  anf  die  Gäter  des  Lebens  sidk 
beliebenden  Ueheb  gegen  den  Verbrecher.  Es  entsteht  die 
Frage:  warän  gerade  dnrdi  solche  Zafügang  von  Uebehtdas 
▼erletEte  objectire  Recht  for  wiederhergestellt  erachtet  iretd«» 
wamm  gerade  daihi  das  Recht  der  Strafe  bestehe?  Es  han«» 
deh  sich  hier  nm  eine  Thatsache  der  Geschichle;  ein  allge- 
meiner fUiosophischer  Grmidsatx  ISisst  sich  daher  aaeh  hier 
.  nicht  anfetellen.  Man  kann  nur  einen  Erklarungsgnmd» 
und  nrar  ans  der  sinnlichen  Seite  der  menschlichen  Natur 
SB  Hälfe  nehmen:  J>em  directen  Wiederherstellen  sieht  dem 
Menschen  der  Ersats  am  nächsten»  dem  Ersali  die  Wieder* 
▼ergeltnDg,  die  dhrecte  oifer  indireote.  Dorch  das  Verbrechen 
ist  das  objeethe  Recht  in  Resiehnng  auf  Gäler  des  Lebens  in 
einer  Weise  Terletst,  dass,  insofern  es  sich  mn  Wiederhetw 
stelhmg  des  verletilen  objeetifen  Rechts  handelt,  weder  direot 
noch  durch  Ersatz  eine  Wkderherstellung  möglich  ist;  der 
Ciedanka  an  eine  WiederheniellnDg  durch  directe  oder  in<^ 
directe  (symbolisdie]  Wiedervergeltnng  lag  daher  nahe^). 
Ai  Philowphisch  anfge&sst,  kann  das  Unrecht  nur  eines  sein. 
Verschiedene  Grade  desselben  können  immer  nur  aus  der  Er* 
fehmng,  und  dann  aUerdiogs  nadi  allgemeinen  SHtsen,  con- 
stmirt  werden.  So  auch  ist  es  mit  den  Verbrechen.  Die  Er- 


1)  Es  bedarf  haum  der  Bemerkung,  dass  hierdurch  Keine  Wieder- 
vergeltuQgstheorie  aufgestellt  wird.  Durch  die  Strafe  soll  das 
Rcdit  wiedevhflrgestcUt  wtrdeiii  aar  d«nm  ist  sie  eine  ge- 
rechte, ein  Recht;  dass  das  daza.  •agewandte  Mittel  sich 

in  einiger  Hinsicht  als  eine  Art,  eigentlich  nur  als  verwandt 

mit  der  Wiedervergeltunof  darstellt,  ist  eben  so  unwesentlich, 
als,  rechtlich,  zufällig.  Die  Wiedcrvergeltnngstheorieen  finden 
das  Recht  der  Strafe  eben  nur  darin,  dass  sie  eine  Wieder^ 
Vergeltung  enthalt. 
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fabrung  zeigt  überall  eine  Annahme  vielfacher  Gradationen  der 
Verbrechen  je  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Schwere 
derselben,  und  in  demselben  Masse  eine  Anwendung  schwe- 
rerer oder  geringerer  Strafen  ge«fen  den  V  erhrecher,  also  ein 
VerhUllniss  der  Schwere  der  Strafe  zu  der  Schwere  des  Ver- 
brechens, oder  einer  grosseren  oder  geringeren  Strafwiirdigkeit 
des  Verbrechens.  Der  Bestimmungsgrund  hierfür  liegt  in  dem 
angenommenen  grösseren  oder  geringeren  AVerlhe  der  durch 
das  Verbrechen  verletzten  (oder  auch  in  Gefahr  gesetzten)  Güter 
und  in  der  grösseren  oder  geringeren  sittlichen  Verworfenheit 
iler  verietienden  Handlung.  Jener  Werth  und  diese  Verwor- 
fenheit werden  in  ihrer  Verschiedenheit  wieder  durch  die  Be- 
soiKleriieiteu  und  EigenlhüralkU^eiten  der  verschiedenen  Volker 
bedingt^). 

.      Weflm  d««  ITertireclieM  «mI  der  Strafe* 

Aus  der  gefundenen  Begründung  des  Strafrcchls  ergeben 
»ich  zugleich  die  Resultate  für  das  Wesen  des  Verbrechens 
und  der  Strafe.  Beide  können  allerdings  zunächst  nur  nach 
der  Kechlsüberzeugung  eines  gegebenen  Volkes  aufgefasst 
werden.  Insofern  aber  die  Rechlsüberzcugung  aller  Völker 
in  dem  Grundcharakter  beider  zusammentrifft,  liegt  in  jecer 
Auffassung  zugleich  die  der  Recbtsüberzcugung  aller  Völker. 
Das  Vcrbre<'hen  stellt  danach  sich  dar  als  eine  das  objective 
Recht  in  solcher  Weise  verletzemle  Handlung,  dass  nach  der 
herrscfeeoden  Rechtsansicht  eine  Wiederherstellung  des  ver- 
letzten objectiven  Rechts,  eine  Strafe  nothwendig  wird.  Die 
Strafe  stellt  danach  sich  dar  als  ein  nach  der  herrschenden 
Rechtsüberzeugung  dem  VerbreclicQ  zuzufügendes  Lehel  in 
Beeiebung  auf  die  äusseren  Güter  des  Lebens,  zur  Wiederher- 
stellung des  verletzten  objectiven  Rechts.  Die  »Strafe  findet 
also  überall  nur  um  des  Rechts  willen  statt ;  sie  ist  also  selbst 
ein  Recht.  Sie  ist  ein  Recht,  durch  welches  das  begangene 
Unrecht  —  Verbrechen  —  wieder  aufgehoben  und  das  ver- 
letzte Recht  wieder  hergestellt  wird.  ' 


4)  Bei  dem  Deutschen  Volke  g^b  r.  B.  sl«l$  Feigheit  Und  Hinter- 
list der  Handlung  den  (^li«r«kteT  iies«Bdcrer  sitHicber  Ver- 
worfenheit. *■ 
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Armurkung,  Man  pflegt  J>ei  der  pbiloiopliMobca  Begrün« 
dimg  des  Strafredhts  den  Gmadfatz  enfsiieteUcii,  daes  reebl- 
lich  dne  Strafe  sich  nicht  denken  lasset  wenn  sie  niclit  TOilier 
dnrdi  ein  (Straf-)  Gesetz  angedrohet  sei  (anUa  pwna  sine  lege). 
Es  wird  dann  daraus  gefolgert,  dass  aneh  nor  diejenige  Hand- 
lung ein  Verbreeiien  sei»  weldie  rm  dem  Gesetze  als  solebet 
beneiduiet,  also  mit  Strafe  bedrohet  ist.  Für  das  pofitifre 
Strafreeht  ist  der  Satz  nnswei&Uiafk  riehtig.  Ansserdem  ist 
er'  aber  ToUkonunen  falsch.  Recht  und  Unrecht  ist  bei  dmtm 
Volke  anr,  was  der  aUgemeine  Recirtswille  des  Volkes  als 
Recht  und  Unreefat  bezeichncL  Der  allgemeine  Rechtswille 
beruhet  auf  der  allgerndnen  Rechtsüberzeuguog.  Die  allge- 
meine RechtsSbcffzei^gung  und  der  aUgemeine  Rechtswille  eines 
Volkes  werden  aber  dien  durch  die  Recfatsüberzeugung  und 
den  Reehlawillen  jedes  Einzelnen  im  Volke  hergestellt.  Recht 
und  Unrecht  werden  also  als  solches  lebendig  in  und  aus  dem 
Inneren  eines  ieden  Einzelnen  heraus  erkannt  ^  folglich  auch 
das  strafbare  Unrecht,  als  solches  fiberhanpt  and  nach  seiner 
jedesmaligen  besonderen  Strafvrürdigkeit.  Ein  besonderes 
Strafgesetz  könnte  da  nur  aussprechen,  was.  schon  Jeder  weiss. 
So  kann  übrigens  der  Rechtszustaud  nicht  blos  gedacht  wer- 
den« So  muss  er  vielmehr  auch  überall  da  in  Wirklichkeit 
bestehen,,  wo  das  praktisch  gehende  Recht  eben  das  im  all- 
gemeinen Rechtsbewusstsein  des  Volkes  lebende  Recht  ist, 
und  frdlich  aneh  unmittelbar  aus  diesem  allgemeinen  Rechts- 
bewnsstsein  heraus  zur  Anwendung  gebracht  wird. 

Im  modernen  Staate  freilich  ist  es,  wenigstens  meistens, 
anders')*  Man  hat  hier  überhaupt  gemachtes  Recht,  und 
da  musste  man  denn  auch  das  Strafrecht  machen,  d.  h.  die 
Handlungen ,  welche  bestraft  werden  sollen  und  können,  vor- 
her durch  Gesetze  mit  Strafen  bedrohen.  Von  dem  Rechte 
des  Volkes  ist  da  wenig  übn'g  geblieben, 

i)  Es  gibt  noch  theilweise  Ausnahmen:  namentUch.inden.s.g. 
Schweizerischen  Demokretieen,  In  den  meisten  derselben  be- 
steht das  Strafrecht  noch  vielfach  in  einem  Gewohnheitsrechte, 

das  nicht  blos  durch  die  Ucbung  der  Gerichte  cxislirt,  son- 
dern in  dem  Kechtsbcwussl.sein  und  Rechtswillen  des  «anzen 
Volkes  lebt.  5.  z.  B.  Zell  weger,  Geschichte  des  Appen- 
zellischen  Volkes,  Bd.  1.  S.  m 
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III.   Geschichte  des  Schweizerischen 

Strafrechts. 

•  ■ . 

6. 

Die  Bewohner  der  meisten  Kantone,  deren  Strafrecht  den 
Gegenstand  dieser  Darstellung  bildet,  sind  Germanischen,  und 
zwar  Alemannischen  Ursprungs.  Auch  ihr  Recht  war  Ger- 
manisches. Die  meisten  der  genannten  Kantone  gehörten  bis 
zum  Ende  des  fünfzehnten  und  Anfange  des  sechszchnten  Jahr- 
hunderts dem  Deutschen  Reiche  an,  und  nahmen  mithin  mehr 
oder  weniger  an  dessen  Rechte  Tbeü.  Sie  schlössen  aber  auch 
ferner  namentlich  dem  Deutschen  Strafrechte  sich  an ,  beson- 
ders auch  dem  der  Peinl.  Ger.-Ord.,  so  wie  dem  der  Deut- 
schen Doctrin.  Die  Geschichte  des  Schweizerischen  Straf- 
rechts ist  daher  im  Ganzen  die  des  Deutschen  Gemeinen 
Strafrechts,  und  nur  für  die  neuere  Zeit  verfolgt  sie  zwar 
einen  anderen  Weg,  der  indess,  schon  insofern,  als  auch  die 
Strafgesetzbücher  der  Schweiz  denen  Deutschlands  sich  mehr 
oder  weniger  unmittelbar  anschliessen,  mit  dem  der  Geschichte 
des  Deutschen  Gemeinen  Slrafrechts  sich  vielfach  verschlingt 
Die  Darstellung  der  Geschichte  des  Schweizerischen  Straf- 
rechts ergibt  sich  hiernach  von  selbst.  Sie  darf  nach  dem 
Plane,  des  Werks  jedenfaiis  nur  eine  gedrängte  sein. 

7. 

• 

In  den  ersten  Zeiten  eines  staatlichen  Lebens  kann  es*) 
nocb  keine  ausirebildcten  Rechtsbegriffe  und  keinen  geord- 
neten Rechtszustand  geben.  Es  tritt  besonders  hervor,  dass 
blos  bürgerliches  Unrecht  und  strafbares  Unrecht  in  dem  all- 
gemeinen Bowusstsein  noch  wenig,  vielleicht  gar  nicht,  jeden- 
falls nicht  klar,  von  einander  geschieden  sind.  In  Verbindung 


J)  Der  Regel  nach.    Ausnahmen  können  eintreten;  man  denke 
an  einzelne,  in  neuerer  Zeit  entstandene  Staaten  in  Nord- 
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damit  steht,  dass  die  VerfoIguDg  eines  jeden  Unrechts  dem 
an  seinem  (suhjeetivan)  Bechle  Vwletilien  öheriassen  bleibt 
Wii  ihm  Tereiitigt  sich  seine  Familie.  Hat  eine  Tödtong  statt- 
gelonden,  so  ist  ohnehin  die  nnmittelbare  Verletzung,  mithin 
Verfolgang  der  Familie  gegeben.  Erst  später  tritt  das  Ganze, 
der  Staat  (in  der  frühesten  Zeit  die  selbstständige  Gemeinde) 
bm  der  Verfolgung  ein.  Bas  Reifatsbewnsstsein  ist  nach  und 
aaeh  aasgebildeter,  klarer  geworden ;  der  Gedanke  einer  Wie» 
deibeiileUung  des  Aecbts  dnreh  Einschreiten  des  Gannan,  wie 
«wk  anderoseila  einer  Verietzong  des  Eecbls  des  Ganzen  mid 
der  Nothwendigkeit  der  Wiederbentelliing  aneb  dieses  ▼er* 
latsien  Rechts,  stellt  sieb  heraus ;  vieUeiebt  zugleich  gelreckt 
dttpcb  das  Interesse  des  Ganzen,  besonders  an  der  BeUegang 
der  Streiiigkeiien,  die  nur  au  leicht  die  Reehlsv«rfoignng  des 
emzelnen  Verletzten  nnd  der  Seinigen  mit  sick  fubreo  nraas. 
Baher  tritt  sie  zuerst  nur  etwa  ▼ermiUebd,  beilegend  eki;  TOn  ' 
aelfaat  «itstebt  dadunch  nach  und  nach  die  eigentlich  zwingende 
Gerlchtsburkeit,  sowohl  gegenüber  dem  bürgerlkkenf  als  dem 
nnn  mehr  und  mehr  klar  unterschiedenen  stralhareii  Unrecht« 
Bei  V^etzungeu,  die  nicht  bkw  gegen  Einzelne,  sondern 
gegen  alle  Mitglieder  der  Gememde,  also  gegen  das  Ganze  an- 
müteibar  gerichtet  waren  (Verrath,  reigbcit  im  Kriegen,  s.  w.), 
musste  nothwendig  von  Anfang  an  die  Gemeinde  unmittelbar 
Terffl^end  eintreten*  Ber  Art  der  Verfolgang  correspondiren 
die  Mittel  der  Wiederbemtelking  dca  ficrietattn  Rechte.  Bas 
Reditsbewusstsein  des  Vertetaten  bestmimt,  wann  und  wie  er 
sein  Recht  für  wiederhergestellt,  seine  Genugihuung  für  aus- 
rmckend  erachten  wfll;  freilich  unter  dem  Eindrucke  und  Ein- 
flüsse des  in  dem  Ganzen  lebendigen  (allgemeinen)  Rechtsbe- 
wusstseios,  dessen  Trager  jeder  Einzelne  ist  Bass  namentlich 
bei  schweren  Verietsun^an  des  Rechts  das  Mittel  der  Wieder^ 
heBSteUung  die  Vemiditung  4ies  Verletzenden  ist,  crktürt^ier 
rohe  Charakter  jener  Zeiton.  Bie  älteren  —  bekonntHek 
und  aatttiliGk  sekwadmn  — .Spuren  des  Bentschen Sirafirecbts  - 
zeigen  um  diens  in  feinem  sehon  mmgermassen  geordaelen 
Znalande.  Es  werden  untersohiedea  die  Vcrietiongen  (Ver- 
brechen) unmittelbar  gegen  die  ganze  Gemeinde  und  die  gegen 
Einzelne.  Jene  (Verrath,  Ueberiaufen  zmn  Feinde)  werden 
▼OB  der  gansen  Gemeinde  geahndet,  ihre  Strafe  ist  Lebens- 
strafe.  INe  anderen  werden  tob  dem  Verletzten  (und  dessen 
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Angehörigen]  Terfolgt;  darch  die  Fehde,  in  welcher  er  das 
Recht  hat,  den  Gegner  (Verietzenden)  za  tödUn,  wenn  dieser 
ihm  nicht  die  znreichende  Genngthnung  gibt.  Das  Mittel,  der 
Gegenstand  der  letzteren  stand  (unzweifelhaft]  nicht  in  der 
Willkür  des  Verletiten,  sondern  unter  dem  allgemeinen  Rechts- 
bewusstsein.  Dies  geht  schon  daraus  hervor,  dass  nach  ü/Ot 
Schwere  der  Rechtsverletzungen  höhere  oder  geriogerei  Ver- 
jnögensbussen  festgestellt  waren,  welche  der  Verletzende  dem 
Verletzten  zu  dessen  Genugthuung  entrichten  musstow  Hierin 
£ndet  sich  die  erste  Erscheinung  einer  gewissen  Ordnung  in 
ilem  frühesten  -  uns  bekannt  gewordenen  —  Germanischen 
Reehtsleben.  Eine  kweile  findet  sich  aber  auch  zugleich  in 
Folgendem:  Die  Busse  wurde  nicht  aUein  dem  Verletzten  ge- 
geben ;  einen  Theil  derselben  mAMl  auch  die  Gemeinde.  Der 
CSedanke  war  also  schon  zum  Bewnsttseln  gekommen,  dass 
die  VerietzuDg  des  snbjectiven  Reehts  zugleich  eine  Verletzung 
des  objectiven  Rechts,  der  Rechtsordnung  in  der  Gemeinde, 
des  Friedens  der  Cremeinde  nach  Germamscher  Anschauungs- 
und Sprachweise,  enthalte.  Daher  führte  der  Antheil  der  Ge- 
meinde an  der  Busse  den  Namen  Friedensgeld,  Fredum,  Fredus. 
Fehde  und  Fehderecht  tritt  indess  —  natürlich  —  nur  ein 
unter  den  freien  Mitgliedern  der  Gemeinde  —  für  sich  und 
ihre  Angehörigeo.  Der  Unfreie,  wenn  er  ein  Verbrechen  be- 
gangen hatte,  wurde  immer  am  Leben  oder  am  Leibe  — 
Züchtigung  —  gestraft.  —  Dieser  älteste  Zustand  des  Deut- 
schen Strafrechts  findet  sich,  in  seinen  Elementen  unverändert, 
TOn  der  Zeit  des  Tacitus  bis  zum  Beginne  des  Mittelalters. 
Die  Zeit  halte  ihn  nur  mehr  und  mehr  ausgebildet.  Die 
Bussen  waren  in  den  einzelnen  Volksrechten  genau,  oft  bis 
in  das  geringste  Detail  hinein,  bestimmt,  nach  der  Schwere 
der  Verletzungen ,  nach  Stand ,  Geschlecht  und  Alter  des  Ver- 
letzten, nach  der  sittlichen  Verworfenheit,  die  durch  oder  bei 
der  Zufugung  der  Verletzung  sich  an  den  Tag  gelegt  hatte. 
Einen  besonders  schweren  Charakter  gaben  in  dieser  Bezie- 
iuing  den  Verbrechen  von  der  einen  Seite  Hinterlist  und 
Feigheit  und  von  der  anderen  Seite  rohe,  mit  gemeiner  Ge- 
fahr verbundene  Gewaltthat.  Sie  hatten  nicht  nur  besondere 
Erbdhnng  der  Busse,  sondern  auch  manchmal  Ausschliessung 
der  letzteren  und  dann  Lebensstrafe  zur  Folge.  Der  Ge- 
meindeantheü  an  der  Busse  fiel  später  an  den  König,  als  den 
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Biuiiiielirigeii  Wahrer  dflsFiM«!»*).  MaidM  Y<m  doB  AU«ai 
kt  «elbmedend  donktlv  nwd  daher  auch  yiel&ch  heatritteo. 
Namaatfiofa  das  Fchderaeht:  in  wie  Um  es  nhaschriiakt  xur 
slaiid,  meht  nur  dem  Verletiten,  sondarn  auch  dem  VeilelieB^ 
den,  so  dasa  diaiar,  anslaU  der  Bosse  sieh  in  witerwerCen,  mr 
Fehde  greifen  konnte,  das  Eünsehreitan  der  Gemeinde  also 
lediglich  ein  yermiltelndes  gewesen  wire;  oder  besehfänkt* 
Uns  dem  Verletzten  nnd  aneh  aar  für  sdiwcre  Verbrecheis, 
ao  dass  er  bei  geringeren  Verietinngen  das  Gericht  (die  6e- 
meindre]  angehen  nnd  deren  Sprach  sidi  nnterwerfen  mnsste 
Sichtig  mag  wohl  nur  sein,  dass  das  ursprünglich  nnhaschränlEte 
Fehd«ireciit  mehr  nnd  mehr  so  beschränlKt  wurde.  Änderet^ 
seits  .'ist  an  bemerken,  wie  besonders  in  den  Skandinavischen 
Eecbisqnellen  erhebUcbe  Modlficatbnen  des  Smfrechls  gegen- 
nhar  den  anderen  Germanischen  Völkern  hervortreten  M<- 
gemein  miua  aber  hier  bemerkt  werden,  dass  nirgends  im  Ger» 
maciiadien  Strafreehte  sieh  ein  Prinzip  der  Rache,  sondern 
ühsindl  nur  das  des  Rechts  findet  Allgemein  wird  allerdings 
4bü  Gegenlheil  angenonunen;  freilich  manchmal  mit  dem«Ver» 
die  Rache  sogar  als  etwas  Edles,  oder  als  eme  Ahnung 
der  Forderung  des  Rechts,  dass  das  Unrecht  nicht  bestehen 
dürfi^t  darzustellen.  Allefo  die  Rache  ist  nnd  bleibt  immer 
eine  \inedle  Leidenschaft*,  selber  ein  Unrecht,  nnd  verbunden 
ndt  di'mi  Bewnsstsein  in  dem  Rächenden,  dass  er  nicht  ein 
Recht  verfolge,  sondern  eben  Umreoht  thne.  Davon  findet  sich 
in  jenei'  Germanischen  Reehtsverfolgung,  bei  der  Gemeinde, 
wie  bei  dem  einzehMn  Verletzten,  keine  Spur.  Aneh  dieser 
Eetctere  wollte  nur  und  verfolgte  nur  sein  Recht,  was  aneh 
nmr  dnrclft  das  in  einnsfaien  Rechüqaellen  daför  vorkommende 
Wort  »raeJi^  bezeichnet  werden  soll  (vergleiche  unten),  und 

1)  Vef|(l.  üb^r  das  Vorgetragene  Tacitas,  Germ.  c.  i2;  Eich- 
kern,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Bd.  1,  §§.  1$, 
71,76;  Griium,  Deutsche Rechtsalterthümer,  S. 646 f.;  Jarke^ 
Handbuch  dt-s  gem.  Deutsch.  Strafrechts  §.  4;  Rosshirt,  Ge- 
schickte und  t^ysteai  des  Deatoehcn  StrefrechU  f.  3;  WiUa, 
Strafrecht  der  Gemuuieii,  S,Qß$t,  270  f.,  319. 

2)  r  VcrgL  darüber  namentlich  Rogge,  Gerichtswesen  der  Ger- 

manen, §§.  1 — 5;  Jarke,  Handb.  §.  4  ;  Eichhorn,  St.-u, 
R.-Gcsch.  §§.  18,  76;  Wilda,  Strafrecht  der  Germ.  S.  188  f.; 
Wächter,  Beiträge  %ur  Deutschen  Geschichte  Abs.  II. 

3)  Vergl.  nuaenttich  Wilda,  «.  e.  O.  S.  m 


Digitized  by  Google 


-  tl  -i 

wwst  verfolgte  er  im  süllschweigenden  Auftrage  der  Gemeinde 
pabcr  war  auch  die  Verfolgung  des  Koebts  an  ein  bestimmlef 
]}lass  gebunden,  dessen  Ueberschreitung  wieder  den  Verfolgen-^ 
den,  gar  unmittelbar  der  Gemeinde  gegenüber,  verantwortlicti 
ipacbte  *).     Der  geschilderte  Rechtszustand  findet  sich  wesent- 
lich auch  in  dem  Hechte  der  Alemannen*),  also  auf  dem  Schwei- 
zerhoden.  —  Das  Fehderecht  sowohl  als  das  ßusseusystem 
(gönnen  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Freiheit  des  In-< 
dividuums  aufgefasst  werden.  Aber  auch  nur  unter  dem  Ge-» 
Sichtspunkte  einer  Freiheit,  deren  Charakter  noch  roh  ist,  die 
zwar  das  Recht  als  über  sich  stehend  anerkennt,  aber  einer- 
seits noch  nicht  von  dem  Geiste  der  Humanität  des  Rechte 
durchdrungen  ist,  und  andererseits  noch  nicht  jene  feste 
äussere  Ordnung  des  Rechts  anzuerkennen  gelernt  hat,  ohne 
welche  dieses  unbeeinträchtigt  nicht  bestehen  kann.  Beide 
mussten  daher  einerseits  den  Keim  der  Ausartung,  also  auch 
der  Vernichtung  in  sich  selbst  tragen,  andererseits  aber  auch 
yon  dem  in  jener  Zeit  unter  den  Germanischen  Völkern 
sich  entwickelnden  Grundsätze  der  der  Freiheit  des  Indivi- 
duums gegenüberstehenden  Monarchie  verdrängt  und  erstickt 
werden.   Am  meisten  hätte  zu  ihrer  Beseitigung  wohl  das 
Chrjstentbuni  beitragen  können  und  sollen;  allein  sein  Geist 
4er  Milde  und  Menschlicbkeit  konnte  erst  in  weit  späterer 
^eit  das  Leben  der  \  ölker  befruchten.   Die  Gründe  solcher 
Verspätung  gehören  nicht  hieher.  — »  Karl  der  Grosse  verbot 
nur  die  Fehde.    Das  ßussensjstem  griff  zwar  er  noch  nicht 
'an;  im  Gegenlheile  befestigte  er  es,  indem  er  die  Fehde  ver- 
bot. Die  Busse  sollte  in  allen  Fällen  gegeben  und  angenummeu 
werden,  und  nur  wenige  Verbrechen  wurden  als  unsuhnbar 
durch  die  Gei^busse  i^nd  daher  nait  dem  Tode  zu  bestrafen 

J   UJl 

i)  Vergl.  Wild«,     «.  O.     i59  f. 

Ä)  Vergl.  Zellweger,  Gescbidite  des  Appenzellischen  Volkes, 
I.-  S.  29f. ;  Blumer,  Staats-  u.  Rechtsgeschichio  der  Schwei- 
zerischen Demokratieen ,  I.  S.  156,  und  besonders  Bluntschli, 
Staats-  und  Rechtsgeschicbte  von  Zürich,  I.  S.  73  f.  77  und 
die  4prt  citirten  Stellen  der  Lex  Al«in.  Als  Verbref^hen  gegen 
.  das  Gemeinweaan  und  ait  dem  Tode  si|  beatrafepi  führt  die 
Lex  Alam.  auf:  Mordanschlag  gegen  den  Herzog  (Tit.  24),  Lan- 
desverrath  durch  Herbeirufen  feindlichen  Kriegsvolks  (Tit.  25), 
Tumult  beim  Heere ,  weqn  in  Folge  desselben  Menschen  er» 
scUagen  waren  (Xit.  26). 
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;    Erklärt.   Allein  wie  jenes  Verbot  in  der  ersten  Zeit  praktisch 
wenig  wirkte,  so  hatte  dagegen  der  Umstand,  dass  gerade  in 
der  Karolingis(  hen  Zeit  die  Bussen  namentlich  für  die  schwe- 
reren Verbrechen  sich  immer  höher  steigerten,  die  ersten  An- 
fänge einer  Reaction  gegen  das  Hussensjstem  zur  Folge.  Diese 
ging  theils  von  oben,  theüs  aber  auch  von  dem  Volke  selbst 
aus.  Mehr  und  mehr,  immer  nur  nach  der  allgemeinen  Ivechls- 
ansicht  schwerere,  Verbrechen  wurden  für  unsühnbar  durch 
die  Busse  betrachtet  und  erklart,  und  mit  Lebens-  und  Leibes- 
strafen  belegt.  So  entwickelte  sich  denn,  zugleich  an  das  Sy- 
stem des  allgemeinen  Friedens,  sowie  an  die  damit  wieder  in  Ver- 
bindung stehende  Theilung  der  Gerichtsbarkeit  in  die  höhere  und 
niedere  anschliessend,  eine  strenge  Scheidung  der  strafbaren 
Handlungen  in  solche,  die  gesühnt,  und  solche,  die  nicht  ge- 
sühnt werden  konnten.  Alle  waren  sie  Verletzungen  des  all- 
gemeinen Rechtsschutzes  —  Friedens  — .  Aber  nur  jene,  die 
schwereren,  durch  welche  besonders  der  Friede  als  gebrochen 
betrachtet  wurde,  daher  Friedensbrüche,  Verbrechen,  auch 
Missethaten,  Ungericht,  wurden  mit  dem  Tode  oder  verstüm- 
melnden Leibesslrafen  bestraft,  sie  gingen  an  Hals  und  Hand, 
Leib  und  Leben,  und  fielen  dem  Blutbann  anheim  (caustP  gra- 
viores).   Mit  Geld  konnten  sie  nicht  gebüsst  werden.  Unter 
ihnen  wurden  einzelne  wieder  als  besonders  schwere  unter- 
schieden: die  hinterlistigen  und  verriitherischen,  die  offenen 
Friedensbrüche  der  gemeingefährlichen  Gewaltthatigkeit,  und 
die  Verletzungen  eines  besonderen  Sachenfriedens,  oder  des 
besonders  gelobten  Friedens.    Die  Zahl  dieser  eigentlichen 
Verbrechen,  anfangs  klein,  vergrösserte  sich  mehr  und  mehr. 
Ihnen  gegenüber  standen  die  geringeren  Vergehen,  Frevel, 
Unzucht.   Sie  gingen  an  Haut  und  Haar  (körperliche  Züchti- 
gung, auch  Haarabschneiden];  regelmässig  konnte  aber  Lösung 
mit  Geld  stattfinden,  Busse  (an  den  Verletzten)  und  Wette,  Ge- 
wette,  Gewedde  (das  alte  Friedensgeld)  an  den  Richter.  Sie 
wurden  gerichtet  von  den  niederen  (manchmal  auch  noch  von 
mittleren)  Gerichten  (causam  leviores).   Wie  diese  Scheidung 
zwischen  den  unsühnbaren  Missethaten  und  sühnbaren  Freveln 
'nur  nach  und  nach  sich  mehr  ausbildete,  bestand  selbst  neben 
den  s.  g.  öffentlichen  Strafen  für  jene  noch  lange  das  ßussen- 
sysleni,  namentlich  für  die  nicht  qualilicirten  Tödtungen  durch 
das  ganze  Mittelalter  hindurch,  bis  in  das  scchszebnte  Jahr- 
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hundert  hinein.  Eine  noChwendige  Folge  der  Ausbreitung^  des 
Systems  der  öffentlichen  Strafen  war,  freilich  in  Verbiuduug 
mit  manchen  Staatseinrichtungen  von  oben  her,  dass  das  Tehde^ 
recht  mehr  und  mehr  auch  faktisch  verschwand,  obwohl  ein 
Fehdeunwesen  (gleichfalls  unter  einer  —  anderen  — •  Form  de» 
Rechts)  mit  steigender  Rohheit  und  Gewaltthatigkeit  an  seine 
Stelle  trat.  —  Der  geschilderte  Zustand  erhielt  sich  im  Ganzen 
bis  zu  der  Zeit  der  Peinl.  Ger.-Ord.  Nur  machte  einerseits 
das  mehr  und  mehr  eindringende  fremde  Recht  sich  schon  im 
Einzelnen  vielfach  geltend  und  bereitete  noch  mehr  schon  jetzt 
seine  künftige  grössere  Herrschaft  vor.  Andererseits  wur-» 
den,  in  Folge  eben  dieses  Eindringens  und  jenes  Kriegs- 
und Fehdeunwesens,  die  Strafen  —  Hand  in  Hand  mit  dem 
Prozessverfahren,  freilich  aber  auch  mit  den  Verbrechen 
selbst  —  roher  und  grausamer.  Besonders  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  wurde  die  Todesstrafe  häufiger,  und  ihre  Voll- 
streckung grausamer.  Man  unterschied  ehrliche:  das  Schwert 
des  Scharfrichters  (»die  ehrliche  Pen  des  Schwertes und 
entehrende:  Hängen  am  Galgen,  Verbrennen,  Erlranken, 
Flechten  auf  das  Rad,  Pfählen  *).  —  Wie  in  Deulschland  über- 
haupt, so  war  aüch  in  der  Schweiz  der  Rechtszusland  dieser 
ganzen  Periode.  Ueberall  werden  Verbrechen  (Missethatcn, 
böse  Missethaten)  und  Frevel  unterschieden.  Unter  den  letz- 
teren finden  sich  besonders  hervorgehoben:  Blulrunst,  Erd- 
fäliigmachen,  Waffenzucken,  trockener  Fauslschlag,  bewaff- 
netes Heimsuchen  unter  dem  russigen  RalTeu  (Verletzung  des 
Haustriedens),  Bescheiten  des  geschworeneu  Eides,  Schelt- 
uiul  l)i  oh  Worte,  einfache  Injurien  (Hauptlügen)  und  Verleum- 
dungen (Hinterrede),  kleine  Diebstähle  (nicht  über  drei  Schil- 
linge*), oder  —  bei  Tage  —  an  Feld-  und  Gartenfrücbten, 
Holzdicbstahl ,  Entwendung  essbarer  Sachen  durch  Dienst- 
boten), kleinere  Fälschungen  (auch  an  Mass  und  Gewicht)  und 
andere  Betrügereien,  Ausbrechen  von  Marksteinen  (blos  fre- 
ventliche), geringere  Schwüre  u.  s.  w.  Sie  werden  gerügt  bei 
den  niederen  Gerichten  der  Städte,  Dörfer  und  Höfe,  die 

1)  V«r^.  über  mUesVofgemgeiiei  Eiehhom,  Rechtsgeschieht« 

§§.  206  ,  207,  Jarke,  Handb.  S§-  5,  6,  36;  Rosshirt,  Gesch. 
und  System,  L  M.  81  f.»  IL  «.  7i}  Wilda,  Strftfr»  d.  Gerau 

S.  276,  48^t  f. 

2)  YergL  Sachs.  Sp.          der  Schw.Sp.  i74  (Lassh.)  hat  5ächilL 
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idiwereren  auch  bei  den  Vögten.  Sie  werden  mit  Geld  ge-* 
büsst ;  die  Busse  ist  ein  für  allemal  nach  der  Classe  des  Ver-* 
gehens  bestimmt,  ohne  nach  der  Schwere  der  konkreten  Ver-* 
lettung,  des  Schadens  ii.  s.  w.  sich  zu  richten.  Sie  ist  in  deil 
terschiedencn  Gegenden  des  Landes  nicht  überall  die  Gleichcj 
in  den  (reicheren)  Städten  gewöhnlich  höher  als  auf  dem  Lande; 
Sie  wird  gegeben  an  den  Verletzten  und  an  den  Richter,  an 
den  letzteren  der  grössere  Theil  derselben,  manchmal  da^ 
Dreifache  der  an  den  Verletzten  zu  zahlenden.  Erst  wenn  die 
Busse  nicht  gezahlt  werden  kann,  treten  s.  g.  öfifentliche  Strafen 
ein:  Schlagen  mit  Rutheu,  Schnellen,  Schwemmen  (s.  unten)$ 
auch ,  aber  selten ,  Gefangnissstrafe  ( Thürmen  ) ,  häufiger  Ver-* 
bannung,  Halseisen,  Herumführen  auf  einem  Karren,  u.s.w. ') 
Als  Dlissethaten  werden  besonders  hervorgehoben  die  bereits 
öbfen  benannten  Verbrechen  gegen  das  Gemeinwesen  und 
ausserdem:  Mord,  Brand,  Raub,  Nothzücht,  Meineid,  Dieb-» 
stahl  (schwerer  und  grosser),  Todtschlag,  boshafte  Falschungeü 
(besonders  an  Münzen,  Urkunden,  Grenzsteinen),  sodann  def 
Bruch  des  besonders  gelobten  Friedens.  Unter  dem  Einfltissd 
der  Kirche  kommen  hinzu:  Gotteslästerung,  Ketzerei  und  Zau- 
berei und  die  schwereren  Fleischesverbrcchen  Sie  geheit 
ötj  das  Blut,  sie  treffen  das  Blut,  es  ist  durch  sie  der  Leib 
verwirkt.  Sie  werden  daher  nur  bestraft  von  demjenigen  Richter, 
dcl*  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  den  Blutbann  hat,  dem  Grafeii 
iind  durch  den  Vogt,  wo  diesem  —  häufig  der  Hlutbann  be- 
sonders übertragen  war.  Die  Strafen  sind  nur  s.  g.  öffentliche, 
und  zwar  Todes oder  verstümmelnde  Leibesstrafen.  Jene  neh- 
Sben  immer  roeht  zu,  bis  zum  fünfzehnten  Jahrhundert,  wö 
sie  in  häüfiger  und  grausamer  Anwendung  ihren  Höhepunkt 
deicht  haben.  Es  Wörden  aufgezählt:  Enthauptung  durch  dad 

Sthwert,  Ertränken,  Hängen,  Vietlheiien,  Rädern,  Verbren-^ 
......  ....  .  M. 

1}  Verftl.  über  Alles:  Bluntschli»  L  S*165f«,  222,  240f.; 

St  etiler^  St.  u.  R.  Geach.  T.Bern,  S..H,  Blum  er,  l.  S.  169  f.; 
Pfyffer,  Cresch.  v.  Lnzern,  I.  S.^  1;  Segesser,  Gesch.  v. 
tüzern,  II.  S.  605  f.,  609  f.,  626  ,  642  t,  674 f.,  \iro  überall  di« 
Rechtsquellea  selbst  angegeben  sind. 

AttXfsi  H^tt^img«!!.  liUfatl(tiblf ,  Ii  am,  tnrinüi^rt  iiii  die 
tnthan^tiUlg  Wäldmätani,  ünd  Wie  znr  Z^ii  des  s.  g.  Zii- 
richkrieges  drei  Bürger  Zürichs  enthaaptet  wnrdeli,  weil  sie 
sith  zu  Baden  den  Eidgenossen  zü  sehr  genähert  hatten. 
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mm,  WessM  L«b  Tcfcmkt  v«r#  dama  Yurmögeii  fiel  io  d«* 
l^gil  dfa»  Stm«  in.  Ab  (Um  TmlfuttHb to)  Ul^ 
Inttmai  bMnckn  vor:  Veriml  Htad  oto  der  Ohnii, 
AhnAaMtm  der  Zooge,  dabei  CMeela  wd  Habuseii  mit 
BrindMarknng.  Ib  Veriioidiuig  mit  ktateren  eigeotbümliche 
Slm&rlaoehdtsSGhwemaieB:  der VeriNnoberiRirde «i ebem 
Strieke  in  dae  Waeeer  geworfen  und  darin  nnter  Todwaiigst 
eine  Stracke  .mt  gefdnremmt  Anch  Ehrenstnfe  (Eatsetzoog 
der  Elve)  konnftt  tot  Bine  eigentUimliclie  StaUang  umoot 
andi  in  der  Sdiweii  der  Todtiddag  ein.  Für  den  ,»Todt« 
aehlag*^»  in  dem  mneneits  nidit  der  i^sclittndUidie*  oder  ]»nn^ 
radfiche^  Todlschlag  (der  liinlerlisUge,  gebeime  Mord),  ande^  , 
Mseile  aber  auch  nicht  die  acfanldioee  Tödtnng  (dareh  ZnfUI, 
in  Mothwehr*},  oder  bei  sebr  bdcbter  Vendmldnng)  geziUt 
wnrdc,  galt  im  Garnen  der  GmndBata^.daM  dea  TodtseUäger» 
Chit  dem  Bicbter  (der  Herraebaft),  dar  Leib  den  Franndab 
eriari»t  (Ttrfalleo]  sei»  Es  traten  indem  Tiel&obe  Modilicationen 
abi  Der  Todladdag  nn  gelobten  Frieden  wurde  dem  Mordn 
gloicb  gwtralit;  der  im  Stadtfrieden  begangene  mit  dem  ScbweMa^^ 
lingete  Zeit  aneb  znglmoh  odt  BÜederralMan  dea  Hiaees;  nii 
dem  Schwerte  jedoch  anoh  woU  blos  gegen  Fremde  *).  Fast 
allgeman  aber  konnte  andererseits  Todtsebläger  durch 
Busse  mit  den  Verwandten  des  Erschlagenen  sich  aussöhnen; 
er  musste  nur  auf  ^am  bestimmte  2dt  Jahr  und  Tag  — 
die  Stadt  oder  die  Gegend  meiden«  IKe  Obrigkeit  begiiostigte 
tdmd  vermittalle  dieses  Gomponiren.  das  ip  der  AK  stattfimd^ 
dam  der  Verbrecher  ingleich  sein  verfallenes  Ckit  von  ihr  nnt 

J)  Vergl.  über  Alles;  Bl^ntschli,  1.  S*  77,  198  f.,  242,  ^508  f.; 
Stettier,  S.  6t ;  31amer,  L  S.156f.;  Pfyffer,  I.  S.  i'i7f.; 
Sfgetser,  )L  G26  f.»  €35  t  und  die  dort  überall  citirteu 
QaeUen. 

2)  Aaeh  wenn  Ein»  Jetauiid««  sdaer  Mkaade  firnd  b«i  seiner 
Ehefraa,  Matter «  Tochter  s.  w.  Es  trat  diim  indess  wohl 
eine  Scheinstrafe  ein,  z.  B.  der  Todtschläger  masste  „achtzehn 
Haller  ufi' den  todten  Lychnaln  leggen.**  Bluiltichli,  I  S.  kLi. 

3)  Iii  Zürich  liatte  der  Reich^vogt  den  Blutbana ;  man  woUte  ihn 
aber  über  dieTedtseklägej  von  Bürgen  verübt,  ntefac rillen 
iMsenf  imlUebterbiricl  wttrde  Mer.lilir  dSnTödiSchkg  dofltt 
Mord),  den  ein  Bürger  verübt  bitte,  be^tiiurat,  dass  die  dttafe 
Verbannang  nbd  VermügertsconiiKCatioQ  (sn  die  Stadt)  sein 
aoDe ;  hierüber  konnte  der  Ratb  der  Stndt  erkennen.  Blnnt- 
scbli,  I.  S.  166  i 
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eioer  beitiiiimteo  Geldsamme  IcMe.  Cregeo  des  flnebtigea 
Todtochlftger  war  noch  bis  in  dag  iecfasEelmte  JafarhaDdert 
4eii  Abgehörigen  aiudrÜ4;kliGli  das  Fehdmcfat  geiUttot  Der 
Richter  entzog  ihm  Frieden  und  Gnt  und  gab  ihn  dem  Uih 
frieden  pras  Dem  Todtscfalag  einigermassen  analog  wurden 
die  schweren  Körpenrerletznngen  behandelt').  —  Was  die 
Rechtsquellen  ftiir  diese  Periode  betrifft,  so  stand  namentlich 
der  Schwabenspiegel  in  der  Schweiz  in  Ansehen.  Ausserdem 
waren  vielfach  nicht  nur  die  einheimischen  Rechtsgewohnheiten 
aufgezeichnet  und  gesammdt,  sondern  es  wurde  auch  mehr* 
fach  durch  Bündnisse»  VereinigaDgen  und  Satzungen  positives 
Strafrecht  geschaffen.  Solche  einheimische  Rechtsquellen  finden 
sich  schon  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert,  unter  den  vep- 
schiedensten  Namen:  .Richtebriefe,  geschworne  Briefe,  Bnn- 
desbriefe,  Sfadtrechte,.  Landrecbte,  Hochgerichtsordnungen» 
Ordnungen,  Satzungen,  Offiiungen  (Eröffnungen  der  in  einon 
Hofe  geltenden  Recke  =  Gewohnheiten  der  Hofleute,  Bauer- 
sprachen), U.S.W.').  Immer  erhielt  das  Schweizer.  Strafrecht 
sich  im  Ganzen  frei  von  dem  unmittelbaren  Einflüsse,  den 
R5m«  und  Can.  Recht  gegen  das  Ende  dieser  Periode  in 
Deutschland  schon  sehr  erheblich  ausübten. 

AIAtdere  CSesehiclite» 

Die  Schweiz  wurde  zwar  erst  im  Westpbälischen  Frieden 
Yollständig  und  förmlich  als  vom  Deutschen  Reiche  losgetrennt 

1)  Im  Luzerner  Stadlrocht  und  im  Enllibucher  Landrrcht  war 
die  Verwandtschaf isiiä he  heslunuit,  in  welcher  das  Erschlagen 
ygeräcbt^  werden  sollte.  In  Glarus  und  Zug  war  es  (noch  im 
sechszebnteii  Jahrbnndert)  gebräncblieb,  dus  die  gerichtliche 
Klage  wegen  Todtschlages  nur  von  den  weiblichen  Ver- 
wandten des  Gctudteten  angestellt  wurde,  weil  (wie  es  in  der 
Glarner  Hochgerichlsordnung  heisst),  wer  bei  den  Gerichten 
sein  Recht  suche,  sich  dadurch  seines  Rechts  der  Fehde  be- 
gebe (ySo  das  recht  folfdrt,  hat  kein  rach^'). 

2)  Vergl.  über  AUest  Blantschli.  L  S.  165 240, 4091  Stett- 
ier, S.  51,  52.  Blamer,  L  S.  157,  158,  395  f.  Pfyffer,  I. 
S.  25,  26,  145  f.   Segesser,  II.  S.  618  ,  632  ,  662  f. 

3)  Vergl.  Bluntschli,  I.  S.  232  f.  Blumer,  I.  S.  43,  156  t 
Pfyffer,  I.  24  f.,  145  f.  Stettier,  S.  14,  64  f.  Segesser, 
IL  S.  614  f.  J.  Schnell,  in  der  Zeitschr.  f.  Schweizer.  R. 
Bd.  2.  §.  1.  S.  114.  Bd.  3.  |.  2.  S.  12  f. 
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anerkannt  Factisch  halle  aber  diese  Lostrennong  beinahe 
anderthalb  hundert  Jahre  früher  bestanden.  Und  selbst  eine 
Anerkennung  hatte  sie  schon  erhalten«  als  die  Eidgenossen  sich 
von  Anfang  an  und  mit  Erfolg  weigerten,  der  Gerichtsbarkeit 
des  von  Maximilian  I.  errichteten  Reichskammergerichtes  sich 
zu  unterwerfen.  Dem  Reichskammergericht,  dessen  Errichtung 
allerdings  auf  einem  richtigen  Gedanken  beruhete,  muss 
hauptsächlich  das  vollständige  Gelingen  des  Eindringens  der 
fremden  Rechte  in  Deutschland  zugeschrieben  werden  *).  Jene 
Emancipation  der  Schweiz  hatte  daher  die  wohllhätige  Folge 
für  sie,  dass  auch  ihr  Strafrecht  sich  freier  von  den  Eingriffen 
des  fremden  Rechtes  erhielt.  Vollständig  war  dies  freilich 
nicht  der  Fall.  Der  grössere  Thcil  derjenigen  Schweizer  Kan- 
tone, deren  Strafrecht  hier  dargestellt  werden  soll  (ob.  §.  1), 
nahm  im  Laufe  der  Zeit  das  Bessere  an,  was  das  Deutsche 
Strafrecht  bot;  mil  dem  Besseren  bekam  man  aber  auch  manche 
überflüssige  und  schädliche  Zuthat  fremden  Rechtes.  Die  — 
für  ihre  Zeit  vorlrcITlichc  —  Peiul.  Ger.  O.  Carls  V.  w  urde  von 
den  Gerichten  der  meisten  Schweizerischen  Kantone  zur  Grund- 
lage bei  ihren  Entscheidungen  angenommen.  Dieser  Annahme 
folgte  das  Anschliessen  an  die  —  vor  allen  übrigen  hervor- 
ragende —  Deutsche  Slrafrechtswissenschaft.  Nur  in  einigen 
Kantonen  war  übrigens  die  P.  G.  O.  Carls  V.  als  Gesetz  aus- 
drücklich recipirt  worden;  in  den  meisten  galt  sie  nur  als  ein, 
von  der  Praxis  angenommenes  Aushülferecht,  wo  die  ein- 
beimischen Verordnungen  und  Gewohnheiten  nicht  für  aus- 
reichend erachtet  wurden.  Noch  weniger  hatten  die  Justinia- 
nischen Rechtssammlungen  zu  einer  unmittelbaren  gesetzlichen 
Autorität  gelangen  können,  hauptsächlich  wohl  nur  in  T essin 
und  Wallis.  —  Wie  danach  sowohl  in  dieser,  als  in  der  vori- 
gen Periode  der  Deutsche  Charakter  des  Slrafrechtes  in  der 
Schweiz  sich  reiner  erhalten  konnte  und  erhielt,  das  kann  aus- 
führlicher und  im  Einzelnen  erst  spater  bei  Darstellung  der 
einzelnen  Verbrechen  gezeigt  werden. 


1)  Instr.  pac.  Osnabr.  Art.  VII. 

2)  Schon  Bluntschli,  a.  a.  O.  S.  319,  bemerkt  mit  Recht,  dass 
der  Einflass,  den  das  Reichskammergericht  zu  Gunsten  der 
Herrschaft  des  Röm.  Rechts  geSnssert  hat,  gewöhnlich  Tiel 
zi|  wenig  angeschlagen  werde. 
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Severe  C^eseblckte« 

In  Allffeifteine*. 

Die  neaere  Geschichte  des  Schweizerischen  Strafrechts  ist 
von  dessen  Codification  in  den  einzelnen  Kantonen  an  zu  da-» 
liren.  Diese  beginnt  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts.  Die 
Zusammonziehung  der  Schweiz  in  eine  ein-  und  untheilhare 
Republili  hatte  bald  die  Codificirunir  eines  gemeinsamen  Slraf- 
rechts  für  dieselbe  zur  Folge.  licides  nach  Französischem 
Muster,  auch  nach  dem  Französischer  Cenlrah'sation.  Die  Abfas- 
sung eines  allgemeinen  Strafgesetzbuches  ward  beantragt,  für 
dringliL-h  erklärt,  beschlossen  und  rasch  ausfreführt  durch  eine 
Umarbeitung,  mehr  Uehersetzung,  des  Strafgesetzbuchs  (Code 
des  delits  et  des  peines)  der  Französischen  Kepublik  lom 
3.  Rruraaire  des  Jahres  4  (25.  October  1795)  *). 

Am  1.  April  1799  war  das  »Helvetische  Peinliche  (Jesetz- 
bnch^^  vom  Grossen  Rathe  bereits  beschlossen ,  und  am  4.  Mai 
1799  wurde  es  von  dem  Senate  bestätigt.  Am  8.  desselben 
Monats  wurde  es  von  dem  Präsidenten  des  vollziehenden  Di- 
fcctoriums  dem  Justizminisler  zum  Drucke  und  zur  Milthei- 
lung  an  die  Tribunalien  der  ilcpublik  zugesandt Der  harte 
Charakter  jenes  Franz.  Code  und  mithin  auch  dieses  Helvet. 
Peinl.  Ges.  B.  ist  bekannt.  Seiner  Anordnung  nach  zerfällt 
es  in  zwei  Theile.  Der  erste  Theil :  „von  den  VerurlheiIungen*S 
enthält  in  sieben  Titeln  allgemeine  Grundsätze  über  Verbrechen 
Und  Strafen;  der  zweite  handelt  in  den  beiden  ersten  Titeln 
»von  den  (einzelnen)  Verbrechen  und  deren  Strafen ;  sodann 
in  einem  dritten  Titel  »von  den  Mitschuldigen  des  Verbrechens^^ 
Und  in  einem  »Zusatztitel^^  »über  die  Gleichheil  der  Strafen". 
Das  Ganze  hat  113  Paragraphen.  Der  llechlsanschauung  des 
Schweizervolks  blieb  das  Helv.  Peinl.  G.  B. ,  obwohl  es  ein- 
zelne l^rodificatiotien  im  miideren  Sinne  erhielt'},  immer  fremd. 

1)  S.  H.  £  scher,  Vier  Abhandlangen  über  GegenfttÜBde  4er 
StrafirechttwuMnschaft,  S.  38«  ind  Pfyffer,  Geschichte  des 

Kantons  Lazern,  Bd.  2^  S.  137. 

3)  Abgedruckt  in  dem  fagblatt  der  Gesetze  und  Dekrete  der  ge- 
setzgebenden Käthe  der  Helvet.  Republik.    Bd.  I,  S.  869  f. 

3)  Namentlich  durch  die  Dekrete  und  Geset/.e  vom  17.  Januar 
1800,  11.  JuBi  1801.  Es  werden  dadurch  die  von  dem  P.  G.  B. 
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Vielfach  daher  auch  den  Gerichten,  die  es  nur  mit  Wider- 
streben anwandten.  Sofort,  nachdehi  durch  die  Mediations- 
acte  vom  19.  Februar  1803  eine  Föderalivverfassung  der 
Schweiz,  und  damit  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Kan- 
totie  wieder  hergestellt  war,  entledigten  deshalb  auch  diö  mei- 
sten der  letzteren  sich  des  fremden  Strafrechts  und  Strafge- 
setzes wieder»  indem  sie  das  bis  zum  J.  1799  in  ihnen  geltend 
gewesene  Slrafrecht  wieder  aufnahmen.  Manche  veri)lieben  bei 
diesem.  In  anderen  hatte  der  Gedanke  an  eine  Codificatioö 
des  StrafVechts  einmal  Wurzel  gefasst,  und  den  W'ahn  eines 
Bedürfnisses  hervorgerufen.  Schon  unmittelbar  nach  der  Öc- 
feeitigung  des  HcIt.  P.  G.  B.  begannen  Arbeiten  zum  Ent- 
\¥erfen  von  Strafgesetzbüchern.  Sie  haben  fortgedauert  bis 
itt  die  neueste  Zeit  und  von  1805  bis  1853  bis  jetzt  im  Gan- 
EGn  13  Strafgesetzbücher  geboren  Einzelne  Kantone  gehert 
noch  schwanger;  Der  Charakter  dieser  sämmtliched  Straf- 
gesetzbücher ist  in  sofern  ein  übereinstimmehder,  als  sie  einer- 
iseits  sämmtlich  Deutsches  —  also  im  Wesentlichen  auch  ein- 
heimisches Schweizerisches  —  Recht  aufgenommen  baLtn,  und 
iwar  andererseits  nach  Anleitung  und  unter  Anschluss  an  die 
in  Deutschland  erschienenen  neuen  Strafgesetzbücher.  Im  Ein- 
iEclnen  gehen  sie  dabei  freilich  mehrfach  auseinander,  und  zwaf 
wiederum  nach  Anleitung  und  unter  Anschluss  an  die  in  Deutsch- 
land erschienenen  Strafgesetzbücher.  Wie  von  diesen  letzteren 
jedes  spätere  allerdings  iheilweise  von  den  früheren  Manches 
ftn«  und  aufnahm,  dapregen  aber  auch  jedesmal  mehr  oder 
Weniger  unter  dem  Einflüsse  der  Doctrin  des  Deutschen  Straf- 
rechts redigirt  wurde,  wie  diese  jedesmal  zur  Zeit  der  ein- 
zelnen Redactionen  beschaffen  war,  wenigstens  in  soweit,  als 
ändere,  namentlich  politische  Einflüsse  nicht  einen  anderweiten, 
tentgegengesetzten  Standpunkt  einnehmen  Hessen,  so  ist  iü  ähn- 
licher Weise  auch  eine  Verschiedenheit  in  deti  nach  und  nach 
entstandenen  Schweizerischen  Strafgesetzbüchern  nicht  zu  ver- 
keaben^  J\ur  jeae  politischen  (absolutislisch-poliseilicbeo)  Ein- 


bestimmten  Strafen  hlos  für  Maximen  erlUärt,  die  ^ranger- 
strafe  beschränkt,  and  die  Diebstahlsstrafen  theilweise  anders 
bestimmt ;  vgl.  Tagblatt  der  Gesetze  und  Dekrete  der  Helv. 
Kepubl.  Bd.  3,  S.  511;  Bd.  4,  S.  28;  Bd.  5,  B.  4X4. 

1)  Ob.  i.  1. 
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flösse  haben  auf  diese  im  Gaaxen  nicht  eingewirkt  *).  Im  AUge* 
meioen  lassen  sich  folgende  Unterscheidmigen  aufstellen:  1.  Einen 
ganz  Besonderen  Standpunkt  nimmt  das  Criminalstrafgesetz. 
▼on  Aargau  (1805)  ein;  es  ist  beinahe  ausschliesslich  unter 
dem  Einflüsse  des  Oesterreichischen  Gesetzbuches  über  Ver- 
brechen (t.  1803)  redigirt,  und  hat  dessen  besondere  Mängel, 
aber  auch  Vorzüge :  einerseits  manchmal  eine  baroke  Aufstel- 
lung der  Verbrechens-Arten  und  Formen,  unrichtige  Defini- 
iionen,  harte  Strafen,  besonders  harte  Freiheitsstrafen;  anderep- 
seits  namentlich  im  Ganzen  grossö  Ein&diheit  in  Behandlung 
der  Lehren  sowohl  des  allgemeinen,  als  des  besonderen  Theils 
des  Strafrechts,  yerhaltnissmässig  [in  Betracht  der  damaligen 
Ansichten)  seltene  Anwendung  der  Todestrafe,  und  mannig- 
'fache  Freilassung  des  richterlichen  Urlheils.  2.  Dem  Aargauer 
am  nächsten  kommen  die  Strafgesetzbücher  von  T  es  sin  (1816), 
St.  Gallen  (1819),  Basel  (1821,  yerbessert  1835  und  1846) 
und  Schaffhausen  (1835,  mit  geringen  Abänderungen  das 
Baseler  Gesetzbuch  y.  1835).  Diese  Gesetzbücher  schliessen 
sich  zwar  zunächst  gleichfalls  dem  Oesterreichischen  an;  es 
herrscht  aber  doch  in  sofern  ein  erheblidi  anderer  Gmst  in 
ihnen,  als  der  unterdess  mehr  yerbreitete  Einfluss  Feuer- 
bachs, bes<foders  auch  durch  das  Baiersche  Strafgesetzbuch 
grossentheils  auf  sie  dngeivirkt  hat  'J;  auf  das  Tessiner  haben 
zudem  mitunter  Französische  Rechtsansichten  Einfluss 
gehabt;  weniger  auf  das  Baseler.  Sie  sind  zwar  einerseits 
bestimmter  und  klarer,  aber  andererseits  auch  do'ctrineller  und 
dadurch  nicht  blos  unpraktischer,  sondern  auch  härter.  In- 
dessen haben  sie  sämmtlich  erhebliche  Vorzüge  yor  dem  Baier^ 
sehen  St.  Ges*  B.  schon  dadurch,  dass  sie  in  dessen  Labyrinthe 
yon  Dislinctionen  und  Abstufungen  aller  Art  sich  nicht  yerirrt 
haben*).  3.  Die  sämmtlichen  übrigen  Str.  G.  B.:  Zürich 
(1835),  Luzern  (1836),  Thurgau  (1841),  Waadt  (1843), 


1^  Allerdings  haben  sie  sich  zuweilen  sehr  geltend  machen  wollen; 
Tgl.  den  neuesten  Entwurf  des  Strafgesetzbachs  für  den  Kan- 
ton Bern  (1852)  nnd  meine  ykritifehen  Bemerknngen*  za 
demselben  (Zürich, 

2)  Ausnahmen  unten  §§.  Ii  f. 

3)  In  der  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht,  I.  1.  S.  10,  wird, 
nicht  /.utrefl'end,  das  Gesetzbuch  von  Aargau  in  diese  zweite 
Gruppe  gestellt. 
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Freiburg  (1849),  Graubünden  (1851),  das  Rundes-Mi- 
litair  Str.  G.  B.  (1851),  das  ßundestrafrecht  (1853),  tragen 
den  Charakter  der  neueren,  Fenerbach  vielfach  gegenüber- 
tretenden, Deutschen  Strafrechtswissenschaft  und  der  danach 
redigirten  neueren  Deutschen  Str.  G.  Bücher.  Einzelne  von 
Ihnen  sind  mehr  selbstständig  yerfasst,  andere  haben  je  ein  » 
bestimmtes  Deutsches  Str.  G.  B.,  oder  Entwürfe  desselben, 
als  unmittelbare  Muster  genommen.  Sie  haben  sich  manche 
Vorzüge  Yor  den  unter  1  und  2  genannten  Gesetzbüchern  an* 
geeignet ;  einzelne  Ton  ihnen  tragen  aber  yielfache  Fehler  der« 
jenigen  Deutschen  Muster  an  sich,  denen  sie  gefolgt  sind.  Im 
Ganzen  sind  sie  bestimmter  und  klarer  durch  Aufstellung  fester 
Begriffe,  milder  in  den  Strafbestimmungen  durch  zweckmäs- 
sige Feststellung  des  richterlichen  Ermessens,  so  wie  Ans* 
Scheidung  des  Veralteten;  die  meisten  sind  auch  einfacher, 
indem  sie  überflüssige  Distinctionen  nnd  Abstufungen  zurück* 
gewiesen  haben.  Den  sammtlicben  Schweizerischen  Str.  G« 
Büchern,  in  allen  Gruppen,  ist  übrigens  nachzurühmen,  dass 
sie  anch  durch  ihre  Kürze  sich  Yortheilhaft  Yor  ihren  jedes- 
maligen Deutschen  Mastern  auszeichnen.  Ein  anderer,  bei 
weitem  höher  anzuschlagender  Vorzug  ist  Ji)ereits  herYorge- 
hoben:  es  iehlt  ihnen  im  Ganzen  der  absolutistisch  -  polizei- 
liche Giarakter  der  St  G.  Bücher  Deotscblands 


1)  Man  pflegt  dem  Baierschea  und  den  anderen,  unter  dessen 
Einflüsse  redigirten  Str.  G.  Büchern  eine  starre,  unter  dem 
Prinzip  des  psychologischen  Zwanges  sich  verbergende  Ab« 
selff^angsthMnrie  Torznwerlini,  mit  dem  Hinanfügen,  dass 
die  späteren,  imter  dem  EiafloMe  der  Ansiehten  der  Gegaer 
Feueihachs  enistendenen  Stra^esetzgebnngen  von  einer  Ab- 
schreckungslheorie  nicht  ausgingen.  Es  liegt  in  letzterem  wenig 
Wahrheit.  Die  gesammte  neuere  Stra%esetzgebung,  von  dem 
Code  p^nal  and  dem  Baierschen  Sti*.  G.  B.  an  bis  zu  dem  Freass. 
und  Rom.  Stnifeodez  hin,  hemhet  auf  der  Theorie  der  Ab- 
schreckung, hei  politischen  Verbrechen  manchmal  sogar  auf 
einer  Theorie  der  absoluten  Vernichtung.  Der  Unterschied 
besteht  vielfach  nur  darin,  dass  die  meisten  Gesetze  erklären, 
sie  beruheten  auf  dem  Principe  der  Gerechtigkeit.  Die  Doc- 
trin  ist  häutig  unaufrichtig  genug,  ihnen  das  uachznsprechen. 


üiyiiized  by  Google 


Oie  einzelnen  Strafgesetzbücher. 

Der  Kanton  Aargaa  ist  der  erste  Schweuerkantoii,  der 
aieli  ein  besonderes  SCn^eaelibnch  gegebea  hat.  Dasselba 
baiast :  )»Criaiuiabtnifi|f8elEtiach  für  den  Ganton  Aargau.'^  Es 
•st  imn  Gesetz  erhoben  ,  am  19.  Qirtsbnoaat  1804,  puMioirt 
dnrefa  den  Klonen  Rath  des  Kantoos  am  26.  desselben  Mod., 
«nd  in  Wirksamkeit  getmen  am  1.  Märt  1805;  alles  ge^ 
meinsohaflLlich  mit  der  »  Griminalgeriehtsoidmnig  *  inr  denr 
telbfln  Kanton,  die  anch,  als  zweiter  Ahachnitt  des  Straft 
gaaelm^:  »Von  dem  reehllichen  Ferlahren  bei  Crinmialrer* 
brechen^,  mit  dem  CrimioalBlrafgesali  verbanden  Ist').  Oe* 
draekto  Motive  oder  Eotwürle  des  GeseUbuches  sind  nieht 
vorhanden. 

Das  I)  GrinuMdslrafgesetz  ^  omfaast  nnr  die  eigentfichen 
,»€riminal verbrechen^.  Ein  z veiter  Theil  desselbeo,  die  Po« 
fiaaTcrgehen  [im  Siooe  des  Otsterrenhisdien  St  G.  B. :  Ver« 
gefaep)  hehandehid,  sollte  folgen,  ist  aber  nieht  ersehieneo. 
In  Betreff  der  »kleineren  Vergehen  nnd  sogenannten  Frevel^ 
(PoUzeinbertrelangcn)  soll  es  bei  den  darüber  vorhandenen 
Gesetzen  nnf  Ordnungen  verbleiben.  Bas  Cr.  St.  G. schliesst, 
wie  es  materieli  hauptsächlich  Recht  des  Oesterr.  St.  G.  B. 
bringt,  sich  diesem  anch  in  seiner  äusseren  Anordnung  an. 
Einer  (anch  der  Grinu  Ger.  0.  angebprenden]  Einleitung:  »Von 
den  Gegenständen  diesen  Strafgesetzes  folgen  vierzehn  Titel : 
«Tit.  I:  Von  Criminalverbrechen  überhaupt  {%§,.  1  —  11); 
Tit.  U :  Von  Griminalstrafen  überhaupt  (§§.  12—31);  Tit  IH: 
Von  den  verschiedenen  Gattungen  der  Criminalstrafen  22 
bis  39);  Tit.  IV:  Von  Erschwerungs-  nnd  Mildemngs-UnH 
Standen  (§§•  39-T.42);  Tit.  Vt  Von  den  vcrachiedenen  Gat- 
tnngen  der  €rBninalveri>rechen  (§§.45  —  63);^  Tit.  VI:  Von 
4enf  Verbrechen  gegep  die  Staatsverfassung  54—08); 
Ti(.  VII :  Vpn  dem  Verbrechen  gegen  die  dem  Steate  ans- 
adiliesslich  zustehenden  Rechte  und  das  Eigenthum  ^)  (§§.  09 

1)  Enthalten  in  der  Aarg.  Ges.  S.  (v.  1826)  B.  I,  S.  220-269,  ond 
besonders  gedruckt:  Aarau,  1804. 

2)  Es  ist  Staats eigentbum  gemeint:  Zeughäuser,  Pulvermagazine 
n.  s.  w. 
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Im  79);  Tk.  VIII:  Von  VerinreehtB  gegen  die  öOaBlIicfce  »hI 
Jiiifferliob«  Oidomg  (§§.  80^91);  Tit  IXi  Von  ten  Vmp- 
knacken  g«gen  das  Mmiliobe  Zotranen  (Sg.  94^104);  TiL  X: 
Vm  VoAvedicn  gegen  die  §tttfidaMit  {$$.  105 --«119); 
Tit  XI :  Vom  VerbNcfcen  gegen  4ae  Leben  und  die  CtaHmdr 
heit  der  MWirger  ($$.  ilS  ^  Tit  XD :  Von  Vcp- 
hrndifln  gegen  die  Fraheit  nnd  Ehre  der  Mitlmrger  (SS-  199 
hb  143];  Tü.  XIU:  Von  Verbrechen  gegen  die  fiigentbam 
der  MItbiiigier  (SS.  144-174);  Tit  XIV:  Von  firiäicben 
der  Griiainelwhrecben  nnd  Grimindslrafon«  m-^185). 
Der  Cbenkler  des  Geutibnebs  iat  tbeilweife  bMü  aoge- 
gaben  {§.  9  ob.).  £§  hat  viel  UnToUitendigea:  nuingelhaAe 
jnnd  nngenene  Definitionen;  viel  Venbeles:  en  Strafen,  «ie  en 
SifaIgnuidaäUcii ;  nele  Härten«  indem  es  nnter  den  Freihmtsr 
itrafen  nur  Ketten-  nnd  Znehtbanaslmfo  kemrt,  meist  in  her 
echrankten  Ansmessnngsrlnmen  ond  vielfoeh  geeebMcft  donb 
Zäebtiguog  mit  Stretcben,  Brandmarknng  nnd  Staupbesen.  In- 
deisen  lassen  andererseits  gerade  jene  Ifücken  dem  Bichier 
beuGg  einen  wdteren  Banm  für  eine  ieitgemisse>  bnmenf 
Anwendung')»  &ben  seit  längerer  Zeit  ist  man  übrigens  Im 
Kanton  Aargan  mit  einer  Revision  dce  gesammteo  Slndfireohtes 
besflbiftigt.') 

5.  11. 

Das  liSjrfiffirieeetvIiiieli  Yon  Tei^ein. 

Das  SlrafgaseUbuQh  des  Kentops  Tessin  führt  den  Tü«l: 
pGodice  penale  d^a  RepuMiea  e  Captone  del  Tieiiio^,  Istw 
Jttelienischar  Spracbe  rt^efosot  {euch  ohoe  Deutsche  lieber«* 
pHmg),  ym  Qmim  Selb  em  1.  Jidi  1^16  erbssegt  im 
Steatsn^  am  18.  August  1819  puhliqvt,  opid  mH  im  !•  f^»- 
anar  1817  h  ((iresetzesiHraÜt  getreten*)»  lieber  seine  Entwürfe 

Schnell,  in  der  Zeitschr.  f.  Schwei/,.  R.  I,  S.  11,  sacrt: 
yDie  Aargaucr  Gerichte  helfen  sich  mit  ihrem,  den  allgemei- 
ntn  Begriüen  gäHKlich  entfremdeten  Geset;^,  so  gut  aieTtr- 
mfigen;  wemi     niieht  enden  gebt,  durch  gegenteilig men- 

kannte  Kiinste.* 

2)  Nach  öffentlichen  Blättern  sind  die  Berathungen  des  Reg. 
R  a  t  }i  s  über  ein  peinliches  Stra^esetz  so  eben  (October  1854) 
beendigt* 

.  3)       is^  b^fpndfrs  abgedruckt,  Lnguno  iai6,  kind  zoleut  (in 
einer  Samml.  der  Tessin.  Ges.  Bacher)  iSS3. 
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«nd  Motive  ist  oklils  öffettüich  gewordeo.  Seine  Anord- 
Düng  Terrälh  eine  gewisse  SeOwCsUiDdigkek,  leigt  aber  «ocb, 
das»  die  Strafgesetzbäcker  toh  Oesterreicb  und  fiaiem,  und 
Ibeilwdse  der  Franz.  Code  p^nal  viel&Gb  als  Master  gedient 
liaben ;  Torzugsweise  das  Baierscbe»  indess  mit  dem  doppeto 
Unterscfaiede,  dass  dieses  emmal  in  dem  besonderen  Tbeile  die 
FriTatverbrechen  vor  die  öffentlidien  Verbreeben  gestellt,  and 
mm'  anderen  die  Vergehen  Ton  den  Verbreeben  durch  Aaf- 
nahme  in  ein  besonderes  (drittes)  Buch  getrennt  hat,  während 
das  Tessiner  Str.  G.  fi.  mit  den  öffientlicben  Verbreeben  be* 
ginnt  und  bei  den  einzelnen  Gattongen  der  strafbaren  Händ- 
Inngcn  jedesmal  zugleich  die  Verbrechen  und  Vergeben  aof- 
Inhrt  Die  PoUzeülbertretuDgen  bat  es  nicht  aafSglenommen. 
Es  zerfallt  snnächst  in  zwei  Tbeile.  Der  erste  (parte  prima] 
enthält  allgemdne  Bestknmnogen  in  zehn  Tüdn.  Tit.  h  Von 
den  Verbrechen  überhaupt  (Art.  i^A);  Tit  II;  Von  den 
Strafen  (vier  Gapitel,  Art  5—35);  Tit.  III:  Von  den  Folgen 
der  Verurtbeilndg  (Art.  36  —  43);  Tit.  IV:  Vom  Versuche 
(Art.  44—4«);  TiL  V:  Von  den  Urhebern,  Mitschuldigen  und 
Theilnebmern  des  Verbrechens  (Art  49  —  53);  Tit.  VI:  Von 
dem  ZusammentreflPen  mehrerer  Verbrechen  und  vom  Rückr 
faU  (Art.  54  —  66);  Tit.  VII:  Von  Schärfungs-  und  flülde- 
mngsgründen,  Yon  dem  Einflüsse  des  Alters  und  GescUechts 
und  Ton  der  Fahrlässigkeit  (Art.  67  —  78);  Tit.  VIU:  Von 
dar  bürgerlichen  Verantwordichkeit  (Art.  79—81);  Tit.  IX: 
Von  der  Rehabititation  (Art.  82  —  86);  Tit.  X:  Von  dem  Er^ 
löschen  der  Verbrechen  und  Strafen  (Art  87—100).  Der 
zweite  Theil  (parte  seconda):  Von  den  (einzelnen )  Verbrechen 
und  Strafen  (dei  delitti  e  delle  pene),  zeifälH  wdter  in  zwei 
Bücher.  Das  erste  Buch:  Von  den  Verbrechen  gegen  den 
Staat  (dei  delitti  contro  la  Republica)  enthält  zehn  Titel.  Tit  I: 
Von  den  Verbr.  gegen  die  Sicherheit  des  Staats  (Art.  101—108); 
Tit  II :  Verbr.  gegen  die  Verfassung  (Art  109—116);  Tit  III: 
Verbr.  gegen  die  Religion  des  Staates  (Art.  117—120) ;  Tit  IV: 
Verbr.  gegen  die  öffiBatliche  Gerechtigkeit  (contro  la  giustizzia 
pubblica)*)  in  zwei  Kapitebi  und  mehreren  Abschnitten  (Art  121 


1)  Verbr.  der  uÜ'entl.  beaiuieu,  Calauinie,  Gewalt,  Beleidigungea 
und  Ungehorsam  gfifsok  olfenlL  Beamte»  PrüTarikalion,  Coa. 
eoition  n,  s..w. 
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ik  m);  Th.  V:  V«rbr.  gegen  du  öffmiMAe  Wohl  (Art.  187 
bis  192);  TiL  VI:  Verbr.  gegen  dfentlkbe  Treue  (Art.  193 
bis  202;  Tit.  VII:  Verbr.  gegen  den  öffentlichen  Verkebr 
(Art  203  —  209);  Tit  VIII:  Verbr.  gegen  das  öffentliche 
Eigenthnm  und  Aerar  (Art  210—217);  Tit  IX:  Verbr.  gegen 
die  innere  Rohe  nnd  Ordnung  (in  drei  Kap.  Art.  218—236); 
Tit  X:  Verbr.  gegen  die  Öffentliche  Sittlichkeit  (c.  i  costumi 
pobblici)  (Art.  237  —  241).  Das  zweite  Buch:  Von  den  Pri- 
Yatyerbrechen  (dei  delitti  contro  i  particolari),  enthält  fünf 
Titel.  Tit.  I :  Verbr.  gegen  das  Leben  und  die  Integrität  des 
Körpers  (in  drei  Kap.  Art.  242  —  292);  Tit.  II:  Verbr.  gegen 
die  persönliche  Freiheit  (Art.  293  —  306);  Tit  UI:  Verbr. 
gegen  Familienrecht  (c.  Tordine  delle  famiglie)  (Art  307 — 326) ; 
Tit.  IV:  Verbr.  gegen  die  Ehre  (Art  327  —  334);  Tit.  V: 
Verbr.  gegen  das  Eigenthum,  mit  Einleitung  (Art.  335)  und 
in  vier  Kapiteln;  Kap.  1:  gewaltsamer  Diebstahl  (Art  336—339); 
Kap.  2:  nicht  gewalts.  Diebst  (Art.  340—  350);  Kap.  3:  Be- 
trug, ]>Iissbrauch  des  Vertrauens  und  Wacher  (Art.  351—358); 
Kap.  4  :  Brandstiftung,  Zerstörung  und  Beschädigung  (Art.  359 
bis  378).  Ein  Anbang  enthält  (in  Art  379  u.  380)  transito- 
rische  Bestimmungen.  —  Wie  bei  der  Anordnung  des  Tes- 
siner  St.  G.  B.  die  erwähnten  drei  Strafgesetzbücher  fort- 
während im  Auge  gehalten  sind,  so  haben  diese  auch  anf 
dessen  Inhalt  und  Charakter  Einflnss  ausgeübt;  auch  hier 
besonders  wieder  das  Baiersche.  Indess  hat  die  Einfachheit 
des  Oesterr.,  wenn  auch  nicht  vor  einem  oft  doetrinellen 
Ton,  doch  vor  Aufnahme  der  verirrenden  und  zu  Härten  und 
Ungerechtigkeiten  führenden  Classificationen  und  Distinctionen 
des  Baicrschen  St.  G.  B.  bewahrt.  Nicht  in  gleicher  Weise 
hat  es  vor  der  Aufnahme  mancher  anderer  Härten  des  Baier- 
sehen  Ges.  schützen  können ,  z.  B.  der  Schärfung  der  Todeft- 
strafe, des  bürgerlichen  Todes  u.  s.  w.  Dagegen  haben  beide 
wieder  die  Annahme  des  starren  Abschreckungsprinzips  des 
Franzüs.  St.  G.  Ii.  verhütet.  Freilich  ist  geblieben  einerseits 
eine  häutige  Anwendung  der  Todesstrafe  (selbst  unter  Um- 
ständen, auch  ohne  dass  Todtung  erfolgt  war,  beim  gewalt- 
samen Diebstahle),  andererseits  das  verwerfliche  Französische 
System  der  Ehrcustrafcn.  —  Durch  spätere  Spezialgesetze  ist 
Manches  gemildert.  Eine  Revision  des  Strafrecbts  des  Kantona 
überhaupt  wird  schon  seit  lauger  Zeit  bearbeitet  Schon  1835 
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w  ftla  ioMf  fi«k«««tiaStaa4ftfalMiMtteii»  dirsWidudk 
üiliMMieil.  KtTM  Md  IbiiMiHiU  «MeicbiftaL  Wann  m 
wkkA  fsm  Ceiatot  «rinttta  mnlea  kmnCe»  ist  wnbeliaiwit  9»* 

5.  12. 

Der  Kanton  St.  Gallen  hatte  schon  im  Jahre  1807  ein 
besonderes  Strafgesetzbuch  über  Verbrechen  (vom  14.  Mai 
1807).  Als  zweiter  Theil  desselben  wurde  bald  nachher  ein 
)) Strafgesetzbuch  über  Vergehen*^  entworfen,  am  10.  Dezember 
1808  vom  Grossen  Rathe  zum  Gesetz  erhoben,  und  am  12. 
desselben  Mon.  vom  Kleinen  Rath  publicirt.  Mit  dem  5.  Hor- 
nung  1809  trat  es  in  Gesetzeskraft  Es  hat  diese  bis  heute 
behalten.  Das  Gesetzbuch  über  Vorbrechen  wurde  dagegen 
später  aufgehoben,  und  es  trat  an  seine  Stelle  ein  neu  redi- 
girtes  »Strafgesetzbuch  über  Verbrechen",  zum  Gesetz  erhoben 
und  publicirt  (gemeinschaftlich  von  dem  Grossen  und  dem 
Kleineu  Rathe)  am  25.  Juni  1819,  und  in  Gesetzeskraft  ge- 
treten am  1.  Weinmonat  desselben  Jahrs.  Sowohl  dem  Ges. 
Ruche  über  Vergehen,  als  dem  über  Verbrechen,  ist  jedesmal 
ein  besonderes  Gesetzbuch  über  das  Verfahren  bei  gericht- 
licher Verfolgung  derselben  beigefügt').  Die  Vorarbeiten  aller 
dieser  Gesetze  sind  nicht  bekannt  geworden.  Das  Straf- 
gesetzbuch über  Vergehen  zunächst  ist  zwar  im  Ein- 
zelnen sichtlich  dem  Oesterreichischen  St.  G.  R.  (über  schwere 
Polizeiübertretungen)  nachgebildet,  wie  es  auch  Einzelnes  aus 
dem  Helvetischen  Peinl.  Ges.  R.  aufgenommen  hat,  nimmt 
im  Ganzen  aber  den  Standpunkt  einer  selbststiindigen  Bear- 
beitung ein.  Die  damalige  philosophische  Jkhandlung  des 
Straft^chts  hat  einen  unverkennbaren  Einfluss  darauf  aus- 
geübt, ohne  iudcss^die  praktische  Behandlung  zu  beeinträch- 

t)  BMde  eewmm,  vom  1807  uid  1808,  riiid  aiigeinMkt  natw  dm 
Tüd;  „CantoD  St.  CUUiMket  Sti«%flMtiJbiMli'',  St.  Gdttm 

(ohne  Jahreszahl). 
2)  Beide  sind  enthalten  in  der  Ges.  Samiiil.  des  Kants.  St.  Gallen, 
Bd.  I,  S.  714  —  747  ,  579  -  833  (St.  Gallen,  1842,  neu  aufgel.); 
sodann  besonders  abgedruckt  unter  dem  Titel:  „Stra^esetze 
des  Gantons  St.  Oallea  fiker  Vergehen  und  Verbrechen'*, 
St«  Gallen,  1848. 


Digitized  by  Google 


tf^en ;  AhtclirmlwiiyMjwtoa;  iü  ümb  mM  fremd  g»* 
IlKcbeii.  Dm  Onwiii  wkfcutt  Air  itMdk  m  cmerseits  durch 
Kirze,  fiiafoeUMit,  Kfariidil  wl  «iUb  StnflKstimmnDgeo. 
Nur  cinielQ*  der  feUtirm  tneMiei  fcart»  namenUicb  diejV 
w^en»  dk  nif  tei  hbbcrigwi  ükmlnheitnFeQliAe  beibehalten 
mrdea').  Dior  InhaH  4m  CSesetxes  igt:  „Eisleitiiiig :  Von  Ver- 
gdinngeo  und  Snaln  übeilMDpI  ($$.  t'*^9S).  Ebtheihiiig 
d«i  correcfekNielien  Smigeittm  21  39).  Erster  Ab. 
Mlaitt:  Str«%e9etz  vider  geringere  Vtrietznogen.  Tit.  1: 
Vergefaungeii  Tvider  dk  Staatigevalteii  30^36]:  Tit.  2: 
¥erg.  getetiwidriger  BflvraRbiing  oder  Ertheilmig  eines  Amtes 
(§.  37);  Tit  3:  Verg,  von  Beamten  38^42);  Tit.  4: 
Verg.  gegea  StaatsregaUen  nnd  Staatadgenthnn  (§$.  43-^48); 
Bl  &:  Verg.  wider  die  Eiire  des  Staats  {$$,  49^51);  Tit.  %z 
Ycrg.  gegen  Leben,  Leih  «nd  Frnbeit  52^58);  Tit.  7: 
Verg.  wider  eheliche,  elterliche,  kindliche  Vertrags^  oder 
allgemeine  menacUieh»  Bechte  und  Pflichten  (§§.  59 -«67); 
TiU  8:  Verg.  wider  die  Ehre  68 --78):  Tit  9:  Verg. 
wider  daa  Eigenthnm  dotcb  Diebstahl  ($§.  79  ^  89 ;  Tit.  10 : 
Verg.  gegen  das  Eigenthmn  und  andere  Rechte  durch  Betrag 
und  Untreue  90^m);  Tit.  II :  Verg.  gegen  das  Eigen* 
thnm  durch  fiescfaüdigangen  auafioabeit,  Muth willen  oder  Fahr- 
läsaigkeit  ($$.  IM<^104);  Tit.  12:  Boahafte  Drohungen  (§.  105). 
Zweiter  Abaehuittr  Strafgesetz  wider  Uebertretungen  allgemeiner 
PoKzeifverordBungen.  Tit  1 :  Straibestimmungen  zu  Abwendung 
¥on  Gofahreu  wider  die  Gesundheit  f$$.  106-*- 127);  Tit.  2: 
'  StraChest  zu  Abw.  v.  (jref.  gegen  die  körperliche  Sicherheit 
(SS.  128-^139);  Tit.  3:  Strafbest.  zu  Abw.  t.  Gef.  wider 
öflentliehea  und  Prirateigenthum  (SS- 1^-^154);  Tit.  4:  Straf- 
best wider  Ge^ihrduugen  von  Fremden,  Ausbürgern  und 
heramziehendem  Volke  (SS-  155  —  165);  Tit.  5:  Strafbest 
wider  polizcfwidrige  öffantliche  BehisdguDgen  (SS-  166—176); 
Tit  6 :  Sitten '  und  Kirchenpolizeiliche  Straf  Verordnungen 
(SS-  177—192).  Schluss'^  (über  die  Erlassung  besonderer  Po- 
lizei Verordnungen ,  SS-  ^^)-  -^^^  demselben  Stand- 
punkte, wie  das  Str.  Ges.  B.  über  Vergehen,  steht  das  Straf- 

i>  Sm  sind,  zum  groMen  Theü  dnreii  q^ere  Grcsetze  ahf(es«haflt, 

was  von  selbst  durch  dieUebano;  würde  geschehen  sein,  wenn 
nicht  eban  die  Codification  sie  vob  neaem  sanctionitt  gehabt 
hätte. 
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feietal»«chiäber  Verbrechen  tob  E^uMkniM: 
mmiHMutt  im  Sirafgesetibwii  über  Verbreehcii  yiwi  L  IMGT 
sewobl  Miner  AaaHuan^  «b  MiDem. Isbake  naeb. .  £i 
iti  ini  Gnude  nur.  eine  Copie  deMcIben,  die  von  dem  O»^ 
ginale  sieb  hwytaicblich  dnreb  erbeblidi  mildere  SinfbestinH 
molken' tosaeicbnet,  wdehe  das  Game  dnrcbneben,  nnd  in* 
¥Mlfln  Fallen  bis  unter  die  HäKke  der  froheren  Ansitae  fain-^ 
antergehen.  Sebe  Anordnung*  ist  folgende:  In  einer  j^Eln-^ 
Uiing«  bringt  es  vorab  ^Grnndlinien  des  Strafrechls  im  AU--* 
gemeinen  ^,  eine  in  99  Gesetiesfianigraphen  abgefassle  philo« 
eofhische  Begrnndnng  des  in  dem  eigendichen  GesetÄnobe 
cadificirlen  Strafrei^ts')»  fast  ganx  anf  der  Strafirechtstbeorie 
in  Fenerbacbs  LriirlNiche  bernbend.  Es  folgt  inerst:  JBm^ 
theiltiDg  de»  Strafgeseties  ^  (in  6  Art] ;  dann  das  »Gesetsbneh 
über  Veibreeben«  selbst  in  21  Titofai  nnd  232  Artikeh:  »Tit.  1: 
Von  den  Verbrechen  überiianpt  (Art.  1—28) ;  TiL  2 :  Von  den 
Tfanllnebmem  an  Verbrechen  (Art  24—88);  TiL  8:  Von  den 
allgemeinen  Scharfongsgriinden  (Art.  89--42);  Tit  4:  Bäck- 
M!  in  Verbrechen  (Art.  43—44);  Tit.  5:  Von  den  Milderangs- 
gründen  (Art.  45—  56);  Tit  6:  Von  den  ▼erscbiedenen  Gi^ 
tongen  der  Criminalstrafen  (Art.  57—78);  Tit  7:  Von  der 
Anwendung  der  Griminabtrafen  (Art  74—84);  Tit  8:  Staats* 
Telbreehen:  Verbr.  wider  den  Terfassnngsmässigen  Bestand 
.  und  die  Selbstständigkeit  des  Staates  (Art  85—89);  Tit  9: 
Verbr.  wider  die  Regierangsgewalt  (Art.  90  —  191);  Tit  10: 
Vtfbr.  ans  rechtswidriger  Selbsthilfe,  Emgnffe  in  die  Obrtg- 
keitBehe  Gewalt  und  Uebertretnng  von  CrinunalstrafurtbeOen 
(Art  102—118);  Tit  11:  Verbr.  der  Beamten  (Art  119— 124); 
Tit  12:  Verbr.  gegen  die  Staatsregalien  (Art  125— 188); 
Tit  18:  Verbr.  Terletster  Ebrerbietnng  gegen  die  Obrigkeit 
(Art  184—187);  Tit  14:  Verbr.  gegen  die  Kirche  nnd  Sitt- 
lichkeit (Art.  138—148);  Tit  15:  Priratrerbreoben:  Verbr.- 
gegen  das  Leben  (Art.  144—157);  Tit  16:  Verbr.  durch  Miss- 
bandlang  an  der  Person  (Art  158—167);  Tit  17.:  Verbr.  gegen 
die  Freihek  (Art.  168—175);  Tit  18:  Verbr.  gegen  den  ehe- 
lichen Veitrag  (Art.  176  —  181);  Tit  19:  Verbr.  gegen  das 

1)  Mit  dem  vorgeset'/,len  Motto:  „Schädlicher  als  die  richter- 
lich e,  Wäre  Willkühr  in  denGeset /.  en".  Auch  diese „Grund- 
linien'^  sind  beinahe  wörtlich  von  denen  des  Str.  U.  B.  voo 
IWl  abgeschrieben. 
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EtgentLum  durch  Diebstahl,  Kaub,  Erpressung  und  Unter* 
scfalagnng  (Art.  182—195) ;  Tit.  20 :  Verbr.  gegen  das  Eigen- 
thuna  und  andere  Rechte  durch  Betrug  (Art.  196  —  209): 
Tit.  21 :  V^on  verbrecherischer  Beschädigung  des  Staats-  und 
Privateigenthums  durch  Zerstörung  u.  s.  w.  (Art.  210 — 217); 
Tit.  22:  Besondere  privatrechtliche  Verordnungen  gegen  Jauner 
und  Landstreicher^^  (Art.  218  —  222).  —  Seinem  Charakter 
nach  ist  das  Str.  G.  B.,  wenn  gleich  der  Einlluss  Feuer- 
bachs eher  Theorie  auf  dasselbe  nicht  zu  verkennen  ist,  weit 
über  das  Baiersche  Str.  G.  B.  zu  stellen.  Es  ist  unverhält- 
nissmässig  kürzer  und  einfacher;  es  ist  milder  und  gerechter, 
wenn  gleich  manche  von  den  Grundsätzen  der  Abschreckungs- 
theorie Feuerbachs  adoptirt  sind.  Es  hat  keine  geschärfte 
Todesstrafe ;  die  Todesstrafe  kommt  überhaupt  nur  bei  we- 
nigen Verbrechen  vor;  es  hat  in  der  Regel  dem  Richter  weite 
ZnmcssuDgsräume  gelassen.  Seine  Härten  liegen,  ausser  jenen 
der  Feuerbachschen  Theorie,  wieder  hauptsächlich  in  ein- 
zelnen aus  dem  alten  Gewohnheitsrechte  beibehaltenen  Straf- 
arten. Die  spätere  Gesetzgebung  hat  aber  in  dieser  Hinsicht 
vielfach  gemildert.  Namentlich  sind  gänzlich  aufgehoben : 
Tit.  4  (Rückfall)  durch  Ges.  v.  19.  November  1840,  in  Kraft 
getreten  am  28.  Januar  1941  ;  Tit.  6  (Strafarten)  durch  das 
»Gesetz  über  die  Criroinalstrafen^^  vom  24.  November  1838, 
in  Kraft  getreten  am  7.  Februar  1839*);  Tit.  22  (von  Jaunern 
und  Landstreichern),  gleichfalls  durch  das  Ges.  v.  24.  No- 
Tember  1838.  Es  ist  danach  insbesondere  die  Todesstrafe  auf 
den  Fall  des  vollbrachten  Mordes  beschränkt,  und  Staup- 
besen und  Brandmarkung  gänzlich  abgeschafft,  freilich  indem 
an  die  Stelle  beider  die  »Prügelstrafe^^  gesetzt  ist.  Anderweit 
mildere  Bestimtnungen  enthält  ein  Gesetz  vom  10.  Nov.  1852, 
»betr.  die  Umwandlung  der  unerhebbaren  Geldstrafen  und 
den  Vollzug  der  Gefängnissstrafe  ,  in  Kraft  getreten  am 
13.  Januar  1853.  —  Auch  im  Kanton  St.  Gallen  ist  man  seit 
einiger  Zeit  mit  einer  umfassenden  Revision  der  Strafgesetz- 
gebung beschäftigt')-  '  * 

1)  G«t«  '$.Bd.  II,  8*  ISi  t 

2)  Geg.  5.  I,  8.m  t 

9)  CFete  die  St.  GaUer  Str.  G.  Bücher  ist  zu  vcrgl.:  Mitter- 
maier,  im  N.  Arch.  des  Cr.  R.  Bd.  6,  S.lt,  f.  1339,  S.  185 f. 
(über  das  Qe«.  t.  2«.  November  1838).   
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9t]r»fse«etsbarh  von  Basel. 

* 

JUe  Slca%iietigebuDg  von  Basel  hat  mehrere  Phasen  durcb- 
i;aiiacht.  Zaesil  whaek  der  £anton  im  J.  1821  du  Cruninal^ 
IfttWlibüfL  Es  war,  mit  wooifCMi  Abändenmiea,  nach  einem  . 
(gediuckten)  Eatwoife  Yom  J.  1819  *)  vom  Grossen  Rathe 
am  3.  Afttil  1821  nun  Geseix  «rhoben»  und  Tom  Kleinen 
Belke  am  18.  desselben  Monats  pnblicirt,  und  zwar  gleiche 
zeitig  mit  dem ,  ab  »Zweiter  Theil^^  ihm  beigefügten  Geselz- 
buche  über  das  i^recbUicbe  YerfahreQ  bei  Verbrechen^  Es 
enthielt  blos  Griminalrecht  im  engeren  Sinne,  Vorschriften 
.über  Verbrechen.  £b  bestand  aus  160  Paragraphen.  Gleiclu- 
zeitig  halte  man  auch  an  die  Redection  eines  Gesetzbachs  für 
die  geringeren  Vergehen  gedacht,  die  Ansföhrang  aber  bts 
dahin  Teraehoben,  dass  das  Grimnaigeaelabiidi  in  Kraft  ge- 
tretin  aeui  werde.  Nachdem  dies  erfolgt  war,  wurde  alsbald 
zur  Entwerfong  eines  korreklioneilen  GeseCibucha  eine  Com- 
misaion  ernannt*).  Diese  legte  am  IS.  April  1822  ihre  Arbeit 
Tor:  »Geseties -Entwarf  über  die  korrektionello  üSeiicfalsbav^ 
keit^',  bestehend  aqa  68  Paragraphen,  mit  Einschloss  mehrerer 
Beslinmiaqgen  ober  das  Vcrfahnn')-,  and  zugleich  mit  einem 
Gesetz -Entwurf  über  die  « Organisation  des  Griminalgericbts 
and  einer  Abtheilong  desselben  als  korreklioneUea  Gericfat  für 
iden  Kanton  BaseL^^  Der  Entwurf  warde,  nt  ffiingen  Ab«- 
weichnngen,  am  6.  Wehmionat  1824'  mun  Gesets  edioken'). 
Dm  Gesetz  bestand  aus  69  Paragn^phen.  Schon  bald  ent^ 
stand  das  Bedürüniss  einer  Revision  namentlich  des  Grimiual- 
yiirtirhachg;  dieses  stellte  sich  nach  mehreren  Seiten  bin  als 
zu  hart  dar.  Unterm  19.  Decembex  1827  eitbeilte  der  Grosse 
Rath  dem  Criminalgerichte  den  AoAsag,  einer  solchen  Reviiion 
sich  jm  onlenishen.  Das  Gcncht  ernannte  eine  enfsre  €o»- 


1)  Basel,  in  der  Schweighaiisersehea  Bnchif<lü<eit  iStt^ 

3)  Gedruckt,  das.  1821. 

5)  Bestehend  ans  Wieland,  Bürgermeister,  Rjbiner,  Appel- 
lationsrath, Dr.  J.  R.  Schnell,  und  Braun,  Staatsschreiber. 

4}  Gedruckt  Basel  in  der  äcih\rei|(hMiserschea  Xhnckarci  <ohne 
Jahrassald). 

5)  Ofdr.  Buel»  Schwe%h.  (ohne  JehresMiU). 


üiyiLizcd  by 
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fliWM  «M  tto  8«in«r  JüiglMt>  mt  Aitwctlniig  von  Voti» 
MMUgeB,  iMriilb  tee'imilMM,  inmI  roisbl»  «n  tSi  M 
im  tai.  GtoM  Iftte  ^  bM^i^ii  AilitiUtf  tio«  Dim 
btMilMi  m  wi;  ctott  j^GalMhlMt  nfwiii  dM  ChiiaihllMlo» 
mMm  dat  €«Mt  W  AMMng  Mtear  VoiMidäge  geleilet, 
aielBiitogMriit  iinA*;  &  4eil  »Vtnchlagen  im  ämti 
iMyon  (des  enten  flieill)  d»  CiteiailgMttbaoki«  (dM 
Mm«  MI  160  Pkrugrapbaii  bitdbeadiii  Ikrtwf  ütfciltiid); 
a  iImbi  ^Majoritäuguuchtm^^  (den  eigentlidbettlliDliM  I« 
Aitwiiifil  Ml^.);  ^*  «ihen  i»MJli«iilat8gatidbltn  datdUM* 
gMMCiV).  Die  VwMU&ge  des  Grni^faMil|erk^  untdiB  ü» 
Ü  SepMdber  im  den  Appdlilioiiigeridita  nr  wtMumk 
Mfang  übergebee«  wdebeB  «ur  VorbdridMuf  du«  Gobi« 
ulMloftfaii  dteilliiIgKcdeinieriiluile,  dminpleMbel^^ 
iM,  dofcb  die  poUcisdieii  BWgniifce  des  Kaatooe  bi  iUifteg« 
I8tt  Mi%cWteii»  an  «»  DeMriber  1831  «eiiit  Afbeil  baa»* 
digte*).  Diese  Wörde  einer  Mebmligeii  liegutaeblaDf  dardi 
im  €h<iMseB  Balh  «rfersogen ,  dessen,  leMsr»  ans  190  tea» 
graphen  bestAendsf  Etdhfmi  mit  Meliven  am  ft.  Afunl  lINMI 
dem  Croaieft  Ratbe  des  Mtecdeas  von  BsMl^Md  abgemimM 
KttitQni  Bmei-SlwUfeea  «bemiobt  mifde*).  Der  Eiitwtff 
wvrd0,  mit  «dradMenden  Abdaderaugen,  am  19*  Mä  Ütt 
roü  dam  Qrossea  Eatfae  am  QmeU  erbeben  ond  trat  mit 
dem  I.  Aofiisl  dmaeibea  Jafats  in  Kraft DaaiMimlSeMtt 
seUed  mebfti«  Haadltiiigea  ms  dam  CfiiHiiil|imsHbmha  am 
imd  ibamtes  ale  dmf  fcoitibüBMÜea  Afaidmig.  Dlis  wm 
auch  sdamiB  dem  Batwarie  bmwtiagL  Bs  m  dütordi  mh* 
giaieb  am  lo  mehr  eia»  Baeirfmi  das  kaiiiAllanälsa  8«m^ 
getetzbacbsadibweaiiiggairardea.  DisaainvaiieiiiM»m€NMaa 
RaibefmX  IM  baseUoasaa«  aad  dam  IMiea  Bube tlbei>* 
tfagen.  Dar  Arbeit  der  IieirtMii  alaitaa  Mi  jodocb;  mabr» 
imbe  HindarafaM  mtgegea»  sa  dam  er  doa  tan  Am  rsd^ 


1)  SämaUitlui  ActuMÜtiBi  SM  fsdraolU  in  Iv,  olme  DtwlMrt 

2)  Dieselbe  ist  nicht  veröffentlicht. 

S)  4yHr«4*kt  (ohne  Dmdwrt  Und  Jftkres/.ahl)  aatet  dem  Titel: 
^atbftckiag  und  GeseUesTovschUg  Uek»t  £iiCwi|vi  4m  revi- 
dirten  Criminalgesetzbachs''. 

4)  Beseiidtr«  «h^edmld  eaur  dmi  TüeH  « OiiaMgtMUblicli 
für  den  Ganten  BaaArSiedttbaa\ 
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girten,  beinglidi  des  materiellflo  Suchte  71  Paragraphw  enlr- 
haltentei  Entwurf,  mk-  Moüfen  «nt  «m  2.  DeMmber  1844 
dem  GroMite  Balhe.  ▼oridgea  konnte')-  Seine  VoncUige 
mnditea  lugleiGh  neae  AJbiindenuigen  des  Crinunalgesetiliodbs 
(▼on  1835)  nötUg;  aocb  dieee  wurden  sofort  (in  derselben 
Sdurift)  beantragt.  Der  Grosse  Rajdi  ernannte  xor  Voibera» 
thnng  eine  Gommission,  nach  deren  Vorseblägen")  sodann 
beide  Geeetie  vom  Grossen  Ratbe  genefamigt  wurden,  und 
mit  dem  1. August  1846  in  Kraft  traten,  unter  den  Titeln*): 
^CSiiminalgesetEbiich  lur  den  Canton  Basel-Stadttheil^',  und: 
»Gorrektionelles  Gesetz  lur  den  Ganton  Basel- Stadttbeil^. 
Jenes  enthalt  168,  dieses  (für  das  materielle  Strafrecht)  .76 
Paragraphen.  Das  Grim.  G.  B.,  mit  welchem  das  Gesetz  über 
das  Verfidiren  verbunden  ist,  und  das  daher  für  seine  Vor» 
Schriften  über  das  materielle  Recht  die  besondere  Ueberschrift 
führt: Erster  Thefl.  lieber  Verbrechen  und  deren  Bestra- 
fimg ^  —1  hat  folgende  Anordnung:  »Erster  Abschnitt:  Allge- 
meine Bestimmungen.  .  Tit  1 :  Von  Verbredien  überhaupt 
OS.  1-^4);  Tit  2:  Von  Urhebern  und  Theihiehniem  an  Ver- 
brechen (St^  5*— 10);  Tit.  3:  Von  dem  unvollendeten  V^r. 
(St.  11—16);  Tit  4:  Von  den  verschiedenen  >  Gattungen  der 
Griminalstrafen,  ihren  Verwandlungen  und  ihren  gesetzUchen 
Folgen  (Si.  17—32);  Tit  5:  Von  der  Zumessung  der  Strafen 
und  von  JUyderungs-  und  Schirftingsgründen  (|f.  38-*38). 
Zweiter  Abschnitt:  Von  den  verschiedoien  Verbrechen  und 
ihren  Strafen.  Tit  1 :  Verbrechen  gegen  den  Staat  (SU:  40 
bis  83,  enthaltend  cKe  Bestimmungen  über:  Hoehverrath,  Lau» 
desYerrath,  Aufruhr,  Widerstand  gegen  die  Olur^keit,  Ver- 
fiilscfaung  der  Staatspapiere  u.  s.  w.,  Mänsfälscfeaing,  Ver- 
füd^ung  oder  Wegriumung  von  Grenz-  und  MarksteiiK», 
Hülfe  zu  Entweichnng  eines  Gefrogenen,  Rückkehr  emes  Ver- 
wiesenen, Verbrechen  der  Beamten  und  Mitglieder  öffentlicher 


0  Gtdnnht  (ohne  Draekort  vdI  Jahfenahl)  unter  dem  Titelt 
«lUthsehlag  and  Entwarf  eines  reridirten  hmnrektieadlMi  Ge- 
setzes *. 

2)  Gedruckt  als:  „Bericht  der  Grossraths -Commisfion  über  die 
zurückgewiesenen  ParagraphMi  des  korrektiottelien  und  Gri- 
minalgesetzbuchs  \ 

3)  Unter  denen  <ie  «neh  betoadari  abgcdmtkt  sind,  Basel, 
SchweiglMaserfch«  Bttchdrackcrei,  iMS. 
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Behörden,  MeHMtd);  Tit  .S:%Verbreclieii  gegen  die  Sittficb^ 
keit  (SS.  84—97);  Tit  3:  friytiTerbreclieD  (S$.  98—168): 

A,  Verbrechen  wider  das  Leben  «ad Cknundbeit  Anderer; 

B.  Verbr.  gegen  die  Freiheit  nad  £hre ;  C.  Verbr.  gegen  dm 
Eigenlhnm^.  Das  korrektiondle  Gesetz»  mit  wekfaem  gleich- 
falls das  Gesetz  über  das  Verfahren  Tctbnnden  ist,  and  das 
daher  bezüglich  des  materiellen  Rechts- die  besondere.  Uehav* 
scbiift  fuhrt :  )» Erster  Theil.  Von  *  Vergehen  nnd  der^n  ;Bftr 
strafuog^  —.ist  nicht  ansdrücklich  in  AbscbuHtn  oder  Tilil 
eingctheilt,  enthüt  aber  für  seine  einzelnen  MMerien  folgende 
allgemeinere  Udl^arschriften :  » Allgemeine  Bestimnmngeii; 
Strafartoi;  von  der  Strafbarkeit  bei  Fahrlässigkeit,  Rnditritt 
und  RnokM;  Vergehen  und  deren  Bestrafung:  Verg.  gegen 
die  l&flBni|iali^  Ordnung ;  Verg.  gegen  Religion  und  SiCtliGii» 
lieit ;  Gefiihrdungen  von  Leib  und  Leben ;  Vermögenara- . 
lelzungen*.  —  -Was  nun  den  Charakter  der  genannten  Ger*  . 
setsbücher  betrifft,  so  war  zunächst  das  Gesetz  Ton  1821  zwar 
im  Allgemeinen  unter  Berücksicbtigung  des  St.  G.  B..  yoB 
St  Gallen,  aber  dennoch  auf  vielfach  festgehaltenem  selbst 
ständigem  Standpunkte  bearbeitet.  Es  hatte  daher  aneh  im 
Ganzen  den  doctrinellen  Ton  und  die  Härten  jenes  Gesetz^ 
bucbs.  Zwar  fehlten  ihm  dessen  veraltete  Strafvorschriflen; 
dagegen  hatte  es  die  Strafen  des  Brandmarks  und  Prangers 
ans  dem  Französ.  Strafr.  aufgenommen.  Mit  klaieni  Be* 
wnsstsein  der  meisten  jener  Mängel  unternahm  und  TolMnhrte 
die  spätere  Revision  ihre  Aufgabe,  indem  sie  sich  zugleich 
wesentlich  auf  die  in  den  Gerichten  gewonnenen  Erfahrungen, 
über  daa.  Gesetz  tou  1821  stützte').  Aus  dem  Gesetze  von 
1835  sind  demnach  einerseits  eine  Menge  von  Vorsefaitficjn 
verschwunden,  die  lediglich  Lehrsätze  aus  irgend  einem Lehfr 
buche  enthielten.  Andererseits  enthält  es  vielfach  mildere  Veiir 
Schriften,  indem  es  namentlich  die  Todesstrafe  seltener  mt 
Anwendung  bringt,  mehrere  Handlungen,  die  bisher  Vefr- 
brechen  waren,  der  korrektionellen  Ahndung  überweiset,  und 
Iviufig  geringere  Strafminima  festsetzt.  Noch  mehr  mildere 

i)  Ansdrücklich  wird,  namentlich  in  dem  QuUcbten  des  Crim. 
Ger.  (ob.  A)  S.  5  bemerckt:  ^Besonders  mussten  wir  aber 
inne  werden,  wie  wenig  die  Lehr-  und  Gesetzbücher  anderer 
Staaten  geeignet  seyen,  bindende  Vorschriften  für  .unseren 
Gantoa  zu  gewähren''. 
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VQmMftMi  taMht«  dl»  iWtcüoft  wa  hmadm  ^ 
durtih  ,  im  nh  eiuMd  M  «kn  BigMittaumribeokiiiMiMhi 
0«McitioMn,  dk  UilMr  efae  Ali  Huf  «of  4tr  Sinlb 
ctingt  JnttM,  jctxi  ii«r  Iis  MmMni»  Hir  dit  Sfraftii«iet^ 
svag  a«Mllto>  mi  mm  andMB  nitiolio  ScnTiMSiM,  »di« 
«indidn  gar  nfo  eingeiialteii  wcrdftn^')»  bodeotoftd  iMtüiflM* 
B«lNttdlatg  «fed  Müde  des  Cr.  HL  iaAwktm  «of  das  luNrr. 
€«611»  Alirdiiigf  tat  nn  das  Bnaiar  Str.  Gl  B.  ümIi 
IMMclie»  tiiflila  äbeiflüsiige,  tbeib  gtradam  ae^idficlia  Doo- 
Miatte  (a.  die  EiathaikiDg  in  Haupt-  und  NdiattgebdlfMi, 
ia  ?ailriiid«vte  VoiMni|  und  ancfniai  Versuoli «.  a*  w.); 
«I  bat  famar  iioeb  uaadM  HlMtt,  Muli  BätfM  dveKSh 
bahaltuDg  voaBrandiMxiiiiig,  StaapboMumd Pranger,  diarafa 
aa  büttfig»  Androbnag  der  Z«dMbaii8ilMift «.  #.  w»  M^b** 
nobl  gehört  ea  aa  dm  doftcbilcii,  kbriieii  and  bMaatUm 
dar  SdiwafMrisidiaii  St.  Q.  Bäabar,  nmd  gabt  In  aOan  dfieUMi 
•ariebongea  aaaHatfiebati  Deuiaabeii  Welt  ver«*). 

Amiutkung,  BaiaI<'Laiidiebirfl  treMfte  sich  im  Jabye  i83t 
▼Oft  Bascl*dtadttbeit,  und  besteht  selMem  als  selbststifndiger 
KaifiMk  ia  der  VerftsBung  des  neuen  Kantons  wnrde  aus«* 
dfMdidi  atisge«prodieft,  £m  Ükt  denselben  die  bisherige, 
mSi  ftai^^tadl  gemeinsehaiUiche  Strafgesefagehung  in  Krall 
eatbMban  solle,  jelMb  TOrbehaUHch  einer  alsbald  Toran« 
BabmMdNm  Birdsipft  daraelbao.  Diese  Revision  ist  noeli  nMbft 
M  Siaiida  gakMaieii«  Dagegen  sind  durch  ein  Peseta  ¥0M 
f9.  Oaii»beir  183$*)  mehrere  Millenrngen  des  Grini.  Oes.  B» 
Dfcstjgssetit,  naaieiftifeb  4intk  Heiabset^ung  der  StraAninfaiia, 
iMNib  AfllOiabing  dar  uabedittgten  Todesstrafo  beim  Ha^b^ 
WMtbOy  and  durah  Pestsetzung  gelhidever  Strafeft  bei  deft 
Vaabraabift  gegen  dia  ReKgioit.  So  raodtficirt  gellen  ab» 
Bir  BaMMtaoi  noeb  das  Crim.  B.  1821  nttddaa  Qcaetn 
«bar  die  hortafcHonelW  Claritthtebarbek  ron  1824.  Olaidi« 
iiftabL  iftdet  das  danaab  basaadet«  bestehende  StMdktebl  de» 
KMMana  Basal^Laod  ht  «ieser  Mi«Üc  keine  DarsMuigri  aaa 
dam  Urania  tiiabii  watt  «inftNd'^eaas  Rei&t  im  Weamdiebett 

1)  Ratbsoldig  nud  Eatw.  des  k«rr.  0«fi.  S<  «Hu 

8)  y^l.  über  die  Baseier  St.  G.  BtkUer  ton  lt21  bis  1825  Mit- 

termaier  im  N.  Arch.  des  Cr.  II4  M  6,  d»ai  f.|  Bd.  9. 

S.  1  f. ,  üv  bUL 
3)  Ges.  Saaual.  Bd.  3,  S.  57  f. 
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mä  43Midlage  «MfMkto  «Uta  Biiii  gNdi  bembct, 
^a-to  mn  JBtees  Awimii  llMiiilHi  inlMMk  Abändo- 
«Mgttt  «rlHte  Jim  ivit  amm^  Ml  «choii  ilattach  um 
^  «Mfcr  BftatfedliiM.iMin*  itriti«  iiili  soter  Aawcsiong  f^anz 
!■  dtti  attlopnii  AiHit  «Mgt,  in.  untleliiMii  spifter  das  Straf- 
«MM  VI»  .BM«I<>aMit  abge»M  Wv^ 

Sogleiek  Mch  dem  EndifliiMli  dm  EaCworfs  (v.  1838)  dos 
OiniiialgQiiliMi  vt»  mi  IM»  wurde  ieneflie  tob 
dem  Groesen  Balhe  des  Kentoiw  SeluiBieitteii  fiir  dieees  ab 
Ges^  asgeiiOiiUiMiii.  Dienet  teet  ia  Knft  flcbon  mit  dem 
tt.  FiAroar  1884.  Die  Amnaliiiie  geecbah  in  Bitucft  mi^ 
Bogen,  mit  nur  irenigen  (meifli.  mÜderndcft)  ilUndefnngeiY. 
Auedrttelüielt  imrtfe  dabd  erklXrt,  dtfss  des  Gisett  i^aiar  aif 
dbe  IProbe  yda  vier  lelrai  zorn  geseüdk&eii  leif&den  er- 
liobflB«  V^rde*).  Es  ist  eher  Jbis  jetzC  dabei  Terbfieboi.  Das 
Gesetr  entbalt  175  Paragraphen*).  Das  Baseler  b>mktioiieik 
Gesete  war  liklit  mit  aufgenotninen.  Nacb  dem  Muster  des* 
selben  (von  1824)  wurde  indes«  später  ein  besonderes  J^oMr 
pottieSgesett  fÖr  den  Ganton  Sclnjlliansen*  abgefasst,  unl  Tom 
Ürois^  lUrthe  am  S5.  Februar  1842  inm  Gesett  e^dien. 
Mt  iii  Kraft  am  1.  Bfai  1843^.  Bs  enthält  materieaes  imd 
fokMlfes  Redit,  b«feht  hn  Ganzen  ana  d8  Faragrdphen.  nnd 
kat  fotgtai^o  Robr&en :  JL,  Attfst^lnng  des  Gerfcbfs      1 »  2] ; 

AIfgemebe  Be^mmgen  3-^22);  IH.  vergeheii 
gegen  die  Obrfgkeit  und  m  obrlgluddiche  Ansehen  (%%,  91 
Us  19);  IV.  Eingriilb  In  Regierungsreehte  (J.  30);  T.  ftor«i 


f )  BieMlben  Momente  für  den  Knton  SelbiAMiia«ii  aafxnsii^llen 
(8.  d.  f.  §.)i  ist  aas  mehreren  Gründen  nicht  sniässig. 

2)  Motive  smd  nicht  weiter  Vorbanden.  In  d«m  Protokolle  des 
Grossen  Rathes  /.n  Scha£fhaasen  findet  sich  noi*  damals  die 
iatcrsi^urt«  BemarliiMig  aisiiejn^elcgt::  j^Nadidem  g^ottvärtig 
«Mii  m  fflfaM»1834il  Mn^MnUaliia  «tfiiügig»  «v  A*i  der 
JeHl^Mit  aiet»  nnyeignet»  das  tSeseiB  ine.  UhM  Meii  zn 

laSaen** 

4)  Es  ist  nnt^r  dem  Titel:  ^Siraf^esetzt in  der  €ka.  8.  fiir 

Schaffbausen  f.  IftäO  f.  S.  100  f.  enthalten. 
4)  Abgedruckt  in  der  Ges.  S.  f.  Schaffhausea  S.  f. 


f 
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gegen  i^tlidie  Bähe  «nd  SMeriMit  (S$.  »1  —  41);  VI. 
^ndlongcn  und:  UnieilaMiiiigeD,  welche  das  Lehe»  oder  die 
Oesimdhek  derüfenaohea  geOfarden  48  —  53);  VII.  V» 
gehen  gegen  &  Südiehfceit  .53  —  68);  VIII.  fifannhekH 
•digung  ($$.  64.-  68);  IX.:  BeeiBlffächtiguog  fremden  Eigen* 
thnms  ($$.  69  —  84);  X.  Thierqv^i  ($$.  85] ;  XI.  Vwfahreii 
86  —  89).  Verjährung (ß,  90  —  93).  —  An  einer  Re- 
vision des  Strafrechts  wird  im  Kanton  Schaflhaosen  schon 
seit  längerer  Zeit  gearbeitet. 

Stvaffyenetslbiicli  W9m  Blirteli« 

Schon  bald  nachdem  das  Helvct.  Peinl.  G.  B.  beseitigt  war 
(ob.  §.  9),  wurde  im  Kanton  Zürich  der  Gedanke  der  Re- 
daction  eines  besonderen  Strafgesetzbuchs  aufgenommen.  Im 
Jahre  1806  wurde  der  fertige  Entwurf  eines  solchen  *)  von 
dem  Kleinen  Rathe  dem  Grossen  Rathe  vorgelegt.  Er  enthielt 
blos  materielles  Strafrecht  in  668  Paragraphen,  einerseits  unter 
der  ausdrücklichen  Erhebung  der  strafrechts-philiosophischeu 
Grundsätze  in  den  Lehrbüchern  Grolmanns  und  Feuer- 
bachs  zu  gesetzlichen  Vorschriften,  andererseits  und  haupt- 
sächlich unter  unmittelbarer  Zurückgehung  auf  das  Preus- 
sische  Strafrecht  von  1793,  indem  beinahe  der  grösste  Theil 
des  Entwurfes,  vielfach  wörtlich,  dem  zwanzigsten  Titel  im 
zweiten  Theil  des  Preussischen  Allgemeinen  Land- 
rechts entnommen  ist.  Er  ist,  soviel  bekannt,  später  nicht 
wieder  zur  Sprache  gekommen.  Im  Jahre  1819  hatte  die  Re- 
gierung einen  neuen  Entwurf  ausarbeiten  lassen ,  der  aber 
nicht  veröffentlicht  worden  ist.  Ein  dritter  Entwurf  erschien 
im  Jahre  1829').  Er  enthält  430  Paragraphen,  gleichfalls  viel 
philosophisches  Material,  und  viel  Doctrinelles,  und  hat  im 

i)  Gedruckt  (ohne  Drackort)  als  ,^ Entwarf  eines  Stra^esetz- 
bachs  für  den  Kanton  Zürich^.  1808.  8. 

9)  Durch  Dr.  H.  Escher,  s.  dessen  Vier  AbhMaitmtgBa  über 
.Ge|enstiB4e  der  Str.  R.  .WiflseBMh.  (Zürich  1822)  S.  5. 

3)  Geinickt  (in  4.)  «Is;  »Entwurf  eines  Strafgesetzbachs  fiir  den 
Kanton  Zürich ;  erster  Theil :  Von  Verbrechen  und  deren 
Strafen".  1829  (ohne  Druckort),  Der  zugleich  mitabgedruckte 
y  zweite  Tbeil'^  behandelt  die  »Ordoung  des  Verfahrens  in 
Stra&achcn.''  .  v 
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D^brigea  MteenliktkiiinMiaiigetrageB  fUh  wa^mVwmm^' 
AUg.  Landr.,  fUk  M  tei  OeHr.  SHaf ;G.  B;  «mI  fMb  m 
tei  Code  p^nal,  '4tm  er  mh  lach  MMotlich  hävßg  m  4ti 
^iboifiealkHiflmetfaode  (witatt  telMniNiis)  angeMhloMen-hat 
fir  kÖMt  eMaUt  apilftr  nicht  ^iMcr  nur  Spradi«..  In  J«lm 
tt85  ihlrde  .eiii  ▼forCer  und  letitar  Eotworf  Torgel^f].  -  Er 
entUh  9172  Faragraphen.  Er  wurde»  mk  tehr  imlgan  Ab^ 
Ibideraiigeii  tob  -Grofaea  Rathe  anr  ü«.  HerbatauMiata  iW 
zM  Gcaaite  erbolien,  am  3.  WiaCeraioaat  deaseNben  Jahrea  ymm 
dem  Regieniiigmtli  pobUcirt,  mid  trat  mit  deei  1.  Januar  iSM 
k  Geaetzeeknfl Dieses  8lr.  G.  B.  beliandeU  in  373  Plam<- 
graphen  soweU  Vetfaredutt  ab  Vergehen  (ohne  jedodi  dieseTon* 
jenen  begrifflldi in onterselieideB).  Seine'AnoÄInuig  ist:  yfir^ 
stor-AbsoUnitt:  Allgemeine  Bestinmrangen.  Tit.  1.  Von  Verbr. 
und  Strafen  überhaupt  ($$.  1  —41);  Tit  2r  Von  der  VoUea- 
dtmg  und  dem  Versuche  der  Verbr.  ($$.  42—47);  Tit.  3:  Von 
derThe%iahmeanVeibr.(§S.48— 00);  Tit.  4:  Von  dem  rechte* 
iridrigen  VoiraaUe  und  der  Fahrlässigkeit  (SS.  61,  62);  Tit.  5: 
Von  den  Gründen,  welche  -die  Stralbarkeir  ausschüessen  oder 
aufheben  (SS*  63— 68);  Tit.  6:  Von  derZmnessung  der  Strafe 
und  Ton  den  Schärfongs-  und  MOdemogsgründen  (SS*  69—87)« 
Zweiter  Abschnitt:  Von  den.einaehien  Arten  der  Verbrechen 
und  ihrer  Bestrafung.  Tit.  1:  Von  den  Verbr.  gegen  das  Da- 
sein und  die  äussere  Sicherheit  des  Staates  ($$.  88—  07);  Tit.  2; 
Von  dem  Aufiruhre  und  dem  Ungehorsam  gegen  obri|^eitliche 
Anordnungen  ($$.  98—112);  Tit.  3 :  Von  den  Verbr.  gegen  «ffent- 
fiche  Treue  und  Glanben  (S$.  113—126);  Tit.  4:  Von  der  Re- 
ligiOnsstömng  (SS-  127—129);  Tit  b:  Von  den  Verbr.  der 
Unzucht  (SS.  130—144);  Tit.  6:  Von  den  Verbr.  gegen  daa* 
Lehen  Anderer  (§$.  145—162);  Tit.  7:  Von  den  Verbr.  gegen 
die  Gesundheit  Anderer  (SS- 163—172);  Tit.  8:  Von  den  Veibr. 


1)  Vcrfassl  v.  dem  damalig.  Oberrichter  Ulrich  (s.  Bluntschli, 
Zürich.  St.  u.  R.  Geich.  Bd.  2,  S.  385);  gedruckt  als:  »Em- 
waif  tiae«  Strafgesetdioeht  fiir.dan  Kmrton  Züriek.  Enlnr 
Tkeü:  Von  dan  Verbredi^  und  dfren  Btstrafong*.  Zäriffb 

1835.  Der  zweite  Theil  (Prozess)  ist  nicht  erschienen. 

2)  Gedrackt  als :  „Strafgesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich.  Von 
den  Verbrechen  und  deren  Bestrafung".  Zürich  1835.  In  der 
officieilen  Sammlung  der  Gesetze  u.  s.  w«  des  Eidgenössischen 
Standet  Ziiricb  befindet  es  sich  im  4.  Bd.,  2.  Heft,  S.  43  f. 


Digitized  by  Google 


V(MteV«te.gtgtfi4tt£lmAiHl00cr<»lM'^Sai);  Utlfti 
Vm  Viiiir.  gegeo  fiiginllMBi  AadeiMr  4nnh>]Uak 
Bqnw»9*  Eahmitert  Sdnüginig  tti^98^;  BLlit 
¥«•  dwi  Bfltrage  ($$.  Ütld:  VmidMiIniMiiarM 

Vtfbr.  MNrtlielMn  BeaMi  (||.  fiS9«-^d«6);  m  t»e  fTmi 
te  Vcri».,  ^raiehe  wmilidit  dsr  'Bnckoqpim«  «dir  «rf 
iMlch0  Woto  vcral»  mden«  (».  iftZ-*-»!^.  VWs  i» 
Mmu,  so  iw  anoh  mDraUMsUind  hiX  lttl»«t  ImI: 
nr  Co4iicati«ii  des  StMfiwchto  .schon  liäUk  mnmhL  Eft 
«nilrte  daBMlft  Wnite  elia  lliBge  too  Enfcwilrte  n  SlMfx 
gBielslHioliflni.  2«  d«M  ZiMiep.  Eirtmie  to»  im  M 
BtMsXuk  iMrätH*),  nsMstriHfffc  db  m  Hsnaoivtr  (m  IfiiB), 
WiHtmberg  (1882)  and  Bmm  (Ittl).  Die  meentUdM  ünmä- 
le§e  yieb  eber  der  von  Htunover,  weshalb  ancb  des  ZttrdMr* 
Sir.  Gw  &  lunniglaehe  iUhnlidikeit  nt  dem  HanMii.  SmCLB^ 
hat  Jedenfoils  indeis  zeichnet  es  sigIi  ¥0f  diesem  sslnr  wat^ 
tlieahaft  ans  dnreh  gröSiCM  finfachhelt  nnd  HiUe.  Bs  hat 
nbeiall  weüe  Sirafenmessmigseftnme,  nur  eiqisAe  Tedesstrafe, 
nnd  diese  nnhedingfr  nur  beim  Morde,  bei  peliliicbsn  Vtaii» 
gar  nidit,  und  bei  Banb  und  B^nndstiauiig'  mnr  so, 
dam  in  den  achweislen  Fällen  nnr  daranf  eifcannt  irarden 
kann.  Es  ist  milder,  ab  dai.Baseler,  aber  menigev  einlKh 

§.  1«. 

9iK#f«re«ntniii»nii  CA«  Jl^mnnirfi* 

Der  Kanton  Lniem-  hau«  bis  mm  labre  ISST  dm  Helve» 
tbehe  feinliehe  Ctesetzbocb,  indess  dnreh  mehren»  Gesetse 
moMcivt,  so  irie  PoKielstral^etie  Tom-  M.  COiristmonat  199^ 
yma  Gfaiistnional  1S1&,  nnd  vom  7.  Mai  1817.  Sie  ym» 
den  tömmtlicb  aufgehoben  durch  das  ),Criniinalstra%eseta^ 
und  »Poliseistrafgesetn^  vom  18,  Homung  1837*  wddie  bade 
am  i,  Haumonat,  desMlban  Jaiirea  in  Kiii(j(  tnten»  jenes 
emUeit  m»  dieses.  88  Paragraphen.  Einem  jeden  mrv  dn 
iMsonderes  Cleselzbuch  über  das  gerichtliobe  Verfahren  bei- 


1)  Anders  wie  lu  Basel,  s.  ob.  g.  1^ 

2)  Ue^er  die  Entwürfe:  s.  M ittermaier  im  N.  Arcb.  des  Kr. 
R.  ild.  19.  S.  m  f.  and  f.  1835,  S.  422. 
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Geseke  4er  •nium  yMHi  liwriitit  wovim^  moBMlUA  4Ü0 
v«n  Aargaa.  SLUlm  mi  Bini  Sii  stohM  ^aliw  wf  dw 
StWNNpoakte  teNiiw.  hwten  ht  ^  loiylttlgt  JinJuetimi 

ei»  t»  Cwnm  hmmtmt  QtM  A«in  niclt  »n  wfcenwi> 
nt«  Md  mbUmt  mA  mi  hmi  gtwordenai  nMtn  Mnfg»» 
MUttchflO  BflifBil)ait|«D  in  ItetühM  «id  M^*mknA 
Jhtika  im  Umn  kiteii  iv Folge,  dara  maa  aodi  ia  !»• 
jltn  4m  l^i^wdfl  StotfiMchi  nklift  atlir  liir  «oiMidiiiid 
Ulli.  Im  h  im  vnrdd  ilner  6tiahg«fcoBgMMaMMgi>n 
AiiArag,  ntae  Brtwatfc  lir  das  gittfUBta,  mIcwoIIb  um 
ImaU«  Sinfreek  amnoMtoB.  Im  Hiwnnat  t8K  wordi 
dkw  vM^elagt  Dar  daa  GrimiMirtialsaiatdNicte  basüÜ 
am  des  Poliidrtndiiaaatilacks  ant  IfiO  Paragraph«. 
0»  latiUMi  lakhiieta  aSob  kaaedbti  dnMh  VenroUaSDdigaiig, 
der  enim  dnreii  tialtfaafca  Midentng  des  lasliar  BestekaDte 
mi.  A»B  MdeB  ipt  daa  moeh  galtasda  Griorinal-*  und  Poliial* 
strafgeseUlMMli  henrorgegangeD,  im  mafararaii,  Poid^lan,  und 
wwm  im  Gmaat  im  aoiMerndeiia  SiMW,  aiodifidft.  8»  & 
batte  dar  Entwurf  daa  Crimiaalilrafgasetzbucbs  noA  dia 
Slrafan  das  Pian^ars  und  dar  Anialliniiiing;  das  Geaels.  bat 
aia  aiclit  anfgeiioninieB,  Oaa  Straigefetzbach  für  den  Kanlai 
Luzm*)  zarfittk  ln  iwei  Abtheilnngen,  die  «ucb  anfanofaia* 
denen  Tagen  Geaetzealaraft  erhalten  haben.  Die  erste:  da»  i»Gffi» 
niinalatraligesetibuGb^  itt  tvn  deai  Grossen  Rathe  aaa  IS.  Juri 
Ittfi  nfli  GfselB  erhoben,  Yom  Kleinen  Rathe  am  dcaaelk 
Manala  jpulficirt  wenden,  und  aut  diesem  Tage  in  Kraft  ge- 
treten. Okia  swaila  Abtbateng:  daa  »Polizeistratgcsetzbuch^  ist 
aaiL  28.  MUn  tSS^  Yom  Greasen  Ratbe  zum  Getetae  erhoben, 
am  80.  deiselb.  Sfonata  vom  Kleinen  Rathe  pabUehrt  und  aail 
dem  1.  Mal  deaaelh.  Jahres  in  Kraft  getreten.  Die  Anordnung 
de»  Kr.  G.  B.  ist  folgende:  »Erster  Abschnitt:  Allgemeiner 
IbeiL  Tit.  1:  Von  Verbrechen  und  Strafen  überhaupt  ($$.  t 
bis  t8);  Tit  A:  Von  dem  Vorsatze  und  von  der  Fahriässig- 
keit  (SS.  27^32);  Tit  8:  Von  der  VoUendong  und  dem  Ver- 
a«Gbe  dar  Verbreeben  (Sg.  33--40);  Tit.  4:  Von  den  Urhebern 

3)  Ueber  d.  Entwürfe  bald. Verf.  koine  N»ehricht  «rbaltcn  Uöimen. 

1)  Verfasser  ist  Dr.  Kasimir  Pfyffer  in  Luz«m«  «.  Pfyffer, 

Geschichte  des  Kant.  Luz,ern  Bd.  2.  S.  421. 

2)  Unter  diesem  Titel  besonders  gedruckt:  Luzern,  1836. 
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eines -VefbredMDS«  tob  der  Bciliiife  «d  der  Begiiastigaog 

41—57);  Ht  5:  Von  der  Zvecfamuig  rar  Strafe 
liit  7^;  Tit  6:  Von  der  Zumemmg  der  Strafe,  nm  Selriir« 
fnDgs-  and  MUdenngsgränden  ond  den  Strif?erwendiimgen 
(S$.  TS— 81);  Tk.  7:  Von  dem  ZnaemmenfloMe  mehrerer  Ver^ 
bteeben  und  dem  RäcklaHe  {».  89);  Tit  8:  Von  Er- 
Ifisdmng  der  Strifbarkek  {fS.  90—94);  Tk.  9:  Von  der  Wie- 
dereiBsetrang  der  Verartheilten  in  die  biirgerliclien  Ehren 
(H;  95—99);  Tit.  10:  Von  der  Begnedigong  (SJ.  100—107). 
Zweiter  Afaeohnitt:  Besonderer  Thdl.  Tit  1:  Von  den  Ver- 
brechen wider  den  ferfassnngsmässigen  Bestand  und  die  Selbel« 
alindigkeit  des  Staates  (Sf.  108— 115);  Tit  2:  Von  Verbr. 
gegen  den  der  Obrigkeit  sehnldigen  Gehorsam  (1$.  110—131); 
Tit  3:  Von  den  gemeinschafUicfaen  Verbr.  (SS.  182  —  139); 
Tit  4:  Von  den  Verbr.  gegen  öffentliche  Trea  und  Glanben 
(SS.  140—157);  Tit  5:,  Von  den  Verbr.  gegen  die  Religkm 
(SS-  i58,  159);  Tit  6:  Von  den  Verbr.  gegen  die  SittUcfakek 
(SS.  100—105);  Tit  7:  Von  den  Verbr.  gegen  das  Leben  An- 
derer (SS*  100— 194j;  Von  den  Verbr.  gegen  die  Gesnndbeit 
Anderer  (SS*  195—907);  Tit  9:  Von  den  Verbr.  gegen  die 
Freiheit  Anderer  (S$.  908  —  931);  Tit  10:  Von  den  Verbr. 
gegen  das  Eigentbnm  Anderer  durch  Raub«  Erpressung,  Ddeb- 
stahl,  Unterschlagnog  und  Schädigung  (SS.  999—943);  Tit  11: 
Von  dem  Betrage  (S$.  254—907);  Tit  12:  Von  den  besonde- 
ren Verbrechen  der  öffentlichen  Beamten«  (SS*  208—281).  Die 
Emtheilang  des  nPolizeistrafgesetrhuchs^  ist:  j^Enter  Ab- 
schnitt: Allgemeine  Bestimmungen  (SS-  1 — 27).  Zweiter  Ab- 
schnitt: Von  den  verschiedenen.  Politeirergehen.  Tit  1:  Von 
den  Vergebungen  gegen  die  StaaUgewalten  (SS*  28—46);  Tit  2: 
Von  den  Verg.  wider  die  Ehre  des  Staates  (SS-  47—52);  Tit  3: 
Von  den  Verg.  gegen  öff.  Treue  und  Glauben  (S$.  53—02); 
Tit  4:  Von  den  Verg.  gegen  Leben,  Leib  und  Freiheit  (SS-  03 
bi«  70);  Tit  5:  Vergebungen  wider  die  Ehre  (SS*  77—88); 
Tit  6:  Verg.  gegen  das  Eigentbnm  durch  Diebstahl  (SS*  89 
bis  92);  Tit  7:  Verg.  gegen  das  Eigenthumsrecht  und  andere 
Rechte  durch  Betrug  und  Untreue  (SS*  93—108);  Tit  8:  Verg. 
gegen  das  Eigenlhum  durch  Beschädigung  ans  Vorsats  oder 
Fahrlässigkeit  (SS-  109  —  111);  Tit  9:  Boshafte  Drohungen 
(S.  112);  Tit  10:  Allgemeine  Folizeiyerordnungen  (SS*  ii8  bis 
160);  Tit  11:  AmtsTerpflichtungen  der  öffentlichen  Beamten 
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(It.  161  -165);  Tit  12:  SchhitslieitiimDSiigea«  (M.  166,  167) '). 
Bei  dem  Str.  6.  B.  tob  Lniem  sind  iwar  gleidifolk,  wie  bei 
den  gleichzeitig  eDtstaBdenen  Str.  G.  B.  TOn  Zürich,  die  En^ 
würfe  TOD  Hannorer,  Würtemberg  und  Beiern  (s.  d.  y.  g.)  be- 
nutzt; aber  nicht  der  HannoTenche,  sondern  der  Baiersche 
bat  zum  speziellen  Anhaltspunkte  gedient').  Dies  hat  dem 
Luzerner  Gesetzeswerke  Eintrag  gethan,  obwohl  dieses  noch 
immer  den  meisten  Strafgesetzbüchern  Deutschlands  vorzu- 
ziehen ist  Durch  mannigfache,  in  doctrinellor  Weise  aufge- 
stellte ClassMcalionen,  DisCinctionen,  Gradationen  und  zum 
Theü  Specfficationen  ist  die  Einlachheit  beeinträchtigt;  da- 
durch denn  zugleich  das  nothwendige  freie  Urtheil  des  Rich- 
ters, mithin  die  Gerechtigkeit.  Dazu  kommen  andererseits 
besondere  Härten :  Verschärfung  der  Todesstrafe;  häufige  An- 
wendung der  Todesstrafe,  sogar  bei  dem  (prämeditirten)  Kin- 
dermorde (freilich  nicht  bei  politischen  Verbrechen,  ausser 
wenn  bei  Ausführung  des  Hochverraths  ein  Mensch  das  Leben 
verloren  hat);  zu  häufige  Anwendung  der  Ketten-  und  Zucht- 
hausstrafe; bd  Kettenslrafe  immer  öfoitlicbe  Ausstellung;  vor- 
zügfich  -harte  Strafen  bei  Verbrechen  gegen  die  Religion  und 
die  Sittiichkcit  Im  Jahre  1843  traten  zwar  mehrere  Ver- 
stümmelungen des  St.  G.  B.  ein,  indem  namentlich  das  Fall- 
beil abgeschatil  und  an  dessen  Stelle  das  Schwert  eingeführt 
wurde,  fSemer  die  Vorschriften  über  Begnadigung  und  Reha- 
bilitation auigehoben  wurden,  an  deren  SteUe  TöUiges  GuUbe- 
finden  treten  sollte;  aHein  im  Jahre  1648  wurden  die  Vor- 
schriften des  St  G.  B.  wiederhergestellt*).  Mit  einer  Revision 
des  Strafrechts  ist  man  im  Kanton  Luzem  schon  seit  längerer 
Zeit  beschäftigt  *). 


1)  AU  dritte  Abtbeilang  des  Str.  G.  B.  ist  noch  beigefügt  das 
Gesetz  über  das  yStrafverbhren.** 

2)  Diesem  war  inde»  vielfach  der  Hannoverache  f(efolgt,  und  da» 
her  manche  UcbereiaatimmvBg  swischen  dem  Zürcher  und 

Luxerner  Str.  G.  B. 

3)  Pfyffer,  (lesch.     Luzem.  Bd.  2,  S.  569,  727. 

4)  lieber  den  Entw.  v.  1835  a.  Mittermaier  im  Arch.  des  Gr* 
A.  f.  1835,  S.  426  f. 
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50  — 
17. 

Strafyesetzbiicli  iron  Thurcau. 

Im  Kanton  Thnrgaa  bestand  das  Helvetische  peinliche  Ge- 
setzbuch bis  zur  EinHihrung  des  gegenwärtigen  St.  G.  B.  (1841J. 
Obwohl  dasselbe  neben  den  allgemeinen  Milderungen  durch 
die  Dccrete  der  Helvet.  Republik  von  1800  und  1801  (ob.  §.9) 
noch  besondere  Modificationen  für  den  Kanlon  Thurgau  durch 
Beeret  vom  12.  Mai  1804  erlitt,  so  wurde  doch  schon  durch 
dieses  nämliche  Dccret  die  Nothwendigkeit  ein»  ganz  neuen 
Bearbeitung  des  Strafrechts  für  den  Kanton  ausgesprochen. 
In  der  Verfassung  vom  Jahre  1831  wurde  »die  beförderliche 
Aufstellung  eines  Strafiresetzbuchs^^  ausdrücklich  gefordert. 
Am  8.  Juni  1839  legte  die  Justiz  -  Commisslon  mittelst,  kurze 
Motive  enthaltenden  Berichts  dem  Grossen  Rathe  den  Ent- 
wurf des  allgemeinen  Thoils  des  Sl.  G.  B.  vor,  bestehend  aus 
85  Paragraphen     Im  Jahre  1840  folgte  die  Vorlage  des  Ent- 

1)  Gedruckt  als  ^Bericht  der  Justiz. - Coniniission  des  Kantons 
Thnrgaa  über  den  Entwarf  eines  Strafgesetzbuchs  an  den 
GrotttD  Radi  des  Kantoi»  Thurgau*  (ohne  Drackort  vnd 
Jahreszahl,  wenigstens  in  dem,  dem  Verfasser  vorliegenden 
Exemplar).  Dieser  Boricht  enthält  in  seiner  Einleitung  fol- 
gende Schilderung  des  Strafrechts/.ustands  in!  Kanton  Thur- 
gaa,  herbeigeführt  durch  die  Jange  provisorische  Beibehaltung 
des  Helret.  peinl.  Gesetzes :  „Mm  weiss  in  der  That  nicht, 
ob  der  grössere  Utbelstend  darin  lag,  dass  dieses  Gesetslmeh 
fortwährend  als  bindende  Norm  für  den  Richter  gesetzlich  bei^ 
behalten  war,  oder  aber  darin,  dass  nach  und  nach  ein  Ge- 
richtsgebrauch sich  ausbilden  niusste,  in  welchem  eine factische 
Beseitigung  des  immerhin  noch  gültigen  geschriebenen  Rechts 
lag.  Es  entstand  auf  diese  Weise  eine  Unsicherheit  in  der  Straf- 
rechtsi^ge ;  bald  ignorirte  man  die  Bestimmang  des  Codex,  bald 
sachte  man  denselben  wieder  hervor  und  motivirte  mit  seinen 
Vorschriften  das  Strafurtheil.  Doch  verminderte  sich  derUebel- 
stand  in  neuerer  Zeit  wesentlich,  indem  der  (lenchlsj^ebrauch 
sich  fester  dadurch  ausbildete ,  dass  er  sich  in  den  geläuterten 
Grandsätsen  der  Strafrechtswisseiisehaft  wid  in  den  neueren 
Werken  fremder  GesetzKebnng  seinen  Massstab  suchte*.  Nach 
einer  anderen  Mittheilang  (ans  dem  J.  1839)  ist  zu  erwähnen, 
dass  damals  gewöhnlich  das  Zürcherische  St.  G.  B.  von 
Anwälten  und  Richtern  als  Autorität  anerkannt  wurde. 

2)  Gedrucht  als  „Entwurf  eines  Strafgesetzbachs  für  den  Kanton 
Tbvrgan.  Vorgeschlagen  Ton  der  Jastis-Gomm«  des  Kant. 
Thurgan.  Frauenfeld  den  26.  April  1839*. 
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Wurfs  des  besonderen  Theils,  von  $.  86  bis  §.  369 Der 
Entwurf  wurde,  mit  mehreren,  manchmal  eingreifenden  Modi* 
§catiofien,  manchmal  im  mildernden,  manchmal  im  scharfen* 
d«n  Sinne,  als  »Strafgesetzbuch  für  den  Kanton  Thnrgau^') 
tum  Gesetze  erhoben  vom  Grossen  Rathe  am  15.  Juni  1841, 
publictrt  von  dem  Kleinen  Rathe  am  14.  August  1841,  und 
ist  in  Kraft  getreten  am  1.  October  1841.  Es  hat  folgende 
EintheHung:  „Erster  Theil :  AHgemeine  Vorschriften  über 
Verbrechen  und  Vergehen  und  deren  Bestrafung.  Tit.  1.  Von 
den  strafbaren  Handlungen  und  Unterlassungen,  und  den  Per* 
sonen,  auf  welche  das  Strafgesetzbuch  Anwendung  findet 
1,  %);  ma.  Von  den  Sirafen  (§$.3  —  21);  Tit.  3.  Von 
der  Zurechnung  (SS-  22  —  33);  Tit.  4.  Von  dem  Vorsatze  und 
der  Fahrlässigkeit;  von  Vollendung  und  Versuch;  von  dem 
Urheber,  Gehulfen,  Begünsliger  34  —  62);  Tit.  5.  Von 
#er  Anwendung  der  Strafen  (§§.  ti3  — 84);  Tit.  6.  Von  der 
Strafanwendung  bei  dem  Zusammentreilen  von  ^^erbrechen 
und  Vertrehen  ($$.86  —  89);  Tit.  7.  Von  der  Verjährung 
(§§.  90  —  95).  Zweiler  Theil :  Von  den  einzelnen  Verbrechen 
und  Vergehen  und  deren  Bestrafung.  Tit.  8.  Von  der  Töd- 
tung  und  Vergiftung  ($§•  96-119);  Tit.  9.  Von  der  Abtrei- 
bung der  Leibesfrucht  und  der  Tödtung  im  Mutlerleibe  ($$.  120 
bis  126};  Tit.  10.  Von  der  Aussetzung  bülfloser  Kinder  und 
afiderer  hnlfloser  Personen  ($$.  127—135);  Tit  11.  Von  den 
Körperverletzungen  ($$.  136  —  150);  Tit.  12.  Von  dem  Me»- 
schenraube ,  dem  Kinderdiebstahle  und  der  Entführung  ($$.  151 
bis  161);  Tit.  13.  Von  den  Unzuchts -Verbrechen  und  Ver- 
gehen ($$.  162  —  182);  Tit.  14.  Von  widerr«ihllichem  Ife- 
fangenhalten,  der  Gcwaittfaätii^keit  und  strafbarer  Drohung 
($§  183  —  187);  Tit.  15.  Von  der  falschen  Beschuldigung,  der 
Verläumdung  und  Ehrenkränkung  ($$.  188  —  206);  Tit.  16. 
Von  Raub  und  Erpressung  ($$.  207  —  214);  Tit.  17.  VoB  Dieb- 
stahl und  Unterschlagung  ($$.  215  —  237);  Tit.  18.  Von  Be* 
trug  und  Fälschung  ($$.  238  —  272);  Tit.  19.  Von  Beciii*^ 


1)  Gedruckt  als  „ Zweiter  Theil  des  Entwurfs  eines  Str.  G.  B. 
für  den  Kant.  Thurgau.   Frauenfeld,  den  11.  April  1840". 

2)  Unter  diesem  Titel  gedruckt,  Frauenfeld,  184(,  auch  enthaltea 
in  dem  Cantonsblatt  für  Thurgau,  Bd.  4.  S.  Bi  f. 
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trSchtiguDg  d«r  Fanilieiireclile  (tg.  m-^m);  Tit  SO.  Von 
der  Untrene  in  betondmo  PfflidUfwMtiiiMen  und  yoii  dee 
Verletznog  frenMier  QdieimiiiMe  ($$.  276  —978);  Tit  31.  Von 
dem  Meineide,  den  falschen  Zeugnissen  und  Gutachten,  don 
Eides-  und  Handgelöhdebnich,  und  dem  falschen  Handgelübde 
(S$.  S79  987) ;  Tit.  92.  Von  den  Münz-Verbrechen  nnd  Ver- 
gehen (§§.  988  —  998);  Tit.  93.  Von  der  Brandstiftnng  ünd 
«äderen  Beschädigungen  fremder  Sachen  (JJ.  999  —  321 J; 
Tit.  94.  Von  .dem  IfochTerrathe  und  Landesrenrathe  ($$.399 
his  330);  Tit  35.  Von  dem  Aufruhr  und  der  WiderseUung 
gegen  die  Ohrigkeit  ($$.  331—347);  Tit  96.  Von  der  Ver- 
einigung in  Banden,  von  dem  Landiriedensbruche,  der  Std* 
rang  des  Hausfriedens,  und  der  Störung  in  Ausübung  öffent- 
licher Rechic  (SS.  348  —  365);  Tit  27.  Von  der  SdbsthiUfe 
und  dem  Zweikampfe  (§§.  356  —  362);  Tit  28.  Von  dw  Stö- 
rung des  Gottesdienstes  und  Herabwürdigung  der  Religion 
(SS.  363  —  366) ;  Tit  29.  Von  den  besonderen  Verbrechen  und 
Vergehen  öfientlicher  Beamten  und  Bediensteten,  und  zu 
öffentlichen  Verrichtungen  ermächtigter  Personen  (§§.  367  bis 
380);  Tit  30.  Von  der  Amtserschleichung  und  Bestechung 
oder  Fälschung  bei  WaUen  (SS-  381  —  383);  Tit  31.  Von 
den  FiUlen,  in  welchen  anf  zeitliche  Verweisung  gegen  An- 
gehörige des  Kantons  Thnrgau  ericannt  werden  kann^^  (§§.  384, 
385).  Schon  diese  Inhaltsanzeige  ergibt  einerseits  ein  unmittel- 
bares AnschHessen  des  Tfaurgauer  St  G.  B.  an  das  Baduche, 
und  andererseits  ein  Spezialisiren,  Distingniren  und  Zerreissen 
gegen  alle  Anforderungen  an  Kürze  und  Ein&chheit  eines  Ge- 
setzbuchs. Der  Inhalt  selbst  entspricht  dem  und  leider  finden 
sieh  ausserdem,  in  gewisser  Consequenz,  mehrftch  noch  be- 
stritlene  Sitze  der  Doctrin,  nicht  immer  in  richttger  Weise, 
zu  Gesetzesvorschriften  erhoben,  so  die  GontroTersen  über 
Complott,  den  Versuch  mit  untauglichen  Bütteln  und  an  einem 
untauglichen  Gegenstande,  u.  s.  w.  Dagegen  zeichnet  das  Ge^ 
setz  sich  Tortheübaft  durch  seine  Milde  tot  allen  St  G.  B. 
Deutschlands  und  den  meisten  der  Schweiz  aus.  Es  kennt  nur 
einfache  Todesstrafe  (und  nur  beim  Morde  und  —  was  freilich 
nicht  anzuerkennen  —  bei  der  Brandstiftung,  wenn  ein  Mensch 
das  Leben  verloren  hat  und  dies  von  dem  Thäter  vorausgesehen 
werden  konnte);  es  kennt  keine  beschimpfende  Strafe  des 
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jpMugin,  BiwidiMrks  m  s.  w«,  mi  htk  übenH  aogemessea 
twite.  gtrrfwMwwiinwiMie  *). 

18* 

AqoIi  im  Kuita  Wndt  gaH  bis  n  te  BMdMfr 
gegenwärügen  St.  G.  E  (1843)  das  Hclv«!.  Fcnl.  G.  B.,  ge- 
miiert  noiieiillieh  dorefa  ifit  beiden-  Geeetoe  von  87.  Jmnr 
vdl  6.  Mai  18001  Am  80.  Mu  1808  «ude  ein  Slnfgeselc- 
bach  för  Vergeben  (Code  corredioBad)  Unzugefügt  OaaebeB 
bcsfmd  TieHMb  elt  gewobnbeitlicbei  Strafrecbt.  Das  Beiiff- 
msa  eiME-Abanderang  des  so  beitebenden  Smflreehle  wurde 
fcboB  brid  Bacb  Anfbebang  dw  Helyetiscben  AepnbUk  ge^ 
fiiblt"Fiir.  aocb  dringender  bieit  man  aber  daa  einer  Beform 
den  Gviirefllits.  Im  1819  wude  ein  neoor  Code  dvfl  ferüg. 
Sotet,-  aebonamlO.Aiigiietl819,  wmnio  die  ento  ÜSnleitaiig 
inr.  Bedaolion  neuer  Slrafgeaetze  getroA».  hm  J.  lOfiB  unr 
demnacb  der  Entwurf  eines  Sna^esetdnichs,  oad  im  J..1885 
der  ober  Stra^roiessoidniing  n  Stande  gekommen.  Der 
Staatoratb  eracbtele  die.Bearbeitnng.der  Proteasondmmg  für 
dfingender. '  Mit  dem  U'  Janoar  täft  trat  .diese  ins  Leben 
AlsM-wvrde  die  lUfiiion  des  materiellen  SUraftecbta  wieder 
an%enoBunen* .  Von  dem  Staatmtbe  wurde  em  Tollstandig 
neuer  Entwurf  ansgnarbeilet,  und  im  November  1843  mit  den 
Motiven*)  dem  Grmen  fiadie  vorgelegt  ^J.  Ber  Entwurf 
baUt'381  Artikel.  Er  wurde  mit  geringen  Abänderungen  am 

1)  Ueber  den  Entw.  des  St.  6.  B.  s.  Mittermaier  im  Ardu  des 
Cr.  R.  f.  1839,  S.  343  f.,  547  f. 

2)  Seit  dem  1.  Juli  1850  gilt  im  Kanton  Waadt  ein  neues  Straf- 

•  proftessgeseialmflh,  d«p  Cede  -  de  •p>ac4dnie  pönale  y,  1.  Fe- 
bruar laso. 

3)  Diese  Motive  g^ören  zu  den  Tortrefflicbaten  legislatorischen 
Arbeiten;  sie  sind  mit  einer  bewunderungswürdigen  Einsicht 
and  Klarheit,  und  was  noch  mehr  gilt,  auf  einem  durch  und 
durch  ehrlichen  und  ehrlich  eingehaltenen  Standpunhte  der 
HniMuiitXt  und  (dto-eneb)  Gerechtigkeit  gescfcricbea.  Da  kl 

•  nidita  von  jeiiar,  nideniiiio  Itider  niir  oft  anEvtreffenden 
OstentatioB  «ner  Gcrechtiglceitstheorie,  hinter  der  nur  abso- 
lutistische und  btireauIoratisclM  Abschrecknngstheoriflen  aich 
zu  verbergen  suchen. 

4)  Gedruckt  (in  4.  ohne  Bruckort)  als:  yProjet  de  Code  pönal 
md:  »Expoa^  das  motifi  da  projet  de  Code  p(teel*. 
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18.  Felmiar  1843  Ton  ünmm  Balhe  lam  Getotze  eidobM 
nnd  an  demselbeii  Tag«  dnrcE  das  SMmÜi  pdifioiri,  ««4 
trat  mit  daai  L  Januar  1844  in  Gesetzeskraft,  als  Code  p^nal 
do  Ganton  de  Vand  *)•  Derselbe  enthält  363  Artikel,  nnd  ist 
geordnet  trle  folgt:  » Partie  g6BM?  Tit  1.  Bispositions  pr^* 
IWwiies  (Art  l»i-lS);  TiU  $.  Des  pcäne«  (Art  13-^83); 
Tit  3.  Dn  Aüit  cQMon»i4  et  de  la  tttitatlTe  (Art  ai>-38>i 
Tit  4%  Des  antews  dn  dtiit  et  des  eompUoes  (Art  30tw5O>i 
Tit  5,  Des.  aircQnstancee  qni  ezclnant  on  atttenent  la  enl|i«rr 
kilit4«  et  da  la  coBHnatation  des.peinf8(Art  U--63);  Tit,  6« 
De  ia  mwNiIalnii       d^  et  de  la  r^dlve  (Art.  84-«-70); 

7.  De  Itetasction  de  Taetion  p^lf  et  de  celle  des  imnea 
(Art.  71  *^88)«  Partie  speciale.  Tit  1.  Des  ddita  eentre  k 
anrate  de  T^tat,  eontro  la  patx  d  Tordre  pnUic  (Art  88>— lfiA>; 
lau  3.  Dea  däila  eaoiie  la  fei  publique  (Art  167*^104); 
Tat  31  Das  d4lita  aottbns  le»  moevi  (Art  196 810);  Tit 4« 
Des  d6IUs.  centre  la  via  dtetivi  (Art  811^888);  Tit  & 
Des  14sions  eorpmttaa  (Art  838«^ 84S(^;  Tit  8.  Des  d<Slits 
•emre  fdtaft  eivit  das  pevsonnei  (AHa48^  8&1);  Tit  7.  Dea 
ddt  e^  la  libertd  et  c.  la  Siret4  des  personnas  (Art  888i^7); 
Tit  8.  Des  atleintea  portdes  m  bien  d*iBlnd  dant  le  bnt  de 
ae  rapproprier  (Art  lfl8  «^Sll);  Tit  8.  Des  alteintea  aux  pro* 
pri4t4ft  ayant  ponr  effet  dn  lea  dürair  ou  de  leaendonaMger 
(Art  81St^388>;  Tit  10.  Daa  d^Kls  corait  pat  das/bncAlon- 
nabes  on  oSeieti  pnbües,  dnns  l^aerciee  dto  kurs  fonetiona 
(Art  3ai-.«r868>;  Tit  11.  et  dernwr^  Dispositknis  &udes  et  ' 
tr^nsitoires^  (Art  360  —  363).  —  Wie  schon  diese  Anordnung 
nichts  Frankdsisches,  sondeni  e|n  npmitteUMim  Anschliessen 
m  die  neueren  DeoMcbmi  und  Schweizenscfaen  SM^esetz- 
inlchir  aeigt»  diobftw  «ied^nm  den  Anfordnngen  der  Deut- 
schen Wissenschaft  gefolgt  sind,  so  ist  es  auch  kein  Franzö- 
sisehes,  sondern  iresendSch  Deutsches  Recht,  das  in  denn 
8tra^esQtz))uche  sich  findet  Jene  starren  Giimdsätze  des 
Fjrawiöik  Sbrpfr.,  dasa  der  Teipuqh  wie  de»  ToUendete  Ver- 
luedieQ»  der  G4iiUe  w.  der^HwAar  zu  beitrafen  seL  nnd 
andere,  halN»  hier  keine  Aufnahme  gefundm.  Wie  die  An- 
ordnung de$  Gtezen  etae  dnlkehe  und  klare'  ist,  so  sM  dies 


I)  Btiandira  gedaadilt  vm»et  tdüMtm  Titel  wa  Leottnae,  1843. 
Eine  Oeirtaeke  Oekflrsttsnag  «riatirt  nitkt 
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aocb  dnrchgäogig  dm  AMtinningti  im  Gmlm  Mflnt  N«r 
fltMen  babm  AiNiMlraMii  ml  Gntokneo  ueli  4on  Diful» 
MktQ  GeatltMckefD  «iiMii  Pkli  gvfiwden.  Von  eSrnn  dodri** 
MÜen  Ton  keiot  Redfe.  Die  Voncfciifteo  tragen  anlcraBiflil» 
Iwt  dwebgünglg  «fen  Chvakler  dfr  Müde.  Die  TodesUnfe 
(dats  nar  eitfiMhe,  bmiokt  kam  keneikt  an  werdaa) 
iwar  MMaUn,  abar  nur  fibr  wenige  Verkrechan»  mit  der 
Beitnanang,  data  aie  «iebt  Tollitreckt  werden  kann,  aondaan 
TMi  aelbat  in  eine  ZoektkaoMtaafii  von  S0  lahren  ▼erwaadeU 
iat,  wenn  die  Schnldige  eine  sckwanfwe  Fran  iaC,  oder  wenai 
aait  VerniNing  dea  Veiktediena  dm  Jakre  veirfloaaaB  «nd,  nni 
nii  dttr  Voincbrift  der  Scr*  F^.  O.,  daia,  wem  ea  aiek  «« 
Todeiatnfe  bandeli,  der  PriMenl  dea  Sokwiirgeriekto  den 
CÜMdiworenen  von  Antawegiaa  die  Fia^a  Toilagen  mnaa,  ok 
niabt  miUmde  UaMlända  t^rkanden  aonn').  In  Beaaknng 
inf  die  andwen  Straian  iM  fiwt  ükeaaH  weile  Znmaiinngi 
linme'niit  aageaMmenan  Minima  gegeben« 

8er4iifs«n49t«l»wffli  VW  F|peltow9* 

Die  PeinKebe  Ger.  0.  kallA  frökcr  «nek  hm  KanlMLFmH 
borg  Gmetceakvalt,  Im  fov  Bmamrang  dea  ndTetiaaben  PeinK 
Gw  jl.  Sie  worde«  naekdem  daa  lelirtera  divek  GeMli  van 
S8.  J«d  1803.  akgeackaft  werden,  wieder  eingelnkrt»  mit  Ana« 
nähme  der  Vetacbriflen  in  Qetieff  der  Fcdtet .  Dnnk  Aeonb 
T,  91.  Mai  im  worde  die  Beaibmtnng  efama  beaonderaiCleH 
aetebncba  lowokt  ober  Verbrecken  nnd  SCndan,  ak  üker  daa 
fkrafrerfiibren  beaebkwien,  nnd  emeGeBetagdmngaenaMniniom 
mil  dieser  Arbeit  beauftragt  £a  kamen,  mekiere  Enlwürfe  aK 
Slandfli  Ikor  erale  im  JaM  41844,  dem  keineFolg«  gegeben 
wnrde;eristanebniQbtYerillientficbt  fiiiiawcilerimJ.1846*>. 
Er  b«itebt  ans  89aAHikebi,  nnd  ackMwot  aieb  tkeiweimden 
neueren  Deotacken  Str.  G.  E,  mekrfack  aber  ancb  dem  Fran- 
«öaivdiM  Code  pjM  «o*  So  nnlersekeidet  er  zmx  namentljlck 
Verbrecken,  Vengeben  nnd  Ptdvfinbeftielimgen,  ükQlick,  wie 

1)  Code  de  proc.  pönale  da  C«nt.  de  Vaud,  Art.  38-). 

2)  Gedruckt,  Deutsch,  unter  dem  Xitel:  „Neuei*  Entwarf  eines 
Strafgesetzbuchs  für  dea  Captoo  Freiburg,  Freiburg  in  der 
Schweif,  48^6,  4.  Em  fran^ü«.  £:(eiiiplMr  bat  d«r  Veri^Mcr 
niehf  erüngeii  köeMB« 
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da» Fr.  St.6.  &,  fiilirt  gMchwoiil  Verbrechen  mtd  Vergefaeii 
■icht  getreoiit  auf,  wie  ftiesee,  woU  aber  beiiaiidelt  er  in  einem 
bemderen '(dritten)  Theile  abgesondert  die  PoUaeinbertre- 
tungen  (wie  spiter  das  Preoss.  St  6.  B.).  Die  inneren  Un- 
rahen  und  Kriege  der  damaligen  Zeit  Terinnderten  die 
cnesioD  des  Entwurli  in  dem  geeetagidienden  Körper.  Da- 
gegen worde  im  J.  1848  nochmals  ein  neuer  Entwarf  ta 
Stande  gebracht').  Dieser  zerfMUt  in  zwei  wesentlich  getrennte 
Theile.  Der  erste  behandelt  in  273  Arlikefai  die  Verbrechen 
im  engeren  Sinne  ,  (crimes);  der  zweite  in  170  Artikeln  die 
Vergehen  und  PoUzeiäbertretangen  (däits  correctionneb  et  de 
police).  •  Die  TrennoDg  ist  ähnOch,  wic;^  nach  dem  Francös* 
St  G.  B*  Im  Uebrigen  nähert  der  Entwivf  siefa  mehr  als  der 
T.  1846  den  Deutschen  St.  G.  B.  Obwohl  er  die  Todesstrafe 
nicht  aufgenommen  hat,  enthalt  er  doch  sonst  sehr  harte  Straf- 
bestimmungen.  Er  wurde  in  der 'iRkisitsang  yon  1840  des 
Grossen  Biaths  berathen.  Ans  diesen  Berathungen  ist  das,  in 
▼ielfacher  Hinsicht  erhdl>lich  von  ihm  abweichende  jetzige 
St  G.  B.  heryorgegangen  'J.  Das  ^  Strafgesetzbuch  des  Kan- 
tons Freihnrg^  (»Code  p6nal  du  Ganton  de  Fribourg^^) ')  ist 
zum  Gesetze  erhoben  Tom  Grossen- Rathe  in  dessen  »Mai- 
Session  1840 pubKdrt  vom  Staatsrathe  am  18.  Heumonat 
1840,  und  in  Kraft  getreten  am  1.  Wintermonat  desselben 
Jahres.  Es  ist  abgefasst  in  Franzllsischer  Sprache,  amtlich  (lor 
den  Deutschen  Theii  des  Kantons)  in  die  Deutsche  Sprache 
übersetzt,  und  enthält  463  Artikel.  Seine  Anordnung  ist  fol- 
gende: »Allgememer  Theil.  Erster  Abschnitt  Tit  1.  Vor- 
Uiuüge  Bestimmungen  (disposit.  pr^lhmnaires,  also  eigentlich 
,) einleitende«  Best.)  (Art  1—0);  Tit  2.  Von  den  Strafen  und 
ihren  Wirkungen  (Art.  10  —  27);  Tit  3.  Von  dem  Waien, 
dem  Vorbedacht  und  der  Fahrläsidgkeit  (Art  28  — 33);  Tit  4. 
Von  der  Vollendung  und  dem  Versuche  der  Verbr.  (Art  34 


1)  Lithographii't  unter  dem  Titel:  Projet  de  Code  penal  poor 
le  Graton  de  Fribonrg,  iimhori  piur  Ii  Gommisstoii  de  IiSgis- 
lation  pönale  en  1848 Ob  auch  ein  Deutscher  Entwarf  aus- 
gearbeitet worden,  hat  der  Verf. -nicht  erfihren  körnen.  £s 

ist  aber  wahrscheinlich. 

2)  Gedruckte  Motive  sind  für  keinen  der  Entwürfe  vorhanden.  » 

3)  Unter  beiden  Titeln  Deutsch  und  Frani^osisch  besonders  ge« 
druckt.  Freibarg,  1849. 
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Us3^;  m&  Von  doiUilMbm  tmd  von  dn  Gdriilte 
VMr.  (Art.  ai^— 60);  Iit  4.  der  Znmtong,  ton  dir 
Urnrnrnng  mid  der  VerwMdhuig  der  Smdte  (Art.  M^«^; 
Xit  7.  Von  dm  ZnfamnenlreffHi  flMfarmr  Yeri^rediea  vad 
dem  BtiddaBo  (Art.  67—  75);  Üt  8.  Yoa  derMinhimg  der 
gtricMkke»  Vflifoigiiiig  und  der  Ante 
Voa  der  Wiedereiiiaetiiiiig  io  den  birgeriiehen  tetand  ( AiC 
'  86);  Tk.  10.  Von  der  Begnadigiuig  (Art  87— M).  Be- 
sondenr  TheU.  Zwaitar  AiMehnüt  Von  den  Vierbreefaen  int* 
keeondere.  Ht  1.  Von  denLandeeyemillie  nnd  anderen  Ver- 
Jbreehen  nader  die  Vcvfossnng  und  die  Behörden  des  Staads 
(Art  96-101);  Tit.9.  Von  Anfttand,  Anfrdkr  nnd  Wider- 
stand  g^en  die  Obrigkeit  (Art  109^—117};  Tit  8..  Von  den. 
genieiiifellbriichen  Veriurechen  (Ait  118— 125) ;  Tit  4.  Von 
den  Vetbreehen  gegen  ölÜBndicbe  Trene  nnd  Gianben  (Art 
186—167);  Tit  6.  V^broeben  gegen  die  ISttlfebkeit  (Art 
168  —  167);  Tit  6.  Von  den  V«rbr.  gegen  du  Leben  Anderer 
(Art  168^188);  Tit  7.  Von  den  Leibcsrerietinngen  (Art 
184-191);  Tit  8.  Von  den  Verbr.  gegen  die  Freibeit  Anderer 
(Art  192  - 198);  Tit  9l  Von  den  Verbr.  gegea  den  börgnr- 
lieben  (Gvü-)  Stand  Anderer  (Art  199  -  298);  Tk,  10.  Von 
den  Verinr.  gegen  das  BSgenthnm  Anderer  (Art  298—248); 
Tit  11.  Betmg  (Art  249—261);  Tit  12.  Besondere  Veriir. 
Öllentlicber  Beamten  oder  Amtsdiener  in  Ansäbnng  ibrer 
Amt8v^[mktnngen(Art262— 2^^^^^  Dritter  TheiL  Von  incbt- 
geriditlimn.  nnd  PoliieiTergebnngen.  Tit  1.  Allgemeine  Be- 
liäilim^en  (Art  ^  —  301);  Tit  2.  Von  den  Terscbiedenen 
Zncbt-  nnd  PofisdTergebmigen  (Vergeb.  gegen  die  Staats- 
gewalt) (Art  802  —  321);  Tit  3.  Vergäi.  gegen  die  Ebre  des 
Staats  (Art322— 329)rTit.  4.  Vergeh,  gegen  öffentBebe  Trene 
nnd  Glanben  (Art  330  —  840);  Tit  6.  Vergeh«  gegen  Leben, 
Sidierbeit  nnd  Freiheit  Anderer  (Art  841  —  358);  Tit  6. 
Verg.  gegen  die  Ehre  Anderer  (Art  359  —  372);  Tit  7.  Dieb- 
stahl als  Vergeben  (Art  373  — 377);  Tit  8.  Betrug  undVer- 
nntrennng  (Alt  378  —  396);  Tit  9.  ESgentboms-B^cbädigung 
mit  Vorsata  oder  ans  Fäfariissigkdt  (Art397  —  400);  Tit  10. 
Drohungen  (Art  401);  Tit  11.  AUgememe  PofiseiTerordnnng 
(rar  Abwendung  von  Gefahren  wider  die  Gesundheit  nnd 
Sicherheit,  für  öffenfliohes  nnd  Prmt-E^ifenthnm,  Ebttus-, 
Sitten-PoUsei«  in  Beiiebung  auf  dflentüebe  fielnstigungen  nnd 
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Sjpielft,  anf  Landfllracher  mii  BetÜer,  SieaenaBiiiilinges) 
(Äfft  MBr-^;  m.  Ii.  PiiehtverielniiigM  dfanlidier 
anüttt  imd  AngoteUlMi  (Art  461-457);  Tit  IS.  SofahMi-  wd 
UdwifiBgabeaiiaiaHHiig«!!*'  (Art  458-*-468)»  Diese  Anordmuig 
enuiert  iMfarftch  tm  das  Baselisr  Slrtfeesetibimk.  .  DaiMiht 
iai  der  Fett  mit  dem  loheUe,  der  aber  aaeh  ykUMh  dm 
Laaeraer  cBCnomnieii  ist  Dieter  betlahl  weaeatlieh  aaa 
Dentschem  Rechte,  wenn  gleieli  EiDaelaes  aut  den  Fraaaäi. 
Slraffiedite  nachgebildet  ist,  so  a.  B.  die  Unterscbeidinig  swl^ 
scbeo  WiUeD,  Vorbedeefat  und  Fahrlissigkeit  (Yolont6,  yrdm^n 
diMioD  et-  n^gence).  Tod  nad  Bsbaadkng  sied  cnfaeb» 
klar,  indesa  nicht  iainier  ohne  doetrinelle  Zntliat»  Die  Vor- 
sohrifleQ  sbd  Im  Gansea  aiikle,  itesondera  achoii  dadnroii, 
dus  das  Gesets  die  Todesstrafe  gar  nicht,  nnd  lebenswirige 
Freiheitsstrafe  nur  in  wenigen  FiiUen,  lerner  namentlieh  bei 
pdltisohen  Veri^rechen  ale  regefaussige  StanlB  nqr  die  Ver^ 
bannnng  kennt;  sodann  die  Vergehen  gegen  die  Religion  nnr 
als  Foliteiübertfetnngen  (im  Tit.  11,  ^»dlgem.  Poliseivarord-^ 
mug'')  bebandelt  werden  u.  s.  w.  Im  l^nzeben  sind  g^eb^ 
wohl  noch  HMHen  aaintreffini,  besonders  dadurch,  dass  die 
Strafmininui  manchmal  nnverfaÜltnissnNissig  hoch  gegrüM  nnd, 
f ,  R  bei  der  firandstlfinng,  dem  Todtsehbige,  dem  Ranbn 
n.  s.  w. 

§.  86. 

9f rafg^esetzbuch  von  Graub And eii. 

Zuerst  im  J.  1825  kam  im  Kanton  Graubünden  der  Knl- 
wurf  eines  Crirainalgesetzbucbs  zu  Stande und  zwar  in 
zwei  Theilen,  von  denen  der  erste  den  Entwurf  über  den 
Criminalprozess ,  der  zweite  aber  den  »eines  Straf-Gesetz- 
buchs^^  bildete.  Dieser  letztere  enlbielt  in  228  Paragraphen 
ein  eben  so  doctrineil  dargelegtes,  wie  hartes  Strafrecht.  Eine 
doetrinelle  Einleitung  ging  voran,  deren  allgemeine  Grund- 
sätze durch  den  ganzen  Entwurf  sich  hinzogen.  Dass  »der 
Zweck,  warum  eine  Strafe  verhängt  wird,  nur  in  der  Ab- 
schreckung Anderer  vor  der  Begehung  ähnlicher  Verbrechen 
(»und  wo  es  thunlich  ist,  auch  in  der  Besserung  des  Thäters 
^elbsi^^J  bestehe^S  wurde  (S*  ^7]  (jferadezu  ansg^procbeo.  Der 

I)  Gedruckt  als  yEutwiirf  eines  GrtmiiMl-Gesetzbachf  Hir  den 
EidgenSssischen  Stund  Graabinden,  Chor',  1S«I. 
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]BMmit€  «ivde  HMatütÜ,  am  llKleüdjiyge  :m  Bmm^ 
kMnen  aaf infordeiBr  Nack  4iai<i»^gifmen  Beiaerlamge» 
«wie  in  J.  IW)  von  Mcr  eingepfliste  BeruMMML^Conr 
wMum  «umeoir,  BmUirter«fiatwwfNii§irt^.  fivJboriMii 
fkuMpH*  «HL  sHei  TWtoo»  te-  «nte  das  »GoBiiiialgMlEr 
iaeli^»  der  mite  dw  »gnklillidM  SteilmfaliBin  ip  ^eiait 
Hehen  Fdlles«  eotWtead,  fkiviirr  des  Gr«  Oes^  fittdbt 
(anl  dbai  os  bier  wv  .aalMnaift)  mitlMit  mt  laS  PangtaphoR, 
ud  «aidiQat,  «ie  dwnsb  diese  Köiae,  90  $mk  in  melvfiMb 
anderer  Weise  ▼ortiMihaft  m  deai  vo»  im  sieh  aM^  Er 
geht  BtmeiHtfek  ansdrftckKrii  vos  deei  Gnudsalae  der  Ge«> 
reriOigkeil  «ns ,  ImI  wielfMdi  mildeee  Steidbertiniiiiiiiigeii  und 
»eist  Veite  StialkoeineaDDBgsrii— »  anfgealellt  Freilich  hat  er 
avoh  noeh  eine  haoflg  docIviiieUe  Fassung  f«-  er  ▼enscht  vaa 
iHmherein  eine  phüoaophudM  BegiiiBdnttg  dea  SCrafireehls  — < 
nid  ftoch  manehe  Hirlen ;  Fehler,  d«  sieh  hea^tderf  dadmeh 
eHilären,  d«s  er  im  AilgeaMinen  ab  inte  dem  Kinfll>sae  dar 
hia  dahin  vorhandenen  Sebwcif  eiiaehen  St  0.  BiieiMr  beere 
heilel  sidi  danteHL  9fit  Recht  wurde  anch  iimer  fintwwf 
nicht  aor  Gmndlagie  dea  SCra^esetchnehs  genpaMMk  Dieiea 
ist  viehnekr  herTorgegangMi  ans  einem  spileven  (die  Ursachen 
der  Teradgerai^.dee  fiesetagehnngswetks  varen  nidilaner- 
ndnehi)»  niohi  gedmehtan  Bntmurfe. 

0ns  B8ln%eset4meh  ünr  den  Cantnn  GranbiindeD'")  ist 
am  17.  OcKiber  IW  vom  (kossen  Rath»  genehmigt  nnd  aa 
das  Volk  anssnsehrelhen  beschhissen,  nnd  am  49*  df^sselb.  M. 
nusgnachnchen.  Am  9»  Mi  1851  wnrde  Tom  Grossep  fiathe 
dia  Ueomindeahatimmnng  darflber  elasrificirt  nnd  m  Folge 
derselben  (es  efgahen  sieh  Qi  annelimende  gegen  9  Tcrwer«*  . 
fände  Stimmen)  dai  Geaalt  ab  angenommen  «kljfirt  M|| 
Abacheid  vom  nändichMi  Tag  wnrde  es  frpouilprt,  nnd  es 
tnl  vni^eidi  sofort  In  Gesctscshraft.  Es  enihilt  9ia  Fara* 
grapben  nnd  hat  folgende  Anordnung:  ».AVgemeuier  Theil. 
TOl  1.  Nach  dieaam  Gwetahndh  m  hawrtheibndn  Straffalle 
(tt.  l->-S);  Tit.  S.  Slrafortea  nnd  deren  geaetdiebe  Folgen 


i)  Büllebt  Berichts  fom  I.  JoU  IM. 
S)  Gedrackt  «atop  dlesintt  TStd,  Gbnr,  1881.  4« 
B)  Uaier  dbteai  Tiid  heMaders  ebgcdmcht ,  ehae  Draelien  aad 
IdmsaahL 


üiyiiized  by  Google 


—    00  — 

(Ol.  6--li^;  Tü  a.  VonHi  and  FafariÜssigkat  (00.  10-S^; 
-  liL  4.  VoUendmig  »id  Vmnch  (Ol.  S4-98);  Xit  5.  Vrhtk» 
md  GMUe;  Gonplott;  B«guiu4igiiiig  imd  Niehlaaxeige  tum 
Veihmskm;  BiillMfliiig  för  Scbadenienati  (10.  20—44); 
Tit.  6,  Blaiiflpeliide  ZomiuiiiiqsBfiilii^  NoUiirehr  (00-  40 
Ms  4^0;  7.  MiMorungf*-  und  Encfawannigsgrnide  (00*  48 
bis  9^;  m  8.  Verjfiliriiiig  (00-  53-08);  Tit.  9.  .Verfeliren 
bam  Tode  mm  Ycrbreciim  ?or  eriaMeiieDi  od«r  Tdliofe« 
Dem  SlvailirtlMil  (00.  59,  00).  Bemderer  Theil:  Von  den 
eiazelnen  Veribredbeii  und  VergelieD  and  deren  Bestnfnng. 
Tit.  10.  Hoehvemth,  LaedesTerrath  «nd  andere  8ta|lsge- 
lahrücke  Unterndunungen  und  fihndlnngen  (00^  Ol  — OB); 
Tit.  11.  Anfimlir  und  Widenelzlichkeit  (00-  09—75);  TiL  12. 
Anmassong  von  Amtsgewalt  (0.  70);  Tit  13.  Bestechnng  {%%  77 
Ins  79);  Tit  14.  Von  f  riedensstörangen  (00.  80—83);  Tit  15. 
Zweiluni^f  (00*  88—88);  Tit  10.  Von  der  Tödtung  (00.  87 
hu  101);  Tit.  17.  Vom  Kindsmord,  yon  der  Verlieimtichnng 
der  Niederkunft,  Abtreibung  dw  Leibesfrucht,  der  Kindes- 
aussetsnng  imd  der  Aussetzung  anderer  hül£loser  Personen 
(00.  102-115);  Tit  18.  Von  der  Vergiftung  116-120); 
Tit  19.  Von.Körperrerletzungen  (00. 121—125);  Tit  20.  Ver- 
breehen  oder  Vergehen  gegen  die  Freiheit  von  Personen  (Ol.  120 
bis  131);  Tit  91.  Von  Verbreehen  gegen  die  SitUichlLeit  [§§.  182 
bis  140);  Tit  22.  Raub  und  Erpressung  (00. 147—154);  Tit  23. 
Diebstahl  (00.  155—100);  Tit  24.  Unterschlagung  und  Ver- 
untreuung (00.  107—170);  Tit.  25.  MünsTerbrechen  (§§.  171 
bis  177);  Tit  SS6.  Urkundenfdbchung  (10.  178—182);  Tit  97. 
Fälschung  von  Mass  und  Gewieht  und  yon  Grenueichen  (S$.  183 
bis  185);  Tit  28.  Betrug  (00*  180— 189);  Tit  99.  Meineid 
(II.  190,  191);  Tit  30.  Brandstiftung  (||.  192—197);  Tit  31. 
Andere  Beschädigungen  fremden  Eigentums  (M.  198—200); 
Tit.  32.  Falsche  AnUageoder  Beschuldigung,  Verläumdungund 
Ehrenkränknng  (00*  201— 203);  Tit  33.  Verbrechen  und  Ver- 
gehen öffentlidttr  Beamten  und  Angestellten  (Ol.  204—207); 
Tit  34.  Theilnahme-  an  mflitairischen  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen^ (|.  208).  —  Das  Gesetzbuch  ist  in  einer  durchaus  ein- 
fachen, klaren  und  eines  Gesetzgebars  würdigen  Sprache  abge- 
fasst  Allgemeine  Lehrsätze  sind  nur  selten  zu  gesetzlichen 
Vorschriften  erhoben,  darunter  freilich  leider  einzdne  €on- 
troTersen  nicht  glücklich  entschieden;  namentlich  hat  die  Lehre 
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nm  «ulieftiqMeB'Mas  ebe  Aotohne  mid  unglückliche 
ilitor<)  Aimodong  geAmdeii.  Abgesehen  von  den  hieraus 
eaisUhtoAeik  Hftrien  hat  das  Gesetz  einen  sehr  milden  Cha- 
vakter»  hMoadara  dadurch,  daa»  die  (einfache)  Todesstrafe  nur 
aelteii  oad  aiae  Manavirige  ^nSMbutnh  nnfoedingt  niemals 
angedfoht  ."wird  md  SMMmm^  .nur  in  den  seUeneren  Fällen 
(bei  pbfitiadbm  Verbrecheo»  bei  teen  indem  keine  Todes* 
'  almfB  Torkonrnt,  gar  nieht)  fcitgetttllt  sind.  Nur  bei  den 
.  Veibredien  gegen  Me  Sittfidikeit  ist  niitiiiiter  die  Strafe  etwas 
uiTcrMli^smiSasig  hoch  gegriffen  *), 


Da«  Bniidesstrarrerlit  über  Verbreelieii  j!^<'geii  die 
Schwelzeriflche  Eidyenosseitscliaft* 

Wie  der  Absolutismus  die  Vernichtung  der  Freiheil  ist, 
so  ist  die  Centralisation ,  als  der  billigste  und  bequemste  Die- 
ner des  Absolutismus,  der  grössle  Feind  der  Freiheit.  In 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  bat  man  seit  einiger 
Zeit  mit  einzelnen  Cenlralisationsmassregeln  begonnen.  Zu  ihnen 
gehört  Manches  in  dem  »Rundesgesetz  über  das  ßundesstrafrecht 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft^^-).  Ein  erster,  nicht 
veröffentlichter  Entwurf  desselben  wurde  im  Jahre  1852  dem 
Bundesralhe  vorgelegt  und  von  diesem  bis  zum  1.  Juli  1852 
durchberatbcn.  Der  aus  dieser  Berathung  hervorgegangene 
Entwurf),  81  Paragraphen  enthaltend,  iLam  im  Anfange  des 
Jahres  1853  zur  Berathung  der  Bttodesversamnilnng,  wurde» 
mit  nur  wenigen  Abänderungen,  am  3.  Homiiog  1853  von 
dem  JVationalrathe  und  am  folgenden  Tage  von  dem  Stände- 
rathe  zum  Gesetz  erhoben,  und  am  6.  April  1853  von  dem 
>  Bundesrathe  publicirli  und  trat  mit  dem  1.  Mai  1853  in  Kraft. 
Das  Gesetz  enthalt  78  Artikel,  und  hat  folgende  Anordnung: 
»Erster  Abschnitt:  Allgemeine  Bestimmungen.  Tit  1.  Von 


1)  Ueber  die  Kutuürfe  v.  1825  und  1829  vgl.  Mitter maier  im 
N.  Arch.  des  Cr.  R.  Bd.  8,  S.  197  f.;  Bd.  12.  S.  199  f. 

2)  In  allen  Schweiz..  Ges.  Samml.  enthalten  nnd  avsserdem  viel* 

fach  besonders  abgedruckt. 

3)  Gedruckt  (als  IManuscr.)  als:  „Gesetzentwurf  für  das  Bundes- 
strafrecht der  schweizerischen  Eidgenossenschafl'S  ohne  Druck- 
ort  und  Jahreszahl, 
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dcD  Strafen  und  ibmii  WUnftgen  (Art.  1^10);  Tk.  %  V«i 
dtm  VonaUe  imd  der  FekrlSsrigkeit  (Art.  11,  12);  Tit.  IL 
Von  der  Volfondniig  und  dem  Versuche  der  Verbr.  (Art.  t8 
Ms  17);  Tit  4.  Vob  dem  Urheber  und  den  MHechuldigen 
eiM  Verbr.  (A«t.  18'-'26);  Tit.  5.  Von  der  ZnrechnMig  der 
fikrafe  (Art:  27-'^{  Tit.  6«  Von  der  Zumessvog  d«r  Strafe« 
von  dc»i  Müderang»-  und  Sohärftmgsgrönden  und  von  den 
StrafVerwandlnngen  (Art.  81-33] ;  Tit.  7.  Von  de»  EriöMheii 
der  Slrtfbarkeit  durch  Verjährung  (Art«  34,  85).  Zweiter 
Abschnitt:  Von  den  Terscbiedenen  Verbrechen  im  Resonderen. 
Tit.  1.  Verbr.  gegen  die  äussere  Sicherheit  und  Ruhe  der 
Eidgenossenschaft  (Art.  36 — 40);  Til.  2.  Verbr.  gegen  fremde 
Staaten  (Art.  41—44);  Xit«  3.  Verbr.  gegen  die  verlassungS" 
massige  Ordnung  md  innere  Sicherheit  (Art*  46—4(3);  Tit.  4. 
Verbr.,  welche  von  den  Bnndesbeamten  in  ihrer  amtlichen 
Eigenschaft  Terübt  werden  (Art.  53 — 58);  Til.  5.  Verbr.  gegen 
Bnndesbeamte  (Art.  59,  80) ;  Tit.  8.  Vermischte  Bestimmungen 
(Art.  61— 68J:  Tit  7.  Von  den  Verbr.,  welche  mittels  del^ 
Druckerpresse  oder  auf  ähnliche  Weise  verübt  werden  (Art.  69 
bis  72);  Anhangslitel:  Gdmpetenzbestimttiungcn  (Art.  73—77); 
Vollziehungsbestimmung*'  (Art.  78).  —  Das  Gesetz  enthält  ver- 
hältnia9ifnässig  viel  Doctrinelles  (DefiniCioMn  des  vollendeten 
Verbrechens,  desÜrhebers,  Gehülfen,  Gomplotts,  allgemeine 
2umeSsungsgründe  ü.  s.  w«).  Dagegen  ist  sein  milder  Cha- 
rakter anzuerkennen.  Todesstrafe  Und  unbedmgte  lebens- 
,  längliche  Freiheitsstrafe  hat  es  gänzlich  ausgeschlössen ;  die 
Strafzumessungsräume  sind  überall  weit  und  gehen  Von  an- 
gemessen niedrigen  Minimen  aus.  Der  Art.  42,  der  eiiie 
Öffentlicbe  Beschimpfung  eines  fremden  Volks  oder  Seiues 
Souverains  oder  einer  fremden  Regierung  mit  besonderer 
Strafe  bedrohet,  Steht  ziemlich  isolirt  dä, 

Ahmerkxmg,  Das  » Bunde  sgesetz  Uber  die  Strafrechta- 
pflcge  für  die  eidgendssiscfacn  Truppen**  ist  sowohl  von  dein 
Ständerathe  als  dem  Nationalrathe  am  27.  August  1851  zum 
Gesetz  erhobeil,  am  23.  Deeember  1851  durch  den  ^nndes- 
rath  zur  Publication  gebracht,  und  mit  demselben  Täge  in 
Kraft  getreten.  Es  enthält  das  materielle  nnd  formelle  MUi- 
tairstrafrecht ,  zusammen  in  449  Artikeln,  von  denen  203  auf 
das  erstere  kommen.  Dieses  (« Strafgesetz  lUr  die  eidgenös- 
sischen Truppen**)  ist  ein  vollständiges  Mtlitairstrafireeht,  das, 
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jüeb  «orangM^iUteA  allfieiiKMica  TJnü,  loWolil  ilte  be- 
floniAerea  militairiseheB  Verbrechen  imd  Vergeben,  mit  Kfii^ 
eaUo»  der  DifcipiMMWvi^ehen  {«Diseiplia*  oder  Ordnungs- 
febler " ) ,  als  auch  gemeine  Verbreeben  mnfasst  Es  liat  gfekb^ 
ftlii  ▼itlÜMin  dm  FtUer  einte  m  dMrklelkn  Bthanaitang, 
in  iOinlieber  Weise,  wie  das  Bundesatralreelit  v«  0MI 
ea  in  Uebrigen  aatfat  den  mÜdcn  Charakter  eines  bttrger-  * 
Uehen  Strafgesetzbndis  an  sich  trafen  darf  (es  bat  äneb  M 
Todeastraf«),  yarsttbt  aidi  ron  selbst'). 

Die  Lileratar  des  Scbweizeriachen  Stnfrecbts  ist  im  CSan«- 
«CD  därftig.  Der  Gnud  liegt  banpteSchtich  in  der  Zersplit- 
nmg  des  StrafrecblB  anf  kleinen  geographischen  Gebieten» 
Einer  Terbreiteteren  vissenschaftlicbeii  Betrbeitiiog  mag  sieb 
ainek  der  UmstAnd  entgegcngeftteUt  haben,  dass  das  Recht- 
a]»Mlien  niebt  iouner  in  den  Hinden  gelehrter  Biditcr  sieb 
befindet').  Für  die  Rfichtsgeschichte  enthalten  erbeUidMt 
flfaterial : 

f.  Zell  weger,  Geschichte  des  ^penielliicheii  VoUsM, 
1880,  1834  (ob.       1  a.  7). 

J)  Das  früheste  „Schweizerische  Kricgsrechi"  ist  darKestellt  in 
einer,  diesen  Titel  führenden  Schrift  von  l7(Ki  (Frankfurts.  M.). 
Behufs  Godificetion  «nts  cifigebiiMifcben  MUitairstrafreefats 
waren  sucrst  Entwürfe  vorgelegt  in  den  Jahren  1809  n«  181d; 
es  entstand  daraus  das  Strafgesetz  für  die  eidgenössischen 
Tni])pen  v.  J.  1818  (vgl.  über  dieses  Mittermaior  im  N. 
Arch.  des  Cr.  R.  Bd.  .5,  S.  .51  f.).  Eine  Revision  desselben 
wurde  im  J.  1832  verordnet ;  aus  derselben  gingen  hervor  die 
^Gesetzt  för  die  Strafirecktsp/Iege  bei  den  eidgenössischen 
läppen'*  T.  1836  mid  18S7,  besonders  gedruckt  Lusem,  1838. 
Ulteressant  ist  noch  ein  fzn  Bern  1828  gedruckter)  „EliitWilrf 
eines  Militairstrafgesetzhuchs  für  die  Schweizer  Regön^ter 
im  Dienste  Sr.  AUerchri.stlichsten  IMajeslät'*, 

2)  Ein  Zustand,  dem  der 'Verfasser  wahrlich  am  wenigsten  ent- 
gegentreten mag.  Wie  sehr  gerade  durch  gelehrte  Richter, 
Miieh  Mi  dar  Hand  der  OeoMintcchtlicben  Doctrin»  das  Recht 
in  DeutschUnd  immer  mehr  dem  ellgeindben  Rechtshewnsst- 
sein  des  Volkes  ent&emdet  wird,  davon  sich  7.u  überzeugen, 
bietet  dem  Verfasser  die  Heransgabe  des  Archivs  fiir  die  straf- 
rechtl.  Entscheidungen  der  obersten  Gerichtshufe  Deutschlands 
Matertsl  genug  dar. 
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8.  Blontschli,  Staate-  md  BeehtageMUehle  yon  Züricfa^ 
1836/  1889  (ob.  f.  ?)• 

>  a  Fr.  Stetller,  Stairts*  und  lUchtagewIikshte  d«  Kw*- 
40IIS  Bern,  1846. 

4.  Blamer,  Staats-  and  Rechtogesdiidite  d«r  Sdbweise^ 
riachen  Demokralieen,  1850  {tib.  f.  7).  • 

5.  Pfyffer,  Geadudito  der  Stadt  vnd  des  KantonaLa* 
aem,  1850,  1858  (ob.  8.  7). 

6.  Anton  Philipp  von  Segeaaer,  Rechtageaehiehte 
der  Stadt  und  der  Republik  Luiem,  namentlich  des  U.  Bandes 
m.  Liefesang  (Lnzem  1854). 

Als  ajatematiscfae  Bearbettnng  des  (materiellen)  Stralrechta 
kann  nur  anfgeföhrt  werden:  ^ 

Göns  tantin  Siegvart-Müller,  das  Strafirecht  der  Kan«- 
lone  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Glams,  Zog  und  Appen- 
zeU  (St  GaUen,  1833)'). 

Die  meiste  Bearbeitnng  hat  das  Schweiz.  Strafrecht  in 
ZeitechriAen  gefunden,  deren  folgende  besonders  zn  erwäh- 
nen sind : 

1.  Hlonatochronik  für  Zürcherische  Rechtspflege,  Bd.  1 
his  18,  Zürich  1883—1838. 

2.  ßcitrSge  zur  iCundc  und  Forlbildung  dor  Zürcherischen 
Rechtspflege.  Herausgegeben  unter  Mitwirkung  eines  V  ereins 
praktischer  Rechtsgelehrten  von  Dr.  Joseph  Schauberg, 
Zürich,  1841,  bis  jetzt  fortgesetzt  [vollständig  erschienen  sind 
18  Bände). 

3.  Zeilschrill  lÜr  vaterländisches  Recht.  Herausijo^^eben 
vom  Bernischen  Advocaten- Verein.  Bern,  1837,  bis  jetzt 
fortgesetzt  (vollslandig  erschienen  sind  12  Bände). 

4.  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht.  Heraus^jejjieben 
durch  JKr.  Oll,  David  Rahn-),  J.  Schnell  und  Fr.  von 
Wyss.  Basel  1852,  bis  jetzt  fortgesetzt  (vollständig  erschienen 
sind  zwei  Bände). 


J)  Die  Schrift  von  J.  H.  Hot^:  Leitfaden  für  Geschwoffne (Zü- 
rich, 1853),  gehört  aus  dem  Grunde  nicht  hieher,  weil  sie 
zum  Zwecke  hat,  in  populärer  DarstelUing  die  Grundsätze 
über  die  wichtigsten  Materien  des  Strafrechts  nach  der  Auf- 
U»mag  der  Deatfcben  Doctria  Torzotragen. 

2)  Der  jedoch  später  mn»  der  Redaction  «usgefcbtedeii. 


üiyiiized  by 


—  — 

IMeie  Zeittehrijflteii  enthalten  Abhandlungen  (auch  rechls- 
iustoröchen  lobalts),  Mittheilung  von  Rechtsquellen,  Statistik 
und  Rechtlfiyig  «ncii  aus  dem  Schweiz€ris(  heu  Strairechte, 
die  drei  &aler&k  ireiDch  nur  aus  dem  Zürcherischen,  bezie- 
Inugsweuie  Bernisclieii. 

Von  sdhitsUindigen,  Abhandlungen  enthaltenden  SchriÜen 
nl  mr  Hl  nennen:  *Hepp,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Horh- 
verrathe,  nadi  Gemeinem  nnd  nach  ßernischem  Strafrechte; 
Bein,  1833« 

Sammlnngen  von  Strafrechtsfällen  enthalten: 

1.  (C.  Widnier)  Beiträge  zur  Thurgauischen  Fxechtspflege, 

Weinfelden,  zwei  Bändchen,  1843,  1844  (auch  CivilrecbUfälle 

enthaltend). 

8.  C.  Widnier,  Tburgauische  StraffaJle,  Zürich  und 
f^nenfdd,  1846. 

^ILDf.  KnsimirPfyffer,  Actenmässige  Darstellung 
Mrkwnrdiger  Criminalrechtsrälle  aus  der  Deutschen  Schweiz 
ZirM,  IM«').  ' 

ScUieselich  mag  noch  erwähnt  werden  folgendes  Hiilfs- 
bneh  hein  Ge^auche  des  St.  G.  B.  von  VVaadt:  >,Le  Code 
pteal  expKqu^  par  lui  mc^me,  un  röpertoire  complet,  alpha- 
li^qne«^  etc.,  par  Ph.  Fehr,  Lausanne,  1846. 


i)  Die  DarsunuDgea  und  Beleachtungen  einzelner  Strafrechls- 
fiUe  werdfn  liier  übergangen;  sie  haben  meixtens  mehr  poü- 
tüchea  oder  psycbole^iief ,  oft  bot  ein  novcUiataaciiea  lo- 
teresie. 


5 

* 
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Allgemeluer  ThelL 

Allgemeine  Lehre  des  Strafrechts» 

* 

Die  Quellen  des  Strafreehts» 
5.  23. 

Die  eiiuige  QaeDe  des  geltenden  Strafrechts  (wie  des.  gel- 
tenden  Rechts  überhaupt]  eines  Volkes  sollte  das  in  dem  Volke 
lebende  Recbtsbewnsstsein  sein.  In  dem  heutigen  Staaten- 
nnd  Völkerleben  Europas  ist  es  (znm  bei  weitem  grössten 
Theile)  anders*  Die  Quellen  des  Strairechts  smd  gesduriehene 
Ciesetse  und  Gewohnheitsrecht  (Gerichtsgebranch).  Ist  in  ihnen 
noch  das  ans  dem  Recbtsbewnsstsein  des  Volks  stammende 
Recht  enthalten,  so  ist  das  meist  Zufall.  Das  Gesagte  gilt 
auch  Ton  dem  Schweizerischen  Strafrechte  (freilich  in  einem 
anderen  Verhältnisse  Yon  dem  der  Schweis.  Demokratieen).- 
Nach  dem  oben  (§.  1)  bestimmten  Umfange  der  gegenwärtigen 
Schrift  kommen  hier  nur  in  Betracht  die  StrafrechtsqueUen 
der  Kantone:  Aargau,  Tessin,  St.  Gallen,  Basel,  Schaff- 
hausen» Zürich,  Luzern,  Thurgau,  Waadt,  Freibarg, 
Graubünden,  so  wie  das  Bundesstrafrecht  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft.  Die  erhebKcfasten  Quellen 
sind  die  (oben  in  den  10 — 21  nähe^  bezeichneten)  Straf- 
gesetzbüdier,  mit  den  später  zu  denselben  (bei  den  betreffenden 
Lehren  des  Strafrechts'  zu  erwähnenden)  ergangenen  abän- 
dernden, aufhebenden  oder  ergänzenden  Gesetzen.  Das  Ge- 
wohnheitsrecht, obwohl  Termöge  seiner  Souverainität,  an  sich 
über  den  Gesetzen  stehend,  ist- (wenigstens  für  diese  Schrift) 
praktisch  um  so  weniger  tou  Bedeutung,  als  nach  dem 
Obigen  (§.  22)  liur  wenig  Yon  demselben  in  die  Oeffentlich- 
keit  gedrungen  ist. 
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f.  U, 

Das  Strafgesetz  enthült  VonchriflteD  iib«r  VoibfedMo  iiai 
StrafeD,  die  auf  konkrete  Hendhingen  «ngewendet  irofden 
floMen.  Boniit  dies  gewbelieii  kann,  wird  erfordert,  eimiiiil 
daes  das  Stni%esetiL  ab  sokfaea  äbeiliaapt  gültig  sei,  dass  ea 
also  -  ab  solches  reclitliclie  EzisteBz  habe  (Gühigkeit),  lud  nmt 
anderen,  dass  die  allgemeinen  reditlidMn  Voranssetmngen 
Torhanden  seien,  unter  denen  em  an  sich  gültiges  Cbsalz  aitf 
einen  konkreten  Fall  zur  AnvenduDg  gelangen  kann  (tcf- 
bindende  .Kraft). 

f.  25. . 

Das  in  dem  allgemeinen  Rechtsbewusslsein  eines  Volks 
lebende  Recht  ist  als  solches  auch  für  jeden  Einzelnen  existent 
und  bekannt.  Anders  ist  es  mit  dem  positiven,  geschriebenen 
Rechte.  Zur  Gültigkeit  eines  jeden  Rechts-Gesetzes,  auch 
des  Strafgesetzes,  wird  Zweierlei  erfordert:  dass  es  auf  ge- 
hörige Weise  zu  Stande  gekommen  (abgefasst),  und  dass  es  auf 
gehörige  Weise  bekannt  gemacht  sei.  Die  rechtlichen  Erfor- 
dernisse der  Abfassung  wie  der  Bekanntmachung  gehören  in 
einem  jeden  Staate  zu  denjenigen  Bestimmungen,  die  durch 
das  Staatsgrundgesetz  (unmittelbar  oder  —  wie  die  über  die 
Publication  —  mittelbar)  festgestellt  sein  müssen;  das  Gesetz 
würde  sonst  eben  kein  Gesetz  des  Staates,  sondern  Willkür 
Einzelner  sein  *).  Auch  iq  den  Schweizerischen  Verfassungen 
sind  darüber  Bestimmungen  enthalten,  die  indessen  bezüglich 
der  Strafgeselze  nichts  Besonderes  TOrschreihen,  also  auch 
nicht  speziell  hieher  gehören. 

Anmerkung.  Dass  der  Richter  nur  ein  ^esetzmässig  pu- 

blieirtes  Gesetz  zur  Anwendung  bringen  dürfe,  also  ein 

sclbststhndiges  Urtheil  Uber  die  vorschriflsmässige  Publication 

habe,  wird  nirgends  bestritten.    Streitig;  ist  es  dagegen,  ob 

der  Richter,  sich  auch  um  das  verfassungsmassige  Zustande- 
— — — — —  ^ 

1)  Im  absoluten.  Staate  ist  es  Willkür  des  Regeuten,  freilich 
weä  dieser  zugleich  Richter  und  Volk  findet,  die  seiner  Will- 
hfir  gehorcben. 
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kommeii  der  Gesetze  zu  hefcfliiiiaeni  habe.  In  den  Gemein^ 
vechtKchen  .S^ra^etetzbUdiero  wird  die  Frage  übergangen« 
Hie  Deutschen  Geriehtshöfe,  wie  sie  sie  früher  meist  bejaheten, 
^gen  sie  in*  der  aeueete«  Zeit  meirt  stt  vcmeinen^;  »tin- 
«dnen  neueim  Denlsohea  VetÜMsuniFen  wird  sie  ausdrüeldioli 
Wrllhtt,  aWr  nnr  im  Sinne  der  Vemdnnng.  Die  Schwee« 
lischen  Verfassungeo  berühren  sie  ni^«  Unslreilig  ist  ei* 
mm  tm  bejahen.  Sie  ist  die  erste  Frage^  die  der  lUchter 
sieh  nn  beantworten  hat»  wenn  er  ein  Gesetn  anwenden  will» 
Bin  nieht  yerf^ssungsmässig  abgc^sisstes  Gesetn  ist  gar  kein 
Gnsdtz«).  . 


Das  \'erhaUiiiss  der  verschiedene ii  Schweizerischen  Straf- 
gesetze zu  einander  kann  uiebrfacb  in  Frage  kommen.  Es 
ergibt  sich  in  allen  Fallen  nach  allgemeinen  Rechtsgrund- 
sälzen.  I.  In  Iklreff  der  Geselze  eines  und  desselben  Kan- 
tons kann  eine  Collisiou  eintreten :  1.  liezii>,dich  des  verschie- 
denen Alters  der  (jlesetze.  Das  neuere  kann  eben  nur  er- 
lassen sein,  um,  so  weit  eine  CoUision  wirklich  vorhanden 
ist,  das  allere  aulzuhebeu  ;  jenes  niuss  also  nolhwendig  diesem 
vorgehen.  2.  In  Betreff  des  verschiedenen  Umfangs.  Das 
über  einen  speziellen  Gegenstand  erlassene  Gesetz  will  eben  für 
diesen  Gegenstand  V  orschriflen  fcstslellen,  welche  Ausnahmen 
von  den  allgemeinen  \  orschrifton  und  Grundsätzen  des  allge- 
meinen Gesetzes  sein  sollen.  Daraus  ergibt  sich :  a.  Das  be- 
sondere Gesetz  schliesst  mit  allen  seinen  besonderen  Bestim- 
mungen das  allgemeine  Gesetz  aus  b.  Dagegen  bleiben  die- 
jenigen allgemeinen  \'orschriften  des  allgemeinen  Gesetzes, 
die  von  dem  besonderen  Gesetze  nicht  berührt  werden,  auf 
den  Gegenstand  des  letzteren  der  Regel  nach  anwendbar.  Eine 


0  Vgl.  X.  ß.  mein  Archiv  für  die  strafrechtlichen  Entschei- 
dnogen  der  obersten  Gerichtshüfe  Deutschlands,  I,  S.  20.  f. 

2)  Vgl.  Puchta,. Pandekten  S.  23;  mein  Lehrb.  des  Preuss.  Civil 
R.  (II.  Ausg.)  §.  2;  wie  Lehrb.  des  Preuss.  Slrafr.  §.  20. 

3)  Ungenau  ist  die  gewöhnliche  Darstellung,  dass  das  besondere 
Gesetz  dem  allgemeinen  aar  vorgehe. 
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Afisnabone  kMin  hiervon  mir  in  soiern  eintreien,  ak  dadurch 
die  heftooderea  Grandsätce  dei  besonderen  Gesetiee  uamiUel- 
hui  fNler  miUelhar  würden  heemträchtigt  werden*):  II.  In  Be- 
treff iler  Gesetze  der  £id|§^oseeischaA  gegenübw  denen  der 
einzelnen  Kantone') :  1.  Oberster  Grundsatz  bleibt:  die  Soii* 
veraineiät  der  einzelnen  Kantone  besteht  voll,  soweit  sie  nicht 
durch  die  Bundesverfassung  ausdrücklich  beschränkt  ist*). 
3.  Der  Bund  kann  also  Gesetae  nur  über  solche  Gegenstände- 
erlassen ,  welche  in  der  Bundesverfassung  ausdrücklich  seiner 
Gesetzgebung  überwiesen  sind,  und  soweit  dies  geschehen  ist. 
Jedes  Gesetz  des  Bundes  hierüber  hinaus  wäre  ein  verfassungs- 
widriger Eingriff  in  die  Souverainetat  der  einzelnen  Kanlone » 
mithin  eben  nicht  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommen  nnA 
mitbin  rechllich  gar  kein  Gesetz^).  3.  Die  Scra%esetzgebung  des 
Bundes  kann  sich  folgHdi  nnr  über  einzelne  bestimmte«  be^ 
sondere  Gegenstände  verbreiten').  4.  Von  einer  GoUision 
des  Bmidesgesetzes  mit  dem  allgemeinen  Stm%esetzboche  einet 
einzelnen  Kantons  kann  mithin  gleichfalls  nicht  die  Rede  sefai» 
Es  stehen  zwei  getrennte  Sonverainetäten,  zwei  in  Beziehnng 
auf  das  Recht  selbstständige  Staaten  einander  gegenüber,.  5.  KS 
können  folglich  auch  bei  Anwendung  der  Bundesgesettoübst 
die  vorbehaltenen  besonderen  Gegenstände  nicht  (vgl  I.  3.  h,) 


1)  Danach  ist  die,  in  der  Praxis  rielfach  bestrittene  Frage  za 
beantworten,  in  wie  fern  die  allgemeinen  Grundsätze  des  , 
StndjsesetnlNMha  ttber  Doins»  Culpa,  Zwreehumgsfähigkeit« 
TkMliiakine,  Versocih«  Vei|ähni]ig  n.  «.  w.  auf  Vergehen  zw 
Anwendung  kommen,  über  welche  Spezialgesetze  Strafvor- 
schriften enthalten,  z.  B.  Zoll-  und  Steuerdefraudationen, 
Holzdiebstähle  u.  s.  w.  Verschiedene  Ansichten  hierüber 
■  .     c  in  meinem  Archiv  für  strafrechti.  £ntscheidon|pen  Bd.  1» 

.  2)  B«i  der  Soaverninetül  jades  «iBKehien  Kantons  gegenüber  « 
{edeiii  anderen  kann  von  einer  Gollision  der  Stn^jsssetse 
Aw  Terfehtedenen  Kantone  nicht  cUe  Redt  aeiak  . 
3)  Schweiz.  Bundesverfassung  Art.  3.  .  . 

.  4)  Hierüber  haben  auch  nach  ob.  §.  35  alltin  die.  Genahte  der 
Eämmmk  in  deat  sftniellaB  Smffdie  sn,  wdMiltn«  Frage 
machte  denn  nach  der  BnndesverfL  Art.  94  L  und  nach  drät 
Bondesges.  über  die  Organisation  der  Bandesrechtspflege  vom 
5.  Juni  1849  in  ein  Stadium  gekommen  sein,  in  waldiMi  sie 
zur  Entscheidung  des  Bundesgerichts  stände. 

,  5)  V|^.  nameAtl.  Baadesstra£r.  Art.  7h» 
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die  allgemeinen  Grundsätze  des  Kantonalstrafrecfats  Mr  An- 
wendung kommen ,  wenn  das  Gesetz  des  Bundes  solche  allge- 
meine Grundsätze  nicht  enthält.  Es  bleibt  also  für  solchen 
Fall  nur  die  Bildung  eines  Gewohnheitsrechts  des  Bandesge- 
richts übrig']. 

f.  87. 

Verbindende  MrafI  der  Strafsesetee« 

1*  HlnsiGütlich  des  Orts, 

Alles  konkrete  Recht  gilt  für  das  Zosamiiieiileben  desje- 
nigen bestimmten  Volks,  dem  es  angehört.  In  sofern  das 
Volk,  das  zu  dnera  staatlichen  Ganzen  verbanden  ist,  avf 
einem  bestimmten  geographiscfaen  Gebiete,  und  zwar  ab  sokhes 
ausschliesslich,  zusammenlebt,  fdgt  Yon  seihst;  dass  das  Recht 
dessdben  anch  für  dieses  ganze  geographische  Gebiet  gelten 
mnss.  Darans  folgt  weiter,  dass  es  über  dieses  Gebiet  hm- 
ans  nicht  gelten  kann:  es  'würde  sonst  in  das  Gebiet  eines 
anderen  Volks  hinübergreilen ;  dadorch  aber  würde  jedes  eine 
Rischt  jedes  andere  Recht  bednträchtigen  und  zerstören.  So 
bildet  sich  nothwendig  auch  für  das  iSt^afreoht  das  s.  g.  Ter- 
ritorialitätsprinzip: der  Reditsgrundsatz,  Yermöge  dessen 
das  Strafrecht  (Strafgesetz)  eines  Staates  för  dessen  ganzen 
geographischen  Bezirk,  aber  auch  nur  für  diesen  gilt.  Auch 
im  Gemeinen  Deutschen  Strafrecfato  ist  dieses  Prinzip ,  obwohl 
ein '  ausdrückliches  Gesetz  *dafnr  nicht  angeführt  zu  werden 
Termag,  allgänein  anerkannt,  fralich  unter  mehrfacher,  wenig 
gerechtfertigter  und  mehrladi  bestrittener  Durchlöcherung*). 


1)  Welches  dann  freilich  Veranlassung  hat,  sich  den  in  an- 
deren' Buiidesgesetsen  bereits  aosgesprochenen  «llgeneineii 
Gmndsätzen  anznschliessen ,  l.  B.  den  in  dem  ersten  Ab- 
schnitt (allgem.  Theils)  des  Ges.  über  die  Strafrcchtspfl.  für 
die  eidgen.  Truppen  v.  27.  Augast  1851 ,  und  des  Bundesstraf- 
rechts V.  4.  Hornung  1853.  Ueber  das  Verhäitniss  des  Bon* 
desstrafr.  zu  den  Vorschriften  der  Kantonal  G.  Bücher  be- 
tvdb  der  "politischen  Verbreehen'nnten  im  besonderen  Thcilo. 

2)  Dem  Territorialitätsprinzip  worde  früher  gegenüber  gestellt 
dof'llafioniilitStsprinzip,  ▼ermöge  dessen  Jeder  nach  seinem 
angestammten  Rechte ,  nach  dem  Rechte  desjenigen  Volks  be- 
nrtheilt  warde,  dem  er  angehörte,  ohne  dass  sein  Wohnort 
dabei  in  Betracht  kam.  Seine  Dnrclüöchemng  der  neueren 
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Ss^fiagt  «Mh  den  Bevtieliai  wiä  Sohwoi.  St  G.  fittehm 
mfQnmiii  gkidfSdb  mehifudi  verachieden  dorcUdclMrt 
Es  gdten  uch  dtn  letitaren  folgende  Gmndsiitie:  I.  Das 
BnndeMtrafrseht  gül  für  den  gesanunCen  Beiirk'der  Eidge- 
nöflsenchaft;  jedes  einselne  Kantonal- Strafredit  gilt  liir  den 

Zeit  hat  eine  andere  Bedeatun«;.  Sic  ist  auf  der  einen  Seite, 
eine  Erweiterung  des  Territorialitatsprinzips  und  dadurch 
eben  auf  der  anderen  eine  Durchlöcherung ,  die  grundsätzlich 
einer  ikcflweiseii  Veniemiiiig  gleichsteht.  Die  Stra^esetze 
cäMi  heMÜBinteii  SfMts  «oUeii  dniaeh  eich  nicht  eafdM  Ter- 
ritorialgebiet desselben  beschränken,  sondern  attch  ihre  Tee- 
bindende Kraft  vielfach  in  das  Territorialgebiet  fremder  Staa- 
ten hinein  erstrecken,  der  Art,  dass  nach  demselben  nicht 
nur  Inländer,  die  im  Auslande  handelten,  sondern  selbst 
mehrfteh  Im  Anebade  kandiinde  Ausländer  beurtheilt  vnd 
bestraft  weiden  sollen.  Dass  in  gewiesen  Fällen»  nnd  xwar 
eben  nach  den  Anforderungen  der  6erechti|^teit»  das  Ter« 
ritorialitätsprinzip  des  Strafrechts  ausnahmsweise  aufgege- 
ben werden  muss,  kann  nicht  geleugnet  werden,  nament- 
lich wenn  der  Inländer  im  Auslande  eine  nach  den  Gesetzen 
des  In»  wie  des  Aäslandes  strafliare  Handlung  begangen  Init — 
nideB»  ef  einerscitB  niehft  dem  fremden  •Staate  ansgslfiefert 
werden,  andererseits  aber  anch  das  inländisdie  Greridit  nidrt 
nach  fremden  Gesetzen  erkennen  darf.  Aber  immer  kann  recht« 
lieh  hier  nur  von  Ausnahmen  die  Rede  sein,  und  abwegig  ist  es, 
davon  sprechen  zu  wollen,. dass  anstatt  und  neben  dem  Ter- 
füotiaÜtnqpnnsi^  .nacH  vwm  miteo  Prinzipien  anartamit 
nnd  tax.  Anwendimg  gebraeht  werden  mnseien,  fiv  die-Yer- 
brechea  der  biländer  im  Aaslande  das  Personalitätsprinzip, 
▼ermöge  dessen  der  Inländer  auch  im  Auslande  der  Herrschaft 
des  Strafgesetzes  seiner  Heimath  unterworfen  bliebe,  und 
für  Verbrechen  von  Ausländern  im  Auslande  das  Prinzip  eines 
natürlichen  Strafrechts,  vermöge  deasenfeder  Staat,  wie  er  ehern 
ein  Interesse  dabei  hat,  seine  Stra^esetze  anf  Handlangen  der 
Aadänder  im  Aaslande  anwenden  dürfe.  Dies  ist  die  Lehre 
der  neuesten  Schrift  über  diesen  Gegenstand:  Berncr,  Wir- 
kungskreis des  Strafgesetzes  (Berlin,  1854),  S.  88  f.  Staats-  . 
Interesse  ist  nicht  immer  Recht!  Za  erwägen  ist  dabei,  dass 
die  neoere  DnrcUMerang  des  Territorial&lsprinxtoelMiapt- 
siciiUeb  von  dein  Franafis.  Stirafr.  aasgegangan  ist,:  daf>d«h 
*  strafrechtlichen  Terrorismus  die-  Revolution  schliessen  soUte, 
und  allerdings  in  der  damaligen  ausserfransönsishen  Geseta» 
gebung  einen  gleichen  Geist  vermisste. 
i)  Nor  die  St.  G.  B.  von  Aaraaand  Schaffhansen  and  das 
Gr.  G;  B.  if<on  Basel  enthalten  über  den  Gegenstand  keine 
BeilimmangBa. 
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gauzen  geognfhiielMo  Bezirk  des  KabCods,  und  ivar.iür  aile 
mndluDgeD,  welch«  auf  dem  betreffiBoden  fiebiete  vorgeaoK^ 
mal  sind^).  1.  Von  wem  die  Handlangen  Terübtsind»  ob  roB. 
eiatfn  Inländer  oder  Ausländer,  ist»  eben  vermöge  des  Pria«- 
zips,  gleichgültig').  2.  £b«n  90  fleichgüUig  ist  die  Art  dar 
Thätigkeit  des  Handelnden  gegenüber  dem  Strafgesetz,  ob  er 
nameatiieh  Thäter  oder  nur  Thcünehmer  des  Verbrcclinns  ist 
3.  Immer  aber  kann  nur  eben  die  im  Inlandc  verübte  Hand- 
lung in  Betracht  kommen 4.  Der  Ort  der  Handlung  ist  der- 
jenige, an  welchem  die  körperliche  Xhätigkeit  des  Handelnden 
«tattgefiinden  hat;  der  Ort;  wo  der  Erfolg  ^agetreieo  ist, 
kommt  mithin  nicht  in  Betracht^).  II.  Eine  erste  Ausnahme 
des  Territorialitätsprinzips;triU  dahin  ein,  dass  auch  Inlän- 
der für  auswärts  begangene  Verbrechen  bestraft  werden. 
In  Gemeinen  Rechte  herrschen  darüber  mehrfach  verschi^ 
dene  Ansiebten.  Aach  die  Schweizer.  St.  G.  B.  haben  ver- 
Bchiedene  Chrnndsätze:  1.  Inländer  werden  ohne  alle  Aus- 
nahme für  auswärts  begangene  Verbrechen  und  Vergehen 
(nicht  aber  auch  Folizeiübertretungen)  nach  dem  Gesetze  der 
Heimath  beurtbeilt ,  sie  stehen  insoweit  also  auch  im  Auslände 
wlsr  der  Hamchafi  des  einheiaNSohen  Sini%eselaas.  *  So 


•i)  Tessin,  Art.  32  (durch  arg,  e  coiitr.>,  St.  Gallen,  Art.  75, 
Mxielk,  ^  9,  .Wand«,  Art  6  (aif.  •  eaMr.),  Chrevhttn* 
den,  §.  1,  Frethnan,  Art.  4,  Luzern,  §.  2,  Thnv^en, 
f.  2,  Basel,  Co».  6.  S.  7S> Bnadestrefr.  ArL 

2)  Aasdrücklich  ausgesprochen  in  den  St.  6.  B«  V.  Lnxern, 
Freibnrg,  Graabünden,  Zürich,  a.  a.  O. 

3)  Also  z.  B.  nicht  eine  Theilnahine,  die,  wenn  auch  zu  einem 
im  Inlande  verübten  Verbrechen,  im  Auslande  geleistet  ist; 
ferner  nicht  eine  auswärts  vorgenommene  Versuchshandlang 
■Lvt  einem  im  Inlande  vollendeten  Verbrechen. 

i)  ist  daher  x.  B.  das  Verbrechen  der  Tödtuug  im  Kanton 
Zürich,  oad  nitht  lA  Kantoa  Aur^ia  begangen,  wenn  der 
ThSler  «af  Ztireheriftlben  Boden  Jimanden  eracbietst,  der 
sich  jenseits  der  Grenze  aaf  AargMUMditai  Gebiete  befindet. 
Dastelbe  ist  der  Fall  beim  Erschlagen  mit  einem  Säbel,  oder 
auch  mit  einem  Stein  oder  der  blossen  Faust,  wenn  nur  der 
Thäter  auf  Zürcherischem  Boden  war;  denn  hier  he£aod  sich 
die  Parean,  dcraiWitta  den  ibcrdieGrenaeMMnidai  Arm 
in  Thätigkeit  eeUta,  als«  andi  die  eigentlicha  körperliche 
ThStigkeit. 
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mmkim  Cwümi  twi  flwich>),  lliirgHi')  obABmI,  jeMsli 
äMTAHrdmn«  van-vo»  leniMniligteii  odir  dniMtMbiHi^ 
Wt  Khgft  gdüfat  md^.  i.  Sie  wvdeii  boorthflilt  nur  • 
üv  die  awivMi  bvgao^cM  Yerbreckeii  ui  mgtmm  Smm, 
So  in  Fnibiirg*),  St*  Gattm^,  Lowai*).  Boeh  loH,  vcmi 
4m  mmnM^ß  S<t«%ewt«  uiMer  «t;  dte  Bf Bd«  dem  Ter» 
iBBechar  m  $faUMi  komneo:  in  Sti  C^tHeft  nadJLiiseni.  9.  lo^ 
liMider  irtrdro  mir  filr  ciBtelse  beetimnlBt  im  AndiDde  be- 
fragfliie  Handlangen  beetnift,  und  xw»  tu  Inr  Verbtcehen 
ge^en  die  äawere  'SidisriMte  und  Mnhe  der  Eidgenoeienaehalil^ 
mtkkt  den  gewallsamen  Umsliirs  der  Bnndee?erianmigt  oder 
dm  fmmlCsame  VcrMbong  edcör  Aoffesong  der  Bmideflbe^ 
^den  oder  «net  IMhe  derselben  mm  2irecke  haben; 
gegen  VcKiKItcbBng  oder  nnbdi^gle  Zemdinng  von  Bandes- 
aslen,  oder  faisobes  Anfertigen  von  Scbrifiten  nnter  dem  Na^ 
men  oder  der  Unterscbrift  od^  dem  Siegel  einn'  Bondesb^ 
ftMe  oder  eines  Bandesbeamlen;  für  das  Anwecben  Inr  ter^^ 
boteneo  fremden  MiOlafrdieaBi,  nach  dem  Bnndesstrafrecbt'); 

Für  Verimoben»  wMb  Hocb^  oder  Landesverratb  oder 
andere  eU^yrtagefiibrliebe  Unteneharangen  oder.  Hantegett 
gegen  den  Kanton  enibniten,  sofern  der  Tbater  im  Kanlon 
bebnien,  oder  an  denseften  anigeBebit  md,  oder  aneb  ebn^ 
AnslieAmng  seuM  Bes^refang  aiKglicb  ist;  liir  lUe  anderen 
Verfamcben,  irann  die  snUSn^e  amwarlige  BebMe  die  B»- 
stmioi«  yeriangt^  m  Oranbnnden«).  c.  Füt  Attentele  gegen 
die  SkbmbeitdeeSlaales,  NaebmadNmg  tler  Siegri,  SMifel 


1)  St.  G.  B.  I.  2.  '  . 

2)  St.  G.  B.  §.  2.  • 

.  3)  Corr.  Ges.  §.  78.  D«s  Gr.  G.  B.  hmt  eiAe  enUprecheade  Vor- 
«dnlft  mtk%i  pk.i^m  '•bca  «cbMi  ftr.  Yergebeai  «o  mau 
■Mm  aie  am  M»  iMkr  eacb  fiir  VeibMcbeii  ^aaebaita«  . 

4)  8c  G.  B.  Art.  4. 

^  St.  G.  B.  Ah.  75,  vgl.  mit  G.  B.  f.  Verg.  §.  ». 

6)  St.  Q.  B«  0.  2.  Dts  Po!.  St  G^  B.  ».  2  verordnet  xwar,  daa 
das,  \ra8  über  Crim.  Verbr.  im  allgem.  Theile  de«  Cr.  G-  B. 
▼orgeschrieben  ist,  auch  auf  (Polizei-)  Vergehen  Anwendung 
finden  solle;  ea^ handelt  sich  aber  um  einen  Aasnahmesatz.,  der 
die  strcBgite  laterpretetion  fiwdert. 

7)  Baadcntrafr.  An.-  i.  .  . 

5)  St.  6.  B.  H.  3>  4. 
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oi«r  Manie  des  StMtt,  der  Sebieiiie  und  AnwMmgen  avC 
die  itfentliehe  Caase«  wenn  der  Thäler  im  Kanton  ergriffini 
oder  an  denaelben  anagdiefert  wd;  llir  jedea  Verlirechen  km 
engeren  Sinne  gegen  einen  Mitbürger»  wenn  er  in  den  Kan- 
ton xnrüciÜLelirt»  in  Teaain;  doch  k^ann  nur  in  aUen  Fallen 
efai  Verfthren  eingeleitet  werden«  diea  iat  mcht  nnbedin|^  be-> 
foUen^).  d.  Für  daa  Veibreclien  der  Müniftladrang,  der 
FÜadning  der  Staatiaiegel,  der  Fäiachnng  Ton  anthentiaehen 
oder  Handela-Schriften,  der  ireiwilligen  Tödlnng«  dea  Kinda- 
mordea,  der  Nothmcht,  der  Miaahandinngen  oder  Sdilägeieian 
mit  adtweran  VerwondnngeA,  der  Angine  gegen  die  Sicher- 
iieft  der  Wohnung,  dea  äebataUa,  Ranbea,  der  Er|ireaanng, 
dea  Betmgea,  Miaabrancha  dea  Vertraoena  oder  anderer  Ban 
trügerden»  der  Brandadfinng  oder  der  Toraitzliclien  Vermd>- 
genabeachMdignng,  wenn  die  Verbredien  in  der  NaeUnrachaft 
(dana  nn  ^t  Toiain)  dea  Kantona  oder  der  Schweiz  Tenibl 
«md,*  nnd  die  Strafe  Znchthana  Ton  drei  Jahren  oder  mehr 
betragen  würde«  im  Kanton  Wandt;  doeh  kann  nnr  yerlahren 
werden,  anf  Grand  einer  anadrncklichen  Antoriaatioa  dea 
Staataratha*).  III*  fime  zweite  Ananahmetriffl  di^Beatrafnng 
der  AnaUnder  für  Verbrechen«  im  Aualande  begangen^. 
1.  Sie  findet  übeifaanpt  nicht  atatt  (indem  sie  nnerwühnt  bleibt) 
hl -Teaain,  Aaran,  Baael,  Schafihaoaen.  2.  ]>ie  Analünder  aind 
▼öllig  den  Inhindem  gleie^ealeUt  in  St.  Gallen^)  nndim  Bnn- 
deaatrafrecht").  3.  Sie  werden  nur  bealraft,  wenn  daa.  Yei^ 
hredien  gegen  den  Kanton  oder  deaaen  AngehÜrige  gerkhtet 


1)  St.  G.  B.  Art.  32,  33. 

2)  St.  G.  ß.  Art.  6. 

3)  ferner,  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes,  S.  80  f.,  168  t, 
wiU  hier  imtctsciieideii,  ob  die  Verbr«dieii  iBaerhaib  einet 
flremdtn  oder  innerhalb  gar  keines  Staates  verübt  seien,  letzte- 
res, wenn  unter  wilden  Stämmen,  in  Wüsten,  anf  dem  Meere. 
Die  Unterscheidung^  ist  in  sich  unbegründet ,  und  hat  keinen 
praktischen  Werth ,  mag  man  mit  ihm  von  einem  Personali- 
tMtsprinzip  und  Prinzip  eines  natürlichen  Strafrechts  aus- 
gehen, oder  «mehmen,  daie  aar  ananahattwesae  das  Tenri^ 
toriaUtiiUpriBaip  "miaafen  werden  dliife. 

4)  Gr.  G.  &  Art.  W. 
^  B.  St.  R.  Art.  1. 
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war,  in  Zürich*),  Luzern*),  Thurgau*),  Freiburg*).  ^.  Sie 
werden  nur  bestraft  wegen  Hochrerraths '  oder  Landesver- 
raths  oder  anderer  staatsgefabrlicber  Unternehmungen  oder 
Handlungen  gegen  den  Kanlon,  in  Graubünden'}.  5.  Nur 
wegen  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Staats,  der  Fäl- 
schung der  Siegel  oder  der  Münzen  des  Staats,  im  Kanton 
Waadt  *).  IV.  Selbstverständlicher  Grandsatz  des  Strafrechts 
ist,  dass  Niemand  für  eine  und  dieselbe  Handlung  mehr- 
mals bestraft  werden  kann  (non  bis  in  idem).  Sämmtliche 
Sätze  zn  I— ^ID  mäaiteii  damick  fortfaHen,  wenn  der  Thäter, 
gleichviel  ob  la-  oder  AnlUiBder,  und  ob  er  im  In-  oder 
Auslände  gehandelt  hat,  im  Anstände  bereits  Strafe  für  seine 
Haiidhing  erlitten  bitte').  Indess,  wie  anch  hierüber  im  Gem. 
Recht  yerschiedene  Anaiebttti  hamoben*),  so  haben  die  Ge- 
setze gleichfaU»  wschtedene  Vörsebiüten:  1.  Es  ist  ansdrüdB- 
lieb' ansgesprodieD,  dass  Inlinder  für  solche  auswärts 
begangene  Yerbre^te,  wielcbe  aleht  gegen  den  Kanton  ge- 
ridhtet  find,  nur  soweit  bestraft  werden  sollen,  als  sie  nicht 
bereits  auswärts  dafür  bestraft  worden  sind,  in  Granbün- 
den*).  Diese  Vorsdnrtfl  ist  so  sperieU,  dass  teans  notfawendig 
folgt ,  dau  der  darin  enthaltene  Grondsats :  non  bis  in  idem, 
nidht weiter  gehen,  also  bei  Veibreehen  mid  Vergeben  der 
Inländer  und  Ansländer  im  Inlande,  so  ,wie*der  Ansländer^ 
Im  Auslände  gegen  den  Kanton  (welche  nur  allein  In  Gran- 


0  St.  G.  B;  8*2.'  Das  Ohergerlcht  in  - Zürich  hat  indess  eine 
StMfbnheit  auch  für  «ödere  Verbrechen  wenigstens  dann  an- 
genommen, wenn  der  Thäter  später  Zürcher-Staalsbürger  ge- 
worden war,  Schaaberg,  Beitr.2,  S.398,  Tgl.  meinArchiv  I, 
S.  37. 

2)  St.  G.  B.  f.  2. 

3)  St  G.  B.  f.  2. 

4)  St.  G.  B.  Art.  4. 

5)  St.  G.  B.  §§.  3,  4. 

6)  St.  Pr.  O.  Art.  14. 

7)  Anch  für  den  Fall,  wenn  der  Iniander  wegen  eines  im  In- 
lande begangenan  VarbrecbaBS  iat  Anshuida  bettraft  wäre, 
indeai  bei  der  GoUirion  der  beidan  Sirafrecbtsgmndsätze, 
vnftrait^  Tom  Gerechtigkeitsprinzipe  ans  betrachtet  der  der 
vorwiegende  ist,  dass  keine  doppelte  Bestrafung  stattfinde. 

3)  Entscheidungen  der  6er.  f.  in  meinem  Archiv  für  strafr.  Ent- 

scheid.  I,  S.  36  f. 
9)  St  G.  B.  §.  4. 
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Jramden  m  S^nh  hommm)  gar  mtki  gdtcn  «all,  40 
.das»,  "WO  CT'  danaeh  booIi  gilt»  daa  »ländkielie  Geaali  danoMh 
jo  weil  (alao  lMl«die#  «tf  teaaid)  inr  AdBwaiuhiiig  kooMMi 
joflt  als  es  harter  ist,  ine  da»  bereits  «qgeweadete  ««rwiiiiga. 
X  Ittlinder  «oUen  üär  alle  aassorlialb  begaqgenett  Vav^- 
Jurecim  ond  Vergehen  ayr  dann  bestraft  werden,  wenn  aie 
im  Aaslande  noch  niebt  beslmlt  worden  sied.  In  Tbnrgan 
nnd  in  Wandt').  Aneh  bier  folgt*  dass  Inteder  und  Aus- 
länder fiir  Verbrechen  nnd  Vergeben  im  ftalande,  so  wie  Ana» 
länder  für  Verbvecbea  m  Anslande  gegen  4m  Kaninn  (oder 
4essen  Angehörige).  TeriUit,  «nler  allen  UmsUinden,  also  aMb 
wenn  berats  im  Anslande  bestraft,  cor  Strafe  gntogen  weirden 
sollen.  3.  Das  iibr%ea  Stra^esetzbüeber  enibaken  «bnr  dfe 
Jngn  gar  keinn  VotscWA  V.  Von  sdlbst  versteht  nieb» 
M»  die  an%fl8tellten  Sitten  (I  — IV)  ModifioatfaMien  erieiden» 
die  «twn  in  StnatsTerttägen  (afa  Speäatgesetan)  festgestelk  sindb 
Ansdrnaklkb  Ist  dies  eiUSrt  In  Freibwg«),  Chranbiinden *)i 
Tborgan*)»  Lnaem*),  ffiirich'). 

5-  28. 

t.  ntnslclilllek  d«r  Yersonen. 
So  weit  das  Strafgesets  in  g«ograpbiseher  Hinsicht  ^eine 
bindende  Kraft  einmal  festgestellt  hat,  müssen  ftm  ^inmffiche 
"Personell  —  bedingt  oder  unbedingt  nach  den  forbcrgehen- 
lien  §.  —  unterworfen  sein.  Ansnabmen  Idlnnen  nnr  durch 
positiye  Vorschriften  des  Gesetzes  oder  darch  das  internationaie 
Becht  bestimmt  sein.  Durch  positire  Ges.- Vorschrift  sind  den 
allgemeinen  Strafgesetzen  sowoU  des  Bundes  als  der  einzelnen 
Kantone  entzogen  die  eidgenössischen  Iruppeu ,  nach  näherer 
Bestimmung  derselben  so  wie  der  einschlägigen  Deliete'). 

1)  St.  G.  B.  §.  2. 

2)  St.  G.  B.  Art.  6,  vergl.  mit  St.  Pr.  O.  Art.  1.5. 

3)  Das  St.  G.  B.  von  Freibiirg  spricht  nur  den  sich  vou  selbst 
▼erstebendcB  GmndsaU  aus  (Art.  5) ,  diu  NiemMid  wegen 
«tr  miAdciaaUMn  Thü  sweiaMd  bestraft  wardm  dürfe. 

.  4)  St.  G.  B.  Art  4»- 

i)  St.  G.  B.  §.  5. 
.  6)  Sl  G.  B.  §.  2. 

7)  St  G.  B.  9.  2. 
.     St.  G.  B.  I.  S. 

9)  Bimdesgesetz  über  die  Strafrechtipflege  fiir  die  fIdflSB.  Xrapp. 
Art.  1.  3.  Das  KShere  gehört  in  das  Militiiritrsfref bt  r 
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JiMh  «MgtaMis  «MrkaiMitefi  CrfmidMMm  de»  VdHremcMr 
«iineii  a«b  vott  de»  S«lnrcber.  St  fi»  edmiK  flem:  1.  ^ 
BagMrten  frewdter  SMcbw  Sie  Verden  «mh  Misserlialb  der 
HtMeto  tliM»  8(MI9  «!§•  die  Trauer  der  ^fejeeUt  des  leiitem 
htHnifkm^).  %  Die  Geea^dten  Irender  Staates. 
M  der  HdgenoseeMchaft  oder  eimm  KaoloBe,  »flofem  es 
stell  um  dessen  Recht  handelt,  beglaubigt  sind,  se  lange  ihr» 
Caaandttehaft  dauert  *).  Sit  geniessen  al»  die  Reprisentante» 
Aeaadet  Souverainelftt  das  s.  g.  Recht  der  fixterrilcmaBtit^ 
liach  wetshcni  sie  auch  im  Antlande-  als  in  ihrer  HeiBiath  h»» 
ftodiieb  fingirt  weiden.  JDesshalh  güt  der  Sat»  oneh,  wen» 
sie  Schwaiiarhiiger  sind.  Mos  dwrohicistndc  fremde  Gc« 
sm^Nen  wsriin  nnr  dann  als  ExterrHoriale  hehandelt,  wen» 
ab'  snkhe  Regiernng  diptomatiseh  notifieirt  worden 
flM  8*.  AsnCpesandlen  wenlen  gleicb  geachtet -die  Bsesidenten  • 
mid  CfeeehifiBtrager,  wie  aneh  dieConsnh»«)  fremder  Staaten* 
Sie  shid  Ciesandte,  nnr  geringeren  Ranges  oder  für  speneHe 
Cieschälte.  4.  An  dem  Rechte  der  Gesandten  alter  Gmde  «nd 
Alt  nehmen  f  be9  deren  bei  ihnen  sich  aufhaltende  und  an 
ihrcoi  Hansstande  gehörende  FanuliengKeder  und  Dienstleute^). 
5b  Fremde  Truppen,  sowohl  feipdlicbeff  ab  frenndliche  (s.B. 
auf  DnrchmarschJ.  —  Weitere  AnsnahaMn  gibt  es  nicht. 

3.  Hlntleailleh  der  Zelt 

Das  gehörig  abgcfasste  Gesetz  erhalt  seine  Gültigkeit  nur 
erst  dadurch,  dass  es  auch  gehörig  bekannt  gemacht  ist. 
I.  Daraus  folgt,  dass  es  unter  allen  Umstanden  oicht  früher ') 


1)  Oppenheim,  System  des  Völkerrechts,  S.  263. 

2)  OppeuheiuL,  das.  Klüber,  OdtentL  Kecbt  DeuUcheu 
Bundes,  §.  466. 

3)  A.  M.-  in  Betreü  der  Gousula:  Bern  er,  Wirkungskreis  des 

4)  Oppenheim,  a.  a.  O«  S.  267.  la  Betsaff  das  Dienaraehoft 

a.  M.  Berner,  a.  a.  O.  S.  215.  Eitttn  intercssaBten,  hierher 
gehörigen  Strafrechufall  aus  Bern,  s.  in  der  Zeitschrift  f. 
Taterl.  K.,  Bd.  6.  S.  129  f.,  verg^.  luein  Archiv  üir  s4rair.  , 
Entsch.,  I.  S.  24  £ 

5)  Wohl  später,  wenn  durch  allgemeine  Gesetz«  oder  spesidle 
Voraelirift  ein  spütcrer  Zeitpnnkt  fest^setst  ist. 


«me  Torliindende  Kraft  haben  kann  Dieaer  Cbnudsati,  da» 
das  Gefleti  keioe  rückwirkende  Kndit  habe»  wmm  aber,  eben 
um  der  Gerechtigkeit  willen.  Hör  das  StrafgeaeU  nothwendig 
eine  Ausnahme  dann  erleiden,  wenn  dasselbe  daeii  müderen 
StrafrechtBwtz  enthält,  ab  das  bisherige  Recht,  an  desscii 
Stelle  es  getreten  ist.  Das.  so  mildere  Gesets  nibnlich  kann 
nur  auf  der  Rechtsanschauung,  beruhen,  dass  das  bisberige 
Recht  zu  hart,  also  kein  Recht  mehr,  sondern  m  Unrecht  sei; 
es  erkennt  mithin  geradezu  dieses  Unrecht  an;  das  frühere 
Recht  (Unrecht)  kann  also  unter  keinen  Umständen  mehr  zur 
Anwendung  kommen,  weder  für  firnhere,  noch  linr  später« 
Fälle.  Das  Gesagte  gilt  nothwendig,  auch  ohne  dass  es  dureh 
positives  Gesetz  ausgesprochen  ist  Positi?  ist  es  ansgesprodiea 
in  Graubünden'),  Aargau'],  Zürich^),  Tessm'),  Lnzern*), 
Thurgau '),  St.  Gallen  ^) ,  Waadt  •),  Freibnrg '«).  —  1.  Darübor, 
welches  Ciesetz  als  das  mildere  zu  betrachten  sei,  können  all- 
gemeine Grundsätze  nicht  aufgestellt  werden.  Die  allgemeine 
Rechtsanschauung  über  die  Schwere  der  einen  oder  anderen 
Strafe  oder  über  andere  yorhandene  Momente  muss  entschei-' 
den.  2.  Enthält  das  neue  Gesetz  Iheils  mildere,  theüs  härtere 
Hcstimmungen,  so  muss  für  jene  das  neue,  für  diese  das  alte 
Gesetz  zur  Anwendung  kommen;  das  neue,  weil  die  härtere 
Vorschrift  des  alten  einmal  überhaupt  als  Unrecht  anerkannt 
Ist;  das  alte,  weil  zur  Zeit  der  That  die  härtere  Vorschrift  noch 


1)  Für  das  Gem.  Deutsche  Strafr.  ausgesprochen  im  h  i«  C.  de 
leg.  TS^ov.  22.  c.  1.  c.  2.  X.  de  const.  Man  will  gemeinrecht- 
lich eine  Ausnahme  für  die  s.  g.  authentischen  Declarationen 
aufistelien,  auf  Grund  der  Nov.  19,  praef.  und  Nov.  143  praef. 
Allein  mit  Uorechti  aathent.  Interpretationen  sind  eben  neue 
Gi^etse.  Eine  andere,  namendicli  früher  von  einzelnen  Rechts- 
lehrern  angestellte  Ansicht,  dass  auch  em  noch  nicht  einmal 
puhlicirtes  Strafgesetz  für  den,  der  es  schon  kenne,  verbind- 
lich sei ,  kann  für  veraltet  erachtet  werden. 

•  2)  St.  G.  B.  §.  1.  ■ 

3)  Einf.  Ges.  des  St.  6.  B.  t.  19.  Christmnnat  iSM,  Art.  3. 
-    Uebergangsbestimmmig  des  St  G.  B. 

5)  St.  G.  B.  Art.  379. 

6)  Prbmulgat.  Decr.  v.  12.  Juni  1836,  S.  3. 

•  T)  St.  G.  B.  Schlussbestimm. 

8)  Promulgat.  Decr.  v.  25.  Juni  1819,  Art.  5. 

9)  St.  G.  B.  Art.  361. 
10)  St.  G.  B.  Art.  463. 


I 


—    79  — 

Wa-  lMit  nw  wd  imofeni  alio  ikr  Gfimtelf  dar  wdit 
lOBkira^endM  Mraft  anfreolit  eiUton  Meflben  mws Nsr 
dü«  «ae  od«r -dai  aadere  Ctoteli  anwenden  in  woikn IKkrl 
in  Uagmchtigkeilen.  Ob  über  die  tot  dem  nüdem  Geeetn 
•  wübte  Handfanig  tebon  ein  Straieikenntniss  auf  CSmd  des 
äkeren  Gwetoet  ergangen  ni^  oder  nicbt,  bt  gleichgiiliig ;  der 
Cfaruid  des  RückwUeni  Irift  in  beiden  Füllen  m.*).  Selbst 
wenn  sdMn  rechtskriftif^  erfcanni  war,  anus  des  neue  mfldere 
Ctesete  eine  Airfhebnng  der  erkannten  biHeren  Strafe,  so  weil 
diese  noeb  nieb  ToDstreefcl ist,  bewirken^).  Dieser  Sali  nnisa 
namentlieb  ancb  gelten  fSr  Tbnrgannnd  Chranbünden,  obwoU 
deren  St  6.  B.  bestiaunen,  dass  das  mildere  CSeseti  nach 
jenem  ')  nnr  auf  die  .noeh  nicbt  reckiskrilflig,  nacb  dem  letr- 
teren  nnr  anf  die  snr  Zeit  der  Pnblicatiott  äberbanpl  noeb 
niobt  beartbeiken  HanAnngen  inrückbesogen  werden  solL 
Aiese*  Bestimmungen  können,  eben  weil  sie  sonst,  emem 
wesentlichen  Gmndsatie  der  Gerechtigkeit  widersprechen  wür- 
den,, als  probibitiv  nicht  betrachtet  werden.  4.  Wenn  iwiscben 
der  Begebung  und  der  Yc'O'lheaung  ein  milderes,  nachher 
wieder  aufgehobenes  Stra%esets  bestanden  hat,  so  kann  da»- 

1)  Es  kam  der  Fall  vor,  dass  die  Handling  nach  dem  alten  6e* 

setze  gelinder  bestraft,  aber  schwerer  charakterisirl  war, 
nämlich  als  Vergehen,  während  sie  nach  dem  neuen  Gesetz, 
nur  kl.  Uebertretnng  war.  Der  Gass.  Hof  %u  Wien  wandte 
dai  alte  Gesetz  ui;  mein  ArchiT  f.  strefr.  Entsch.  L  S.  48L 
IHese  Entscheidnng  wer  nur  tiieflweise  zu  mhtfertigen. 
.  2)  Wie  z.B.  das  Ober-Trib.  zn  Berlin  will,  vergl.  Preuss.  Jost. 
Min.  Bl.  f.  1851,  8.  275,  und  mein  Lehrb.  des  Preuss.  Strafr« 
§.  24.   A.  M.  Beruer,  Wirhsamkeit  des  Su-afges.  S.  53  f. 

3)  mit  Unrecht  hat  der  Gass.  Hof  zu  Wien  das  mildere  neue  Ge- 
setz «asgeschlosseB,  wemi  sobon  in  enter  Instenz  nech  dem 
alten  Gttetze  erkannt  war;  mein  Archiv     a.  O.  S.  43. 

4)  Diese,  ans  dem  allgemeinen  Grundsatze  gleichfalls  sich  Ton 
selbst  ergebende  Folge  (A.  M.  indess  Berner,  Wirks.  S.  54) 
war  namentlich  ausdrücklich  anerkannt  in  dem  Preuss.  AUg. 
Landr.  £inl*  §.  18:  ,,Die  Minderung  der  in  einer  älteren  Ver- 
ordnung festgesetzten  Strafe  kommt  anch  demjenigen  Ueber- 
treter  zn  Statten,  an  welchem  diese  Strafe,  znr  Zeit  der  Pnbli- 
catiou  des  nenen  Gesetzes,  noch  nicht  vollzogen  war*.  In 
der  nenern  Preuss.  Strargeset/gebung  hat  man  diese  Vorschrift 
aa%ehoben ,  weil  sie  —  den  Behörden  zu  viel  Last  mache. 

•  ^  St.  6.  B.  Schlussbestimm. 
.  6)  St  G.  Bt  f.  i. 
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lafre  nMt  snr  Anvendoiig  kooMM.  Eiaenflilrül  donh  üa 
Aafhebmii^  aofgctifoclieii,  dsai  denen  BealimiiB|p  aieäi  meiw 
«b  Backt  ariuniii  werda;  andmeseito  hat  der  UiÜleE,  da  a» 
alm  aickl  imlar  dar  Harraohaft  dasaalkeD  kandalta,  am  Aeckt^ 
Mck  danuelban  kanrlkolt  xa  werden,  ia  keiaar  Wena/arv  . 
kmgen  köanea.  5«  Die  Frage»  ob  eiiie  IiandlaB||f  aaok  antar 
dam  alten,  oder  sckon  miter  dem  neuea  Stnrfgesatza  hcgigan 
aei»  kann  aar  arkahÜck  sein  für  ikra  Straftarkeit  oder  Stnf- 
wärdigkait.  Za  ikrer  Beantwortiiag  let  abdann  fealaidMtoM 
dma  die  Sirafa  die  Handbmg  aor  ab  ein  Oaaaes  tritt;  aa 
kommt  aho  danmf  an,  wann  die  leltte,  den  Tbatbestand  dca 
üoyendatan  oder  Yarsackten  VerJNrackens  kiidanda  Tkätigkaft 
vorgenommen  ist  Die  Anwendung  anf  de»  t.  g.  tetgeeatala 
Varbracken  (s.  unten  S*  ergibt  sick  von  selbst.  II.  Daa 
Strafgesets  bebäU  seine  verbindende  Krafit  solange,  als  es  eben 
GaNtK,  als  <s  mitbin  nickt  wieder  aa%akobea  ist.  Die  Anf- 
kabnng  kann  gesckekan:  1.  Dnrek  amdräeklickan  Aasspraab 
*  Caans  ^äteren  gültigen  Gesetzes.  2.  Stillscbwaigend  ▼crmit- 
talst  eiaas  sotcben,  wenn  dieses  Yorsehriflen  entbält,  die  denen 
des  frnfaeren  in  einer  Weise  widerspreeken,  dass  beide  neben 
einander  nicht  zur  Anwendung  kommen  können.  3.  Durek 
Nicbtübung.  Im  Ciemeinen  Reckte  ist  dies  bestritten  *).  Allein 
hat  einmal  der  allgemeine  Gerichtsgebrauch  ein  Strafgesetz 
für  nicht  mehr  anwendbar  erklärt,  so  ist  dadivcb  ein  Ge- 
wohahailsreobt  gasebaffen,  das  notkwendig  aach  in  solcher  • 
Weise  in  die  aUgemeine  Recklsüberzengiing  des  Volks  ge- 
drangen ist,  dass  den,  dem  ausser  Uebang  gdk:ommenen  Cie- 
setze  zuwider  vorgenommeneu  Handlungen  die  yerbreche* 
riscbe,  zum  Tbatbestande  des  Verbrechens  gehörige  Wiilens- 
racktoag  fehlt*). 

f.  30. 

Auwlesitua;  «1er  IStrafseaetze. 

Die  Auslegung  des  Gesetzes  besteht  überhaupt  in  der 
Geistesthäligkeit  (oder  auch  Kunst),  den  waliren  Inhalt  eines 


1)  Wegeu  1.  13.  C.  de  Seal. 

2}  Für  das  Gem.  DeiAtscbe  ÖUrair.  i&t  der  VV  ider«p«rucii  uiu  so 
unerfindlicher,  ids  dasialKf  iPtnigitMis  drti  Viavihetit  der 
ReehtB^ellen  blos  darchDesaetwl»  Miiaer  Aawendnag  faietzt 
hat.  Ueber  die  Gemeinr.  Praxis  s.  mein  Archiv,  F*  S.  €3  f. 
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CB'knibtdÄ  m^nclMhaQiii^  ClMitdiMMi 
4m  iMuns  md  4«  iwwöaiiini  Mmpkamüm  QimMUgm 
4«r.  KuhiwiliiimiuMlu  flfo  kM  Mi»  immt  'Mir  «ftM 
dfcjiinlte  «ekiv  iwi  41»  s»  «HhemMie  iiititt]^velatlMi'^ 
InM  wiiwaieUMiili'  ifecriniyl  ib  InMpMiUlioii-itkkt,  iMK> 

4er  ^entzgebewlMi  ia«irail  anratet  •  wei4M.  ^  Dia  jUm^ 
Juguiig  .SüaifciaalBi  kann'  kene  aiitoe  mib,  ab  M  4«r 
Gesetze  übatlianpL  Sie  kann  nur  rar  Aufgabe  kaben,  den 
m  dem  Strafgesetze  entbaltenen  Strafrecktssatz  anfznfinden 
Hid  oaakaiwaManr  fai  CksBaMan  Asakto  isdrd  as  zvnr  ab 
ein  besonderer  Grondsatz  der  strafrecktlicken  Interpretation 
kezeickn^,  dass  bei  einem  zweifelkaften  Strafgesetze  die  für 
den  Angesdioldiglen  mOdisre  Aanckt  den  Vorzug  haben 
mäsle'].  Allein  es  ist  das  eben  nnr  em  allgemdner  Grund- 
satz der  Humanität,  abo  des  fteckts. 

Anmerkung,  Auck  die  allgemeinen  BegeUi  ober  die  Inter- 
pretation müssen  als  bekannt  yorausgasetzt  werden.  Nnr  Ein 
Punkt  ist  besonders  zu  erwähnen*  Für  die  Interpretation  der 
neueren  Gesetze. —  besonders  auch  der  Strafgesetze  —  pflegt 
auf  die  der  schliesslichen  Redaction  derselben  vorhergegan* 
genea  legislativen  Arbeiten,  ab  auf  eine  erbebliche  Aus- 
legungsquelle  derselben,  verwiesen  zu  werden^  namenütck 
auf  die  Motive  derselben  und  in  Repräsentativstaaten  auf  die. 
Debatten  der  verschiedenen  gesetzgebenden  Rdrper.  Dieses 
Material  ersdieint  aber  immer  als  .ein  sehr  bedenklickes«  In 
dem  absoluten  Staate  ist  das  Gesetz  dock  zuletzt  hur  durdh 
den  Willen  des  Regenten,  so  wie  in  dem  Reprasentativstaate 

1)  Die  Eimtbedangen  der  InterpreUtion  mässen  hier  eis  beluuwt 
vorausgesetzt  werden.  Dass  die  Interpretation  eine  verschie- 
dene sei,  je  Bach  ihrem  Zwecl^e,  ob  nämlich  fSr  die  Praxis, 
oder  för  die  Wiseenscbaft,  ist  eine  nohahbare  Ansicht..  Der 
Bieirter  keim  fceiaen  nnderen  <Smn  in  dem  GaeetEe  finden,  «Is 
deii|«nigen,  den  «uek  die  Wissensekaft  anerkennt,  und  die 
Wissenschaft  wieder  keinen  anderen,  als  den,  der  auch  für 
den  Richter  massgebend  sein  muss.  Kaum  be/.üglich  der  Me- 
thode hat  ^er  SatK  eine  Wahrheit,  da  auch  der  Btchter  bei 
seiner  Inter{Nretation  wissenschefUich  verfahren  uiuss. 

as^  Nwfli  L  «Ib  «.  1  4e  leb.  4ak.  L  4i  de  peen»  L  iS&  f.  2  de 
reg.  für. 
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dareh  den  «m«r  Biqoritiit  sn  Sfiade  gekooHlicii »  abo  nmcr 
dxmäk  ttnen  WiUcB»  auf  dm  MotiTsn,  pder  mit  d«n  in 
den  Debatien  Itnt  gewordcneii  A«iincniiigeii  oft  genug  gnr 
akfats  sn  feliaÜbn  hat.  An  zntveffendilen  und  gnMchteflm 
wird  vnner  diejenige  Interpretation  seut»  die  den  Sinn  dee 
einnelnen  Geaetse«  an«  dem  Geiste  der  geaammlen  GeselB« 
gebung  des  I^andes,  die  denn  doeh  ein  einheilliches  Ganse 
Inldety  wenigstens  bilden  soll»  und  zugleich  ans  dem  allge* 
meinen  Rechtsbewnsstsein  des  Volks  heraus  anfimfinden  suelit, 

t.  31. 

Me  amal«««  Av«lo9«m«  «or  gfilionftiiwj  fcon^mJewk 

Unter  Analogie  im  Slrafrechte  versieht  man  die  Anwen- 
dung eines  Strafgeselzes  auf  einen  Fall,  der  nach  dem  Wort- 
sinne des  Gesetzes  unter  dieses  nicht  gebracht  werden  kann. 
Sie  wird  cingetheilt  in  die  Gesetzes-  und  in  die  Recbtsanalogie^ 
Unter  jener  wird  verstanden  die  Anwendung  des  Strafgesetzes 
auf  einen  Fall,  auf  den  dasselbe  nach  seinem  Grunde  mit  be- 
zogen werden  muss.  Rechtsanalogie  ist  die  Anwendung  des 
Gesetzes  auf  einen  von  diesem  nicht  geraeinten,  aber  nach 
dem  Geiste  der  ganzen  Gesetzgebung  und  nach  den  ailgemeinea 
Grundsätzen  des  Strafrechts  darunter  zu  begreifenden  Fall. 
Jene  wird  gemeinrechtlich  zugelassen'),  die  andere  wird  ver- 
worfen, weil  ein  Argumenliren  blos  aus  der  Criminalpolitik 
und  dem  natürlichen  Strafrechte  gegenüber  dem  positiven  Ge- 
setze unzulässig  sei Die  ^^aiize  Eintheilung  ist  unerfindlich. 
Die  Analogie  im  Strafrechle  kann  nur  begründet  sein  durch 
das  allgemeine  (sittliche  und)  rechtliche  Bewusstsein,  dass  eine 
Handlung  nach  einem  Ifestimmten  Strafgesetze  beurtheilt  wer- 
den muss,  obgleich  sie  in  diesem  nicht  ausdrücklich  benannt 
oder  bezeichnet  wird,  weil  sie  eben  nach  jenem  allgemeinen 
Rechtsbewnsstsein  mit  der  ausdrücklich  benannten  auf  gleicher 
strafrechtlicher  Stufe  steht.  Ob  dies  der  Fall  sei  nach  dem 
besonderen  Grunde  des  einzelnen  Gesetzes,  oder  aber  nach 
dem  Geiste  der  ganzen  Gesetzgebung,  ist  dabei  vollkommen 

1)  Nach  1.  27  de  leg. ,  1. 7.  §.  3.  ad  leg.  Jul.  auj. ,  1.  9.  de  extr.  crün. 
2}  Verg^.WSekter.  Lehrbuch  des  Strafirechu,  L  f.  41.;  Heff- 

ter,  Lehrb.  dM  Grinu  R.  f.  2S.  Vrsilieh  hsrfseht  über  diese 

Ansichten  Tiel  Streit. 


gleicfagiiltig  Hieraus  ergibt  neÜ  meh  die  Unrichtigkeit  der 
gewöhnlichen  Ansicht,  dass  die  Analogie  nor  als  Anwendung, 
nicht  auch  als  Andegung  des  Gesetzes  aofgefasst  werden 
dürfe.  Immer  mms,  bevor  die  Anwendung  des  €resetzes  er- 
folgen iLann,  auf  dem  Wege  der  Interpretation  der  Rechts- 
satz des  GesetKee  imd  seine  tedüliolie  Bedentnng  (mag  man 
diese .  nach  •  dem  Grande  des  Gnetiet  oder  nadi  düeni  Geiste  * 
der  Gesietzgebuog  anffiunen  vollen)  aufgerai^  «nd  nachge- 
wiesen werden.  •  Mb  ergibt  stell  ferner  nicht  nnr  die  Znlässig- 
ieit,  sondern  ancii  die  liothwend^lMit  der  Geieties-  sowohl 
da  der  Reehts-Analogie,  selbst  da»  wo  sie  von  dem  positiven 
Geaetie  -verbolen  arin  idite').  ^  Von  den  8cfaw«lfer.'  St;'6. 
Baclm  Veibietet  sie  ansdrinklieb  keines.  Aach  nicht  das 
Ton  Aargan.  Dessen  Yonchiift*)  bann  nnr  als  ein  Veibot 
der  ricbferlicben  Willkür  betrachtet  werden  *).  AnsdriicUick 


1)  Die  Verschiedenlieit  kann  nicht  einmal  an  sich  zugegeben 
werden.  Der  Geist  der  Gesetzgebung  besteht  eben  in  den  für 
diese  als  massgebend  anerkannten  allgemeinen  Rechtsgraud- 
'sStxett.  Unter  diesen  aber  steht  wieder  nelbwendig  der  Gnmd 
jedes.  einaclneB  Gesetzes,  wenn  einerseits  die  Gesetzgebwig 
fiberhatapt  einen  Geist  hat,  nnd  wenn  andererseits  der  Begriff 
des  Grundes  des  Gesetzes  (der  ratio  legis)  richtig  aufgef^sst 
wird.  Dieser  kann  nur  sein  die  anerkannt  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  des  in  dem  Gesetze  enthaltenen  Rechtssat^es. 
'  •8)  Ei  ist  übrigens  meht  sn  übersehen,  dass  es  auch  bei  der  Ana* 
logie  sidi  meht  ImaMT;  nnr  darum,  ob  irgend,  ein»  aidttans* 
drücklich  vom  Gesetze  genannte  Handlung  zu  bestrafen  sei, 
sondern  auch  um  AnsdehAung  einer  milden  Vorschrül  han- 
deln kann. 

3)  St.  G.  B.  Einl«  9.  4:  yDocb  können  nur  solche  Handlungen 
imd-  "Cfnteriasswngen  eis  CriminalTerbreehen  mid  Ftolimeiver- 
gehen  b^abdelt  und  bestraft  werden,  welche  durch  dieses 
Strafgesetz  ausdrücklich  als  solche  erklärt  sind^.  §.  i5:  »Der 
Griminalrichter  ist  an  die  buchstäbliche  Beobachtung  des  Ge- 
setzes gebunden  (bei  Zumessnng  der  StraCe)*. 

4)  So  nur  sind  auch  zu  .versjie]|en.die  9t.  G»Büeher  s  .van  Zinsh  1. 1 : 
JWmt  nieht'  in-  diesem  Geadsbnche  mit  StnA.  bedrohet^  öder 

..als  Polizeiübertretung  anzusehen  ist,  darf  nicht  bestraft  wer- 
den''; Freibnrg  Art.  1:  ,;Nur  diejenigen  Handlungen,  über 
welche  die  Gesetze  Strafen  verhängen,  können  Gegenstand 
.1      der  strafrechtlichen  Verfolgi|ng  sein  ;  Thurgau  g.  1 ;  „  Die  Be- 
stiominnge»  da«  gegenwIKrtigeii  GoscjUbnches  aiad  enl  4ie> 
/  ftaigen  ftmdkmiWi  nnd  Unteriaianngen  amMwenden,  welche 


—    M  — 

S*  32. 

Dm  CiewolMMttteelrt*  ab  du  4m  getcfaridbwMn  Q«NtM 
'  geftfliitoiil  Süwte  bestoliMid*,  wirklick  gdtoiid»RiMikt,kMli 
kiertwak  dw  ii  chm  Staate  mit  gatekriekattaai  IMta  fa- 
^t  ififerdta,  £b  irt  ökefkaApt  cife  dop^taa:  DasjeBigak 
du  oBmittfllbar  kidtan  Veike  lekl,  antar  dfbjeoifaQ«  die  nack 
dealfelkea  leben  geriditet  irerdeil*  Uad  daijeafge^  da« 
mr  In  den  eaitckddedleo  Cftrickta  lebt»  wekke  danack 
riditea.  MdM  bmket  Hol  dtf  RetktiübeMeagttttg  derjenige^ 
kei  ditoeil  es  lebt»  alto  alif  •der  AMskeuHMi^  daäe  ea  gevade 
RKBkt»  alao  aiRk  QOtkweiMfig  iiL  Dtma  «cgibt  akk  aeili 
Verhältniss  in  dem  geickriebeneii  Reckte.  Immer  geht  es 
diesem  Tor,  mag  es  dasselbe  ergänzen ,  oder  mit  ibm  geradezu 
tollidnfcn.  Das  gesefaflebene  Reckt  wird  in  dem  letzteren  Falle 
eben  nicbt  mehr  ab  Recht  anerkannt  nnd  zwar  gerade  Ton 
denjenigen,  in  deren  Händen  die Recktsäkmig  Hegt  FreiKck 
kommt  es  hierbei  zagleich  airf  das  Verhiltniss  der  beiden 
Arten  des  Gewohnheitsrechts  an.  Das  Gawtiknheitsrecbt  des 
Volks  besteht  nur  praktisch,  in  sofern  es  von  dem  Gewohn- 
heitsrechte der  Gerichte  (dem  Geriehtsgebrauche)  anerkannt 
i?ird.  Für  dieses  letztere  aber  kann  es  keine  bindende  Vor- 
schriflen  geben ,  als  welche  in  der  VetMuft  nnd  in  den  durch 
diese  abslrahirten  allgemeinen  Rechtagfundsätzcn  liegen.  Der 
Gerickisgebrauch  ist  in  sofern  soaterain.  Im  Strafirechte  kann 
es  nur  ein  Gewohnheitsrecht  der  Gerichte  geben,  nut  seiner 
eben  bezeichneten  Sonrerainetät.  Es  gehl  daraus  aoin  Wesen 
und  seine  ßeHeutnng  htovor.  Es  wirkt  positiv,  nie  negativ. 
£a  matht  Handinngen  strafbar,  die  das  posHlTe  Oesett  nicht 

dasselbe  mit  Strafen  bedrohet*.  Die  anderen  Scbw.  St.  G.  B. 
«nihtlten  äteKeka  Vbmhriftea  niebi. 
9)  h  »Wean  dem  ItittvelHiaiMMenGeritkt»  PiQle  iihvirwiesen 
mrerdeti)  die  in  dittsetai  QüMze  nicht  besönders  genannt  sind, 
aber  ihrer  Natur  naeh  tmtt*t  die  Vergehen  gehören,  so  sollen 
diese  Fälle  mit  den  Strafen  derjenigen  Vergehen  belegt  wer- 
den, mit  denen  sie  nack  dem  ErmeMen  des  Richters  am  meisten 
virwantt  sind;  jeMi  dkff  IMwfi  nie4Üs  »Olle  daa  Straf- 
mzknuss  fener  YMNvandtiai  ^üHa  ihaniaksiiisn  w«tdfn^ 
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■it  Strafil  Mrofcet  (Analogie);  m  naebt  die  Ton  diesem  mit 
Strafe  bedroiieten  HaMUiugen  straflos  (Desuetudo)  Dem 
allem  kann  kein  positires  Gesetz  entgegeatreten.  Jedes  Ver« 
bot  der  Art  win  id  sieh  nichtig Die  Schweiz.  St.  G.  Bücher 
(wie  die  Oentaelien)  enthalten  üher  das  Gewoh^Ueitsrecht  im 
SCiafracte  dMIs. 


Ber  Begriff  des  VerbreeieBa  laf  oben  ($.  S)  angegdieB  als 
eliie  obJediTe  RmH  bi  solcher  Weise  Terletatnde  Hand- 
lang, daat  OMb  ior  BMUsiiulieht  (des  bestimmten  Yolks)  eine 
IVledetberslellvii^  HiM  'vwlBtetai  iribjediveii  Sedtts»  ehie  Strafe» 
ttotbwendig  wird.  Ber  Begriff  der  Blnfe  iit  dlM  zugleSdi 
angegebaD  ab  ein  bi  den  bwefebnetoB  8lBiie  den  Vcrbredisr 
tagefügtes  IMmI  aii'lmefen  CNtaB  des  EcbeM.  JlBBerBa* 
gnff  des  Verbrecheiii  ut*  ein  dlgeBelBePt  den  Wi^j^  dv 
pbflo80^iftd^«*bblO'ibdhett  Abatractioii  g^bndenn*  Im  n^ 
demen  Staate  wbpd  dar  Reditsbsfinisslsebl  der  VtHkeir  repri^ 
sentirt  firaini^ge  einer  Vicdoii)  terdi  die  (beiden  fei  deiiTOfigeii 
$$.  erwIimteB)  Qndieii  des  fei  demselben  gelteiita  Reehfs,  dnrck 
das  gesclu4ebeiie  Qeseta  mMi  das  gerbshtÜclia  ^towoinAell^ 
redrti  den  NancD  nach  (wiedmn  vennöge  einw  Hdioii«  bi* 
dem  das  Cfewohnb^lir^t  in  Sici&vchle  «ich  aasArülokliefe 
nsht  gegen,  sondain  muttmim  p#siliv«  Qom^  m  Mellen  pflegt) 
«nr  dndb  das  gesebNabeae  Rciebft.  Oanaeb  ist  dam  in  den 
noderneB  Stasie  das  VnbreoheB'  *  die  tob  den  C^ssatee  nit 


I)  So  hat  der  Qerifii««gpbm«h  (mit  HiU^e  der  WiMna^^haft)  den 
gcfliHirlvtif  e«  :im9aA  4ß»  9$mt^  1UMi|sel|«B  StpafessbÜ  ge» 


SX  Es  ergibt  aieh  iliaarb  die  WaUM  des  G^wohnliettflrechto 
im  Strtfrtdite,  «ber  ewh  «eine  Gefabr.  FretUdi  kann  bei 
gewiaaenlosen  Ricbtern  (einer  St«rnKaoimetr  «nd  maneben  äbn- 
lisben  Ewcheinnogta  der  nentren  2«it)  von  einem  G*vrobn- 
beiterecbtt  uebtmcbr»  agndewt  — r  f—  einetnwp  fleweb»» 
bell  MweedffiMn  WnMbr  die*lUda.seiB. 
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tSm^  Strftfe  betoMe  HandlmgA),  oder  —  milerMl  ricb- 
tigir  —  die  nch  dem  feltoiidMi  Stn^nechte  mit  Strafe,  m 
l^elegende  Handhiiig. 

:       ^  5.  34. 

UoLtlielluiiceii  de«  ITerbreeliens. 

Man  kann  Tiele  Eintheiliiiigeii»  Gattmm^  mid  Arten  des 
Verbrechens  aufstellen,  entnommen  ans  dessen  Natur,  Schwere^ 
der  Verschiedenheit  des  Objects,  der  Art  der  Begehung  des- 
selbeD,  der  Geschichte.  Im  Gemeinen  Strafrechte  sind  danach 
eine  grosse  Menge  Yon  Unterscheidungen  gemacht,  nach  dem 
Bömiflchen,  dem  Canonischen,  wie  dem  Deutschen  Rechte. 
Die  meisten  haben  eine  iMSOndere  rechtliche  Bedeutung  nicht, 
nicht  einmal  für  die  jErkennung  des  Wesens  des  Verbrechens ; 
Tiele  sind  geradem  unrichtig.  Um  so  mehr  mässen  sie  hier 
übergangen  werden.  —  In  den  neneren  Strafgeset^bächem 
machen  sich  besonders  Eiotheilungen  des  Verbrechens  nach 
der  Schwere  der  angedroheten  Strafe  geltend.  Sie  sind  viel- 
fach wülkörlich  aufgestellt,  haben  aber  wenigstens  historische 
Erinnerungen.  Der  Unterschied  zwischen  Dehcta  und  Crimina 
im,  Rum.  Rechte  hatte  seine  natürliche  und  geschichtliche  Be- 
gründung und  Bedeutung;  nicht  minder  hatte  diese  seine,  in 
der  späteren  Zeit  des  Rom.  Rechts  znm  grossen  Theile  ei^ 
folgte  Verwischung. '  In  dem  Deutschen  Rechte  hatte  sich  ans 
der  Rechtsanschannng  des  Volks  heraus  nach  und  nach  die 
Unterscheidung  zwischen  den  öffentlich  zn  strafenden  (Ver- 
brechen) imd  den  blos  durch  die  Privatbasse  abinmacfaenden 

O,  Nur  unter  Berücksichtigung  der  zuleUt  erwähnten  Fiction 
•    ift  diese,  in  den  Lehrbüchern  ohne  solche  Berücksichtigung, 
gleichwohl  unter  ZolaMong  der  Analogie  wie  der  DesuetodOt 
aufgestellte  Definition  richtig.  Man  stellt  wohl  neben  diesen 
formalen  BegriÖ'e  (der  nur  die  äusseren  Merkmale  angibt,  an 
^   denen  das  V  erbrechen  als  solches  erkannt  werden  kann)  noch 
einen  materialen  auf,  nach  dem  Grunde ,  aus  welchem  das 
Verbireclien  ein  solche*  ist.  Mer  einzeliie  Rechtriehr^  hat 
dann  natürlich  seine  besondere  Definition,  je  nach  der  Ton 
' .     ihm  gefandenen  Begründung  des  Sti'afrechts ;    vergl.  z.  B* 
y      Feuerbach»  Lehrb.  §.  21;  Ahegg,  Lehrb.  §.  163;  Mare- 
zoll,  Criminalrecht  §.  16;  Heffter,  Lehrb.  §.  29;  Luden, 
HMKUbneh  §•  14*  Ueher  die  Bedenküchkeit  der  Aufstellnng 
«ints  solchen  nMtetnlearBigniEi'B*  'W8efcter^  Lehvib»  S»42; 
mein  Lehrh.  de^freoM.  StMt.'s:'»^    •  . 


—    «F  — 

Wrewfsln  gebiMtt  *).  Himiis  «twioMle  wkk  Wito  der  Unter- 
fdiied  xwiseben  des  scitiMrereii  aad  kiehleM  Verbreeben, 
cansae  graviores  imd  Moff««,  TOB  teen  lii»  «fiteren  an  Halft 
und  Hand,  die  änderen  elwr  «Dhreder  an  Hntt  'oder  Haar 
gingen  oder  alier  midiit  mir  Bossen  zur  Folge  hatten. 
Daraus  hatten  demi  inietit  Fkrazis,  DoeMi  und  Partiealar» 
f esetsgebnag  die  UnterseHede  twisdieB  peinKehea  Verhreeften, 
hirgerliehen  Verbrechen  «nd  Daeh  geringeren  Rwreh  (biossen 
FcdiieiTergehen)  gebildet  Dia  UnterscUede  hatten  sidi'meist 
aoa  dai»  dlgemehien  Reehtsantf<Aaining  beraiuf  amd  mit  fieser 
fihttd  in  ibnd  gehend,  entwickelt.'  Dia  neCMii  Stra^f^esetz- 
gebnngen  haben  sich  grösstenthens  noch  an  diese  alten  Unter- 
BcheiAimgen,  wenigstens  im  Cranzen,  geiialteB.  Man  hat  Aet 
fpeh  herots  angefangen,  zwar  ähnltche  UnlevaehcidQDgen, 
liase  jedoch  so  rein  änsseriieh  aafirasteUen,  dass  mir  eben 
da^  Aenssera  derselben  '-aa  jano  erinnert  Diese  sind  dann 
wKter  rannitlelhafeBi  Anschfam  an  da»  FraniÖsisdie  St  G.  R 
aii%eBtdlt  Das  VerMren  dabei  ist,  gleicbMs  iiadi  diesen 
Master,  dn  Titfiig  wflUdirlicbes.  Bs  werden  Torri»- drei  Classen 
TOB  strafbaren  Handhagan  angenoannen:  Ved>rachen,  Ver» 
geben,  -Polizeinbertretnngen.  Diese  werden  nicht  nach  der 
Art  oder  Gattnnf^  der  Hundlnngen  genoaunen,  sondern  nach 
der  Sehwere*  der  Strafe,  die  liir  jede  jener  drei  Classen^masa- 
gebend  aem-soU.  Hat  man  so  yod  Tomberein  festgestellt,  so 
aiicfat  man  nmi  endieb  die  einzehien  Gattangen  mid  Arten 
!F0ii  HandliiDgen  anf,  die  mit  der  einen,  anderen  oder  driOen 
jener  yersebiedenen  Strafinasse  bedrohet  and  danach  in  die 
eiae  oder  die  andere  der.  drei  Ghssen  gebradit  weijan  soQan. 
Man  acbligt  abo  den  geradem  omgekehrten  Weg^dn,  anf 
den  dne  natürficbe,  mnerfic^  begründete  Untevadiekhmg 
mdarcaer  Gbssen.Ton  VedNrecheB  norbargestaHl  werden  Ifann. 
In  Frankreich  wurde  dn  solcher  Weg  zuerst  dngescblagen, 
am,  dem  dortigen  Centraüsationsprinzipe  gemäss,^  die  Com- 


i)  S.  ob.  f.  7*  —  IVolK  der  bcdralnideB  Leiitaagm  dar  tmumt 
Zeit  anf  dem  Gebiete  der  €i«ecbichte  des  Sheren-Detttschen 
Strafrechts,  bedürfte  diese  noch  einer  Erforschang,  die  völlig 
nnbefangen  von  den  gegenwärtigen  wissenschaftlichen  Rechts« 
anschaonngen  nnd  namentlich  von  dem  für  das  Stndiam  des 
Röm.  nnd  Can,  Recht  hergebrachten  System  des  Genera- 
UfireiM  ZV  Werke  ginge* 
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M«r  vmilMfM' Acta  fon  Mfltwi  luidl  nMem 
Ctifoto»  iM^gMi  §mm  in  heiilwwiei  ')>  Iii.4ir8ckw«ixi«l 
§iBi  gleighifp  JUfiMig  bq«1i  nifbt  geiiHdit^  IKi  Sterfgawte^ 
WifliKr  4«r  8ci^w«»  gnwmi  |wlKel&  EMialaag  4«r  sttiS» 
llMwi  HaadhiDg^  skkim  fot^mdff  Art&  L  Hahrave  deoMÜNta 
stolMi  we  BwithiwIiHig      V«ilmeh«M  gtr  nick  «lif ;  diM 

m»  yo«  V^Wicto»  mid  bmorlrt  d«M  Üot  n  «iner  Pm»» 
iUmmi  »Inh  «aeiii  geriegwo  Grad«  von  Slstlharkml  ge^ 
iP^WUli  V«rf  elieii  geiHiMt^^);  Gimkärnkm^  du  imr  w 
^y^tkntkm  »k».  V^lgdicüt^  i»  d«r  UflbeifeliEift  de*  b«io«* 
dm»  TImqU»  «piiclil,  obAe  :«b«)riig«ndiwoniidirg0n^ 
IMmMfid  mvdffvta,  «o  dun    anr  den  in  dem  Sl.  G.  E 

V^licR  «MMcUwh  vad  umt  1»  dor  Art  «if »  dm  de  fii» 
jide  QifiM  befOidwi  mgaiAmMii^  Sln6tta  htbcM:  p«hk 
ImH  Uni  küTffldlknMile  SttttfHi  ( so  Xtain«)  und  Basd^.  X«Mni 
liehmideU  dabei  Verbrnken  xmi  Vergde«  dorebriiaiider  in 
denselben  Si  ,G.  B«;  Baael  fiiv  jede»  ebic»  bceoodem 
StiafiMdei.  JütlM  eiliwil  äherein  Sebaffbrneii.  JE.  A»- 
data  babtQ  abeiMl»  Verbiaebaa  mi  VaKgebanuntartehiadaat 
jadiaA  im  dter  Weit»*  da«  dia  Sirafen  för  die  eise  oder  dia 
aadflP»  Alt  niebl  güttaliob  TencUadaa  sind»  sondera  nw 
dieflireise,  «odea»  bb>a  dia  aebwereren  VeritreahenstralHi 
nicht  avab  IbHftklloa^ sind;  so:  Sl.  Gatten,  Lnaeni,  Fwi* 
barg»  Ton  danen  jene  bttden  für  die  Verbiecben  mid  fiir  dia 
Vargaba»  jedesmal  eunea  baeonderen  Stiaüoodaz- beben,  Fre»* 
burg  aber  baida  ia  demselben  St.  G.  B.»  mir  in  yeracUadeaen 
AblbaUuflgen  behaadell').  Hierbfer  gehört  aach  Aofan,  das 
gaiw  Mab  da»  Voiganga  dea  Oaalair«  St  A  &  vaa  ÜO» 

1)  Ueber  das  Verhältniss  der  Ccntralisatioa  zum  Absolatismus 
>.  ob.  5.  21  zu  Auf. 

2)  der  EBtwnrf  eiMes  St  6.  B.  fiir  Bern  t,  im  Hatte  elaaii 
Venaeh  gmaebt 

1!^  St  6.  B.  Art.  1. 

4)  St.  G.  B.  §.  1. 

5)  St  G.  B.  §  1. 

6)  St.  G.  B.  Art.  6  — 7. 

7)  St  G.  B.  H.  i»  17.;  iwnw  G«  M.  i«  a— a^ 

8)  S.  oben  H.  13. 16, 19.  ... 
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iiiiiihin  i,CMmkrmk9mk9m\  yffiMmußhem^  and  ,>FrcH* 
ubi^  (mMw  wir  pnBriiKiiiiiy  irtwuiny  nmk  bulwift  werdra 
«QttM)  fMimiMMal,  wd  MUT  IMlicii  fUtMft  HblMMdbied  m 
mkm  wUkl  fmblMi  gmwriAt  hau  ah  mv  dt»  G.  R  fiir 
CnpiMMteMhM  fertig  gewotte  Iii»  ^  Um  limmtüche 
Silir«%e«(te9akiiig(Mi  icfti»  den  YwrfiffwiiMii  ond  Vargoftoii 
naidb^Boliifittkciii'rtniipNi  iuivMii*  Ttülalil  lioli  .tNMii  salfa^ 
Bit  8t  €1.  BaOier  T w  Aacgan  m4  Xmsk'}  spmheii  e»  g«« 
mtan»  fMA  die  fderei  the^wdiHi  dwth  daniif  teügiiäbe 

vi  j^mmmUmg*  BasieliuDg  auf  de«  F^eM»  mmhl 
die  CMprtenft  der  Qcnefcie  eis  die  V^ee  des  VeefiikiaHi 
wende»  i»  de»  i^eiecbiedeim  PtPtveiioiid«!^ 
IdM«  der  Sivefe  SiethtelimgeB  geweeM;  JdeNmdi  trerdw 
im  Uc^rigea»  lUMieetüeli  für  diie  miteiielle  toefmbt,  die 
VerbreclNii  selbst  oldit  weiter  betvolta*  FreüM  haitw  wmk 
die  aufgefÜlirteii  Eintfaeilangai  der  8lre%eaetaKbiioher  für  das 
materielle  Storfvaebt  kttoe  wescaffiebft  l>eieutnB|. 


Ifotcr  fhatbeataad  des  VeibrecbeBS  (corpvedetteü'))  ^nt^ 
atebt  mmt  den  labegriff  derjen^Hen  Merknele  ebier  liaBdhnig;^ 
dareh  welebe  diaee  m  daent  Verbreoben  k/M.  Bs  ist  also 
der  anf  ciiie  beatbrnte  HMlBog  angewandte  Begriff  dea  Vm^ 
brecbenei  Ba  wflsscii  sieb  nitbiD  bi  den  IbatfieafaBide 
Merimale  dea  BegriA  dee  Yerineebess  ivledaiftiideo«  Dar 
VbaAeslBDd  deeVerivredieBewMlToii  des  BedMalebi  erat  naabr* 
ftwb  obigetbeMs  t.  In  dM  eU|geiiMiiieik  iMid  beeosderani  jfeBer 
ist  ^cp  ^ter  Veibi  eeheee  Uberiiaiipt»  ^Deaor  der  eiBeebeatunnleB 
beMNidereD  Y^crbreabeB^  Bee  Ydbrediefr  titevbaa^t  baswi  bmt 
gedaebt  werden.  In  die  wiriLficbe  Eracbeinnng  kann  ea  mir 

I)  Aarg«aP«blr«es^v,i^Dc«.i;tOI«i,.$.  Zibneb  St    9.  e*  1* 
D  Sl,0«jlleii»Oee.B.libf  yes»ff.lMf  I  iMsaan.MakfietaB. 

t».  113  f.)  FwibiurR.  SuG.B,  Art.  402  f.  ;  T^tugmi.  St^G.B. 
f.  1;  WMdt,  i$t,  Pro»»  O.  Art  24  I.;  Bai^l,  Korrekt  Gesetz 
es.  81,  86.  ^  Dm  Btuidesstrafrecht  v»ia  X  Horiu  1853 
i^eiukt  «brigen»  niir  yerhrecben  ohne  weitere  UutconMheiilang. 
3t  HU  andfaceA  Bedeixüutgcn  dieief  AnMbuckSt.  meUt  dem  Pro* 
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ab-  besondevts  tmten.  Mb  HnilliiBg,  di»  «ki  Veriiwefccii 
kt;  Jiat  daher  mgUicli  &m  besoMl^ren  TliilbeftaDd  eines 
besttoMDleD  Yeibridiei»  imd  den  aOgenieineB  Tbatbertud 
des  Ferbreeiiene  lÜieriianpt  2.  In  dm  fornalen  nnd  ante-' 
rialen,  3»  den  personalen  nnd  realen,  4b  den  sobjeciiTen  nnd 
objecthreo.  Die  Bedentnng  dieser,  för  das  malerieHe  Straf* 
redit  im  Gänsen  nnerkdilicken,  sudem  mm  Tlieil  bestrittenen 
Unterscheidnngen  nrass  als  aas  dem  Gem.  R.  bekannt  ▼orans- 
geaetst  werden.  Der  besondere  Thatbestand,  bedingt  &areh 
die  Begrilfe  der  einzelnen  Verbreeben,  gehört  der  Darstelhing 
im  besonderen  Theüe  an.  Der  allgemeine  Thatbestand  des 
Verbreehens  bat,  nach  dem  Begriffe  des  Verbrechens,  fol- 
gende Bestadhheile:  1.  ein  menschliches  fiidividmim  alaSnb* 
jeet;  2.  die  Selbstbestinunnng  desselben  zn  mer  Handhing; 
8.  die  Ansfnbmng  der  Handlung,  also  eine  änssere  ThÜtig- 
keit;  4.  die  Strafbarkeit  der  Handlung*). 

!•  Das  Sobjeel  des  Yerbrei&eiia* 

§.  36. 

Das  Verbreeben. besteht  ans  einer  Handlung.  Eine  Hand- 
lung besteht  aus  einer  äusseren  Xhätigkeit,  die  durch  den 
Willen  hervorgebracht  ist.  Nur  menschliche  IndiTidnen  kön- 
nen daher  müglicherwttse  Subjeci  des  Verbrechens  sein.  Daher 
nicht  juristische,  oder  moralische,  Personen,  sondern  nur 
einzelne  Individuen,  welche  sie  bilden  oder  repräsentiren. 
Denn  juristische  Personen  sind  eben  als  solche  nur  rechtlich 
üngirt,  und  zwar  nur  für  bestimmte  Rechtsverhältnisse.  Nur 
^weit  kann  also  auch  ihr  Wille  gehen,  der  mithin  ein  ver- 
(aecherischer  gar  nicht  sein  kann.').  Im  Gemeinen  JL  ist  der 

1)  Einzelne  Rechtslehrer  wollen  die  Strafbarkeit  der  Handlang 
nicht  zu  dem  Thatbestande  rechnen,  z.  B.  Laden,  Ilandb. 
f.  3i.  S.  dagegen  Kdttlin,  Revisien,  8. 132  f. 
'  2)  SekmidHr, treten  noch  andere  ^ünde  hinzu:  Unmöglichkeit  der 
sinnlichen  Triebfedern,  aus 'denen  der  verbrecherische  Wille 
entspringt;  die  Unmöglichkeit,  nach  den  Anforderungen  der 
Gerechtigkeit,  durch  die  Strefe  den  verbrecherischen  Willen 
zu  treffen;  die  Unmöglichkeit,  einzelne  bestimmte  gesetzliche 
Straiuten  in  änwmiuag  ra  bnaftn;  dir  xediSliiebc ''Ttffte- 
«ang.der  joriitifdien.  Petsoten»  .iremaga  weleli«r>ihr  UVille 
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Grundsatz  jetzt  anerkannt Von  den  neueren  St.  G.  Büchern 
enthält  kein  einziges  eine  entgegengesetzte  Vorschrift').  Auch 

nicht  die  Schweizerischen;  mehrere  derselben  schreiben  viel- 
mehr ausdrücklich  vor,  dass,  wenn  Mitglieder  einer  Gesell- 
schaft, Gemeinde  oder  Corporation,  wenn  gleich  die  Mehr- 
heit oder  Gesammtheit  derselben,  ein  Verbrechen  verübt  haben, 
nur  die  schuldigen  Einzelnen  als  strafbar  angesehen  werden 
sollen'}.  • 

II.  Die  WUlensthätigkeit  bei  dem  YerbreGhen. 
A*  Der  verhreeheruehe  TViBe  i&erhaupL 

f.  37. 
Die  Zurecluiniiv. 

Das  Strafrecht  der  civilisirtea  Völker  der  Gegenwart  steht, 
im  fmTerständnisse  mit  der  neueren  Philosophie,  nicht  mehr 
auf  jenem  Standpunkte,  auf  welchem  die  blosse  äussere,  eine 
Rechtsverletzung  enthaltende  That  bestraft  wird.  Auch  im 
Deutschen  Strafrechte  sind  von  diesem,  früher  in  demselhen 
vielfach  gellend  gewesenen  Standdunkte  keine  Sparen  zurück- 
geblieben. Das  Strafrecht  bezieht  gegenwärtig  sich  immer 
mir  anf  den  .V^TiUen,  £s  wird  nur  das  gewollte  Unrecht,  und 
anr  das  gewollte  strafbare  Unrecht  bestraft.  £s  wird  also 
einerseits  nicht  mehr  die  blosse  That  bestraft,  sondern  nur 
djie  Handlung:  die  aus  dem  Willen  des  Xhäters  hervorge- 
gangene That.  Die  Ihat,  die  nicht  aus  dem  Willen  des  XiA- 
ters  hervorging,  ist  zwar  gleichfalls  eine  Aeusserung  der 
physischen  Kräfte  des  Ihatnrs,  aber  yor  dem  StralrochtB  nor 


überhaiqiC  nnr  fiir  das  ZiiftandffkoniBien  {(ctetzlich  Tefohter 

Handlungen  als  ein  rechtsgültiger  angesehen  wird,  o«  s.  w. 

1)  IVach  1.  15,  §.  1,  de  dolo,  c.  5  de  sent.  excom.  in  6. 

2)  Im  Röin.  K.  bestanden  mehrere  Ausnahmen;  auch  in  den  Ger* 
nmifekeB  Rechten  des  Mittelalters.  Sie  waren  tihcfeidL  p«B- 
tiseher  Natar.  Vgl.  Mittermaier  s«  Ftaerbaehs  Lehrb.  f.  38. 
Anm.  nnd  die  dort  citirte  Literatur.  Ansn ahmen  aus  politischen 
Gründen  haben  auch,  die  neueren  Deutschen  Gesetzbücher, 
namentlich  in  Beziehung  auf  das.  Vereiavecht.  In  dar  Schweiz 
sind  sie  ui^beKannt.  .  •  -  .  ••  • 

3)  St.  fiw  ^.  TM..  moA  U  63,  l£mm,%.Mr  Waadt  Art.  50, 
Freibnrg  Art.  50.  ...... 
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Naturprodkiiet»  wie  jede  mdere  ANunwimg  anderar  phj« 
MkerKMB.  Aatemif  «te  iMb  nklit  iOo^ 
redbl«v4)iMi«ad»  Hmdhing  bdrtjrfift,  mdm  nur  diejenif^ 
dm  m  tai  WjUtii  btrYorgipig»  di^  Vnr^  tbin,  wi 
lymr  m  im  Willwi,  das  i^iDim  Upr^cbt  so  thno,  «lao 
w  dem  ml»fwMbqli^  WiUoii.  mdeni  SM»  des  gmbii^ 
limQ  SlnfreohU  alio  m  dm  WUl^«  4w  $U«%wts  xn 
ttbertreton.  Ifimaf  bezieht  dch  die  Iiebre  Ton  der  Zmiih 
miDg  im  Stnfirecbte.  Die  strafrecbtliche  Zurechnung 
ist  du  UrtlmU»  ^  «im»  stmCbare  Ilwit  m  dtm  TorhrMhe- 
rischen  Willen  des  ThÜters  (also  ans  dessen  Wfllen,  das  Straf- 
gesets  zn  lAerlreten)  hervorgegangen  sei»  dass  also  der  Thäter 
dafür  als  für  ein  Verbrechen  TsvantworÜicht  dass  sie  ihm  als 
dn  Verbrechen  anzniedmea  Vm  nennt  diese  Zorech^ 
nnng  anch  wohl  die  Zurechnung  zur  Schuld  (imputatio 
juris),  und  unterscheidet  dann  davon  die  Zurechnung  zur 
Tbat  Pmput.  facti):  das  Urdiefl,  dass  die  That  überhaupt  aus 
dem  Wnen  des  ThHIers  hervorgegangen  sei  Die  Zurech- 
nung zur  Tbat  spricht  tko  aus,  dass  ein  Verbrechen  die 
Handlung  ebier  bestimmten  Person  sei,  die  Zurechnung 
zmr  Schuld,  dass  sie  deren  Verbrechen  seL  In  der  Zu- 
redmung  zur  Schuld  ist  mithin  die  Zuredmung  zur  That 
immer  von  selbst  enlhdUm  ')•  Dem  Begriffe  der  Zuredmung 
entspredien  die  Begriffe  der  ZorecbedbariLdt  und  Znrech- 
nnngdodgkdt  Zure^enbarkdt  ist  die  IKgenschaft  dner  Hand- 
lung, venn5ge  deren  diese  ihrem  Urhdi^  ab  Verbrechen  an- 
gerechnet wmen  muss,  beziehungsweise  Mos  als  sdne  Hand« 
lang,  wenn  es  sich  Uos  um  die  Zurechnung  znr  That  handdt. 
Der  Begriff  der  Zurechnuiigdos^dt,  als  des  Gegendidb  der 
Zurechenbarkdt,  ergibt  sich  danach  von  sdbst. 

Anmerkime,  Im  Strafifecbte,  ist  im  Texte  gesagt ,  wird 
nur  das  gewoUt»  strafiiar«  Umrecbt  bestraft  Modificstioiien 
er«dMNii  doli  in  der  Mute  vm  Mus  und  von  dar  Culpa 
(Mien  B.). 


•  i)  Unrichtig  bl«ibt  es  gleichwohl,  danun  die  UnterseheidiuiK 
z^vischen  Zurechnung  zar  That  ond  sor  Schuld  für  werthlos 
im  Strafrechte  zu  erklären,  wie  Köetlin,  RevifiMl  S.  132. 
Ohn«  «•  wird  visbMhr  in  d«r  Lthra  ven  d«  Zwmlhnnnc 
Maadisa  kaum  ventindlieh. 
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Die  strafrechtliche  Zurechünng,  sowohl  die  zur  That  dli 
die  znr  Sebald,  bezieht  sich  immer  auf  den  Willen  des  Men- 
schen. Der  Wille  ist  die  freie  Selbstbestimmnng  des  Men- 
schen zu  einer  Einwirkung  in  die  äussere  Sinnenwelt  durch 
seine  in  Thätigkeil  zu  setzenden  Kräfte.  Diese  Selhstbeslim- 
mang  setzt  die  ErkcniUniss  voraus,  dass  die  Thäligkeit  die 
Einwirkung  zum  Erfolg  habe,  dass  sie  eine  That  hervorbringen 
werde.  Die  so  gewollte  That  ist  Handlung.  In  dem  Willen 
des  Handelnden  sind  also  wesentlich  zwei  Elemente  zu  un- 
terscheiden :  die  Erkenntniss,  dass  durch  die  Thätigkeil  der 
Kräfte  ein  gewisser  Erfolg  entstehen  werde ,  und  das  Streben, 
diesen  Erfolg  herbeizuführen.  Hieraus  ergibt  sich  das  Wesen 
der  Zurechnung  (zur  Schuld).  Damit  sie  vorhanden  sei,  da- 
mit das  Unheil,  eine  That  sei  das  Verbrechen  des  Thäters, 
ausgesprochen  werden  kann,  wird  erfordert:  einmal,  dass  der 
Thiitcr  erkannt  habe ,  durch  seine  Thätigkeil  werde  ein  straf- 
bares Unrecht,  eine  Uebertretung  des  Strafgesetzes,  ein  Ver* 
brechen  hervorgebracht  werden,  und  zum  anderen  das  Stre- 
ben, dieses  Unrecht  hervorzubringen,  das  Strafgesetz  zu  über- 
treten. Dies  ist  der  verhrecherische  Wille.  Dieser  ist  nicht 
da,  mithin  auch  keine  Zurechnung  (zur  Schuld],  wenn  eines 
der  angegebenen  Momente  fehlt. 

Anmerkung.  Auch  hier  ist  auf  die  Modification  des  ver- 
brecherischen Willens  in  der  Lehre  vom  Dolus  und  Culpa 
zu  verweisen  (unten  B.)> 

§  » 

Aufhebung  der  SKurerlmiuis« 

■  « 

Die  sirafreokdidie  Znrediniuig  (zur  Schuld)  fällt  fort,  weoii 
bei  einer  ThAt  yerbreohanfGh«  Wille  fehlt.  Dieser  alt 
nioht  mhanded,  waim.es  «ach  nar  «a  Einem  seiner  bado^ 
Momente  fehlt  (s.  d»  v.  $.),  abo  nicht,  wenn  der  Thater  gair 
keine  JBinsiclit  hatte ,  dass  er  durch  seine  That  das  Strafgeseti 
übertreten  werde,  oder  wenn  er  zwar  diese  Einsicht,  aber 
dennoch  ^ich^  das  Bestreben  hatte,  das  Strafgesetz  tu  über- 
treten» Das  eine  oder  das  andere  £ienient  des  Yerbrecheri- 
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lehea  WOlens»  abo  dieser  selliat,  kann  leUen,  weil  entweder 
der  Thiler  yermöge  seiiier  Orgnisalioii  gar  melit  das  Ver^ 
mögeo  des  WüleBS  tiberimqH  oder  des  TerbrecheriscIieD  Wil« 
lens.  katte,  oder  weil,  bei  an  sich  TorkHideDeBii  Venndgeii 
m  dem  wbreciierisclieii  Willen,  dieser  ans  einem  besonderen, 
ansser  seiner  Organisation  liegenden  Grunde  nicbt  wirksam 
war.  In  dem  ersteren  FaOe  ist .  der  Mensch  überhaupt  gar 
nicht  aarechnungsfähig;  es  bildet  sich  dadurch  die  Lehre 
▼on  der  Znrechnnngsfähigkeit  und  deren  Gegenthefl, 
In  dem  zweiten  Falle  kann  Zweieriei  onlrelen :  Ein  äusserer 
Umstand  hinderte  den  Thäter  an  der  Einsicht,  dass  seine 
Handlung  das  Strafgesetz  übertreten  werde ;  er  war  hierüber 
also  in  einem  Irrthume.  Oder  er  hatte  zwar  die  Einsicht 
des  stralbaren  Unrechts,  aber  dieses,  als  solches,  ging  nicht 
ans  seinem  Bestreben  hervor«  Dieses  letztere  femer  kann  aber 
nur  der  Fall  sein  dadurch,  dass  er  entweder  durch  eine,  Ton 
seinem  Willen  unabhängige,  ansser  ihm  liegende  Natnrkraft 
zu, der  That  gezwungen  war:  Zufall,  äussere  Gewalt; 
oder  dass  eine  höhere  sittliche,  also  auch  rechtliche  Pflicht  ihn 
zwang,  die  That,  ab  ein  Recht,  zu  Terüben:  psychologi- 
scher Zwang,  und  zwar:  Drohung,  Nothwehr,  Noth- 
stand.  —  Die  so,  aus  den  Begrifl'endes  Verbrechens  und  der. 
Strafe  entwickelten  Grundsätze  von  der  Zurechnung  finden 
sich  dem  Wesen  nach,  wenn  gleich  manchmal,  aber  nicht 
immer  übereinstimmend,  modificirt,  wie  im  Gemeinen  Straf- 
recht anerkannt,  so  auch  in  den  neueren  Deutschen  und 
Schweizerischen  Strafgesetzbüchern  wieder.  Sie  haben  nur 
verschiedene  Aasdrucksweisen.  Auch  die  letzleren.  Einige 
derselben  sprechen  von  Zurechnung  und  Nichtzurechnung  gar 
nicht,  sondern  davon,  dass  die  Strafe  ausgeschlossen  werde 
durch  Zufall  und  Mangel  an  freiem  Willen,  unter  welcher 
letzterer  Bezeichnung  sie  dann  die  einzelnen  Gründe  der  Auf- 
hebung der  Zurechnung  aulführen').  Andere  führen  diese 
Gründe  ohne  Zusammenfassen  unter  einem  Ck>llectivnamen 
auf  ).  Die  übrigen  sprechen  geradezu  von  Zurechnung  und 
Aufhebung  der  Zurechnung.  Von  diesen  stellen  die  meisten 


1)  Aargau  §§.  4  u.  5  ,  Schafffcaiisen  §9.  2  o.  3. 

2)  Teuin  Art.  5,'  Basel  f.  3,  Zürich  S«.  63,  65,  66,  Waadt 
Art.  61  f. 
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bMMkNB  Bapiff  te  ZqwwJwniigiftlwgiriiH  Mf^). 
'Sinit  iwlBnelHUet  diMe  btaoodaes,  jbtr  u  iof«ni  uukhtig, 
all  «•  mli  Gewak  ond  Dfohangen  ab  Gruiidfl  dar  Anfl»^ 
bwg  der  ZmtenirfiiUgkäl  aaffiUiit').  Für  dat  Baohl 
falbrt  aüid.  iadeis  alla  diae  VmdiiedadMteB  «kkbgältig. 
Dia  Gruadsatie  dar  ZvnAamg  tmä  kn  AlIgcmeiaaB  ffir  dM 
•SltafiDadbl  ao  natiwrandig  md  daher  so  übarawatmimciid»  da» 
aifr  tw  AnerkannDg'  und. Anwaadmig  koniaB.  «toen^  inm 
daa  j^tiTe  Gaaata  gvr  niclilB  über  sie  voigeieliridbaB 
htbea  aoUte. 

§.40. 


Der  Begriff  der  Zurechnungsfähigkeit  bezieht  sich  auf  das 
Subject  einer  That.  Sie  ist  der  Zustand  des  Menschen,  in 
welchem  dieser  das  Vermögen  hat  zu  handeln ,  eine  Handlung 
zu  begehen  Der  Zurechnungsfähigkeit  steht  verneinend 
gegenüber  die  Unzurechnungsfähigkeit  (richtiger,  aber  nicht 
sprachgebräuchlicb:  Zurechnungsunfähigkeit) ,  als  der  Zustand, 
in  welchem  der  Mensch  jenes  Vermögen  nicht  hat.  Die  Zu- 
rechnung bezieht  sich  auf  den  Willen.  Wie  bei  der  Sittlich- 
keit überhaupt,  so  kann  mau  auch  bei  dem  Rechte,  mithin 
auch  bei  dem  Strafrechte,  nur  von  einer  Freiheit  des  Willens 
ausgehen ,  von  einer  freien  Selbstbestimmung  nach  Vernunft- 
gründen.  Die  Zurechnungsfähigkeit  muss  also  als  der  normale 
Zustand  des  Menschen  angesehen  werden.  Die  Unzurech- 
DQDgsfahigkeit  kann  mithin  nur  ein  anomaler  Zustand  sein, 
der  jedesmal  durch  besondere  Ursachen  bedingt  sein  muss. 
Der  Wille  hat  zwar  zwei  Elemente :  das  Erkennen  und  das 
Streben  (ob.  §.  38}.  Indess  nur  nach  der  ersten  dieser  beiden 


1)  St.  Gallen  Art.  7—14,  Luzern  SS.  58  f.«  Freiborg  Art.  51  f., 
Tknrgau  H.  22  f. ,  Baiid«iitnifr.  An.  37  t  Alle  (afl  Ans- 
iMhae  von  St.  Crf^len)  in  einem  besonderen  Titel:  »t.  d.  Z»* 
rechnung*. 

2)  Graabünden  §6.  46—47. 

.  3)  Die  verschiedenen  Definitionen  der  Zurechnungsfähigkeit ,  na- 
mentlich von  B  «aer»  Henke,  Abegg,  Feuerbacb,  Ueff- 
ter,  Hi-teemniev«  Ktfailin,  B«rner,  Lnden,  ^nd  sv- 
'temaengeit^te  «nd  Menelrtet  in  Meinem  Lebrb.  dee  Fkense. 
Steefiß.  f.  34»  Anm.  HI. 
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Beton  bü  MM  uA  ^  joMer  inmuakr  SDmUmd  Mma 
MBoh  dar  iw«itMi  iMt .  fir  ntete-tem  bortllm,  daü^i^ 
UttuOk  M  firiuMtdtt,  a«ke  XhätfgiMit  die  f  iMt  ür 
Feige  biikem  irerde«  et»  mit  Bewwittsiii  eene  Tüit  4MHi- 
iaksna  kOmtm,  ioiwedM  Streben,  udtamamna.  £i  nöiite 
iBiÜM  M  Jtinm  Henken  ein  ^elnudcMr  Wille  de  eein 
können.  Bns  Ji4,  wenn  andb  niebt  vieileiolit  fewide  pe^eiw«  ' 
iefiichflr  Widenprudi^  docii  ein  Zotend»  der  biiiier  nedk 
mUbH  beoiiiclitet  worden  ist*).  Oegegen  kann  der  enoiMie 
Zustand  in  anderer  Weise  ein  zwiefach  verschiedener  eein.  Et 
kann  ein  solcher  sein,  in  weichem  der  Mensch  von  seiner  ' 
Tluitigkeit  und  deren  Emwirken  auf  die  Sinnenwelt  gar  keine 
Erknintiuss  faat>  In  wefchen  eir  also  ohne  BewussMn  etwas 
tbnt»  seine  Xhat  also  nicht  einmal  als  seine  Handlnfig  ange- 
sehen werden  kann.  Hier  ,  findet  nicht  einmal  Znrechnnng 
zur  Xhat  statt.  Et  kann  ein  solcher  sein,  in  welchem  der 
Mensch  zwar  jene  ErkenntDiss,  nicht  aher  das  VermögeD  hat, 
auch  das  Vedirecherische  seiner  Xhat  einzosehen,  .  Jn  diesem 
Falle  ist  zwar  seine  Xhat  seine  Haadlong^  aber  nicht,  seifi 
Verbrechen,  es  fehlt  also,  die  Zurechnung  aor  Schuld,  iüer«- 
nacb  sind  denn  aneh  zwei  Arten  Yon  Gründen  der  Antbefaiittg 
der  Znrechnuagsfahigkeit  zu  nnterscheideo :  solche,  di^  das 
fiewQSslsein  ganz,  und  solche,  die  unr  das  Bewusstsdn  von 
Recht  und  Unrecht  aufheben.  Beide  Arten  sind  der  Form 
nach  vielfach  die  nämlichen,  so  dass  alsdann  die  der  zweiten 
Art  die  der  ersten  nur  in  schwächerem  Grade  sind.  Rechte 
lieh  haben  sie  immer  dieselbe  Geltung,  wie  man  überhaupt 
nicht  von  mehreren  Graden  der  Zurechnungsfähigkeit  sprechen 
kann,  eben  so  wenig,  ab  es  einen  etwa  halb  freien  und  halb 
unfreien,  oder  zu  einem  Drittel  freien  und  zu  zwei  Dritteln  ' 
unfreien  Willen  haben  kann Der  Wille  ist  nur  ganz  frei 


1)  Die  s.  fr  aumia  «int  dcllrio  b««liet  aof  mugeBMuen  Baobach- 
tamgea. 

2)  Einzelne  Schriftsteller,  z.  B.  Stahl,  Rechtsphilosophie,  Bd.  2, 
S.  76  (II.  Aufl.),  nehmen  solche  Grade  an.  Aach  die  Praxis 
^eht  vielfach  von  der  Annahme  einer  nur  beschrankten 
Zurechnungsfähigkeit  aas;  vgl.  uieiii  Archiv  für  stradGe.  Ent» 
•cheid.  1,  &  7f  i;  Sia  Gieieha»  haaii  warn  vAthlt  amwkmeii, 
Weas  sk  B.  das  St.  Gl,  &  vea  Thurga«,  a.  71«  ab  Milde- 
rungsgrand  aniiiihrt,  wenn  ydiafenifta  Znatündt,  welche, 


oder  ganz  uofrei.  ^  Die  einzelnen  Gründe  der  Aufhebung 
der  ZurechDungsfäbigkeit  können  vielfach  verschieden  sein; 
diese  Unterscheidungen  haben  aber  keinen  Werth.  Am  zweck- 
iBäflsigsicn  wird  hier  im  AbscUuss  an  die  meisten  Str.  Q. 
Rächer  dargestellt. 

'  Anmerkung,  Muss  einmal  im  Strafrechte  der  Grundsatz 
anerkannt  werden,  dass  das  nicht  gewollte,  an  sich  strafbare 
Unrecht  nicht  bestraft  werden  kann ,  und  wird  dieser  Grund- 
satz in  einem  Str.  Gesetzbuche  anerkannt,  so  ist  es  über« 
flüssig  und  nur  leicht  zu  Verwirrungen  führend,  wenn  dat 
St  G.  B.  sich  noch  auf  eine  Aufzählung  der  einzelnen  Gründe 
der  Aufhebung  der  Zurechnungsfahigkeit  einlässt.  Um  so 
mehr,  als  eine  erschöpfende  Aufzählung  derselben  kaum  mög- 
lich erscheint  Die  neueren  Deutschen  St.  G.  Bücher  haben 
g^ichwohl  mehr  oder  weniger  einen  solchen  Versuch  ge- 
macht. Von  den  Schweizerischen  haben  richtiger  darauf  ver- 
zichtet die  von  Waadt,  Freibrtrg,  Graubünden  und  das  Bun- 
desstrafrecht, die  sämmtlich  einfache  und  zweckmässige  Vor* 
Schriften  Uber  den  Gegenstand  enthalten. 

§.41. 

Jltigendllcltes  Alter* 

In  der  frühesten  Kindheit  ist  der  Mensch  noch  ohne  Be-. 
^usstsein.  Das  Kind  ist  Uiatig ;  aber  es  kann  noch  keinen 
Willen  haben  und  noch  nicht  handeln.  Solange  dieser  Zu- 
stand daneri,  kann  von  einer  Zurechnung  zur  That  nicht  di» 
Rede  sein.  S|iäterhin  bekommt  das  Kind  klare  Vorstellungen« 
Bewusstsein,  also  auch  einen  WiUeQ,  und  es  kanfi  handeln» 
Aber  seine  Vorstellnngen  iiewegen  sich  noch  in  seineni  engen 
Lcbenskreisc.  Wenn  es  auch  schon  3Ianchcs  unterscheiden 
kann,  das  Gute  und  das  Böse,  mithin  auch  Becht  und  Un- 
recht, kann  es  noch  nicht  unterscheiden;  es  kann  also  noch 
keinen  verbrecherischen  Willen  haben,  und  kein  Verbrechen 
begehen.  -  £s  fehk  abo  die  Zurechnung  zur  Schuld.  Glicht 
hlos  solange  jener  erste,  sondern  auch  solange  dieser  zweite 
Zustand  vorhanden,  ist  mithin  das  jugendliche  Alter  ein  Grund 

wpnn  sie  in  vollem  Grade  vorhanden  waren,  alle  Zurechnuno; 
ausschliessen ,  in  geringerem  Grade  vorhanden  sind'*.  S.  hier- 
ülier  Widmer,  Thurgauische  Straffalle,  S.  201. 
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der  Aufhebung  der  Zuredumogsfahigkeit  Ja  A&m  irnhesten 
Alter  ist  er  nach  der  netnilNbeii  BeMMfesheit  der  Kindheit 
ohne  AnsDuliiDe  TOthaBto.  Ob  er  tpiter,  bei  EOBehmendem 
Alter  der  Kindheit  da  <ei»  ist  Frage  der  jedeamaUgen  faot»* 
sehen  Erörtenmg.  Ein  ein-  för  aUemal  bestimmtes  Alter, 
mit  wdehem  jener  amnabiasloBe  Zutand  anfiiören »  also  der 
fiir  die  jedesmalige  factische  ErÖrlerong  beginnen  aoU,  lässt 
nach  der  menacUkhen  Natur  ddk  wkkA  «Bfttellm.  Das  po* 
tiÜTe  Recht  bat  gleichwohl  list  überall')  einen  bestimmten 
Termin  dafür  festgestellt,  aber  andi  häufig  zugleich  den  End-» 
punkt  desselben,  nämlich  den  Zeitpunkt  angegeben,  von  yrA* 
cbem  ab  anch  eine  solche  faetiscbe  Untersudkung  gar  niefat 
mdv  stattfinden,  nelmehr  das  jugendlkhe  Alter  unbedingt 
aufhören  soll,  ein  Grund  der  Anfliebimg  der  Zuredinnng»- 
.  fäbigkeit  am  sein.  Es  wwden  danach  also  drei  Perioden  nnter- 
scUeden.  In  der  ersten  wird  Unzurechnongsfahigfceit  .«übe« 
bedingt  angenommen ;  in  der  aweiten  wird  in  jedem  einselnen 
FaOe  Fetisch  nntmucht,  ob  Zurechnnngsrähigkeit  oder  U»* 
znrechnungsfahigkeit  da  sei;  in  der  dritten  wird  anbedingt 
Zurechnungsfähigkeit  angenommen,  nämlich  in  Beziehung  auf 
das  jugendliche  Alter,  so  dass  sie  nur  ausgeschlossen  sein 
kann,  wenn  eine  factische  Erörterung  emen  anderen  Grund 
der  Aufhebung  derselben  aufweiset.  ^  Im  Gemeinen  Straf- 
rechte fällt  die  erste  Periode  mit  der  darin  aufgestellten  Pe- 
riode der  unbedingten  bürgerlichen  Handlungsunfähigkeit  der 
Kinder  zusammen :  bis  zum  vollendeten  siebenten  Jahre  sind 
Kinder  absolut  unzurechnungsfähig  ^J.  Die  zweite  Periode 
dauert  von  da  an  bis  zum  ToUendeten  vierzehnten  Lebens- 
jahre *).  Doch  ist  über  Beides  Streit*].  In  den  Schweiz. 
St.  G.  B.  herrscht  Yerschiedenh^ :  I.  1.  Unbedingte  Unzu- 
rechnungsfähigkeit haben  sämmttiche  angenommen  (fingirt), 
und  zwar:  bis  zum  jedesmal  vollendeten  zehnten  Jahre  Tes- 


1)  ^icht  z.  B.  das  Frauzös.  üt,  G.  B.  (Art.  66)  und  nach  ihm 
das  Preuss.  (§.  42). 

iL.  12.  ad.  leg.  Com.  de  sie. ,  1.  5.  §.  2.  ad  1.  Aquil.  Clem.  uu. 
de  homic. . 

3)  L.  5.  S.  2.  cit.  Feinl.  Ger.  O.  Art.  164,  179. 

4)  S.  namenU.  Wächter  §•  71,  Heffter  S.  j>l,.]IitterBiaier 
zu  Feuer b ach  §.  99  a. 
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sin^)»  Luzero');  bis  zum  zwölften  Zürich'),  Thurgau*),  Bun-« 
desstrafrecht');  bis  zum  yierzehnten  Aargau*),  Basel'),  Schaff« 
baiisen*),  alle  drei  jedoch  mit  dem  Zusätze,  dass,  wenn  be- 
sondere Schlauheit  und  Arglist  einen  hohen  Grad  von  Bos- 
heit verrathe,  solche  Bosheit  das  Alter  erfüllen  und  die  Strafe 
des  Verbrechens  eintreten  solle ;  ferner  (ohne  Zusatz)  Grau- 
bünden*), Waadt***),  Freiburg ;  bis  zum  sechszehnten  Jahre 
St.  Gallen'*),  jedoch  mit  dem  Zusätze,  dass,  wenn  eine  Per- 
son im  Alter  von  12  bis  16  Jahren  eine  That  begangen  hat, 
die  nur  wegen  der  ]>Iinderjäbrigkeit  nicht  zum  Verbrechen 
angerechnet  werden  darf,  eine  korrektionelle  Strafe  von  24 
Stunden  bis  4  Monaten  Arrest,  welche  mit  Fasten  geschärft 
werden  kann,  ausgesprochen  werden  soll;  die  Verbrechen  in 
dem  genannten  Alter  werden  also  wie  Vergehen  behandelt. 
2.  In  einigen  der  genannten  Gesetzbücher  wird  noch  beson- 
ders vorgeschrieben,  was  sieb  indess  auch  ohne  besondere 
Vorschrift  von  selbst  versteht,  dass  die  Polizeibehörde  yer- 
pflichtet  sei,  die  nicht  zu  bestrafenden  jugendlichen  Personen 
der  häuslichen  Züchtigung  zu  übergeben  und  zugleich  Vor- 
sichtsmassregeln in  Betreff  ihrer  für  die  Zukunft  zu  treffen  *■). 
Andere  haben  dabei  den,  sich  nicht  von  selbst  verstehenden, 
Zusatz ,  dass  die  Polizeibehörde  auch  selbst  polizeiliche  Züch- 
tigung und  Bessernngsmittel  vornehmen  kann'*).  II.  1.  Einen 

bestimmten  Endtermin,  bis  zu  welchem  hin  nur  jedesmal  uu- 
— III      ■  ■ 

1)  St.  G.  B.  «.  3. 

2)  St.  G.  B.  §.  59. 

3)  St.  G.  B.  §.  63. 

4)  St.  G.  B.  §.  22. 

5)  Bund.  St.  R.  Art.  30. 

6)  St.  G.  B.  «.  & 

7)  Su  G.  B.  §.  2. 

8)  St.  G.  B.  Art.  3. 

9)  St.  G.  B.  §.  45. 
10)  St.  G.  B.  Art.  61. 
IJ)  St.  G.  ß.  Art.  51. 

12)  St.  G.  B.  Art  7,  6«  B.  f.  Vergehen  H*  3«  4. 

13)  Schaffhausen  §.  3,  Basel  f.  3,  Lnzerii  g.  ^9,  ZHrich  §.  64. 

14)  Graubünden  §.  45,  Thargaa  §.  22,  Waadt  Art..  52,  Freibarg 
Art.  52.  Die  beiden  letzteren  schreiben  dabei  jedoch  aus- 
drücklich vor,  dass  solche  Massnahmen  (mesqres)  mit  dem 
vollendeten  zwanzigsten  Jahre  von  Rechtswegen  (de  p|ein  droit) 
«■fliöreii.  .  . 
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lersticht  werden  soll,  ob  der  HilKer  ))iiiit  UntmcbeidutrgiM 
yeroibgen  ^  gebändelt,  ob  »tso  dag  Vermögen  des  ver*' 
bwchcriÄcheti  WiHetis  gehftbt  habe,  9ehr«ibe<i  vor,  und  zwar 
bis  zum  vollendelet)  14.  Jtkte  Tessin '),  bis  zam  voDendoten  1^. 
dl«  Bundesslröfr<?chl*),  bis  zum  vollendeten  18.  Lttzem'),  Waadt*), 
Freiburg'),  St.  Gallen*);  daB  letztere  mit  der  Bestimmung^ 
dis»,  wenn  ein  Handeln  ohne  Unterscbeidungsvermögen  sich 
ergibt,  eine  korrektiunclle  Arreststrafe  von  2  Wochen  bis  zu 
e  Monaten,  welche  durch  Fasten  geschafft  werden  kann,  ein- 
treten soll;  nach  den  anderen  vensteht  es  sich  von  selbst,  dass 
4fne  Bebandlnng  wie  der  Unzarechnungsfähigen  in  der  ersten 
Periode  stattfindet.  2.  Unzweifelhaft  muss  auch  nach  denje- 
nigen St.  G.  Büchern,  welche  die  zu  f.  genannten  Bestim-» 
mung  nicht  enthalten ,  der  Richter  in  jedem  einzelnen  Falle 
einer  von  einer  Person  in  jugendlichem  Alter  (der  zweiten 
Penode)  verübten,  an  sich  terbrecheWschen  That  die  Unter*« 
sachung  anstellen,  ob  mit  verbrecherfschett»  Willen  (Unter* 
scheidnngsvermögen)  gehandelt  sei ;  es  gehört  das  zur  Fest- 
stellung des  Tbatbestandes.  Es  fehlt  aber  nur  an  einem  ge- 
iclzlich  bestimmten  Endtermine  für  die  Periode,  in 
welcher,  bei  wirklich  festgestellter  Unzurechnungsfähigkeit, 
diese  als  durch  das  jugendliche  Alter,  oder  durch  cnnen  an* 
deren  Umstand  begründet,  angenommen  werden  soll.  III.  Als 
praktische  Folgen  aus  dem  Angeführten  ergeben  sich:  1.  In 
der  ersten  Periode  kann  gar  keine  gerichtliche  Untersuchung 
eingeleitet  werden,  es  kann  also  auch  kein  (freisprechendes) 
Erkenntniss  ergehen;  dort,  wo  die  Polizeibehörden  Massre- 
gcln  ergreifen  sollen,  können  diese  nur  nach  den  für  diese 
Behörden  vorhandenen  besonderen  Vorseiiriften  fcstgesetxt 
werden.  Eine  Ausnahme  tritt  ein  für  Basel,  Sclmffliaiim 
und  St.  Gallen.  In  St.  Gallen  muss  jede  Person  von  12-^16 
Jahren,  welche  eine  That  begangen  hat,  die  an  sicfa  Ver- 
brechen (i.  engeren  S.)  ist,  von  Torneherein  vor  das  kofrek- 
tionelle,  jede  von  16 — 18  Jahren  aber  zner^t  vor  dm  fkiair 

1)  ^«  U.  B*  Art«  74k  * 

2)  Bund.  S(.  R.  Art.  3«. 

♦  S)  St.  G.  B.  §.  60. 

4)  St.  Cr.  B.  Art.  51. 

5)  St.  G.  B.  Art.  51. 

6)  St.  G.  B.  Art«  7«  6.  B.  f.  Vergeh.  §.  3. 
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iiiipfitfct..  M<l  nviM  4$tm  Mdügel  «n  UpUrMheidungskrafit 
HggeipHnlNW  inti.m  4t»  IwiTAtioiMille  Gericht  gestellt 
mitok  In  tltai  dj^wiA  Vüikn  vpmwk  kkr  «Iso  nuch  formr 
Uskb:  Eikmmkm  mis^^  In  .iie»  4rei  aoderM  KaiUoDtii 
kk  m  M  jttoi:  ai—nliMn  Faito  von  firmeMen  der  im* 
ld«9Md^  BehMa  alibäiigig,  ^ib.aitw  JornOfoba  AnUage  er. 
lMi&Ni.mNl«B  follf  Oto  Milil^  Wird  lie  «rliolityi»  «o  mua» 
füiriinii  fiMifiMi  EHBiMiliiisa^erg^beq').  %  In  dejr  zweit«» 
Mode  Ist:  4#r  Xhütar  jedäml  wt,4m  lietrofieode  Crlmi- 
»aiitwrfcl  «i-iNiBa,  niid  gagoi  in  m  v«rfalii«o.  wie  gegeo 
jeta  Aadffani  aa  Mi  mW»»  -^nm  UnzwaelHmBgvfia^r 
Jmü  (Mangel  m  ITalwtaltfMmigfvariaogeo)  fesi^eateUt  wir4 
aki fceMpiacfcg«to  JBifcrinfciiii  ergeben,  twr  ia  Sl  Galiaa 
aiM  YarwmM«  knnekteMlIa  GeiMl  in  4fn  nrwälm* 
len.  Fillaa^). 

jimneritmg»  JHm  Frage,  in  ivrla  im  da«  j^gfndli«h« 
Jditr  ainan  MSlimmmfnuU  bilde,  gehiirt  «abf.hiabfr  ^« 

^WÄÄ^Ä  ^a  *  ^^^^^ 

j:  42. 

>.  Saalwifciiwkhaftaa  nM>»wi>t  amd  alln.  «amtvMnge  Zu« 
alMai4aa*8affWlabaMk.  laitt^  lybhi  jai|aa  Jirankbaftaitaidaii 
dar  CMa  faMW  fpfart^/dia.  2ma|ioitng^ßi|iigka|i  «AOalma* 
IHaaa  iMAn  amr  an%ihiU>aai  amt:  vann  ^aa  Mdap.  dar 
114;  4aia  daa  Bavnaataafci  iptoWnvIf  «dar  das  0awi)R|taaj# 
TO»  JHaobl  .liiid  Vm^cIiI  y^mkiblafti  In  4iwin  Siapia  awd 
alaa  Aa(ilanfcranUHntaai  im  aoldw  noipwiMKa  Zpalilnda  daa 
Saalaiilalwia»  «a  iNM^n,dar.  Sfananb  .-dea  .WjQana  Utpertaafit 
(dar  Aaian  SalkalfanatiBMnDaK)  mlar  daa  TiyhaarJiiiriBiyhiin  Wll** 
lana  nicht  fdhig  ist.  Sia  sind  Ton  melnfiidi  verschiadenar  Art 
Süa  könnan  das  Leben  das  Gepstas  pnd  das  des  Gamütbas 
graBiDn^.daff  cm  m^r  odar  ^.'andere  miä^  stali^Dan 
vmbargaband  ^odar  anbidrand  aain;  'sia  JOtaan  mi  aüiar  liöi^ 


1)  Für  das  Ii»n»»iii^BnniflilmMi  atgifctndMaiadiatat^Mun  sich 

von  selbst. 

2)  Dabei  versteht  es  «ich  von  selbst,  djtfs  «Deh  die  itornktionelle 
Strafe  in  St.  Gallen  nicht  eisartteb  Jtann,  .vr«&n  eine  .Un^i* 
rahnangifiygMt  «na  wimuL  aodanp  .Oanad«,  als  Htm  des 
Uosaen  jngendlielien  Alters  da  sein  soHls.'    .  • 
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]^]iclien  Krankheit  ibi«  toMilicbe  Ursache  bähen,  aber  auch 
iiicht^}.  Sie  köimeii  unter  videilei  Fonacn  aolMeB;  die 
meisten  dersetten  sind  Ton  derPi^cbologie  und  gericIrtliehaB 
M edidn  besdoieben*  md  dasiificirt  Aber  anch  die  von  die* 
m  "Wissenschaften  noch  nich  TeneiduieteD  Formen,  wemi 
sie  als  wiridiclie  Krankbeiten  der  Seele  sieb  answeisen,  müssen 
aneikannt  werden.  Die  bekannteren  sind:  Wahnsnm,  Ver- 
rftcktbeit,  ToDbeit  (Tobsncbt,  Raserei),  MdanchoMe  (hierher 
aiich  Hebnwehkranlcbeit')),  Verstandesscbwäclie:  Blödsinn, 
Schwachsinn  nnd  Dommbdt  (diese  beiden,  wenn  sie  in  solcher 
Potent  auftreten,  dass  der  Terbrecherische  Wille  Mit,  na*- 
moDtlicb  aueh  in  dem  wieder  s.  g.  klndiseh  gewordenen  After, 
Deliriom  (vorübergehender  Zustand  eines  eigentlichen  Wahn- 
sinns, bedingt  duvdi  besondere  acute  kdrperiiebe  Krankheits- 
anstände,  z.  B«  bei  Viebeikranken,  Gebäbrenden,  Trunkenen)*). 
Auf  ungenauen  Beobachtangen  beruhen  dagegen  woU  die 
Beispiele  von  amentia  occidta  und  mania  sine  delirio,  die  man 
beobachtet  haben  will.  —  Im  Gemeinen  Rechte  ist  die  Lehre 
Ton  der  Aufhebung  der  Zurechnungsfabigkeit  durch  Seelen- 
kiankheiten  hauplsSchlicb  durch  die  Wissenschaft  ausgebfldet, 
und  zwar  im  Ganzen  nach  den  oben  entwidi:ellen  Grundsätzen« 
Die  F.  G.  O.  entschuldigt  allgemein  Fersoncii,  die  ihren  Sinn 
nicht  haben  ^;  das  Rom.  R.  ist  in  dieser  Materie  gleicblUls 
dürftig  *).  SämmÜicfae  Schweiz.  St.  G.  B.  erkennen  ausdrucke 
Heb  die  Aufhebung  der  Zurecbnungsfäh^elt  durch  Seelen- 
krankbeiteii,  welche  den  fireien  Willen  überhaupt,  oder  den 
verbrecherischen  Willen  aufheben,  an,  wenn  gleich  fast  durch- 
j^ängig  in  yersobiedenen,  und  manchmal  mit  nicht  entschie- 
denen AusdfudLen.  So  sprechen  Ton'  Aufhebung  der  Zurech- 
nung (beiiehungsweise  Straflosigkeit,  Ausschliessung  der  Strafe): 


i)  Bei  jeder  Seelenlurankbeit  liegt  übrigens  eia  materielles  Lei> 
den  des  Seelenorgins;  des  Gehirns  Tor,  was  •bei'  mit  fener 
äusserlichen  Ursache  (dnrdi  wricfae  «ach  dieses  Leiden  her« 
beigefdhrt  worden)  nicht  zu  verwechseln  ist.  Vgl.  Friedreieh, 
Gompendium  der  gerichtlichen  Anllifap«logie,  §.  i47. 
•    2)  Friedreich,  a.  a.  O.  §.  150. 
-  3)  S.  indess  Friedreich,  a.  a.  O.  §.  151. 
4)  F.  6.  O.  Art.  iSO^  |*  i.  17». 

i)  Vgl.  1.  14  de  off.  pnms.;.  1,  3.  N*  7  n.  U;  ad  sd.  «ahui.  L  12. 
«d  1.  Corn.  de  sie. 
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AtKgwi')  »wwtelliiitertoGdirMicydcrVmiiiiftflfii^ 
Jich  bmiibt  Ist,  wem  bei  abweclMlader  SimMsrefriickiiiig  die 
Thal  bt  der  Zeil  begengea  vurde»  dt  die  VemidLang  danmte^; 
Tenin')  ginf  lo,  mmt  ia  freier  Uebereetimig ;  St.  GaUea*) 
bei  »Verletiugen  tod  fiaseadeii»  WahnriimigeD,  oder  über- 
hmpt  ihres  VeisUnides.bertiibleD  Persöneii»  oder  Ton  Bföd^ 
BonigeB*;  ThnrgMi^  Ton  ^Zutiuideo,  in  welcheo  der  Ge- 
braacb  der  VeriHnft  aufgehoben  war,  daher  bei  Personen, 
bei  wddien  doreb  Seelemtömi^en  der  Gebrauch  yver  Veiw 
Muft  iwfgehoben  ist,  ab  namendich  bei  Rasenden,  Wahn- 
ainnigen,  Yerräcklen,  TöHigBlödsinnigen^^;  Freibarg  *)  )»ireBn 
der  Thater  sieh  in  eioeni  Zustande  der  Raserei  oder  des  Wahn- 
anns  {6m  de  d^nence  in  dem  FranzOs.  Texte)  beindet,  oder 
wenn  er  mit  einer  Krankheit  oder  mit  einem  Leibesgebrechen 
behaftet  nnd  dadurch  aoiaer  Stand  gesetit  ist,  dieJ'olgen 
wid  die  SirafbariEeit  seiner  Hmidlung  eininsehen  und  riehtig 
nu  beartheOen^;  wörtlich  «o  Waadt^;  Losem')  bei  »jenen, 
wcidie  an.  Raserei  (Manie),  allgemeinem  oder  besonderem 
Wahnsinn,  oder  überhaupt  an  einer  Geisteszerrnttnng  leiden, 
durchwddieder  Vernunfigehranchan^eliohen  wird,  soldien, 
die  aus  Blödsian  TdlUg  ansser  Stande  waren,  die  Folgen  ihrer 
Haadlnngen  richtig  zu  beurtheilen,  oder  deren  Strafbaikcit 
einzusehen,  Penonen,  wdche  wegen  AlteraschwSdie  den 
Gebraaeh  Ihres  Verstaades  yerlorea  haben ^;  Granboaden^ 
Ton  ]|dettjenigea,  welche  in  ehism  Zustande,  wo  sie  des  G»- 
braudis  der  Vernunft  beraubt  waren,  die  That  yeröbten,  da- 
her nameoHich  bd  Wahnsinn^en,  Rasenden,  Verrückten, 
▼öUig  Blödsmnigen^;  Basel^  bei  »Rasenden,  Wahnsrnrngen 
and  überhaupt  solchen  Personen,  wekhe  in  onem  Zustande 
TOB  CSeatesabweseaheit  eia  Veibredea  begaagea  haben,  so 
wie  auch  solchea,  die  wegea  Blödsinns  oder  wegen  Alters- 


1)  St.  6.  B.  f.  5,  wortL  nach  den  Gest  8U  6.  B.  . 

2)  St.  G.  B.  Art,  3. 
-  3)  St.  G.  B.  Art.  8. 

4)  St.  G.  B.  §.  23. 

5)  St.  G.  B.  Art.  51. 
.  6)  St.  G.  B.  Art.  51« 
.  ^  St,  Gv  B.  ff.  Gl. 

8)  St.  G.  B.  §.  45. 
»)  St.  G.  B.  %,.2, 


^  m  ^ 

«ckuniclie  voUig  ausser  Slaode  waren,  die  Folgen  ihrer  Uaiu(» 
luogeQ  gekörig  zu  beurtlieilen^^.  ^icht  gani  ridiüg  drücken  . 
^idl  aus,  wenn  sie  die  Zurecboung  ausscfaUMsen  wollen:  iSchaff** 
llausen']  bei  ),WabnsinDigeD  und  überhaupt  solchen  Personeo, 
:9rdche  die  That  beschlossen  und  vollbracht  bakott  m- irgend 
«iaem  Zustande  gänzlicher  Verwirrung  der  Sinnen,  oder  dci 
Verstandes,  worin  der  Thäler  seiner  Handlung  oder  ihrer 
Slrafbarkeil  sich  nicht  bewusst  sein  koanle^ ;  Zürich*)  bat 
^Rasenden ,  Wahnsinnigen  und  überhaupt  soiehen  Personen, 
4ie  m  Zeit,  als  die  gesetzwidrige  That  von  ihnen  bo« 
eelilo9aen  und  verübt  wurde.,  des  Gebrauchs  ihres  Venlendae 
Jbetaubt  waren/^  Der  ZumU:  dasa  die  Ihat  in  dem  genannten 
ftiiUftde  beschlossen  und  verübt  (oder  vollbracht  sein 
mäsae,  enthält  eine  unrichtige  und  demnach  ¥erwirrende  Foir* 
derung.  Der  Entscblnss  ist  der  zur  Ausführung  bestimmte 
Wille;  es  ist  daher  psychologisch  nnmöglieh,  eine  That  ini 
Zustande  der  Unfreiheit  zu  beschlieiBea.  fia  kann  immer  not 
auf  den  Moment  der  That  ankommen.  In  einer  anderes 
Weise  drückt  sieb  unrichtig  aus  das  Bundesstrafr. ') ,  wenn 
es  spricht  von  »denjenigen,  welche  in  einem  Zustande,  in 
dem  sie  ohne  ihr  Versehalden  der  Urtheilskraft  oder  der  WiU 
lensfreiheit  beraubt  waren,  gehandelt  haben,  dahin  gehören 
Raserei,  VWhnsinn  und  dergleichen^^  Darauf»  ob  «ine  &ee- 
lenkrankbeit  verschuldet  oder  unYersehaldct  vor,  kann  es  fiir 
die  Zurechnnng  nicht  ankoaunen^). 

Slnnenver^«  Irriuisen« 

Sinnenverwirrungeu  sind  Zustände»  in  wekhen  die  noew 
male  Ibätigkett  eines  oder  mehrerer  äusserer  Sinne  des  Ahm^ 

1)  St.  G.  B.  §.  3. 

2)  St  6.  B.  §.  6S. 

3)  Art.  27. .        .  .    .  '  . 

4)  Verfehlt  ist  dabei  die  Redactioa  das  Gesetzes.  Di«  Worte : 

Dahin  o^ehüren"  u.  s.  w,  können  nur  aasdrücken  sollen  ent« 
weder,  dass  auch  bei  den  angeführten  Beispielen  jedesmal 
untersucht  werden  soll,  ob  der  Zustand  ein  unverschuldeter 
sei  oder  nicht,  was  bei  Raserei  ud  Wahurfm  kaoai  reehtp- 
liehen  Sinn  haben  würde;  oder  daaa  hei  danselbtn  fingift  wer- 
den soll,  sie  seien  unverschuldet,  wobei  dann  dir  2naata 
yWid  dergleichen^  keinen  Sinn  haben  würde.- 
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»elitigeo  V«MitllsngeD  wtm  te  €Ng0nMiiste  AwMinrdl 
Mbr  -tt  vmMdb'vmriiiügeQ.  EkB^  lStiaUktk  im  'Qfkm 
eto  flmiilli  Ji<gt  irfcht  yoti,  tHekivoU  beiilrlmi  fei» 
'  woBsIlofigiBiit  Je»  MeriMten  M ieiiicn  Thta,  estwader  äkei^ 
iiai^t,  odir  ia  .flniäbuDg  auf  doisen  JFöIgen.  Pfitr  iurdi-M 
llnwo»'fliB>ii  -aiapgpgt  teMmieh  Mioe  VömelliUipSD  Tcii 
mKoIwi  Wdt  Verttögen  lie  ntamm  OmUt  entirdfeir 
9»  Mim  odiir  iMur  '«nrteliligtt  VonliOnngeD  zoEttfülircii,  so 
kkk  imtlhtä  att  M&mAm  kk  soIcIimb  Zosludtt  eahrate 
aÜM  BflvMMm  dttteUMi»  «  ist  abo  gar  k^in  Wilb  4»; 
•^twMltibai  dMBtmüuimSa  desCoBiiiiiiiciibangs  zidMhei 
lÜnitigkdl  imi  Eilbig,  es  knm  «bo  n  Bcddiaiigr  «uf  dtoeii 
kai»  T«riiraol»rifeiMr  Wille  ^  srin.  BtargMchoi  kfaok«» 
kafie  gmtoilci  dar  Skme  köniieii,  urie  ifie  Scctedfcrankt 
kalM>i<4iiiMidierl«  lockte  ikran  Grand  käben»  uatar  Ttai^ 
aahiedaiwi  FomeQ  Bvfye^Um  mid  kald  flndaiMrad»  btld 
MHl  '^•!  fOfiktef ebend^Mii.  Bakannlar»  Foimen  siiid : '  IXtatt 
mmm  (S^mm^ikutkaMgetk  iOttat  die  Besebalfeiibait  «kiei  wUc«* 
kok  mtadlNM  äweren  GegeeaUnde»),  HaHttdeetioileB  (Sm>« 
<aif<nirkongea  in  Beiieknng  auf  aisen  Gegenatind,  der  iii 
dar  WiskWikaii  nkkt  Ttoknides  iat),  Bhcklwandeki,  SdUbrff 
irwikankell,  ScUitf.«},  XrankenkeH«  Affftete  (in  atffarn  baide 
daiJleviiaalsein  anlkd^en)«  Femara  woriber  wideaa  graMM^ 
radiOwk  geatnOaniirird:  Lcadainhaftcp  »d  Inabe.  Sie 
anUen  niakt  alaGrood  dar  Anfliebangtdar  ZoraelMnog  gaken; 
iM«aglfwk  aie  Bewoaatloaigkait  daa  Tktttars  in  Banakang  aäC 
attoaTkat  «dar  deren  Erfolg  kerbaigeliikrtkatten.  J>erMettMk 
wUm  mim  f  ffiaba  vnd  Laidenadiafteii  bekermte;  kme  a» 
ikne«  die  Hemekaft  iiker  akik^  ao  trage  er  idldn  die^Scbnld 
und  maaae  mithin  auch  für  zorechnmigaiahig  erkannt  irerden*); 


1)  Der  Schlaf  ist  allerdings  für  den  MensplMa.  «io  eben  aa  nor- 
»alaf  Zaatand  m»  da«  HVaafatoc  iJlain,  aaiit  wm  yw  cteer 
•  Ihttlifcair  dar  jKaae  d<»  Meaachen,  aU  ibrem  Momelea  Zu- 
stande ans,  so  erscbeüit  er  hezü^lieh  hierauf  als  ein  ab- 
normer Zustand,  und  Laca  mithin  in  .sofern  zu  den  JSinnen- 
ver wirrangen  |;erecfaoe(  werden.  lodess  lässt  sich  darüber 
streiten,     luein  Lehirh.  des  Frevss,  Str.  ß.  9*  3&» 

8)  Var|^  X.  B.  köatlin,  ReTiskp  S.  iS$  tt  ftavner,  In^nta- 
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Alleb  wmnr  enmal  überhaupt  die  nieht  «ot  dem  Willen,  oder 
Bidit  aiie  dem  Terbreoherisciieii  WAleo  hervorgegangene  IW 
als  Verbieehen  nicht  zugerechnet  werden  kann,  fo  mnse  der 
Grnnd  der  Anfhebvng  des  Wittens  oder  des  yeibrecherisehen 
Wittens  TÖUig  gleichgültig  son.  Aach  die  Affecte  sott  dar 
Mensch  nicht  Herr  vbet  sich  und  sein  Thun  irarden  lassen 
In  Betreff  der  Triebe  kommt  noch  in  Betncfat,  dass  es  er- 
Mrungsmässig  nnwiderstehliche  Triebe  gibt,  die  sich  als 
eigentliche  Seelenkrankheiten  darstellen  Ansserdem  ist 
gemflinrechtlich  Streit  äber  einen  anderen,  die  sammtlichen 
anfgelÜihrten  Formen  der  Sinnwenviming  betreffenden  Ptonkt. 
Bieselhoi  sotten  nämttch,  wiewohl  sie  das  fiewositsein  des 
Thäters  aufgehoben  halten,  nur  in  sofern  die  Zurechnung  auf- 
heben, als  sie  unTerscfanldet  waren*  Und  zwar  untcvseheidet 
man  dab^:  a.  Der  Thäter  hatte  noch  in  bewusslem  Zustande 
snsb  absichtUch  in  den  Zustand  der  Bewusstloaigkeit  Tcraetzt, 
um  in  diesem  das  Verbrechen  lu  yeruben  (s.  g.  actiones  li- 
berae  in  causa,  oder  actiones  ad  libertatem  relatae);  dann  soll 
ihm  die  That  ab  ein  TorsStzfiches  Verbrechen  zugerechnet 
werden  *).  h.  Der  Thäter  hatte  in  den  Zustand  der  Bewusst- 
losigkeit  sich  ▼ersetzt,  zwar  ohne  solche  Absicht,  aber  doch  • 
unter  Umstände,  unter  denen  er  die  VerÜbung  seiner  That 
sieh  als  mögliche  (oder  wahrscheinliche)  Folge  sdnes  bewuisl- 
loseD  Zustandes  Torstellte;  dann  sott  ihm  die  That  als  du  fithr- 
Itoiges  Verbrechen  sngenchnet  werden^).  Nach  allgemeinen 
Gmadsltaen  tSni  diese  Ansichten  fidsch.  Was  der  Mensch 
ohne  Witten  oder  ohne  ▼erbrecherisefaen  Willen  thnt,  kann 
ihm  gar  nicht  als  Verbrechen  zugerechnet  werden.  Hat  er 
durch  eigene  Schuld  sich  in  emen  Zustand  der  Bewusstlosig-* 
kcit  versetzt^  mit  dem  Voraussehen,  dass  er  darin  eine  rechts- 

1)  Vergl.  Friedreich,  Anthropologie  S.  177  f.  Eine  interessante 

gerichtl.  Entscheidung  c.  in  meinem  Archive  f.  d.  strafrechtl. 

Eatteb.  L  S.  108. 
'  S>  Daw  Aentt  md  Joruten  m  Beziebaag  aof  sie  miMbviaihlidie 

Anwendang  gemacht  haben,  kam  g^n  das  Daicin  salcher 

Krankheiten  selbst  nicht  sprechen. 
•  3)  Vergl.  z.  B.  Mittermaier  zu  Feuerbach  §.  90  a ;  Heffter, 

Lehrb.  §.  72;  Luden,  Handb.  §.  43.    Man  beruft  sich  dabei 

namentlich  auf  Gaus.  15.  Qu.  1,  Gau.  7,  9,  die  indess  einen 

gan»  anderen  Sinn  ludbea, 
4)  Mittermaier,  da«.  Tergjl.  M arezoU,  Griau  R.  S«  79. 
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Terletzende  That  begehen  konnte,  so  mag  man  dieses  Sich- 
Tersetzen  in  solchen  Zustand  polizeilich  ahnden  können  von 
einer  Bestrafung  der  ohne  Bewusstsein  yorgenommcnen  That 
kann  aber  keine  Rede  sein.  Völlig  ohne  richtigen  Sinn  ist 
die  Lehre  Yon  den  actiones  liberae  in  causa;  über  sein  Thun  v 
und  Lassen  im  bewusstlosen  Zustande  kann  der  Mensch  vor> 
her  nicht  gebieten;  er  kann  sich  dasselbe  vorher  nur  als 
möglieh  Tontellen,  als  etwas,  das  sieh  zwar  möglicherweise, 
aber  ohne  das  Zalhnn  seines  Willens  zutragen  kann ;  es  steht 
riso  imter  keinen  Umständen  mit  seinem  Willen  in  Verbin- 
dung, und  kann  mithin  zum  Vorsatz  —  verbrecherischen  ' 
l^len  ihm  nicht  zugerechnet  werden.  —  Gleichwohl  ist 
diff  angefochtene  Ansicht  der  Gemeinrechtlichen  Doctrin  viel- 
foßh  in  die  neueren  Deutsehen  und  Schweizerischen  St.  G. 
Meiifr  itt>ergegangen.  Die  Vorschriften  der  letzteren  sind 
Mhr&ch  verschieden:  Waadt  und  Freiburg  erwähnen  der 
ftsBanverwirrangen  gar  nicht ;  es  bleiben  hier  also  die  allge- 
mtiMD  C^nndiätce  darüber  um  so  mehr  geltend ,  als  allgemein 
die' StinflosigkMt  anerkannt  ist,  wenn  der  TbIMer  die  Straf- 
harkeit  teinerilMidlang  nicht  einsehen  oder  richtig  beurtheilen 
kmmte^.  BaaBtindesstrafrecht'),  Graabünden^),  L«- 
lern*)»  Zärieh')  und  Tessin')  sprechen  dagegen  ganrill> 
f^emtm  wnr  to»  iter  wiferfehiikleten  Verwirrung  der  Sinne 
oder  des  Ventaato  (Gmbünden  zugleich  nk  dem  Zasatze 
einer  »gänriichen  mi  «nrefaebnldeten  BewoMtioBigkeit*)« 
f!h«rf  a«^  <ehr«iht  ?«r:  »  Hat  nefa  aber  der  TiOliir in  dieaen 
tetend  (der  völligen  Bewnsstlosigkeit}  abafeMBek  selbst  ver*  , 


1)  Was  freilich  aach  Mar ez oll  a.  a.  O.  zu.  wollen  scheint. 

2)  Waadt  Art.      Mburg  Art.  61  s.  d^v.f.  Dabei  beMimaMB 
sie  übereiastimmend»  das*  ein  durch  Gawaltdiittigintt  odtr 

Drohungen  eingeflösster  Schreck  (Affect)  unter  Umständen  die 
Strafe  ausschliessen  könne  (s.  unten  §.  48).  Der  Art.  65  des 
St,  G.  B.  von  Freibarg,  wonach  die  Trunkenheit  keinen  Mil- 
derangsgrund abgeben  soll ,  kann  sich  nicht  auf  Trunkenheit 
bis  nr  BawMtlMigkait  beziehen. 

3)  Art.  27,  8.  d.  V.  9. 

4)  St.  G.  B.  §.  45. 

5)  St.  G.  B.  §.  61.  •  ' 
i)  St.  G.  B.  §.  63. 

7)  St.  G.  B.  Art.  3. 
S)  St.  G.  B.  f .  23. 
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HUit  um  h  4m9tSkm^  «in«  im  mrßfMmm^POldgem  IjnrtMii» 
keicl»lofMM  »K^^kmm  UmI  wma&ktm,  odor  fiUU  Ifaii  ia 
Bang  «rf  4i»llt«4liii^»  :wo4nrek  «r  odi  in  jeaen  Zoted 
i«r4eltl  bat»  mk4  4ie  d«tiii  Terqbto  TJiat  Falnttssigkeil  ar 
tduU  M  fioM  Zwoohiiiiog  fti«»^.  Ificr  iil  afep  nßat  jeM 
gewdhnMfi  Awmhl  der  GmuimMi  DkHBtein  übar  ZoraelH 
Aon^  ivm  Ihh»  hd'i^U  ^A  übeil  ttl.»  mi  sor  Culpa -hil 
mdwer  VmoknUwig  ^tigmmBmm*  AUerdfaigt  Ieahh  dieM 
ViaiBdiriA  pffakliBdi  wkki  «nr  Galttwg  kMiaoM*  indan  das 
Ckaato  anddreraeiui.  und  «war  gini  «nbedingt,  Tomfarnk 
(a.  a.  O.):  »Jßi  findat  hm»  Zaredwimg  aUli  ^  bat  aoloban» 
d«r«i  8iMe.od«r  YanlaBd  mr  Zeil  d^  Xlurit  yoriiberytand 
gÜHMdiob  vannM  tritmi<<.  Pkaa  VorüdMt  .M^  |eM  mL 
Mo9  TO»  Zwaekwig  Bfito  bei  acu  «d  lik  roL,  fr«itiflii 
M«r  AaidaliDwiy  iä  den  Dolaa  indmlii  (a.  iiat*  S.  S^» 
radet  dis  Gr.  6»  B.  ir<w  Sl  GalUii »Hai  aber  der  Ibikt 
die  Beranicbwiig  <»4er  MmsUge  BeeipBiMgiloa^fceii  Mi  ssge^ 
kk  Abciicbt  a«f  daa  ia  daraeU»e»  Terüble  Yerbmbea» 
oder  ToranageiebeB,  dm  er  jenei»  aclbal  vaiMbildeleii 
ZmUBide  da$  Verbreoben  wabrsdiebilieb  Terdben  irerde,  io 
wxi  daai^e,  vea«  es  im  wMsüeb  erfolgt  in»  ttm  VoiMlie 
angereobnet^p  Ban  Sl  G>  B.  liir  Yergebeik*)  bat  aber  die 
WwmMSi:  nVerleteuiigeii»  die  w  HiMidit  der  Wiriuw^Hi  die 
GigeMcbiA  yoü  Verbreeb^n  aa  eicii  trage« •  mid  ow,  iretf 
sie  in  tibiicblaioaer  Tnukenbeit  begaageo  vnrden,  nicbl  ala 
lakbe  betnacblet  werdtai  kooaea«  eiad  «»fii  dea  beidebaafa«^  ' 
wmm  Strato  sii  belegea,  die  ia  diaaem  korrebtleaettaa 
Strafgesetze  auf  fabr lässige  Vergebea  solcber  grobea  Ve»» 
letniagen  geselxl  siad^«  Irotr  der  ZveiJfedbatMigfceil  der  Fes- 
aaacf  ist  aoioaebaiea»  dass  bier  aar  jene  (ob.  6)  labrüssige 
Verseteoag  io  dea  Zostand  der  Traakeabeit  gmeiBt  ist 
Besel*)  und  Scbaffbaasea^}  scbetden  «war  die  Zaredmoag 
aus  bei  i>etneni  jedea  ZaStande  yrön  Geistesabwesenbeit*^ 
(Basel)*  oder  i^giazlicber  Terwirmag  der  Sianea  oder  dea 
Verstaades^  (Sebaffbaasea);  Basel  bat  aber  dea  aaadräcUicbea 


1)  St.  G.  B.  Art.  10. 

2)  St.  6.  B.  f.  Yergdieii  S.  6. 

3)  St.  G.  B.  ilrt.  2. 

4)  St,  G.  B.  f.  3. 
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«b^MwUhrum  Jttit  lütttts  |fii«BinilfeeiiteMl64MiikihstMi 
tadhi  anfWMliiNbter  frinbMiWtil'-SttliiA^  irttl  d»* 
■■thr'uiiwrriMhift  im  ^melnldMr  TrMinnrfiiit  uiiii^iKiiiiii 
nr  Calpt  komcIhmii;  tea  mädk  M  tei  afl.  lib.  in  ciOMi 
Mm,  km,  silbit  abgesebes  tm  tofrpirycbologiscliM  ¥^devu 
ipnicke  kl  der  Amahne  derselben»  sdiOD  imi  der  NoUiwefli* 
digbait  der  nüdeMo  Aiuiegoiig  wtleis  nioM  bchMipiet  wvrden. 
BmI  in  nraiMbelt  Naeb  den  Warlan  -würe^naeb  die  na» 
iMoboldiite  M  air  fttniüdMMi  Revroatdosigkck  gesteigerte 
IVunkenbait  anagaaebloasen;  «das  wire  ebmeila  ebie  vIMig 
fritttipbiae  AMifante  dea  aitgeaieineo  Siiaea,  daaa  Geiatea^ 
abwaaeifaclt  dfai  Zorecbming  Mfluben-aell»  und  mdeni  tm-^ 
dereraeba  Crranaamkeit,  aber  bebi  Beabt  Aadtranelli  Wild 
aber  ancb  iwiacben  yeraebnideter  nnd  nnTenebnMeter  Tmn* 
kenbeit  gar  kein  Unterschied  gemacht.  Man  kann  daher  nnn 
aHBabflifiti )  ea  aeüe  aoageaprecftMH  ^wd^en ,  ^^h^a  ebctt  ^ielb 
jede  Tmnkenbeil,  aondem  nur  dfe^bis  znr  Bewnsstbaigkeit» 
die  AnrbcbMng  amaseUkBien  aolle,  glefebfiel  ob  Tcracbnldet 
eder  nnTencbnidat;  die«  vire  >die  müdete  ..ami=  ziigbdcb  den 
SKbligen  allgemebien  ChvndaHtceii  entapreebende  Anielit'). 
Aargan  *)  endlich  acbratU  Ter^  es  seile  Strafleeigkeit  einiMiMi 
jpin  cbicrt  ohne  Absicht  amf  das  Verbrechen  sich  aagezogenen 
toUen  Beranaabatig,  oder  einer  andetn « Süneatembnwng,.  in 
araMeii  der  fbiter  aeiner  Handlaaig  niabt-  bnwoMt  war^ 
€hnidn  Ist,  nacb  der  fbaanng,  «fam  dieWncie  ^efana  Abskbt 
—  ■  '■    •  ' 

1)  Die  mdess  allerdings  darch  die  i\Iotive  nicht  antcrstüit  wird. 
Der  ficugtt  Zisata  ist  seerst  im  BvtW.  v.  üas  gematikt.  Iii  4mi 
IMveA  (aaib«ibii«[  m  w.>  S*  Ifi  hetMft  est  »Qia  Taanban*- 
beit  kana  oft  alMi«hUkh  herb«ife{|Uurt  «^e^ap*.  «ni  sMua.Voiv 

vande  lang  ausgehegter  Bosheit  z,u  dienen,  wesshalb  es  denn 
schon  hei  dem  früheren  Ceset^e  angemessen  erfanden  worden, 
diesen  Zustand  nicht  unter  die  von  der  Strafe  befreienden  auf- 
znaaiflMii.  Daaut  dito  Abtiabt  des -Gasatsxabm  «bar  Idar  and 
ledamann  .bdbtfaft  wtoiia,  ward«  «bw  «i^etie  Erwähnung 
d«r«h  EliitdiaUnBg  nöthig  erachtet^.  Auch  hiernach  bleibt  es 
übrigens  noch  zweifelhaft,  ob  auch  unverschuldete  Trunken- 
heit befreien  soll;  indess  wird  man  dies  jedenfalls  min- 
destens, gerade  um  der  ZweifelhaftigUeit  willen,  annefameit 
müssen. 

2)  St.  6,  B.  §.  5. 
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mf  dl»  Veibmhiii  aldi  zugezogen*  onr.aof-ÜB  Bmiuckiuiy 
likli  beadnn  loMeo;  imielliaft  äbcr  ist»  «ob  in  dam  ^adnveh 
fOBeinten  F«He  (der  act  fibu  n  eansa)  irnn  Dolw,  .oder,  mm 
m  Culpa  mnnthmm  mL  Jenes  wäre  nadk  der,  sehen  a«r 
2ei(  der  BedactioB  gai^lfbaren  GeaMoireelilL  Doetrin,  ^eaet 
ist  als  die  weniger  onncfatige  und  xngleiGli  müdere  AnsidiC 
annmeluBen.' 

AmMrkMmg*  Bei  d»  offenbaren  inneren  Widerspriieben 
in  jener  Ansicht,  welche  die  in  einer  s.  g.  Terschnldelen  Sin» 
neev^rwimmg  (Trunkenheit  oder  sonst)  verlibten  Theten 
strafen  will,  sei  es  als  dolose  oder  nur  als  cnlpose  Verbre» 
ebco,  bat  die  Praxis  rolle  Berechtigung ,  wenn  sie  auch  üben 
die  klaien  Vorschnüten  des  Gesetaes  sieh  hinwegaeints  sie 
ferlalui  dann  eben  nur  gerecht. 


Der  Mensch»  der  einerseits  nicht  psychisch  krank  ist,  dessen 
Sinne  nach  andereneils  nicht  der  Art  krank  sind,  dass  da- 
durch sein  Bewnsstsein  überhaupt,  oder  in  Betreff  der  Folgen 
seiner  Thatigkeit  aufgehoben  wäre,  kann  nnzurecbnungsfäiig 
nur  in  sofern  sein,  als  sem  (an  sich  gesunder)  Verstand  in 
dem  Grade  unentwickelt  ist,  dass  er  gar  keine  Yorstellung 
von  Recht  und  Unrecht  haben  kann,  dass  ihm  also  nur  darum 
'  der  Teriireeherisdie  Wille  fehlt  Der  CSrund  hierron  kann  nur 
darin  liegen,  dass  entweder  der  Mensch  wegen  irgend  einer 
in  semem  Körper  Torhandenen  Abnormität,  oder  durch  be- 
sondere ausser  ihm  liegende  Umstände  yerbindert  war,  seinen 
Verstand  in  dem  beseichneten  Sinne  zu  entwickeln,  oder  dass 
der  ebe  oder  der  andere  Umstand  so  auf  ihn  einwirkte,  dass 
die  bereits  Torhanden  gewesene  Entwickelong  auf  jenen  Grad 
der  Vorstellungslosigkeit  wieder  zurücksank«  Die  hierher  ge- 
hörigen bekannten»  auch  im  Gemeinen  Rechte  anerkannten 
Zustände  sind  besonders:  I.  Taubstummheit^).  In  der  Regel 
wird  sie  freilich  nur  hierher  gehören,  wenn  der  Taubstumme 
schon  als  solcher  geboren,  oder  in  so  früher  Jugend  von  dem 
Leiden  befallen  ist,  dass  er  die  zur  Unterscheidung  tou  Recht 


1)  L.  3.  s.  9.  ad  ScL  Silan. 
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iHid  Unredit  crfoidfliliehe  AalInMng  des  Geistes  aickt  sIm 
Mte  konote.  S.  Der  ZnslaiBd  Tdiliger  ITOOett  oder  Vev» 
tUertheit«  gleiclmdi  ob  dwrek  Lelmi  in  der  WiUiriss,.  odet 
dvch-  andm  Absperrung  yoo  der  jaenseyichen .  Ii essttichsft 
bcil>e%einbrt.  — ^  Von  den  neneren  St  G«  BfidMm  iiserdeft 
diese  Zustände,  als  die  ZnrechnnngsfiibigiLeit  aoftsbend,  esllni 
ansdrocUkh  aufgefiibrt.  Sie  haben  diese  Wirining  glelehwobi 
nadi  allgemeinen  GmndsiilsM  Von  den  Scbwdser.  i9t  G« 
fificbem  erwibnt  der  Wildbeit  oder  Vertbiertheit  keines.  Gant 
allgemein,  da«  jeder  körperlicbe  Hsngel  (Krankbeit  oder 
Ubesgebrechen],  ^nicber  ansser  Stand  setste,  die  Sltafba»* 
keit  der  Handhmg  einznseben,  die  Znrecbnnng  aufbebe,  be« 
stimmen^  Zürich^),  Wandt'),  Freibnrg 'J.  Speziell,  das» 
Trabslnmme,  wenn  ibre  Geistcidarifie  niebt  so  >wdt  entwiekelt 
smd,  dtes  sie  die  StrafbariKeit  ibrer  Handlang  einiuseben 
mögen,  mmirecbunngsfähig  seien,  schreiben  Tor:  St.  Gal- 
len^), Bnsel*),  Sebaffbansen  Thurgau').  Die  an* 
deren  St  G.  Bftcber  sehwragen. 

Clribid«  der  Auffliebiiiiip  Acar  Xwerhnuiis  ■niinnr 
daamk  Falle  Avm  UMwyeimnwsniahigiirtt» 

I  r  r  t  n  a  m. 

Der  Irrthnm  ist  em  falsches  UrtbeO,  das  von  dem  Urw 
tbeflenden  für  wabr  gehalten  irird.  -  Er  kam  m  doppeUer  Art 
entstehen:  dadurch ,  dass  der  Urtheilende  eme  folsdhe  Vorstd* 
hmg  Ton  dem  Gegenstände  hatte,  nber  den  er  nrtbeilt;  da-« 
dmcb,  dais  er  ans  einer  richtigen  VorsteRnng  über  «den  GOi» 
gensland -einen  falschen  Sdduss  ableitete.  Rechtlieh  -wird  nnteiw 
schieden  der  factische  nnd  der  recbtüdie  (Rechts -]  Inrttnnh 
Jener  besiebt  sich  auf  die  Existenz  der  Beschaffenheit  von 
Thatsacben,  durch  vefebe  ein  rechtliches  Yerbähniss  gebildet 
wnrd.  Der  zweite  auf  die  Ezistenc  .oder  den  Inhalt  Ton  Rechts- 


•  i)  St.  6.  B.  S.  63. 

■  2)  St.  G.  B.  Art.  51. 

•  3)  St.  G.  B.  Art  51. 

4)  St.  G.  B.  Art.  8. 

5)  St.  G.  B,  §.  2. 
«)  St.  6.  B.  «.  3. 
7)  St.  6.  B.  8.  23. 
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vmciritai.  Bern  frrtfavM  tbekt  redtticli  ^  gimHehc  Um* 
nimiiJrtit  tbflMll  gldefa  (emr  et  igomiill  faeti  rt\  jurii}« 
int  PriTaCreehte  hribea  Rcchls«'  obiI  iKtbcbar  Icrthtan  veiv 
MdMiM  Wakungeo.  Im.  Qeincmen  Stnifreehte  Ml  die 
wÖhBÜche  Anficht  fibet  beide  folgende:  1.  Ber  foedecbelnU 
tlmni  soll,  aber  nnr  in  sofern  er  ein  enCacbnldbanr  isl,  d.  b. 
vemuedfii  werden  konnle»  die  Znreehnnng  anssohliesseny  une— 
und  in  aoweit  er  Tbalsacben  betrifft,  dascb  welcbe  der  ThafH 
bestand  des  Verbreebens  überbanpt,  oder  des  besonderen,  fti 
Frage  stabenden  Verbreebens  b^gestellt  wird.  War  er  ei» 
varaebnideter,  so  soll  nundestena  ZnredmaDg  znr  Fabrlässlg* 
kait  eintreten  Viel  Streit  ist  driMi  äber.Einielnes,  nament^ 
lieb  über  die  s..g.  aberratio  und  error  in  corpore  (s.  unten); 
i.  Der  Recbtsirrlbnni  dagegen  soU  in  der  Regel  die  VersobnU 
dnng  gar  nicbt  anibcben;  denn  Jedermann  soll  mit  den  Go* 
setzen,  anch  den  Stral^fesetzen,  bekannt  sein,  und  dass  er  dies 
wirklich  sei,  aott  angenommen  werden  nifissen');  eine  Ana« 
nähme  soll  nnr  eintreten  nach  Hörn.  R.  bei  den  s.  g.  deÜeta 
juris  civilis,  jetzt  bei  allen  Uebertretangen  reiner  polizeilicher 
Natnr,  nnd  nach  Ansicht  Einiger  auch  hier  nnr  för  Minder- 
jlflirige,  Fraoenzimmer  nnd  Rnsticttät  *).  3.  Von  dem  Rechts- 
irrthnme  wird  noch  unterschieden  der  s.  g.  Rechtswahn  oder 
Rechtswahnwitz:  die  Ansicht,  dass  eine  vom  Gesetze  mit  Strafe 
bedrobele  Handinng  nach  Gewissen  oder  Religton  dennoch 
arhnbt  sei.  Er  aoli  unbedingt  die  Zorecbnong  niebt  an»* 
sddicasen^«  Hrarin  ist  viel  Unwahres.  U  In  Beziebnng  auf 
den  fbolisciien  Irrthum  kann  ein  Untencbied  zwisofaen  en^ 
aebtddbarem  nnd  nicht  entschuldbarem  Irrtbnme  gar  nicbt  ge« 
maekt  wierdan.  Die  Bezugnahme  auf  Röm.  GesetzeasleHen 
dm  sich  zudem  nur  auf  das  Civllrecbt  beziehen  —  ist  un« 

i)  Nach  1.  6»  9.  §.  2  de  jur.  et  t  Ign. 
•  t)  Nack  I.  9.  pr.  1.  10.  1.  12.  C  da  |.  et  f.  ign.  U  16.  |.  5.  de  pvMie. 

Die  älteren  Criminalisten  lietsen  ihn  als  Milderuogs^rund 

gelteu;  Meister,  j  im. ,  pr.  Jur.  er  im.  §.  122  ;  Q  uistorp  ,  PeLol. 
R.  §. /i7;  Dorn,  PraKUscher  Gommenlar  über  das  peinl.  I\.  §.3.5, 

3)  Nach  1.  7.  §.  'f.  de  jurisd.  1.  38.  §.  2.  'i.  7.  ad  1.  Jul.  de  adiil. 
1.  ib.  §§.  'i,  b.  ad  1.  Com.  de  Fals.  1.  §.  10.  ad  S.  C.  Tiu  piU. 
L  9.  S.  5.  de  minor,  Vergl.  dagegen  Bern  er,  Wirkangskreis 
des  Strafgeseucs,  S.  26  f» 

4)  Vergl*  Heffter,  Lebrb.  «.  55« 
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■ililiiwg ; ;mi8er"hqBiigfca  iSbn&wM  bernbcft.^tf  gtnzüiiUifc 
^^a^ernntm  O^^         als  dis.  der  lUlinw.  >  JNmIi  .dMufc 
-ällgemdiieii  GiÖBdiftieib  soD  imd.kaiui  ohne  TeritBecberitelHiä 
sWillen  nicht  gestfift  .vefdeD^  Aileser  fehlt  aiioh  hei  deiiLiucltt 
ontoidmidheiea  Irrtfanme.  Zuäwm  ist  jeder  Iniliiim  i—  meam 
iSuredmuagsfähiigkeit  Torliegt»  und  niir  üm  diesen  .Fall 
ibmdelt  es  sich  — »  aii.skib  «d  nnentschuldharer:  der  Mnwch 
JtaBa  bei  gehöriger  .Aafineduamkeit  aidi.igar  aieht  irreft; 
^  soll  es  mithin. aieht;  Ahgesehes  luenmi»  steht  die  Frage 
wie  die  üher.die  Tersflhnldeten  SinnenTerwimingen:  war  iiach 
der ürrthnBi  an'  sich  veiaohnldet,.  das  Yerhvechen  bleibt  dmai 
ein  nicht  TOfhargesehenes  and  nicht  gewolltes.  Völlig  iune^ 
-IndUch  ist  e»,.  auch  biir  (nach  Analogie  der  act.  lib.  in  cäosit) 
Yon  .dem  Falle  zu  sprechen,  .wshn  der  Thäter  aidi  absichtlicb 
in  den  Zustand  des  Irrthnms  verseilt  habe,  am  darin  das 
yerhrechen  zu  begehen Sich  lirren. wollen  kann  Niemand. 
J.-.Aas  deni  Gesagten  folgt  schon,  dass^aack  der  RechtsiirÜUMa 
gaiiE.aowie  der  factische,  die  Zarechnung  aufheben  mnss, 
-wenn  und  in  sofern  der  Irrende  aus  Irrlhq)|n''über  Daseik 
•oder  ilahak.  des  Geaatses  nicht  den  Willen  .hatte/ dasselbe  zu 
•übertreten,  also  eine  strafbare  Handlung  zu  yeriäi^  Wo 
das  geltende  Strafrecht  das  des  allgemeinen  RechtsbewMBtseins 
ides  Volks  ist,  da  kann  einfiechtsirrthum  gar  nicht  voiduMBflM. 
•Dem  jK>sitiven  Gesetse  gegenüber  ihn  allgemein  ansschliessen 
wollen,  kann  nur  anf  einer  Ficiion beruhen,  die  für  das 
iCiTÜrachi  der  Gesetzgeber  aus  Nützlicbkeilsgrühden  aufstellen 
•nag »uderen. Aufstellung  im  Strafrechte  aiber  Jiieht  mehr  Reckl, 
•sondern  geradezu  Willkür  und  Unrecht,  und  zudem  um  so 
mehr  ein  innerer  Widersprach  wäre,  als  jnan  dadurch  Jeden 
im  Staate  für  Handlungen  strafbar  \erautwortlicb  machen 
«würde,  von  welchen  selbst  die  sämmtlichen  Kichler  des  Staats 
oftmals  im  Zweifel  sind,  ob  und  unter  welches  Strafgesetz  sie 
zn  subsumircn  seien.  Indess  kann  dies  Alles  mir  eben  dem 
positiven  Strafgesetze  gegenüber  und  in  Bezug  auf  den  yer- 
•brecherisiBhen  Willen  gelten.  Wo  schon  das  allgemeine  sitt« 

J)  Wie  Küstiin,  Revision  S.  179,  190  f. 

.3)  Oder  hnmn  auf  dem  s.  g.  GnindMize  des  Staatswohls,  wobei 
man  mn  weittxe Begriiwdaagsicb nieht beküjumert,  wid dam 
konsequent  daza  kommt,  ihn  sdbAt  bei  Polizeinberlretnngen 
nicht  entschuldigen  zu  lassen. 
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Mi*  wai  BDifcHlwiiiistteln  eine  Raadhuig  kU  alniA«  MM»- 
htmä,  eben  io  flem  denilooii  dawidir  ÜMwfainie»  rii  f  I» 
teteMMer  Wille.  In  söfara  abo  fpdiWf  e  Redit  ttMfr- 
«nf«  mit  SMo  bedrohe^  dia  dgjslrilbiir  idlda  tos  dMä 
«ügcmeineo  fteckUbewaAits«ni  anttrkannt  Werden,  ««^Inid  ikm 
9it  bei  den  ntiBten  Verintcbte  denn  doob  def  Fall  ^  «btaHl 
Von  cioem  die  Znrecbulng  onf bebenden  •RechUirrlbullii  |prir 
'hmm  Bed»  fein.  In  so  fem  liat  anch  jene  aus  dem  RöoLfi. 
HBüMmiiietie  Untaraobeidnog  zwischen  Uns  poUneüdM  umä 
mdenn  Uabertretmigen  ihre  Bedeutung,  Dätnns  ar^At 
fmdif  dftM  ein  &rtiniin  über  Art  nnd  Gnd  «der  TW  Cknitte 
-«n|idtoh0t6n  Strafe  fv  nicht  in  Betracht koMnen  kann:  er 
iMiührt  den  vferbrecfaeriacben  Willen  nicbt;  es  würde  sieb  vitl- 
iaabr  dabei  um  eine  Cremeinbeit  der  Ctesinnunif  bandeln,  die 
«ii  Hfie  Höhn  dar  Strafe  marktea  ifollle 3*  Da»  fiechto*- 
imbnwkz  hat  knnr  mit  einer  Unkenntniss  des  Gesedae  niaklB 
«n  schaffen«  er  sttxi  vielmehr  dia  Kanntnias  deseelban  Tnfauft. 
Er  besteht  aber  in  einer  ProtocalilMi  auf  ein  ?enneialKob 
böbci«s  Recht,  als  das  des  Qwtfees,  und  ist  in  sofern  tjknt 
^ngs  ehi  Rechtsirrtbnn»  Abet  kein  anfeber»  der  tei  ipCr- 
i»recheri0ilMn  Wülan  gageniibar  dem  positifen  Gawixe  'atf»-  - 
«cbliösst,  er  kann  also  anahdi  aacb  die  Zaraahmn|p  mobtant^ 
schHaman»  Wohl  idier  mUss  er  dies  dann  aus  einam  andenin 
iSrnnda^  ivann  er  aus  einem  krankhafteik  Seelenzastande  ann* 
springt:  er  scblresst  dann  die  Zurechnungsfähigkeit  aus. 
4.  Eine  sebr  bestrittene  Lehre  ist  im  Gemeinen  Recht  cadlkb 
naeb  dia  über  die  Abarralron  (ab(3rratio  delicti).  Man  Ttff^ 
ateht  unter  dieser  überhaupt:  die  Herbeiführung  des  zwaTipif^ 
irollien  mrbiedwcifcheB  firfoigea  ainer  Handlung,  aber  an 
einem  anderen  CSagenstande,  als  an  welchem  der  Erfolg  aaeb 
4ir  Afainnng  das  IbMtaia  aiolretan  aaUfta^  Sin  bans  niso 

1)  Ueber  die  Behandliing  des  Rechuirrthums  in  der  Deutschen 

t*raxis  Tei^I«  iaein  Ar^iv  t  strafir.  Entscb.  L  S.  138  £ 
8)  WAiread  naeb  dieser  new6bnkicfacn  Ansieht  difcr  Tbatbnrtann 

des  g^e wölken  und  verttbten  Verbrechens  an  s»^  derselbe 

hleibt,  und  nur  ein  anderer  Gegenstand  getroffen  wird,  zieht 
Heffter,  Lehrb,  g.  70,  gewiss  nicht,  ohne  die  rcrworrenen 
Lehren  noch  mehr  zu  verwirren,  auch  noch  Fülle  hierher, 

in  wdeben  der  wider  den  Wüen  des  Bandefatdhn  eingetretene 
Krfelg  den  Tfaatbestaad  eines  andisrett  als  des  fiewellten  Ves* 
brecbens  bsratellt. 


L  lyui^ed  by  Google 


nar  hei  Verbroobto  ^dacfat  werden,  lü  derna  Thaftbestmiie 
•in  Itostiiiiiiitier  Mechftswidriger  £rfo4g  Am  Handlang  Doth- 
ipciidig  «t  Sie  kann  tob  rwdeiiei ,  wesenllich  verrschredener 
Art  sdn :  a.  Der  Tiiäter  hat  ^iiseU>eD  Gegenstand  gelrofibn, 
geg«li  weicbän  seine  Thätigkeit  gericfalet  war;  «r  hat  di«Mti 
alko  irng  für  «inen  «nderen  Gegenstand  gcMlen  («rror  in 
oorpcre,  Ver^  echsclong).  if.  Er  hat  «inen  anderen  Gegenstand 
geiroffen,  als  gegen  woAchen  seine  Tbättgkeit  gerichtet  war; 
seiae  T4äligkett  verirrte  dch  also  in  ihrem  Erfotge  (Aberration 
im  engeren  Sinne,  Verirrung).   Hoher  den  ersten  Fall  ist  kein 
Streit  mehr  in  der  Boctrin  \].   £r  liegt  attch  einfach:  Der 
Th&ler  irrte  aMerdings  in  Thatsacben,  at>er  in  keiner,  die  auf 
den  Thftihosiaod  des  ron  ihm  gewollten  und  veriilHeh  Ver- 
biechens  irgend  einigen  Eindoss  halle;  4eT  stattgehabte  Irr- 
tkmn  kann  also  in  keiner  Weise  die  Znrecfaniuig  anfheben 
Desto  lk;9trittener  ist  der  zweite  Fall.  Ein  Theil  4er  Rechts^ 
lehrer  stelH  ihn  gani  dem  ersten  gleich'):  der  Verbrecher 
habe  -MH^h  in  dieseai  falle  dasselbe  VeT^reohen  begangen, 
weiches  er  bibe  kegehen  wolien,  sein  stattgehabter  Inthutn 
komme  ihm  also  ebensowenig  zu  Gute;  denn  'das  Object  sei, 
wenn  sonit  4er  Tkatbestand  des  gewollten  Verbrechens  da  sei, 
gleickfültig.   Ein  Mensch  kabe  2.  H.  getödtet  werden  solleii, 
ein  Mensch  sei  getödtet;  wie  er  heisse,  darauf  komme  recht- 
lich nichts  an.  Ein  anderer  TheH  will  dag^egen  die  Zurechnung 
anfkebon,  und  imr^renlaeH  Fahrlässigkeit  strafen,  wenn  diese 
uacb  (k3n  aUgemeinen  <ir«ndsüiz€n  ^aflMr  Tortiege'^).  Diese 

'i)  U«bet-  ^ie  Aoffas^ing  in  der  Deutschen  Praxis  vergl.  niein 

AiMbÄr  C  ati«{r.  fiatMh.  I.  S.  154  f. 
,  ^)  B«  Iduiti  rmnr  «tawinf  die  Insondere  QgelÜMIIiiü'dll 
..  teedms  JEinflMw'lMdba»t  mmm  ßm  äm  fnBm§»  'G<gaiti»i 
•ädere,  das  Verbrechen  qualüicirende  Eifenscbafiea  hmW^ 
als  der  wirklich  getroffene,  z.  B.  der  Vater  sollte  getödtet  wer- 
den, ein  Fremder  ist  getödtet  worden:  ein  Vatermord  wurde 
gevrolh,  ein  gewakiili«her  Mcnrd  verübt. 

3)  JTarke,  Handb.  f.  38;  Wäekter,  Lekrb.  I*  i63;  «nten- 
•linmMfluihie  Mit  Mkna  5.14;  Ktfstlin,  Revision  S.S791 

4)  Geaterding,  im  N.  Ardi.  des  Cr.  K.  Bd.  d.  S.486f.|  Za- 
chariä,  vom  Versuch  I.  S.  274;  Mittermaier  Ru  Fetter- 
bach, §.  57.  Note  I;  Heffter,  Lehrb.  §.  70;  Ahegg,  Lehrb. 
96-87.97;  Geib,  im  N.  Arch.  f.  1837  S.  561  f.;  Te mm«,  Lehre 

d.  Tödtnng  nadi  Pcensi.  R.  S.  149  f.;  d«yiei%«,  Ärilik 
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äMA  Mkektiab  die  ridiige/  fifaie.Berafiiiig:aiif  das  IdM. 
fi.«>kaimriieUidimohtiM^  Redhücfc  tl«  die 

Sache- 80 :  'Von-  ^em  -bcUumie'  ist  lüer  gar  keine' lUde*  "Nvh 
gends  liegt  ein -faiMhei.Urtliefl  des  Thämvvtr, '^uf 'Grand 
dessen  er/  weQ :  er-  es  fair  'wahri  hielt,  j^handeit.  hiltfe.  Es  ist 
ein -anderer*  Elfolg  dogeCreten,  als  velchen  er  gewollt- hattet 
'  dies  *  ist,  gescheht  -dnreli'  einen  .ansser  än  nnd>  ansser  seinem 
Willen-  liegtonden  Umstsnd.  Seinem  Willen  kann  also  dieser 
Erfolg-  nldbt  sttgeredmet  werden.  Es  kam  ihm  mithin '  andi 
niefat  die  Xhat  zugerechnet  werden,  söwät  dieser.  Erfolg* 
ihr.'  gehört  Es  ist  folglich  .anch  ior  ihn  gw  kein  Thatbestaad 
emes  'Vevbrecbens  Yorhandeh,  das  ihin  'xngereehnet-  werdeii 
kfinnle.;  denn  zugerechnet  kann  ein  Verbrechen  nur  dand  un^ 
m.  sofern  werden-,.' wenn  und  ab.  die  sümmtlichen  Momente»' 
4ie  den '  Thatbesland  desselben'  bilden,'  in  :idem  Willen  t  des 
Xhäters  lagen.  Es  liegt  denmiudi  .in  Beiiehnng  änf  den*  ge- 
woHtei»,  aber  nicbt  herbeigeführten  Erfolg  nnr  Versnch  (s* 
unten       63  i)  vor,  und.  es  kanü.in  Betreff  des  kerbeige-' 
fiihrten,  aber  nicht  gewollten  Erfolges  strafbare  Fähtllissigkeit 
Torliegen,  wenn  •  deren  Voraussetzungen  nach*  allgemeinen' 
Grandsätzen  (ont.  $.  59)  vorhanden  sind.  Durch  die  Bestrafung 
jenes  Versnclies.  wird,  auch  .dem  allgemeinen. Rechtsbowusst- 
sfiin  gegenüber, 'denk  Rechte  voUkommmi  genng*  gethan.— 
Wie  in  die  Deutschen,  so  sind  die  gawöhnlidien  gemeihrecht«' 
liehen  Ansichten  in  der  Lehre  Yom  irrtfanme-anch  lum^grossen. 
Tbeil  in  »die  Schweizerischen  .  St  G«.  Bücher:  übergegangen«. 
I.  Bezüglich  des  facüschen  Irrthums  haben  Vorschrifhm  nur 
^e  folgenden  Vier:  Aargan')  und  St  Gallen  *).l>estimmen, 
dass  Straflosigkeit  eintreten;  solle,  wßiin.i»ein  unüberwindlicher 
Irrtbum  untttianfen' ist,  tmd' ohne  Dazwischenknnft  desselben 
der  Tbäter  auf  unerlaubte  Art  gehandelt  haben  wurde  Das» 
selbe  Verordnet  Tessin^j,  ohne  den  Zusatz,  dass  der  Irrthnm 
unüberwindlich  (also  unverschuldet)  sein  müsse,  aber  mit 
dem  (sich  von  selbst  verstehenden)  Zusätze, -dass  wenn  der 

des  Prenss.  St.  G.  B.  Entn.  f.  1843,  Bd.  i.  ö.  S3  £.;  der- 
selbe, Lchrb.  des  Preius*  Stralr.  §.  40. 

1)  L.  18.  g.  3.  de  injor. 

2)  St  6.  B.  §.  5. 

3)  St.  G.  B.  Art.  9. 

.4)  St.  G.  B,  Art.  4.  ... 
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IrrUntm-  einen  enehwerenden  Umstand  io'  dner  Person .  oder 
TbaUache  betreffe,  dieser  nicht  zugerechnet  werden,  solle. 
L  u  z  e  r  n^)  schreibt  Tor ,  Irrlhnm  oder  -  Unwissenheit  in  Ai»> 
aehung  von  Thatsachen  mache  straflos,  lasse  Aer  die  Zu- 
recbnang  zur  Fahrlässigkeit  zu.  wenn  die  Handlung  mit  Vei^ 
nachlassiguog  der.  schnldigea  Voraidift  und  möglichen  Belehrung 
nnteruornmen.iroFiai  ad.-.  H.  Ueber  den  RecblmtlinmapB»» 
oben  nur  folgende:  Lviern*],  Thurgau  'J,  Schaffhanaen:^, 
.  Baael*),  Aargau*),  St  Gallen')«  bestimnen  enfiicb,  daaa 
^  llnkmide  des  Ctoielsei  die  ZaNefanung  niebt  anaacUiease. 
•St  -CbUeii.  jedoch  mit  AwiiabM.  der  Poliniiibertietii»- 
•gen.  Zürich*)  .dagegen  yerordnel  fiditiger,  daaa  straflos 
seien  diejenigen  Personen,  »die  in  uniäervindiicher  schuld-  - 
loser  Unwissenheit  die  Ton  ihnen  ausgeführten  rechtswtdit- 
gen  Handlungen  nach  den  bürgerlichen  Gesellen  für  er- 
laubt gehalten  hatten^.  *—  Ueb^  den  Rechtswahnwits  eni- 
•hallen^ansaefdeitt  besonder«  Vorschrift.noch:'  Lniernf)  und 
Tlinrgan.^)  übeveiBalhnniend  dahm,  dasa  die  Zureefanonf 
nicht  aufgehoben  werde,  »durch  die  Meinung,  dasjenige^  was 
die  Geaelfe  •.antec.Strde  Terinelen,  aei.nMli  dan^  ^Gewiaaen 
oder  nach  der  Religion«  .odar  nach  ider  BeachaüiBnheit  des  End^ 
Zweckes  oder.  Beweggmndea  erlanbt^. .  HL  Ueber.  dia-Abci^ 
ration  enfhiat  euie  geradem  .anadrttcklidie.  Vorsohiift  nnr 
Granbänden :  >> Hat.dec  Edrfolg  euMr  Torsätsliclien  Hand- 
lung durch.  Inctfinni,  Verwedisehuig' oder  Enfill  .eine,\andere 
Person,  oder  Sache  getroffen,  ab  worauf  .db.Abiidrt  des  Han- 
delnden, garichtet  war,  so  wird  ihm  ^.That.nnt  den.wiiUicb 
eingelietenan. Erfolge  in  soweit  zum.  Vorsatze  gerechnet,. da 
^  YerschicdeiAeit  der. Terlelzlen  Person  .oder. Sache. .Ton 
denjenigen,  auf  welche  die  Abriebt  das  Handelnden  gerichtet 

1)  St.  G.  B.  §  63. 

2)  St.  G.  R.  §.63. 

3)  St.  G.  B.  §.  24. 

4)  .St.G.  B.  f.  i.  ' 

5)  St.'6.  at,4. 

«)  St.  G.  B.  §.  6.  '  . 

7)  St.  G.  B.  Art.  17  «nd^QM^B.  fiir  Fet  ¥.  2t 

8)  St.  G.  B.  §.63.         .*       .         '    •  '  . 

9)  St.  G.  B.  6.  64.  . 
•  40)  iSt.  O.  B.  f.  91« 

11)  St»  6.  B.    3i,  .1  
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.äkmentSam  »gm»  &tmm  «oK  btauiA  «Im  {mmh  dir 
■«hfiB  fiiiiwiffwiw  iiiiiiii)  ftmollimDg  ronn  IMos  stattfiate. 
Mr  &  laMHiAoii  ittfhM  (iäbir  OegeastMd  «dvirti. 
^eodttt)  €L  IfifllHr  fette«,  dagege»  dbeii  coMdieiteii 
iMügHi  GmoMln»  NnMOlliib  fl«dl>ftRAftrg»ii,  r*s»hi 
«4  Si.  tdall0»r  ilei  MtMNn  im  «e  Vmdifift  (obvi.), 
JMnbi  Mn»  ioiBi«nr  fafscMüge»,  wo  TklHer  «Ime 
ikm  tsC  <iiMito  in«  gehanM  fatbe»  würde,  «Im  md^t ,  wem 
dir  Mhmhh  htnk^wmedmibtkMMh».  Bfai«iirtilew 

lü  MB  «BnedliigiB  W  dir  Abemti«»  in»  eagcreD  Sboe  d«r 
MI,  dagegen  Iwgt  M  dlewr  dnnlani  kdn  biAnm  vqr 

z  n  i;  «  i  j. 

übler  2mM  iliarlMiipt  pflegt  mm  m  ^mttahtm  ein  Eri> 
«IgniM,  tafen  ÜMche.  imä  Zimck  der  Menech  niiU  dnmi. 
«ehe»  umoagi  Kr  das.Sirafireehl»  winn  «e.  lick  nm.  die  Zur 
Mfenasg,  al^  m  den  WHIen  iMidell,  nnai  er  ein»  «ndeve 
Bedratung  hnben^  Br  iil  iiinr  jeden  Nntai«ereig«ifs,  dB  nidt 
«mdeiinWiliei»dfl«TliiHenfterwMgegiiiigenist.  Kewinlinin 
lelio  ftnwr  vir  hafeigein«i!.lii  Min  dimbNaInnMfta»  din 
fliehi  dnieii  den.  WiHn  denf  ittifeflnin  nu^eit  geseM  wann. 
«kicbgiOiig  in  d«bei^  di  db  in  liiKt^M  g«iMte  Em» 
die  den  XhiUen  odnr  fimndn,  nnd  ine  MUm  Hie,  ok  ein 

•Tnilnehnn,.  ni  deren  XimttiflBbBnde-  ein  iMellnnrter  wttkß^ 
nhnrieeber  EMig  geldri,  nk  dlner  BHbIg  cngeMen  ibt  d». 
4inMl^  d«e  die  IteaiMfln  aohnn  dieXli^ 

in  Bewegang  seilten,  oder  dednrch,  d«8s  sie  erst  den  EHbig 
sclbet  «ns  der  «n  sicii  gewoUlen  Hendlang  des  iWas»  IffMr 


1)  Yergl.  s.  B«  St.  G.  B.     Graohünden,  I.  i9A.  War  «inen 
%»iegel  VAU  90  Fl.  Werth  zerstören  wiU,  «pd  dnrcb  Aber- 
ration einen  von  500  Fl.  Werth  trifft,  könnia  nnt  aacl^Maai 
gäbe  des  Werths  T*a  3«  FJL  bettaafti  weivlen. 

2)  Das«  man,  bei  der  Redaction,  nach  der  gevc^hiiliabaa  Ansicht, 
an  einen  Irrtbum  hier  gedacht  hat,  magsain,  dadvatKÜMan 
aber  dia  uswaidaatigen  Warta  im  Sinaa^danGeaalMi  Mna 
andere  BadanUmg  arbailan. 
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fükrten  in  allen  FäH^  hat  die  Ueberiretwng  des  Straf.T 
gesetze9  obnfl  den  WUIem  des  TlüiLcrs  sUUgefvadeQ;  üie  kaoii 
dieaem  also  nicbt  zugerecbufit  werden.  In  wie  fern  positrra 
(Seaelse  beiüglicb  der  jPahriäasigkeit  AusoalimeB  auisLeilen» 
gekört  in  die  Lehre  von  der  Calpa  (not).  Die  aafgestellteii 
Gnindsätzfi  köoneQ  von  dem  positiven  Gesetze  nicht  ¥er^ 
kagnet  werden.  Die  neueren  SL  G.  Bücher  haben  es  daher 
«nch  nnr  selten  für  nöthig  erachtet»  des  ZuCalls  aosdrücldkii 
n  erwähnnn.  Wo  diea  geschieht,  liegt  eine  Art  von  Tavto«* 
logia  darin,  nämlich  dorch  die  ausserdem  aufgestellte  Vor-^ 
sehiift,  daifi  zur  Stra£faeilLeil  einer  Handlung  Vorsatz  oder 
Fahrlässigkeit  geboret.  Vao  den  Schweizerischen  8l  G. 
Böekem  erwähnen  des  Znfiills  ansdnicklich  nnr  Aargau'), 
St  ClalLen Schafl^Asnn'*):  ))Wenn  der  üble  Erfolg  einer 
ÜMidiwg^  (oder  ,>die  Aeebtsverietznng^^}  in  einem  bhaasea 
ftMia  acHiea  Grund  habe,  so  finde  keine  SjLraie  statt. 

fr 

JNe  käkn  fymtimtUlMhi  P»rtdi  stellte  4«r,  in 
Mmadk  mä  ßmmmM  Am  x«  flbtm  Varbmiitn  gp»t 
"wndmt  ämt^  {dijuvchi  «iii  4«reli  ^t^Mmk^ 
(psjTiiMikigisGhe)  QMit  (fk  «Malm  Mmh 
jna«  d«nk  d|«A«inMid«ag  phjraiMhi»  Utflt»  v^daafiM 
ftoMtstt«  tedk  «Ina»  4innlt  dit  liloHft  ABdrote^g  Ai^* 
fite  IUnI,  Mda  «  ifttter«  IWWI  M«MiMi  (d« 
»flaaUdttiS  sagu  aaa  auli  Mi  «rtm  Wie)  aiiigifcpfcML 
Aia  Vnndiügkail  te»  kulitii  Omll  M  * 
^■■iiiiiH  iriimftgftittaplTdhiiiiiiadingti»HiNftflft(^^ 
im  Yanaiien  ja  eüar  ariche»  AiwwBdttng).  Illwek  ISmH 
kaan  dar  Maaacit  mr  n  onnW  Art  w  tmtm  VfiribrachM 

0  Der  7Sger  drückt  in  Fi>1ge  etnM  piötElieben  Krampfes  in  der 

Wtlid  <MtBowrihfi  BBiBlIfclhili  aliMd  ^«Wsiil  üaH  jm  Ikm 

Stehenden     er  drieht  eh  and  schient  mit  Bewnsstitia  aad 
•  Vnrsati,  dwcfik  ^ato  Dvüften  iter.»  ode«  4itrch  einen  F»U» 

StgJper»  a.  >.  w*  ww4  Jc^aad  üü  ihfcdwitorfder  Kigrl  gt- 

wnrfeo  nod  f^taoffea« 
2)  St.  G.  B.  s.  4. 

4)  Sl.  6.  B.  f  .  2. 
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nUor'  seiMB  V^ikm  'gaoöthigt,  gezwuDgei|.  woAlen:  .iadw 
gflipe  physitohen  KrÜAe  vnantteObar  dardr  die  physischen 
KcSfie  euies  Anderen  rar  Ansfälmuig  der  ^  an  sidi  — r  Ter- 
brecheviMliMi  Handliing'  bmmogen  werden.  Dnreli  dkr  8.  g. 
psychiselie  Gewalt  /wird  aber  niemab  die  innere  Freihat  d«| 
Meeschen  anfgehoben.  Die  Sache  yerfaäk  sieb  hier  yiehn^ 
80 :  Aenssere  Eindrücke  bringen  in  dem  Menschen  die  Vo»t 
steUnng  der  Nothwendigkeit  einer  Yorranehmenden  Handhing 
berror,  nnd,  nur  dieser  VorsteUnng.  nachgebend,  bestunnt  er 
sieh  zi|  der  Handlang.  Er  handelt  also  eben^mitTÖllig  freiem 
Wlien,-  wie  übeibaupt  der  Wille  durch  blosse-  anssere  EiiH 
Mcke  auf  das  VorsteUnngswmögen  nie  unfrei  werden  kann. 
An  einen  Zwang  (also  an  eine  Gewalt)  kann  man  dabei  aller- 
dings denken,  aber  nnr  an- einen  sitthchen»  reehtlichen  Zwang. 
Trotz-  des  so  klar  Torfiegenden  Unterschiedes  zwischen  der 
physischen  nnd  psychischen  Gewalt  werden  beide  yon  der  Cre- 
meinrechtlichen  Doctrin  nocb  jetzt  nicht  immer  genau  Ton 
einander  geschieden Ebenso  nicht  immer .  in  den  neueren 
St.  G.  Büchern.  Auch  nicht  Ton  allen  Schweizerischen.  — 
Die  physische  —  äussere  Gewalt  nun,  indem  sie  den  Wiltei 
nicht  trifft,  kann  nrithtn  als  Grund  der  Aufhebung  der  Za- 
reohnung  nur  gelten,  wenn  sie  die  physischen  Kräfte  des  Be^ 
swungenen  so  Tollständig  überwunden  hatte,-  dass  die  dadurch 
bewirkte  That  des  Letztoren  eben  nur  seine»  ohne  seinen 
Wülen  geschehene  That,  also  nicht  seine  Handlung  (ihm  nicht 
einmal  zue  That  zuzuredinen)  war.  Der  Bezwungene  -mnsa 
also  ab  wiilensoses  Werkzeug  in  den  Händen  des  Zwingenden 
die  That  yerübt  haben.  Eine  solche  nnüberwindlicbe  Ge- 
waltkann übrigens,  was  für  die  Zurechnung  gleichgültig  Uaibt, 
time  fremden  menschlichen  (vis  ablativa  i.  e.  S.)  oder  von  an^ 
deren  Naturkräfüen  (vis  major  näturae)*  ausgeben  *).  Von  dem 
Zufall  unterscheidet  sie  in  bmden  Fällen  sich  dadurch,  dass 
bei  Gewalt  eben  ein  Ringen  der  Kr)iflte  des  Zwingenden  mit 
denen  des  Beswnngeneni  und  die  endlkhe  Ueberwindni^  der 

t  1)  Z.  B.  noch  bei  Salchow,  Lehrb.  des  Peinl.  R.  §.  77;  Bauer, 
Lehrb.  g.  121;  theilweise  auch  bisher  bei  Heffter,  Lehrb. 
S.  57 ;  in  der  neuesten  (5.)  Auflage  hat  er  jedoch  das  Richtige 
angestellt*  .     •  • 

2)  Aneh  die  Untericbeidong  zwiachan  oigaai»€hen>imd  mschawi* 
sehen  Kräften  ist  gleichgaitig. 
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ktoiowii  ▼ortfdfn  ist,  wogegen  der  %fall  ohne  solches 
Bngen  mktf)«  — rflltsf  in^  einem  .  St.  G.  Bache  die  nnüber- 
windliche  äussere  G«wilt,.als  eines  Grundes  der  Aufhebung 
der  Zoreehnang'.),  keiner  besonderen  Erwähnnng  bedarf, 
leuchtet  ein«  Von  äm  JSeIfweiz.  St.  G.  B.  erwähnt  ihrer  — 
^But  Recht  — ( dit  Bnndesstrafr.  gar  nicht.  Ansdrücklidi  fiil^feK 
sie  dagegen  di 'SoltlMi  Grand  auf,  und  zwar  besonders  ndbin 
der  psjcfaisoheB  Gemks  St  Gellen^),  BaseH),  Schaff'* 
karnsen'),  Thargan*),  Grauhünden').  Ohne  solche  ün^ 
lerscheiduDg,  iidräi'  aici  Biir  iÜMriiaB|it  Ton  einer  ^unwideiw 
^eUichen  Gewallt,  oder  elneBi  )>iinwidentelilidMD  Zwange^ 
epredienr  Aarga»^),  Xemn^j,  Zilrieli**),  Lmers'^), 
Wfiadt"),  Freibargi*).  Es  gelten  lOianll  die  —  erwähn-  . 
ten* »  GeniiuiwhtliclMa  GranMtze.' 

Brobftiiff. 

Bei  der  äusseren  körperlichen  Gewalt  Irilt  Aufljebunfr  der 
Zurechnung  darufn  ein,  weil  die  dadurch  bewirkte  Thal  gar 
nicht  aus  dem  Willen  des  Thaters  hervorgegangen  war.  An- 
ders bei  der  s.  g.  psychischen  oder  psychologischen  Gewalt. 
Der  Mensch  hat  hier  mit  Willen  gehandelt.  Dieser  Wille 
ist  auch  unmittelbar  lediglich  durch  Vorstellungen  seines  eige- 
nen Inneren  bestimmt  worden.  Aber  diese  Vorstellungen 
waren  durch  äussere  Eindrücke  geweckt,  und  zwar  in  einer 


i)  Man  (ini(  rsclieidct  gewöhnlich  anders:  die  Gewalt  soll  immer 
die  Tbatit^Keit  des  Thäters  (Bezwungenen),  der  Zufall  nur 
'tkitf^ä  Folgen  freffea«  • 

8)  Aii%efilbrt  wird  sie  alasoldur  imiUSagu  IL«  naauttdieh:  L 13; 
§.  7.  I.  39.  pr.  ad  1.  Jol.  dp  ML 

3)  St.  G.  B.  Art.  11. 

4)  St.  G.  B.  §.2. 

5)  St.  G.  B.  §.  3. 

C)  Sti  G.  B.-  f .  2&  i 
-  7)  St.  G.  B.  f.  45.. 

8)  St.  G.  B.  §.  5. 

9)  St.  G.  B.  Art.  3. 
.iO)  St.  G.  B.  5.  63. 

Hy  St.  G.  B.  9.  66. .        .  :      .   .  :     .  . 

S/kJ^.lSi.rM%».iAju,i  ':'  '  .  ...I 

13)  St.  G.  fi.  Art.  61.  .1  .  •  • 


« 
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Weise,  ihn  sift  dBe  That  tk  mm%  — thpiaüga  dasileiheii. 
Ana  dem  Gesagten  ergibt  sich,  iu»  mi  mtnm  htt  der  psj^« 
obologisoliea  fiemU  istlM  Avadbnmg  stettloitelcami?  Blea 
doffw  nicht,  lanl  di»  Uli  tieh  iii  cm«  noÜnMndige  dtt 
Uebmeagnng  dts  TblteBi  dcnrtelle,  waMm  ucht  ah  dii  ll»r 
Beoht»  aoadem  ab  m  IHbs  «bar»  indem  die  Tbaiaa' 

mk  aia  Uapaobt  mar»  bMiafta  m»  dadmh  gescbelte,  daaa 
illr  all  grtaraa  Uoreeht  antgegenttaad,  walebea  doräli  all 
fmfcUart  werdea  soHle,  ao  daaa  der  Tbäter  dnrob  aaaaa 
8alba<bartmMMmg  am  dar  daa  gerißgere  Uambi  büdaadaa 
Timm  eiMr  aitdfebm  md  raaMiob«i  ¥ttkM  (ob.  l».a.fi.) 
g^arobla«  mul  dieie  Tbat  dadoiab m  ainar «tttlkii  ii«dxart|>r 
liab  «albwendigea  vacbto.  -««r  Senaeb  bMliarnnen  «icb  aoA 
die  GnmdaSiUe  über  dia  AvabaMig  (via  eoaipiihm^  ^ 
Orottd  der  Anfbebmig  der  Zmrechniiiig.  Drohung  ist  die  An- 
kondigang  einea  Uebek.  Sie  BMiaa  ^  kaaii  ab^  auch  nnr 
dann  —  die  Zurechnung  aaaaddiaaaen,  venn  der  Drohende 
4ia  an.  fiab  MSbm  Ibat  iialer  Aadrohaiig  soldwr  Qebel 
anwoiiieQ  b^»  darcoa  Znföguiig  nnd  oilbiii  «och  Grlaldnof 
aiab  dam  Tbätcr  ak  ein  grikaarta  Voredbfr  daralaUeii  mumHif 
ala  dia  Terkngt/o  Xbat*  Wann  diea  der  Fall  3el,  kann  nnr 
paeb  den  knoknatan  UmsUnden  jedea  einaelnen  Vallea  bamv 
tjkaiU  Warden»  AI»  all^ienieui  nalbirandig  ergibt  sich,  daaa 
daa  angedrobele  V^M  ala  ein  nnrechtnouissiges  nnd  ala  «in 
nolbwendiiBea.  aicbt  an  Teraueidciideaattarkaiuit  wordan  niiifitfL 
worana  aber  nicht  folgt,  dasa  es  andi  objecliT  ungerecht  nnd 
nnTermeidlich,  noch  weniger,  das«  es  ein  g^^wiirtigea  aam 
]nff^8|^^  AoiDhiHnidaerfi^rdarlicih«  daaaa«9c^^ 
flttässe  betroffen  haben«  Die  Pflicht»  m  An4aian  ein  vaga- 
ncfatea  Uabal  abauwandaa,  iat  an  aiclb  aittM  keine  mingare» 
ala  die  der  Selbaterhaltnng;  ndlhin  iat  ancb  die  Veileliong 
der  einen  wie  der  anderen  Pflicht  em  gleidigfonieaUni^bt. 
Die  Lehre  Ton  der  Aafbebang  der  Zorecbnnng  dn|wb,  Dro- 
hung ist  im  Garnen  von  der  GemeinrechlJnban.  Pnatini  Mi- 
erkannt^).  Im  Einielnen  geht  diese  aber.  aMbidhab  «nabH 


i)  Auch  auf  Grund  positiver  Rechtsquellen  :  1.  X  ^  j.  1.  |.  1.  4. 
5.  45.  9.  4.  ad  1.  Aquil.  1.  1.  §.  27.  de  vi.  L  i.  C  oadc  vi,  c. 
iS.  X  de  hoaiie.  iSum  inicmaaaie  FaiaAiidaBa  c.  in  aMiaeak 
AnhiT  I»  SM. 
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ander.  So  fordert  namentlich  die  gewöhnliche  Meinung  eine 
Drohung  1.  mit  gegenwärtiger  Gefahr,  2.  für  den  GenÖthiglen 
selbst  und  3.  für  Leib  und  Leben  desselben Diese  gewöhn- 
liche Ansicht  ist  Tieif^ch  fn  die  Deutschen  St.  G.  Bücher  ober- 
begangen.  Auch  in  mehrere  Schwerzerische.  Von  diesen  ent- 
hält —  auch  hier  mit  Recht  —  das  ßandesstrafrecht  über 
Drohang^  nichts.  Ueherhanpt  nur  yon  einer  unwiderstehlichen 
^jiewalt  oder  einem  unwiderstehlichen  Zwange,  worunter  äii^ 
9tTe  körperliche  Gewalt  und  Drohung  zu  begreifen  sind, 
afMreehen  Aargau,  Tessin,  Knncb,  Ltizem,  Wnadt,  Freibnr^ 
ii.  d;  T.  §,]*).  Dagegen  fordern  Basel*'),.  SehafAansen^), 
'Thnpfatr'^  und  Graubnnden')  Drohung  mit  einer  osabwend- 
baren  gegenwartigeo ^  Schaffhausen  auch  noch:  bedeutenden, 
Bnel'!  imabwendbaren  und  bedeutenden  Gefahr,  Thnrgaa  tft*- 
feneif :  for  Laib  oder  Leben,  Graubunden:  fbr  £eib  oder 
licioi  des  TbIKer»  oder  drttler  Personen,  SchaffhanseQ:  W(t 
te-  Uien  oder  die  Person,  Basel':  für  das  Iiebei»  (wus  gar 
Jkcftieii  0faiii  liit*  ^nn  eine  nnsiiwendl^nre  IlM^br  ftr  dis 
KcibcB  isBB  keHie  imft^dMeiide  Ceftfar  sein}.  St  fSäffen^ 
eftM  fcolrang  der  Art,  data  ans  der  Unterlassung  (der  Hao^ 
oin  inremieMHches  Uebel  entsprangen  uttee»  ditt'grösselr 
oiNP  doeb  so  gross  ist,  alt  die  geMlittäw  9brafe  der  ÜiDdu 
lottg^ji  9er  Terstüid^»  lÜclMer  wivd  amdk  nscft  Cfo- 
•MlfleB  fibefsff  die  ifchttgen  Qnmdsltie  mir  ^flnrendnng  am 
bringen  TetarilgeB« 


S)        Ftfverbaebf.  M  «ad  Mittermaiev  dat. 
91  Fyeihorfn  aad  WMdl  <Art.  8S)  baslinaNia  aocb  MMdftfoMMb 
da^s  DrfiMiigen,  wenn  siQ  t im»  gevt dHaa  Schrvcben  maaii- 

flössen  geeignet  waren,  nacb  Ma£sg«be  d«r  Umstände  die 
Sirafe  gao^  ausjicbUessen^  iu  der  Rej^el  aber  wr  milderu 
sollen.  Die  richtigen  Grandsätze  sind  auch  dadorch  aner- 
kannt. 

3)  St.  6.  B.,  I.  9. 

*)  St.  G.  B.  g.  3. 

5)  St.  G.  B.  §.  45. 

6)  St.  G.      §.  25. 

ry  St  C.  B.  Art.  12,  • 

I)  ladbcf 4;t  ikf  hier  da«  Richtige  gtirolTen«.  iß  fßfym  d^e  3tnife 
itait  d«^  Seigere  der  'Tetilhrcch^9l«9  9^jPP|P&  V|  V^bill-  , 
AiSS  steht;  ' 
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§.  49. 
Nothwehr. 

■ 

.  Ejme  fWfite  Art  der  s.  g.  psychischea  .Gewalt  (eines  silf- 
lichei)  Zwanget)  Hegt  bei  der  JNothwebr  vor.  Drohung  wSi 
JNo^webf  haben  mit  einaqder  gemein,  dass  eine  an  sich  straf-- 
]>arf  Hapdliing  yerüht  ist,  .und  dass  der  Thäler  sie  verübt 
hat,  .um.  dadurch  ein- ihm  angedrohtes  Uebel  abzuwenden^ 
Sie  unterscheiden  sich. aber  dadurch,  das  der  Thäter  bei  der 
Prohnng  die  Ton  dem  Droheaden  geforderte  strafbare  Hand- 
lung begeht,  also.,  dem  Drohenden  nachgibt,  bei  der  JVoth^ 
webr  di^cgen  eine  andere  (an  sieb)  strafbare  Handlung  Ter- 
übt,  um  dem  Drohenden  nicht  nachzugeben').  Der  recht- 
liche Grund  der  Aufbebung  der  Zurechnung  ist  danach  der- 
selbe bei  der  Nolhwebr  wie  bei  der  Drohung.  Notbwebr  ist 
demnach :  die  Abwehr  eines  angcdrohlen  Unrechts  durch  eine 
Handlung,  die  zwar  an  sich  strafbar  ist,  aber  weil  zu  solcher 
Abwehr  nothwendig,  ein  Recht  wird.  Die  Erfordernisse  sii|dt 
auch  Gemeinrechtlich*),  danach:  1.  Es  niuss  eine  Drohung 
Vorliegen,  gleichviel  ob  durch  eine  bereits  aDgefangen«!  Xha^ 
^der  hlos  durch  Worte 2.  Das  angedrohte  Uebel  muss  ein 
.lugerechtes  sein,  wenigstens  von  dem.  Bedroheten  dafür  err 
kannt.  werden.  Unrichtig  ist,  die  häufig  von  der  Doctrin  auf- 
|;estcllte  Forderung,  dass  es  auch  von  dem  Bedrohcten  nicht 
yerschuldet  sein  müsse  ^).  Ein  Unrecht  wird  auch  durch  die 
Provocation  desselben  nicht  zu  einem  Rechte.  3.  Welcher 
Art  es  im  Ucbrigen  sei,  ist  gleichgültig,  und  unrichtig  ist  das 
gewöhnliche  Verlangen  der  Gemeinr.  Doctrin ,  dass  es  in  einem 
•gewaltthätigen  Angriffe  bestehen  müsse.  4.  Auch  die  Person, 
von  der  die  Drohung  ausgeht,  ist  gleichgültig,  daher  findet 
auch  gegen  ungerechte  Massregeln  der  öifentUchen  Gewalt 


1)  Aach  bei  d^  Nothwehr  kann  der  Drohende  Begehung  einer 
an  ri«A  verbreeherischeii  Handlang  gefordert  haben. 

2)  P.  G.  O.  Art.  140. 

3)  Dass  ein  bereits  in  Thätlichkeiten  ausg^ehi  ochener  Angriff 
vorliege,  kann  nicht  gefordert  werden;  eiu  Thor  wartet  mit 
der  Vertheidigung ,  bis  das  Gewehr  auf  ihn  abgedrückt,  oder 
mft  dem  Säbel  auf  ihn  losgeschlagen  wird.  Das' sagt  «ach  die 
P.  6.  O.  Art.  140. 

4)  Mach  1. 1  G.  und«  vi  and  P.  6.  O.  Art.:  »wer  überkofft*. 
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NMnröhr'siitt').  6.  Ferner  Ist  g  wekibe 
l^jodroliet  wird, «ob  ^bo  dK^'NodiwUAr  iar  eignen  odei^  Am 
Anderen  Verllieidigung  ausgeübt  wiirde.  6.  Did  äfefw^iurendd 
Wndlang  des  BedrölMten  mm»  die  Vertkeidigung  gegen  de»' 
ßebel  mni  ZweelEe  luibeni  Sie  darf  deber  moht  kinier  eineiA 
bereiäi  zugefügten  Uebel'.fcielicomnien,  das  wHre  nielil  tfebr 
YcMeHligmig,  sondern  SeAeOMilfe  oder  Selfcelrtfoh«.  7.  Sie 
Bftt»  rar  Verllieidigung  gegen  da«  Uebel  no<hWi»ndig  ge-^ 
iraien:smi  (daran  Nothwdnr,  abgenöthigte  Abwebr).  Hiep^ 
bei  werden  gewdbnficb  drei  besondere  ErfordernM  änf- 
gesteOt:  tf«  Es  niiiseeine  gegenwirCige  CMdnrTorlieg^en'). 
Anob  «ine  vifebt  gegenlrürlige  GeMr,  irenn  sie  nnr  gewiss 
antreten  wird,  kann  .mÖglicbenreiBe  iiur  ^dnreb  eine  air 
aidi  stntfbare  Handhing  abinwebren  sein ; 'es  wSre.ptinniilos» 
dann^keine  Nolbwebr  annebmen  in*  w6lleki.  b«  Es  müsse  eine 
Mi%e:Hnlle  des  Staats  ab  Abwebrmiliel  nksbt  rni  Geboib 
gbstanden*  bdpen.'^Die»  ist  Jndess  nnr  keinJ^esondereA  Er- 
forderbiss :  war  lÜlfe  des  Staates  oder  irgend  eine  knderer 
Hfilfe  mi^^ieb  nnd  dem  Bedrobelen  bekannt,  so  war  efan» 
senie  Abwebr  keine  nötbige,  also  keitae  Notbwebr.  cEs  niisser 
ni^-mögliob  gewesen  sein*,  dem  ■  angeirobeten  Uebel'dnrok 
eine  -nnsdiimpfliGbe  Fbicbt  zn  entgeben  *).  Dmt'  Erfordernis^ 
will  das  GefiUil  für  Ebre  als  strafbar  erklären.  S,  Die  abweb- 
rende  Handbmg  mnss  zwar  eine  an  sieb  strafbare  sein :  nnr 
dadnieb«  stellt  sieb  die  Notbwebr  als  Gmnd  der  Anfiiebnng 
der  'Znreebnnng  dar.  9.  Dagegen  mnss  das  in  ibr*aii  sieb 
liegende  Unrecbt  zu  dem  abznwefarenden  Unrecbt  in  üinem 
solcben  Verbältnisse  steben,  dass.  es  als  m  Recbt  zn  .der  Ver- 
nicbtnng  des  letzteren  yon  dem  AbwjBhrenden  betrachtet  wer- 
den .mnss.  Wann  dies  der- Fall,  ist  qoaestio  fiictL  .Mit  Un- 
redit  wird  die  Notbwebr  bänfig  ansgescblossen  zur.  Yertbei* 
dignng  der  Ebre  *).  Mit  Unreäl  wkd  8ie>  andererseitt  be- 

1)  Schon  angenommen  von  Leyser,  Med.  Med.  sp.  590.  Med.  9. 
Böhmer  ad  Garp^ov.  qu.  35.  Obs.  8. 
'  2)  Selbst  noch  fordert  dfts  Berner,  dteNoUiwehrtheorie,ini  Ax^b* 
des  Gr.  R.  f.  1849,  S.  558  ti  Man  beruft  sich  auf  1. 1.  C.  quando 

*  sie*  und  P.  G.  O.  Art.  140  :  „ überlauflt ,  anficht  oder  schlecht". 
"3)  Nach  P,  (i.  O.  Art.  140.    Besonders  Köstlin,  Rev.  S.  715, 

728,  gefällt  sich  in  Vertheidigung  dieses  Satics. 

•  4)  Weil  die  P.  G.  O.  Art.  140  j,der  Ehre  nur  in  dem  Zusammen- 

hange erwSfane,  dass  dem  aaf  andere  Art  widerrechdteh  An« 


ViMÜ  der  Salt  «HgMi«  «Ujiwtollt.»  dM  V««^ 
tMdiiwf  ^  ^  V«nüSgw  niobl  Int  «iik»  Udl^ 

ij^iirlds  HM<iW|r mA  l^irtlgMÜ»  ifit  UMMftCMttl 
■n  ^^MMkk»  ne  teffes»  fiiuMr  «im  nüraMMm,'  ywJt  i 
lUHilpe,  «Nl€ii|^iiu^|itfrMiD*).  11*  fiodHdh  awaie  Andknt 
«Mh  k  Ante  ff^IrlgMige        mmk  ikhr  Amoht  Hwi^ 

iift  BlL>s«8i  der  dWoAmlr  der  k  solrdU  ^  «  «m** 
ImMm  Iii,  «dir  aterfwuhtüduttgoHcliMrtig  «ileilia^l»  woM 
jedM  ucb  «inl»eiirillidet  Ainiinie  der  GamibMchiicheii 
Bewirk  4er  feks  «dtrok  fleüirMg,  JPttrdil,  «de»  a«iife» 
AAck  Melgefikk  IBamem  Uut  wMtk»  ^eito:htei  «iff< 
«Infoid  eoBBt  jer  ASmI  irar  als  MildentogtgmBd  crscbeiiieii 
kkBle^  ^  nk  HeirtMiieii  St  BüdwT  kibeadkNotbwokr 
ki  ChuMta  kl  «GettciiireclillklMli  Skue  iMi%iki8l,  meist  aber 
atack  mk  mmdieil  «rififaMeii  krIkMMr  der  Doctrk^ 
Vm  4kMii  kkttMi  iiabeB  iich  da^il^  tneiMMillmb  M  f»* 

Tll  1  II  Uli  lltl 

gq^Hftenen,  iSinrM  et  mMM  SUCtd,  «litte  QewaRMii»- 
Hiwiy  ^er  dmlModen  «ewMt  M-efttgAem^  emmtfen  wttieir 

4ech  4ie  Flacht  nur  da  bot  Pflicht  gMMickt  werde ,  wo  «i« 
unbeschadet  der  £lire  bewerketieUi|(t  verdee.  käiuie' ;  liax«' 

zoll,  Cr.  R.  §.  24. 

1)  Die  P.  G.  0.  Art.  1.50  erMärt  für  strafbar:  „so  eyner  zu  retr- 
tuD^  eynes  andern  ieibj  leben  oder  gut  jemandt  er$chlecht\ 
Dke  not  ir«mi  Rinflie  ventdieii  zu  weUen ,  ist  iiHUkM^. 

9)  Se  iMÜitfttflidi  f'ev^r^ecl^,  LdirK  97»  Ab  egg,  Ldhdk 
|.!Mr8«Mi&e«fiiiilk  1.36» 

3)  Die  AnfiileUiuig  dieier  Bedingeng  ebne  diesen  Zasets  ist 

prinziplös. 

4)  Dieses  Erforderniss  if t  hcin  Ei  forderniss  der  Nolhwehr  selbst, 
sondern  uur  des  Fortganges  der  Handlung,  bei  an  sich  be- 
gründeter Nothwehr,  und  unterscheidet  sich  dadurch  von  dem 
Edbrdemiss  sat.  Eine  andere  AuffiMNnog  s»  bei  Feuer« 
baeb,  Lebib.  «•  38; 

5)  .Ueber  die  Auffassung  der  Kotbwebr  in  der  I)«atseb.  frax«  i» 
mcm  Archiv  I,  S«  lid 
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iillTr  ÜT  flfftoiawiiinfcm  fift  M  Wmhvi  tat  «lg«Mi» 
|M«i  ^  G«IU« !)  Mr  ciM  Mlhimd^»  YaOieMligttBg 
g^w  «a»  ngflitiiiip  Angriff  — •to  Aadige»  GÜiali^ 
Mf  mmIi  MOBiiiDii  «Dgittiaki  Tmidiiw  tdat  Eii»d#«iv«fr'<)» 
«aA  ^bSiwS«  «t  derjMige,  wrifterja  Arnmmkmj 

«M  gumlilw  Biodmbri  im  im  ote  smmi  ^MbeMwur 
«hM  Laib,  Lcbim  SigMlbm  ^  FnpM  tm  JolwtM, 
«iM  ttMt  ttMillMHW  Hwidibii^  k«ffifct««  JBbe  AlMi«lir  «M 

jmA  Um«  GoiBiJhflilt  fi^eiNkwi^^Mlieii  «der  fifaN,  aid 

iMMBifffaMi  riwoB  odtr  Gälirk  «ad  lFaMfli>lirtf"T*T  dct  Er* 
Wtaii«  llli^^  «MrkdUidMr  Hilfe*).  Voa  ¥erlM> 
d%Big  MMWt  ^rilwt  ^tg  Aadewr,  imm  die  P€iio>,  dlelVah^ 
amg  oder  4w  Eigmthiui  4ee  Ad^i^iißiBum  gegea  eiiel 
■^urttguidrigtft  Aagiiff  la  loUitieB»  «olir  ÜBttÖgliekkeil  ««ef 
mrmkmkm^  ithririrfftlifrhitti  Solieiifw  oder  ■nddftr  Wnlleg^ 
liclMr  Hülfe»  WAedt*)  «ad  FreU^arg^«  adt  dMa  anidracb» 
]iohea  Xasalee,  daw  M  ein«  grdbMaa  UebertMlluii  der 
Gnofeea  der  ÜeAvehr  der  BiifaMr  die  U«daidi  ▼evniifcle 
Eliafe  "ferweadelB  (anldera)  könne.  Zärieii*}  fordm  iiaea 
AOirlenblea  Angriff  auf  PeteoneB  oder  fifttar  dee  Yertlnidi* 
yadta  edjv  .  Anderer«  feMer>  daae  4eai  AagegriffiMMi  eia 
jbadettteader  Nechibea  were  eagefilgt  iNBdea»  aad  da»»  mtk^ 
Jfeliader aadi  der  VenteUung det  XkeleiB«ldalSnglielle eteig- 
fuUädm  Hülfe  niflbt  'ail||^  war,  radbaet  dena  aber  eogev 

Alt»  0^,. 

I)  ift  29. 

3)  St.  G.  B.  8.  2. 
«)  St.  G.  B.  S.  W. 

5)  St.  G.  B.  §.  67. 

6)  Beigefügt  ist  (§.  71)  die  polis^eiliche  Vorschrift ,  von  dem  Vor- 
falle der  Obrigkeit  Anzeige  zu  wachen,  wenn  in  4er  Noth^ 
wclir  Jemand  Terwnndet  oder  getödut  ist,  bei  Vermeidling 
Itorrektioiieller  Strafe* 

7)  ß.  Art  $7. 
S)  du  (k  U*  AxU  Sh 
9)  St.  Gr,  a  9.  «5» 
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i!t^'tii#  Notbwelur,  veno  die  sobtt  starafbM  Han^AiDg  -W- 
gangen  ist,  y,nm  den  giMifidiiin*  V^nst  seluMk  entwen^klir 
Ijäter-za  Terfaindera  Odir-  tun  sich  d^  Penon  des  Angreifbri 
xn'Tei^sieheriif'*^^}.  Aargan*)  -  und  Tessin*)  enrühnen  <der 
Hothwelir  nur  der  Tödtnng.  Jienei  fordert  Yeitiieidigung 
liegen  einen ,  Ton  dem  Verlkeidigenden  niclit  Teranlassfen  An- 
griff anf  sein  oder  seines  Nebenmenseben  Ld>en/  Eigenthoolk 
^Mier  Freifaeft;  «Heses:  Vertheidignng  gegen  eine  unTermeidt- 
ficbe  Imd  erbebliche  Gefahr  lur  - eigenes  oder  fremdes  Lebeli, 


keit  Schaff  hausen^)  spricht  nnr  yon  einem  Nöthstandij» 
öbne  die  Nothwehr  besonders  davon  im  nnterscheiden,  för> 
i/hri,  dass  derselbe  nnrerschnldet  sein  mässe,-nnd  bezieht  ihn 
aiif  des  Yertheidigenden  •  oder  seines  Nebenmenseben  Leben, 
itib,  Eigenthnm  oder  Freih^.  Thnrgau')  eniiidi  bat  ehm 
Igrosse  Menge  kasuistischer  Bestimmungen ,  deren  vesentKche^ 
Inhalt  folgender  ist:  Es  spricht  liberatt  nur  von  gewalt^ 
samen  Angriffen,  und  zvar  gegen  Lebeil,  Cleslindheit',  Frei- 
beh  Oder  Ehre,  oder  auf  Beschädigung  oder  Zerstörung  yon 
liegendem  oder  beweglichem  Besitzthum  gerichtet,  oder  in 
*anem  Ein£rilen,  Einbrechen  oder  sonst  (einem  auch  nicht  ge- 
waltsamen) uneilaubten  Eindringen  in  das  Besitzthum  bele- 
bend. Es  lasst  in  diesen  Fällen  ausdrücklich  auch  die  Töd*- 
tnng  des  Angreifers  zu. '  Es  •  fordert  ausdrücklich  die  Un- 
möglichkeit einer  Ab^endüng- des  AngriA  durch  öbrigk^ 
Gehe'  Hülfe.  Es -stellt  ausdrücklich  gleich,  ob  der' Angriff 
gegen  den  Vertheidigenden  oder  gegen  einen  Anderen  ge- 
richtet var')*  Es  bestimmt  ausdrüddich  die  Fälle,  in  denen 
eine  strafbare  Ueberschreitnng  der  erhiubten  Nothwebr  Tor- 
liegen  soll,  nämlich :  o.  wton  lebensgefährliebe  Veirtheidigungs- 


0  Der  polizeiliche  ZusaL&  vou  Luz.ern  (s.  ob.)  iindet  sich  hier 
gleichfiilb  9.  66.    >  ' 

2)  St.  Gr  B.  §.  119. 

3)  St.  G.  B.  Art.  2fi0. 
.  4)  St.  G.  B,  §.  3. 

5)  St.  G.  B.  §§.  20 -SO, 

6)  Freilich  in  verfehlter  Redaction  (nach  dem  Badischen  St*  G. 
B*  8.  94);  „Wer  einem  Anderen,  der  sich'in  erlaubter  Noth- 
webr befindet,  beisteht'^  u.  s,  \v.  Wenn  sich  der 'Andere 
nun  gar  nicht  wehrte >  nicht  wehren  konnte?  -    •  ' 
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mäM  wgewmkätik  wvrte*),  oIum  dan  d«r  Werth  4m 
4roMeii  Ckrti  {Vermögens)  ia  angemeMtMai  tMÜtiiMe  lÜP 
tai  AngegrüeMB  damit' ttelüt,  odor  ohae  dm  aer  der 
da»  Anc^riiba,  oder  ans  aadcMii  dabei  i^ia^mieiiden  11^ 
gailadeB  zagleiek  Gafekr  für  dia  Perm  aelbflt  nt  baiorgMi 
mv;  A.  wann  da,  wo  der  Ciebraaeli  elMB  geUnderan  od»^ 
iraBigar  gafiMioiiea  VefCbeMigfingsBrillflis  kbreieliaad  imd 
iiidgUdi  war,  der  Angegrlffaaa  glekiinreM  ab  hiiftena  odetf 
-  fä&hiMMns  gebranditft^  wenn  der  AagagrtfBBiie  den  €^ 
Imioh  erieabter  VwIlMidigungsiiiittal  weiter  ansdabote,  ak 
lw>  Abwamliiog  der  drolMaden  Gebbr  crfordeilieb  war*'^ 
fia  lewdital  eis,  daea  die  oben  ana  dem  Weae»  der  Ikilb-* 
waiv  antwiekeUeii  GnmdaiCBe  lür  die  sSlauBtliebeB  Safcweif. 
8t>  €r4  Bücher  aar  AaweBdang  komam  müiaeD.  Auch  aar 
VerlbiidigQDg  der  Ebiei  wo  diese  olebt  avidnIolLBeb  mdge^' 
Hibrt  ist,  moss  Nolhwebr  eriaabt  sein;  ist  doch-  jedeaoMd.te 
Eigentbom  benaant,  über  dem»  sIttKch  wie  rechtlich  betrachtet, 
die  Ehre  steht  Die  Erwähimpg  der  Unmöglichkeit  der  obrig* 
kdtÜchen  QüUe  i|t  ubevfläsaig.  Die  Fordmng  eines  qnyer- 
schnldeten  Angriffs  enthält  einen  Wldevspro^ls  wenn 
gleich  ein  ungerechter  Angriff  gefordert  wird.  Selbst  die 
KasnisljHc  Ton  Tburgau  steht  der  Anwendung  der  allgemeinen 
Gnmdsätse  nhrgends  im  Wege*  Wellie  man  sich  strenge  an 
dieselbe  halten,  so  würde  man  sich  einem  Diebe  nicht  ent- 
gegensetzen dürfen»  der  nur  nicjil  aof  nneriaabte  Weise  in 
das  Besitzthmn  eingedroogen  ist.  Nnr  für  Zürich  hat  der 
Begriff  der  Nothwehr  die  er wiihute  posiÜTe  Erweitemng  er- 
halten. 

Anmerkung,  Die  Mothwehr  ist  hier  als  Grund  der  Auf« 
hehmig  der  Zurechnung  a«%estellt  worden.  In  der  Doctrin 
des  Gemeinen  Rechts  wird  sie  nur  von  Einem  Rcchtslehrer*} 


1)  gefährliche'^;  aUo  «ucb  weoii  kein  Schade  ept- 
Standen  ist?  .  Wdche  irerfiHiits  Redaetlon  wiederum,  freilich 
hier  nicht  n«eli  dem  Bad«  St.  G*  B*  9.  89. 

2)  b.  und  c.  verstehen  sich  von  selbst  nach  dem  Begriffe  der 
Kothwehr.  Im  §.  32  ist  übrigens  noch  die  oben  erwähnte  po- 
lizeiliche Vorschrift  des  St.  G.  B.  von  Luxem  beigefügt. 

.3)  JarUe,  liandb.  §.  23,  der  freilich  den  bei  der  Nothwehr -ver- 
lieigenden  |M^chologischen  Zwang  nicht  aaerkennt;  s«  mein 
Lebrb.  des  Preius.  Strfr.  $*  44. 

9 


Digitized  by  Google 


•o  «i%efiwit  Naeb  aUen  anderen  soll  ae  nur  ein  Gninil  clet 
Aufheb  nag  der  an  sieh  vorhandenen  Strafbarkeit  sein')« 
Diese  Aufhebung  aei  notbwendig,  weil»  indem  der  Staat  mit 
•dnem  Schntze  zu  spät  komme«  nun  der  FHvatiefantz  noth* 
wendig  werde.  Eine  Anaichti  welche  einerseits  die  Polizei 
an  die  Stelle  dear  Rechts  setzt,  andererseits  sich  in  sich  selbst 
widevspricht:  wenn  der  Staat  die  Selbstvertheidigung  erlaubt, 
•o  hat  er  ja  eben  dadurch  seinen  Schutz  gegeben.  Jener  An^ 
sieht  der  Doctrin  sind  die  bei  weitem  meisten  Deutsch,  Stt 
^cher  gefolgt  (nicht  Württemberg  und  Oesterreich). 
Aber  nicht  die  Schweizerischen.  Diese  stellen  sämmtlich  die 
Noihwehr  ausdrücklich  als  Grund  der  Aufhebung  der  Zum 
rechnnng  auf.  Zweifel  könnten  nur  Aargau  und  Tessin  eiv 
regen,  die  sie  blos  bei  der  Tödtung  aulfuhren;  indess  Aargan 
wenigstens  erklärt  ausdrücklich»  dass  «  kein  Verbrechen  be- 
gangen werdet 

9.50. 

Hothstand. 

Der  Nolhstand  bildet  die  dritte  Art  der  s.  g.  psychologi- 
schen Gewalt  (eines  sittlichen  Zwanges)  bezüglich  der  Zurech-" 
nung.  Er  ist  in  dieser  (rechtlichen)  Beziehung  diejenige  (äus- 
sere) Lage  eines  Menschen,  in  welcher  dieser  zum  Schutze 
gegen  ein  durch  Naturkrafte  ihm  drohendes  Uebel  eine  an 
sich  strafbare  Handlung  vorzunehmen  berechtigt  ist.  31  it  der 
Drohung  und  der  IVothwehr  hat  er  gemein,  dass  die  an  sich 
strafl)arc  Handlung  mit  an  sich  freiem  Willen  vorgenommen 
wird,  zur  Beseitigung  eines  anderen  Uebels.  Mit  der  Noth- 
wehr  besonders  noch,  dass  die  schützende  an  sicii  strafbare 
Handlung  eine  selbst  und  frei  gewählte  ist.  Er  unlcrscheidet 
sich  von  beiden  dadurch,  dass  bei  ihnen  die  Drohung  des 
zu  vermeidenden  üebels  von  einem  fremden  (menschlichen) 
Willen,  beim  IVothstande  aber  von  blossen  Naturkräften  aus- 
geht. Für  die  strafrechtliche  Bedeutung  des  Nothstandes  ist 
dieser  Unterschied  an  sich  gleichgültig.  Er  steht  bezüglich 
der  Zurechnung  grundsätzlich  auf  derselben  Stufe,  wie  die 
Drohuug  und  speziell  die  JVothwehr.   iVur  die  Anwendung 

1)  Vgl.  Feuerbaoh,  $.  36,  Bauer,  $.  44,  Ahegg,  SS*  iO*  t, 
MarezoU,  S.  14,  Köstlin,  Revision,  |.  188,  Berner,  im 
Arch.  t  1849,  S.  553. 
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der  GruDcUätze  kann  dadurch  Modificationen  erleiden.  AucE 
beim  Nothstande  handelt  es  sich  um  die  Pflicht  der  Selbster- 
bullung  und  des  Schutzes  der  Erhaltung  Anderer.  Also  auch 
um  eine  Collision  sittlicher,  mithin  auch  rechtlicher  Pflichten; 
also  auch  um  Begehung  eines  kleineren  Unrechts  zur  Ver- 
nieidung  des  grösseren.   Denn  einer  sittlichen  Pflicht  nicht 
zu  genügen,  wenn  gleich  ein  directer  rechtlicher  Zwang  für 
solche  Genügung  nicht  besteht,  ist  der  strafrechtlichen  Zu- 
rechnung gegenüber  ein  Unredit,  Allerdings  tritt  bei  Dro- 
hung und  Nothwehr  noch  ein  zweites  Unrecht  hinzu:  das 
aus  dem  Willen  des  Drohenden  und  Angreifenden  hervor- 
gehende Unrecht.  Dieses  fällt  bei  dem  Nothstande  fort.  Immer 
bleibt  hier  aber  der  Kampf  mit  jenem  Unrechte  durch  ein 
anderes  Unrecht.  —  Auch  die  CSemeiurechtliche  Doctrin  er- 
kennt im  Ganzen  die  Anwendbariteit  der  Grundsätze  der  Noth- 
wehr für  den  Nothstand  an^).  Nor  in  Einem  Punkt  soll  der 
Nothstand  anders  ni  behaaddn  sein :  zur  Erhaltung  des  Ver- 
mögens soll  nor  fremdes  E^fenÜmm  angegriffen  werden  dürfen. 
Man  beruft  sidi  ebeo  auch  darauf,  disa  es  sich  hier  nicht  um 
Zurückweisung  fremdan  gewollten  Unrechts  handle,  wie  bei 
der  Nothwehr,  und  auf  posHive  GesetssUUen      Allem  der 
Chmnd  der  AuQiebiuig  der  Znredmmig  liegt  auch  h&m  Nolb* 
Stande  in  der  Pflidit  der  Selbslerhaltung  und  des  Schutses 
^derselben,  und  diese  Pflidit  wird  durch  jenes,  nur  zufiilUg 
bmiukommende,  Unrecht  au  sich  nicht  betroffen.  Das  Fehlen 
des  ktsteren  kann  nur  bewirken,  dass  das  sittliche  und  recht- 
liche Bewu&stsein  bei  Abwägung  der  collidirenden  Pflichten 
innen  strengeren  Massstab  anlegen  wird.  In  diesem  Sinne 
sind  auch  die  angezogenen  Gesetsstellen  zu  rerstehen.  —  Von 
den  Dentsdien  St  G.  Büchern  stdlen  die  meisten  den  If  oth* 
stand  der  Nothwehr  ^eich  *).  Von  den  Schweizraischen  er- 

.  i)  ,^Neccessitas  non  habet  legein'^  Aach  nach  positiven  Gesetz- 
stellen: 1.  4  ad  I.  Aquil.  c.  11.  de  Consecr.  dist.  1.  P.  G.  O. 
Art.  166,  175.  Auch  unter  den  Gesichtsponlit  der  blossen  Auf- 
hebung der  Strafbarkeit,  weil  Staat  und  Gesetz  mwirluaiii 
sein  oder  zu  spät  kommen,  wird  gewöhnlich  der  Nothstand 
gebracht.  Vgl.  Heffter,  §8.  40  f.,  Ahegg,  §§.  107  £.,  Lu- 
den, Handb.,  §§.  115  f.,  Marezoll.  Cr.  R.  §.  24. 

2)  L.  3.  §.  7.  de  incend.  1.  49.  §.  1.  ad  1.  Aquil. ,  1.  14.  de  praesc* 
verb.  c.  3.  X.  de  fort.  P.  G.  O.  Art.  166,  175. 

3)  Einen  praktischen  Fall  s.  in  meinem  Arch.  I,  S.  158. 
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wiliaeii  «uer  gar  mAi  iMStntof^  Aar$n,  letcia,  Zö« 
rieb»  La«6rB,  Basel,  WaiMÜ«  IrKMltiui^en,  dai  Bm«« 
4easUafrMbt.  If «r  te- MollMtaiidot*  ao.tea  die  Wiaih» 
«ehr  dann  hiiBriffBii  wif4»  eMrMhnt  SelMillliaiiaevi  (i.  d*  r. 
Iler  Orohaog  sleHt  ihn  MMdiikiilicl»  gMeh  8u  GalUtt^^ 
$.  48  üb.)*  IJivrgaa*)  bet  4m  kafoiilieohtt  BeiliiBiiiiti«£ 
]iWer  aoNer  den  VaHe  der  MoUnrdbr  diie  geaaturidiiga 
HandUinf  in  wum  mtki  seBüt  iefechiddelen  NellMaiide  Tep»*. 
übl  halt  nur  Rettwg  ans  ciMr  gegiawMseB,  driogaBden 
«nd  ander»  niohi  absaweadeadea  GiaUr  fiir  Leib  oder  Lebe« 
aeioer  «eOtat,  oder  seiner  Verwandten  in  anf-  und  absteigender 
üoia,  seines  fihegatten  oder  seiaor  Ciesebwisiar,  ist  stnflae^» 
Freibmrg*)  bat  die  isofirte  VorecMGt:  »Wer  in  äMsent« 
IMi»  «m  dmelben  abenMfen,  EstiMareB alieUt,  de» bans 
die  gencbtlicbe  Veifolgiwig  and  Bastrafaag  daför  etlaaatt 
werdend  —  Die  Anweiidang  der  riebligsft  GrnnMlae  äbar 
den  Nolbstand  ist  bier  nirgends  aasgeecUossen»  IHaaobawi^ 
ganden  Geselsböcber  ballen  sie  aidhl  wbataa,  sondani  als 
salbstTersländlicb  Toraasgesatil.  Ifanctt  «nss  Freibarg  znge- 
xaUt  werden,  da  es  keinen  Sinn  beben  irwde,  das  in  seinsr 
Vorscbrift  enthaltene  Prmsip  anf  den  wörtlicb  angenommenen 
Fall  SU  beschränken*).  Die  Kesnistifc  Ttm  IbnrgMi  ab«  Ibdal 
ihre  Wiird^nng  in  der  Belracbtong,  daas  naeb  derselben 
Jemand  swar  seinem  Dmder»  abar  aiobt  seines  Brüdens  Kind 
das  Leben  retten  darf  teeb  Bntvenden  eines  Sülokcs  Brod» 
und  dass  er  in  eigeDer  und  änaserstee  flangfiMBt h  liain  Stüeii 
Brod  entwenden  darl»  wenn  er  sie  selbst  Teraebnidat  halte. 

AnsebHetie  Chrtede  dar  AuAeHUMar  ^toi^ 

In  der  Gemeiiirechllicfien  fioctrin  werden  ausser  den  be- 
nannten noch  mehrere  Vorhaltnisse  und  Zustände  als  Gründe 
der  Aufhebung  der  Zurechnung  aufgeführt,  theilweise  aller- 
dings nicht  ohne  Widerspruch,  von  denen  einige  auch  in  die 

1)  St.  G.  B.  §.  dH 

2)  St.  G.  B.  Art  59. 

3)  In  ähnlieher  Weise  legt  die  Gemeins.  Doetrin  die  Art.  166, 
175,  P.  6.  O.,  a«i. 
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Schweizerischen  8u  G.  Bücher  übergegangen  sind.  I.  Befehl. 
£iD  voilkommen  Terbindlicher  Befehl  zu  einer  an  sich  straf- 
hBTta  Haodloog  soll  4ien  Gehorchenden  forechaongsfrei  m»- 
chen*).  Ein  voUkonmen  yerbindiicher  Befehl  soll  erfordern: 
-dass  er  von  der  kompetenten  Behörde  ausgegangen  sei,  von 
solcher  ier  Gehorchende  überhaupt  Befehle  zu  empfangen 
•habe;  dass  er  m  der  vorgeschriebenen  Form  erlassen  sef; 
4tas  die  befohlene  Htndlnng  in  einer  solchen  Function  be- 
gebe, deren  Verrichtung  dem  Gehorchenden  überhaupt  seinem 
fitentle  znfolgc  obliege  *),  AHeni  auch  einen  solchen  fiefSeU 
kämm  dm  BaAi  (a«ch  das  GesetE,  vrenn  es  nicht  offenes  Üo^ 
TCciil'  m  Bedit  erhebe*  ipfll)  ine  für  so  vollkommen  verbm^ 
Beb  «iMikeuaen,  dass  er  Iii  Sttredmung  fnr  dea  Geborcben- 
4uk  ansscUdeae.  INe  Soreelmwig  kann  wsat  ausgesehlossen 
ieift  Wm  ilangel  aa  verbrecherischem  Willen.  Wer  weiss, 
dass  ehi  aadk  noch  tm  ÜotmH  gültiger  BefeU  ein  nngemlrtar 
ist,  und  ftm  dmioob  Msffibrt,  bandelt  mit  verbMcliMiMkn 
Willen').  Hieher  gehörige  Vorsehrüten ,  mkuok&t  imw- 
stündlich  veriilausnlirt,  haben  von  den  Deutschen  St  G.  Bittam 
BMhrere,  von  den  Scfatreneriseben  aar  drei:  Wtftdt*)  vtä 
Freibarg')  übereinstHnmend:  ,> Wenn  er  (der  »Urfctiber  einet 
fimt«)  ans  Mehl  einea  Magistrats  oder  einea  Beanlen»  wekte 
befugt  ist,  ihm  einen  solchen  Befehl  in  geben,  gehandelt  iMt, 
80  kann  er,  je  nach  Ifmsfihiden,  m  nller  Stnfe  firaige^ 
iprodien  wc«4en^  IiiiMrn*) :  » 0er  bkme  BflfeU  rar  Be- 
gebmig  einer  strafbaren  Handlang  naobl  den  VoUbring«r  nklit 
straflos«  Wenn  aber  ein  Staatsbeamter  oder  eine  öffenflklMS 
Bebürde  innerbalb  der  Grenzen  ihres  Gescbüfltbmses  in  dar 
gesetsKcb  vorgeaebriebMen  Form  ihren  nntergebenen  Beamten» 


1)  Nach  1.  167.  §.  1.  de  reg.  iur.  Cao.  92,  93.  97,  C«iis*  Ii.  qa.3. 
Gan.  13.  Gaus.  23.  qu.  5. 

2)  Luden,  Haadb.      3U  U 

3)  Der  Henker  wire  sonsl  straflos,  der  einen  ven  den  PrSsi- 
dfiiaen  des  kempetenften  Stre^iTMhls  teBeU  ansKefertigten 

Befehl  zur  Hinrichtung  vollzöge ,  obwohl  er  wusste ,  dass  der 
Hinzurichtende  nicht  zum  Teds  eerartfaeilt,  nicht  simmI  in 
Untersuchen  g  gewesen  war. 

4)  St.  G.  B.  Art.  SS. 

5)  Su  G.  6.  Art.  66. 

6)  St*  Cr.  B«  I«  €6. 
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Bienern  oder  nnfergcordneten  Behihrden  eiiie  sc^he  Handlung 
Jiefohlen  hat»  welche  blos  ak  Misflbraach  oder  Uebenchrel- 
tnng  der  Amtspflicht  strafbar  ist,  so  wird  nnr  der  befehlende 
Theil  yerantwortfich,  nicht  der  gehordiende^ Es  smd  hier 
überall  im  Ganzen  jene  Ansichten  der  Gemeinrechtiichett  Doo- 
Irin  ausgesprochen.  Wo  trotz  ihrer  wirklicher  Dohis  yof 
Jianden»  lumn  nnd  wird  der  Terstündige  Richter  sie  nicht  an» 
wenden«  IL  Erlanbniss  oder  Einwiliignng  des  Ver- 
letzten. Siesoll  die  an  sich  strafbare  That  straflos  machen, 
wenn  der  Verletzte  vorher  in  diese  wittigte  nnd  zugleich  das 
▼erletzte  Recht  seiner  freien  Verfügung  unterworfen  war*). 
Per  Satz  ist  unrichtig.  Er  könnte  nur  richtig  sein,  wenn,  es 
Verbrechen  gäbe,  die  blos  darum  mit  Strafe  bedrohet  sind« 
weil  und  in  so  weit  sie  ein  Priratrecht  yerletzen.  Bas  Ver- 
brechen ist  aber  immerhin  eine  Verletzung  des  objectiTen 
Redits  und  darum  strafbar.  Richtig  ist  nur,  dass  der  That- 
bestand  mancher  Verbrechen  nur  gerade  durch  die  maiw 
Igelnde  Einwilligung  des  an  seniem  (rabjectiTen)  Rechte  Ver- 
letzten hergestdlt  wird,  Diebstahl,  Betrug  u.  s.  w.  *).  Ist  da 
solche  Einwillignng  vorhanden,  so  »t  kein  V^brechen  da, 
weil  es  an  einem  wesentUchen  Merkmale  des  Xhatbestandes 
lehk»  Danach  könnte  auch  bd  der  Injurie  die  Erlaubniss  des 
Verietzten  die  Strafe  nicht  ansschliessen^).  Indess  spricht  sich 
gerade  hier  das  allgemeine  Rechlsbewasstsein  anders  aus. 
Aehnlich  wenigstens  ist  es  mit  dem  Tödten  auf  Verlangen 
des  Getödteten  (worüber  näher  unten).  Ein  allgemeiner  Grund- 

1)  Aehnliche  Vorschrift  haben  mehrere  Deutsche  St.  G.  B.  Na- 
mentlich das  Hanoversche,  Art.  S5,  wo  es  jedoch  heisst: 
„welche  nur  ds  Misshriiiich ,  Uehereehreitang  oder  Verletzung 

der  Amtspflichten  des  befehlenden  Theils  strafbar  ist''  u. 
s.  w.  Die  Worte :  „des  befehlenden  Theils"  sind  erst  bei  der 
späteren  Redaction  beigefügt  (Leonhardt,  Commentar  /.um 
Hanov.  St.  G.  B.  I,  S.  371).  Auch  durch  diesen  Zusatz,  kann 
der,  sonst  vorhandene,  verbrecherische  Wille  nicfat  beseitigt 
vrvtden, 

2)  Volenti  non  fit  i]ifana%  L  i.  S.  S.  de  reg.  {or.  reg.  27.  de  reg. 

}.  in  6to. 

3)  Nicht  bei  allen  Verbrechen  gegen  die  Vermögensrechte,  wie 
Luden,  Handb..  S.  316,  meint,      B.  beim  Wacher. 

4)  Das  R$]ii.  R.  kaim  hier  nicht  massgehend  aeiB,  schon  nicht, 
weil  es  die  Injorie  nur  als  Frivatdeliet  anl&sst,  TgL  L  L  i.  1. 5» 
de  inj. 
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iaCi  über  die  Siniflosigkeit  wegen*  Einxnlligung  des  Verr 
letifon  isl  itt  die  neueren  St.  G.  Bikiier  nidit  übergegangen* 
Nur  das  Baiersdie  (Art  iiS)  entliült,  besdiriinkt,  jenen  Sets. 
Andere  erkeimen  das  Veilaiigen  des  Getödteten  um  de»  Tod 
als  Ittilderungsgnind  an»  Nor  dieses  letitere  ist  In  die  Sdiwei» 
Madie  S(ra%esetfgebiing  übergegangeo ,  und  anr  iii  das  St 
G.  B;  Ton  Thorgau UL  Es  soU  kein  Verbrechen  da  sein» 
irenn  die  an  sidi  oder  insgemein  wletsende  Handlang  in  den 
Terfassnngsmässigen  Befognissen  der  Staatsgewalt 
oder  einzelner  Staatsbehörden  und  Diener  der 
•öffentlichen  Ordnung,  oder  auch  in  einem  PriTat* 
rechte  ihre  RechtüertiguDg  finde'}.  Daher  soll  der  Scharia 
rieht»  kein  Verbrechen  begehen,  der  eine  reehtmSssige  Hin^ 
richtang  vonummt  Allein  es  M  hier  überhaupt  und  tou 
yomhmin  keine  rechtswidrige  Hanünng  da»  eben  so  wenig 
wie  das  Urthett  em  solches  ist,  durch  wdches  die  Todesstrafe 
ausgesprochen  wird.  Die  Dentschen  und  SchwciioischeiiSt 
G.  Bndier  erwähnen  der  Sache  mit  Recht  niidit').  IV.  Das 
Bilm.  B.  ^)  und  die  PeinL  Ger.  0.']  gestatten  unter  Umständen 
dem  Mann  und  Vater  die  Tddtung  des  von  ihnen  be- 
troffienen  Ehebrechers,  bezieimngsweise  Schänders.  Allein 
diese  Vmchrilten  können  nadi  dem  gegenwärtigen  Stande 
punkte  des  allgemeinen  Bechtsbewusstseins  an  sich  keine  Gül- 
tigkeit mehr  haben»  und  es  kann  in  den  genannten  Fällen  ' 
ma  darauf  ankommen,  ob  ein  die  Zurechnungsföfaigkeit  auf- 
hebender Gemüthssustand  rorliegt.  Die  nenere  Deutsche  und 
Schweizerische  Gesetzgebung  erwähnt  der  Fälle  nicht  V.  Das- 


1)  §•  99»  S.  unten  in  der  Lehre  von  der  Tödtnng. 

2^  VgL  Heffter,  Lehrh.  f.  39»  Ahegg,  Lehrb.  f.  105.  Es  wird 

■  freOich  nicht  geradezu  von  Anfhebang  der  Zurechnung,  m»b» 
dern  von  Wegfallen  der  Rechtswidrigkeit  der  Handlung  ge- 

■  sprochen,  aber  doch  in  gleicher  Weise,  wie  bei  Nothstand, 
Befehl  u.  s.  w. 

3)  Auch  die  Vorschrift  des  St.  G.  B*  von  GrenbttAdtli  !•  101 
html  nk^  hieher  gesogen  wefden,  dtss  die  T<>dtiiiig  tlraflos 
ist,  wtmi  Jemand,  der  „vermöge  seines  Amtes  in  der  Ver- 
folgung eines  gefahrlichen  Verbrechers  hporiffen  ist,  densel- 
ben, insofern  er  seiner  sonst  auf  keine  Weise  habhaft  werden 
Itann,  nach  vergeblicher  Aufforderung  sich  zu  ergeben,  tödtet^^ 

'4)  L.  20^.  U  «d  IvL  dt  edelt. 

5)  P.  G.  O.  Airt.  150. 
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jelbie  filt  YOB  dM  Fül  4Br  P.  Gb  O.  ^  dasi ,» jMnandt  ejoas 
Recbtlfeh^r  wM  ffeterlicher  weist  ian  seineii 
UtmtB^  Betroffieaeta  Iddion  dttf,  aar  mit  dim  Uiii«r^ 
«oHed«»  dass  Uer  dal  NothwdhmolA  zur  Spradie  luNDiiit 
¥|,  Gagaft  «iiicnRa«hUoaali  aoU  kein  Varbrechan  bagangan 
irardan  können,  dahar»  da  at  töUig  RadhÜoaa  nickl  nakr 
l^i,  aoU  «in  Vaifkieobea  niokt  iNattfindeD  in  Besiaknng  anf 
aui  Miebef  iparfaUas  fiaekt,  dessen  der  Verletite  Ton  Staate 
wku%  «rkUirl  iperde  fis  gilt  daa  au  II.  Benarkte :  daa 
Ferbrackan  ist  eine  Verialsang  dal  ob jeeüven  RaobU.  VIL  Ffü*- 
Jier  war  noch  bebalipCet,  dass  an  einani  faindlieken  Sol* 
dateA  im  Kriege  kein  Verbrecban  bagangeo  werden  könne'}. 
Djie  neuere  Dootein  kat  den  SaU  venmfen.  Der  Krieg  wiiii 
von  Häcktan  gagül  Machte  gefiihrt,  sogar  nack  iMStimaitan 
allgamanen  Tölkarrecktttchen  CSrnndsMUan*  Unter  diaaan  ist 
jener  Gnmdaati  nirgends  mehr  enüiahen.  Auck  die  neueren 
St  G.  Bftekte  enCkaUan  an  IV-^VU  gewöknKck,  die  Sokwai- 
larisdien  gior  niobUk 

§.  52. 

Bewein  der  aaureelienbAriLeU  iui4  anreeluumis** 

lenlSlLelt. 

In  der  Gamainnckllickan  Boctrin  wird  noek  kkofig  dar 
Satt  anfgettattt»  die  Zorackenbarkait  eimr  mbreokarisckaii 
flandkmg  mitia  an  kmge  angenommen  werden»  to  lange  nickt 
int  betenderen  Ihataadian  dat  Gagealkail  aktb  eifake^).  Wira 

1)  P.  G.  O.  Art.  ISO. 

2)  Feuerbfich,  «•  H«fft«r»  «.  37.  Wer  eine»  zom  Tode 
•Yarortiieilteb  tödtet,  soll  danach  oar  eine  Polixeüibarivetnng 

begangen  haben. 

3)  Nach  1,  4.  de  sep.  viol.  1.  36  de  relig. 

4)  Feuerbftcht  Lehrb.  §.  86.  Er  spricht  zwar  uui-  von  der 
yZareduiiuigsiahigkeit'';  anter  dieser  Teriteht  er  aber  (§.  84) 

'  4en  gesMunten  „äusserem  mnd  inneren  Znstand  emcr  Per- 
aen,  vermöge  welcher  ihr  eine  That  angerechnet  werden 
kann''.  Aehnlich  Ueffter,  Lehrb.  §.  49:  Ztirechnungsfähig- 
keit  (^derjenige  Zustand,  in  welchem  man  seine  Handlungs- 
weise den  bürgerlichen  Gesetzen  g^äss  einzurichten  ver- 
mag'', §.  48)  ati  ttbii  dabin  an  vemntben»  dass  sieb  keine 
Spur  von  einem  rechtlich  ananeilBtnnenden  .Gmnde  der  Sn- 
recbnnngslosigkeit  ergebe*** 


der  Salz  wahr,  so  würde  man  freilich  nur  von  einem  Beweise 
der  Znrechnungslosigkeit,  und  von  einer  darauf  sich  be- 
ziehenden Beweis  last  sprechen  können.  AHdn  er  ist  falsch. 
Allerdings  kann  man  zur  wissenschaftlichen  Begründung 
der  Lehre  Ton  der  Zurechnung  nur  Ton  der  Freiheit  des 
Willens  und  von  normalen  Zuständen  des  Menschen  ausgehen. 
Damit  siebt  aber  die  Annahme  des  factischen  Vorhamienseins  • 
dieser  Zustände  in  jedem  einzelnen  Falle  in  durchaus  keiner 
Verbindung*).  Im  Strafrecht  kann  nur  die  materielle  Wahr- 
heit gellen''),  und  daher  von  einer  Beweis  last  gar  keine  Rede 
sein  (beides  anders  wie  wenigstens  nach  den  positiven  Vor- 
schriften des  Civilprozesses).  Ist  einmal  eine  gerichtliche  Ver- 
liandlaDg  zum  Zwecke  der  Fällung  eines  Urtheils  eingeleitet, 
W  mass  durch  dieselbe  das  Vorhandensein  des  ganzen  That- 
bestandes  des  Verbrechens  festgestellt  werden ,  ohne  dass  dem 
<^en  oder  dem  anderen  Sobjecte  des  Prozesses  die  beson- 
dere Verpflichtung  zum  Beweise  überhaupt  oder  einzelner 
Momente  des  Tbatbeslandes  obliegen  könnte.  Zum  Thatbe* 
Stande  gehört  aber  die  Zurechenbarkeit  der  Handlung').  DaA 
Verfaliwn  bei  Ermittlung  und  Feststellung  des  TbAlbeslande§ 
erfolgt  nach  den  jedesmaligen  Prozessvorschriften.  Danacb 
fst  auck  XU  beurtbeilen ,  in  wiefern  der  Richter  ohne  Znzie- 
Imng  TMi  SacbTerstÜDdigen  verfahren  ddrf.  Im  Allgemeinen 
nwst  ihm  das  sein  rieiiterKches  Ermessen  sagen ,  so  wie  d»^ 
nach  «ooh  «mleCzt  S€ln  eigenes  Ufiheil  das  massgebende  bMbC 
n&d  niemals  durch  das  Gutacbten  der  SediYersUiiiidigen  ga» 
banden  sein  kann  *),  —  Die  Deutschen  und  SdiweiieriMikMl 
St  6.  Bücher  enthalten  grösstenthefls  über  den  Beweis  der 
Sufeefcenltorkeit  oder  Zurechnungslosigkeit  ^  mit  Kedit 
"  -  ■    ■  -  . 

1)  Man  denke  nur  an  das  kindliche  Alter. 

S)  Was  auch  Heffter  a.  a.  O.  anerkennt,  indem  er  seinen  ant* 
gettcUun  -Sflitt  aom  Cossen  Tiiwl  seüMt  wieder  mnwirft. 

5)  Dia  O.  Jüet,  191,  152,  Mf  weldi*  FeneYbaelk  •.e*<X 
sisli  bemil»  Winnen  dam  »iaht  entgsganstelw» 

4)  fii  iatmini^,  was  Beraer ,  Inipttt  Lehre  809»  und  naci 
ihm  Köstlin,  RevisioB  S,  333,  behauptet,  dass  ,»der  Ge- 
richtsarzt über  den  abnormen  Seelenznstand  ,  der  Richter  aber 
über  die  daraas  folgende  Zurechnungsfähigkeit  oder  Unfähig- 
keit als  Sachverständiger  zu  urtheüen  habe'^  Ansichten  der 
Pkaxis  a.  in  meinem  Anb.  t  alrafr.  Bntsdu  9.  M  £. 
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.  washis.  Von  den  letiteren  schreibt  nur  Lniern')  Tor,  die 
Frage,  in  wie  wdt  die  Znrechnnog  aufgehoben  werde»,  sei 
jCels  von  der  kompetenten  richteilichen  Behörde  tn  entsehei» 
den,  und  in  den  geeigneten  Fällen  sei  zuvor  ein  Gutachten 
von  SachTcrständigen  einiuhokn. 

B.  VeHn-eduTUcher  Vofnatz  und  FakrUMgkeU  (Dobts 

und  (hdpa)^ 

§.  53. 
Verliemerl^iuiceii* 

Das  Strafrecht  kann  nach  richtigen  Grundsätzen  sich  nur 
auf  den  Willen  beziehen:  die  blosse  äusseriiche  That  kann 
nicht  bestrafit  werden.  Das  Strafrecht  der  driNsirten  Völker 
erkennt  dies  iS»erall  an.  Der  Wille  kann  hierbei  in  zweierlei 
Weise  zur  Erscheinung  kommen :  durch  Vorsatz  und  durch 
Fahrlässigkeit  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  im  Strafrechte 
(strafrechtlicher,  eriminen^  Vorsatz  und  strafrechtliche,  cri-> 
mmelle,  Criminal- Fahrlässigkeit,  Griminal»  Dolus  und  Gri- 
minal-Gn^)  sind  bestinunte,  nur  lar  das  Strafrecht  gel- 
tende Begriffe.  Jener  ist  die  unmittelbar  auf  Herrorbrin- 
gung  des  strafbaren  Unrechts  gerichtete  WiUensrichtung,  der 
eigentliche  Terbrecherische  Wille.  Die  andere  ist  im  Allge- 
meinen  als  diejenige  Willensrichtung  zu  bezdcfanen»  die  bei 
dem  Handeln  sich  nicht  darum  bekümmert,  ob  em  strafbares 
Unrecht  begangen  werde,  obwohl  sie  sich  dmm  hätte  be- 
kümmern sollen.  Nach  den  allgemeinen  (philosophischen) 
Rechtsgrundsätzen  des  Strafrechts  kann  man  allerdings  den 
Satz  aufstelien,  dass  nur  das  unmittelbar  gewollte  Unrecht 
bestraft  werden  könne.  Die  Geschichte  zeigt  bei  den  meisten 
Völkern  eine  andere,  weitergehende  Auf&ssung,  nach  welcher 
auch  die  oben  bezeichnete  Fahrlässigkeit  bestraft  wird.  Manch* 
mal  ist  diese  Auffassung,  stets  aber  nur  in  grosser  Beschriin- 
kung,  eine  aus  der  ursprünglichen,  eigenen  Rechtsanschauung, 
mithin  aus  dem  Bechtsbewusstsein  des  Volks  herrorgegangene. 
JVur  zu  häufig  ist  sie  aber  eine  durch  positive  Gesetze  ge« 
machte,  durch  poh'/ciliche  Rücksichten  eingegeben,  dem  Rechts- 
bewusstsein  des  Volkes  fremd.  Beides  wird  auch  die  Ge- 


I)  St  6.  B.  s.  72. 
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schichte  der  Lehre  im  Gemeinen  Deutschen  Strafrechte  zeigen 
(unten  §§.  58  f.).  Freilich  wird  diese  aach  ergeben,  wie  die 
Gemeinrechtliche  Doctrin,  indem  sie  namentlich  den  ange« 
führten  geschichtlichen  Grund  nicht  erkannt,  auch  das  Wesen 
gerade  der  strafrechtlichen  Fahrlässigkeit  vielfach  verkannt 
hat.  —  Auch  die  Deutschen  und  Schweizerischen  St.  G.  Bücher 
haben  nicht  nur  Criminal-Dolas,  sondern  auch  Criminal-Culpa 
aufgestellt*). 

tu  Dolas  (Tefbrecberisclier  Vortati)  ]i6soii4«rg. 

Der  Wifle  ist  die  Selbstbestiniiiiiing  des  lleiuelieii  sn  einer 
Einwirkung  in  die  £fonenwelt  $.  38).  In  dem  Witten 
sind  zwei  Momente  zn  nnterscheiden:  das  Efkennen  und  das 
•Streben  (ob,  das.).  Es  ergibt  sich  daraus,  dass,  wenn  eine 
gewollte  Einwirkung  des  Menschen  in  die  Sinnenwelt  zu  Stande 
kommen  soll,  eine  innere  Thitigkeit  in  dem  Menschen  yorliei^ 
^  geben  muss.  Der  Menscb  mnss  sieb,  namentlich  was  die  sitft« 
bebe  nnd  folglich  ancb  rechtlicbe  Seite  sebies  Einwiikens  be- 
trifft, zunächst  bewusst  werden,  ob  sein  Handeln  dn  gutes 
oder  böses.  Recht  oder  Unrecht  sein  werde.  Er  muss  dann 
zwischen  dem  Thun  und  Lassen  wählen,  und  endlicb  bierrntt 
dnreb  eine  Entscheidung  für  das  Eine  oder  fnr  das  Andm 
zum  Abschluss  mit  seiner  inneren  Tbätigfceit  kommen» .  So 
entsteht  der  Entscbluss  zu  der  That").  Durch  diesen  Ent- 
scbluss  setzt  er  die  That  als  die  tou  ihm  vorzunehmende  Ein- 
wirkong  vor  sieb  bin,  weshalb  man  ihn  auch  Vorsatz  ii»ennt*). 
Der  Vorsatz  oder  dor  Entscbluss  zu  einer  Handlung  ^)  ist  also 

1)  Das  St.  G.  B.  von  Aargau  kennt  keine  Culpa,  aber  nur, 

wie  das  von  Oesterreich,  nicht  bei  Verbrechen,  also  nur  keine 

Criminalculpa  im  e.  S.  (s.  unt.  §.  59). 
2>  B-erner,  Impvtat-Lchre  5.  lOft.  wfll  noeh  swisehen  Be- 

schlass  und  ShttsdÜBss  unterscheideB. 
3)  Die  bezeichnete  innere  Thätigkeit  geht  auch  bei  dem  im 

Aifecte  gefassten  Vorsatate  vor  sich,  nnr  rascher,  mit  weniger 

klarem  Bewusstsein. 
.  4)  Es  möchte  formeil  nicht  richtig  sein,  den  Vorsatz,  als  den 

EntschliiM  snr  Begehung  einer  Handliing  an  definhren,  xnt 

gewöhnlich  geschieht. 
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die  fertig  gewordene,  die  abgeschlossene  SeUtötbestimmung  zu 
fAner  'f  bat.  Der  Vorsatz  bezieht  sich  danach  immer  nur  auf 
die  That  des  Handeliiden  selbst  und  für  sich.  Der  Mensch 
in  seinem  sinnlichen  und  psychischen  Leben  kann  aber  sn 
einer  Einwirkung  in  die  Sinnenwelt  sich  nie  bestimmen,  ohne 
zugleich  einen  bestimmten  Zweck  dadurch  erreichen,  einen 
Mf  sein  Sinnen-  und  Gemütfas-Leben  sich  beiMiendleii  Erfolg 
herbeiführen  zo  wollen.  Für  diesen  Zweck  stellt  db  Hand-^ 
lung  sich  ab  Mittel  dar.  Gerede  auf  diesen  Zweck  bezieht 
sich  naikientlich  jenes  dar  SelbstfiestlmiiNMig  vorhergehende 
Erkennen  des  Güten  und  Bösen,  des  Rechten  und  Unrechten, 
und  das  Wählen  zwischen  beiden.  In  Beziehung  auf  ihn  bildet 
sich  delr  Begriff  der  Absieht.  Diese  bt  danach  das  Streben, 
durch  eitte  Handlang  einen  besUmmten  äusseren  Erfolg  der- 
lelben  beib^iliren  zn  woHen.  Auf  die  Absieht  bezieht  sich 
wieder  der  Begriff  des  Bf otWes.  Dieses  kt  eine  Begierde, 
m  deren  Befriedigung  der  Mensch  einen  bestinniten  Erfolg 
seiner  Handlung  herbeüShren  wüL  Sie  ist  dKe  dgentüche  Ur- 
stehe,  die  ihn  zn  der  Handlung  treibt,  wenn  die  Handlung 
mir  ikis  Mitlei  llir  EMchung  des  Zwecks  bt'). 

§.  55.  . 

WesMii  ito«  IMnsi» 

Der  'Terbrecberiscbe  Vorsett  Ist  der  entschk»ssene  Wille, 
eine  besliiiunte,  als  strafbar  erkannte  Handiottg,  ein  als  solches 
erkanntes  Verbrechen  za  begeben,  ta  der  That  za  sdnreiten. 
Das  Veibrechen  wird  hergestellt  durch  die  sänuntlichen,  seinen 
Xbatbestand  ansoaehenden  Momente.  Der  Terbreeherisohe 
Torsats,  einein  bestimmten  Yerbrecben  gegenüber,  rnnss  also 
die  Gesammtbeit  dieser  Momente  wollen,  soweit  sie  über* 
banpt  in  das  WoDen  des  Handelnden  aufgenommen  werden 
können  ^.  Nach  der  Nator  des  Willens  ist  danach  Zweierlei 


1)  Ueber  die  hier  an^sIdlteB  BegriffB  bcnteht  nech  immer 
Verschiedenheit  und  mancbe  Unklarheit  der  Ansichten.  Auch 
ich  hatte  sie  noch  in  meinem  Lehrb»  des  Freass.  Strair«  |.  51 

nicht  überall  wie  jetzt  aufgefasst 

2)  Unrichtig  spricht  man  gewöhnlich  von  allen  Merkmalen  des 
Thatbestandes  ohne  solche  Beschränkung.  Zum  Thatbestande 
gehirt  «ach  das  Subfeet  des  YerbrceheBt  mid  der  verbreche- 
rische Wille  selbst 
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s»  den  YttbraelcMBclMB.  Vomtie,  nidwi  aiuh  m  eben  Ve04 
kndMB  ans  Vopati,  erfbrderlkh^  i«  Der  Uniieliide  warn 
•dmactt,  den  eemllMideb  den  gunnmleii  ThitbeBUnd  dei 
VwlireclMBe  fcenlelle,  «In  m  «eh  eui  verlirecsMiwebee  aei, 
3.  Er  nnis  in  dienr  ErkeanlaiM  eieh  iq  der  Haiidhng 
•iMdeB«  FeUt  bei  ener  Thet  enea  von  BeidpD,  ao  in  bei 
ihr  hdn  Teisbreeherischer  Votaati  da,  ao  iit  ale  also  aiioh  keha 
VeibveclMO  aoa  Vomtt  (vor^itdichea  Vetbr.).  Hferaach  nd 
MMsh  der  Verwinedeiiheil  dea  Thatbetlaiidea  der  wniehwi  Vei«*« 
hvedim  ergibt  aieh  4m  Verhyiiina  tob  Voiaata,  Abseht  nad 
MbUr  im  yorbreeheriicfaeii  Vorsati»  und  darana  dennächil 
Vikar  daa  Wesen  dea  Terhreeberiaehen  VofBatiea  aelbsL  Zun 
Xhalbefliande  cnes  jeden  Verbreehena  irird  erfordert,  den  die 
deniclbea  ram  Grunde  iiegando  Handlung  eine  gewoHle  ad; 
M  jedem  Veibreofaen  wird  aho  Voraata  erfordert  Zam 
Ihalbeilande  naneher  Veibreehen  gehört  aoiaefden  noch» 
4Mt  ew  beatinnler  äwaeEer  Erfolg  eingetreten  aei  (Tod» 
K^tuperverlelinng,  Fenerehronst  n.  a.  w.);  an  diaicn  bt  muh 
die  auf  diesen  Erfolg  gerichtete  Abaicht  des  Hsndelnden  «w 
fördei^ieh.  Nnr  bei  sehr  wenigen  Verbrechen  wenigatena 
nach  dem  positiven  Gesetxe —  wird  endlich  zum  Thatbe- 
Stande  em  bestimmtes  Motiv  erfordert Der  verbrecberiscfae  . 
Vorsatc  überhaupt  enthält  hiemach  im  Allgemeinen  in  sich 
nicht  nnr  den  Vonati  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  andi 
die  Absieht,  md  settsi  efine  bestimmt  motivhrte  Absieht*  Es 
rechtfertigt  sich  daher,  ihn  durch  eine  bestimmte  Aosdnichs- 
weise  zu  unterscheiden.  In  der  Gemeinrechtlichen  J)octrin 
ist  dafür  —  pameBid  ^  daa  entsprechende  Wort  Dolua  ans 
den  Bte.  R.  entnommen*).     Waa  die  ciien  voi^etragenen 


1)  Das  aligeueinelleclilsbewiiMtsein  urihcik  vielfach  gns  anders. 

2)  Nach  den  meisten  neticren  St.  G.  Büchern  gar  nicht  mehr. 
Das  Preuss.  All».  Landr.  hatte  noch  einen  bestimmten  Bcgriflf 
des  Verbrechens  der  Beschädigung  fremden  Eigenthums  aus 
Boflteit  odCT  RMhe,  IL  911.  f.  tttt.  Auch  4n  DiehttabI  m 
LiifMndieit  kam  hkxlwt  gesShlt  werden. 

3)  BeaehtraswcKtii  ist  die  Terminologie  des  Röm.  R. :  1.  Unter 
Culpa  in  einem  weit.  S.  versteht  es  jede  rechtliche  Verschul- 
dung Schuld"),  absichtliche  oder  unabsichtliche  (Dolus 
und  Cnipa  im  eng.  S.),  %.  B.  1.  iS  de  vi,  1.  2  C.  de  cusU  reor. 
a.  Ikter  DohM  in  w«iiarai  Sinae  vtivtolit  jedt  abnchHiche 
rechtliche  Yenchnldiuig,      B.  L  1.  |.  2.  ri  is  qni  tett.  lib. 


Grondfliitse  über  den  Dolos  (das  Wort  jetst  immer  io  dem 
eben  beteidmeten  Sinne  genommen)  betrifft,  so  ergeben  sie 
sieb  als  so  notbwendige,  dass  sie  Ton  keinem  Recbte  ver- 
leugnet werden  können.  Sie  sind  aucb  die  des  Gemeinen  Straf- 
recbts  und  der  Quellen  desselben.  In  Beaebung  auf  das  Rö<- 
miscbe  Recht  ist  dabei  nur  xu  bemerken,  dass  es  bei  einer 
Henge  tou  Verbreeben,  die  auf  dem  gegenwärtigen  Stand- 
punkte des  Gem.  Rechts  das  Eintreten  eines  bestimmten  und 
beabsichtiglen  Erfolges  zu  ihrem  Thatbestande  erfordern,  nur 
die  Handlung  mit  der  auf  den  Erfolg  gerichteten  Absicht,  und 
dann  das  Eüitreten  des  Erfolges  nicht  weiter  verlangt In 
dem  älteren  Deutschen  Strafrechte  galt  etwas  Umgekehrtes: 
Zum  Thatbestande  einer  grossen  Menge  von  Veri>recben,  deren 
Thatbestand  auf  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  des  Straf- 
rechts Dolus  fordert,  war  dieser  nicht,  sondern  nur  eben  das 
Eintreten  eines  (also  wenn  auch  nicht  gewollten)  bestimmten 
reditsverletzenden  Erfolges  (jedoch  wieder  unter  mannigfiichen 
Modificationen)  nothwendig.  —  In  den  neueren  Sl  G.  Büchern 
wird  die  Lehre  vom  Dolus  (und  der  Culpa)  yerschieden  be- 
handelt«  Einige  stellen  ausdrücklich  allgemeine  Grundsätze 


Häufig  wird  er  auch  Dolus  malus  genannt,  /..  B  1. 167  de  reg. 
|iir.  3.  Unter  demselben  ist  anch  der  eigentliche ,  sonst  nicht 

weiter  ausgezeichnete  strafrechtliche  Dolus,  als  vorsätzliches 
Begehen  einer  mit  Strafe  bedroheten  Handlung,  begriffen.  £s 
werden  dafür  gewöhnlich  die  Ausdrücke  gebraucht :  sciens 
dolo  malo,  voluntate,  proposito,  consulto,  maio  studio,  malo 
animo,  sciens  prudensque,  data  opera,  u.  s*  w.  Vergl.  1.  9. 
ISi  t>  i  de  incend.  1.  3.  §.  i  de  sep*  viol.  1.  5.  f.  3  de  poen. 

4.  Unterschieden  wird  Dolus  malas  im  engeren  Sinne:  vor- 
sätzliche und  arglistige  Täuschung,  mit  der  Absicht  zu  be- 
schädigen, 1.  1.  §.  2  de  dolo  malu.  5.  Dolus  bonos,  eine  in 
einzelneu  besonderen  Fällen  gesetzlich  gestattete  Arglist  und 
Tfinschnng»  1*  1.  §.  3  de  dolo  malo.  Wie  die  Culpa  im  eng. 

5.  dem  Dolos  gegenübersteht,  darüber  itnten  N.  5S,  69. 
Die  Peinl.  Ger.  O.  hat  für  den  verbrecherischen  Vorsatz  die 
Ausdrücke:  bosshafftig,  geverlich,  bosslicher  weiss,  gever- 
licher  weiss,  fürsetzlich  u.  s.  w.  Vergl.  Art.  110—112,  115, 
125,  12S  u.  s.  w.  Ueber  die  l^czeichnuug  der  sti'afrechtlichen 
Culpa  ont.  S*  59, 

i)  Nor  in  diesem  Sinne  ist  es  rielit^,  was  man  gewdhnlicli  so 
ausdrückt:  dass  das  Rom.  Strafreeht  mehr  auf  den  Terlireche- 
rischen  Vorsatz,  als  auf  den  Erfolg  der  Handlung  sehe. 
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dtfiber  auf,  andere  nicbl  Zu  jeoea  gehören  die-  ndatcfa 
Sehweiiarisdien,  aumdiiiial  mit  nielil  geringerer  mid.  niebt 
seUechterer  Kaniislik,  ak  die  meifllen  Devliclieii.  Seke  «II-* 
gemeinen  Gfiuidtiitie  über  Doliu  lubeii:  Basel,  Waadt» 
Zürich,  das  Bundeastrafreeht*).  Die  anderen  sIdleB 
sammdieh  apeaelle  Gmndsittze  anch  über  den  Begriff  dea 
Dolos  auf,,  die  aber  zum  grossen  Theile  in  so  genanem  Zn-r 
Mmmenhange  mit  doetrineilen  EinIfaethingen  des  Dohis  stehen, 
dass  sie  erst  in  der  Lehre  himber  (s.  d.  f.  §.)  verstandeii 
"werden  könne. 

§.  56. 

ElütliellnuBveB  den  D«lns* 

Der  Teibreeherische  Vorsats  kann  nnr  Einer  sein:  Der 
Thiter  hat  die  ab  Veri»rechen  erkannte  That  dennoch  gewollt* 
Fehlt  etwas  hieran,  so  ist  kdn  Dolos  da.  Das  Erkennen  kann 
nor  Eines  sein:  es  gibt  kein  halbes»  kein  dreiYierld,  ondkein 
onbeslinuntes,  sondern  nor  ein  ganzes  ond  ein  beslinuntes  Er- 
kennen* Das  Wollen  kann  nor  Eines  sein:  man  kann  nicht 
halb,  ond  nicht,  onbeatimmt,  sondern  nor  ganz  ond  nor  be- 
stimmt woDen.  Gleichwohl  hat  die  Gemeinrechtliche  Doctrin 
den  Dolos  n^ehrfoch  eingetheflt  Der  Qodle  des  Gemdnen 
Rechts  ist  jede  solche  Unterschddong  fremd.  Die  Geschichte 
der  Emtheilongen  der  Doctrin  ist  folgende :  L  Emerseits  unter- 
schied man  sdion  früh ')  als  zwei  verschiedene  Arten  oder 
anch  Grade  des  Dolos  den  überlegten  ond  übereilten  En^* 
sddoss.  Jener  (Vorbedacht,  praemeditatio)  ist  der  nach  lieber^ 
legung  ond  besonnen,  der  andere  (affectToUer  Dolos,  impetos) 
der  ohne  Ueberlegung  im  Zostande  des  Affects  gefiuste  Enl- 
schloss.  Die  Unterscheidong  soll  sich  aof  die  QucUen  stützen'). 

1)  Zu  den  allgemeinen  Grandsätzen  über  Dolus  können  nicht 
gerechnet  werden  die  Vorschrift  von  Zürich  §.  61  und  des 
B un d e SS trafr.  Art.  Ii,  dass  zu.  den  in  dem  besonderen 
ThmU»  des  Gcietzbeehes  hezeichBeten.  strafbaren  Handhingen, 
vfo  nicht  ansdriicUich  des  Gegenthefl  hestimmt  sei,  rechts- 
widriger Vorsatz  ▼ortnsgeselBt'werde. 

2)  Böhmer  ad  Carpz.  pr.  rer.  er.  qu.  142.  obs.  1. 

3)  L.  11.  §.  2  de  poen.  spricht  von  delicta  ex  proposito,  ex  im- 
peta  (und  ex  casu);  die  F.  G.  O.  Art.  137  von  einem  fürsetz- 
liehen  matwOligen  morder*  und  einem  »todtschlag  auss  gech« 
htyt  und  zem*. 
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H.  AadentsMls  worde  moth  früher»  nent  Toa  Carpioy^' 
rmaAm  diraoter  md  indinctor  Alnieht  (■iiiinui)^iwltneki»« 
den,  aber  nur  lieinglcli  de»  VerbmheBS  der  Tddln|^:  de» 
directe  Aiumu  liatte  den  Tod  direet  gewollt;  aber  eocb  dnm 
jenlge,  der  YonälBiicb  eine  Verielinng  zagefögt»  ans  weleker. 
aUein  (perae)»  ohne  Hinintreten  einas  Zn&Us  (non  per  aoci<< 
.  dans)  der  Tod  mklidi  erfolgt  sei»  babe,  wenn  aacb  indinct» 
db  Absiofat  an  tddton  gebebt  Im  Grunde  war  dieser  Indireelo 
AniOHis  eme.  versteckte  Prasnmtion  der  Abdcfat  an  tödtes» 
Ancb  nnr  in  diesem  Sinne,  nnd  immer  in  praktiscber  Bo» 
flcbränkottg  auf  das  Verbredien  der  Tödtnng,  wurde  später 
der  Begriff  des  indirecten  Animus  näber  aufgestellt,  ab  die 
dann  Torbandene  Absicht  zu  tddten,  wenn  Jemand  mit  der 
Absicht  zu  beschädigen  (aaimo  nocendi)  eine  unerlaubte  Hand- 
Inag  (factum  iOidtum)  begaffen  habe,  ans  wekb«r  der  Toi 
eüitt  Menschin  nothwend%  (necessario)  erfolgt  m  D.  Net« 
talbladt  (oder  vielmebr  Glänzer)  suchte  darauf,  die  Lehro 
▼Ott  dem  indirecten  Animns  philosophiseb  zu  begründen^). 
Er  nahm  diesen  dahin  an,  dass  wenn  Jemand  ebe  auf  einen 
bestimmten  Terbvecherischen  Erfolg  gerichtete  Hand- 
lung begehe,  mit  der  Einsicht  (seiens),  dass  aus  dieser  Hand^ 
hmg  ancb  ein  anderer  (schwererer)  Erfolg  entstehen  könne 
fßoq^i  posse),  er  diesen  Erfolg  indnreot  gewollt  kabew  Denn, 
begründet  Nettelbiadt  diese  Annahme,  ca  sei  nicht  nwglich, 
dam  Jemand  zu  einer  Handfang,  deren  Erfolg  er  ancb  nur  ala 
möglich  vorausgesehen  habe,  sich  habe  bestimmen  kSnnctt^ 


1)  Carp'Aov,  pr.  rer.  criin.  qu«  1.  ur.  i5.  31,  qu.  147.  nr.  SOs^^o« 

2)  Aach  „voluntas",  nicht  dolus. 

3)  Vergl.  Berjier,  Elein.  jurisp.  crini.  p.  91;  Leyser,  Med.  ad 
päd.  sp.  603;  BüUmer,  Eleui.  jurisp.  crim.  §.  43;  idem,  A|ed. 
in  C.  G.  9.  AxU  1S7.  §.  6;  Engau,  £leiii*  j.  criau  f.  342; 
Ueifler  (wo.),  pv.  j,  er«  S.  76. 

4)  Ba  ist  tin  Inrttam,  wenn  NcttelhUdt  (oder  Glänser),  als 
der  Erfinder  der  Ijthre  vom  doL  indir»  dargestellt  wird. 
Es  ist  ein  Unrecht  sregen  ihn,  wenn  man  ihm  das  Verderb- 
liehe  dieser  Lehre  zur  Last  legen  will.  Diese  Lehre  war  zvL 
seiner  Zeit  (vergl.  Böhmer  m  G.  C.  G.  Art.  137.  S.  4.)  mit  , 
exaessiver  Willkür  Ton  dar.  Praada  anagabealat,  und  gt rada 
diaaar  trat  dia  wissenschaftlicha  (wann  gleich  immer  füsche) 
Anffisasiing  Nettalb  ladt  a  entaehieden  entgegan. 
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iohiie  daatm  Brfolg  n  wotten Von  den  spiteren  Rechte- 
lehrero  hietoi  niir  wenige  an  der  Beschränkung  Nettel- 
bladts  fest Die  Meisteii  bfieben  bei  der  früheren  Ansicht^ 
idso  bei  einer  rdnen  PräenmtioD  dee-Bolns,  man  sprach  auch 
jelst  nicht  mehr  hUx  Ton  einem  Animns,  sondern  von  einem 
Dolus  «directns  et  intfrectne,  nnd  man  ging  nur  darin  aus- 
einander, dass  firaige  verlangten,  der  Thäter  habe  den  ein- 
getretenen Erfolg  als  möglich  oder  wahrscheinlich  vorhersehen 
müssen.  Andere  nnr,  dass  er  ihn  so  habe  vorhersehen  kön- 
nen *).  Unt«rdess  erhoben  sidh  melnr  und  mehr  Stimmen  gegen 
den  indirecten  Dolns,  freilich  im  Anfang  nicht  entschieden. 
Noch  Soden  ^)  steOte  ihn  nur  in  die  Mitte  zwischen  Dolos 
und  GnlfM  als  »einwilligende  Sebald*'.  Entschieden  traten  • 
Grolmann']  und  Fenerbach dagegen  auf.  Grolmann 
erkennt  nur  Einen  verbrecberisdien  Dolos  an :  das  Einsd^n 
nnd  Wollen  der  Illegalität  <^  Feoerbacb  wendet  siefa  Tor^ 
sngllch  gegen  die  Aofstellong,  dass  bloss  dämm,  dass  der 
Thater  eine  (andere)  Reehtsrerietsong  gewollt,  soUe 
genommen  werden,  dass  er  auch  die  als  möglich  erkannte  nnd 
wirklich  eingetretene  Verletiung  gewollt  haben  müsse;  er 
fragt,  warum  man  denn  bei  einer  onscbnldigen  Handlung 
keinen  indirecten  Dolos  annehme?  —  Die  Hinfälligkeit  des 
iodnrecten  Animns  (oder  Dolus)  leoehlet  m.  Allein  trotz  je- 
nem entschiedenen  Ausspruche  Grolmanns,  dass  es  nor  Einen 
Dolus  geben  könne,  stellte  Fenerbach  jetzt  andere  Einthei- 
lungen  auf.  HI.  Er  unterschied  einerseits  bestimmten  und 
unbestimmten  Dolus  (dol.  determinatus  et  indetermlnatus  s. 
eventualis):  »in  wiefern  entweder  der  entstandene  Erfolg  d^ 
unmittelbare  und  ausschliessliche  Zweck  des  Begebrens, 

1)  NetteibUdt  (Glänzer)  Dissert.  de  homicidio  ex intentioiie 

indirocta  commisso.  1756. 

2)  Koch,  Inst.  j.  er.  §.  MO:  Meister  (jun.),  Pr.  ).  er.  §.  23. 

3)  Vergl.  Quistorp,  Peinl.  R.  §§.  36,  223;  Westphai,  Cr.  R. 
Aam.  3.  §.  7;  Dorn,  Prakt.  Com.  L  §.  31)  Klein,  PtinL  IL 
S.  «23. 

4)  Geist  der  Crim.  Gesetzgebung  Deutschlaads  (1792),  Bd.  1.  §.8*  f. 
Die  weitere  Literatur  bei  Feuerbach,  Lehrb.  §.  60. 

5)  Grundsäue  der  Cr.  R.  Wissensch.  §§.  47,  43;  ßibliolheii  für 
die  peinl.  R.  Wiss.  Bd.  1.  Stück  1. 

«)  Eibl.  1  d.  peinL  R.  W.  Bd«  2.  St  5.  S.  23«  f. 
7)  Grands.  s§.  41»  55. 
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4>te  4ie  lAbfieiil  V/erhreciMn  auf  mebrore  Reehtsram 
Je(Kiiiig«n  einer  botiBUnten  Art  oder  Gattmig  alternatir  |^ 
richtet  .var^  %  Andereneils  imterBchied  Fea^rbach  oater  dem 
J!fam0D  enlpa  dolo  deteraunata  den  mit  der'Cnljia  zusammen- 
treifondea  Uoli»  in  dem  Falle,  -wenn  ein  Veriireciier  emen 
■teitimmten  rediteiridiigen  Erfolg  zum  Zw4!.oke  hat,  ans  der 
hiaranf  gerichteten  Handlang  aber  ein  anderer  rechlswidriger 
EikH$  entstanden,  wddMn  er  als  möglidie  Folge  seiner  rechts^ 
nsdiigen  Handlang  entweder  voriiergesehen  hat  oder  doch 
fotlmehen  konnte*).  Die  Ansichten  Feaerbaclis  sind, 
I  .wenngleich  mehr  oder  weniger  bestritten  nnd  modificirt,  be- 
aiehongsweise  weiter  ansgebildel,  die  mfaerrschenden  in  der 
'GemeinvechtL  Doctrin  geblieben.  Der  Begriff  einer  Gn^ 
dolo  detecminata  ist  freilich  znm  grössten  Theile  als  unrichtig 
.«kennt  nnd  aa%egebeQ.  Die  Iiohre  von  dem  anbestimmten 
SMm  dier  ist,  allerdings  nnter  theilweiser  Anerkcnnong,  dass 
•man  nicht  ^^erade  von  einem  anbestimmten  Dolos  sprechen 
jLÖnne,  weiter  so  ausgebildet:  Es  werden  onterschieden : 
.1.  Bestimmter  (einläicfa  bestimmter]  Dolus,  wenn  der  Ver- 
lurecber  nur  aasschUesslich  Einen  Erfolg  seiner  Handlung 
wallte.  2.  Unbestimmter  (mehrfach  bestimmter)  Dolus,  andi 


i>  F«m«rb«eh,  L^rb.  s»59.  D«rt«lbe  in  Grolmanus  Biblw- 
thek  Bd.  2.  St.  5.  Er  fuhrt  folgendes  Beispiel  des  anbest.  Dolos 

AH:  „Z.B,:  ich  will  mich  an  einem  Menschen  rächen  und 
schiesse  nach  ihm,  nicht  gerade  um  ihn  zu  tödten,  auch  nicht 
um  ihn  blos  zu  Ter\vunden,  sondern  um  meine  allgemeine  und 
unbestimiiite  Absicht,  ihm  zu  schaden,  auszuführen  $  ich  will 
«nr,  daas  eme  fe«  diäten  Verietzmigeii  wirklieh  werde.*  Scbon 
dieses  Betspiel  ist  %'erfehlt  und  in  sich  widersprechend.  Die 
Absicht,  blos  zu  schaden,  ist  die  Absicht,  blos  einen  Rechts- 
begriff herbeizuführen;  dies  kann  nie  Zweck  einer  Handlung 
sein.  Andererseits,  wer  nur  die  allgemeine  und  unbestimmte 
AMehtsnadiadeB  hat,  Jtann  aieaMls  die  Absiete  hebsn»  ent- 
weder vapwanden  oder  tödlea  und  gar  mvdiea  an  wollen, 
2)  Lefcrb.  i.  60.  Fenerbacb  erklärt  selbst,  Bibl  Bd.2.  S.  241, 
dass  dies  der  alte  s.  indirecte  Dolus  sei.  Wie  er  gleich- 
wohl zu  einer  besonderen  Hervorhebung  desselben  kommen 
konnte,  »scheint  uoi  so  uneründlicher,  als  er  zugleich  be- 
aieckte  (s.ob),  in  Ansehung  der  als  mügUeh  vorbergesebenen 
oder  Tinlienniwhcndea  F^e  einer  Haadlnng  sei  es  völlig 
gleicbgültig,  ob  die  Hendlnug  eine  eflanbte  Aet  eine  naer- 
binbte  sei» 
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«rraifUieHer  Dolus  im  weil.  S. ,  wenn  der  WiHe  des  Verbre^ 
'Cbcps  mehrere  mögliche  Erfolge  seiner  Handlimg  umfeisste. 
Oieser  ist  wieder:  a.  Alternativer  Dolus:  wenn  es  dem  Ver- 
brecher gleichgültig  war,  welcher  Ton  den  mehreren  als 
möglich  erkannten  Erfolgen  eintreten  wBrde  Eventoeller 
Dolus  im  engeren  Sinne:  wenn  der  Verbrecher  zwar  zimächrt 
nur  einen  minder  strafbaren,  den  (wirklich  nachher  eingetre- 
tenen) schwereren  aber  doch  auch  in  sofern  wollte,  als  dieser 
bei  Verfolgung  des  ersteren  zugleich  als  aocfa  Idcbt  mögliche 
F^Ige  von  ihm  voransgesehen  und  van  des  Haoptzweokes 
willen  in  seinen  Willen  nu't  aufgenommen  wurde').  Die 
neueste  Doctrin  hat  freilich  weiter  an  dieser  Lehre  modi- 
ficirt ohne  aber  ihren  eigentlichen  Cirandsatz,  der  trotz 
Protestation  dagegen,  ein  unbestimmter  Dohis  bleibt,  aufzu- 
geben. Nur  wenige  SchnftsteUer  haben  sich  neuerdings  ent- 
schieden und  allgemein  gegen  diesen  erklärt  IV.  Ansser- 
dcm  wird  unterschieden  im  Gegensatze  zu  dem  einfachem 
Dolus  (dol.  spec.)  ein  generaler  Dolus  (dol.  generalis),  wenn 
tm  V  erbrecher  zur  Erreichung  eines  bestimmten  verbreche- 
rischen Erfolges  sich  mehrere  einzelne  Handlungen  vorge- 
nommen hat,  so  dass  der  Dolus  sich  auf  diese  alle  und  deren 
Wirkung  bezieht').  —  Diese  letzte  Eintheilung  des  Dolus  bat 
keine  rechtliche  Bedeutung ;  die  anderen  sind  geradezu  falsch. 
Zu  I.  Der  Dolus  wird  weder  der  Art,  noch  dem  Grade  nadi 

1)  Also  dw  eveutueüe  Dolus  Feaerbach«. 

'2)  Zuerst  so:  Weber,  im  Neuen  Arch.  des  Cr.  R.  Bd.7.  S.562f. 
Nach  ihm:  Bauer,  Lehrb.  S.  .51;  Ahegg,  Lehrb.  §.84; 
Marezoli,  Cr.  R.  §.  26. —  Web«r  k«t  seine  Theorie  zn- 
Mmmeogestcllt  theils  aiMh  fenerliach  :a.  O.,  theils  naeli 
HcRilte,  "Handb.  Bd.  1.  JS.  B4S  £  and  Wich Ur,  Ldtadb.  4. 85. 

3)  Vergl.  Hefftcr,  Lehrb.  §.  65;  Bcrner,  Iinput.  Lehre  S.  185 f.; 
Köstlin,  Revision  S.  259  f. ,  der  zugleich  wieder  einen h^lut 
confasen  indirecten  Dolus  aufbringen  will. 

4)  Laden,  H«ndb.  S.  247  f.,  der  Verf.  im  Lehrb.  des  Frens». 
Stxafr.  §§.  .50,  51  (schon  früher  in  seiner  Lehre  wn  der  Töd- 
flw«  «Mb  Pmm»JI.  79)s  0««nhr4i€g«aa  BMadstif- 
tong  S.  197,  und  zoletxt,  theilw^ise,  Kr«g,  über  Dolus  und 
Ckdpa  ;  vergl.  meine  Abtb.  äb«r  »d.  «aheü.  «Dolwi  iai.Arch.  d. 
Gr.  R.  f.  18.5(L  S.  306  f. 

•^J  Der  Verbrechier  will  jteineu  Gej^ii«r  tüdlen  nnd  ZA  dam  2wecke 
ihn  «rhäflgen  nnd  «dMin  smr  fstäumtm-Sk^mAtüt  Mh  da  dis 
WuMT  .wocink  ZowctlMiCarf Mir,  Cr,  q^A,.§»aBt,  FcrcjL 
Berner,  Imp.  L.  S.  i93  f.;  Köstlia,  RevinMi  5.  963  1 
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«in  anderer,  mag  er  m  Folge  Ueberie^ning  oder  im  Affecte 
gefordert  sein.  Aiteb  im  A^te  bat  der  Iffiensch,  wenn  der 
Affect  nicht  die  Znredmnngslälugkeit  anfhebt»  Erkenntniss 
nnd  Wllen.  Der  Mangel  der  dnrcii  den  Affect  Ana  gehin- 
derten Udberleguüg  steOt  nur  die  Intensität  des  Terbrecberi- 
sehens  Willens  geringer  dar,  nnd  begründet  desbalb  einen 
geringeren  Grad  der  Strafwürdigkeit»  die  mit  dem  Tbat- 
bestände  des  Verbrecbens  nbeibanpt  nicbts  zn  scbaffen  bat,  vnd 
nur  fnr  einielne  Verbrechen  einen  Unterschied  des  Thatbe- 
standes  herstellt  (z.  B.  Mord  nnd  Todtschlag).  Zu  II.  Der 
indirecte  Animns  oder  Dolns  ist  ein  Unding,  anch  der  Net- 
telbladtscbe.  Der  Uos  als  möglich  erkannte  Erfolg  ist  eben 
kein  gewisser;  wollen  kann  man  nnr  das  Gewisse;  das  Un- 
gewisse wollen,  beisst  nichts.  Za  DI.  Die  €n1pa  dolo  de- 
tenmnatft  ist  einfach  ein  Znsammentreffen  von  Dolus  nnd 
Culpa;  weder  jener  noch  diese  werden  durch  das  Znsammen- 
treffen anders.  Ein  unbestimmter  Dolus  ist  etwas  Wider- 
sinniges. Unbestimmt  wollen,  ist  psychologisch  unmöglich. 
Dasselbe  gilt  ypn  den  beiden  Unterscheidungen  des  eventuellen 
Dolus  im  w.  S.  (des  mehrfach  bestimmten  Dolus].'  Was  dem 
Menschen  gleichgüliig  ist,  das  kann  er  eben  nicht  wollen,  oder 
er  müsste  etwas  wollen,  was  er  anch  nicht  will,  es  müsste 
also  ein  unbestimmtes  Wollen  geben;  daher  lässt  der  alters 
natiye  Dolns  sich  gar  nicht  denken.  Den  eTentuellen  Dolus 
'  im  eng.  S.  kann  es  aus  folgendem  Grunde  nicht  geben:  Der 
Mensch  kann  zwei  Erfolge,  von  denen  der  eine  den  anderen 
ausscbliesst,  nicht  zu  gleicher  Zeit  wollen;  er  müsste  sonst 
zu  gleicher  Zeit  ein.  nnd  dasselbe  wollen  und  nicht  wollen 
können.  Wenn  nun  dne  Handlung  mehrere  Tcrschiedene  Er- 
folge haben  kann,  so  kann  der  Mensch  daher  in  dem  Momente 
des  Entschlusses  und  Ausfnbrens  —  und  nur  darauf  kommt 
es  an  —  nur  entweder  diese  sämmtlicbcn  Erfolge,  oder  nur 
Einen  von  ihnen  gewollt  haben Zu  IV,  Der  Begriff  des 


i)  Man  mnss  erstaunen,  mit  welcher  Zähigkeit  trotz  der  Klar- 
heit der  im  Texte  aufgestclltoii  Sät/.c,  die  Doctrin  noch  immer 
an  dem  unbestimmten,  beziehungsweise  alternativen  und  even- 
tuellen Dulus  festhält.  Man  muss  nocU  mehr  erstaunen,  wie 
ancb  nocb  immer  die  PMods  danm  fetthllt,  da  doch  tolehe  psy- 
chologische Undinge  in  der  WirMiehkeit  nicht  bestehen,  son- 
dern nur  ans  der  Phantasie  der  Richter  in  die  Acten  kommen 


Digiti/Oü  by  Cjt.)0^lc 


Dolus  generalis  ist  an  sich  nicht  anrichtig.  Allein  er  hat  recht- 
lich keine  Bedeutung.  Er  soll  diese  freilich  dadurch  haben, 
dass  man  annimmt,  wenn  der  eingetretene  verbrecherische 
Erfolg  erst  aus  einer  der  späteren  Handlungen  entstanden  sei, 
so  müsse  derselbe  zum  Dolus  zugerechnet  werden,  wenn  nicht 
nachgewiesen  werden  könne,  dass  der  Thäter  seine  ver- 
brecherische Willensrichtung  bereits  habe  abgebrochen  ge- 
habt *).  Das  ist  aber  nur  wieder  eine  versteckte  Präsumtion 
des  Dolus.  —  Schliesslich  ist  noch  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  wie  bei  den  Eintheilungen  zu  II  bis  IV  schon  der 
Ausdruck  Dolus  unrichtig  gebraucht  wird.  Es  kommt  darin 
tiberall  nur  auf  den  äusseren  Erfolg  einer  Handlung  an*),  also 
nur  auf  die  Absicht  des  Handelnden,  die  bei  denjenigen 

können.  Man  mnst  über  das  Alles  um  «o  mehr  eretannen,  alt 
tmeneiU  di«  Qiidlan  des  Gem.  R*  nidit  den  geringsten  Aa- 
Lalt  för  eine  solche  Lehre  geben,  andererseits  keine  einzige 
andere  Jurisprudenz  sie  kennt,  als  eben  die  Gemeine  Deutsche. 
Die  Geschichte  des  Dohmas  erklärt  indcss  allerdings,  wie  die 
Lehre  entstehen  und  sich  halten  konnte:*  Carpzov's  Strenge 
gab  den.  ersten  Anstoss  $  seine  AvctoritSt  Kefestigte ;  die  Praxis 
missbranelite  excessitr;  liettelbladts  Versach  der  philoso- 
phischen Begründung  wurde  zugleich  Veranlassong  znr  6e-> 
neralisirung,  und  rief  später  andere  Versuche  der  philosophi- 
schen Bep-iindung  hervor,  hauptsächlich  unter  der  neuen 
Autorität  Feuerbachs.  Doctrin  und  Autorität  imponirten 
der  Praxis,  die  nicht  nachdenken  vnd  daher  nicht  sehen 
wollte,  und  noch  nicht  will,  und  der,  was  besonders  xvl  be- 
achten, CS  schwer  ^\  ^^de,  in  den  einzelnen  Fällen  dem  leug- 
nenden Verbrecher  den  Dolus,  als  etwas  Innerliches,  nach- 
zuweisen. Ich  bin  viele  Jahre  praktischer  Inquirent  and  Cri- 
minalspruchrichter  gewesen.  In  ersterer  Eigenschaft  habe  idi 
nie  eine  Spur  eines  nnbestinimten,  altern*  oder  event.  Dolos 
gefanden.  In  der  zweiten  habe  ich  die  Vorurtheile  desselben 
oft  genug  bekämpfen  müssen«  In  meinem  Archive  f.  strafr. 
Entsch.  I.  S.  161  f.  habe  ich  eine  Menge  von  Fällen  aus  der 
Praxis  mitgetheilt  und  die  INichligheit  der  Praxis  nachgewiesen* 

1)  Jarke,  Handb.  I.  S.  221,  Köstlin.  Revision  S.  268k  Aehn- 
lieh  Lmden,  Handb.  S.  372,  vergL  aiieh  Heffter,  Lehrh^ 
f.  333. 

2)  Die  Dienstfertigkeit  einzelner  Commcntatoren  neuerer  Deut- 
scher St.  G.  Bücher  hat  den  Begriff  des  indeterminirten  Dolus 
freilich  auch  schon  auf  Verbrechen  auszudehnen  gesucht,  bei 
denen  es  auf  Absicht  und  Erfolg  gar  nicht  ankonntt.  Dio 
Ges.  Bttcher  selbst  allerdings  sind  tcrstSndiger*' 
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Verbrechen,  z»  denen  es  auf  Absicht  und  Erfolg  überhaupt 
ankoaait,  nur  einen  TbeiT  än  Doks  aasHMhU.  0er  A«s^ 
drack  der  früheren  DiocUria:  aaioMis  dir;  nnd' iad.  toaf  en 
gteicher  Vorwurf  nicht. 

f.  •» 

fortHctzuns* 
isiHllieilnnseia  umM  den  Scliwclser«  St*  C^«  BOctem» 

'  Dfi0  fidsdbBDBialhtibiBfeiir  disr  Ooetmn  sind!  in  die  mmtum 
BentedMUi  St  CL  Bl.,Qbergegangen,  and  vntar  nach  dem  jedesK 
maUgen.  Standpunkte- der  L^ve  rar  Zeit  dev  Bedectioo.  bafeb 
•aleke  gesetdiche  SanclSoonrong  des  Iirthwas^  and  UaTenlendta 
ist  begraflich  das  Recht  anf  die  nachthdiigste  nnd^  vepweff- 
HUiste  Weis»  uilergraben ,  and*  ea  wiad  «■  soi  mehp'PffielM  der 
Vbeorie  «td-  der  Phnds,  -  entgegentntreten,  als  lleider  die 
neorie  banptsÜcBliclk  den  ünyerstand'  erzeugt,  und' die  Praxis 
war  zu  conniVent  ilu»  rar  Anwendung  gebracht  hat  und  noch 
hffiogt.  Für  dMEk  Fraaia  imA  diese  PiKebt  nm  ao  diingender» 
d»<He  V^iraehiMIwr der4Seastaev  ym  die^leHre  selbst,  grössten- 
tfteflff  aaf'Tonmssetrangenr  beruhen^  die  gar  nicht  Torhanden 
sein  können.  Wo  nicht  hcass  der  Befehl«  den  Dolus  zu  prä- 
ionven«  ausgesprodben  ist,,  da  beruhet  eben:  jeder  Sate  und 
yadcr  Vanschaift.  dar  Lehre  des  onfceatiinniiQn  uw  &  w..  Dolus  auf  , 
ps^ehologischen'  Umnogliolihaitc«,  und  der  Riehtep,  der  die 
Forschrift  rar  Anwendtang  bringen  woBlev  würde  sie  BtMB  auf 
«uen  Fäll;  anwendisn«  der  so,  wie  das  Gesetz  ihn  voraussetzt 
und  also«  Terlangt^  gar  nicht  Yorliegt«  gv  nicht.  wUegen 
hauBk  Audb:  im  die  gyösaera»  Aaashl-  <k»  Sahweiaeriachen 
Stl  Cr.  Btteher  ist  di»  lalsche  luHm  eingedrangea.  I,  Basel» 
Zürich,  Waadt  und  das  Buttdevstrafrecht  enthalten  (ob. 

54)  über  den  Dolbs.  nfchts,  alto  auch  heina  Eintheirangen 
deaaeUbea.'),,  DL.  Auch  die  iibfig^  ateUsn  znij&Edmt  kerne 
ITajfanfhiidnng  des/  Dnloa  aaf  aack  der  yonhaadtonea  Friime- 
dttatfen  oder  Geheroloag^,  oiwoU  sia  dbn  Albet  allMings 


1)  Da»  übcrgemoht  za  ZnraeJb  hai.  «idi  i^einhwalil  dies  newuhn* 
vcegb*  ftrhattharf,.  Baitov  iTL  &       SZIS  and  aeja»  Aach,  t, 
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Fichtig  würdigen  ID.  Sodann  stellen  Einige  einen  be- 
stimmten Begriff  des  DoJas  (verbrecherischen  Vorsaties)  aof, 
meist  verschieden,  und  vielfach  ungenugeud;  indcss  kommt 
bieraiif  nichts  an,  indem  durch  die  gewählten  Ausdrücke  der 
riclilige  Begriff  dem  Wesen  nach  weder  hat  geändert  werden 
sollen,  noch  geändert  worden  ist  -).  IV.  Den  allen  indirecten 
Dolus  stellen  die  folgenden  auf,  tbeilweise  nicht  unter  seiner 
Itergebrachten  doctrinelleu  Form,  sondern  ausdrücklich  al» 
Fräsumtion  des  Dolus:  Aargau')  und  Schaffhausen*): 
>,Auch  dann  fallt  böser  Vorsatz  zur  La»t,  weaa  zwar  das 


1)  Das  Nähere  gehört  in  die  Lehre  von  der  Zurechnung,  der 
Milderung  der  Strafen,  des  Mords  und  Todischlags  und  ein- 
zelner anderer  Verbrechen.  In  der  Lehre  vom  V^orsatze  hat 
BOT  Freibvrg  tiae  ailf(eB«uw  Beiri— nmg»  s.  Men. 
.  2)  Es  defianreii  namentlich  Aargaii  2  uuk  Schaffbamaa» 
§.  2  (fast  wörtlich  nacli  dem  Oest.  St.  G.  B.  6. 1) :  yBöser  Vor- 
satz ist  vorhanden,  wenn  vor  oder  bei  der  gesetzwidrigen, 
Unternehmung  oder  Unterlassung  das  Uebel,  welches  daraus 
entsteht,  überdacht  und  beschlossen,  folglich  die  geset2wi<irige 
HandlaDg,  in  Ahaidif»  «insa  dm  UtM  «Btatalie,  wrtar^ 
nommen  wurde".  St.  Gallan  Art»  3:  ,Eina  bagmigene  Ter- 
letznng  wird  zum  Vorsatze  angerechnet,  wenn  der  Thätcr  die» 
selbe  geradezu  durch  seine  Handlung  oder  Unterlassung  be- 
zweckte*'. T  es  sin  Art  2:  „Vorsatz  ist  da,  wenn  Jemand  mit 
seinem  Willen  (volontariamente)  etwas  thnt  oder  unterlMfft, 
WM  dM  GeMls  Ttrlnetet  oder  gebietet*.  Lnsesn  t*  Sf  & 
^Vorsatz  ist  der  Entschlns»  svr  Begehang  einer  Hmdking*. 
Graubünden  §.  19:  »Vorsatz  wird  als  vorhanden  angenom- 
men bei  jeder  den  Strafgesetzen  zuwider  laufenden  Handlung 
oder  Unterlassung,  zu  welcher  sich  Jemand  absichtlich  and 
mit  dem  Bewusstsein  ihrer  Rechtswidrigkeit  bestimmt  bat,  wm 
wie  bei  jedem  itrafbaren  Erlii^e,  wcleber  gerademi  b«d^ 
«icbtigt  ist".  Freiburg  Art.  28:  «E«  ist  kein  Verbrechen, 
wo  kein  Wille,  dasselbe  /,u  begehen,  vorhanden  ist.''  Art, 
29:  „Der  Vorbedacht  besieht  in  der  vorhergehenden  Ab- 
sicht und  dem  Entschlüsse,  das  Verbrechen  zu  begehen".  (Der 
Fmnacte.  Text  hat :  U  n'y  a  pas  de  crime-  saae  Im  d« 
le  commettre.  U  y  a  pr^m^lation  dane  le  profet  et  la  r^ao» 
Imüon  de  commettre  le  crime '^.)  Dies»  de»  Franaiev  Sirafr. 
entnommene  Unterscheidung  kommt  wesentlich  nur  auf  den 
Gemeinrechtl.  Unterschied  zwischen  Prämeditatian  nnd  Afiect 
heraus. 

.  a^Sib.fik.lfi.  Ii» 3»  4 

4)  St.  G,      «.  3. 


wirklich  erfolgte  Ud>el  nicht  eigens  die  Äbsicfat  des  Handehi- 
den  war,  immer  aber  aus  einer  anderen  bösen  Absicht  eine 
Handlung  unternommen  wurde,  woraus  das  Uebel  gewöhnlich 
m  folgen  pflegt,  oder  (dieser  Zusatz  fehlt  hei  Schafilhausen) 
dodi  leicht  folgen  kann ))Wenn  aber  der  iihle  Erfolg  einer 
Handlung  oder  Unterlassung  nadi  der  bekannten  natürlichen 
Ordnung  da*  Dinge  mcht  vorausgesehen  werden  konnte,  und 
solches  m  emem  blossen  Ungeföhr  oder  Znfitll  seinen  Grund 
hat«  so  kann  eine  solche  Handlung  nicht  als  ein  Griminal- 
Verbrechen  angesehen  worden*^.  Freibnrg^):  »Es  ist  nidit 
blosse  Fahrlässigkeit,  sondern  Wille  Torbanden,  wenn  die 
Folgen  der  That  vorausgesehen  werden  konnten^.  Grau- 
bünden'):  »Vorsatz  wird  als  vorhanden  angenommen^ — bei 
jedem  strafbaren  Erfolge  —  wdcber  als  wahrschemfiche  Folge 
der  beabsichtigten  Handlung  oder  Unterlassung  vorausgesehen 
werden  mnsste^.  Ohne  solchen  ausdrücklichen  Befehl  der 
Präsumtion  des  Dolus:  St.  Gallen^}:  »Eine  begangene  Ver- 
letzung wird  zum  Vorsatze  angerechnet  »  wenn  der  Thäter 
überhaupt  wusste  und  vorausgesdien  hat,  dass  die  geschehene 
Verletzung  aus  seiner  That  nothwendig  erfolgen  müsse,  oder 
doch  wahrscheinlich  erfolgen  werde^.  —  Wissenschaft- 
lich sind  diese  sämmtlichen  Sätze  (mit  Ausnahme  des  über  die 
als  nothwendig  erkannte  Folge  von  St.  Gallen,  wo  directer 
und  bestimmter  Dolus  vorliegt)  falsch.  Aber  auch  für  die 
Praxis  sind  sie,  trotz  des  gesetzlichen  Befehls,  unerheblich: 
der  gewissenhafte  Inquirent  wird  die  vorausgesetzten  thalsäch- 
lichen Momente  nicht  in  den  Angeschuldigten  hineininqniriren, 
and  der  gewissenhafte  erkennende  Richter  wird  zusehen,  ob 
das  nicht  dennoch  geschehen  sei.  Das  Gewissen  der  Ge- 
schworenen steht  ohnehin  über  solchen  Gesetzesparagraphen. 
V.  Den  unbestimmten  (oder  s.  g.  mehrfach  bestimmten)  Dolus 
haben,  ganz  oder  theilweise,  einige  sogar  neben  dem  indi- 
recten,  aufgenommen,  und  zwar  ganz  (den  alternativen  und 
eventuellen):  Thurgau')  und  Graubünden'),  sie  rechnen 

1)  Wörtlich  nach  dem  Oestenr.  St  G.  B.  fi.  1. 

2)  St.  G.  B.  Art.  32. 

3)  St.  G.  B.  §.  19. 

4)  St.  6.  B.  Art.  3. 

5)  St.  6.  B.  §  3S.  Eine  Anwendmig  s.  in  Widmer,  BeiCr«  IL  S,29. 
«)  St.  6.  B.  f.  20. 


zum  Vorsatze,  ))Wenn  die  Absicht  des  Handelnden  nicht  aus- 
schliesslich auf  einen  beslimmlen  Erfolg,  sondern  unbestimmt 
auf  den  einen  oder  anderen  von  mehreren  möglichen  Erfolgen 
'  gerichtet  war".  Nur  den  alternativen  Dolus  haben  St.  Gallen'): 
^^Wenn  der  Thäler  eine  Handlung  unternommen  hat,  mit  Gleich- 
gülligkcit,  ob  dieselbe  gerade  die  bezweckte  Verletzung  oder 
eine  andere  Wirkung  hervorbringen  werde";  Luzern*): 
»Wenn  der  eingetretene  rechtswidrige  Erfolg  einer  Handlung 
von  dem  Thäter  als  möglich  vorausgesehen  wurde,  er  aber 
die  That  verübte,  indem  es  ihm  gleichgültig  war,  ob  dieser 
oder  ein  anderer  Erfolg  eintrete Auch  diese,  wissenschaft- 
lich falschen  Satze  können  für  die  Praxis  gar  keine  Bedeu- 
tung haben ,  weil  die  thatsächlichen  (psychologischen)  Voraus- 
setzungen unmöglich  sind.  VI.  Die  falsche,  aber  für  die 
Praxis  gleichfalls  unerhebliche  Anwendung  der  Lehre  Ton 
dem  dolus  generalis  hat  aufgenommen  Graubänden'):  Der 
Erfolg  soll  zum  Vorsätze  gerechnet  werden,  »wenn  sich  der 
Handelnde  in  Bezug  auf  ein  beabsichtigtes  bestimmtes  Ver- 
brechen mehrerer  Handlungen  oder  Unterlassungen  hat  za 
Schulden  kommen  lassen,  ohne  dass  es  darauf  ankommt, 
durch  welche  derselben  der  Erfolg  herbeigeführt  worden 
Vn.  Die  culpa  dolo  determinata,  jedoch  rein  doctrinell  und 
für  die  Praxis  unschädlich,  enthalt  Thurgau^). 

$.  sa 

Beweis  den  JDolu«. 

Der  Dolus  muss,  wie  jedes  andere  Moment  des  Thatbe» 
Standes,  feststehen,  wenn  eio  Verbrechen  als  vorhanden  au- 
'  genommen  -werden  soll.  Von  einer  Präsamtion  desselben. 


1)  St.  G.  B.  Art.  2. 

2)  St.  G.  B.  §.  31. 

3)  St.  G.  B.  §.  20. 

4)  St.  G.  B.  §.  36  :  j^Wenn  aus  einer  Handlang,  welche  auf  einea 
bettimmten,  vom  Handelnden  beabaichtigtea  Erfolg  gerichtet 
war,,  ein  anderer  von  ihm  nicht  beabtiehtigter  Erfolg  hervor- 
ging, so  wird  ihm  die  That.  in  Bezog  auf  den  beabsichtigten 
Erfolg  zum  Vorsatz,  in  Bezug  auf  den  eingetretenen  anderen 
Erfolg  aber  zur  Fahrlässigkeit  zugerechnet,  vorausgesetzt, 
dass  im  einzelnen  Falle  die  Bedingungen  der  strafbaren  Fahr- 
lüssigkcit  vorbanden  seien  V 

r 
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kann  nickt  die  Rede  Mn.  Die  Wisseosolwlt  kat  sie  ver* 
worfeB Wo  die  Gesetzgebungen  sie  nocii  enthalten,  darf 
der  gewissenhafte:  Bicblery  dem  gegenwärtigen  geläulerteii  uad 
bessecen  Rechtabewnsatseia  folgend ,  sie  nicht  mehr  «nnebmeB, 
Aber  aucb  von  einer  beaonderen  Beweis'laat  kam»  nicbl  dia 
Bflde  aein.  Dorok  die  gesammle  fJntenndnng  eben  mna 
iidk  anck  der  Bobs  ketstelk».  fia  yeririilt  aick  Uenul,  wie 
vü  dar  Zmakeabarkeit  (ob.  §•  52).  Ah  etwa»  tein  laBer» 
Kabea  kann  amb  der  Dobia  nor  ana  den  änaaerfick  etkenn- 
kam  Tkataacken  geacblossen  werden.  Von  adbat  Tentekl 
nch,  dass  jedeamri  der  gesaanate  Yerbreckeriaeke  Voraatv 
kewieaeii  wigdm  mutf  alaa  Vataali  laa  eegeren  Same,  und, 
um  dieae  nun  Tkatkeatanda  dea  VeilweckeaB  geköil,  die 
kütchfaiaeke  Abakkt*  —  Die  St  G.  Bäcker,  amk  die  SckweW 
aunackam,  eaAkaltoa  über  dien  Beweie  dea.  Dakia.  nickts  Spe- 
■afleat  wut  Awahma  der  (im  t.  §.]  bereits  gewürdigten  thtH^ 
flBmtBMMn  % 

b.  Culpa  (verbrecherische  Fahrlässigkeit] 

besonders. 

f.  5». 

Wie  die  Anoabmc  einer  slrafbaren  Fahrlässigkeit  gcschicht- 
Hch  nicht  immer  oder  nur  besclirankt  in  dem  allgemeinen 
RechlsLewusstsein  einen  Grund  hat,  sondern  vielfach  ausser 
demselben,  nur  in  den  Gesetzbüchern  steht  und  hier  durch 
»Herlei  Rücksichten  erzeug:t  war,  ist  bereits  oben  (§,  53)  be- 
merkt worden.  Die  Gemeinrechlliche  Geschichte  der  Culpa 
bestätigt  dies.  —  So  lange  hei  einem  Volke  die  Verfolgung 
des  Verbrechers  noch  dem  £iuzelnen  überlassen ,  von  der  Ge- 


1)  Die  Lehre  von  der  Präsumtion  des  Dolus  gehört  in  der  Wis- 
senschaft zu  den  Antiquitäten.  So  wird  aligeraein  behaoptet; 
ein  nid*  wenige  RecbiMrer  Megen  ifia  *  fteifick  «nlie- 
imt--^  dnacii  eine  lIialcHbiv  wiedar  in  die'Sn^ 
2.  B.  dttrcfa  die  s.  g.  Mtionee  übnae  imcanM*«  dieLtkrc  von  ■ 
dem  freiwilligen  Absteften  vom  Versuche,  "vor  allem  durch 
dae  Grvndsätze  voa  dem  unbestimmten  and  generellen  Dolus. 

2>  Des  St«,  G.  B.  tob  GraubiUden  enthält  nur  («.  23)  die  sich 
ve»  MÜrt  ventdnnde  Bettiamamgt  4mm  ^  mveiMleilen 
Füllen  nidit  Torseta ,  sondern  PefciUwijjjiireil  eBsanekinMi  iei^ 
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sammtheit  stillschweigend  übertragen  wird  (s.  ob.  §.  7),  was 
die  Geschichte  bei  den  meisten  Völkern  aU  den  ursprüng- 
lichen Zustand  der  Strafrechtspflege  herausstellt,  so  lange 
wird,  wenigstens  dem  äusserlichen  Resultate  nach,  nur  die 
durch  das  Verbrechen  entstandene  PrivatrechtsTerletzung  be- 
straft. Dabei  kann  ein  Unterschied  zwischen  der  gewollten 
and  nicht  gewollten  Rechtsverletzung  entweder  gar  nicht,  oder 
nicht  wesentlich  erheblich  sein  Er  kann  erst  aus  einer  fei*  ' 
ncren  Ausbildung  des  Rechtssinnes  hervorgehen.  Aus  dieser 
hat  sich  dann  gleichzeitig  notbwendig  eine  eigentliche  Orga- 
nisation der  Strafrechtspflege  ergeben,  wodurch  namentlich 
der  Staat  (die  Allgemeinheit)  selbst  die  letztere  ganz  und  gar 
in  die  Hand  nimmt.  Allein  nur  nach  und  nach ,  so  dass  noch 
lange  die  von  dem  Verletzten  allein  mit  Privalstrafe  zu  ver- 
folgenden Verbrechen  neben  den  von  der  Allgemeinheit  out 
öffentlicher  Strafe  zu  ahndenden  neben  einander  bestehen. 
Bei  den  letzteren  bringt  dann  der  Unterschied  des  geradezu 
gewollten  und  nicht  gewollten  strafbaren  Unrechts  erhebliche 
Einwirkungen  hervor.  Weniger  wird  er  bei  jenen  eine  Ver- 
änderung des  bisherigen  bestehenden  Zuslandos  bewirken. 
Sü  zeigt  sich  auch  die  altere  Geschichte  des  llüinischen  und 
GermaniscLeu  Rechts,  freilich  mit  erheblichen  Modilicationea. 
Im  Römischen  Rechte  begegnen  uns  schon  die  ersten 
(überhaupt  bekannt  gewordenen)  Anfänge  des  Rechts  in  einem 
einigermassen  ausgebildeten  Zustande.  So  finden  wir  denn 
namentlich  sowohl  für  die  Privatdelicta  als  die  öffentlichen 
Crimina  auch  in  früherer  Zeit  den  Grundsatz  aufgestellt, 
dass  nur  der  Dolus  bestraft  wird.  Bei  den  Privatdelicten  hat 
dies  vielfache  Ausnahmen,  die  sich  auch  stets  erhalten  haben; 
bei  den  öffentlichen  Verbrechen  sind  Ansnahmen  erst  in  spä- 
terer Zeit  und  nur  äusserst  selten,  in  schweren  Fällen,  auf 
einem  polizeilichen  Standpunkte  aufgesteHt.  IMe  Iiehre  des 
Rom.  R.  ist  folgende :  1.  Xur  bei  denjem'gen  PriratMieten 
vnrd  auch  die  Culpa  (sogar  auch  der  blosse  Zufall)  iNSitraft, 
bei  welchen  ein  damnum  injuria  datom  dorch  die  «olio  ex 
lege  AqniUa  verfolgt  md»).  %^  Vi»  den  Ötftnlii^eB  Ver- 

1)  Es  besteht  überhaupt  Bocb  nicht  einmal  ein  bewnsster  Unter^ 
schied  zwischen  blos  hiugprjichaia  nad  %agletok  «briiharcm 
Unrecht,  s.  oh.  (.  7. 

2)  9.  3.  J.  de  le£;e  Aqoil. 
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brechen  werden  nur  zwei  Im  Falle  eines  durch  Culpa  herbei- 
geführten rechtswidrigen  Erfolges  bestraft :  das  homicidiain'] 
und  das  incendium  *).  Die  Strafen  sind  polizeilicher  Natur« 
3.  Ausserdem  werden  noch,  aus  speziellen  RücksicbieD  des 
Berufes,  einzelne  Bisciplinaryerbrecben ,  besonders  bei  Sol- 
daten bestraft^).  Im  Deutschen  Rechte  zeigt  sich  anfäng- 
lich ein  roherer  Zustand.  Ausser  den  Vwbrechen  gegen  das 
Allgemeine  —  Verrath  und  Feigheit,  hei  denen  Ton  einer 
Fahrlässigkeit  nicht  die  Rede  —  "wird  nur  die  Vetletiung  eines 
Privatrechts  verfolgt,  zur  Wiederherstdlong  Uos  dieses  Redits» 
Der  Unterschied  iwlscheu  bürgerUchem  und  strafbarem  Un- 
recht war  wohr  noch  nidit  zum  Bewusstsein  gekommen.  £s 
konnte  also  auch  nadi  keiner  Seite  bin  auf  den  Willen  an- 
kommen, ans  irdchem  die  Verielzung  hervorgegangen  war, 
also  auch  kein  Unterschied  zwischen  Dolus  und  Culpa  be- 
stehen. Dieser  kommt  eist  nach  und  nach  zum  Bewusstsein, 
und  zuerst  nur  in  einzelnen  Zügen').  SpSter  zwar  allge- 
meiner; aber  immer  unter  Beschränkung  durch  das  Gompo- 
sitionensystem.  Es  kam  die  Lehre  des  fremden  Recbts  nach 
Deutschland,  unter  dem  Einflüsse  der  Italienischen  Praktiker. 
Diese  straften  Culpa  nur  beim  Incendium  und  homiddlum 
nach  dem  Röm.  Vi  (als  quasi  delicta).  Die  Peinl.  (hr.  0.^ 
erwähnt  ihrer  nur  bei  der  Tödtung Die  Deutsche  Praxis 
hielt  sich  an  die  Italienische  Praxis.  Auch  die  Doctrin*) , 
danach  zwischen  delicta  yera  et  quasi  delicta  unterscheidend. 

1)  Dass  die  1.  5.  §.  2*  de  poen.  nicht  entgegensteht,  ist  bekannt, 

obwohl  bestritten. 
2}  L.  4.  §.  1.  ad  1.  Com.  de  sie.  Vgl.  1.  3.  5.  2.  eod.  und  1.  2& 
§.  5.  de  poen. 

3)  L.  9.  §.  11.  de  ineend.  1.  38.  f.  12.  de  'poen.  1.  3.  9. 1.  1.  4*  de 
off.  prmef.  vig» 

4)  L.  6.  §.  0»  7. .de  re  milit.  1.  12.  pr.  I.  24.  |.  2.  de  cast.  reor. 

5)  Vgl.  Rogge  ,  Gerichtswesen  der  Germanen,  S.  30,  31,  Wilda, 
Slrafrecht  der  Germanen,  S.  l'iG  f  ,  544  f.  Wie  Rogge  nach 
der  einen,  so  geht  Wilda  nach  der  anderen  Seite  zu  weit. 

f)  P.  G.  O.  Art.  134,  146. 

7)  Das  Can.  R.  stellt  einen  allgemeinen  Grandsats  der  Bestra- 
fung der  Culpa  (durch  Kirchenbosse)  nur  bei  der  Tödtung 

auf,  Tit.  X.  de  homic.  vol.  et  cas. 
S)  Carpzov,  Pr.  qu.  142.  §§.  31—34.,  Böhmer,  Elem.  j.  er. 
4.  30,  Koch,  I.  j.  er.  g.  12.,  Meister  (sen.).  Pr.  J.  er.  §.  35, 
Eng  au,  £1.  }.  er.  9.  31. 
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Polizeiliche  Parliculargesetzgebung  hatte  zuerst  einen  anderes 
Geist  in  die  Praxis  gebracht,  und  so  stellte  demnächst  auch 
die  Doctrin,  zu  Ende  des  vorig.  Jahrb.,  allgemein  den  Grund- 
satz auf  (freilich  unter  einiger  Beschränkung  im  Anwenden), 
dass  auch  Culpa  zu  bestrafen  sei.  Natürlich  fiel  dadurch  der 
Unterschied  zwischen  del.  yera  und  quasi  del. ;  man  unter- 
schied nur  dolose  und  culpose  Verbrechen ;  auch  die  letzteren 
jetzt  als  eigentliche  Verbrechen Anfangs  noch  wurde  der 
Begriff  der  culposen  Verbrechen  auf  solche,  die  einen  rechts- 
Terietienden  Erfolg  der  Handlung,  und  zwar  auf  die  fahr- 
lässige HerMfülinuig  dieses  Erfolges,  beschränkt«  Später 
ging  man  anch  über  diese  Beschränkung  hinaus ;  zuoral  wohl 
ohne,  später  mit,  yon  manchen  Rechtsiehrern  noch  jetzt  ohne 
BewQSStsein  des  Unterschieds.  Die  neueren 
nahmen  natörlich  die  Lehre  bereitwillig  auf.  Die  Recbtsan-« 
schauung  des  Volks  ist  soldiem  Generalimn  überall  fremd« 

$.  eo. 

Fahrlässigkeil  i  Culpa)  bei  menschlichen  Handlungen  über- 
haupt ist  eine  solche  Lnacbtsamkeit  des  Benehmens,  dass  aus  ^ 
diesem  ein  nicht  gewollter  Frfolg  entsteht.  Ihrem  rechtlichen 
Begriffe  nach  ist  sie  eine  Unachtsamkeit  des  Benehmens,  derart, 
dass  aus  diesem  eine  nicht  gewollte  Rcchtsvericlzung  entsteht 
Sie  gehört  —  nach  positiv  aufgestellten  Grundsätzen  —  dem 
Priratreclit  an,  wenn  und  in  soweit  diese  Rechtsverletzung 
eine  privatrechtliche  Genugthuung  hervorruft  —  vertretbares 
Versehen.  Sie  gehurt  dem  Slrafrccht  an,  in  sofern  die  Rechts- 
verletzung zur  Wiederherstellung  des  verletzten  (ohjcctiven) 
Rechts  eine  Strafe  herausfordert.  Die  Crirainal- Culpa  stellt 
sich  danach  dar  als  diejenige  Unachtsamkeit  des  Handelns, 
welche  ein  nicht  gewolltes  strafbares  Unrecht  herbeigeführt  hat'). 


J)  Quistorp,  P.  R.  t.  35,  Meisler  (jan.)  pr.  §.  21,  Dorn, 
PraUt.  Comm.  f.  23,  uod  seitdem  ohne  Aasnabme  alle  RechU- 

lehrer. 

2)  Wie  und  wie  weit  im  Röin.  R.  die  Culpa  dem  Dolns  entgc- 
gengecetzt  wird,  s.  im  v.  §.  Sie  bildet  den  Gegensatz,  /.um 
Dolos,  soweit  überhrapt  von  strafbarem  Unreeht  die  Rede 
ist.  Der  Casus  (Zo&ll)  steht  beiden  gegenüber  Inr  an  sieh 


—   15t  — 

Immer  aber  baidit  ib  lich  mir')  «nf  dm  TlüdieifaBd 
folion  gegebeaer  Mcwer  T«riireelMii.  £s  gibt  keine  Hand* 
fang,  die  wegen  Culpa  ftralbar  irlive,  ohne  raglekh.  Mm 
begangen,  fllrafbar  cn  sein.  Das  EDtgegcngeeetete  wävde 
slrafredrtüch  witenonig  sein.  Banaeh  ergeben  sich  die  Er- 
fordernisse der  CrtmiDal-Cnlpa.  Immer  irird  erfordert  zoerst 
eine  Handlang»  also  «m  yorsitaliclies  Tlian'J,  aas  dem  nnr 
das  Unreeht  t>lrae  die  Absicht  des  Handelnden  entstanden  ist 
Ans  der  Handlung  muss,  nnd  zwar  durch,  aber  ancb  nnr 
dareh  llnacblsamiMit  des  Handefaiden,  ein  strafbares  Unrecht 
«nistanden  sein.  Dies  kann  auf,  aber  anch  nnr  anf  zweierlei 
Weise  der  £all  adn:  Einerseits  indem  ein  nicht  gewollter 
Erfolg  eingetreten  ist,  der,  gewollt,  den  Thatbcstand  des 
camspondininden  dokaen  Verbrechens  ausmacht  (z.  B.  Tod, 
Feaenlimna^  Andererseits,  indem  der  Handelnde  anf  ge^ 
wisse  faotiKhe  Voranssetzangcn  nicht  achtete,  deren  Be- 
vnsstsein  im  Handelnden  zum  Thatbestande  des  correspon- 
dhrenden  dolosen  Verbrechens  gdliört  (z.  B.  beim  fahrlässigen 
Meineid).  Ihrem  Wesen  nach  stdit  sich  danach  die  Criminal^ 
Culpa  allerdings  als  eine  fehlerhafte  Willensrichtung  dar,  als 
WiUenstHigheit,  aber  nnr  in  Beziehung  auf  das  Denken  *).  — 


vorbaudeues ,  aber,  weil  zufälliges,  nicht /.u  beslrafeudes  Un- 
recht. Die  Ausdrucke,  ausser  culpa,  sind,  theflweise  mitBe- 
ziehoDg  auf  den  grösseren  oder  geringeren  Grad  der  Unacht- 
samkeit: negligentia,  lascivia,  petolantia ,  luxuria;  1.  11.  de 
incend.,  1.  16.  g.  6.  1.  28.  §.  12.  de  poen.  1.  'i.  §.  1.  ad  l.  Com. 
de  sie.  Manchmal  kommt  auch  das  Wort  casus  dafür  vor, 
z.  B.  1.  9.  de  incend.  —  Auch  über  die  Bedeutung  der  stvafr* 
Gidpa  im  Germ.  R.  s.  d.  ▼»  f.  Die  Ausdrücke  der  P.  G.  O. 
IBr  sie  sind,  gleidhfidU  bitweise  nach  dem  Grade  derselben: 
nnfSverlich ,  unfürsichtigUeit,  unfleiss,  wider  mllen,  gejrlheyt, 
leichtfertiglich,  vgl.  P.  G.  O.  Art.  146,  148. 

1}  Was  die  Doctrin  nicht  hervorz,uhebeu  pflegt,  aber  für  die 
eigentliche  firkenntuiss  der  strafr.  Culpa  durchaus  wichtig  ist. 

2)  Oder  Unterlassen  bei  Unterlassnngsverbrecben  (unten). 

S)  Vlmn  kann  daher  nllerdhigs  nieht  Ton  Bestrafang  eines  Ver- 
stände sfe  hier  s  sprechen,  wie  Alme  Udingen,  iuGrolm. 
Bibl.  Bd.  2,  St.  2,  und  zuletxt  noch  Salchow,  Lehrb.  des 
Pemi.  R.  6.  14.  Nicht  minder  unrichtig  ist  es  aber  auch,  von 
einem  negativ. bösen  Willen  zu  sprechen,  wie  Klein, 
P.  R.  I.  120,  nnletit  Kdttlin.  Rm.  S.  S88  f.  Der  Wflle 
will  i«im«r,  die  TMigheit  wiU  «ban  nieht. 
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Was  nun  ihre  Bestrafung  betrififi,  so  bestehen  darüber  im 
läremeinen  Strafrechle  folgende  allgemciDe  Grundsatze  :  1.  Sie 
wird  nicht  bei  allen  VerbrechensgatlungcD  bestraft,  sondern 
nur  bei  einzelnen  bestimmten,  deren  Ihatbestaod  dann  ein 
so  allgemeiner  ist,  dass  er  die  dolose  und  cnlpose  Wiliens«- 
richtung  umfasst,  und  je  nach  dem  Vorhandensein  der  einen 
oder  anderen  wieder  verschieden  eingetheiit  wird  (z.  B.  Tödk 
tung  überhaupt,  dolose  Tödtung,  culpose  Tödtung,  eben  m 
Brandstiftung) ;  wahrend  bei  den  anderen  nur  Ein  Thaäye- 
stand,  und  zwar  mit  sofortiger  ausdrücklicher  Hineinnahme 
des  Dolus,  aufgestellt  wird  (z.  ß.  beim  Diebstahl  der  animuB 
fucrandi,  bei  der  Injurie  der  animus  injuriandi).    Ein  be*> 
stimmtes  Prinzip  für  solche  Trennung  lässt  sich  nicht  er- 
kennen.  Auffallenderweise  sogar  kommt  bei  den,  sonst  aus 
einem  strengeren  Gesichtspunkte  aufgefassten  Verbrechen  gegen 
den  Staat  und  die  Person,  die  Culpa  weniger  in  Betracht, 
jis  bei  denen  gegen  das  Vermögen.  2.  Das  culpose  Verbrechen 
:inrd  immer  gelinder  bestraft,  als  das  correspondirende  dolose. 
^  Der  Dolus  ist  zwar  nur  Einer ;  die  Culpa  hat  aber  viel» 
ladi  verschiedene  Grade,  yob  der  blossen  Unaafmerksamkeit 
an,  die,  wenn  sie  bedacht  hätte,  keinenlalls  würde  gewoSt 
hnbcM,  bis  cu  der  Frevelhaftigkeit  hin^  die  es  eben  darauf 
«•komnen  lässt  (freilich  dadurch  nichts  weniger  als  will).  M 
4er  Jediglicb  positiven  Stellung,  welche  die  Culpt  im  Straf- 
«echte  äberhaiq>t  einnimmt,  miisste  auch  positiv  bestasttt 
werden^  <di  aUe  Grade  derselben  strafbar  «ein  solICeD,  •der 
M  welchem  4jrrade  die  Strafbarkeit  beginnen  soHe.  Anierar-  * 
Seils  mMle-es  aber  wieder  unmöglich  erscheinen,  «bstMicte 
GnuMilae  für  «o  ledigtich  konkrete  Erscheinungen  des  IiebeaB 
anfnisteUen.  Gleichwohl  ist  dies  vielfach  geschehen.  Friilier 
OAterscfaied  nun  jKe  culpa  levisskna,  levis,  lata;  die  erste 
var  igar  mdit  strafbar,  die  zweite  minder  als  die  dlritte^). 
Neuerdings  unterscheidet  man,  jenachdem  der  Bbndehide 
scbnidbar  gar  keine  Yorstenang  davon  hatte,  dass  er  dordi 
aek«  fiandhmg  idaa  Straigeaets  iibertreleB  w«r4e,  oder  je- 
mA&m  «r  die  Tmtelhing  eines  solchen  «OgfidK»  oder  gar 
irdirsdieiaKclienilaiisalfiisaomienhanges  liatte  (Culpa  achMht- 


1)  So  noch  Ahegg,  Lehrb.  §.  86. 
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"weg,  öder  haxanA^  Fvevelbaftigkeit,  anch  LwciTia) Der 
Aofiiiig  der  Stmfi>aikeil  soll  dano  naeh  den  konkreteo  Um- 
atändeD  des  Falles  bestimml  irerden.  In  Betreff  des  Auf- 
Körens  dw  blossen  Cnlpa  nnd  des  Uebergehens  derselben  in 
den  Dolus  Tariirt  man  je  nacb  der  Lebre  von  dem  indirectea 
und  unbestimmten  Dolus.  Bei  dem  Umstände,  dass  Gemein- 
recbtlicb  alle  Grundsätze  über  Art  und  Mass  der  Strafe,  na* 
mentlicb  bei  den  culposen  Verbrechen,  den  Charakter  völlig 
•unbestimmter  Strafgesetze  (unten)  an  sich  tragen,  kommt 
auf  das  Alles  praktisch  wenig  an.  Desto  verderblicher  ist  es, 
dass  auch  die  neueren  Su  G.  Bücher  vielfach  ähnliche  Grund- 
sätze, und  zwar  zum  Zweck  bestimmter  Strafabstufnngen, 
aufgestellt  haben.  In  den  Sehweizerischen  Sl  G.  Büchern  ist 
die  Auffassung  der  Culpa  eine  bessere.  Sie  ist  folgende: 
I.  Bezüglich  der  Behandlung  der  Culpa  überhaupt:  1.  Eines 
kennt  dne  strafbare  Culpa  gar  nicht,  weder  im  allgemeinen, 
noch  im  besonderen  Theile:  Aargau.  Hier  gibt  es  also  — 
da  die  Bestrafung  der  Culpa  nur  auf  positiver  Vorschrift  be- 
ruhet, zudem  ausdrücklich  bestimmt  ist  ($.  1),  dass  zu  jedem 
Criminalverbrechen  Vorsatz  gehöre  —  culpose  Verbrechen 
gar  nicht'),  2.  Eines  erwähnt  ihrer  nicht  im  allgemeinen, 
sondern  nur  im  besonderen  Theile  bei  den  einzelnen  (wenigen) 
correspondirenden  dolosen  Verbrechen:  Waadt.  Hier  ist  sie 
nur  eben  bei  diesen  zu  bestrafen.  3.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei 
denjenigen,  die  im  allgemeinen  Theile  die  ausdrückliche  — 
nach  dem  Bemerkten  durchaus  überflüssige  —  Bestimmung 
enthalten,  die  Culpa  solle  nur  dort  bestraft  werden,  wo  der 
besondere  Theil  des  St.  G.  B.  dies  vorschreibe;  diese  sind: 
Bundesstr.'j,  Zürich^},  Thurgau');  hieher  gehört  auch 

J)  Vgl.  Feuerbach,  §.  56,  Heffter,  s.  G7,  Marezoll,  §.  16, 
Luden,  iiaiidh.  T,  S.  258  f.,  Borner,  luipul.  Lehre  S.  2'iG  f.. 
Derselbe,  Theilnahme  am  Verbr.  S.  153  f.,  Küstlin,  Re-« 
Tision  S.  295  f.  Im  Einzelnen  geht  man  wieder  Tielfiich  aas- 
einander. 

2)  Es  ist  dabei  zu  erinnern ,  dass  das  SU  6.  B.  von  Aargau  sich 

nur  über  Criminalvcrbr.  verbreitet,  und  dass  die  culposen 
Delicte,  nach  Vorgang  des  Oester.  St.  G.  B.  in  den  (nicht 
erschienenen)  Poli^eicodex  gebracht  werden  sollten. 

3)  Art.  12. 

4)  St.  6.  B.  S.  62. 

5)  St.  G.  B.  §.  34. 
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Tessin,  St.  Qalleo,  Luzerne  Freiburg,  indem  sie  die 
Culpa,  nur  korrekdonell  nach  Anleitung  der  Corr.  G.  B.  be- 
strafen wollen,  diese  aber  nur  in  ihrem  speziellen  1  heile  Straf- 
bestimmuiigea  über  4ie  Culpa  enthalten').  Die  anderen  ver- 
ordnen ganz  allgemein,  dass  aüch  die  fahrlässigen  Ueberlre- 
lUDgen  des  S>trafgesetzes  bestraft  werden  sollen ,  zugleich  mit 
den  zuletzt  genannten,  dass  eine  korrcktioncUe  Strafe-],  eines, 
4*88  .fH^h  dj^ni  Ermessen  des  Richters  eine  mildere  Strafe 
eintreten  soU'}.  Dem  Wortsinne  nach  müsste  hiemach  jedes 
y^rbrecJb^n  dolos  und  culpos  begangen  werden  können  (in 
Graobünden  jedodi  mir  diejeuigen,  die  za  ihrem  Thatbe- 
Stande  eineo  toseren  rechtswidrigen  Erfolg  fordern).  Dies 
wl&re.  strafrechtlich  widersinnig  (es  gäbe  danach  calposen  Hoch- 
▼emtb,  Diebstahl,  Betrug  u.  s.  w.).  Man  mnss  de^lb  hier  den 
Standpimkt  des  Gemanen  R.  festhalten,  auf  dessen  Basis  die 
Ges.  Bächer  beruhen,  so  dass  auch  hier  nur  der  culpos  faer^ 
beigeführte  äussere  rechtswidrige  Erfolg  bestralt  werdoi  soUJ 
Als  Resdtat  tritt  dies  bei  den  sammlficben  Schweiz.  St  G. 
Bttcbem  heraus.  IL  Einen  bestimmten  Begriff  der  Culpa 
stellen  nur  auf:  St.  Gallen,  Schaff  hausen,  Basel, 
sammUich  als  »Mangel  an  gehöriger  Achtsamkeit  öder  Auf- 
merksamkeit bei  der  That"^;  Iiuzern  nur  als  »Mangel  an 
Aufmerksamkeit^;  Graubünden,  wenn  »die  Folgen  der 
Handlung  mehr  oder  weniger  vorausgesehen  werden  konnten^; 
Tessin,  »wenn  die  Yerletzung  des  Gesetzes  und  der  Erfolg 
zwar  nicht  vorhergesehen  waren,  aber  leicht  vorher  voraus- 
gesehen werden  mussten^  (dovcTasi  facihnente  preved^e). 
Von  verschiedenen  Graden  der  Culpa,  aber  ohne  zu  definiren, 
sprechen:  Tessin  und  Freiburg;  beide  von  grober  und 
geringer;  Basel  auch  noch  von  »sehr  geringer  Fahrlässig- 

1)  Te^siii  Art.  2,  78,  Lünerns.  30,  Pol.  G.  §.  20,  Freibnrg 
Art  31,  St.  Gallen  Art.  15,  mit  dem  bemerkenswerthen  Zn- 

fiatze  im  §.  2i  Gorr.  G. ,  dass  die  Strafe  der  Fahrlässigkeit 

fortfallen  soll,  „\\'enn  ein  Mensch  durch  die  Folgen  seiner 
Fahrlässigkeit  schojQ  harter  getroffen  i^t,  als  er  es  durch  die 

Strafe  wird". 

2)  Schaffhausen  §.  4,  Baüel  §.  3. 

3)  Grauhündeu  §.  22.  £s  spricht  indess  nur  von  ^ccbtsyer- 
*  letzuug'' ,  wornnier  es  nur  einen  SnssereB  rechtsvevlctzenden 

Erfolg  j|er  Handlang  (Tod  n.  s,  w.)  verstejit. 
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keit^.  Der  Richter  hat  also  uberaD  freies  Ermessen,  sowohl 
bezüglich  des  Anfangspunktes  der  strafbaren  Culpa,  als  der 
Strafwürdigkeit  der  Stnfen  derselben.  Schaffhausen  und 
Basel  bestimmen  noeb  die  (korr.)  Strafen  der  culposen  Ver- 
brechen allgemein  (unt.  in  der  Ldire  Ton  der  Strafe).  Nach 
Basel  soll  bei  sehr  geringer  FabrIäniglLeit  und  bei  verhalt- 
nissmässig  sehr  bedeutendem  Schadensersatz  der  Richter  die 
Strafe  ganz  erlassen  können,  nach  Tessin  die  Strafe  der 
geriagcn  Culpa  nur  öffentliche  Verweis  sein. 

Anmerkung*  üeber  die  s.  g.  culpa  dolo  detenninata 
ob»  f.  55. 

$.  61. 

Beweis  der  Culpa. 

Es  gelten  hier  ganz  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  dem 
Dolus  (ob.  §.  57).  Nnmcnllich  kann  auch  bei  der  Culpa  von 
einer  Präsumtion  derselben  nicht  die  Rede  sein.  —  Auch  die 
Schweiz.  St.  G.  Bücher  enthalten  besondere  Vorschriften  über 
den  Beweis  nicht. 

III.  Die  äussere  Tbäti^eit  bei  dem  Yerbrecben» 

A.  BU  iuusere  Thal  ttberhajupU 
§.  62. 

I¥ltliere  Bestimmunsen. 
Befl^udera  Besehunss-  und  IlnterUMSunsa« 

Verbreehen. 

Wie  im  Rechte  überhaupt,  so  haben  auch  ira  Strafrechte 
nur  äusscrliche  Handlungen  von  Menschen  gegen  Meuschen 
eine  Bedeutung.  Die  blos  innerlich  gebliebene  Gesinnung 
kann  rechtlich  niemals  in  Betracht  kommen ;  auch  strafrecht- 
lich nicht Die  Handlung  ist  die  aus  dem  Willen  des  Men- 
schen hervorgegangene,  in  die  äussere,  sinnliche  Erscheinung 
tretende  Thätigkeit.  Sie  hat  also  zwei  nothwendige  Erfor- 
dernisse :  1.  Eine  in  die  äusseren  Sinne  tretende  körperliche 
Thätigkeit  eines  Menschen ;  2.  hervorgegangen  aus  seinem 
Willen.   Von  diesem  zweiten  (der  inneren  That]  war  bisher 


1}  Vgl.  über  Alles  Tessin  78,  Freiburg  298,  Basel  Corr. 

G.  10,  Schaffhausea  Corr.  G.  14  f. 
2)  „Gogitationis  poenam  nemo  patitur*,  1.  18.  de  poen. 
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tiie  Rede.  Hier  von  der  äasseren  That^),  der  äusseren  Re- 
«cbaffenheit  der  verbrecherischen  Handlung.  Diese  besteht 
nun  eben  in  jeder  durch  die  Sinne  wahrnehmbaren  Thätig- 
keil  der  körperlichen  Kräfte  des  Menschen,  gleichviel  von 
"welcher  Art,  und  durch  welchen  Sinn  sie  wahrnehmbar  ist. 
Sie  kann  daher  auch  nur  in  einem  Begehen,  und  nicht  in 
einem  blossen  Unterlassen  bestehen.  Von  ^iner  »unter- 
lassenden Handlung^^  sprechen*),  ist  falsch.  Der  in  den 
Gesetzen  gemachte  Unterschied  zwischen  s.  g.  Begehungs- 
und Unterlassungsverbrechen  (del.  commissionis  et  omissionis) 
kann  daher  nur  auf  positiver  Vorschrift  beruhen,  vermöge 
welcher  die  Unterlassung  von  Handlungen  dem  wirklichen 
äusserlich-thätigen  Aeusseren  des  strafbaren  Willens  gleich- 
gestellt wird.  Zum  Thatbcstande  eines  Unterlassungs Verbre- 
chens wird  daher  immer  erfordert,  dass  vom  Gesetze  eine 
bestimmte  Handlung  ausdrücklich  gefordert  und  das  blosse 
Unterlassen  derselben  mit  Strafe  bedrohet  sei.  Verbrechen, 
die  zu  ihrem  Thatbestande  eine  positive  Handlung  fordern, 
können  mithin  durch  blosse  Unterlassung  niemals  begangen 
werden*).  Dies  ist  auch  die  Auffassung  der  Schweiz.  St.  G. 
Bücher^).  —  Die  äussere  That  l>ei  dem  Verbrechen  ist  unter 


0  Von  einer  äusseren  und  inneren  Handlung  zu  Sprechens  ift 
genan  'genommen  unrichtig,  obgleich  dem  Sprachgehnache 
nicht  entgegen. 

2)  Wie  z.  B.  Luden,  Abhandl.  ans  dem  Strafr.  Bd.  I,  S.  469. 

3)  Üfan  nimmt  in  der  Gemeinrechtl.  Doctrin  gewöhnlich  das 
Gegenthefl.  an;  es  liegt  da  aber  eine  falsche  AnlEaaamig  dar 

Thatsachen  zum  Grunde.  Ein  solches  Unterlassungsverbrechen 
soll  z.  B.  vorliegen ,  wenn  eine  Mutter  durch  blosses  absicht- 
liches Entziehen  der  Nahrung  oder  Unterlassen  des  Unter- 
hindens der  Nabelschnur  ihr  neugehornes  Kind  tödtet.  Allein 
hier  liegt  eben  nickt  bloss ea  Unterlassen  Tor,  sondern  zu- 
gleich ein  positives  Benehmen,  durch  welches  das  Kind  itt 
die  der  Hülfe  bedürftige  Lage  gebracht  ist.  Nach  jener  An- 
sicht müsste  zuletzt  der  blosse  verbrecherische  Wille  be- 
straft werden. 

4)  Ueberall  sprechen  sie  wst  Ton  Unterlassangen,  welcbe 
das  Gesetz  mit  Strafe  bedrohet:  St.  Gallen  (St.  G.  B.f.  Ver- 
gehen) ft.  1,  Schaff  hausen  §.  1,  Basel  §.  1,  Luzern  §.  1, 
Thurgan  §.  1,  Freiburg  Art.  2.  Ausdriicldich  die  Unter- 
lassung einer  im  Gesetze  gebotenen  Handlung  forderen 
Aargau  Art,  1  und  X essin  Art.  1.  Einer  ausdrücklichen  all- 
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einem  zwkfaQlifiii  (SeaichtspoBkle  aufzufassen :  nach  ihnm  It^ 
halte  und  nach.ibret  Form.  Es  bilden  sich  dadurch  die  stra^ 
Techtlicben  Lehren  Ton  VoUendung  und  Versuch,  .und  von  der 
Xheilnahme  Mehrerer  ^  einem  Verbrechen. 

B.  VoUeaäuftg,  mnf,  Versuck,  des  VßrtreebeM» 

$.63. 

Die  Begriffe  eines  vollendelen  und  versuchten  Verbretheus 
können  sich  nur  gegenüber  einem  positiven  Slrafrechte  i>ilden, 
welches  für  die  einzelnen  Verbrechen  bestimmte,  feste  Be- 
griffe aufgestellt  liat.  Hier  können  zwischen  dem  blossen  Ge- 
danken und  dem  InhegrifT  derjenigen  Handlungen  und  Ereig- 
nisse, welche  den  Thatbcstand  eines  gesetzlich  bestimmten 
Verbrechens  herstellen,  eine  Menge  einzelner  äusserer  Hand- 
lungen in  der  31itte  liegen,  die  zwar  sämmtlich  auf  die  Ver- 
idrklichung  des  verbrecherischen  Gedankens  abzielen,  und 
mithin  fortschreitend  einzelne  Momente  des  Thatbestandes 
des  Verbrechens  bilden ,  bis  zu  dem  eigentlichen  Ziele,  dem 
Yollen  Verbrechen,  aber  noch  nicht  heranreichen,  den  ganzen 
Thalbestand iides  Verbrechens  also  noch  nicht  herstellen.  Der 
allgemeine  Rechtswille ,  oder  der  Wille  des  Gesetzgebers  kann 
und  wird  in  den  meisten  Fällen  eines  solchen  äusserlichen 
Handeins,  durch  welches  auch  noch  nicht  das  bestimmte  Vcr- 
Ivredien  seinem  vollen  Thatbcstande  nach  hergestellt  ist,  eine 
Strafe  verlangen,  und  es  bildet  sich  so  die  Lehre  vom  straf- 
baren Versuche  des  Verbrechens.   Daher  w|rd  denn  auch 
znletzt,  bei  weiterer  Ausbildung  und  mithin  CompUcation  des 
Aecbts  und  der  Verbältnisse,  fördas  pasitiiv.e  StraAreeht  die 
^Bildung  des  Begriffs  eines  strafbaren  Yersnehs  nothwendig  *J. 
Denn  das  positive  Strafreeht  kann  eben  nur  immer  be- 

gemeinen  Voischrillt  entbehren  (mit  Recht)  Ziirich,  Wasdt, 
Graubünden  and  das  Bandestraft.  Einen  intereesantea 

Rachtsfall,  hieher  gehörig,  s.  in  Widiaejr,  Beiträge  zur  Tbor- 
gauischen  Rechtspflege,  l,  S.  iSi 4m  BUt  autse^enden Bemer- 
kungen des  Herausgebers. 
0  Weun  gleich  er  nicht  luiiuer  als  solch  allgemeiner  Grundsatz 
doctrinell  jm^esteUt«  sondern  «nur  bei  den  einaelnen  Ver- 
brechen anr  Anwendung  gebwebt  am  «merden  farancbt 
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»timmte  einzeloe  HaodiuDg^eD^)  mit  Strafe  bedrohen.  Jede 
so-,  fnr  titk  mit  Sirtfli  bedrohet^  Handlang  stelk  daoo  den 
IMmsM^  ^o«t  toÜBMBta  Yelhieditem  ber.  Andererseits 
Wte  thetf  ha  ttoch'  «6  gromier  Vminzehmg  nnd  Zcrsplit> 
tirmg,  imnier  wieder  neue,  Ton  dem  Gesetzgeber  nicbt  Tor^ 
barg^Mheiie  iiid  nicbt  erwitete,  und  nnmöglioh  Vorfaenra- 
MlMin^'Wld  tu  «Nraiaie»fe  SoMere  Handbiagen  zm  Erachel- 
mn^  koatttM  kdnoen,  «hmb  weleke  jene' mir  Strafe  bedro^ 
bete  eiuellie  Handhing  zwar  Tollst&ndig  lergesleit  werden- 
»dll,  ilMrnnf  snlftTbeileiM^gealeDr-wird,  sodass akowie^ 
denm  «u  4^  TbatbesHilde  des  ^  allein  mit  Strafe  zu  bedrohen-^'i 
den  oder  bedrolieten  —  Verihteebena  etwas  i^lt.  Immer  kann 
mithin»  wem  einmal  die  recbtÜcbe  Nothwendigkcit  der  Bestnr 
fmig  ibetbaopt  von  äasscrcn  Handhmgen,  die  auf  ein  b»- 
atimmtee  nrbrecberiscbes  Ziel  (auf  em  bestbnmtes  Verbrechen) 
UnaiMlen,  obwoU  ancb  nur  für  ciniefaie  Arten  solcber 
wbrecberiscfaer  2äele  tkh  geltend  macht;  nur  dm  An»-^ 
sprechen  oines  allgomeinerf  Grundantres  Hälfe  gebcB,. 
dabbi»  dem  entweder  jede,  oder  eme  begriffamlissif  — • 
nfefat  indttridneü  ^  bestimmte  äussere  Hmarbettuni^  nnf  das 
Ziel  mit  Strafe  belegt  werden  scfle.  Eine  aokhe  reehtlieb» 
Nolbwendigkeit  maebt  skh  aber  mehr  oder  weniger  allgemem 
überall  gehend,  und  mum  sich  geltend  miehen.  Jede  Aeume^ 
nmg  cdnes  Wfliens,  eme''  Hssattang  Tonunebmen,  die  naeb 
dem  aOgemeineii  Rechtdiewusstmin  strafbarea  Unreebt»  Ver* 
bteeben  ist,  wird  übsrall  als  sittfiobes  Unrecht,  .undm^  oder 
mfaider  aigeaaelii  auch  ab  strafbares  llueobt  antekannt  wtiw 
den«  und  Steafe  berirorruien.  Wie  danncb  in  dem  posiüiien- 
Strafreebte  eine  mehr  oder  niinder'  ausdHkkliebe  Auftlel^- 
hmjg  eines  allgemeinen  Chnndtetzes  der  Beslrafang  des  *  Vei^ 
suohs  gar  nlobt  entfadirt  werden  kann»  so  kann  andererseits, 
dort»  wo  das  aHgenkeine  Rechtsbewusstseni  de»>  Volkes 
mittelbar  sur  Anwendung  kiotomty  vou  eSnem'  solchen  ailge^ 
meinen  Grnndsfll6ce  der  Bestrafung  des  Versuehsittr  die  prab*» 
tisebe  Anwendung  gar.  uiefat  gesprochen  werden.-  Denn  bierc 
wiM  eben  wst  jeder  dnadhw  konloreto  Vai»  nach  seinem^ 
«i^enen»  in  ibni  Hegenden  bmondaren  Rechte  besmft. .  Hur* 
eibe  tbeoretiscfae  DaiMdlunf  eines  eohsben  Volksreebt»wtfardn. 


O  Qlsteviri' hier,  ob  mit  «dar  elme  eiM  bSMimMtt  Irldg. 
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aus  demselbeii  die  Theorie  des  strafbaren  Venuchs  iiacfaiaweise& 
liabeii.  ^  Aas  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  die  Lehre  yon- 
dem  strafbaren  Yosache  nnr  znnachst  historisch  aafgelasst 
und  entwickelt»  nnd  dass  sie  nicht  idlein  ans  dem  philosopihH^ 
sehen  Begriffe  ron  Verhredien  und  Strafe  begrändet  werden 
kann.  —  Ihre  Geschichte  für  das  Gem.  Dentsdie  Strafrecht 
ist  folgende:  Das  Röm.  IL  hat  stete  den  Weg  eingeschlagen^ 
nnr  die  speiiell  aufgeführten  einzelnen  Handlangen  zu  be- 
strafen. Formell  kennt  es  also  einen  strafbaren  Versnch 
gar  nicht  Es  kennt  nur  Bestrafung  vollendeter  Verbrechen,; 
freilich  so  —  was  eine  natürliche  Folge  des.  Systems  war  — 
dass  nun  eine  Menge,  an  sich  durchaus  Terschiedener  straf- 
barer Handlungen — an  sich  eben  so  vieler  Terschiedener  Ter* 
brechen  ~  mit  demselben  Namen  (also  GottectiTuamen)  dnes- 
nnd  desselben  Verbrechens  bezeichnet  werden Hieraus  aber 
geht  schon  hervor,  dass  materiell  ein  grosser  Theil  dieser 
Handlungen  sich  eben  nur  als  äussere  WUlensmanifestatioaea 
zur  Erreichung  eines  bestimmten  Zieles,  dessen  Errdcfaung^ 
bereite  allgemein  vom  positiven  Rechte  als  verbrecherisch  an»* 
gesprochen  war,  darstellen,  so  dass  theoretisch  der  Grande 
setz  der  Bestrafung  des  Versuchs  fpr  solche  Falle  anerkannt 
ist  Allerdings  betreffen  diese  Fälle  nur  schwere  verbreche» 
rische  Ziele,  wirkliche  schwere  subjective  Rechteverletzungen.. 
Andererseite  sind  dann  aber  auch  schon  sehr  entfernte  Vor- 
bereitungshandlungen  zu  solchen  Zielen  mit  Steafe,  und  zwar 
mit  der  schweren  Strafe  der  Erreichung  des  Zieles  selbst, 
bedrohet  —  Ein  ganz  anderes  System  zeigt  sich  in  dem  älteren 
Deutschen  Stealrechte.  Die  Grundlage  des  Deutechen  Straf- 
rechte bfldete  der  Grundsate  der  Verletzung  eines  subjectiven 
Rechte,  und  darauf  weiter  das  System  der  Compositionen,  der 
Beilegnng  einer  zugefügten  wirklicheD  Verletzang  eines  sub- 
jectiven Rechts.  Das  dgentlicbe  Verbrecherische  des  zu  büs- 
senden  Verbrechens  lag  daher  nicht  so  sdir  in  der  oder  den  ein« 
letoen  Handlungen  für  sich,  durch  welche  die  Rechtsverletzung 
zugefügt  war,  als  eben  in  dieser  Verletenng;  die  Handlungen 
sdbst  kamen  dabei  nur  als  Ursachen  dieser  Wirkung  in  Be- 
tracht Ohne  diese  Wirkung  waren  sie  daher  auch  nicht 
strafbar*  So  war  wenigstens  die  Regel*  In  sofern  musst» 


i)  Den  khvtten  Beweis  UeüHrt  dcr.Tit  D.  ad  t  Ceni.  de  sie. 
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alfo  auch  ein  ausMres  Haildeln  m  Errachong  d«  Terl»r»r 
dmcheii  Zieles»  der  RechtsverleUimg»  strafireobtlich  gleicÜH 
gnllig  Sem.  Wie  sehr  dieser  Chankler  des  älteren  Peolsclieii 
Slra^eelito  Ml  im  Attgeiiidiieii  leuft.  so  finden  sich  .dodi 
schon  in  denTolksrediten  einzelne  Sparen  einer  mehr  sitt- 
lichen Anfftssnng  der  ans  einem  yeri>recherischen  Willen  her^ 
yorgegangenen  ansseren  That,  anch  ohne  den  Erfolg  der  ge<- 
:millteB  Reditsreiletzvng»  namentlich  Bestrafungen  des  Ver- 
snehft  der  Tddtnng  selbst  (ohne  dass  eine  Verwnndnng  stattr 
geftmden  hatte]'],  nnd  swar  in  einer  Weise  ausgesprochen» 
dass.  darin  nicht  Mos  materiell»  sondern  anch  formell  der 
Gnmdsati  der  (gelinderen)  Bestrafung  des  Versadis  (in  den 
anfgefohrlen  Fällen]  «an^kannt  wird.  Adinliche  Sparen  finden 
sich  in  den  Rechtsbüchern'),  Immer  sind  aber  diese  Spuren 
nur  sehr  vereinzelte,  und  es  wäre  nichts  weniger  gerechtfertigt 
als  die  Annahme  eines  allgemeinen  Deutschrechtlichen  Grund* 
Satzes  der  Strafbarkeit  des  Versuchs.  Diese  Strafbarkeit  ist 
vielmehr  nnreme  sehr  exzeptionelle.  —  Ein  allgemeiner  Grund- 
satz dwselbea  wurde  zuerst  ?on  den  Italienischen  Praktikern') 
aufgestellt.  Die  Sparen  jener  sittlichen  Auffassung  im  Deutschen 
Rechte,  «lie  wahrscheinlich  in  Folge  Germanischen  Ein- 
flusses —  sich  anch  in  der  Italienischen  nnd  Französischea 
RechtsaHSchauung  jener  Zeit  fanden,  mochten  die  genannten 
Praktiker  veranlasst  haben,  unwillkürlich  vom  gleichen  Stand* 
pnnkte  ans  das  Rom.  R.  aufzufassen.  Es  wurde  .von  ihnen 
gelehrt,  dass  das  Rom.  R,  zwar  im  Allgemeinen  zur  Straf- 
barkeit auch  der  äusseren  That  einen  Terbrecherischen  Er* 
folg  verlange,  dass  aber  in  delictis  atrocissimis  auch  der  blosse 
Versuch  mit  Strafe  zu  belegen  sei.  Die  Ansichten  gingen  nur 
darüber  auseinander,  ob  diese  Strafe  die  ordentliche  Strafe 
des  ToUendeten  Verbrechens,  oder  nur  eine  ausserordentliche 
sein  müsse,  wobei  man  sich  doch  meist  für  das  letztere  ent- 


OL.  ^  Tit.  19.  c.  1.  Tit  21.  e.  1.  2.  Tit.  43.  c.  iO.  L.  Rip. 
Tit.  83.  c.  1.  2.  L.  Sax.  c.  8.  Vgl  L.  Alam.  Tit.  71.  L.  Ba|. 
Tit.  3.  c.  f.  YgL  überliMipt  Wild«,  Stralr.  der  Germanen, 
S.  598  f.  ■ 

2)  Sachs.  Sp.  I.  Art.  62.  §.  2.  Schw.  Sp.  (Lassb.)  Art.  $26,  Vgl. 
Magdeb.  R.  Art.  43.  Ueher  das  Ütcre  Schweiber  IL  beson- 
ders Segesser,  Gescb.  v.  Luzeni,  II,  S.  621,  677. 

3}  Ilodk  wenig  in  der  Glosse. 


/  '  sehied.  Sj^ter  witfdd  aneb  M  IdehUM  Verlnt^dä 
dbe  anwBiOfide&tlidie  Strafe- deft  Vcmnehs  aagenomitteii.  Frei-^ 
fich  wniM  dabei  meiirere  Grade  de$  Versink  nnMsddeden'). 
INe  Ansichten  diAr  Italieniachen  Praktiker  gingen  in  die  i>i;iitaelie 
Prazia  nber-,  und  naeli  dieser  stellt  aneh  die  P.  6<  0.  ^  4m 
aUgenieinen  Grondsati  anf^  dass  der  Versnch  eines  peinHcken 
Verbrechens  ( » mderslandene  nDssetbatt^)  ebenfalls  peinlichf, 
aber  gelinder  als  das  relleadele  Yerbrechen,  pi  besträfeft 
aeir  Diese  Anfiassnng  hat  sieh  in  der  Gemeioreäitiichfen  VfäM 
und  Doktrin  stets  erhalten.  Sie  ist  auch  iaf  die  meisten^  üetiireA 
Dentsohen  miA  Scbweixerischen  St.  G.  Bndher,  dlerdings  mk 
mehrAehen- Medificationen,  übergegangen  *).  Ueberlianpl '  ist 
die  Lehre  in  defa  meisten  neneTen  Str.  G.  B.  obnä  ülles  Pi^^ 
lip  behandelt,  auch  in  den-SöhveizeriscIien.  Die  nachfolgendd 
Darstelhing  ergibt  eine  bunte  Mnslevkarte  Solcher  pria^äp^ 
losen  Behandlung. 

.  Anmerkung,  Dass  die  Lehre,  besonders  auch'  der  B^^t 
griff  des  Versuchs  y  .  nur  banptsächlidi  historisch  aufEUfiuseii 
feiy  wird  noch  immer  von  den  Rcehtslehreirn  verhannt.  Ifoeh 
mehr,  wird  aber  Terkannt,  dass  bei  der  follsfönllig  Tersdtti- 
denen  Auffassung,  dieser  Lehre  im  iRönu  und  im  Gem.  Dt^utäüh« 
Strafvechte,  von  jenem  iär  dieses  hier  gair  kein  Gebraut 
macht  werden  kann.  Die  Römer  kannten  gar  kdn  VitiMiA 
m  de^enigen  allgemeiaen  Sedeutong,  welche  diesei^  im  G%id^ 
Recht  hat  Ss  kaiw  daher  gar  kein  Sinn  darin  liegen»  iMtf 
dem  Rto.  R,  Bestimmimgett  oder  Grunlsätse  Uber  G^Md^ 
des  Versuchs^  Uber  die  Frage  «  ob  blosse  Vo'rberälun|g)ihaid-s 
hmgen  zum  strafbaren  Versnehe  gebSreii,  n.  s.  w.,  herlei^tf 
%tt.  wolten.  Bs  ist  schon  falsch»  zu  sagen«  dass  das  RSiäli  R. 
einzdne  Handlungen  ndt  Straft  bedrohe  ^  die  üa«Ü  dir  gegift» 
wärtigen  Rechtsanschanung  keine  VoUenduh^  des  Vi^Hu 
ehens  bifgrUnden;  die  Römer  kannten  gar  keinen  ftMcMii 
Untenchied  zwischen  yoUendetem  und  nicht  ToUendetem  Ver* 
brechen,  und  kotonteb  ihniauf  ihtren^  Standpunkte  mcht  keinen. 

i)  Vgl.  m,  Clarns  rec.  sent.  qn.  92,  Farinacias  praai;.  er. 

p.  4.  d<  homic.  qn.  iH. 
5)  ^.  G.  d.  Art.  £78. 
3)  AmnaluBen  .unten  0.  71.  ' 
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I^er  ßegriff  des  ^strafbaren)  Versuches  ist  nur  aus  dem 
posttiTen  Strafrechle  zu  erkennen.  So  auch  nur  der  der  \o%^ 
endang  des  Verbrechens.  Denn  beide  Begriffe  bestehen  eben 
nur  als  Gegensätze  lu  einander.  Der  Versuch  besteht  üböt^ 
banpt  seineiD  Wesen  nach  darin,  dass  Jemand  eine  atisserie 
Thäligkeit  übt,  in  der  Absicht,  ein  bestimmtes  Verbrechen 
aoszuföbren,  ohne  indess  diese  Absicht  vollständig  zu  er- 
reichen, ohne  mithin  den  vollen  Thatbestand  des  gewoUteü 
Vcirbrechens  zu  Terwirküchen.  Er  besteht  daher  nur  bei  ge- 
'woHten  (dolosen)  Verbrechen.  Bei  cnlposen  Verbrechen  kariti 
iln  einen  Versuch  nicht  gedacht  werden,  wie  auch  schon  dieste 
Wort  zeigt  Danach  ergibt  sich  denn  zunächst  der  BegrHf 
dito  Tollendcften  Verbrechens  von  selbst.  Von  ihm  kann  gl^lM 
falls  nur  bei  dolosen  Verbrechen  die  Rede  sein.  Anderer-^ 
seits,  indem  es  b«i  dem  Versuche  sich  nur  um  eiti  Foit<* 
Mnit^n  der  äusseren  That  handelt,  kann  es  auch  M  aiei 
VoUeiidnng  nur  auf  die  äusseren  Thatmomente,  dtirckireteM 
der  TlUtbestand-  des  Verbrechens  gebildet  wird,  adkotenMili 
Dimdi  känn  iiür  bestehen  und  besteht  das  ToDeiideie  Vers 
hMkeH'  in  dem  vollständigen  Inbegriff  derjenigen  IiMieifdil  *) 
ThatiMnitete,  durch  welche  der  gcsetriicbe  Tbatbestind  üIm 
btlitiimM  •Verbrechens  gebildet  wird.  ^  Ihr  Begriff  i» 
YoHendung  ergibt  aber  noch  nlekt  den  des  VerBachs.  Aus 
den  allgemeben  Charakter  des  leliteren«  niß  aqch  .  w  dam 
BegriAl  des  V^rbrahent,  ab  anelr  ünisareo  HaDdhiiig»  Ulsst 
iioh  ARerdings.  ei4eiiiieft,  (kü  M  6m  (itrtffhAm)  Ver- 
indke  eittb  äli^iire  Hähdidiig  da  sein  ittiiss.  Atu  dötii  er- 


i)  Nar  auf  diese  kann  es  ankommen,  da  Versuch  and  Vollen- 
dmg  «ich  eben  nur  auf  die  Sassere  That  dMl  tia  Weniger 
oder*  1/Mkr  d<Mf Ibeiit  bMiekear.  Darilif ,  da«  dbütf  uMlt  ümcr 
streng  fedtgebliheii  worden  ^  beruhet  der  Mannt«  8tMit,  ob 
Mabgel  an  Thatbestand  und  Versuch  zasammenfatlen.  Für 
den  Thatbestand,  in  sofern  er  die  äusseren  Momente  der  That 
betrifft,  tAtus  diti  unzweifelhaft  der  Fall  sein.  Theor<ttisch 
^it«r  aber  niditi  Frölich  kann  ftraktiadl  UlelNi  duaaf  an- 
kommen; rmg^  mein  LMok.  Mi  Fc^  Str.  Ra  |.  M. 
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Stenn  {^t  zugleich  bervor,  dass  diese  mifHerbeifüfanuig  des 
YoUendeteii  VeÄrediens  geriditet  sein  nniss.  Aber  woxin  sie 
bestehen  müsse,  wo  also  namentlich  der  Anfang  des  Versuchs 
m  linden  sei,  das  kann  ans  allgemeinen  Begriffen  nnd  Grandf- 
Sätzen  nicht  erkannt  werden.  Das  vollendete  Verbredien  ist 
der  Gegensatz  des  bbs  yersnchten.  Der  Gegensatz  kann  aber 
Torhanden  sein,  dadurch  dass  die  äussere  Thätigkeit  .des  letz- 
teren schon  einen  Theil  des  vollen  Thatbestandes  des  voll- 
endeten Verbrechens  bildet,  oder  dass  sie  eme  Thätigkeit  ist, 
die  völlig  ausserhalb  dieses  Thatbestendes  steht,  dass  sie  also 
'  namentlich  entweder  schon  einen  Anfang  der  Ausführung  des 
vollendeten  Verbrechens  enthält,  oder  aber  nur  als  eine  Vor- 
bereitungshandlung  zu  demselben  sich  darstellt.  Ob  nun  schon 
in  dem  einen,  oder  ob  erst  in  dem  anderen  Falle  Strafe  ein- 
treten, mithin  dn  strafbarer  Versuch  vorhanden  sein  solle, 
das  kann  nur  allein  auf  positiver  Rechtsbestimmung  beruhen, 
entweder  vermöge  der  historischen  Ausbildung  oder  des  ge-> 
schriebenen  Gesetzes.  —  Für  das  Gem.  Deutsche  Strafrechl 
ist  eine  solche  positive  Gesetzesbestimmung  vorhanden'). 
Gleidiwofal  ist  danach  der  Begriff  des  (strafbaren)  Versuchs 
bestritten  und  zwar  —  wie  das  auch  nicht  anders  sein  kann  — 
nach  den  erwähnten  beiden  Richtungen  hin.  Die  richtigere 
«—  neuerdings  auch  mehr  anerkannte  —  kann  nur  die  erste 
sein').  Gemdnreehtlich  ist  danach  der  (strafbare)  Versuch: 
diejenige  äussere  Handlung,  die  einen  Theil  des  Thatbestan- 
des des  von  dem  Handelnden  gewollten  (vollendeten)  Ver- 


1)  P.  G.  O*  Art.  178. 

^  Der  Art  178  tagt:  „so  jemaiidt  mit  fcbeinlteheii  werken,  die 

ZV  TolDbriognog  der  misset  hau  dienst  lieh  fein  mögen  (einer 
Missethat  sich)  understeht  und  doch  an  volnbringnng 
derselben  missethatt  durch  andere  miltel  verhindert  würde ^. 
Der  Sinn  ist  deutlich,  trotz  allen  künstlichen  Verflachen  für 
.die  entgegengesetzte  Auslegung.  Ans  dem  Rdm.  R.  kann  liir 
das  Gegentbeil  nichts  entnommen  werden,  da  es  eben  gar 
keinen  Begriff  des  Versuchs  aufstellt,  mithin  weder  Vorbe* 
reitnngs-  noch  Ausführungshandlungen  unterscheide d  kann. 
Die  Italienische  und  Deutsche  Praxis  zur  Zeit  der  Carolina 
schwankte  zwar,  neigte  sich  aber  mehr  xa  der  Bestrafung 
blos  der  Anifiiliningshendlnngen.  Luden,  Ibndk  S.  393  L 
will  einen  Untersdiiedr  awiicben  Vorhercitnngs.--  und  Aniffih- 
nngshandlnngen  pa  nicht  annebmen. 
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liredieiis .  daTttolll.  Oder  mit  anderen  Worten:  die  einen 
Anfang  der  Ansfibrnng  des  von  dem  Handelnden  gewoOlen. 
Verbreckene  enlhill.  —  Dieser  Begriff  ist  ancii  in  die  meisten 
neueren  Dentsdien  nnd  in  die  HülAe  der  Scbweiserisclien 
Strafgcsetsbüelier  übergegangen.  Von  den  letzteren  nament- 
licli  in  das  Bandesstrafrecht  *),  Lnsern Waadt*), 
Freibnrg^),  'rfaurgan*}*  Aargan*).  Dagegen  strafen  ans- 
McUich  ancb  sebon  Vorbereitungsbandlnngen:  Scbaff* 
bansen'K  St.  Gallen«),  Tessin*),  Basel*«),  Zärich")» 
Ciranbünden 

$.  65. 

ErfomlenilMe  der  VollcMdmir  mmd  den  VeMmdin* 

Sie  ergeben  sich  aus  den  Begriffen.  I.  Erfordeiiüsse  des 
Tollendeten  Verbrechens:  1.  Em  doloses  Verbrecben.  Bei 
emem  cniposen  Verbrechen  lässt  sich  ein  Versnch  nicht  deik* 
ken,  kann  also  anch  von  Vollendung  nicht  gesprochen  ▼erden. 
%  Der  Yolle  äussere  Thatbestand,  irie  das  ^eisetz  ihn  sn  dem 
Begrifft  des  Veibreehens  fordert,  muss  da  sein;  bei  denjenigen 
Verbrechen,  die  zu  ilurem  Thatbestande  einen  bestimmten 
äusseren  &folg  fordern,  auch  dieser.  3.  Der  Thatbesland  . 
muss  so  von  dem  Thäter  gewollt  sein.  Wille  und  That  müssen 
einander  decken.  4  Bs  folgt,  dass  eine  und  dieselbe  äussere 
Handlung  sowohl  einerseils  em  Tollendetes  Verbrechen  und 
zugleidi  eben  (siraibaren)  Versuch,  iHe  anderosdts  neben 

1)  Art.  15. 
S)  9.  34. 

3)  Art.  35,  38. 

4)  Art.  35. 

5)  8.  38. 

i)  §.  11:  ^eine  Suierliche,  zur  wirldacheii.AiuiUMiiig  fähr  ende 

Handlung^. 
7)  9S.  13,  16. 

S)  Art.  18,  21.  Jener  spricht  zwar  nar  yma  einer  yänsierlicheD, 
svr  wirklichen  VolllHruigiiiig  lährenden  Thet*;  der  Art..  21 

aber,  damit  in  geradem  Widersprach ,  straft  schon,  »wenn  der 
Thäter  in  Veranstaltungen  und  in  der  Bereite  ehalt  Mr  TW* 
habenden  Missethat  ertappt  wird*. 
9)  St.  G.  B.  Art.  44,  48. 
iO)  I.  U. 
.tt).|.43^ 
12)  I.  25. 
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dem  T<lH^iid«tetf  oifer  vMnciiten  V^liMhen  «BgMch  tarn  enl-« 
^se^VMMlillifr'tfiillalt«!!  lumi.  II.  RrfofdefnisM -det  . 
saelMi  1.  Eltf  M(f  diei  HcifroH>fiDgung  mes  besümtiiten  ▼dU'« 
•ndteB  VcifcNehM  geriehteter  Wille  (Vortatz).  Ben*  Ver- 
raeh  MnM  Yenüd!»-  k^liDt  Sfrafredkt  nicht.  Es  ka&fi 
daher  aiieh  kdlieii  MrafbAm  Vcmch  aokher  Handhrngea 
gebfMii  n^fch)»  da»  Geaött  itHrar  positiv  mit  Siraie.  bedrohet 
hat,  iJier  dked  tfkr  als  VttMch^SkaDdhngeii ;  diese  rind  so 
sWar  Idmell  ^elbsl^Uiiidige  Verbrechen,  materiell  ab«r  imiier 
nor  Yersnche  oder  gar  nnr  Torbereitende  Handfaingen  für 
andere,  eigentliche  Yollendet«  Veibrechen 2.  Eine  äussere 
Thäti^tat  3.  Eine  Verbindung  des  Vorsatzes  «n  1.  .mit.  der 
äusseren  iThaligkeit  zu  2.  Diese  muss  aus  jenem  Vorsatze 
herrorgegangen,  also  auch  auf  H^orbringung  desgawollten 
ToUendet^  Verbrechens  gerichtet  sein.  Verraoh  ebes  cui^ 
poseta  Veri»reishAi8  kadn^-es  ^en  so  venig  geben,  via  einen 
€ülpolHStk  VWlMch  eine*  dolosen  (gewollten]  Vefbrecbens. 
4.  IHM'  Verbindung  mit  jenem  Willen  muss-  auch  Susserlidi 
erkennbar  seln;  .di^Tfaätlgkeit  muss  sich  also  ancji  ausserikh 
als  in  ihMi  Fortgange  zu  dem  ToUtodelen  Verbrechen  hin<* 
lohretld' darstdien.  Dies  kann-  nach  der  Sonderung  der  Ge» 
««tzgeitangen  in  zweierid  Art  der  Fall  sein  :  die  Handhuig 
«ntbält  bereits  dnen  Anfang  der  Ausführung  (Ausfährungs- 
handlnng,  eigentlich  VersneMandlungjt  oder  sie  bereitet 
diese-enl  tot  (Vorbereiloogshandhing),  sie  will  die  Ausfüh« 
rung  des  vollendeten  Verbrechens  in  irgend  einer  Weise  be- 
fördern*). Der  Unterschied  liegt  darin,  dass  der  Anfang  der 
Ausführung  schon  einen  Theil  dos  Thatbeslandes  des  voll- 
endeten Verbrechens  ausmacht,  <lie  Vorbereitung  aber  ausser^ 
hall)  dieses  Thatbeslandes  steht.  Auch  die  Vorbereitnngs- 
handliingeD  müssen  von  der  Art  Sein,  dass  aus  ihnen  bereits 
der  auf  das  vollendete  Verbrechen  gerichtete  Vorsatz  erkannt 
weidan  kann.  5.  In  keinem  Falle  darf  die  Handlung  bereits 
das  gewollte  Yöllendete  Verbrechen  darstellen.  - 6*-  Das  iNicht- 
einiret^n  d^  voliendeten  Verbrechens  muss  seinen  Grund  in 

1)  Vergl.  z.  B.  Bandesstr.  Art.  48.  • 

S)  Et  werden  dakin  euch  diejenigett  Hantiungen  gereehnet, 
welche  schon  im  vortias  die  Pemm  de«  Verlimher»  oder  die 
Vortheile  des  Verbrechens  nach  der  Verfibaag  des  Verbre- 
chens sichern  sollak 
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«ineni  mseffiiiitt»  des  WiOeiit  dm  Haadeliita  Hegimdm  P«ir 
ffand«  haben;  ey  wwd«  jonet  «|>en  jeoir.Wittji.fipil.fel|lea')^ 

Vwfcveclieiiy  fi^l  ^mmmm  «in  Versuch  rediiliclt  ein* 

-    -tr^^mm  Umnm» 

Der  Versuch  kann  nach  seinem  Begriflc  nur  bei  dolosen 
Verhrechon  gedacht  werden  (s.  d.  v.  §.\  Forner  aher  auch 
nur  bei  den  Bef2:ehungsverbrechen ;  bei  den  reinen  Unter" 
lassungsverhrechen  (oh.  61)  eben  darum  nicht,  weil  er  m 
einer  auf  das  vollendete  Vcrhrechen  zielenden  äusseren  Hand- 
lung 1)esteht.  Hei  den  dolosen  Hegehungsverbrechen  kann  er 
aber  ohne  Ausnahme  eintreten;  auch  bei  den  im  AflVct  be- 
gangenen*); wie  auch  bei  der  Theilnahme  am  Verbrechen. 
f)iiizelne  positive  Gesetze  haben  indess  mehrere  Ausnahmen 
aufgestellt.  Von  den  Schweizerischen  St.  G.  Ii.  nur  zwei: 
St.  Gallen,  indem  es  nur  bei  Verbrechen  (i.  e.  S.)  den  Ver- 
such bestraft,  also  bei  Vergehen  nicht;  und  Tcssin*),  indem 
es  den  Versuch  bei  korreklion eilen  V^ergehen  nur  dano 
für  strafbar  erklart,  wenn  er  ein  nächster  war  und  der  Thäter 
nicbt  freiwillig  davon  abstand.  Aligemein  spricht  sich  aber 
das  Rechtsbewusstseiu  gegen  Bestrafung  des  Versuchs  bei 
blossen  Poltzeivergehcn  aas;  die  gemeiorechtlicbe  Praxis  nnd 
Theorie  sehliesseD  sich  dem  an: 

IIa»  freiwlllii^e  Abstehen  von  der  Versurhs« 

h»n4tan9. 

Nach  dem  IJcgrifTe  des  Versuchs  dar!  dieser  einerseits  nicbt 
das  vollendete  Verbrechen  darstellen,  und  es  muss  anderer- 
seits die  JVichlvoIlcndung  in  einem  ausserhalb  des  Willens  des 
Thäters  liegenden  Umstände  ihren  Grund  haben  (ob  §.  64). 
Ein  (strafbarer)  Versuch  ist  also  nicht  da»  wenn  der  Han- 


i)  Eiue  Ausnahme  erleidet  diecer  ßttU,  nach  dem  St  G.  3«  v. 
Tes«iu,  8.  §.  ,66. 

3)  Ob  .aueh  bei  «aiiettijiimiew  .Dplas^  ist  tiae  überflüssige  Frage, 
da  •§  JwintA  nnhtstiiHwiten  Dolna  gibt.  Uelipr  die  4A*iehteB 
der  Praxis  vergT.  mein  Arcbiv  L  strafir..£nlach.  U  f> 

3)  St.  G.  B.  Art.  45. 
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delndc  von  seiner  (schon  begonnenen)  äusseren  Thätigkeit 
vor  Vollendung  des  Verbrechens,  mit  dem  Willen,  das  Ver- 
brechen nicht  zu  ToUenden,  also  freiwillig,  abstand.  Jemand, 
der  80  freiwillig  absteht,  hat  den  Vorsatz,  den  zur  That 
«chreitenden  Entschluss,  die  letzte  Handlang,  die  znr  Voll- 
endang  des  Verimchem'iiotliwendig  war,  auszuführen,  gar 
Bidit  gehabt;  das  vollendete  Verbrechen  hat  also  auch  nicht 
In  seinem  Vorsatze,  sondern  etwa  nur  in  sdnem  Gedanken 
gelegen*),  den  blossen  Gedanken  aber  straft  das  Gesetz  nnd 
auch  das  allgemeine  Rechtsbewnsstsein  nicht').  Die  Erforder- 
nisse des  freiwilligen  Abstehens  ergeben  sich  hiernach  von 
selbst  f.  Ein  Abbrechen  der  äusseren ,  auf  die  Vollendung 
gerichteten  Thätigkeit  2.  Mit  dem  bestimmten  Willen,  das 
Verbrechen  nicht  zu  Tollenden.  3.  Also  auch  hervorgegangen 
ans  der  Ueberzeuguog,  dass  das  Verbrechen  noch  nicht  voU- 
endet  sei.  4.  Daher  aach  zu  emer  Zeit,  da  der  Handelnde 
noch  nicht  aUes  gethan  hat,  was  nach  seiner  Meinung  zur 
Ausführung  des  Tollen  Verbrechens  nothwendig  war.  Bei 
Verbrechen,  die  zu  ihrer  Vollendung  das  Eintreten  eines 
äusseren  Erfolgs  Handlung  fordern,  kann  daher  em  frei- 
williges Abstehen  nicht  mehr  stattfinden  bei  dem  s.  g.  been- 
digten Versuche,  wenn  der  Thäter  alles  gethan  hatte,  was 
nach  seiner  Meinung  zur  Herrorbringung  des  Erfolges  nöthig 
war*).  5.  Nicht  ein  äusserer  Umstand  darf  die  Ausfährung 
des  Verbrechens  Terhindert  haben;  es  wäre  sonst  kein  frei- 
williges Abstehen  Torhanden.  Ein  blosses  Erschweren 
der  Ausführung  steht  nicht  entgegen.  Denn  6.  auf  den  Be- 


1)  Daher  ist  dem  auch  der  Ausdruck:  freiwilliges  Zurück- 
treten unrichtig. 

2)  Eine  Mutler  wird  von  dem  (icdanl^en  erfassl,  ihr  Kind  zu 
tüdtenj  sie  legt  ihm  die  Schlinge  um  den  Hals;  im  Begriffe, 
diese  zuzuziehen,  steht  aie  freiwillig  ab,  und  sie  reicht  dem 
Kinde,  statt  den  Tod,  die  belebende  Mutterbnist.  Bat  sie  |e 
den  Vorsatz  des  Zasanunenziehens  der  Schlinge,  also  des 
Erwürgens  gehabt?  Ui^  wer  will  sie  wegen Tersaditen Blor-* 
des  bestrafen  I  Anders,  wenn  sie  die  Schlinge  schon  zusammen- 
gezogen hatte,  in  der  Meinung  war,  sie  habe  das  Kmd  da- 
durch bereits  erwürgt,  uuil  dauu  erst,  von  Reue,  von  Mutter- 
liebe ergriffen,  die  Schlinge  wieder  löst  und  das  Kind  nodi 
am  Leben  findet. 

3)  S.  d.  V.  Note. 
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wcggrund  des  Abslehens  kommt  nichts  an,  wie  der  blosse 
Beweggrund  aitf  den  Thatbestand  der  strafbaren  Handiangen 
rechtlich  keinen  £influss  hat*).  Erkenntniss  des  Unrechts, 
Rene,  Furcht  vor  Strafe,  Trägheit,  u.  s.  w.  stehen  hier  recht- 
lich einander  gleich.  7.  Von  selbst  yersteht  sich,  dass  wenn 
die  Handlung,  von  welcher  Abstand  geDommjBo  wnrd,  schon 
eb  selbststündiges  Verbreeheo  enthält,  dessen  Strafe  inr  An-* 
Wendung  kommen  nmss.  ^  Die  aufgestellten  Sätie  sbd  auch 
Yon  der  GemeinrechtL  Doctrni  anerkannt*).  Auch  meist  yon 
der  neueren  Gesetzgebung.  Von  den  ScbweiEerisdie&  St 
6.  B.  erklaren  ausdrückfidh  die  s.  g.  Straflosigkeit  des  Ver- 
snehs  bei  freiwpligem  Abstehen  oder  Zurücktreten:  Aar^ 
gau*)»  Schaffhausen St  Gallen'),  Lnzern*),  Thür- 
gan  *),  Waadt  *),  Graubünden*]  mit  der  Ausnahme,  »wenn 
durch  soldie  Handlungen  bereits  eine  Rechtsrerietinng  statu 
gefunden  hat^*).  Dagegen  Terordnen,  dna  Mildemng  der 
Strafe  stattfinden  soll,  aber  auch  Straflosigkeit  antreten 


1)  Verwerflich  ist  es  adch  hier  Fräsamtionen  des  Dolus  aufstellen 
z«  wollen.  Dm  thnt  z,  B.  Luden,  Handb*  S.  70,  wenn  er 
•a^,  dam  die  VoUendaag  wider  de«  Thäter«  Willen  unter- 
blieben, sei  auch  dann  anzunehmen,  ywenn  ihm  durch  die 
äusseren  Umstände  die  Fortsetzung  seiner  Thätigkeit  nur  er- 
schwert, bedenklich  gemacht  oder  verleidet,  oder  das  In- 
teresse au  der  Hervorbringung  des  Verbrechens  genonunen 
wurde*. 

2)  Vergl.  P.  G.  O.  Art.  178.  Man  streitet  nur,  unerfindlicher 
Weise,  darüber,  ob  auch  das  Rom.  R.  eine  s.  g.  Straflosigkeit 
des  Versuchs  bei  freiwilligem  Abstehen  kenne.  Dafür  werden 
angeführt :  L.  19  pr.  de  lege  Corn.  de  fals.  1.  Ii  de  in  jus  voc. 
1.  5  C.  ad  1.  Jul.  maj.  1.  3  G.  de  apost.  Dagegen:  1.65  de  fort 
L  5  Ti  bon»  rapt.  L  3  qnod  quisque  juris.  Uebet  die  Frtads 
mg^.  a«ia  Arch.  £  stnifr.  Enisch.  L  S.  216,  345,  255,  267  t 

3)  Cr.  G.  B.  §.  Ii. 

4)  St.  G.  B.  §§.  14,  17.  Yergl.  dabei  Com«  G.  f.  21. 

5)  St.  G.  B.  Art.  22. 

6)  St.  G.  B.  §.  39. 

7)  St.  G.  B.  §.  44. 

8)  St.  G.  B.  Art.  37. 
9}  St.  G.  B.  §.  28. 

10)  Wenn  dies  nicht  bedeuten  soll,  die  Torgenonaiene  flandtang 
dorfo  kein  selbetttindigee  Verbrechen  daretellen,  «o  wire  ein  , 
richtiger  Sinn  nicht  diwin  zn  erkennen. 
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kJ^ane;  Zärich')»  Ffceiburg')  und  da»  Bii]|de»9traf«f 
^eebt'}.  Immer  «ur  me  -korrektioneUe  Almdapg  schmilbC 
Bsißel*);  eadlicli  Tessin  ')  «ntoncheidet  zwiscbep  Vcvr 
li^reclief  und  Vergehen;  bei  jenen  soll  itß  freiwillige  iU)«' 
fli/^hßa  gar  nicht  in  Betracht  kommen;  bei  diesen  nur  diuin 
Deicht,  w^n  nächster  Grad  des  Versaeba  vorliegt 

§.68. 

Vctnaweli  JUit  niitausUelieii  Hitteln  luail  an  tuUmai^ 

liclten  Gei^enstüiideii* 

Es  ist  Gemeinrechtlich  die  Frage  beatritten,  oh  ein  straf- 
barer  Veranch  vorliege,  wenn  eine  Versuchshandlnng  da  war» 
ans  welcher  das  gewollte  vollendete  Verbrechen  gar  nicht  ent- 
atehen  konnte.  Diese  Unmöglichkeit  kann  in  zweierlei  Art 
vorhanden  sein:  Zuerst,  indem  der  Handelnde  ein  3Iiltel  ger 
wählt  hatte,  welches  pntanglich  war,  zu  der  beabsichtigten 
Vollendung  zn  führen«  Zum  anderen,  indem  er  die  Versuchst^ 
handlun^  gcj^en  einen  Gegenstand  gerichtet  hatte,  an  welchem 
das  Verbrechen  nicht  vollendet  werden  konnte.  Ein  Theil 
der  llecbtslehrcf  uulersLbeidel :  Ein  Versuch  an  einem  un- 
tauglichen Gegenstände  ( VV^ahaverbrecben )  soll  immer  straflos 
sein.  Bei  dem  Versuche  mit  untauglichen  Mitteln  komme  es 
darauf  an,  ob  das  gebrauchte  Mittel  nach  der  Erfahrung  unter 
allen  ümsliinden  untauglich  sei  (absolut  unt.,  auch  schlecht- 
weg nnt.  j^Iittel)  [gleichf.  Wahnverhr.],  oder  ob  das  dlittel  blos 

1)  St.  G.  B.  §.  4ü.  Das  Obergericht  xu  Zürich  hat  (am  15.  April 
1847)  folgenden  Sato  aufgestellt:  »Der  §.  46  St.  6.  B.  kommt 
nicht  zur  Anweadang,  wenn  der  Betreffende  nnr  durch  die 
Hindernisse,  wetche.sich  der  Ausfährnng  des  von  ihm  beab- 
sichtigten Betruges  entgegenstellten,  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Vorstellungen  seiner  Freunde  und  Bekannten,  welche  ihn 
aui  die  ihm  drohende  Gefahr  bei  weiterer  Fortsetzung  des 
Prozesses  aufmerksam  machten «  yon  seinem  verbrecherischen 
Vorhaben  abgebracht  wurde Schanherg,  Beitr.  8.  S.  411, 
und  mein  Archiv  I.  S.  276.  Der  Satz,  erscheint  freilich  ohne 
naliere  Kcnntniss  des  —  nicht  nulgeiheilten  —  Sachverhält- 
nisses, nicht  ganz  klar;  jedenialls  unrichtig  ist  die  Hinein- 
Kiehong  der  Motive. 

2)  St.  6.  B.  ft.  37. 

3)  Bundesstrafr.  Art  16. 

4)  St.  G.  ß.  §.  15.    Corr.  G*  §.  11. 

5)  St.  G.  B.  Art.  45,  46. 
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is  dem  gegebenen  Feile ,  eus  .emem  besonderen  Onindet  sieb 
nicht  .wirbeem  bebe  leigen  können  (reltÜT  mit,  encb  nnni- 
^läDgliebe  Mittel}.  In  dem  eieten  Falle  sei  kein,  in  dem  zweiten 
alltfdings  ein  strafbarer  Venncb  Yorhanden  Man  beruft 
jicb  dafür  auf  die  P.  G.  .0.  *),  nnd  anf  den  Begriff  des  Ver^ 
SQcfas,  der  einen  Anfang  der  Ansfubrung  enthalte ,  also  notb-' 
wendig  xa  der  (vollendeten)  Ansfubrnng  müsse  leiten  können, 
tkeüweise  auch  anf  den  Mangel  einer  objectiven  Gefahrliehkeit 
in  den  genannten  Fällen.  Andere  wollen  in  allen  Fallen  einen 
strafbaren  Versuch  finden,  mit  der  Ausnahme  nur,  wenn  der 
Thater  ans  (die  Znrechnungsfiihigkeit  ausschliessendem)  Wahn- 
witx  gehandelt  habe  *).  Die  P.  G.  O.  soll  anders  zu  Terstehen 
sein^),  auch  das  Rom.  R.  bestrafe  den  Versuch  mit  absolut 
nntaugliohen  Mitteln');  die  Gefährlichkeit  einer  Handlung  sei 
nipht  der  Grand  ihrer  Bestrafung;  endlich  es  komme  in  den 
genannten  Fällen  eben  nur  ein  Irrthnm  vor,  der  dem  in  bösem 
Willen  Handelnden  nicht  zu  Gute  gerechnet  werden  dürfe.  — 
Nur  jene  erste  Ansicht  darf  für  richtig  erachtet  werden.  Auf 
das  Rom.  R.  kann  nichts  ankommen ;  freilich  auch  nichts  auf 
den  Mangel  an  objectiver  Gefährlichkeit.  Von  einer  Begün- 
stigung des  Irrlhums  ist  keine  Rede;  der  Irrthum  kommt 
eben  gar  nicht  in  Betracht.  Dagegen  ist  die  P.  G.  0.  klar, 
und  die  versuchte  entgegengesetzte  Auslegung  verfehlt.  An- 
dererseils steht  ein  Vorsatz  ohne  eine  Handlung,  die  ihn  un- 
möglich ausfuhren  kann,  als  ohne  alle  entsprechende  Hand- 


0  So  wird  gewöhnlich  onterseliieden ,  Tergl.  Feaerbaeh,  9.42; 
Ahegg,  §.  96$  Hcffter,  §.  62;  Marezoll,  §.  31;  Zachariä, 
vom  Versuch  I.  S.  233;  Henke,  Handb.  I.  S.256;  Geib,  im 
Arch.  des  Cr.  K.  f.  1S37.  nr.  21.  Manchmal  wird  Einzelnes 
hinzugesetzt;  so  verlangt  Bauer,  g.  64,  dass  das  absolut  un- 
Ungliche  Mittel  aus  Unverstand  gewählt  sein  müsse. 

2)  P.  G.  O.  Art.  178:  gediehe  scheinliche  wercke,  die  zu  toIii- 
bringung  der  missethatt  dienstlich  sein  mügen^. 

3)  Vergl.  Jarke,  Handb.  I.  S.217;  Luden,  Abhandl.  I.  S.  28.5  f., 
475  f.;  derselbe,  Handb.  S.  66;  Köstlin,  Revision  S.  277, 
353  f. 

4)  Die  angezogenen  Worte  des  Art.  17S  soUen  nur  bedcntea,  das» 
die  Handhttgin  (^dienttlielie  wcrehe*)  geeignet  sein  apnlsaeu, 
den  auf  die  VoUendung  gerichteten  bösen  Willen  des  ThÜters 

(scheinliche  wercke)  an  den  Tag  ZVL  Ugjen, 
i)  L.  6.  pr.  ad  1.  Com.  de  fals. 

12 
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long,  lediglich  als  cogililio,  da;  die  Uiandloiig  ut  für  iho  gar 
okdit  ToriiaiideD.  Endlidi  Iiat  sidi  kmier  das  Denlselie  Aedita- 
bewoMtsdn  gegen  die  Bestrafaiig  solcher  Handlimgeii  er- 
klärt ~  INe  neaeren  St  G.  B.  behandeln  die  Frage  ver- 
schieden. Manche  übergehen  sie  (richtig);  andere  treten  der 
einen  oder  der  anderen  der  Gemeinrechtlichen  Ansichten  bei; 
noch  andere  modificiren.  Die  Schweiseriscben  gruppiren  sich 
vie  folgt:  1.  Der  Frage  erwähnen  gar  nicht:  Aargau, 
St.  Gallen,  Schaffhansen,  Basel,  Waadt,  das  Ban- 
desstrafrecht. Für  sie  gilt  mithin  die  oben  als  richtig 
vorgetragene  Ansicht,  znmal  da  sie  zmn  B^riffe  des  stra^ 
baren  Versuchs  sämmtiieh  eine  Handlang  fordern,  die  ent- 
weder bereits  einen  Anfiing  der  Aasfiihrang  enthält,  oder  doch 
za  der  Tollendang  führen  soll.  2»  Tessin*)  and  Graabän- 
den ')  erklären  aosdrücklich  den  Versuch  sowohl  mit  antaag- 
Hchem  M^el  ab  an  antaoglichem  Gegenstande  for  straflos, 
Granbönden  sogar  die  Anwendung  konkret  untauglicher  Mittel. 
3.  Thurgan*)  ninmit  einen  entfernten  Versuch  an,  auch 
bei  Mos  anzulängUchen  Mitteb.  4.  Zürich ')  nimmt  gleich- 
falls  entfernten  Versuch  an,  aber  nur  bei  absolut  untauglichen 
Mitteln,  die  aus  Einfalt  gewählt  sind;  waren  sie  aus  Ver- 
sehen gewählt,  so  werden  die  an  sich  Torhandenen  Gnde 
des  Versuchs  bestraft;  des  Versuchs  an  einem  untauglichen 
Gegenstande  wird  nicht  erwähnt;  er  muss  also  nach  allgc- 
meinea  Grundsätzen  straflos  erscheinen*).  5.  Luzern  und 
Freiburg'}  erwähnen  gleichfalls  nur  der  untauglicben  Mittel: 
sind  diese  absolut  lutaii^ich,  und  nur  aus  Einfalt  gewählt. 


0  Vergt.  »ein  Lelirb.  des  Pr.  Strafr.  §.  61.  lieber  die  Deutsche 
Praxis  vergl.  mein  Archiv  f.  strafr.  Entsch.  L  S.  218  f. 

2)  St.  G.  B.  Art.  47.   S.  unl.  §.  159. 

3)  St.  G.  B.  §.  27:  „Wenn  der  Thäter  —  aus  Irrthom  oder 
Aberglauben  solche  Mittel  gebraucht,  oder  tie  auf  eine  Art 
und  an  einem  Gegenstände  in  Anwendung  gebracht  bat,  dass 
weder  die  beabsichtigte ,  noch  irgend  eine  andere  schädliche 
Wirkung  erreicht  werden  konnte,  so  ist  er  straflos.'' 

4)  St.  G.  B.  9.  40. 

St.  G.  B.  s.  43.  £in  Frä)adicat  des  Überger.  s.  in  Schau- 
berg, Beitr.  2*  S.  ftOl. 

41)  So  auch  erkannt  Tora  Obefgerichte  za  Zürich«  Schanberg, 
Beitr.  Ii.  S.  86  f.;  vergl.  mein  Arch.  I.  S.  2SI. 

7)  Lax.  ».  38.  Gorr.  G.  «.  23.  Freih.  t.  297. 
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«o  soll  mir  konektionelle  Ahndong  eintreten.  Der  Gefarandk 
relativ  vntaogticher  Mitlei  idl  die  gewSUiehe  Femchattrafe 
«iclit  aonoUieesen Der  nichl  erwiknte  Vertadi  an  anlMig- 
iwftem  Gegeaatande  bhus  anch  bier  alrafloa  endieineB. 

t.  60. 

Bei  dem  Tollendeten  VerlnrecheD  mmen  Wille  und  Tbat 
einander  dedi;en  (ob.  §.  65 J.  Wie  daher  ebeneila  em  toII« 
endeUe  Verbrecto  nicht  TorhandeD  iit,  wenn  an  dem  g^ 
wollten  inmeren  Thathettande  etwas  fehlt,  so  anch  andererseils 
nicht,  wenn  iwar  der  änsierliche  Thalbestand  (die  insseren 
Thatnmstiade)  Vorbanden,  aber  nicbt  ans  dem  WiOen  des 
Thilers  berforgegangen',  sondern  anf  andere  Weise  herbei- 
geführt ist.  Dies  gSt  BOthwend%  auch  bei  denjenigen  Ver- 
brechen, die  sn  äran  Thatbeslande  einen  bestfaunlen  aosscren 
EMg  erfordern,  Ton  dem  Falle,  wenn  dieser  Erfolg  iwar 
gewoUl  nnd  efaigetreten  ist,  aber  durch  einen  anderen  Umstand, 
als  dorch  welchen  er  nadh  dem  Wülen  desThälerseintrelen  soUleu 
Es  kann  sich  dies  anf  zwetetki  Art  ereignen.  Emmal  indem  der 
den  Erfolg  herbeiföhrende  Umstand  TüNig  onabbüngig  Ton  der 
Handlung  des  Thälers  eingetreten  ist  *),  Zum  anderen,  indem 
die  Handlang  des  Thaters,  aber  ohne  dessen  Willen,  die  wir- 
kende Ursache  in  Wirksamkeit  setzte.  Dies  kann  wieder  in 
zweifacbcr  Weise  geschehen,  nämlich .1  nnmitlelbar'),  oder 
mittelbar  durch  eine  Zwischennrsache    In  allen  Fällen  decken 


I)  Filr  die  Aimeadcniiig  der  Eiirftk  (naeh  Baner  «ad  detcen 
HanaOT.  Entw.)  ist  ein  Gruad  nicht  emohtUch. 

8)  A.  schiesst  nach  dem  B. ,  um  ihn  zu  tödten ;  er  Terwondet  ihn 
nnr  leicht  am  Arm;  in  demselben  Angenblicke  aber  erschienst 
C.  den  B.,  Torsätzlicb  oder  fahrlässig,  oder  B.  wird  vom 
Blitea  «rMhUisen. 

i)  A.  will  den  B.  «voMrdea;  er  erhängt  ibi,  hak  ihn  denmächsC 
für  todt,  und  wirft,  aai  die  Thnt  aaveibergen,  die  vermeint- 
liche Leiche  ins  Wasser;  R.  war  aber  noch  nicht  todt  ge* 
wesen,  hat  vielmehr  erst  im  Wasser  seinen  Tod  gefunden. 

4)  A.  will  den  B.  erstechen ;  er  trifft  mit  dem  Dolche  ein  in  dem 
Baien  des  B.,  dem  A.  anbewasst  mborgeoes  Pistol,  diesef 
eaUadet  «eh  in  Fdge  des  StoMes,  und  B.  itirht,  wa  den 
Schasse  getroffen.  Verf^.  Fenerbach,  §.909;  Mtttermaier 
M  Fencrbaeh,  f.  909  a. 
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WiHe  und  Tfaat  eiiiaiider  nicht:  der  Erfolg,  wie  er  einge- 
treten war,  Ist  meht  wm  dem  Wfflen  des  Thiters  iterror^ 
gegangen;  i^ne  diesen  Wfllen  hat  ein  irgend  anderer  Um- 
stand ihn  herbeigefohrt  Er  kann  also  auch  dem  Witten 
des  ThSters  nicht  zugerechnet  werden.  Ea  kann  daher  in 
allen  Fällen,  trotz  des  thätsSclilich  eingetretenen  Erfolges, 
nnr  Versncfa,  und  nach  den  Umständen  zugleich  culposes 
Verbrechen  da  sein.  —  In  der  Gemeinrechtlichen  Ooctrin 
ist  hieriiher  viel  Streit  Weniger  in  Betreff  des  ersten 
Falles;  es  wird  hier  keine  Vollendung  angenommen:  die 
zur  Vollendung  erforderliche  \lMung  sei  eben  nicht  aus 
der  Handlung  des  Thäters  hervorgegangen  *).  Nur  im  Falle 
einer  Tddtung  wird  von  Einzehien  auch  hier  VoUendung  an- 
genommen In  dem  zweiten  Falle  aber  nehmen  fast  sämmt- 
Uche  Rechtslebrer  ohne  weitere  Unterscheidung  Vollendung 
an Man  beruft  sich  auf  das  Rom.  R.  ^) ;  die  Ursache,  aus 
welcher  der  Erfolg  henrorgegangen,  sei  doch  einmal  durch 
die  Handlung  des  Thäters  in  Wirksamkeit  gesetzt  worden;  in 
^em  ersten  Unterfalle  sei  dolos  generalis  (ob.  $.  55)  vor- 
handen:  die  Absicht,  den  Erfolg  herbeizuführen,  habe  sämmt- 
lichen  Handlungen  des  Thäters  zu  Grunde  gelegen,  der  wirk- 
lich eingetretene  Erfolg  müsse  ihm  ako  auch  zum  Bohis  zu- 
gerechnet werden.  Diese  Deductionen  haben,  in  soweit  sie 
auf  das  Röm.  B.  sich  bprafen,  gar  keinen  Grund,  und  gehen 
ausserdem  von  klarer  Präsumtion  des  Dolus  aus*).  Die 

1)  Küstlin,  Revision  S.  'i53 ;  Mare/.oll,  Cr.  K.  S.282;  Heff- 
ter,  Lehrb.  §.  231:  L  udcu,  Haudb.  §.  62. 

2)  Z.  B.  Wächter,  Lehrb.  §.  162  Note  26  (II.  S.  127),  haupt- 
sächlich anf  Grund  des  Reim.  R. :  1.  51.  pt.  §.  2.  ad  1.  Aqnil. 
Es  handelt  sich  in  di(»spr  Stelle  aber  nnr  um  ein  Privatdelict. 

j)  Stiibel,  Theilnahnie  am  Verhr.  §.  32;  Wächter,  a.  a.  O. ; 
Jarke,  Hand.  Bd.  i.  ö.  220;  Marc  zoll,  a.  a.  O.;  Hefftcr, 
9.  233;  Köstlin«  Revis.  S.263f,;  Luden,  Handb.  S.-6i.  Da^ 
gegen  haben  sieh  ledoch  erklürt  X  Mittermaier,  Arch.  des 
Cr.  R.  f.  1841.  S.  24,  und  zu  Fenerbach  §.59;  ferner  Ber- 
ner, Imputationslehre  S.  193,  und  Theilnahme  am  Verbr.  S. 
143  f.;  Temme,  Lehre  von  der  iodtung  nach  Pr.  R.  S.  112, 
nnd  im  Lehrb.  des  Preuss.  Strafr.  ft.  63. 

4)  L.  7.  I.  2.  ad  I.  Aqnil.  I.  1.  pr.  I.  3.  f.  4.  ad  I.  Gora.  de  sie. 

5)  Bcmeritenswerth  ist  dabei  noch  folgender  strafrechtliche  Wi- 
derspruch: Wcuu  —  in  dem  oben  citirten  Beispiele,  A.  im 
Scherz  oder  ans  Versehen,  oder  um  ihn  xn  JbeleidiKen ,  oder 
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neiimn  St  G.  B.  habai  grösstendieib  —  mit  Becfat  —  die 
beräliiieii  Fragen  nidit  ponüv  eotflchiedeii Ans  den 
Sebwciier.  St  G.  E  könnte  nur  die  Vorsclirift  von  Gran- 
iränden')  über  den  generetten  Doloa  hieilier  gehören;  sie 
18t  aber  90  aUgemein  gefaaat,  da«  sie  zn  einer  Annahme  der 
Mehren  der  Doetrin  .  keine  Veranlasanng^  geben  kann. 

§.  70. 

-Btettaelliuiireit  dbea  VcmucIm» 

1.  CIrade  des  Vertuchs. 
Der  Versuch  pflegt  mehrfach  eiogetheilt  zu  werden ;  zu- 
nächst, indem  man  mehrere  Grade  desselben  annimm L  Unter 
verschiedenen  Graden  des  Versuchs  versteht  man  verschiedene 
Ahstufungen  der  Versuchshandlung  bezüglich  ihres  Fort- 
schreitens zur  Vollendung  des  Verbrechens.  In  diesem  Ab- 
stufen herrscht  unter  den  Rechtslebrern  keine  Uebereinstim- 
mnng.  Gewöhnlich  werden  unterschieden;  i«  Die  Vorberei- 
tungshandlangen (Vorbereitung,  delictum  praeparatum,  den 
Begriff  s.  in  64),  als  der  niedrigste  Grad.  Diejenigen 
Rechtslehrer,  welche  die  Vorbereitung  nicht  zu  dem  straf- 
baren Versuche  reehnen»  verwerfen  auch  natürlich  diesen 
Grad,  und  beginnen  erst  mit  dem  folgenden.  2.  Der  ent- 
fernte Versuch  (conatos  remotus,  delictum  attentatum),  der 
erste  Anfang  der  Ausführungsbandlung ,  oder,  wie  man  auch 
sagt'),  wenn  das  verbrecherische  Handeln  hei  einer  Zuberei- 
tung der  schon  vorhandenen  Mittel  stehen  geblieben  ist.  3.  Der 
nächste  Versuch  (das  angefangene  Verbrechen ,  conatus  proxi- 
mns,  del.  inchoatum),  der  Anfang  der  Uaupthandlung,  d.  h. 


zu  beslehlen,  den  B.  ^eslossen  und  dadurch  das  Fistol  mit 
tödüicher  Wirkung  entladen  hätle,  Niemand  würde  ihm  den 
herbeigefährten  Tod  zurechnen ,  weil  eben  das  Entladen  nicht 
▼on  ihm  gewollt  war.  Seine  mörderiache  Ahsicht  all  eis  sali 
ihn  also  zum  Mörder  machen ,  —  denn  auch  trotz  dieser  hatte 
er  das  Entladen  des  Pistols  nicht  gewollt.  Das  ungetrübte 
Rechisbewiis$toein  de«  Volkes  hat  mit  solcher  Lehre  nichts 
gemein. 

1)  Von  den  Deutschen  nw  das  Wttrtte»b.  ArL  S69  und  tfaeil- 
-weise  das  Badisehe  §•  99,  beide  im  Sinne  der  gew4»haUehen 

Doetrin. 

2)  St.  G.  B.  9.  20;  s.  ob.     56,  ar^  VH, 

3)  Heffter,  «.  75. 
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derj«iig«i  Handhuig,  deren  Endigiiof  den  gesetiwidrigeD  Ei^ 
folg  nmmltelber  beryoibringen  sollte  und  koniito  .').  4^  Der 
beendigte  Venuch  (beendigter,  aber  eifolgloser  Vers.,  ge»  - 
endigte  Untemebnning,  del*  perfectom);  er  kommt  nur  bei 
denjenigen  Verbreehen  vor,  die  ni  ibrem  Tbatbettande  einen 
bestimmten  äusseren  Erlb^  fordern,  und  wird  dann  ange- 
nommen»  wenn  der  TluUer  auf  seiner  Seite  zwar  alles  oder 
doch  genug  gelbao  hat,  um  den  genannten  Erfolg  herbeizu- 
iuhren,  dieser  gleichwohl  durch 'zufällige  Umstände  verhindert 
worden  ist  Den  Quellen  des  Gem.  Strafrechts  sind  diese  Grade 
des  Versuchs  völlig  fremd.  Für  Theorie  und  Praxis  hahen 
sie  keinen  Werth.  Weder  eine  Abstufung,  noch  eine  Zu- 
messung  der  Strafe  darf  an  sie  geknüpft  werden.  Durch  bei- 
des wäirde  das  Recht  des  individuellen  Falles  abstracten  Dir» 
stinctionen  zum  Opfer  gebracht  werden.  Leider  hat  ihm 
doctrinelle  Aufstellung  Nachtheil  genug  herbeigeluhrt,  indem 
sie  die  neuere  Strafgesetzgebung  vielfach  zu  ihrer  Aufnahme 
zum  Zwecke  gar  der  Abstufung  der  Strafe  veranlasst  hat. 
Auch  bei  den  Schweizer.  St.  G.  B.  ist  dies  theilweise  der  Fall« 
Von  diesen  unterscheiden  Grade  des  Versuchs  nicht:  daa  Bun- 
desstrafrecht, Aargau,  Waadt,  Freiburg*  Graubün- 
den  unterscheidet  zwar  entfernten,  näheren,  und  nächsten 
oder  beendigten  Versuch,  aber  nur  zur  Zumessnng  der 
Strafe,  also  ohne  unmittelbaren  praktischen  Nachtheil.  Aehn- 
lich  unterscheidet  T essin,  gleichfalls  zum  Zwecke  der  Zu- 
messung  der  Strafe,  ohne  indess  im  Geringsten  den  Begriff 
der  von  ihm  aufgeführten  Grade  eines  entfernten,  nahen  oder 
nächslen  Versuchs  anzugeben  oder  anzudeuten.  Der  Richter 
muss  diese  mithin  nach  seinem  Ermessen  für  den  einzelnen 
Fall  bestimmen,  wenn  er  überhaupt  in  dem  einzelnen  Falle 
Anhalt  dafür  findet.  Dagegen  unterscheiden  näher  für  die 
Abstufung  der  Strafe:  1.  St.  Gallen  und  Luzern  ent- 
fernten und  nächsten  (Luzern:  »nahen  oder  beendigten Ver- 
such ,  unter  dem  letzteren  den  gewöhnlichen  beendigten  Ver- 
such der  Doctrin,  unter  dem  ersteren  also  die  sammtlichen 
übrigen  von  der  Doctrin  unterschiedenen  Grade  des  Versuchs 
verstehend').  2.  Zürich:  entfernten  und  nahen;  ersteren. 


0  Feuerbach,  §.  43;  Heffter,  9.  76. 

2)  St.  Gallen  hat  dabei  den  Worten  nach  allcrdiags  eine  er- 
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woDii  mir  VotbefMlDDgilMiDdlDDgen  d«  sind»  leliimo«  wenn 
Handliuig  nir  wirklidieii  Aosfolraig  des  Verlifediews 
gehört  3.  Basel  uiid  Schaffhansea  :  eDtfemtoii,  nalwii 
(Basel:  TerluiidaFte  VolleBdiiiig^)  uttd  beendigten  Ymndh» 
den  enteren,  wcmi  mir  Vorbereitangshmdlnnfen  da  sind»  den 
iweiten,  »wenn  der  ThSter  ün  irirldfidien  An&nge  der  Untere 
nehmimg  ertappt  oder  an  der  Ansfiihning  gehindert  worden  ^ 
(wenn  diso  Anfang  der  Ausführung  da  ist),  den  letiten  naeh 
dem 'gewöhnlichen  Begriffs  der  <0octrin.  4w  Thnrgaa  nn- 
terscMdet  YorbereitiiBg,  entfernten  Versnch  (wenn  ]»d{e  Ans» 
fährung  angefangen  worden^)  nnd  nahen  Versnch,  unter  dem 
es  das  del.  perf.  der  Doetrin  Tersteht'] 

2.  Der  «valtfietrte  Teriaelk  - 

Der  Versnch  wird  Ton  der  CSemeiiirechll.  Doetrin  femer 
eingethdlt  in  den  einfachen  und  qnalificirten.  Unter  letstereiH 
,  versteht  man  gewöhnücfa  das  ZnsammentreiTen  eines  Versnchs 
nnd  eines  anderen  (ToHendeten  oder  culposeo)  Verhrechens 
durch  dne  und  dieselbe  Handlang*].  Andererseits  wird  attch  Mos 
der  Fall  damnter  Terstanden ,  wenn  das  vollendete  Verbredien 
nur  ein  Mittel  zur  Verühnng  eines  anderen  nicht  zur  VoHen-* 
duDg  gekommenen  Verbrechens  sein  scdlte*).  Der  Begriff  des 
eiiifachen  Versuchs  ergibt  sich  danach  Von  selbst.  Die  Un- 
(ersdieidnng  des  qnalificirten  Versndis  ist  theBs  fiherfinssig, 
Iheils  unrichtig.  Ueberfliissig,  wenn  der  erste  Begriff  der- 
selben angenommen  wird.  Es  ist  dann  eben  einfiidie  ideale 
G>iienneni  von  Verbredien  (unten)  da,  des  Versndis  mit 
emem  voDendeten  gewditen,  oder  auch,  wenn  besöglich  des 
conenrrhrenden  nicht  Dolus ,  sondern  Culpa  vorlag,  mit  dnem 
culposen,  und  es  treten  die  allgemeben  Grundsätze  solcher 


hebliehe  Lücke,  indem  ee  «oedTfickliek  nur  de«  beendiglMi 

Versnchs  und  der  Vorbereituna;shandIangen  erwähnt. 

1)  Vgl.  über  Alles:  Graubünden  25,  26,  Tcssin  44-46,  St.  Gal- 
len 20,  21,  Lnzern  35,  36,  Zürich  43,  Basel  13,  14,  Schaff- 
hansen  15,  16,  Thnrgaa  3S— 41. 

2)  Bener,  S.  CS,  Ahegg,  §.  97,  Bfareaoll,  .S.  $5. 

3)  M ittermaier  %a  Feuerbaeh,  f.  43,  Note  II.  Beispiels 
9  Bei  Versuch  der  Nothzucbt,  wo  schon  eine  vollendete  Ver- 
letzung der  Keuschheit  zu  Gnuide  liegt^.  Ferner  würde  bie- 
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Concomiiz  ein Falsch  ist  die  Annahme  eines  qaalificirten^ 
Veirächs,  als  concmrirend  Vollendang  und  Versuch  enthal- 
tend, wenn  das  als  vollendet  angenommene  Verbrechen  zu- 
grdch  einen  Theil  des  Thatbestandes  des  dadurch  beabsicln 
tigien,  aber  nicht  zur  Vollendung  gekommenen  Verbrechens 
bildet.  Es  liegt  hier  eben  nnr  Versuch  vor.  Wie  der  Wille 
des  Handelnden  nur  auf  die  Hervorbringnng  Eines  (des  nicht 
yoUendeten)  Verbrechens  gerichtet  war,  so  ist  auch  thatsäch-- 
lieh  nur  ein  Theil  des  Thatbestandes  dieses  gewollten  Ver- 
brechens bervorgehracht  worden.  —  Gleich  den  meisten  neue- 
ren Deutsch.  St.  G.  ß.  heben  auch  die  der  Schweiz  den  qua- 
lificirten  Versuch  mit  Recht  nicht  hervor.'). 

Anmerkung.  In  die  Lehre  vom  qualificirtcn  Versuche 
gehören  noch  die  bereits  oben  erwähnten  Fälle  des  error  in 
corpore  und  der  aberratio  einerseits  und  der  culpa  dolo  de- 
terminata  andererseits;  s.  iodess  über  jene  $.  46,  und  über 
diese  $.  55  oben. 

f.  72. 

Ble  Bentmftans  Aen  Venmchn* 

Der  Versuch  ist  nach  Deutscher  Rechtsansicbl  für  straf- 
bar, aber  stets  für  minder  strafbar  erachtet  worden,  als  das 

her  gehören  die  Verwandnng,  in  der  Absicht  zu  tödten  zu* 
gefugt.  Henke,  Handb.  I,  S.  536,  der  indess  zugibt,  das«  in 
.  einem  solchen  Falle  nur  die  schwernre  Strafe  zur  Anwendung 
zu  bringen  und  daher  /.u  unlersuchen  sei,  welche  als  die 
schwerere  sich  darsteile ,  ob  die  des  vollendeten  Verbrechens, 
oder  die  der  Versuchshaudlang. 

1)  Ob  das  Tollendete  Verbrechen  zugleich  Mittel  zu  dem  Ver- 
»achten  sein  sollte ,  ist  an  sich  gleichgültig ;  nur  niuss  man 
nicht  in  die  Inconsequen/.  verfallen ,  gerade  hier  eine  blosse 
Vorbereitungshandlung  als  strafbaren  Versuch  aufzustellen, 
z.  B.  in  dem  FtUe,  wenn  Jemand,  um  zu  «teUeii,  Feuer  an- 
legt, ohne  aber  einen  Anfang  der  Aoslührnng  des  Diebstahls 
gemacht  zu  haben. 

2)  Die  St.  G.  B.  von  St.  Gallen  Art.  23  und  Luzern  §.  37 
sprechen  zwar  von  Zusammentreffen  des  Versuchs  und 
eines  anderen  Verbrechens  in  einer  und  derselben  Handlung, 
aber  eben  nnr  als  von  einem  idealen  Znsanunentreffen  meh- 
rerer Verbrechen  und  mit  der  ausdruchltchen  Bestimmung, 
dass  die  Vorschriften  über  dieses  Zusammentreffen  zur  An- 
wendung hommen  sollen.  Ueber  den  6.  28  des  St.  G,  B.  von 
Graubünden  s.  ob.  §.  66. 
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Toiendele  Verbrechen  (ob.  $.  63)  Die  {grossere  oder  gerinn 
gere  Strafbarkeit  bt  abimnesieii  nach  der  Intensität  des  an 
den  Tag  geWgten  TerbrecberischenWIfleus  nnd  nach  dem  Fort- 
sdiritte  dier  That  lur  Vollendni^')«  Doctrin  nnd  Praxis,  und 
neuere  Gesetxgebnng  haben  fnr  die  schwerere  oder  leichtere 
Bestrafung  —  innerhalb  jenes  überhanpt  geringeren  Strafmas- 
ses —  mehrere  Grade  des  Versuchs  aufgestellt  ($.  70  ob.).- 
Die  Schweizerischen  St.  G.  B.  haben  grösstentheik  diese  Sätie 
aufgenommen,  allerdings  mit  mehrfachen  Modificationen*). 
T.  Sämmtliche  Strafgesetzbücher  der  Schweiz  enthalten  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Slrafbarfceit  des  Versuchs  sowohl 
bei  Verbrechen  als  bei  Vergehen,  mit  Ausnahme  von  zweien, 
ohne  bestimmte  Beschränkung.  St.  Gallen  bestraft  den  Ver> 
such  nur  bei  eigentlichen  Verbrechen  (i.  e.  S.),  mitbin  l>ei 
Vergehen  gar  nicht,  und  T  e  s  s  i  n  bestraft  ihn  bei  letzteren  nur, 
wenn  er  ein  nächster  war  (s.  ob.  §.  66).  II.  A  a r  g au  bestraft  deit 
Versuch  gleich  dem  yollcndcten  Verbrechen'].  Die  sämmUichen. 
anderen  St.  G.  B.  bestrafen  grundsätzlich  den  Versuch  ge-^ 
linder,  als  das  correspondirende  ToUendete  Verbrechen.  Im 
Einzelnen  gehen  sie  auseinander,  manchmal  sehr  kasuistisch. 
1.  Graubünden:  Es  ist  in  dem  Grade,  in  welchem  der 
Versuch  der  Vollendung  sich  mehr  oder  weniger  nähert,  eine 
2U  der  Strafe  des  vollendeten  Verbreche  im  Veriialtniss 


.  i)  Falsch  ist  die,  gleichwohl  vielfach  in  die  neueren  St.  G.  Bücher 
übergegangene  Ansicht,  <lie  Abmessung  auch,  oder  gar  zu- 
nächst, nach  der  grösseren  oder  geringeren  Gefahr  zu  be- 
stimraoL  Stand  diese  in  Beziehung  za  dem  WilleBt  m  ist  des 
letetere  danach  strafbarer;  «userdem  würde  man  «nen  Zü- 
fall  als  Znme.ssungsgrnnd  aufstellen. 

2)  Gleichfalls  die  St.  G.  Bücher  Deutschlands.  Nur  Oesterreich 
und  Preussen  (lel/.teres  im  unmittelbaren  Anschluss  an  das 
Franz.  St.  G.  B.)  bestrafen  den  Versuch  dem  vollendeten  Ver- 
brechen  gleich. 

3)  St.  6.  B.  §.  Ii.  Es  enthält  keine  ausdrückliche  Vorschrift 
hierüber,  sondern  bestimmt  nur,  dass  auch  „der  Versuch 
einer  Uebelthat  ein  Criminal verbrechen^'  sei,  und  setzt 
dann  ohne  weitere  Unterscheidung  die  Strafe  der  „Criminal« 
verbrechen''  fest,  folgt  also  auch  hier  dem  Oester.  St.  G.  B., 
ohne  indess  dessen  Bestimmung  aufennekmen  (ft.  47),  wonach 
es  ein  Milderungsgrund  ist,  „wenn  es  bei  dem  Versuche  ge* 
blieben  ,  eine  Bestimmung,  die  sich  fiir  den  gereckten  Richter 
freilich  von  selbst  versteht. 
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stehende  geringere  Strafe  anzowendcn.  2.  Freibnrg:  Der 
Veisudi  inrd  höchstens  mit  der  HälAe  der  anf  das  voll- 
endete Verbrechen  gesetzten  Strafe  belegt'],  erent  und  anch  hei 
ans  Enifalt  gewählten  nntanglichen  Mitteln  (ob.  $.  68)  r-  beides 
bei  Verbr.  i.  e.  S.  -r-  Zochth.  von  15  Tag.  an;  die  Ansmessnng 
geschieht  nach  dem  Grade  des  Vorschritts  nnd  der  Ausdek- 
nnng  des  Versuchs  •  der  Beharrlichkeit  des  Thäters  nnd  der 
geringmn  oder  grösseren  Gefährdung  des  bedroheien  Gegen- 
standesi  3.  Das  Bundesstrafrecht  enthalt  dieselben  Vor^ 
sehriflen,  und  setzt  ausdrücklich  hinzu,  dass,  wenn  das  yoll<- 
endete  Veriirechen  mit  lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  bedrohet 
ist,  der  Versuch  mit  Zuchthaus  bis  auf  15  Jahre  belegt  werden 
soll.  4.  Waadt:  a.  Wenn  das  vollendete  Verbrechen  mit 
Todesstrafe  bedrohet  ist,  tritt  für  den  V^ersuch  Zuchthaus  TOn 
10—25  Jahren  ein ;  wenn  sonst  mit  einer  absolut  bestimmten 
Strafe,  diese  voll ;  c.  wenn  mit  einer  relativ  bestimmten  Strafe, 
so  kann  die  Versuchsstrafe  drei  Viertheile  des  Maximums  nicht 
überschreiten ,  und  nicht  unter  der  Hälfte  des  3Iinimums  fest- 
gesteUt  werden.  5.  Luzern:  a.  Der  beendigte  Versuch  wird 
mit  zwei  Drittheilen,  6.  jeder  andere  nicht  soweit  gediehene 
Versuch  mit  einem  Zwölftheil  bis  zu  einem  Driltheil  der 
Strafe  des  vollendeten  Verbrechens  bestraft.  Eine  nntheii- 
bare  Strafe  wird  in  die  zunächst  stehende  Strafart  verwan- 
delt; als  Massstab  gilt  hei  der  Todesstrafe  24jäbr.  Kelten- 
strafe. Würde  danach  (bei  Verbrechen  i.  e.  S.)  die  Strafe  unter 
Einsperrung  von  3  Mon.  herabsinken,  so  wie  bei  aus  Einfalt 
gewählten  untauglichen  Mitteln  (ob.  §.  68)  tritt  (corr.)  Gef. 
von  14  Ta^en  bis  Arbeitshaus  zu  2  Mon.  ein.  6.  Zürich: 
a.  Der  nahe  Versuch  (den  Begriffs,  ob.  §.70)  soll,  wenn  das 
vollendete  Verbrechen  nut  dem  Tode  oder  lebenswieriger  Ket- 
tenstrafe bedrohet  ist,  mit  nicht  mehr  als  (also  bis  zu)  15 
Jahren  Kellenslrafe ,  in  anderen  Fällen  mit  der  Hälfte  des 
niedrigsten  bis  zur  Hälfte  des  höchsten  Grades  (soll  wohl 
beissen :  Masses)  der  auf  das  vollendete  Verbrechen  gesetzten 
Strafe,  und  zwar  so  belegt  werden,  dass  auch  eine  gelindere 
Strafart,  jedoch  mit  einer  verhällnissmassigen  Verlängerung 


t)  Freiburg  kennt  «war  lebenslängliche  Freiheitaslnife  (keine 
Todesstrafe),  der  verständige  Riobtcr  Würd  aber  MMh bezüg- 
lich ibrer  das  Richtige  treffen« 
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te  Dauer,  eitttseten  kann,  Der  entfernte  Verrach  wird 
nk  Gefangniss  (bb  la  3  Jahreo)  nnd'iagleicli  GeMbime  Ins 
MO  Franken,  aöcb  mit  4er  eiaeo  oder  anderen  dieeer  Strafen, 
belegt.  Die  Zornesrang  soll  in  allen  Fallen  nach  nacb  dem 
Chrade  des  Fottscbritte  der  Handlung  nnd  der  Gefahr  fSr 
das  bedrohete  Eecfat  erfolgen.  7.  Thnrgan:  a.  Der  nahe 
Versttch  (Begriff  ob.  $.  70)  wird  bei  Veibrahen,  welehe  mit 
Tod'  oder  Idbendäogticlier  Zocfatbaosstrafe  bedrohet  sind,  mit 
Znebthaos  nicht  unter  zwölf  Jahren  (also  yon  12  bis  90  X), 
in  anderen  Fällen  nicht  unter  emem  Dritlbeü,  aber  nie  mk 
dem  Tolien  Mame  der  Strafe  des  Toliendeten  Verbrechens  be- 
straft, h.  Den  entfernten  Veisudh  liifll,  wenn  das  YoUendete 
Terimchen  mit  Tod  oder  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe 
bedrohet  war,  eine  Zuchthaussürafe  bis  zu  15  Jahren,  in  an- 
deren Fällen  nie  mehr  als  die  Hälfte  der  Strafe  des  yoUen- 
deten  Verbrecheos.  8.  St.  Gallen  :  o.  Der  nächste  Versuch 
Abgriff  ob.  §.  70)  wird  bestraft,  wenn  die  Strafe  des  yoll« 
endeten  Verbrechens  Todesstrafe  ist,  mit  lOjähriger  Kelten« 
strafe,  yerbonden  bei  obwaltenden  Umständen  nach  ricbte^• 
liehem  Ermessen  mit  Pranger,  and  zwar  mit  oder  ohne 
Stanpenschlag ;  in  anderen  Fällen  mit  der  Hälfte  der  Strafe 
dies  yollendeten  Verbrechens,  b.  Der  entfernte,  wenn  die 
Strafe  des  vollendeten  Verbrechens  Todesstrafe  ist,  bis  zu 
Ojähriger  Kettenstrafe ,  in  anderen  Fällen  aber  ndt  dem  Mi« 
nimom  der  Strafe  des  yollendeten  Verbrechens ,  oder  mit  Ver- 
blei des  Activbürgerrechts ,  oder  mit  korrektioneilen  Strafen, 
je  nach  dem  Grade  des  Fortschritts  der  Handlang.  9.  Basel , 
Schaffhausen :  a.  Der  beendigte  Versuch  wird  bestraft, 
wenn  die  Strafe  des  vollendeten  Verbrechens  Todesstrafe  ist, 
nach  Basel  mit  14-  bis  20jähriger  Kettenstrafe  im  zweiten 
Grade,  nach  SchafTbaasen  mit  8-  bis  16jähriger  Kettenstrafe; 
in  anderen  Fällen  nach  Schaflbaasen  mit  der  Hälfte,  nach 
Basel  mit  zwei  Drittheilen  der  niedrigsten  bis  zu  zwei  Dril- 
theilen  der  höchsten  Strafe  des  vollendeten  Verbrechens,  b.  Der 
nahe  Versuch  (BegriCf  ob.  §.  70)  wird  bestraft ,  wenn  die  Strafe 
des  vollcndelen  Verbrechens  Todesstrafe  ist,  nacb  Basel  mit 
10-  bis  15jähriger  Kettenstrafe  im  zweiten  Grade,  nach  Schaff- 
hausen  mit  6-  bis  IGjährigcr  Kettenstrafe;  in  anderen  Fällen 
nach  Basel  mit  der  Hälfte  der  niedersten  bis  zur  Hälfte  der 
höchsten,  nach  Schafibausen  mit  einem  Viertheii  bis  an.  zwei 
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Drittbdlen  dor  Strafe  des  ToUeiideten  Verbrechenf.  c.  Der 
entfemle  Versnch  (Begriff  ob«  $.  70],  wenn  die  Strafe  des 
Tollendeten  Verbreebens  Todesstrafe»  nach  Basel  mit  6-  bis 
16jübriger  Kelfenstrafe  im  zweiten  Grade,  nach  SchaOhaosen 
mit  8  Jahren  Arbeits-  oder  Kettenstrafe;  In  anderen  Fallen 
nach  Basel  mit  einem  Drittbeil  der  niedersten  bis  zu  einem 
Drittheil  der  höchsten,  nach  Sehaffhansen  bis  znr  Hülfke  der 
Strafe  des  Tollendeten  Verbrechens.  10.  T  es  sin  unter» 
scheidet:  A,  Bei  (korrektionellen)  Vergehen  wird  nnr  der 
nächste  Versnch  (ob.  $•  70)  bestraft,  und  zwar  nur,  wenn  der 
Thäter  nicht  frdwillig  abstand,  nnd  zwar  mit  der  geringsten 
Strafe  des  vollendeten  Vergehens.  B,  Bei  Verbrechen  (i.  e.  S.) : 
a.  Der  nahe  sowohl  als  der  nächste  Versnch  werden  bestraft : 
aa,  wenn  die  Strafe  des  Tollendeten  Verbrechens  Todesstrafe 
ist,  mit  lebenslänglicher  Eisenstrafe  oder  mit  dem  höchsten 
Grade  der  Zwangsarbeit ;  bb*  wenn  lebenslängliche  Eisenstrafe, 
mit  Zwangsarbeit  im  dritten  oder  vierten  Grade,  cc.  Für  den 
Verlust  oder  die  Untersagong  der  Ausübung  der  Bürgerrechte 
tritt  ein  die  Suspension  derselben  Rechte  im  zweiten  oder 
dritten  Grade,  dd.  In  anderen  Fällen  tritt  Herabsetzung  der 
Strafe  des  Tollendeten  Verbrechens  nm  einen  oder  zwei  Grade 
(des  Masses)  ein  (minorazione  dl  nno  o  due  gradi,  vgl.  Art.  17, 
20,  26,  27).  ee.  Immer  soU  nur  die  niedrigste  der  erwähnten 
Strafen  eintreten,  wenn  der  Tii liier  freiwillig  aus  blosser 
Reue  Ton  der  Ausführung  abgestanden  hatte,  b.  Für  den 
entfernten  Versuch  sind  bestimmte  Strafarlcn  oder  Strafmasse 
nicht  angegeben;  er  mnss  also  gelinder  bestraft  werden  unter 
Berücksichtigung  der  Vorschriften  zu  o. 

C.  Die  Theilnahtne  Mehrerer  an  einem  Verbrechen. 

f.  78. 

Die  äussere  That  bei  dem  Verbrechen  bietet  eine  doppelte 
Seite  der  strafrechtlichen  Auffassung  dar :  Ihrem  Inhalte  nach ; 
dadurch  büdet  sich  die  Lehre  TOn  dem  Versuche.  Ihrer  Form 

i)  Vgl.  über  AUes:  Graub.  26,  Freib.  36, 37,  Bondesstrafr.  15, 16. 
Waadt  S6,  Lnz.  35  ,  86  ,  81,  Corr.  G.  28,  Zürich,  44  —  46, 
Thtirg.  39-43 ,  St.  GaUen  19-21,  Basel  14-16,  Sehaffli.  14-16, 
Tessüi  46. 
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«ach ;  dadurch  l^det  sieb  die  Iichn  Ton  der  Theilnahme  Meh- 
rerer an  ekiem  Veriirechen.  Dk  ThStigkeH  Mehrerer  bei 
■einem  und  denudben  Verbrechen  kann  mehrfSwh  Tenduedene 
Geiialt  haben,  •  Die  Mehreren  können  durch  ihre  gemenmnie 
Thatigkeil  das  Verbrechen  unmittelbar  gemeinsam  anslöhren. 
Nur  Einer  oder  Einzelne  von  ihnen  können  ao  nnmitcdbar 
ansfiihren,  wälurend  Andere  nnr  für  diese  Ansfülirong  ein«* 
oder  mitwirken.  Diese  Em-  und  Mitwirkung  kann  wieder 
dne  mehrfach  Terachiedene  sein.  Der  Entsdünss  der  Ans- 
fiUiruDg  kann  dadurch  in  dem  oder  den  Ansfnhrendai  zuerst 
herrorgebracht  sein.  Der  in  dem  Ausführenden  selbststMndig 
•entstandene  EntscUuss  der  Ausführung  kann  nur  unterstützt 
worden  sein.  Diese  Unterstützung  lunn  durch  körperliche, 
•oder  durch  Mos  geistige  Üfittel  bewiritt  worden  sein.  Es  bilden 
'Sieh  dadurch  die  verschiedenen  Begriffe  des  ThSIters,  des  An- 
stifters, des  (s.  g.  physischen  und  intettectuellen)  CSehiyfen.  AHe 
•diese  Begriffe  sind  enthalten  unter  dem  Begriffe  der  Theil- 
•nahme  an  dem  Verbrechen  überhaupt,  und  haben  also  nur 
^reh  diesen  und  für  diesen  eine  Bedeutung.  Eine  ursprüng- 
lich doctrinelle  Erweiterung  des  BegrifBi  der  Theibahme  hat 
Ihnen  noch  einen  Begriff  beigefugt,  den  der  Begünstigung, 
bestimmte,  an  das  bereits  ausgeföbrte  Verbrechen  sich  an- 
^Kessende  Arten  der  BelheHlgung,  mitunter  soweit  ausgedehnt, 
4ass  sogar  die  Niditanzdge  des  Verbrechens  dahin  gerechnet 
wird.  —  Jener  dgentliche  Begriff  der  Theilnahme  an  dem  Ver- 
brechen ist  ein  yon  sdbst  gegebener  strafrechtlicher  Begriff. 
Das  Verbrechen  muss  an  seinem  Urheber  bestraft  werden. 
Bd  jedem  Verbrechen  können,  bei  einigen  müasen  sogar 
ihrem  Thatl>cstande  nach  mehrere  Urheber  yorkommen.  Für 
jenen  Satz  wird  hierdurch  nichts  geändert.  Sind  mehrere  da, 
so  kommt  es  nur  darauf  an,  dass  dic  Bedingungen  der  Straf- 
barkeit bei  jedem  Yon  ihnen  vorhanden  sind,  dass  ihnen  Allen 
also  das  Verbrechen  zugerechnet  werden  muss.  Dieser  Be- 
dingungen sind  für  den  einzelnen  Urheber  wesentlich  zwd: 
Terbrecherischor  Wille  und  verbrecherische  Tbat.  Für  die 
mehreren  Urheber,  denen  Allen  das  Verbrechen  zugerechnet 
werden  soll,  ist  also  erforderlich,  dass  sie  Alle  durch  ihre. 
Kräfte  das  Verbrechen  haben  bewirken  wollen,  und  dass  es 
so  durch  ihrer  Aller  Kräfte  wirklich  zu  Stande  gekommen  ist. 
Diese  bdden  wesentlichen  Bedingungen  bilden  al>er  eben  die 
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liflidaii  wesendklwn  Momente  jenes  Begriflfos  der  Tlieynahme 
Metirerer  an  einmn  Verbreiäien.  So  zeigt  nch  der  Begriff 
anch  in  jedem  Strafrechte.  Verscbieden  ist  nur  seine  Anwen- 
dung im  Einleben,  und  dabei  besonders  einefseits  die,straf- 
recfatUche  Würdigung  der  einzelnen  Thätigkeiten ,  und  anderer- 
seits die  geringere  oder  grössere  Ansdehnnng  des  Begriffs;  in 
letzterer  Hinsicht  namentlich  auch  bezüglich  6ßr  Begünsti- 
gung. —  Die  Lehre  von  der  Theilnahme  Mehrerer  an  emem 
Verbrechen  ist  in  der  Gemdnrechtfichen  Boctrin  eine  äusserst 
Tenrorrene  geworden.  Die  Quellen  bieten  keine  Veranlassung 
dafür  dar.  Das  Römische  Recht  generalisirt  auch  hier 
nicht  Es  kennt  alle  Arten  der  Theilnahme,  auch  die  Begün- 
stigung; aber  es  hat  keinen  allgemeinen  Grundsalz  lulge- 
stellt,  nach  welchem  eine  Bestrafung  dersdben  bei  allen  Ver- 
brechen eintreten  müsste.  Für  jedes  einzelne  Veibrechen  war 
dnrch  das  besondere  Gesetz  oder  durch  Interpretation  be- 
sonders bestimmt,  welche  Handlungen  als  strafbare  Theil- 
nahme an  demselben  betrachtet  und  mit  welcher  Strafe  sie 
belegt  werden  sollten.  Hierbei  wurden  auch  jene  grundsätz- 
lichen allgemeinen  Unterschiede  ron  Anstifter,  Gehülfen  und 
Begünstigem  nicht  gemacht.  Ebenso  wurden  keine  allge- 
meine Grundsätze  über  das  Mass  der  Strafe  der  Theilnahme 
aufgestellt.  Indess  war  das  Gewöhnlichere  die  GleichsteUuog 
sämmüicher  Theilnehmer  mit  dem  eigentlichen  Thäter;  ge- 
ringere Bestrafung  des  Gehülfen  findet  sich  namentlich  für 
einzelne  Fälle  in  der  spStem  Kaiserzeit  ausgesprochen.  Straf- 
bare Theilnahme  wurde  natürlich  angenommen  bei  dem  voll- 
endeten, wie  bei  dem  versuchten  Verbrechen  in  unserem  Sinne 
dieser  Worte*  In  sehr  wenigen  Fällen  waren  Handlungen, 
die  nach  unseren  Begriffen  sich  als  strafbare  Theilnahme  an 
einem  Verbrechen  darstellen,  als  besondere,  selbstständige 
Verbrechen  aufgestellt*).  Das  Ganonische  Recht  hat  zuerat 

1)  Vgl.  über  6»a  GeMgte  z.  B.  f.  il  I.  de  ohl.  qu.  ex  d«l.  f.  tt. 

J.  de  injar.  1.  3.  §.  8.  de  incend.  1.  5.  de  extr.  crim.  1.  1.  §.  4. 
1.  3  ttd  1.  Jul.  maj.  1.  8.  9—12.  ad  1.  Jui.  de  adalt.  1.  3.  §.  k. 
1.  15.  ad  I.  Coru.  de  sie.  1.  16.  pr.  1.  38.  §.  2.  de  poen.  I.  169. 
de  reg.  jar.  1.  5.  G.  de  accos.  1.  an.  S*  2.  G.  de  rapt.  virg.  1* 
HB.  C.  de  Nili  agg.  1.  3.  de  his  qui  not.  infam.  1.  15.  §.  10. 
de  infur.  L  3.  pr.  ad.  I.  Jid.  de  vi  pabl.  1.  5.  pr.  C.  ad  1.  Jul. 
maj.  1.  1.  2.  de  recept.  1.  29  S.  4.  ad  L  Jul.  de  adalt.  1.4.  §.  S. 
de  off.  procoiM.  1.  2.  «d  1.  Ponp.  de  parric.  Di«  Rom.  Be- 
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ciMB  aUgameiM  Gmodials  for  die  Lebte  aufgesiellt,  den, 
dais  M  der  Beslnlbiig  der  TMnaliiiie  bezüglich  der  Zu- 
meMUDg  der  Strafe  auf  die  VerKhiedeiibeit  der  Tbätigkeit  der 
ebüfaiee  Theilnebmer  nieb  den  Umstöndeii  Rücksicht  ge- 
nonmea  werden  soll*).  Das  Mltere  Dentsche  Recht  stand 
dem  Röm.  nahe.  Es  kennt  eine  Theilnahme  durch  Tbat  und 
Rath,  aoch  eine  straCbare  Begünstigung,  lelitere  in  manchen 
Beiiebangen  in  weiterem  Umfange,  als  das  Röm.  Recht.  Die 
Strafe  ist  Terscbieden ;  bald  weiden  sümmtliche  Theilnehmer 
gleich  gestrafi»  bald  werden  Unterschiede  je  nach  der  Art 
der  Theilnahme  gemacht.  Nirgends  sind  allgemeine  Grand* 
satae  ausgesprochen ;  nur  bei  emzelnen  Arten  Ton  Verbrechen 
wird  der  Theilnahme  erwähnt;  nnr  dnrch  einzelne  Hand- 
langen wud  sie  beieichnet;  für  die  eimelnea  Handlangen 
werden  bestinuite  Strafen  festgesetaf).  Die  Italieni- 
schen Praktiker  fingen  an  la  generalisiren;  sie  stell- 
ten aUgememe  Begrüfe  and  aUgemdae  GrondsÜtse  der  Be- 
airafoflig  anf,  aber  noch  einfach.  Dies  ging  in  die  Deutsche 
Praxis  über;  ans  dieser  in  die  PeinL  Ger.  Ord.  Das  Sy- 
stem der  P.  G.  O.  ist  gleichfalls  noch  emfach.  Die  Theil- 
.  nähme  an  einem  Verbrechen  soH  peinlich  gestraft  werden, 
aber  in  dem  emen  Falle  anders  als  in  dem  anderen ;  der  Ge- 
hülfe wird  stets  geUnder  gestraft,  als  der  ThÜter*).  Falsch 
ist  die  Aosicht,  dass  nach  der  F.  G.  O.  den  Anstifter  stets 
die  Strafe  des  Thüters  treffen  solle;  aus  dem  Art.  107  (Ver^ 
leitung  zum  Meioeide)  ist  ein  allgemeiner  Scblass  nicht  la 
ziehen.  Die  Begünstigung  ist  nur  bei  einzelnen  bestimmten 
Verbrechen  strafbar,  und  wird  dann  mehr  als  ein  selbststän- 
diges  Deüct  aofgefasst —  TroU  solcher  Einfachheit  der 


Zeichnungen  für  sainmtliche  Theilaehmer  waren:  unius  faci- 
nortsplurimirei,  in  eadem  causa  obnoxii,  consortes,  participes, 
seltener  socü,  conscii.  Für  die  Theilnehmer  mit  Ausnahme 
des  TbMters  kommt  gewühnlich  äm  Aosdrack  cnjus  ope  con- 
cilioTC  vor. 
0  C.  6.  X.  de  homic.  c.  1.  in  6to  eod. 

2)  Vgl.  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S.  609  f.  Für  SchwdoSf. 
alt.  A.  Segesser,  Gesch.  v.  Luzern,  II,  S.  619,  620. 

3)  P.  G.  O.  Art.  40  ,  49  ,  60,  107,  148,  177.  Die  Ausdrücke  der 
P.  6.  O.  lind:  Ralh,  BeisUnd,  Uülüe,  Förderung,  Umdi. 
Gemeinschaft,  stete  mit  dem  Zosatse;  «gererKoher  weiss.'* 

4>'P»  6.  O.  Art.  «0,  ISO. 
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Lehre  in  den  Quellen  bat  die  Gemeinrechlliche  Doctrin  und 
Praxis  ein  eben  so  verworrenes»  als  unrichtiges  und  der  Ge- 
rechtigkeit nacbtheiliges  System  aufgestellt.  Sie  hat  schon 
früh  darin  begonnen,  und  spater  darin  nicht  nadigelassen. 
Auf  ihre  Jetzige  Gestaltung  hat  wesentlich  Feuerbach  dn- 
gewirkL 

5.  74. 

Vm  SjrnteMi  fliM  OemciMü  Ifteclttn« 

Die  TheUnahme  an  einem  Verbrechen  .wird  Gemeinrechtr 
lieh  in  einem  weiten  Sinne  aufgefasst,  der  den  Worten  kaum 
mehr  entspricht.  Nicht  blos  diejenigen  Handlungen  werden 
darunter  begriffen,  welche  zum  Zustandetcommen  des  Ver^ 
brechens  beigetragen  haben,  sondern  auch  solche,  welche  zu 
dem  bereits  zu  Stande  gekommenen  Verbrechen  in  einer  Be- 
ziehung stehen.  Als  einzelne  Arten  der  Theilnahme  und  der 
Theilnehtner  werden  dann  unterschieden  :  I.  Der  Urheber  des 
Verbrechens.    Er  wird  in  doppelter  Weise  unterschieden: 

A.  Der  Ihätcr  (gewöhnlich  der  physische,  auch  unmittelbare 
Urheber,  auch  blos  Urheber  genannt) ;  er  hat  durch  seine 
körperliche  Kräfte  die  That  ausgeführt.  Ihn  trifft  die  ordent- 
liche Strafe  des  Verbrechens;  bei  dem  Vorhandensein  meh- 
rerer Mitthater  (Miturheber)  trifft  diese  jeden  von  ihnen. 

B,  Der  Anstifter  (intellectueller  oder  mittelbarer  Urheber); 
er  bat  den  Thäter  zur  Veriibung  des  Verbrechens  bestimmt, 
durch  Anleitung,  Befehl,  Drohung,  Versprechen  u.  s.  w. 
Ueber  seine  Strafwürdigkeit,  gegenüber  dem  Thäter,  herrscht 
Streit.  Bald  soll  er  diesem  gleich,  bald  soll  er  gelinder  ge- 
straft werden,  bald  —  das  Richtige  —  soll  der  konkrete  fall 
entscheiden ,  ob  dieses  oder  jenes.  II.  Der  Gehülfe ;  er  be- 
fordert (eigcnllich  unterstützt]  die  verbrecherische  Thiitigkeit 
des  Tbäters  sowohl  nls  des  Anstifters.  Die  BcihüUe  wird  viel- 
fach weiter  unterschieden,  worüber,  um  Wiederholungen  zu 
vermeiden,  unten  das  JVähere.  Die  Strafwürdigkeit  des  Ge- 
hülfen ist  immer  eine  geringere  als  die  des  Thaters;  die  meisten 
der  aufgestellten  Untersc  heidungen  sollen  aber  besondere  Ab- 
stufungen, mindestens  verschiedene  Zumessung  der  »Strafe  be- 
gründen. III.  Complotl:  Verbindung  Mehrerer  zur  gemein- 
schaftlichen Ausführung  des  Verbrechens.  Jeder  Complottant 
soll  zugleich  als  der  Anstifter  der  anderen  angesehen,  alle 
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sollen  also  mil  der  vollen  Strafe  des  Verbrechens  belegt 
werden.  Besonders  strafwürdig  unter  ihnen  erscheint  wieder 
der  Rädebfuhrer  (der  bei  der  Ansfohnuig  an  der  Spitze  Ste« 
hende),  aneh  wohl  der  (enie)  Gomplottstifter,  and  der  Wori> 
föhrer.  IV.  Bande:  Verlmidiiiig  nur  gemducfcaflliclien  Be- 
gehuDg  mdirerer«  eintda  nodi  «iliesliiiiBiter  Vnbreehen 
derselbea  oder  anch  yertciiiedeiier  Art  Sie  wird  als  Speiies 
des  Gomplotls  anfgefasst,  und  zwar  als  sdiwerere  Spezies 
wegen  der  Bösartigkeit  und  Gefahr  solcher  Verb]iidiin{(.  V.  Be» 
gfinstiguDg :  schnldhare  Theilnahiiie  in  Beziehnng  aof  ein  be» 
gangenes  Verbredien.  Sie  wird  unterschieden :  1.  Jenachdem 
sie  auf  die  That  oder  den  Thiter  sich  bezieht,  und  2.  eine 
positire  oder  negative  ist ;  zn  der  letzteren  gehört  die  pflicht-' 
widrig  unterlassene  Anzeige  des  Veriirechens.  Sie  wird  bald 
wie  das  begünstigte  Verbrechen,  bald  gelinder  bestraft  Streit 
ist  dabd,  ob  sie  ab  ein  sdbstMndiges  Delict  zu  betrachten  sei« 
oder  nicht'].  —  Von  den  vorgetragenen  Gmndsützen  ist  Man- 
ches richtig.  Manches  aber  auch  geradezu  unrichtig,  nament- 
lich dass  die  gemachten  Untersch^dangen  zur  Anfstellnng  be^ 
stimmter  Grundsätze  über  die  Straiwärdigkeit  den  Massstab 
geben  sollen*).  Iileichwohl  hat  die  neuere  Gesetzgebung  in 
Deutschland  wie,  obwohl  weniger,  in  der  Schweiz,  tiur  zu 
sehr  auch  dem  Unrichtigen  sich  angeschlossen*).  Ungewiss 
ist  die  Doctrin,  und  schwankend  ist  die  Praxu  darüber,  in 
wie  fem  die  Grundsätze  von  der  Theilnahme  auch  bei  blossen 
PoKzeiubertretnngen  anzuwenden  seien. 


1)  Vgl.  über  die  sammtlichen  vorgetragenen  Grundsätze  nament- 
lich Feuerbach,  Lehrb.  §§.  ¥i  f.;  Bauer,  Lehrb.  SS.  66  f.; 
Wächter,  Lehrb.  88.  87  f.;  Ahegg,  Lehrb.  88.  72  f. ;  Heff- 
ter,  Lehrb.  SS.  77  f.  (5.  Anfl.  SS.  83  f.)j  MarezoU,  Cr.  R. 
SS.  32  f.;  Htnke,  Handb.  S6.  42  t;  Jarke,  Haadb. M» 3% f* $ 
Ba«er,  Ahhaodl.  Bd.  I,  S.  409  t;  Zacharii,  zur  Lehre 
von  der  Theilnahme  am  Verbrechen ,  im  Archiv  des  Cr.  R. 
f.  1850,  S.  26.6  f.;  F.  Rosshirt,  dass.  f.  1861,  S.  498  f.;  Ber- 
ner, die  Lehre  von  der  Theilnahme  am  Verbr.,  S.  165  f. 

2)  Ueber  die  weiteren  Eintheilungen  der  Theilnahme  s.  unt  Anm. 
zn  ».  79. 

3)  Das  Nähere  hierüber  in  den  weiter  folgenden  Paragraphen. 


18 
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f.  Ii: 

Sl>'8leiiie  der  ScltwelaE*  Straffi^esetzbflelAttr* 

Die  Schweiz.  Sl  G.  Bücher  sondern  sich  hier  in  folgender 
Weise  ab:  L  Aarau  (dem  Oesterr.  St  6.  B.  folgend)  setzt 
den  Begriff  des  Thäters  stillschveigeud  voraus  und  nnter- 
scfaeidet  dann:  1.  Thätige  Hülfe:  eine  eigentliche  physische 
Beihülfe  zur  Tbat ;  sie  soll  der  Tbäterschaft  gleich  bestraft 
werden.  2.  Vorschab  zum  Verbrechen :  sowohl  die  Anstiftong 
als  die  intellcctuelle  Heihülfe  umfassend;  er  soll  in  der 
Regel  mit  der,  der  ordentlichen  Strafe  am  nächsten  kom-> 
menden  belegt  werden.  3.  Xheilnahme  am  Verbrechen:  die 
Gemeinrechtliche  BegünsUgnng ;  sie  soll  bestraft  werden  wie 
der  Vorschub.  Concurrircn  Vorschub  und  Tbeilnahme,  so 
tritt  die  ordenlb'che  Strafe  (des  Thäters)  ein.  IL  Tessia 
unterscheidet:  1.  Den  Urheber  (autore),  darunter  sowohl  den 
Thäter  als  den  Anstifter  verstehend.  2.  Den  Mitschuldigen 
(correo) ,  der  unmittelbar  bei  der  Ausführung  des  Verbrechens 
thälig  ist.  3.  Den  Gehülfen  (complicej,  der  ausserdem  durch 
irgend  eine  Handlung  Tor,  bei  oder  nach  der  Ausführung 
des  Verbrechens  für  dieses  mitwirkt.  Urheber,  31itschuldige 
und  Gehülfen  sollen  nach  dem  Verhältnisse  bestraft  werden, 
in  welchem  ihre  Handiunp:cn  mehr  oder  weniger  auf  das  Ver- 
brechen eingewirkt  haben.  4.  Den  Begünstiger  im  Gemein- 
rechtlichen Sinne ;  er  soll  immer  gelinder  als  der  Theilnehmer 
bestraft  werden.  ]II.<  Die  sämmtlichen  übrigen  Gesetzbücher 
schliessen  sich  unnuttelbar,  wenn  auch  nicht  sämmtlich  voll- 
ständig, der  Gemeinrechtlichen  Doclrin  an.  1.  Am  wenigsten 
haben  davon  aufgenommen :  Basel  und  Schaflliauson.  Sie  un- 
terscheiden nur  Urheber  (den  Thater  und  Gehülfen,  die  ein- 
ander gleich  gestellt  werden),  Theilnehmer,  nämlich  die  Ge- 
meinrechtlichen Gehülfen  und  Begünstiger  (unter  diesen  be- 
sonders den  Hehler).  Theilnehmer  werden  gelinder  bestraft 
als  Urheber.  In  ähnlicher  Weise  unterscheiden  und  nehmen 
ausserdem  noch  ganz  die  Lehre  des  Coraplotts  auf :  St.  Gallen, 
Zürich,  Thurgau,  Waadt,  Freiburg  (beide  jedoch  keine  all- 
gemeine Begünstigung  kennend),  Graubünden,  Bundesstraf- 
recht. 4.  Ausserdem  haben  noch  den  Begriff  und  die  Grund- 
sätze von  der  Bande  aufgenommen  Luzern  und  Thurgau  und 
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theflweise  Tesrin Die  ▼erderbUche  Kasaistä,  mit  weicher 
die  meisten  dieser  St  6.  B»  die  Lehre  det  Gern«  R.  atifge- 
oomraea  haben,  ergibt  sich  schon  ans  der  Anzahl  der  dtirten 
Paragraphen  nnd  Arlil^el. 

§.  76. 

B^iriflP^  Erfordernisfie  und  allgemeine  GrundsAtxe 
der  Tliellnalime  au  einem  Verbreelieii* 

Der  ßcgriff  der  Iheilnahme  an  einem  Verbrechen  mrd 
nur  durch  die  Goncnrrenx  mehrerer  Personen  bei  einem  Ver- 
brechen —  concursus  ad  deliclmn  —  gebildet.  Im  weitesten 
Sinne  (ob.  73»  74)  ist  sie  die  auf  ein  Verbrechen  sich  be- 
ziehende strafbare  Thätigkeit  mehrerer  Personen.  Sie  zer- 
fällt nach  zwei  Seiten,  jenacbdem  das  Verbrechen  selbst  von 
den  mehreren  Personen  hervorgebracht,  ihnen  also  zur  Schuld 
zuzurechnen  ist,  oder  diese  nur  eine  andere  strafbare  Ver- 
schuldung in  I3eziehung  auf  das  Verbrechen  trifft.  Die  letzlere 
ItanD  nur  in  der  Begünstigung  mit  Einschluss  der  strafbaren 
Nichtanzeige  bestehen.  Von  ihr  unten  §.  83.  Hier  ist  nur 
zu  bemerken,  dass  sie  vielfach  verschieden  gedacht  werden 
kann,  und  schon  darum,  um  eine  Begrenzung  für  sie  zu  finden, 
nothwendig  von  der  Gesetzgebung  positiv  beslimnU  werden 
muss.  Anders  ist  es  mit  der  erstem  Art.  Sie  hat  ihre  in 
sich  nothwendigc  bestimmte  Begrenzung  dadurch,  dass  es  sich 
einerseits  nur  um  ein  einziges  Verbrechen  handelt,  das  an- 
dererseits als  die  gemeinsam  gewollte  That  aller  concurrirenden 
Personen  sich  darstellt.  Danach  ergibt  sich  der  Begriff.  Diese 
eigentliche  Theilnahme  an  dem  Verbrechen  (Theiln.  im  e.  S.) 
ist  also  das  einverständliche  Zusammenwirken  Mehrerer  zur 
Hervorbringung  eines  \  erbrcchens  als  eines  gemcinschaflil- 
chen*).  Aus  dem  Begriffe  ergeben  sich  die  Erfordernisse:  1.  Es 
muss  eine  äussere  Thätigkeit  mehrerer  Personen  vorbanden 
sein.  Von  welcher  Art  sie  sei,  ist  gleichgültig,  sobald  sie  nur 
überhaupt  unter  den  Begriff  der  verbrecherischen  Thiitigkeit 
fällt.  2.  Sic  muss  auf  die  Hervorbringuug  eines  Verbrechens 

1)  Vgl.  über  Alle«!  Aargau  8—10,  19,  20,  Tessm  49—53,  218  (vgl. 
mit.  9.  79),  Batel  ft-10,  St.  GaUeA6— 12,  St.  GaUen  24—38, 
Zir.  48-60,  Thurg.  4S-62,  348-^1,  Waadt  39-50,  Freib. 
39-.50,  Granb.  29-43,  Bandesstr.  18-26,  LuJtera  41-56. 

2)  Xheiinehiner  sind  die  mehreren  ao  Zasaminenwirkendeii. 
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geriditet  sein.  S.  Sie  mvas  luennif  so  gerichtet  seio*  dass  das 
VerbredMii  ab  ein  gememschafUidies  benrorgebiacht  werden 
soll.  4.  0afaiis  folgt  eineneits,  dass  es  weder  eine  colpose 
Theilnahme  noch  eme  Theflnahme  bei  emem  culposen  Ver* 
brechen  gd>en  kann 5.  Andererseits  folgt,  dass  die  Meh- 
reren im  EbYersUlndnisse  gehandelt  haben  müssen.  Sonst 
waren  mehrere  Verbrechen  eines  jeden  für  sich  allein  Han- 
delnden da.  Eine  besondere  Verabredung  ist  indess  für  solches 
EinYerstSndniss  nicht  dnrchans  erfordeifich;  es  ist  namentlich 
Thatfrage  des  einielnen  FaUes,  in  wiefern  ein  blos  bewnsstes 
(was  Ton  selbst  immer  nothwendig  Ist)  Znsammenhandeln  *) 
atich  jedesmal  ein  einrersUindlicfaes  seL  6.  Eine  dritte  Folge 
ist,  im  keine  Theibabme  bei  denjenigen  Verbrechen  yor- 
handen  ist»  zu  deren  Thatbeslande  mehrere  Personen  in  der 
Art  erforderlich  sind,  dass  die  eine  derselben,  oder  beide 
gegenseitig  als  Object  des  Verbrechens  sich  darstellen.  Einer- 
seits haben  hier  die  mehreren  Personen  gar  nicht  die  Absicht 
gehabt,  ein  gemeinsames  Verbrechen  hervorzubringen.  An- 
dererseits liegt  entweder  nur  für  Eine  derselben  überhaupt 
ein  Verbrechen  vor  (z.  B.  bei  dcr.Lohnhorerei),  oder  für  jede 
liegt  ein  besonderes  Verbrechen,  wenn  auch  mit  demselben 
Thatbestande,  vor  (z.  B.  bei  Bestechung ,  Duell,  Incest).  Des- 
halb kann  denn  auch  in  dem  zweiten  Falle  für  jeden  der  Ver- 
brecher ein  besonderes  Theilnahmeverhaltniss  sich  bilden,  das 
den  Anderen  nichts  angeht  [auf  jeder  Seite  können  besondere 
Anstifter,  Gehülfen,  Mitthäter  stehen).  Mit  Unrecht  spricht 


i)  In  politischen  Prozessen  nahm  die  nev«  ste  Deutsche  Praxis 
zaweilen  sogar  colpose  Anstifhuig  an! 

S)  Seihst  in  folgendem  Falle  nicht :  A.  geht  unvorsichtig  mit  ei- 
nem Gewehre  um.  B.  bemerkt  es  und  führt  absichtlich  den 
CL  in  die  Schusslinie,  so  dass  A.  den  Letzteren  tödtet.  Hier 
liegt  weder  Theilnahme  des  B.  an  einer  fahrlässigen  Tödtung, 
noch  TheUnahme  des  A,  an  einem  Morde,  sondern  für  B. 
Mord  und  für  A.  fahrlässige  Tüdtung,  als  ein  doppeltes  Ver* 
brechen,  vor.  Manche  Criminalisten  nehmen  gleichwohl  Theil- 
nahme bei  culposen  Verbrechen  an,  z.  B.  Ahegg,  Lehrb. 
f.  74;  Marezoll,  Gr.  R.  S.  93;  Luden,  Handh.  S.  441. 

'S)  Nicht  xn  verwechseln  mit  Zusammenwirken,  nämlich  dem 
Zosammenhandeln  sn  demselben  Erfolge ;  dieses  ist  nothwendig 
immer  eineinTcrständliches.  Anders  Zecher  iS,  Theifai.  S.268. 
Auch  Bern  er,  Theiln.  322. 
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man  ia  sotdien  fitkn  Ton  einem  conc.  ad  del.  neeessarius. 
WoU  aber  gibt  es  einen  oonc.  ad  dek  neceti.  in  sofern,  als 
einige  Vecbrechen  in  der  Tfaal  zn  ihrem  Tbatbestande  ein 
gewoBtes  ZnsammemHtken  Mebrer^r  m  dessen  Henroriirin- 
gen,  also  eigentliche  Tliflilnahme  erfordern,  s.  B.  Anfimlir» 
Landfiriedensbmch  n.  s.  w.  Das  Wesen  der  Theünahme  bleibt 
bei  ihnen  nnverändeirt.  7.  Ans  der  gemeinsamen  Thatigkmt 
mnss  mklidi  das  gewollte  Verbredien  entstanden  sein,  toU* 
endet  oder  als  (strafbarer)  Versncfa.  Eine  Thätigkeitt  die  mcbt 
onmal  einen  strafbaren  Versuch  darstellt,  ist  «ben  gar  keine 
yeibrecherisehe,  gleichviel  ob  sie  von  Einer  oder  Ton  meh- 
reren Personen  aosgegangen  ist 8.  Die  Thätigkeit  der  ein- 
seinen Theilnehmer  kann  eine  gleichartige,  aber  andi  eine 
Tieliach  ungleichartige  sein.  IndiMs  da  sie  immer  nmr  auf  die 
HerForbringaDg  des  Verbrechens  gerichtet  ist,  kann  sie  nur 
als  Tbälerschaft  oder  MiClhätersehaft,  ab  Anstiftung  oder  Bfit- 
anstiftnng  oder  ab  Beäülfe  sich  darstellen.  Der  Begriff  er> 
gibt  #Bse  Beschränkung.  Danach  auch,  und  zugleich  nm4 
den  Quellen,  ergeben  sieh  die  allgemeinen  Grundsätze  der 
BesCrafong  der  (eigentlidien)  Theilnahme :  1.  Kadem  yereinler 
Wille  und  vereintes  Handehi  aller  Theflnehmer  das  Verbrechen 
ab  ein  gemeinsames  hervorgebracht  hat,  muas  es  auch  ab 
solches,  also  ab  Ganzes,  jedbm  Einzelnen  zur  Schuld  zuge- 
rechnet werden.  2.  Indem  es  aber,  eben  ab  gemmnsames  Ver- 
brechen Aller,  nur  ab  ein  einziges  Verbrechen  sich  darstelll, 
kann  auch  Jedem  nur  das  Eine,  und  zwar  dassdbe  Verbrechen 
zugerechnet  werden*).  3.  Indem  femor  die  Thätigkeit  der 
verschiedenen  Arten  der  Theilnehmer  eine  mehrfach  Yerschier 
dene  bl,  muss,  auch  nach  positiver  Vorschrift  der  Quellen 


0  Daher  nur  Anomalie,  wenn  einzelne  Gesetzgebungen  das 
bl«iw  Eingehen  des  Complottes  «chon  ab  ein«  vacbrecherische 
That  behandelB. 

2)  Erheblich  für  die  Lehre  von  der  ceim«llen  und  speztelbn 
Theilnahme,  die  tun  der  heueren  Verständlichkeit  willen  erst 
nnten  §.  84  Torgetragcn  werden  kann.  Ferner  folgt  daraus, 
dass  bei  denjenigen  Verbrechen,  bei  denen  die  Strafe  sich  nach 
der  Höhe  einer  verursachten  Beschädigung  richtet ,  die  Strafe 
fir  sämmtUche  Theilnehmer  nach  dem  vollen  Beti*age  der  ver- 
«fstchten  Beschidigang  berechaet  werden  mase«.  s«  z.  B. 
Schaffh.  in,  und  die  meist.  aa4  St  6.  B.  bei  den  Eiff.  Verbr«. 
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(ob.  $.  73},  fiir  dieselbeii  eine  Terschiedene  StrafVtbrdigkeit 
eintrelen,  4.  Positiv  Torgeschrieben  ist  dabei  nor,  dass  die 
dgentlichen  Thäter.die  yoUe  Strafe  des  Verbrecheas  treffen 
soll,  alle  anderen  tbeilnebmer  aber  (einzelne  spezielle  Ans- 
nabmen  abgeredinet }  nach  der  Individnalität  Falles  be- 
straft werden  sollen.  Allgemeiner  Grundsatz  der  Doctrin  und 
Praxis  ist  hierbei,  den  Gehnifen  gelinder  als  den  Thiter 
za  bestrafen.  5.  Die  Wirksamkeit  der  allgemeinen  Stra&n- 
messnngsgründe  wird  durch  die  Torstehenden  Grundsätze,  auch 
bei  den  einzelnen  Arten  der  Theilnahme  für  sich,  nicht  aus- 
geschlossen. 6.  Allgemem  zu  bemerken  ist  hierbei,  dass,  bei 
dem  Schweigen  der  Gemeinr.  Quellen  und  nach  dem  allge- 
meinen Rechtsbewusstsein  im  Volke,  die  Grundsätze  Ton  der 
Bestrafung  der  Theihiahme  in  ihrem  ganzen  Umfange  auf  Po- 
lizeiübertretungen  keine  Anwendung  finden  können,  für  Bei- 
biUfe  und  Begünstigung  gar  nicht,  für  Anstiftung  nur  theil- 
wdse,  z.  B.  bd  der  Anstiftung  eines  Blödsinnigen.  —  Bie 
Schweiz.  St  G.  B.  stellen  keinen  Begriff  und  keine  allgemeine 
Grundsatze  über  die  Theilnahme  überhaupt  auf,  so  dass  diese 
nur  aus  den  Vorschriften  über  die  einzelnen  Arten  Thefl^ 
nähme  abstrahirt  werden  können.  Danach  gelten  .audi  für 
sie  im  Allgemeinen  die  Yorgetragenen  Grundsätze.  In  wie  fern 
im  Einzelnen,  namentlich  bezügtich  der  Strafbarkeit,  Anderes 
bestimmt  worden,  in  den  f.  $$.  In  Betreff  der  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Bestrafung  der  Theilnahme  aaf  Polizei- 
überCretungen  haben  indess  die  sämmtlichen  Polizeistrafgesetz- 
bücher') die  allgemeine  Vorschrift,  dass  sie  auch  hier  gelten 
sollen,  nur  St.  Gallen  mit  der  Modification,  dass  Nebenge- 
hülfen  nur  mit  einem  Viertheil  bis  zur  Hälfte  der  Strafe  des 
Urhebers  selbst,  Begünstiger  aber  gar  nicht  bestraft  werden 
sollen  *). 

i>  I  II  I 

1)  St.  Gullen?,  Basel  2,  Ludern  2,  Schaffhauseii 3 ,  Freibarg 299. 

2)  Das  Oberger.  sa  Zdrieh  stellt  den  Gmdsatz  mf ,  dass  bei 

ganz  geringen  Polizeiübertretongen  „factisch  die  Grenze  zwi- 
schen Urheberschaft  und  Beihülfe  verschwinde*;  Schaaberg, 
Beitr.  U,  8.  246;  t^I.  mein  Arch.  I,  S.  283. 
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§.77. 

Schon  liier  beginnt  die  Terwirning  der  Gemeinr.  Docbrin. 
Der  eigenlUche  Thäter  und  der  Anstifter  werden  allein  als 
Urheber  des  Verbrechens  beseichnet;  ihnen  gegenüber  wer- 
den die  übrigen  Tbeilnehmer  gestellt.  Als  wenn  jene  nicht 
«och  Theilnelüner,  nnd  diese  nidbt  auch  (Biit-)  Urheber  wären. 
Die  Verwirrnng  röhrt  hanptsachlich  zuerst  von  Fenerbach 
her  Die  Quellen  vnterschieiden  so  nicht  *) ;  auch  früher  nicht 
die  Deutsche  Doctrin Anch  der  Begriff  wnrd  irielfach  tov 
sehieden  angegeben  (uni.).  Richtig  ist  Xhato?:  derjenige,  der 
durch  seine  eigene  körperliche  Thätigkeit  die  Handlung  aus- 
geführt hat,  durch  welche  das  Verbrechen  herYorgebracht  ist  *], 


1)  Feuerbach,  Lehrb.  99*  44  f. 

2)  S.  ob.  §.  72.  Im  Rom.  R.  wird  der  Thäter  nur,  und  erst  in 
der  späteren  Zeit  und  nur  sehr  selten  Autor  genannt.  Dieser 
Name  wurde  im  Gegentheü  mehr  für  den  Anstifter  gebraucht. 
Ii.  4.  5  vi  bon.  rapt.  1.  5.  de  nox.  «et.  1.  3.  fl.  4«  ad  1*  Gönn, 
de  sie*  Der  TbÜer  heisst  gewöhnlich  reus  principalis ,  factor. 
peccator,  1.  1.  §.  21.  ad  Sc.  Silan.  I.  7.  de  cnst.  reor.  1.  5.  C. 
de  accus. ;  oder  der  Name  wird  unmittelbar  auf  das  bestimmte 
▼orliegeude  Verbrechen  bezogen,  z.  B.  raptor,  contrectator» 
fat  n.  t.  w.  Anch  die  P.  G.  O.  hat  den  Namen  UrMCher  nvr 
für  den  Anetifter,  und  nennt  den  Thiter  gevdlinlich  so 
(thetter)  oder  MissethSter« 

3)  Der  Anstifter  hiess  Autor,  der  Thäter:  executor  delicti,  de- 
linquens,  delinquens  principalis,  Hauptthäter.  So  noch  bei 
Kress  Com  in  C.  C.  G.  Art.  177.  Quistorp,  P.  R.  §.  55. 
Koch»  J.  ).  er.  §•  41  nennt  nwar  schon  dm  Thiter  entor  4e> 
liotiy  nnd  nach  ihm  der  |.  Meister,  pr.  f.  er.  §•  S9,  aber  mit 
dem  anadriicidichen  Zusätze,  dasa  aator  in  sensu  gener.  Jeder 
sei,  der  durch  seine  Handlang  irgend  etwas  zur  Hervorbrin- 
gang  de«  Verbrechen«  beigetragen  habe.  Von  den  neueren 
Criminaiisten  gebraucht  nur  Heffter,  Lehrb.  9«  S2  f.  strenge 
naeli  den  Quellen  die  Namen  (Ursaeher,  Anstifter  n.  a.  w  ). 
Hitfermaier  schlug  im  N.  Arch.  Bd.  3.  S.  125  vor,  den 
phys.  Urheber  ala  Thftter,  den  inteU.  Urb.  aU  Urheber  zn 
bezeichnen. 

4)  Vergl.  mein  Lehrb.  des  Pr.  Str.  R.  §.  68.  Im  Ganzen  jetzt 
anch  »oHeffter,  Lehrb.  9.  83,  indess  nicht  bestimmt  genug ; 
y  Thäter  iat,  «er  eine  verfaredieriaehe  Handlnng  mit  eigener 
kürperlicher  Thätigkeit  anageführt  hat,  oder  in  dem  Veranehe 
einer  aoleben  antcrbrocben  worden  iat*'*  £ine  verbrecberiache 
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Em  Vtfbrechen  ist  auch  ^er  Venadi;  milhiii  passt  aach  für 
dieseo  die  BegrJfGibesümmiuig.  Die  Erfordernisse  des  Thä- 
tecs')  sind:  1.  Er  mnss  diejenige  Handlang  ansgeföhrt  haben, 
durch  wddie  das  (yersacbCe  oder  Tollendete)  VMreehen  her- 
Torgebracht  ist.  Welche  diese  Handlung  sei,  ergibt  der  That* 
bestand  der  einzelnen  Verbrechen  2.  Er  muss  diese  Hand- 
lang durch  seine  eigene  körperliche  Tbäligkeit  ansgeführt 
haben.  Indess  kann  ein  anderer  Mensch  auch  als  Instrument 
von  ihm  gebraucht  worden  sein,  freilich  nur  in  sofern,  als  er 
ohne  eigenen  Willen  tbätig  war  ^) ;  denn  sonst  wäre  er  nicht 
nur  angestiftet  und  selbst  der  Thäter,  sondern  auch  der  An- 
dere halle  nicht  durch  seine  eigenen  körperlichen  Kräfte 
die  Handlung  ansgeführt,  wäre  also  schon  darum  nicht  der 
Thater*).  Hieraus  ergibt  sich,  dass  swar  zu  jedem '(dolosen 
Verbrechen  ein  (physischer)  Thäter  nothwendig  ist,  dass  es 
aber  auch  Fälle  gehen  kann ,  in  denen  diesem  seine  Tbat  nicht 
einmal  als  That,  geschweige  zur  Schuld,  zugerechnet  werden 
kann.  3.  Es  können  mehrere  Thäter  bei  demselben  Ver- 
brechen, Mitthätcr,  vorhanden  sein.  Dann  rouss  jeder  von 
ihnen  einen  Theil  der  das  Verbrechen  hervorbringenden 
Handlung  durch  seine  eigenen  Körpcrkrüfte  ausgeführt  haben« 
4.  Der  Wille  des  Thäters  und  jedes  Mittbälers  mnss  auf  Her- 
torbringung  des  Verbrechens  durch  die  eigenen  physischen 


llandlun*;  führt  auch  dfr  Gehülfe  mit  eigener  körperlicher 
Thaligkeil  aus.  Früher  hatte  Heffter:  „Thäter,  welcher 
durch  sein  absichtliches  Handeln  dem  Verbrechen  die  Voll- 
endung gegeben  haf;  das  passte  nicht  zum  Versuche. 

1)  Wobei  immer  sn  beadittn,  dass  alle  Befpriffe  der  einzelnen 
Asten  der  Theilnalime  sich  nur  eben  auf  das  Vorhandensein 
von  mehreren  7.ur  Hervorbringnng  des  Verbrechens  mitwir- 
kenden Personen  bezieht. 

2)  Eine  sonderbare  Verkennung  des  Richtigen  s.  z.  B.  bei 
Henke,  Handb.  I.  S*  28$. 

3)  Also  unzweifelhaft  hei  .unwiderstehlicher  physischer  Gewalt, 
nicht  aber  bei  blosser  Bedrohung,  Befehl  u.  s.  w.  (s.  ob.  §§. 
47  f.) ;  aber  auch  nicht,  wenn  ein  Unzurechnungsfähiger, 
Blödsinniger,  Wahnsinniger  (durch  Ueberredung  u.  s.  w.)  als 
Mittel  gebraucht  wäre.  Gleichwohl  wird  darüber  gestritten; 
so  z.  B.  Köstlin,  Revis,  S.  510  Luden,  Ahhandl.  Bd.  2. 
S.  333  f.;  vergl«  dagegen  Berner,  Theiln.  S.  282  f. 

4)  Darum  ist  denn  auch  der  tu  der  t,  Note  erwähnte  Streit  un- 
erfindlich. 
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Kräfte,  allein,  oder  Aller,  geriditet  gewesen  sein').  Hieraus 
ergibt  sieh  zugleich,  dass,  wie  fiberhanpl  in  der  Lehre  Ton 
der  Theilnahme  die  Begr^e  sich  nur  auf  das  dolose  Verbrecheii 
beiidien,  anch  von  einem  ThXter  nur  bei  dem  ddiosen  Ver- 
brechen gesprochen  werden  sollte.  —  Die  Grandsätze  für 
die  Bestraf ang  der  Thäterschaft  smd:  1.  Den  Thäter 
amss  eben  die  yoUe,  dem  Tollendeten  oder'  Tersnchten  Ver- 
bredien  angedrohete  Strafe  treffen.  2.  Mehrere  MitthSter, 
wenn  gleich  jed^  von  ihnen  nnr  einen  Theil  der  Hand- 
lung ansgefährt  hat,  sind  Jeder  för  die  ganze  That  verant- 
wörtlich;  Jeden  mnss  mithin  die  ToUe  Strafe  treffen.  Denn 
Alle  haben  die  That  so  gemeinsam  herrorbiingen  wollen  und 
henrorgebraoht;  der  Wille  jedes  Einzelnen  war  die  Seele  der 
gesammteo  Thaligkeit  Aller.  3.  Indess  braucht  nicht  ein 
gleiches  Blass  der  Thäfigkeit  jedes  Einzelnen  vorgelegen  zn 
haben;  nach  der  Verschiedenheit  des  Masses  kann  und  mnss 
mithin  ans  allgemeinen  Gründen  (s.  unt.  97)  eine  Terschiedene 
Znmessung  der  Strafe  eintreten —  Die  Schweiz.  St.G.  B. 
enthalten  nidits  Abweichendes  yon  dem  Vorgetragenen.  Sie 
bestimmen:  1.  Wie  die  meisten  den  Thäter  als  Urheber* 
bezeichnen,  ist  oben  $•  75  angegeben.  Hier  ist  dazu  nur  noch 
zu  bemerken,  einerseits,  dass  blos  Thurgau  ansdrucküch  den 
Ausdrack  physische  (im  Gegensätze  des  ^^intelleclnellen^] 
Urheber gebraucht,  und  dass  folgende  ausdrücklich  den  Be- 
griff des  Thäters  angeben :  Tessin:  der  den  HaupUheil  an  der 
Ausführung  genommen  hatte;  St.  Gallen:  der  die  Missethat 
mit  eigenen  Kräften  vollzieht;  Basel,  Schaffbaasen,  Luzern: 
wer  durch  That  —  Zürich  und  das  Bundesstrafrecht:  durch 
eigenes  Handeln  —  die  Hauptursache  eines  Verbrechens  ist; 
Waadt  und  Freiburg:  wer  das  Verbrechen  begeht;  Thurgau 
und  Graubündön :  wer  das  Verbrechen  selbst  begangen  hat  *)• 
2.  Folgende  haben  eine  ausdrückliche  Vorschrift  über  die  Be- 
strafung des  Thäters:  Tessin:  dass  er  immer  schwerer,  als 
die  sammtlichen  anderen  bei  dem  Verbrechen  betheiliglen  Per- 


0  Ueber  das  von  Manchen  aufgestellte  besondere  Erforderniss, 
dass  der  Thäter  die  That  als  seine  eigene  gewollt  haben 
müsse,  unten  §.  78. 

S)  Was  indess  nidit  iauMv,  k.  B.  hei  absolat  hettiiiuuten  Straf* 
gesetzen  (s.  mit.  6*  97),  anifefiihrt  werden  kann. 

3)  Die  Stellen  t .  ob.  f.  75. 


Digitized  by  Google 


—  202  2- 

» 

sonen  bestraft  werden  soll,  nur  iler  Anstifter  steht  ihm  gleich; 
St.  Gallen,  Zürich,  Luzem:  dass  ihn  die  volle  Strafe  treffe, 
die  durch  das  Verbrechen  wwhrkt  ist;  Basel,  Schaffhausen, 
CSraabünden,  Bandessttafireeht:  dass  ilm  die  Strafe  treife,  die 
dnrch  das  Verbrechen  verwirkt,  oder:  dieanf  das  Veri»rechen 
gesctst  ist.  Die  anderen  haben  (mit  Recht)  eine  ähnfidie  Be- 
«timmong  fiir  unndthig  gehalten. 

$.  78. 

Ber  AiftSitlfter. 

Die  Anstiftung  ist  die  zweite  Art  der  Theibahme  an  einem 
Verbrechen.  In  der  neueren  Boctrin  wird  sie  der  Urbebei^ 
Schaft  lieigezählt,  unter  dem  Namen  der  intellektuellen  Ur- 
heberschaft. Dies  ist  eben  so  unrichtig  und  verwirrend  (ob. 
§§.  74,  77),  als  in  den  Quellen  nicht  bqp*ündet  (ob.  §.  73). 
Anstifter ')' ist  derjenige,  der  vorsätzlich  den  Entschlnss  des 
Thäters  zur  Ausftihrung  des  Verbrechens  (auch  Versuchs]  her- 
vorgebracht hat  Anstiftung  ist  also  eine  solche  vorsätzliche 
Hervorbringnng.  Erfordernisse  der  Anstiftung  sind:  1.  Der 
Entschlnss  zur  Ausführung  des.  Verbrechens  muss  in  dem 
Thäter  durch  den  Anstifter  hervorgebracht,  der  Thäter 
muss  also  durch  den  Anstifter  zu  seiner  That  bestimmt  woi^ 
den  sein.  Es  ist  also  keine  Anstiftung,  wenn  der  Entschlnss 
schon  vorher  selbstständig  von  dem  Thäter  gefasst  war.  Wie 
daher  ohne  Thäter  kein  Verbrechen  gedacht  werden  kann,  so 
ist  ein  Anstifter  zu  diesem  nicht  immer  nothwendig.  Dagegen 
kann  es  auch  mehrere  Anstifter  zu  demselben  Verbrechen 
geben,  nicht  nur  bezüglich  mehrerer  Thäter,  sondern  auch 
Eines  Thäters.  Die  verschiedenen  Anstifter  können  auch  zu 
einander  und  dem  Thäter  gegenüber  in  dem  Verhältnisse  als 
Mittelspersonen  stehen,  so  dass  also  nicht  jeder  Anstifter 
u  n  m  i  1 1  0  1 1)  n  r  den  Thäler  angestiftet  zu  haben  braucht. 
2.  Der  fintschiuss  muss  in  dem  Thäter,  also  auch  zur  Aus- 
führung des  Verbrechens  selbst,  hervorgebracht  sein. 


J)  Die  Rom.  nannten  ihn  gewöhnlich  anctor,  1.  3  de  nox.  acl.  und 
1.  38  §.  2  de  poen.  1.  1.  §.  1.  ad  1.  Jul.  maj.  Die  P.  G.  O  nennt 
ihn  Ursacher,  oder  Anrichter,  Art.  i07,  148.  Ursacber  nennt 
ihn  auch  der  R.  Ab«cb.  v.  1595.  66.  43.  45.  Schweizer. 
Qaellea  kmnnit  aach  der  Name  yAntrager*  vor,  Segas  ser 
a.  a.  O.  S.  630. 
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Eine  Ansliftun^  zur  Bei  hülfe  liisst  sich  denken  das  Gemeine 
Recht  kennt  sie  aber  nicht*).  3.  Der  Enlschluss  des  Thälers 
muss  von  dem  Anstifter  vorsätzlich  hervorgebracht  sein; 
eine  culpose  Anstiftung  gibt  es  nicht.  Auf  irgend  ein  beson- 
deres Interesse  des  Anstifters  kommt  es  nicht  an.  Unrichtigen 
Sinn  hat  es,  davon  zu  sprechen,  der  Anstifter  wolle  das  Ver- 
brechen als  sein  eigenes  durch  den  Thaler  hervorbringen  *). 
4.  Die  Anstiftung  muss  durch  eine  Thatigkeit  des  Anstiften- 
den geschehen,  welche  die  Veranlassung  wurde,  dass  der 
Tfaäter  den  Entschluss  der  Ausführung  fasste.  Eine  negative 
Amtiftang  (durch  blosse  Unterlassung)  gibt  es  nicht').  Das 
Mittel  det  Ansttflmig  ist  gleichgültig.  Sie  kann  nament- 
Jich  geschehen  nicht  nur  durch  Auftrag,  Ueberrednog,  Ge- 
schenke, Versprechongen,  Bitte,  sondern  msk  durch  Befehl, 

'  Drohimg,  körperliche  Gewalt  (nur  nicht  onwiderstehfiche,  hei 
welcher  kein  eigener  Eatschloss  des  Thiters  mehr  wire),  Miss- 

'  l»raaeh  einer  instehenden  Gewalt»  Erregung  eines  IrrthmDS. 
Ucher  die  letxleren  Mittel  ist  indess  Streit:  Weil  dem  so  Be- 
stimmten das  Verhrechen  nicht  siisarechnen  sei,  derselbe  viel- 
mehr  nvr  als  willenloses  Werkzeug  in  der  Hand  des  Bestim- 
menden erscheine, 'SO  solle  dieser  nicht  mehr  Anstifter,  son- 
dern der  eigentliche  Thäter  sein  Die  beiden  Grunde  smd 
znm^  Theil  falsch  (der  Befehl  kann  die  Zurechnung  nicht  auf- 
beben, der  Befohlene,  der  Bedrohete,  der  Irrende  handeln 
«cht  willenlos);  der  ScUnss  ist  keinenfalls  gerechtfertigt  (s. 
d.  T.  §.),  es  fehlt  höchstens  nur  die  Zurechnung  für  den  - 
Thäter.  Zweifelhaft  erscheint  der  Batb  als  Mittel,  äe  meisten 
Rechtslehrer  nehmen  ihn  an  Richtig  kann  er  nicht  hierher 
gehören.  Der  Mos  Ratheude  will  nicht  bestimmen:  es  ist 
ihm  gleichgiiltig,  was  der  Andere  thut;  er  bestimmt  auch 
nicht:  der  Rath  Ist  dem  Anderen  nur  ein  hinzutretendes 


1)  Berner,  Theiln.  S.  251  f. 

2)  Berner,  Theihi.  S.  90S  t 

3}  GUichwohl  nehmen  dnselne  Redttslehrer  sie  «n:  Ahegg, 

Lehrb.  f.  73;  Luden,  Handb.  §.  77. 
4)  Luden,  Abb.  IL  S.  333  f.;  Köstlin,  Revi«.  S.  510  f.;  d«^ 
gegen  Bern  er,  Theiln.  S.  282  f. 
*  ö)  Zachariä,  im  Arch.  des  Cr.  R.  f.  1850.  S.  274.  L  185L  S.  209, 
will  Rath  and  Anftrag  nnr  als  die  einzigen  Mittel  der  An^ 
atiftnng  gehen  lassen. 


Digitized  by  Google 


—  204  — 

Moment  zur  Fassung  seines  Entschlusses  ' .  5.  Die  Anstiflun|^ 
ist  nur  eine  Form  der  Theilnahme;  sie  ist  also  kein  selbst- 
ständiges Verbrechen;  mithin  nur  dann  da,  ^enn  der  An- 
gestiftete a.  das  Verbrechen  (auch  strafbaren  Versuch  des- 
seUbeo)  «isgeliihrt,  und  «war  5.  in  Folge  der  Anstiftung  aus- 
geitilift  kat.  Wann  namendich  das  Letitere  der  Fall,  bt  aus 
den  Umstüliden  der  einzelnen  That  za  entnehmen.  Nicht 
immer  kann-  ansdrikfcliehe  Zoriicknahme,  z.  B.  des  Anftrag»i 
Befehls  n.  s.  w.  gefordert  worden.  Jedenfalls  mnss  aber  die 
▼or  der  AosfShmng  geschehene  Zaröeknahme  genügen;  denn 
Ton  einem  in  Folge  der  Anstiftung  geschehenen  Ver- 
brechen kann  dann  gar  nicht  mehr  gesprodien  werden.  Da- 
her können  dann  nicht  noch  gefordert  werden  Veranstaltungen, 
nm  die  Ausführung  zu  Terhindem.  In  wiefern  hiehei  die 
Grundsätze  Ton  der  Begünstigung  (durch  Nichtanzeige  u.  s.  w.) 
Anwendung  finden,  ist  eine  andere  Frage Aus  dem  Er- 
fordernisse ergibt  sich  übrigens,  einerseits,  dass  es  keinen 
blossen  Versudi  der  Anstiftung'),  anderersdts,  dass  es  keine 
Anstiftung  der  blossen  Anstiftung  geben  kann,  was  Beides 
freilich  bestritten  wird*].  —  Grundsätze  für  die  Bestra- 
fung der  Anstiftung:  1.  Der  Anstifter  kann  nur  für  das 
bestraft  werden,  wozu  er  angestiftet  hat»  also  nur  für  das- 
jenige (Tollendete  oder  yersuchte)  Verbrechen,  das  er  durch 
den  Thäter  herrorbringen  wollte  und  wirklich  herrorgebmcht 
hat.  In  wiefern  er,  wenn  der  Angestiftete  ein  anderes  Ver- 
brechen begangen,  oder  excedvt  hat,  dafür  w^en  Culpa  Ter- 
antwortlich  werden  könne,  ist  jedesmal  Thatfrage  in  Verbin- 
dung mit  der  Lehre  Yon  der  Culpa.  2.  Die  Strafwürdigkeit 
entscheidet  sidi  nach  dem  einzelnen  Fialle.  Unrichtig  ist  es, 
sie  unbedingt  der  Thäterschaft  gleich,  oder  über  oder  unter 

1)  Anders,  wenn,  wie  richtig  Berner,  Tbeiln.  S.  286  f.  be- 
merkt, die  Ueberredung,  Verführang  u.  s.  w.  sich  unter  den 
Deckmantel  des  Raths  versteckt. 

2)  Fast  durchgängig  werden  hierüber  in  Lehrbäcliarn  und  Ab- 
handlungen Grrnndsütre  aufgestellt,  die  nichts  als  versteckte 
Fräsamtionen  einer  noch  fortdnnemd  stattgefiinden«n  £uw 
Wirkung  des  Anstiftenden  sind. 

3)  Einen  Versuch  durch  Anstiftung  l;ann  es  nach  richtigen  Grund- 
sitzen  gleichfalls  nicht  geben,  s.  ob.  §. 

4)  Köstlin,  Revis.  S.  543,  M4.  Interessante  Bemerkungen  bei 
Berner,  Thefla.  S.  391  f. 
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diese  slellen  zu  wollen.  Wenn  dem  Thäter  nicht  zugerechnet 
werden  kann,  fehlt  gar  jeder  Massstab  für  solche  Vergleichung. 
3.  Mehrere  Mitanstifler  sind  strafbar,  wie  mehrere  Mitthäter 
(s.  d.  V.  §.).  —  IKe  Scbwdzer.  Sl  6.  B.  haben,  gleich  den 
Beatschen,  auch  hier  manche  Irrthümer  aus  der  Gemeinr. 
Bocirin  anfgeBomiiieD.  JVar  Aargaa  hebt  die  Anstiftung  als 
besondere  Form  der  Thrilnahme  gar  nicht  benror;  es  bringt 
mo'  mi  der  Beibälfe  unter  den  Begriff  des  Vonchiibs  imn 
Verbrechen  (a.  ob.  §.  75).  Die  sSmiiitlicheii  anderen  St  G.  R 
stellen  sie,  neben  der  Thüterschaft  als  Urfaebersdiaft  laft  je- 
doch In  folgender  yerschiedener  Weise:  L  Besäglich  der  Ber 
stininiang  des  Begriffs  und  der  Erfordernisse:  CSraubünden 
bestimmt  änftch  und  entschieden:  »Als  Urheber  des  Ver« 
brechens  ist  amuseben  —  welcher  den  Thater  zn  dessen  Be» 
gehnng  angestellt  oder  auf  solche  Art  angestiftet  hat,  dass 
sich  das  Verbrechen  als  Folge  dieser  Anstiftung  heraiissteltt.* 
Aefanfich  Zürich  und  Bundesstrafrecht:  i»Wer  durch  Anstiftung 
(Anstiften)  Anderer  (anderer  Personen)  die  Hauptnrsache  eines 
Verbrechens  (einer  Uebertretnng)  isL^  Dasselbe  unstreitig 
wollen  ausdrucken :  Basel,  Sefaaflliausen,  Iiusem:  »Wer  durch 
Rath  oder  That  die  Hauptnrsache  eines  Verbrechens  ist» 
beisst  Urheber.^  j»B«th^  soH  hier,  als  Gegensats  der  ^Thai\ 
überhat^  Anstiftung  bedeuten.  Die  Mittel  exempfificirt 
Thurgnn'):  ,»Als  Urheber  wird  bestraft,  wer  —  den  Thiter 
snm  Entschlüsse,  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  sn  begehen, 
TorsitiKch  bewogen  hat.  Dahin  g^rt,  wer  absichtlich  dnrdi 
Gewah,  Drohung,  Ueberrednng,  Auftnggeben  oder  Ver> 
s|irechen  eines  Lohns,  Rath  u.  dgl.  den  TUUer  sur  Begelrang 
der  strafliaren  Handlung  bestimmt  hat^  Es  specificiren 
Tessin;  ]» Urheber  ist,  w«r  zn  einer  Torbrecherisdien  Hand-- 
lung  Rath  und  Unterricht,  oder  Auftrag  oder  Befehl  ertheilt 
oder  verieitet^;  Waadt  und  Freiburg:  »Als  Anstifter  wird  der- 


i>  Aach  Lnsim  exemplüicirt  noch  nebeiilMi:  »  Dahin  gebort  in 
der  I\«gel :  wer  ab^chdicli  durch  btttimmte  und  amständliehe 
Rathsertheilang,  durch  Auftrag,  durch  Gaben  oder  Verspro- 
chen eines  Lohns,  durch  yorsätzliche  Err^ang  oder  Benutzong 
eines  Irrthnms,  einer  Leidenschaft,  einer  Gcmiithshewegang 
oder  dnrch  Verfiihruiie  den  Vollbringer  der  That  zur  Aus- 
fiihning  bettimau  bat.*^  Das  Ucberfiasaige  dieser  doetriMlIcii 
Zothat  Icncbttt  ein. 
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jenige  befrachtet,  welcher  zur  Yerübung  des  Verbrechens- 
Auftrag  ertheilt,  oder  Jemanden  durch  Gaben,  Versprechnn« 
gen,  Drohungen,  durch  Missbranch  seines  Ansehens  oder 
seiner  Macht,  oder  durch  sträfliche  Ränke  zur  Begehung  des- 
selben verleitet.^  St.  Gallen:  Urheber  ist  der  an  der 
Vollziehung  der  Missethat  durch  Andere  Ursache  ist,  sei  es 
durch  angewandte  Gewalt,  durch  Befehl,  Drohung,  erüieilten 
Auftrag,  durch  Anrathen  und  Angabe  des  Verbrechens,  durch 
Zureden  und  künstliche  Aufreizung  der  Leidenschaft  des  un- 
mittelbaren Thäters,  oder  durch  Yeranstaltele  Berauschung  und 
Sinnesrerwirrung  desselben ,  wenn  ein  solches  mit  der  Absicht 
geschehen,  um  das  erfolgte  Verbrechen  zu  Teranlassen,  und 
dieses  ausserdem  unterblieben  ware.^  Auch  diese  St  G.  B» 
wollen  den  richtigen  Begriff  der  Anstiftung  weder  erweitem 
noch  beschränken.  Selbst  bezüglich  des  Raths  gilt  dies.  Ist 
es  unmöglich,  dass  durch  blossen  Rath  angestiftet  werden 
kann,  so  zwingen  diese  Gesetze  um  so  weniger  zur  Annahme 
des  Gegenlheib,  als  sie  ausdrücklich  fordern,  dass  auch  durch 
Rath  wirklich  angestiftet  worden  seL  Eine  Ausnahme  besteht 
nur  für  Waadt;  es  bestimmt  ausdrücklich,  dass  Anstiftung 
nur  durch  die  erwähnten  Mittel  geschehen  könne,  und  rechnet 
die  Anstiftung  durch  andere  Mitlei  nur  zu  der  Ijeihiitfe 
(»complicite^^).  Bezüglich  der  Bestrafung:  1.  Sämmllicb  be- 
stimmen sie,  dass  der  Anstifter  gleich  dem  Thäter  bestraft 
werden  soll,  also  mit  der  ToUen  auf  das  Verbrechen  (auch 
Versuch)  angedroheten  Strafe.  Diese  Vorschrift  ist  allerdings 
bindend,  ohne  indess  —  bei  nicht  absolut  bestimmten  Straf- 
gesetzen —  die  richterliche  Zurocssung  zu  beeinträchtigen. 
2.  Waadt  und  Freiburg  setzen  ausdrücklich  hinzu,  dass  der 
Anstifter  nur  für  das  auf  sein  Anstiften  verüble  Verbrechen 
zu  bestrafen  sei 3.  Einen  Versuch  der  Anstiftung,  den  sie 
jedoch  als  Versuch  durch  Anstiftung  auffassen,  nehmen  an: 
Zürich*):  »Wer  einen  Anderen  zur  Begehung  eines  Verhre- 


0  Waadt  hat  den  Zusatz,  der  theihveise  eine  praosuinatio  doli 
enthält :  dass  der  Anstifter  auch  für  andere  Verbrechen  und 
£rschwcruDgen  die  gesetzlich  angedrohete  Strafe  za  erleiden 
habe,  weua  er  vorhersah  oder  vorhersehea  mosste,  dass  die 
AuafiihraDg  des  angeatiftetea  Verhrechsiis  sie  nach  sich  siehen 
konnte. 

?)  D«8  Grim.  Ger.  nnd  Oherger.  xu  Zürich  wenden  die  Vor- 
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chens  anstiftet,  ist,  wenn  dieses  der  Verbreeher  niefat  ans- 
föhrt,  immer  des  nahen  Versnehs  aoholdig^^;  Thurgau:  ))Der 
Anstifter  ist,  wenn  die  Ausfiihrnng  der  strafbaren  Tbat  nicht 
statt  hat,  naeh  den  Grondsätxen  über  Versaeh  zu  bestrafen.*' 
Doch  spricht  Thurgau  Straflosigkeit  ans,  wenn  der  Anstifter 
selbst  die  Ansfähmng  verhindert,  oder  wenigstens  der  Obrig- 
keit die  Anxeige  so  zeilig  gemacht  hat,  dass  sie  die  Aosfnh- 
mng  der  strafbaren  That  verhindern  konnte;  nach  Zürich 
sollen  die  GmndsÜtze  über  den  freiwilligen  Abstand  vom  Ver« 
suche  (oben  $.  68)  eintreten,  wenn  der  Anstülter  ans  freiem 
Willen  die  Begehong  des  Verbrechens  gehindert  hat.  4.  Be- 
sondere Vorschriften  über  die  Zoriicknahme  der  Anstiftung 
haben :  Zürich  und  Thurgau  die  eben  (No.  3)  genannten ; 
Csmer  für  den  Fall,  dass  das  Verbrechen  dennoch  ausgeführt 
worden:  Thurgau,  dass  die  Strafe  des  entfernten  Versuche 
eintreten  soll;  Waadt  und  Freiburg,  dass  der  Richter,  jedoch 
nur,  wenn  der  Anstifter  ]»all  sdn  Möglichstes  angewendet  hat, 
um  die  VolUühmng  des  Verbrechens  zu  yerhindem^,  die 
Strafe  in  ebe  geringere  verwandeln  oder  auch  ganz  weglassen 
könne.  Für  Zürich  müsste  man,  wenn  das  Verbrechen  verübt 
worden,  trotz  der  Zurücknahme  der  Anstiftung,  nach  der 
Consequenz  der  Vorschrift  zu  3,  immer  volle  Bttstrafnng  der 
Anstiftung  annehmen,  was  freiüch  keinen  Sinn  hatte,  nament- 
lich für  den  Fall  einer  rechtzeitigen  Anzeige  bei  der  Obrig- 
keit und  z.  B.  einer  Nachlässigkeit  derselben.  Für  die  anderen 
St  G.  B.  gelten  hier  die  richtigen  Gemeinr.  Grundsätze')* 

§  79. 

Der  CieliAire. 

Die  Beibiilfe  ist  die.  dritte  und  letzte  Form  der  eigent- 
Jicbeii  Thcilnahme  an  einem  Verbrechen.  Der  ßcgriff  ergibt 
sich  danach  yon  selbst.  Wer  weder  das  Verbrechen  ausge- 
führt (oder  mitausgeführt),  noch  dazu  angestiftet  hat,  kann 
an  dessen  Hervorbringung  nur  dadurch  Theil  genommen  haben, 
dass  er  auf  irgend  eine  andere  Weise  die  Hervorbringung 

Schrift  verschieden  an,   jenes  unbedingt,  dieses  nur  dann, 
wenn  der  Angestiftete  auf  die  Anstiftung  eingegangen  war. 
<)  Gnwb.  29,  Zjiri€h47,  ^,  Bndssttr.  A9,  Buel5,  MaA.  6, 
Luz.  42 ,  43,  Thnzg.  45 ,4i,  Waadt  4i-43, 49,  Frtib.  41,  42, 49, 
St.  GaU.  96,  38. 
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^«MeUbea  nnterslatit  haL  Hkrm  liesteht  das  Wesen  der 
Bdhnlie.  Gedaeht  kann  sie  danach  wardan  in  iweierlei  Art: 
als  Unterstütsang  der  Xhaterschaft,  ab  Uptersttitzung  der  An- 
stifituDg.  Gesetze»  Doctrin  und  Praxis  des  Geniemen  Slra^ 
rechts  kennen  nor  die  erste  Die  Beihülfe  xam  Veriirechen 
Ist  danach:  die  Torsätzfiche  Unterstützung  des  ThSters  eines 
Verbrechens  (also  der  Ansföhrang  der  das  Verbrechen  her- 
stellenden Handlang).  Gehülfe*)  ist  dann  derjenige,  der  so 
unterstützt  Die  Erfordernisse^sind :  1«  Die  Handlang  des 
ThÜters»  also  die  Ausführung  des  Verbrechens,  muss  un- 
terstützt sein.  Beihülfe  zur  AnstUltnng  und  Beihülfe  zur  Bei- 
hülfe gibt  es  Gemeinrechtlich  nicht.  BCt  Recht  nicht,  man 
müsste  sonst  Beihülfe  zur  Beihälfe  zur  Beihülfe  bis  ins  Un- 
endliche bestrafen.  3.  Die  Ausführung  des  ThÜters  darf  aber 
auch  nur  unterstützt  sein.  Die  Beihülfe  tritt  also  immer 
nur  zu  der  That  durch  einen  Anderen  hinzu.  Der  Gebülfe 
kann  also  an  der  Ausführung  selbst,  unmittelbar  an  der  Hand- 
lung, durch  welche  diese  geschieht,  keinen  Antheil  haben'), 
er  wäre  sonst  Mitthäter*).  Wo  die  Grenze  sei,  ergibt  dte 
Individualitat  des  Falles ;  die  Praxis  irrt  oft.  3.  Die  Unter- 
stützung kann  vor  und  bei  der  Ausführung  des  Verbrechens 
geschehen;  es  können  ferner  blos  Vorbereitungshandlungen  und 
die  eigentlichen  Ansfübrnngshandlungen  unterstützt  werden. 
EineBdhülfe  nach  der  That  ist  undenkbar,  i.  DieBeihtilfemuss 
in  einer  wirklich  unterstützenden  Thäligkeit  bestehen.  Durch 
blosses  Unterlassen  ^nn  man  rechtlich  nicht  Gehülfe  eines  Ver- 
brechens werden').  5.  Das  Mittel  der  Unterstützung  ist  gleich- 


1)  Gedacht  kann  auch  werden  Beihnife  der  Beihttlfe^  aber  - 
aach  sie  kennt  das  Gemeine  Strafr«  nicht,  s.  ont. 

2)  Aach  Beiständer,  Helfer  (socius).  Socins  auch  gewöhnlich  im 
Rüm.  R.;  bei  untergeordneter  Thäligkeit  auch  wohl  minister, 
administer,  sateiles,  B.  1.  17.  §.  3.  de  quaest.  1.  5.  §.  6.  G. 
ad  1.  Jal.  inaj*  In  der  P.  G«  O.  (Art.  148)  »beystender,  helf- 
Her*;     auch  in  Schweis.  Qnelleni  Segesaer  S.  690. 

3)  Indess  vielfach  bestritten,  s.  unten  No.  6. 

4)  Der  Mitlhäler  kann  freilich  auch  noch  besonders  Gehiilfe  sein; 
eben  so  der  Anstifter.  Es  wird  aber  dadurch  nur  Strafzuines- 
songsgrund  für  Xhaterschaft  und  Anstiftung  bedingt. 

J)  Fast  allgameitt  wird  in  der  Dodrtn  das  Gegeniheil  angenooi- 
men,  nkmlich  für  die  unterlassene  Hinderong  des  Verbrechens. 
Allein  wo  die  Gesetze  spesieli  positiTei  Entgegenhandehi  oder 
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gültig.  Sie  kann  durch  physische  und  durch  psychische  Mittel 
geschehen  :  Hinwegraumung  der  Hindernisse,  Herbeischaffung 
der  Mittel  der  Ausführung,  Rath,  Anleitung,  Muthzusprechen, 
Berauschtmachen  u.  s.  w.  Auch  das  blosse  Versprechen  einer 
physischen  Beihülfe  sowohl  als  einer  Theilnahme  nach  der 
That  gehört  hieher;  es  ist  ein  psychisches  Mittel,  nicht  nur 
für  die  Hebung  des  Muths  des  Thäters,  sondern  auch  für 
manche  Modalitäten  der  Ausführung 6.  Die  Unterstützung 
muss  eine  vorsätzliche  sein.  Culpose  ßeihülfo  jiibt  es  nicht. 
Eine  andere,  besondere  Absicht  des  Gehülfen  ist  nicht  erfor- 
derlich. Hier  ist  indess  grosser  Streit.  Vielfach  stellt  man 
folgende  Lehre  auf*):  Die  eigentlichen  Urheber  (Thater  so- 
wohl als  Anstifter)  sollen  sich  von  den  Gehülfen  dadurch  un- 
terscheiden, dass  jene  die  That  als  ihre  eigene  hervor- 
bringen, diese  aber  nur  eine  fremde  Absicht  befördern 
wollen.  Dieses  Unterscheidungsmerkmal  soll  so  wesentlich 
sein,  dass  selbst  derjenige,  der  die  Haupthandlung  des  Ver- 
brechens ausführt,  wenn  nur  nicht  in  der  Absicht,  das  Ver- 
brechen als  sein  eigenes  hervorzubringen,  nur  Gehülfe,  nicht 
Thäter  sei').  Die  Lehre  ist  völlig  falsch.  Sie  kehrt  die  Grund- 
lage der  ganzen  Lehre  von  der  Theilnahme  um,  indem  sie 
anstatt  der  mehr  ohjectiven  die  subjeclive  Seite  dazu  erhebt. 
Sie  hebt  das  Wesen  der  Theilnahme,  wie  jene  Rechtslehrer 
selbst  es  anerkennen,  das  Zusammenwirken  zu  Einem  Ver- 
brechen, sofort  wieder  auf.  Es  ist  endlich  eben  so  unklar, 
als  in  sich  unwahr,  dass  der  Gehülfe  blos  eine  fremde  Absicht 

Anzeige  des  vorhabenden  Verbrechens  fordern  —  and  nur 
durch  ünt(M  lassen  des  einen  oder  anderen  I;ann  die  s.  «j.  ne- 
gative Beihiilfe  gedacht  werden  —  lie^^t  lui  Grunde  nur  em 
selbstständtges  Unterlassungsverbrechen  vor,  B.  1.  9.  §.  1. 
ad  L  Corn.  de  fals.  L  6.  9*  8.  de  re  mü. 

1)  Das  Weitere  s*  indess  unten  No.  7. 

2)  Freilich  erst  in  neuerer  Zeit;  die  ältere  Doctrin  (und  Praxis 
Und  Gesetzgebung)  kannte  weder  eine  solche  Lehre,  noch  da- 
her auch  die  daraus  entstandenen  grossen  Verwirrungen. 

3)  vHeffter,  Lehrb.  6.  84;  Berner,  Thciln.  S.  170  f.,  207  f.; 

Za«h«rtS,  im  Arch.  dea  Cr.  R.  f.  1850,  S.  272  f.  TheU- 
'weise  auch  Marezoll«  Lehrb.  S.  95,  96;  Ahegg;,  Lehrb. 
§.  75.  Ohne  Sinn  Köstlin  ,  Revis.  S.  465,  indem  er  sagt: 
bei  der  Urheberschaft  setze  der  Handelnde  sich  selbst  als 
Zweck,  bei  der  Beihiilfe  setze  der  Handelnde  sich  als  blosses 
Mittel  für  einen  fremden  Zweck* 

14 
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befördern  wolle.  Die  Absicht  bei  einem  Verbrechen  kann 
nur  in  zweierlei  Art  aufgefasst  werden.  Als  die  Absicht  über- 
haupt, dass  durch  die  Handlung  ein  Verbrechen  hervorge- 
bracht ,  also  das  Strafgesetz  übertreten  werden  soll ;  diese 
Absicht  hat  der  Gehülfe  eben  sowohl ,  wie  der  Urheber.  Oder 
die  verbrecherische  Absicht  im  eigentlichen  Sinne,  durch  die 
Handlung  einen  bestimmten  äusseren  Erfolg  herbeiführen  zu 
wollen.  Eine  solche  Absicht  ist  für  den  Thathcstand  der 
meisten  Verbrechen  völlig  gleichgültig  (Meineid,  Injurie,  Sitt- 
lichkeilsverbrecheni ;  es  ist  daher  nicht  zu  ersehen,  wie  da- 
durch rechtliph  ein  Unterschied  zwischen  Urheber  und  Ge- 
hülfen begründet  werden  könnte*).  Der  Gehülfe  will  eine 
fremde  Handlung^)  unterstützen,  nämlich  die  Handlung  des 
Thäters;  nur  diese  verschiedene  Willensrichtung  liegt  cha- 
rakteristisch vor.  Auf  jede  andere  kommt  es  nicht  weiter 
an.  7.  Indem  die  Beihiilfe  (als  T^eilnahme]  kein  selbstslan- 
diges  Verbrecheo  ist,  kann  rie  strafrechtüch  idclit  gedacht 
werden  elme  «a  mkliches  (voUendctes  oder  yersnchtes)  Ver- 
brechen, das  durch  sie  miterstätzt  ist  Es  gibt  daher  kanea 
Versudi  der  Beihiilfe ')•  Diesen  auch  nicht  m  dem  Falle, 
wenn  das  Verbrechen,  zu  welchem  Jemand  helfen  wollte, 
iwar  ZQ  Stande  gekommen  ist,  aber  ohne  die  Unterstütnmg 
dnreh  die  Ihäligkeit  dessen,  der  so  helfen  wollte.  Doch  mnss 
dann  die  versprochene  (wenn  auch  nnr  stillschweigend  ver- 

i)  Zu  welchen  Inconseqaenzen  die  Lehre  fährt,  seigea  die  Bei- 
spiele, die  man  zu  ihrer  Erläuterung  aufstellt.  Heffter,  §.  84 

sagt:  „Man  denUe  z.  B.  Jemand  hilft  aus  blosser  Freundschaft 
für  einen  Andern  demselben  einen  Diebstahl  wirklich  aus- 
führen j  oder  eine  Entführung,  ohne  selbst  wollüstige  Abaichten 
dabei  zu  haben.'  Ea  aoU  nur  Beihilfe  v<Mrliegeii.  Berner, 
S.  215,  setzt  den  Fall:  »Der  Vater  will  H0I2  stehlen.  Der 
Sohn  geht  zur  Hülfeleistung  mit.  Der  Sohn  ladet  das  Hol:^ 
auf  des  Vaters  Wagen ,  treibt  die  Pferde  an ,  und  bringt  die 
gestohlene  Ladung  in  des  Vaters  Wohniin|(.  Der  Vaur  steht 
bei  dem  ganzen  Vorgange  nur  Wache.  Der  Sobm  bleäit  blos- 
cer  Gehülfe,  wcü  er  aich  bei  aUer  Geaehäfligkeit  ior  die  Er- 
reichong  der  Absicht  (des  Väters)  diese  doch  nicht  aneignet.* 
Wo  bliebe  nun  der  Thäter  bei  jener  Entführung  und  diesem 
Diebstahl!'  Das  RechtsbewussUein  selbst  der  Praxis  steht 
noch  anders. 

3)  Wie  schon  Lvden,  H«Mlb.  S.  «31  bemerkt. 

3)  Bestritten;       z.  B.  Heffter,  Lehri».  U. 
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sprochene)  Hälfe  nicht  psychisch  (als  intellectuclle  Hülfe)  ge* 
wirkt  haben  (ob.  No.'5  und  unt.  No.  1).  Grundsätze  der 
Bestrafung:  1.  Der  Gehülfe  (als  Tbeilnehnier)  kann  nur  für 
dasjenige  Verbrechen  bestraft  werden,  zu  welchem  er  absicht- 
lich geholfen,  zu  dessen  Hervorbringung  er  also  mitgewirkt 
hat  und  hat  mitwirken  wollen.  In  wiefern  er  für  ein  An- 
deres oder  Mehr  des  Thaters  aus  Fahrlässigkeit  verantwort-» 
lieh  gemacht  werden  kann,  ist  Thatfrage  für  den  einzelnen 
Fall.  2.  Er  wird  gelinder  bestraft,  als  der  Thäter*);  in  welchem 
Grade  und  Masse,  hängt  von  der  Individualität  des  Falles 
und  den  allgemeinen  Zumessungsgründen  ab.  Die  vielen  Un- 
terscheidungen,  welche  die  Doctrin  gerade  hier  (freilich  nur 
für  die  Zumessung)  aufgestellt  hat,  sind  eben  so  verwirrend, 
als  das  Recht  des  einzelnen  Falles  beeinträchtigend;  in  sofern 
die  neuere  Gesetzgebung  sie  gar  für  die  Abstufung  Strafo 
aufgenommen  hat,  sind  sie  geradezu  verderblich. 

Anmerkung.  Es  sind  hier  die  mannigfachen  Eintheiiuagen 
der  Beihiilfe  nach  der  Gemeinr,  Doctrin  zu  bemerken.  Sie 
beziehen  sich  meist  auf  das  im  Text  Vorgetraj^ene ,  haben 
nur  im  Einzelnen  Bedeutung  und  sind  mehrfach  iinrichtio^. 
Allgemein  werden  unterschieden  :  1.  Physische  und  intellec- 
tuelle  Beihülfe.  2.  Positive  und  negative.  3.  Dem  Verbrechen 
vorangehende  und  dasselbe  begleitende  (conc.  antecedens  und 
concomitans) ;  einige  Rechtslehrer  sprechen  gar  noch  von 
einer  nachfolgenden  Beihiilfe  (conc,  su bsequens).  4.  Mittelbare 
und  unmittelbare;  jene  bezieht  sich  auf  die  Vorbereitung, 
diese  auf  die  Ausführung  des  Verbrechens,  5.  INahe  und  ent- 
fernte (conc.  proximus  undremotus,  gleichfalls  unmittelbare  und 
mittelbare  genannt);  jene  unterstützt  das  Verbr.  ohne,  diese  mit 
Daswischenkunft  von  Miltelursachen.  6.  Verabredete  und  zu- 

t)  DicMi  Hameiit  wM  luiBiMiirtieh  beiüf^iftli  4«r  s.  g.  iaicUec- 

tnellen  Beihiilfe  häafig  übersehen:  Jedes  YerspreolMB  einer 
thätigen  Hülfe  oder  Begünstigung  soll  gestraft  werden,  wenn, 
diese  auch  nicht  geleistet  wurde,  und  nur  das  Versprechen 
erfolgt  war.  Darin  liegt  eine  ungerechte  PräsamtioB.  £s  ist 
Thalfrag»  4m  amselMa  Fallea,  in  wie  Um  der  Thüler  im 
Vertraaaife  aaf  das  Vavsprechea  xa  der  AnafiUmuig  geaclirit- 
tea  war.  ▲oaserdem  kana  BegünatigiiBC  (dareh  Miehtan- 
zeige  u.  s.  w.)  vorliegen. 
2)  Dies  ist  auch  die  altgerm.  Rechtsansichl,  vgl.  Wild a,  Straff, 
der  Germ.  S.  609  f.,  627;  Segesser  a.  a.  O.  S.  620. 
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fallige  (conc.  paclitius  und  accidentalis) ;  jenachdem  sie  vor 
der  wirklichen  Leistung  versprochen  war  oder  nicht.  7.  Ge- 
nerelle und  spezielle  (c.  gen.  und  spec),  wovon  im  §.  84. 
Ausserdem  werden  noch  von  mehreren  R  echtsichrer n  unter- 
schieden: 8.  Bestimmte  und  unbestimmte  Gehiilfen;  jene  helfen 
bei  einem  bestimmten,  diese  im  Allgemeinen  bei  Verbrechen 
einer  gewissen  Art.  9.  Gleiche  und  ungleiche  Gehiilfen  (auch 
gleichartige  und  ungleichartige,  socii  aequales  und  inaequales}; 
eine  Unterscheidung,  die  sich  manchmal  auf  die  Verschieden- 
heit der  Strafbarkeit,  manchmal  auf  die  Begriffe  des  soc.  gl, 
und  spec.  beziehen  soll.  10.  Haupt-  und  Nebengehiilfen  (soc. 
principalis  und  minus  principalis);  jener,  ohne  dessen  Thh- 
tigkeit  die  Ausrührimg  des  Verbrechens  überhaupt  oder  auch 
unter  dessen  besonderen  Umstanden  nicht  möglich  gewesen 
wäre;  dieser,  der  die  Ausführung  nur  erleichterte*).  Die 
meisten  dieser  Unterscheidungen  werden  auch  fiir  die  Theil- 
jiahme  überhaupt  aufgestellt. 

f.  80. 

Forteetzims« 
Cinindslltze  Aber  Ciclifilfen  nach  den  Seliwelzer.  Ht, 

G«  Büchern* 

In  der  Lehre  von  der  Bei  hülfe  ist  viel  Irriges  aus  der 
Doclrin  in  die  neueren  Deutschen  St.  G.  B.  übergegangen; 
auch  ia  die  Schweizerischen.  Die  ietzterea  unierscheidea  sich: 


1)  Feuer bach,  Lehrb.  §.  4'«,  nennt  den  Hauptgchülfen:  indi- 
rectcn  Urheber.  Der  Begrift  bestand  schon  vor  Feuerhach, 
s.  z.  ß.  Meister  (jun.)  pr.  j.  er.  §.  40;  nur  die  Behandlung 
des  Mauptgehülfen  als  Urhebers  geht  von  Feuerhach 
aas.  Die  ünterscheidang  hat  übrigens  einen  richtigen  Sinn, 
wenn  sie  auch  durchaus  unnöthig  ist  Die  Polemik  dagegen 
(z,  B.  Berners,  Theiln.  S.  235)  ist  ohne  Grund  und  ^oht  von 
einem  unrichtigen  Begrifle  des  Gehiilfen  aus.  Wer  dem  Mör- 
der das  Gewehr  reichte,  ohne  welches  dieser  den  Gegner  nicht 
tödten  konnte,  ist  darom  noch  kein  Urheber;  wer  dem  Mör- 
der den  Stein  reichte,  mit  dem  dieser  den  Gegner  leichter 
erschlug,  als  mit  der  blossen  Faust ,  hat  darum  nicht  blos  eine 
überflüssige  Tfiilfe  geleistet.  Die  Roz,pichnungen  anderer 
Rechtslehrcr ,  dass  die  Hülfe  wesentlich  oder  unwesentlich  Aur 
Begehung  des  Verbrechens  gewesen  sein  müsse,  sollen  das- 
selbe ausdrücken. 
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I.  Aargau  fasst  die  Beihülfe  als  \  orschub  zam  Verbrechen 
auf,  ohne  sie  näher  zu  definiren,  mit  der  Bestimmung,  dass 
sie  (wie  dieser  V  orschub  überhaupt]  der  Regel  nach  —  wo 
nicht  das  Gesetz  ausdrücklich  anders  vorschreibt  —  mit  dem- 
jenigen geringeren  Grade  der  Strafe ,  welche  der  ordentlichen 
Strafe  des  Verbrechens  selbst  am  nächsten  kommt,  belegt 
werden  soll.  Nur  wenn  Vorschub  und  ))Theilnahme^^  (Begün- 
stigung) concorriren,  soll  stets  die  Strafe  des  Thäters  ein- 
treten* Mit  dieser  letzteren  Ansnabme  gelten  also  für  Aargau 
die  richt^s  Grundsätze  des  Gem.  R.  über  Beihnife.  IL  Tes- 
sin  erklärt  liir  Gdinlfen  (complice)  denjenigen ,  der  vor,  bei 
oder  nacb  der  Ansliüirong  des  Verbrecbeiis  für  dieses  mit- 
wirkt, entweder  durch  Erleichtenmg  oder  VemciieruDg  des 
Ausgangs  oiet  Erfolges,  oder  durch  rorherige  AnsdudTung 
TOD  Mittela  der  Straflosigkeit.  Die  MitwirkoDg  nach  der  Aus:* 
fuhrung  des  Verbrechens  nur  soweit,  als  sie  vorher  verspro- 
chen war.  Dem  GebiUfen  werden  gleichgestellt  die  Mitschul- 
digen, welche  zwar  an  der  Ausfuhrung  Antheil,  aber  nicht 
den  Haupttheil  genommen  hatten»  Die  Strafe  soll  nach  der 
grösseren  oder  geringeren  Mitwiriiung  zu  dem  Verbrechen, 
aber  immer  geringer  ab  die  des  Urhebers,  sodann  die  der 
Gehülfen  wieder  geringer  als  die  der  Mitschuldigen,  bestimmt 
werden.  III.  Waadt  erweitert  den  Begriff  nach  einer  anderen 
Seite.  CSebülfe  ist  nicht  nur,  wer  wissentlich  die  Mittel  zur 
Begehung  des  Verbrechens  anzeigt  oder  herbdschaflt,  oder 
die  Ausfuhrung  befördert  oder  erleichtert,  oder  vor  oder  bei 
der  Ausführung  verspricht,  die  Spuren  des  Verbrechens  zu 
veribergen,  die  Früchte  desselben  zu  verhehlen  oder  den  Ver- 
brecher den  Nachsetzungen  der  Gerechtigkeit  zu  entriehen, 
sondern  auch  wer  durch  anderä  Dfittel,  als  die  dar  eigentficben 
Anstiftung  (s.  $.  78),  zu  einem  Verbrechen  anreizt  oder  auf- 
fordert Wie  also  Tessin  ein  Merkmal  des  Begriffs  des  Thä- 
ters indirect  in  den  Begriff  des  Gehülfen  hineinrieht,  so  Waadt 
direct  ein  Merkmal  des  Begriflk  des  Anstifters.  Die  sMmmt- 
Uchen  übrigen  St.  G.  B.  fassen  zunächst  A.  den  Begriff  des 
Gehülfen  im  Wesentlichen  nach  dem  Gem.  R.  auf.  Alle  be- 
stimmen ihn  ausdrücklich,  die  meisten  von  einander  freilich 
in  den  Worten  abweichend,  theilweise  kurz'),  theilw^e  aus- 

I)  Basel  §.  6,  Schaffhausen  g.  7,  Luzern  §.  47  (alle  drei:  »Wer 
da^  Verbrechen,  dasTeiieineai  Anderen  begangen  wird,  wis-» 
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ausführlich die  meisten  ohne  den  Gemeinr.  Begriff  aufzii- 
faehen.  Nor  vier  erweitern:  Zäridi  fiigt  positiv  lilum:  »Als 
-Crehnifen  sind  eben&lls  in  betracliten  Personen »  welche  ver* 
möge  ihre»  Amtes  od^  öffimtiidiett  Dienstes  oder  vermöge 
dnr  ihnen  über  eine  Person  zustehenden  ekerlichen,  hSns^ 
liehen  oder  vormnndsehafUiehen  Gewalt  verpflichtet  sind,  dnriA 
•Anteige  oder  anf  andere  Weise  entweder  überhaupt  die  Be- 
gehung ebes  Verbrechens  zu  hindern,  oder  die  ihrer  Ge- 
walt mitergebenen  Personen  davon  absnhalten;  —  wenn  sie 
diese  Hinderung  absichtlich  unterlassen^  'J.  Abo  eine  eigent- 
liche negative  Beihnlfe.  In  noch  weiterem  Sinne  stellen  diese 
auf,  fireilidi  unter  dem  Namen  der  Begünstigung :  Thurgan: 
»Wer  von  dem  Vorhaben  eines  Anderen ,  eine  strdbare  Hand* 
kng  SU  begehen,  bei  welcher  ein  Verfahren  von  Amtswegen 
statt  findet,  und  die  mit  einer  höheren  Strafe  als  Freiheitsstrafe 
von  drei  Monaten,  oder  Entziehung  dft  bürgerlichen  Ehren- 
lechte  auf  zwei  Jahre,  oder  Geldbwse  von  zweihundert  Gvi^ 
den  bedroht  ist,  gladihaflie  Kenntmss  hat,  ist  verplliditet,  da» 
Handfamg  durch  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  zu  ver- 
Inndcm,  namendich  durch  zeitige  Anzeige  bei  der  Obrigheit 
oder  der  bedroheten  PetBon«").  Noch  allgemeiner  Grau- 


sentlicb  [Lazern:  yund  vorsätzlich^]  auf  irgend  eine  Art  be- 
fördert''); St»  GtUen  Art.  29,  30  (wie  Lvzern  «nd  mit  dem 
ZuMtze,  daM  »man  GMÜB  werde  dereb  Beitrag  zmr  Misse- 
that  in  Werten  und  Werken"). 

J)  Die  anderen,  nicht  No.  1  genannten,  meist  (nach  Zürich 
§.  53);  »Wer  durch  Rath  oder  That,  z.  B.  durch  ßelehrung 
über  die  Art  der  Ausführung ,  darch  Herbeischail'ung  der  Mittel 
211  dersdHbea,  eder  Entferamig  tob  Hindernissen,  welche  ihr 
im  Wege  stehen,  oder  auch  dmivh  -vorläufige  Zusage  einet 
erst  nach  verübtem  Verbrechen  zu  leistenden  Beistandes,  vor- 
sätzlich die  Vollbringung  (»die  Ausfiihrung'  )  des  Verbrechens 
befördert,  ist  GehUlfe.*  Vgl.  Thurgau  §.  54,  Freib.  Art.  43, 
Graob.  i,  30,  Bnndeastrafr.  Art.  21. 

t>  Hoch  wird  hiaxegesetftt  (§.  SSh  ^Blntererwandte^in  aa#>  mid 
absteigender  Linie,  Ehegatten,  Geschwister  und  imnächaten 
Grade  Verschwägerte  sind  unter  keinen  Umständen  zu  einer  « 
Anzeige  bei  der  Obrigkeit  oder  einer  Handlung,  die  eine  solche 
Anzeige  zur  Folge  haben  würde,  verpflichtet.'* 

3)  Doch  wird  auch  hier  beigefügt:  „Wegen  mtertassener  An- 
zeige hevoratefaenderstra Aarer  Handlangen  findet  jedoch  keine 
Strafe  statt,  wenn  die  Anzeige  ein  Einschreiten  der  Obrigheit 
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biiiiden:  »Wer  von  dem  VorliAbeB  emes  Anderen»  ein  Ver^ 
brechen  m  begehen,  Kenntnis«  hat,  und  die  VolUuhning, 
eei  es  durch  Anzeige  bei  der  Obrigkeit  oder  Warnung  dee 
Bedroheten,  sei  es  auf  andere  Wdse,  ohne  Gefahr  für  sich 
oder  andere,  zu  yerhindem  im  Falle  väre,  dieses  zu  tbnn 
aber  nnterlässt,  soll,  je  nach  Beschaffenheit  der  Umstäjade, 
namentUch  mit  Rücksichtnahme  auf  das  mehr  oder  minder 
schwere  Vcdlireehen,  mit  Gefängniss  oder  Zuchthaus  bis  auf 
awdl  Jahre  bestraft  werden^*).  Ferner  im  Ganzen  ahnüch 
St  Gallen :  »Wer  Ton  dem  Anschlage  eines  Verbrechens  be- 
stimmte Wissenschaft  hat,  und  dasselbe  durch  eigene  Dazwi- 
schenkunft,  wo  sie  ohne  Gefahr  stattfinden  konnte  oder 
durch  Anzeige  an  die  nächste  Vollziehnngs-  oder  Polizeibo- 
hörde,  an  denjenigen,  g^pen  welchen  die  That  gerichtet  ist,  — 
oder  endlich  an  alle  die,  welche  zunächst  die  drohende  Ge- 
hhr  hätten  abwenden  kennen,  —  nicht  hindert,  ein  solcher 
soll  mit  Zuchthausstrafe  belegt  werden,  deren  Dauer  bd  Ver- 
brechen, auf  deren  Buchung  der  Tod  gesetzt  ist,  bis  auf  6 
Jahre  ansteigen  kann.  Bei  anderen  Verbrechen  sind  die  Be- 
stimmungen des  Art.  21  (die  Strafe  des  entfernten  Versuchs) 
in  Anwendung  zu  bringen ;  jedoch  soll  allfallige  Zuchthaus- 
strafe die  Dauer  von  2  Jahren  nicht  übersteigen.  —  Wenn 
aber  widerrechtliche  Absichten  der  unterlassenen  Verhinderung 
obwalteten,  unterliegen  dieselben  der  Beurtheilang  wie  Ge- 
hüifen^*).  Die  Wissenschaft  kann  solche  Vorschriften  nur 

gegea  eine  Person  nach  sich  ziehen  könnte,  zu  welcher  der 
die  Anzeigte  Unterlassende  in  einem  der  in  §.  60  bezeichneten 
VerhaitniMe  steht*''  Diese  Personen  sind:  »Ehegatten»  Yer- 
wandte  und  'VertehwSgerte  in  auf-  und  absteigender  Linie, 
Geschwister  und  Verschwägerte  dieses  Grades,  Pflegeeltern, 
und  Pflegekinder,  Vormünder  und  Mündel  des  Schuldigen.* 

1)  Das  Gesetz  unterscheidet  nicht  einmal  Verbrechen  nnd  Ver- 
gehen, s.  oh.  §.  34. 

S)  AnsnalkBieii,  wie  tob  Zarich  und  Thiirgaa ,  werden  niebt  auf- 
gestellt ! 

3)  Selbst  die  nahen  Angehörigen  (im  Ganzen  wie  nach  Thnrgau) 
Sofien  nur  von  der  »Anzeige  an  den  Beamten"  befreit  sein. 
Ausserdem  soll  „die  Strafe  um  die  Hälfte  erhöht  werden,  wenn 
die  Verhütung  des  Verbrechens,  nebst  der  allgemeinen  Bür- 
gerpflickf ,  «oeh  insbefondere-  in  der  Amtspflicht  des  Untar- 
laatars  gelegen ,  somit  Beamte  und  öffentliche  INenar  dieselbe 
zn  eriiiUen  ahsichtlich  muterlatien  haben}  oder  wenn  Eltern, 


Digitized  by  Google 


216  — 


verdammen,  nod  nicht  erläutern.  Der  gerechte  Richter  mag 
mehen»  dass  er  das  Recht  seines  Landes  nicht  zu  Unrecht 
anwende* 

B.  Die  Strafe  betreffend.  Die  G.  Bücher  werden  complicirler 
in  folgender  Stufenordmnitj :  a.  Graubünden:  j,Der  Gehülfe  soll  im 
Verhältniss  au.  der  dem  Urheber  oder  Thäter  angedroheten  Strafe, 
jedoch  milder,  bestraft  werden."  b.  Freiburg:  »Die  von  den  Ge- 
httUien  verwirktt  Strafe  besteht  in  dem  Yierllieil  bis  drei  Vier^ 
theilen  der  anf  das  TM'brechen  n^etzten  Strafe.''  Bei  Androhung 
einer  untheilbarcn  Strafe  wird  das  verständige  Ermessen  dos  Rich- 
ters das  Rechte  trelTen.  c.  Zürich,  Waadl  und  das  Bundesstraf- 
recht: Den  Gehülfen  trillt,  wenn  die  Strafe  des  Verbrechens  nach 
Waadt  Todesstrafe,  nach  dem  Bundesstrafrecht  lebenslängliche 
Zvehthansstrafe,  nach  Zürich  Todes-  oder  lebensIMngliche  Ketten- 
strafe ist,  nach  Waadt  Zuchthaus  von  10  bis  25,  nach  Zürich  Kel- 
tenstr.  bis  zu  20,  und  nach  dem  Bundesstrafrecht  Zuchthausstrafe 
bis  zu  15  Jahren  j  wenn  sie  eine  theilbare  Strafe  ist,  nach  Ziinch 
ein  Viertheil  bis  zu  zwei  Drittheilen,  nach  dem  Buudesslrafi*.  ein 
Tiertheil  bis  za  drei  YiertheQen,  vnd  nach  Waadt  die  Hälfte  des 
Minimoms  bis  zu  drei  Viertheilen  des  Maximoms  derselben.  Die 
anderen»  als  die  speziell  aufgeführten  nntheilbaren  Strafen  müssen 
danach  den  (iehülfen  voll  treflen,  was  Waadt  ausdrücklich  ver- 
ordnet. Bezüglich  der  theilbaren  Strafen  soll  nach  dem  Bundes- 
strafrecht, wenn  die  Strafe  des  Gehülfeii  weniger  als  1  Jahr  Zucht- 
haus betragen  würde,  gegen  ihn  anf  Gefiingniss  mit  Terhältniss- 
mSssiger  Verlängerung  erkannt  werden,  d.  Die  anderen  St.  G-.  B« 
unterscheidiMi  für  die  Bestrafung  zwischen  Haupt-  und  Nebenge- 
hülfcn  ,  unter  sich  u  icder  mehrfach  vorschieden  :  Nach  St.  Gallen 
und  Thurgau  ist  llauptgehüife,  ohne  dessen  Beistand  «las  Verbre- 
chen nieht  hätte  vollzogen  werden  können;  Nebengehülfe  (was aber 
nur  St.  Gallen  ansdrücklich  ausspricht),  dessen  Beihülfe  zur  Voll- 
bringung der  That  nicht  wesentlich  war.  Basel  und  SchafThausen 
nennen  Ifauptgehülfcn  :  „die  durch  ihre  mittelbare  oder  unmittel- 
bare Mitwirkung  zur  Vollhrin^uu"  des  Verbrechens  wescuilich 
beigetragen  haben'";  einen  Nebengehülfen :  dessen  Beihülfe  zur 
Vollbringung  des  Verbrechens  nicht  wesentlich  war'O*  ▼«'^ 


Vormünder  und  Lehrmeister  die  Verbrechen  der  unter  ihrer 
Gewalt  stehenden  Kinder ,  Pflegbefohlencn  und  Lehrlin|^t  da 

es  in  ihrer  Macht  stand,  nicht  verhindert  haben." 
i)  Beide  setzen  hinzu:  „so  wie  auch  derjenige,  der  Verbrechern, 
deren  böses  Vorhaben  er  kennt,  Unterschleif  gibt,  ihre  Zu- 
sammenkünfte begünstigt,  oder  auch  zum  voraus  mit  dem 
Thittcr  über  die  nach  vollbrachter  That  ihm  zu  leistende 
Hülfe,  über  einen  Antheil  an  Gewinn  und  Vortheil,  oder 
über  V^erheiniUchung ,  Ankauf  oder  Verl^auf  der  durch  das 
Verbrechen  erworbenen  Sachen  eiuverstaudeu  ist.^^  Einen 
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fdüttdoien  Bezeichnusgen  sollen  ^«  Nämliche  ausdrücken  i).  In 
wiefern  im  einxelnen  FaUe  Haupt-  oder  Nelwnliülfe  da  ist ,  nmie 

die  Individualität  des  Falles  ergeben.  Derselbe  Sinn  ergibt  sich 
im  Ganzen  für  Luxem ,  wiewohl  dieses  im  Einzelnen  die  Unter- 
scheidung positiv  feststellt').  Die  Bestrafung  betreffend,  soll  nach 


gleichen  und  ausserdem  noch  folgenden  Zusatz  hat  St.  Gallen: 
Wer  »Verbrechern  über  die  Art,  die  Mittel  oder  über  die 
Gelegenheil  zur  Ausführung  Unterricht  und  Belehrung  ertheilt 
hat,  welche  zur  Vollbringung  der  That  Gift,  Waft'en,  Werk- 
tage, Schlüssel  u.  dgl.  Tcrschafilten,  oder  sonst,  anfwasink- 
mer  für  eine  Art,  die  VoIIführuog  des  Verbrechens  erleich- 
tert oder  befördert  haben/'  Der  Begriff  des  Gehälfen  über- 
haupt Wird  hierdurch  nicht  alterirt. 

1)  S.  darüber  und  über  den  ricliti^en  Sinn  d.  v.  §, 

2)  St.  G.  B.  §.  48.  nAls  Gehülien  des  höheren  Grades  oder 
HanptgehtUfen  sind  in  der  Regel  zu  betrachten,  diefenigen« 
welche  l)  ausser  dem  Falle  des  Art.  43  dem  Haaptverbrechec 
über  Art,  Mittel  oder  Gelegenheit  der  Ausführuii»  J5olehrung 
erlheilt  haben,  \velcher  zufolge  das  Verbrechen  wirklich  ver- 
übt worden  ist.  2)  Diejenigen,  welche  demselben  die  uumit- 
.telbar  zur  YoUbringang  der  That  aelbst  dienenden  Mittel  und 
Werkzenge  verschafft  haben.  3)  Diejenigen,  wdche  in  deni 
Zeitpunkte  der  Ausführung  bei  der  V(>I11)riDgnng  Beistand 
geleistet  haben,  entweder  durch  unmittelbare  Theilnahme  an 
der  Hauplhandluiig  selbst  oder  durch  Wachestehen ,  Kund- 
schatlgcbcn,  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise.  4)  Beamte 
und  Angestellte,  welche,  durch  ihr  Amt  zur  Entdeckung,  An- 
zeige, Verhinderung,  Untersuchung  oder  Bestrafung  von  Ue- 
bertretnngcn  verpflichtet,  den  Thätein  vor  oder  in  der  Zeit 
der  Vollfiihrnng  die  Unterlassung  der  Erfüllung  ihrer  Amts- 
pflicht versprochi'ii  und  dieses  Verspiecheu  erlüUt  haben. 
5)  Diejenigen,  eiche  die  in  ihrer  vSterlichen  Crewalt  oder 
vnter  ihrer  Aufsicht  stehenden  Personen,  wenn  sie  es  konn- 
ten» ohne  sie  der  Obrigkeit  anzuzeigen,  an  der  Ausführung 
des  von  ihnen  beabsichtigten  Verbrechens  nicht  hinderten, 
und  an  den  Voriheilcn  oder  dem  Erfolge  desselben  auf  irgend 
eine  Art  Theil  nahmen. 

§.  50.  »Als  Grehülfen  des  geringeren  Grades  oder  Neben- 
gehülfen  sind  in  der  Regel  zn  betrachten:  1.  Diejenigen, 
welche  dem  Thäter  nur  unbestimmten  und  beiläufigen  Rath 
ertheilt  haben.  2)  Wer  dem  Urheber  solche  Mittel  oder  Werk- 
zeuge verschafft  hat,  die  nur  zu  INebenhaudlungen  der 
wirklich  vollbrachten  That,  oder  zu  Untemehmnngen  nach 
der  That  dienen  sollten*  3)  Diejenigen,  welche  Tor  dem  Zeit- 
punkte der  Vollbringung  der  That  eine  nicht  unter  dem  vor- 
hergehenden Artikel  48,  No.  1  und  2,  begriffene  Hülfe  oder 
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St.  GMIeii,  und  kann  nach  Thurgaa  der  Hra|iiR^tl1ie  mit  der 
vollen  Strafe  des  Verbrechens  belegt  werden;  nach  Basel  und 
Schaii'bausen  soll  ihn,  wenn  auf  das  Verbrechen  Todesstrafe  fallt, 
14— 2/ijahrige  Ketteustrafe  ersten  Grades  (Basel),  10- 20jäbrige  Ket- 
tenstrafe (Schaflliausen) ,  in  anderen  Fällen  nach  Massgabe  des  ge- 
nommenen Antheils  drei  Yiertheile  der  niedersten  bis  zu  drei  Vier- 
tbeilen  der  höchsten  (Basel),  die  Hälfte  bis  zu  drei  Vierlbeilen  der 
Strafe  des  Verbrechens  (Schaffhaasen)  treffen ;  nach  Luzern  immer 
die  Hiilfte  bis  zu  drei  Viertheilen  der  auf  das  Verbrechen  gesetz- 
ten Strafe;  wenn  diese  Todesstrafe  ist,  tritt  die  nächste  Strafart 
ein,  nach  den  Grandsätzen  der  Strafverwandlung  (unt.  §.  103). 
Der  Nebengehillfe  soil  erleiden  nach  Thorgan:  bei  Verbrechen, 
welche  mit  Todesstrafe  bedrohet  sind,  lebenslängliches  oder  zeit* 
lichcs  Zuchthaus  nicht  unter  zwei  Jahren,  welche  mit  lebensläng- 
lichem Zuchthaus,  zeitliches  Zuchthaus,  bei  anderen  ein  gerin- 
geres Mass  oder  die  nächste  geringere  Art  der  dem  Urheber  an- 
gedrohaten  Strafe  s  nach  St.  Gallen,  Basel,  SchaÜbanaen,  bei  mit 
dem  Tode  bedroheten  Verbrediett :  Zachthaasstrafe  bis  zn  6  Jahren 
(St.  Gallen),  Ketten-  oder  Arbcitshausstrafe  ersten  Grades  bis  iXk 
10  Jnhren  (Schaflh.),  Kettenstrafe  ersten  Grades  von  6 — 12  Jahren 
(Basel);  bei  anderen  Verbrechen  höchstens  die  Hiilfte  (St,  Gallen 
und  Scha Ahausen),  ein  bis  drei  V  lertheüe  (Basel)  der  auf  das  Ver- 
'  brechen  gesetsten  Strafe.  Nach  Lvzem  trifft  den  Nebeiq[;ehiUfen 
in  allen  Fällen  ein  Neuntel  bis  zur  Hälfte  der  Strafe  des  Terbr. 
e.  Die  Bestrafung  der  ßeihiilfe  durch  unterlassene  Hinderung  oder 
Anzeige  —  nach  St.  Gallen  und  Graubiinden  bereits  oben  ange- 
geben, ist  nach  Zürich  die  der  Beihiilfe  überhaupt,  und  nach  Thur- 
gau:  Geföngniss  oder  Geldbusse,  allein,  oder  in  Verbindnng  des 
einen  Strafinitlels  mit  dem  mtderen,  oder  anch  nur  gerichtlicher 
Verweis ,  allein ,  oder  in  Verbindung  mit  Greldbosse.  f.  Besondere 
Vorschrift  in  Bctrefl'  der  vorher  zugesagten,  aber  nicht  geleisteten 
Beihulfe  enthalten  ,  und  zwar  dass  Stiaflosigkeit  eintreten  solle, 
Thurgau:  wenn  der  Versprechende  „die  Zurücknahme  seines  Ver. 
Sprechens  dem  ThSter  vor  angelbngener  Ansführong  der  Tfaat  aus- 
drlichlich  erMart,  oder  die  Ansführnng  selbst  verhindert,  oder 

Förderung  geleistet  haben.  4)  Die  im  Art.  48,  No.  4,  ge- 
nannten Beamten  oder  Angestellten,  welche  ohne  verabredetes 
Einverständniss  durch  Unterlassang  der  Erliillang  ihrer  Amts- 
pflicht wissentlich  die  VdlfKhrang  des  Veribrechcns  belürdem. 
5)  Die  im  Art.  48,  No.  5,  benannten  Personen,  wenn  sie  an 
den  Vorlheilen  oder  dem  Erfolge  des  Verbrechens  keinen 
Theil  genommen  haben.  6)  Diejenigen,  welche  vor  der  That 
mit  dem  Xhäter  über  die  ihnen  nach  der  That  zu  leistende 
HüM»  oder  Verbeimlidrang  der  That  sich  verabredet  haben. 
Wenn  Jedoch  ans  den  ümsfinden  erhellt,  dass  der  Thäter  ohne 
solche  Znsage  das  Verbrechen  nicht  verübt  haben  würde,  so 
werden  sie  den  GehiUfen  des  höheren  Grades  beig^sählt,'' 
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'ättrch  zeitige  Anzeige  bei  der  Obrigkeit  zu  Terbindern  gesucht, 
oder  der  dadwrcb  gefiSbrdeten  PtrMtt  Anzeige  gemMbt hat*;  Gvcn* 

bünden:  ^wenn  er  die  Ausführung  der  That  entweder  durch  z,ei- 
tige  Anzeige  bei  der  Obrigkeit  zu  verhindern  gesucht  oder  aber 
auf  andere  Weise  wirklich  verhindert  hat".  Nach  Waadt  und 
Freiburg  ;^kaan  der  Richter  die  Strafe  in  eine  geringere  verwan- 
delft  o£r  «ndi  ir&Ug  nacUMeen^,  wean  dnr  Gebilfe  „all*  acm 
MüglidMtee  abgewendet  bat,  nm  die  Ansfibning  des  Veilftreebene 
zu  Verbindern^.  Vorschriften  können  weder  beschränkend 

noch  verbindend  sein  für  den  richtigen  Grundsat/,  (s.  d.  v.  §.), 
dass  keine  (intellectuelle)  Beihiilfe  mehr  existirt,  wenn  der  Thäter 
ohne  Vertrauen  auf  das  Versprechen  handelte  und  dieses  nicht  er- 
mit  ist«  nnd  dass  nur  etwa  die  Gnmdsätze  von  der  Begünstigung 
(aasnendieb  dnrebNicbtanzeige)  zur  Anwendnng  kommoibMittMi')» 

{.81. 
D*«  €#napl«*«.*) 

Der  Gemoinrcchll.  Begriff  des  Complotts  ist  in  seiner  All- 
gemeinheit dem  l\öm.  ^wie  dem  allr.  Deutsch.)  R.  fremd.  Er 
ist  gebaut  hauptsächlich  auf  eine  spezielle,  gar  singulare  Vor- 
schrift der  P.  G.  0.  Man  versteht  unter  Complolt  (Ver- 
schwörung, conjaratio^J,  conspiratio,  societas  delinquendi  i. 
s.  st.)  die  Verbindung  Mehrerer  zur  gemeinschaftlichen  Aus- 
führung eines  bestimmten  Verbrechens.  Erfordert  wird:  1. 
Mebrere  Personen ;  auch  schon  zwei  sollen  genügen.  2.  Eine 
Verbindung,  Vereinigung  derselben;  ob  durch  ausdrückliche, 


1)  Aargau  9,  19,  20  (s.  ob.  §.  75),  Tessin  50—52,  vgl.  mit  53  (s. 
ob.  §.75),  Waadt,  40,  41,  43  (s.  ob.  §.  78),  Zürich  54,  56, 
Granb.  30,  31,  41,  Freib.  44,  Waadt  44,  Bundesstrafr.  22  ,  25, 
Tbwg.  56,  S7, 61,  St.  Gall.  31 ,  32, 81—36,  Basel  7, 8,  Schaflh. 
9,  10,  Lux.  49,  51,  81. 

2)  Man  stellt  auch  wohl  einen  allj^emeinen  Begriff  des  Gesell- 
schaftsverbrechens (i.  w.  S. )  auf:  überhaupt  eines  Verbre- 
cheos, zu  dessen  Ausfuhrung  sich  Mehrere  verbanden  haben, 
«nd  «BflcnAeidet  ab  Arten-  deeeeUiefl  das  Goaiplotl  (Geaell- 
•ciMftfvtrfer.  IM'  e.  S.)  nmä  dia  Bande« 

3)  Axt,  148 :  „Item  so  etttch  peviotten  mit  fürgesetstein  aad  Ter- 
eynigtem  willen  und  mut  jemandt  büsslich  zu  ermorden  ein- 
ander hilif  und  beystandt  thun ,  die  selben  thätter  alle  haben 
dag  leben  verwirckt.'^  Vgl.  auch  1.  4.  §.  3.  vi  bon.  rapt  1. 11, 
-f.  2.  de  poe». 

4)  .Strenge  genommen  jedoch  mir,  wcAb  dk  €»cftoaae* eidi  durch 
einen  Eid  wpIKcfatet  hatten. 
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oder  auch  stillschweigende  Verabredung,  ist  bestritten.  3.  Die' 
Verbittdang  miiss  cor  gemeinscliaftlicben  Begehnog  4.  eines 
bestimmten  Vwbrediens  eingegangca  sein.  Das  Wesen  des 
Complotts  soll  darin  bestehen»  dass  jeder  einzelne  Gomplot- 
tant  (Verschwörer}  zugleich  als  der  Anstifter  der  anderen  an- 
zusehen sei.  Danach  werden  die  Grandsätze  der  Bestrafong 
aofgestellt:  1.  Jeden  Gomplottanten  trifft  (ab  Anstifter)  die 
ordentliche  Strafe  des  Verbrechens,  gleichviel,  welche  beson- 
dere Handlung  er  zugesagt  oder  geleistet  hatte  (sie  muss  nur  die 
Ausführung  des  Verbr.  betreffen),  auch  gleichviel,  ob  er  die 
Tersprochene  Handlang  geleistet  hat  oder  nicht,  oder  ob  er 
auch  nur  bei  der  Ausführung  des  Verbrechens  zugegen  ge- 
wesen ist  oder  nicht.  Grund  für  letzteres :  weil  doch  in  den 
Anderen  die  Erwartung  seiner  Mitthätigkeit  erregt  sei,  und 
diese  Erwartung  sie  zu  weiterer  Thätigkeit  bestimmt  habe. 
2.  Selbst  durch  freiwilligen  Rücktritt  soll  er  nicht  straffrei 
werden  (er  sei  einmal  Anstifter),  wenn  er  nicht  yerhindere 
oder  anzeige  3.  Einzelne  Mitglieder  werden  als  besonders 
beschwert  unterschieden :  der  Complottstifter  (der  hauptsäch- 
lich die  Verbindung  ins  Leben  rief);  der  Wortführer  (der  den 
Plan  zur  Ausführung  entwarf);  der  Rädelsführer  (der  bei  der 
Ausfuhrung  an  der  Spitze  stand,  manchmal  auch  wohl  der 
Entwerfer  des  Plans).  4.  Dass  die  Eingehung  des  Complotts 
für  sich  schon  als  ein  Versuch  des  Terabredeten  Verbrechens 
zu  betrachten  sei,  wird  von  der  Doctrin  nicht,  wohl  aber 
(l)esonders  in  neuerer  Zeil,  namentlich  für  politische  \'crbre- 
cben)  nianchmal  von  der  Praxis  aDgcnoniiiicn.  Die  ganze 
Lohre  ist  falsch.  Sie  hat  keinen  Grund  in  den  (singulärcn 
Bestimmungen  der)  (}uelicn ;  sie  beruhet  auf  den  willltiirlich- 
sten  Präsumtionen-).  Gleichwohl  haben  die  neueren  St.  G.  B. 
sie  ausgebeutet  und  erweitert ').  Theiiweise  auch  die  Schweizr. 


1)  Doch  sind  viele  Rechtslehrer  solchen  starren  Ansichten  ent- 
gegen, vgl.  z.  B.  lllittermaier  za  Feuerbach,  §.  47,  Ab. 
egg«  §•  74,  in  neuester  Zeit  auch  Heffter,  Lehrb.  |.  S7 

(5.  Aufl.). 

2)  Darin  liegt  ihr  Erkiärungsgi  uud ,  wie  der  so  vieler  ähnlicher 
Lehren  der  Gemeinr.  Doctrin :  das  schlechte  Beweissystem 
und  die  Bequemlichkeit  der  Praxis  schafea  PrSsnmtionen ;  die 
Doctrin  half  bereitwillig. 

3)  Besonders  im  Dienste  der  Theorie  der  politischen  Verbrechen. 
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Nur  Aargau,  Tessin,  Basel,  Schaffhausen  kenDen  das  Cura- 
plolt  nicht.  Die  anderen  haben  sammtlich,  neben  einer  aus- 
drücklichen Bcgriflsbestimmung  (die  nur  in  den  Ausdrücken 
abweicht),  besondere  Vorschriften  über  die  Bestrafung  des- 
selben, im  Einzelnen  jedoch  mehrfach  auseinandergehend: 
1.  Zam  Begriffe  des  Complolts  erfordern  sie  sämmtlich  mne 
(St.  Gallen:  eine  förmliche)  Vevibredang  zur  gemeinschaft* 
liehen  Begehung  eines  Verbreebens 3.  Für  die  Strafbar- 
keit der  eiDielneii  GomplottanteB  fordern:  St  Gallen,  Züricb 
undLuzeni  eine  tbSl^e Mitwirkung  zur  Herrorbringung  desyer- 
abredeten  Verbrechens ,  also  wirkliche  MittbÜterscbaft  oder  phy- 
sische Bdbälfe;  fehlt  diese,  so  treten  die  allgemeinen  Grand- 
sätze Ton  der  Theilnahme  wieder  ein.  Tbnrgaa  rechnet  anch 
Blitwlrkung  nach  der  That  (also  Begünstigung]  bieher,  und 
selbst  wenn  der  Gomplottant  y^ma  durch  seine  Gegenwart 
bei  der  Ausführung  sich  für  Bfitwirkung  bereit  gezeigt  hat.  ^ 
Freiburg,  Waadt  und  Graubünden  bestrafen  schon  die,  welche 
blos  an  der  Verabredung  Thefl  genommen  hatten. 

3.  Ceber  die  Strafwürdigkeit  der  einzelnen  Complottanten  be> 
stimmen:  St.  Gallen,  Zürich,  Luzern  und  das  Bundesstrafrecht, 
ohne  weiteren  Zusatx:  dass  alle  Complottanten  wie  Urheber  be- 
straft werden  sollen.  Allgemeine  Ziunessungsgrüude  sind  selbst- 
redend nicht  ausgeschlossen.  Tbnrgaa,  Waadt,  Freiburg,  (ihrav- 
bänden  haben  ein  complicirtes  System :  a.  Die  Strafvnirdie^it  der 
Complottanten  an  sich  betreffend:  Nach  Thurgau:  Sie  werdoi  «la 
Urheber  bestraft,  doch  kann  die  Strafe  eines  Theilnehmers  im 
einzelnen  Falle  bis  zu  der  eines  blossen  Gehiilfen  herabsinken, 
wenn  sowohl  sein  Einlluss  auf  den  gemeinschaftlichen  verbre- 
cherischen Entschlnss,  als  seine  Mitwirkung  vor,  bei  oder  nach 
der  That  eine  geringe  gewesen  ist.  Naeh  den  drei  anderen  sollen 
für  ihre  Bestrafung  als  Urheber  oder  Geliülfcn  die  allgemeinen 
Grundsätze  iiber  Urheberschaft  (im  S.  der  Doctrin  )  und  Beihülfe 
massgebend  soin^).  b.  Besondere  Vorschriften  für  das  Zurück- 
treten einzelner  Complottanten,  wenn  gleichwohl  das  Verbrechen 


.  1}  In  Zürich  nimmt  das  Ob.  Ger.  auch  stillschweigende  Verab- 
redung an,  so  wie  saceessive  unter  den  mehrerm  Theilneh* 
mern,  s.  mein  Arch.  II,  S.  110.  Dem  Letzteren  kann  man 

unter  keinen  Umstanden  beipflichten. 
.  2)  Nur  so  sind  die  Stellen  zu  verstehen:  Waadt  und  Freiburg 
Art.  47  :  „  Ist  das  Verbrechen  auf,  vorherige  Verabredung 
(Complott)  verübt  worden,  so  werden  alle,  die  an  der  Ver- 
abredung Theil  genommett  bähen  ^  ris  Urheber  oder  Gehülfen 
gestraft,  |e  nachdem  wie  ihre  Tbeihwhme  an  der  Beschloss- 
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Coikr  strafiMurer  Vcmicli  dcMdbtii)  vtrübt  worden,  «nthaltAns 
Waadl  und  Freiburg  dahin,  dass  der  Richter  za  Gunsten  desje- 
nigen»  der  air  sein  Mtiulichstes  angewendet  hat,  um  die  Vollfdh- 
mng  des  Verbrechens  zu  verhinderen,  die  Strafe  in  eine  geringere 
verwandein  oder  auch  völlig  nachlassen  kann.  Graubiinden:  Der 
CoQi|ilottuit,  wenn  er  rat  der  Tluit  «einen  iÜMtritt  aas  der  Ver- 
Jilndimg  den  ülnr^m  wUart  nnd  aoeserdem  ziiglei«^  geliorigen 
Orts  zeit^  Anzeige  von  dem  Complotte  gemacht  hat,  ist  ganz 
straflos ;  in  anderen  Fällen  soll  der  zurücktretende  Complottant 
je  nach  dem  (trade  seiner  ThätigUeit  bei  der  ersten  Bildung  des 
Complotts  und  bei  den  die  Ausführung  vorbereitenden  Anstalten, 
nnd  fenaekdeoi  er  die  Attsfiilining  zu  yerliindern  gesucht  hat  oder 
nicht ,  mit  der  Strafe  des  entfernten,  nfiheren  oder  nSchaten  Ver- 
suchs belegt  werden')-  Für  Thurgau,  obwohl  es  speziell  beim 
Coinplott  schweigt,  müssen  hier  dessen  Grundsatze  über  den  Zu- 
rücklriU  des  Anstifters  gelten  (ob.  §.  78),  weil  es  eben  die  Com- 
plottanten  grundsätzlich  als  Urheber  betrachtet,  und  sie  daher  nur 
als  inteUectnelle  Urheber  anffimen  kann.  Dasselbe  gilt  für  Ztt-r 
rich^.  c.  Waadt,  Freiburg,  Thurgau,  Graubünden  erklaren  aus- 
drücklich die  blosse  Eingehung  eines  Complotts  als  Versuch  des 
verabredeten  Verbrechens.  Waadt  und  Freiburg  ohne  weiteren 
Zusatz^),  so  dass  mithin  lediglich  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
Versuchs,  auch  für  das  Ahstandnehmen  von  demselben,  eintreten. 
Thurgan,  mit  der  ansdrucfcUchen  Bestimmung,  dass  die  blosxe 
Eingehung  als  entfernter  Versuch  zu  bestrafen  sei,  im  Uebrigen 
aber  die  Vorschriften  über  Versuch  gelten  sollen,  namentlich  auch 


nähme  oder  an  der  Aorfuhrung  mehr  oder  minder  unmitteU 

bar  oder  mittelbar  war.^  Graubünden  §.  33:  ,,Wenn  sich 
zwei  oder  Mehrere  zur  Begehung  eines  Verbrechens  verei- 
nigen,  und  die  That  auch  wirklich  zur  Ausführung  kommt, 
so  ist  jeder  derselben  je  nach  der  Grosse  seines  Einflusses 
auf  den  gemeinsehafdichen  Entschloss  und  nach  Massgabe 
seiner  Mitwirkung  zur  Ausfiihrung  der  That,  entweder  mit 
der  vollen,  auf  das  vollführte  Verbrechen,  oder  mit  einer 
verhältnissmässig  milderen  Strafe  zu  belegen.*  Das  (gesperrt 
gedruckte)  Wort  „und"  steht  nicht  entgegen. 

i)  Diese  Kasuistik  ist  um  so  unfruchtbarer,  als  Graub.  keine 
S/ttMmtahm^  üir  die  angegebenen  Grade  4es  Versuchs  kennte 

3)  St.  Gallen  und  Luzern  haben  besondere  Vorschriften  über 
die  Zurücknahme  der  Anstiftung;  es  gelten  dort  also  üiierdiess 
die  richtigen  allc^emeinen  Grundsätze  hierüber. 

3)  St.  G.  B.  S.  4&  (beide):  „Es  ist  Verabredung  (Complott)  vor- 
handen, sobald  der  Entschlass,  ein  Verbrechen  zu  verüben, 
WBtmt  nwei  oder  mehrcoen  Meaachen  verabredet  und  gefiisst 
worden  ist,  obgleich  das  UntanuhaMn  noeh  zu  keinem  An- 
lang der  Ansfiihmng  gekommen  wäre.* 
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die  über  die  Abmndiiehiiie.  Ebea  eo  GnniiiAdeii,  jedoch  mit  dem 
ferneren  Znietee,  desi  »wenn  bereite  voriieffeitende  Anstalteik  fiir 

die  Ausführang  gennuidit  worden,  das  Geschehene,  |e  nach  Um- 
ständen, als  näherer  oder  auch  als  beendigter  Versuch  bestraft 
werden  soll"*),  d.  Endlich  enthält  Graubündcn  noch  die  Vor- 
schrift :  ylst  ein  schwereres  Verbrechen ,  als  das  verabredete ,  aus- 
gcfBhrt  worden,  fo  wird  bei  FeMsetenng  der  Stn^  derjenigen 
Complottenjten ,  welche  keinen  Antheil  an  der  Ausführung  dieses 
Verbrechens  gehabt  haben,  die  verabredete  That  zu  Grunde  ge- 
legt, jedoch  mit  Rücksichtnahme  auf  den  mehr  oder  minder  noth- 
wendigen  Zusammenhang  zwischen  dem  ausgeführten  schwereren 
«nd  dem  vovobvedeten  Mebieren  Verbrechen,  imd  anf  die  sonst 
noch  ohwaltendMi  Umstünde.^  Diese  Torschrift  ist  entweder  le* 
diglich  doctrinell,  oder  sie  bot  rechtlich  keinen  Sinn.  Sie  kann 
nur  heissen  :  Wenn  ein  schwereres  Verbrechen  als  das  verabredete 
ausgeführt  ist,  so  ist  ein  anderes  ausgeführt  als  das  verabredete, 
dieses  also  nicht.  Bezüglich  dieses  letzteren  ist  also  für  die,  die 
an  dem  anderen  keinen  thätigen  Andieil  genommen  haben,  nnr- 
Tersach  des  yerabredeten  da,  nach  den  Gmadsitsen  des  Granb. 
St.  G.  B.  über  das  Gomplott*). 

S.  82. 
0te  Bamdle* 

Oer  Begriff  der  Bande  hat  sieb  ana  dem  des  Coniplotta 
entwickelt.  Man  yersteht  unter  Bande:  die  Verbindmig  Meh^ 
rerer  rar  yerübnog  mehrerer ,  der  Art  wie  der  ZaU  nach 
nnbeatimmter  Verbredwn.  Sie  sott,  nach  der  gewöhnlichen 
Bleinang,  eine  Speiiea  des  Complotta  bihlen,  alle  Gnmdsätze 
des  €omplott8  scdlen  daher  auch  auf  sie  anwendbar  üan,  nor 
mil  dem  Znsatie,  dass  sie  weg^  ihrer  besonderen  Bösartig- 
keit nnd  grösseren  objectiven  Gefährlichkeit  eine  strengere 
Bestrafung  Jbedünge.  Dieses  Alles  ist  falsch«  Das  Complott 
kb  eine  Verbindnng  ra  einem  bestimmten  Verlirechen;  eine 
Verbindmig  zu  noch  unbesimmten  Verbrechen  kann  daher 


q  für  St  Gdlen,  Zürieh,  LaBecm  Iwnn  von  einer  Bestrafimg 
der  blossen  Eiogehvng  des  Gomplatu  gar  ni^  die  Rede  sein« 
'  Eine  blosse  Verabredung  kann  nicht  einmal  unter  den  Ge- 
sichtspunkt von  Vorbereitungshandlungen  fallen.  Für  Zürich 
könnte  mau  freilich  entgegenhalten,  dass  schon  Versach  durch 
Anstiftung  angenommen  wird  (ob.  8.  77). 

S)  Vf^,  über  Alles:  St.  Gallen  27,  Zixidi  5t,  LasemlS,  Tbar-^ 
gau  48-53,  Waadt  47-49,  Freibnrg  47—49,  Granbonden  33 
bis  36,  Bondesstrafr.  29. 
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Mne  Spezies  desselben  seio.  Die  Grundsätze  des  Com- 
ploUs  können  aber  dncb  ans  einem  anderen  Crrnnde  aiif  die 
Bande  keine  Anwendong  finden.  Das  Gomplott  ist  Verbin- 
dung zur  gemeinschaftlicben  Begebung  eines  (Mitwir-- 
kung  bei  einem)  yerabredeten  bestimmten  Verbreebens.  Bei 
der  Bande  feblt  dieses  Merkmal ') ;  die  gemdnsebaftlicbe  Be- 
gehung der  einzelnen  bestimmten  Verbreeben  kann  mi  hei 
deren  spezieUer  Verabredung  beschlossen  Verden.  Nur  für 
das  speziell  verabredete  und  für  die  so  bescbliessenden  Mit- 
glieder der  Bande  könnten  daher  etwa  die  Grundsätze  des 
Complotts  gelten*).  —  Die  falsche  Lehre  von  der  Bande  ist 
in  die  Deutschen  St  G.  B.  yielfach,  aber  nur  in  drei  Schweizer* 
übergegangen.  Luzern  yerordnet  ausdrücklich,  dass  die  Vor- 
schrift über  die  Bestrafung  des  Complotts  ^  auch  auf  Banden 
anzuwenden  sei,  worunter  s<dche  Verbindungen  Terstandeo 
werden,  welche  zu  Varübung  mehrerer,  einzeln  noch  unboi- 
stimmter  Verbrechen  einer  gewissen  Gattung  eingegangen  sind.^ 
Diese  Vorschrift  kann  nicht  hindern,  das  offenbar  Unrichtige 
in  der  Lehre  aus  der  Praxis  zu  beseitigen.  Thurgau  stellt 
spezielle  Vorschriflen  über  Banden  überhaupt  auf:  1.  £s  de- 
finirt  ßande  als  die  Vereinigung  von  wenigstens  drei  Personen 
zu  VerÜbung  mehrerer,  einzeln  noch  unbcslimniler  Ver- 
brechen. 2.  Die  Strafe  der  blossen  Eingehung  der  Bande  ist; 
«.  Bei  Verbindung  zu  VerÜbung  von  3Iord,  Brandstiftung 


1)  Es  hat  daher  auch  jene  gewöhnliche  Delinilion  der  Bande  ^ar 
keinen  juristischen  Sinn.  Das  Verbrechen  ist  ein  Begriff, 
der  erst  durch  konkrete  Handlungen  in  die  äussere  £rschei- 
nung  treten  kann.  Eise  Verbindung  zur  Verübanfr  mehrerer 
unbestimmter  Verbrechen  wäre  eine  Verbindung  zur  Ver- 
Übung  eines  Begrilb.  Das  Leben  ist  hier  logischer  als  die 
Doctrin.  Es  spricht  von  einer  Bande  nur  djmu  ,  wenn  meh- 
rere Personell,  die  sich  /.ur  VerÜbung  unbestimmt  mehrerer 
Verbrechen  einer  bestimmten  Gattung  oder  Art  verbunden 
•hatten,  sdion  eines  oder  mehrere  dieser  Verbreehen  verfibt 
haben.  Um  wenn  dieses  lel/.tere  der  Fall,  spricht  man  von 
einer  Diebes-,  Rauber-,  Meineids-  u.  s.  w.  Bande.  Zu  wel- 
chen Abnormitäten  die  gewühnl.  Lehre  von  der  Bande  fUhrti 
8.  X.  B.  in  meinem  Ai^chiv  II,  S.  103  f. 

2)  Keinen  richtigen  Sinn  hat  es  darnach,  wenn  man  sagt  (vgl. 
Cncnmns,  N.  Arch.  Bd.  14,  No.  1;  Heffter,  Lefarb.  §.  87): 
,,Die  Bande  nehme  durch  den  üebergang  zu  einem  bestimm- 
ten Verbrechen  der  Gattung  den  Charakter  des  Complotts  an/ 
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oder  Rauh,  für  die  Anstifter  und  Anführer  Zuchthaus  bis  za 
zehn,  für  die  übrigen  Theilnehmer  Zuchthaus  bis  zu  acht 
Jahren,  h.  Bei  Verbindung  zu  VerÜbung  anderer  Verbrechen, 
•  für  die  Anstifter  und  Anführer  Arbeitshaus  bis  zu  sechs,  für 
die  übrigen  Theilnehmer  Arbeitshaus  bis  zu  drei  Jahren. 
3.  Die  Strafe  fällt  fort,  wenn  der  Genosse  sich  und  seine 
B'Iitschuldigen  der  Obrigkeit  anzeigt.  4.  Die  den  Genossen 
einer  Bande  geleistete  Hülfe  durch  Lieferung  von  Waffen 
oder  anderen  zu  den  Verbrechen  der  Bande  dienlichen  Werk- 
zeugen, oder  durch  Gestaltung  von  Aufenthalt,  oder  durch 
Vorschub  anderer  Art,  ist  mit  Arbeitshaus,  und  wenn  die 
Hülfe  gewerbsmässig  geleistet  war,  mit  Zuchthaus  bis  zu  acht 
Jahren  zu  bestrafen.  5.  Die  von  der  Bande  verübten  Ver^ 
brechen  werden  nach  den  Grundsätzen  von  der  Verbrechens- 
concurrenz  und  vom  Compiott  bestraft.  Endlich  verordnet 
Tessin  noch,  dass  jede  Verbindung  von  Missethätern  (di 
malfattori)  zu  dem  Zwecke ,  Verbrechen  gegen  Personen  oder 
Eigentbum  zu  begehen,  für  sich  allein  ein  (selbststiindiges) 
Verbrechen  (gegen  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung),  und 
mit  Zwangsarbeit  2.  Gr.  zu  bestrafen  sei,  nach  deren  Ver- 
büssung  die  Einheimischen  unter  polizeiliche  Aufsicht  zu  stel- 
len, Fremde  aber  aus  dem  Kanton  zu  verweisen  seien 

Auch  diese  Lehre  wird  von  der  Gemeinr.  Doclrin  eben 
so  falsch  als  verworren  aufgefasst.  Die  Ouellen  bedrohen  mit 
Strafe  nur  einzelne  Handlungen  oder  Unterlassungen,  durch 
welche  nach  V^crübung  eines  Verbrechens  dieses  oder  der 
Thäter  begünstigt  wird.  Das  Höni.  R  nach  seiner  allgemeinen 
Auffassung  der  Grundsätze  von  der  Theilnahme  (ob.  §.  73)*), 
auch  die  Reichsgesetze  in  einer  Weise,  dass  die  Handlungen 
als  selbstständige  Verbrecheu  erscbeiaen Die  Doctrin  hat 

1)  Vgl.  LmMva  46,  Thar^au  3l^35i,  Tessin  218. 

2)  Aueh  im  Gerauin.  R.,  wie  weit  der  Be|pnff  der  Begünstigiuig 
bei  einzelnen  Vcrhrechen  ausgedehnt  wnrde,  bestand  er  nicht 
als  ein  allgemeiner  für  alle  Delicte,  wenn  gleich  für  die  mei- 
sten schweren  Friedensbrüche;  vgl*  Wilda,  S.  636  f.;  Se- 
{{esser,  S.  620. 

3)  Z.  B.  Reiehs-Absch*  ¥on  1577.  l.  3.  n.  s.  w.  Dass  die  P.  6. 0. 

15 

*  I 
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ihrtai  irfliknilicli  dm  allgemdMo  Begriff  contlndrt:  Begon- 
Btignng  »t  die  Theilnahme  an  eineiii  Verbrechen  naeh  desieii 
Blähung  *  ].  Sie  aoU  I.  gescbehen  können  dnrdi  poskive 
Handlungen  ond  durch  UnterlaMungen').  LeUteres  dnrch 
Brichlanieage  *) ,  freilldi  da,  vo  cn  der  Anzeige  eine  besondere 
VerpflichtuDg  vorliegt  Ersteres  a.  dnrch  Handlungen,  durch 
veldke  der  Verbrecher  der  strafenden  Gewalt  entzogen  wird, 
oder  gar  nur  entzogen  werden  soll ;  durch  Handlungen, 
welehe  den  Verbrecher  hinaichtücb  der  E^angong  oder  dea 
Clenusses  der  Vortheile  aus  sdnw  That  unterstütsen;  c.  durch 
Ireiwiliige  TheihMihme  an  den  Vortheilen  der  That^J.  S.  hk 
der  Regel  wird  eie  nur  als  Begünstigung  des  Thäters  auf- 
gestellt £ine  Begünstigung  des  Anstifim  und  Gehiilfennunmt 
man  nur  selten  an*  3.  Sie  soll  ^  wo  nicht  das  Gesetz  sie 
als  ein  besonderes  Verilirecben  behandelt')  —  ab  TheOnahme 
'  an  dem  begünstigten  Verbrechen  sich  darstellen  und  deshalb 
geringer  als  die  Th&terschaflt  bestraft  werden.  Im  Einielnen 
hemcht  über  Alles  viel  Widerspruch*).  4.  Sie  erfordert 


in  Art.  177  vntcr  den  Baittändern  aiicli  aUgeiMm  die  Be- 
günstiger verstehe,  ist  nnerweislich. 

Manche  Rechtslehrer  ziehen  anch  eigentliche  Theilnahme  — 
negative  —  vor  oder  hei  VerÜbung  des  Verbrechens  hieher, 
und  zwar  die  Unterlassung  sowohl  der  Hinderung  als  der 
Anzeige,  s.  B.  Wäehter,  Ldirb.  §.91;  Jarke,  Handb.  f.  37. 
Allein  jene  kann  nur  als  —  negative  —  Beihülfe,  die  andere 
nur  als  eigentliche  Begünstigung  nach  der  That  aii^eÜMSt 
Vierden ,  wo  sie  überhaupt  strafbar  sind. 

2)  Immer  dürfe  sie  nicht  vor  oder  bei  der  That  versprochen 
sein,  da  sonst  —  aaeh  richtigen  Grandsitxen  —  Beihiilfe 
▼orlige* 

3)  Niebt  auch  —  nach  der  besseren  Meinung  —  dareh  Nichthin- 
dernng,  die  nur  als  Beihül£e  erscheinen  kam,  wo  sie  über- 
haupt strafbar  ist. 

4)  Wie  hierin  eine  Begünstigung  des  Verbrechens  liegen 
kann,  ist  gar  nickt  absnsehea.  Die  (scUecbte)  Praxis  dehnt 
dies  sog^  ans  avf  Angehörige ,  Fram  und  Kinder,  die  z.  B. 
die  von  dem  Ehemann  und  Vater  gestohlenen  Lebensauttel 
verzehren  helfen. 

5)  Namentlich  Hehlerei. 

6)  Vgl.  Feuerbach,  Lehrh.  9.  53;  Wüchter,  Lekrb.  9.  91; 
Heffter ,  Lekrb.  f.  97;  Ab  egg ,  I«ekrb.  f.  76.  Degagtn  Mit- 
termai er  stt  Fenerb.  9.  53;  mein  Lehrb..  des  Pr.  Strafr. 
1.  73. 
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Dolus,  wie  die  Tfaeilnahme  überhaupt,  auch  die  Nichtanzeige 
(obwohl  man  hierbei  selten  davon  spricht). — Die  Lehre  ist  auf 
verderbliche  Weise  in  die  neueren  St.  G.  B.  übergegangen. 
Auch  in  die  Schweizer. ,  mit  Ausnahme  von  Waadt  und  Frei- 
burg*), welche  die  Begünstigung  als  Art  der  Theilnabme  gar 
nicht  kennen,  sondern  nur  in  einzelnen  Fällen  als  besondere 
Verbrechen,  z.  B.  als  Hehlerei.  Die  anderen  gehen  im  Ein- 
zelnen, oft  durch  schlechte  Kasuistik,  vielfach  auseinander. 
I.  Den  Begriff  betreffend:  1.  Eine  Begünstigung  auch  vor 
der  That  nehmen  dem  Namen  nach  an :  St.  Gallen ,  Thurgau, 
Graubünden,  und  zwar  durch  Unterlassungen.  Sie  ist  oben 
(§.  80)  als  negative  Beihülfe  bereits  aufgeführt.  2.  Ausserdem 
kennen  eine  eigentliche  negative  Begünstigung  nur  vier: 
Zürich  und  Luzern :  wenn  öffentliche  Beamte  oder  Bedien- 
stete der  ihnen  obliegenden  Dienstpflicht  zuwider  die  Anzeige 
begangener  Verbrechen  absichtlich  unterlassen.  Doch  lässt 
Zürich  für  die  Unterlassung  der  Anzeige  vollendeter  (also 
nicht  versuchter,  da  Wiederholung  des  Versuchs  erwartet  wer- 
den kann)  Verbrechen  Straflosigkeit  für  dieselben  Angehörigen 
zu,  für  welche  atidi  die  negative  Beihülfe  straflos  ist  (ob. 

$0).  Thurgau:  die  Unterlassung  der  Anzeige,  wenn  der 
Unterlassende  weiss,  dass  ein  Unschuldiger  wegen  der  That 
gericbtlich  yerfolgt,  wd,  jedoch  ant  Ausnahme  derjenigen 
Angehörigen,  für  welche  die  negatire  BeOiiilfe  hebe  Stnfe 
bM  sich  lieht  (ob.  §.  80]  *].  Graabüaden  hat  ^Beselbe  Volv 
achiift,  und  aoiserdem  dne  ähnliche  im  Lnieni  ober  die 
iinterlaMene  Anzeige  Ton  Beamten  3.  Die  podtire  Begäiir' 
stigung  wnd  obeieinstimmend  ia  allen  drei  Momenteii  des 
gewöhnlichea  Gemeinr.  Begrifb  (ob.  1.  a.     cj  gefondeB^ 

1)  S.  iedoch  aalen  t.  i8B. 

2)  Der  Gesichtspunkt  der  Begfintignng  steht  hier  webt  uwt 

noch  sehr  im  Hintergrunde. 

S)  St.  G.  B.  §.  110:  ,,Wenn  ein  Beamter  die  Verfolgung,  Unter- 
suchung oder  Bestrafung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens, 
welche  ihm  von  Amttwegen  oUiegt  eder  ihm  ihertm^ii  ist, 
onterlässt  (absichtlich  wohl),  so  soll  er,  nach  Beschanenheit 
des  Verbrechens  und  der  Strafbarkeit  des  Verbrechers  und 
nach  Massgabe  der  sonstigen  Umstände,  mit  Amtsentsetznng 
lud  Geldbnsse ,  womit  auch  Ausschluss  von  öffentlichen  Aem- 

'  tera  nnd  von  Stimmen  und  Mehren  auf  längere  oder  kürzere 
Zeit  YcrbnidiB  werden  kann,  bestraft  wetden.* 
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namentlich  also  auch  io  der  blosse«  Theilnahme  an  den  Vor- 
iheilen  des  Verbrechens,  ohne  dass  dadurch  der  Verbrecher  ' 
hn  geringsten  tbatsftcUidi  begünstigt  wird'). 

n.  Betrdb  der  Strafe :  Säimiliche  St.  6.  B.  sttUett  den  Grund- 
aatz  aitf ,  dass  der  Begünstiger  gelinder  gestraft  werden  soll ,  als 
der  Thäter.  Im  EinAelnen  gehen  sie  säinmtlich  auseinander :  Aarr 
gau :  Die  Strafe  wird  der  des  Vorschubs  zum  Verbrechen  (Ge- 
hülfen ob.  §.  75)  gleich  gesetzt.  Zürich :  Die  Strafe  soll  keinenfalls 
fün^ähriges  Zachthans  nbersteigeu,  in  der  Kegel  gelinder  sein,  als 
die  dea  Gebttllen,  imd  aehwerer  zogemessen  «werden  bei  gewerbs- 
mässiger Begünstigung.  Bundesstrafr. :  Sie  darf  nicht  die  Hälfte 
der  Strafe  des  Urhebers,  auf  keinen  Fall  aber  sechs  Jahm  Zucht- 
haus übersteigen.  Luxem  :  Sie  soll  in  einem  Zwölfiheil  bis  zu 
einem  Dntlheil  der  auf  das  Verbrechen  gesetzten  Strafe  bestehen. 
Graubüttden :  Sie  soll  gelinder  sein  als  die 'des  GeMilfen;  doefa  kann 
sie  ^eieb  gross  oder  grösser  sein  bei  gewerbsmässiger  Betreibung. 
Sie  soll  in  Znehthaus,  oder  in  Gefangniss  bis  anf  ein  halbes  Jahr, 
oder  in  angemessener  Geldbusse  bestehen,  wenn  Jemand  „die  Fest- 
haltung oder  Festnahme  eines  obrigkeitlich  verfolgten  Verbrechers 
mit  Gewalt  hindert  oder  zu  verhindern  sucht,  oder  einen  solchen 
ans  den  Hgnden  der  Gerichtsdiener  oder*  aus  seinem  Verbal!  oder 
Strafort  befreit  oder  zu  befreien  sucht.  ^  Die  Strafe  der  negativen 
Begünstigung  nach  (iraubünden  ist  oben  angegeben.  Thurgau : 
Sie  ist  Gefangniss  oder  Geldbusse,  allein  oder  in  Verbindung, 
oder  auch  gerichtlicher  Verweis,  allein  oder  in  Verbindung  mit 
GeUbBsse;  bei  gewerbsmüssiger  Betreibung:  Arbeitsbansstrafe, 
verbanden  mit  zeitlicher  oder  bleibender  Entziehung  der  öffent- 
lichen Berechtigung  oder  des  Gewerbbetriebes,  falls  solche  zw/n 
strafbaren  Verkehr  missbiaucht  w  urden.  Basel  und  SchaÜ'hausen  : 
Bestand  die  Begünstigung  blos  in  Aufnabiiic  des  Verbrechers  oder 
in  Verheimlichung  desselben  oder  seiner  Xhat,  so  tritt  correctio- 
Helle  Strafe  ein;  in  anderen  Fällen  betrügt  die  Strafe  bis  zu  ei- 
nem DrittlMil  (Schaffh.),  ein  Sechstel  bis  aur  Hälfte  (Basel)  der , 


1)  Aargau  (das  die  Begünstigung  mit  dem  Namen  ,,TheiInahme'^ 
bezeichnet,  s.  ob.  §.  75)  10,  St.  Gallen  37,  38,  Te5sin.53,  179, 
Basel  9,  Schaffhausen  11,  Thurgau.58,  59,  62,  Luzern  52—54, 
Zürich  67,  .59,  Graub.  37—39,  42,  43,  Bundesstrafr.  23,  24. 
St.  Gallen  stellt  angleieh  einen  besenderenBqpriff  der  Heh- 
lerei anf,  wovon  nnten  in  der  Lehre  Tom  DiehstahL 

2)  Dieses  letztere  sprechen  zwar  nicht  mit  ausdrücklichen  Wor- 
tes aus:  Luzern,  Zürich,  Graub.,  Bundesstrafr.,  indem  sie 
(fast  %vörtlich  übereinstimmend)  nur  sagen:  wer  „die  durch 
das  Verbrechen  gewonnenen  (Graub. :  entwendeten)  Sachen 
wiMentiieh  bei  sieh  anfhimmt ,  gebraneht  (Graub.:  an  sieh 
nimmt)  oder  Anderen  Tcrhauft.^  Aber  das  Wort  »^gebrancht^ 
würde  ohne  die  Interpietation  im  Tejrte  keinen  Sinn  haben. 
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anf  das  Verbracbea  g«setKt«ii  Strafe,  und-^wea«  der  Vailireclier 
Todesstrafe  Terwirict  hat*  (in  concreto  also),  vier-  bis  wölfjähr. 
Ketlenstrafe  im  ersten  oder  zweiten  Grade  (nach  Basel),  Arbeits- 
hausstrafe bis  zu  6  Jahren  (nach  Schaflh,).  St.  Gallen')  :  Die  Strafe 
ist  correctionell}  jedoch  tritt  Zachthaasstrafe  auf  3  Monate,  oder 
QeMbiiM  bis  aof  9000  Fvanea,  oder  VarlnMdeaAeltvUlrgarrMlili 
•in,  wem  entweder  der  begfinttigite  Vcribradier  die  TAaattth 
verwirl;t  hatte,  oder  sonst  als  besonders  gefiOirlich  bekannt  od^t 
obrigkeitlich  bc/eichnet  war,  oder  aber  wenn  die  Be^nstio;nng 
in  Auf-  oder  Annehmen  oder  Verhersien  der  durch  das  Verbrechen 
erworbenen  Sachen,  ohne  gewinnsüchtige  Absicht  des  Begünsti- 
gars, bestand.  Bei  sirieher  gewinnsilehtiger  Absiebt  treten  me  b** 
sonderen  Strafen  der  Diebshehlerei  ein  (anten  in  der  Lehre  vom 
Diebstahl).  Tessin  :  Die  Begünstigung  überhaupt  wird  als  selbst- 
ständiges Delict  bestraft,  aber  gelinder  als  die  Beihülfe.  Geschah 
sie,  ohne  dass  der  Begünstiger  vor  Verübang  des  begünstigten 
Verbrechens  von  diesem  Kenntniss  gehabt  hatte,  so  tritt,  wenn 
das  begünstigte  Terbreeben  ein  Crininalverbreehen  war,  Ctefiii^- 
niss  '/>\veiten  Grades  vnd  öffentlicher  Verweis,  wenn  ein  corree- 
tionelles,  Gefangniss  ersten  Grades  ein.  III.  Besondere  Vorschrif- 
ten über  die  Straflosigkeit  gewisser  Angehöriger  haben  noch'): 
St.  Gallen,  Tessin,  Luzern,  Thorgau,  Graabünden,  sämintlich nor 
betreffe  der  Begünstigung,  wdcbe  der  Tbiter  der  Stra^ewslt 
enteiebt  oder  entliehen  mU.  StrallM  MiBm  deshalb  sein :  Ehe» 
gatten.  Verwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie,  GeschwMer; 
nach  St.  Gallen  auch  noch  Schwiegereltern  und  Tochtermann  und 
Sühnsfrau ;  nach  Thurgau  und  Graubünden  ferner  Verschwägerte 
in  auf-  und  absteigender  Linie  und  bis  zum  dritten  Seitengrade; 
nach  Granbnnden  aneb  noeh  der  Verlobte  des  Verbreehers,  and 
Badl  Tborgau  endlich  noch  Pflegeeltern  und  Pflegekinder,  Vor»* 
münder  und  Mündel ,  und  welche  Kenntnis«  des  Schuldigen  unter 
dem  Siegel  der  Beichte  erlangt  haben.  St.  Gallen  dehnt  Straflo- 
sigkeit auch  auf  den  Fall  der  Verheimlichung  von  Sachen  aus, 
wenn  deren  Rückerstattung  nicht  erfolgen  konnte,  ohne  angleich 
den  Verwandten  v.  s«  w.  der  Gerecbti^telt  n  ffterlieiBni*). 

f.  84. 

Die  cmewile  luadl  «peslelto  ThMmaOumm* 

üeber  diese,  erst  am  Schlüsse  der  Lehre  von  der  Theil- 
nahme  verständliche  Eintheilung  derselben  herrscht  in  der 
Gemeinr.  Doctrin  grosser  Streit.    Speziellen  Theiioebmer 


i)  S.  auch  unt.  §.  128. 

Für  die  positive  Begünstigung!  die  fiir  die  uegatLre  sind  bei 
den  betreftenden  St.  G.  B.  oben  bereits  aufgefttbrl. 

9)  Die  Ges«  Stetten  s.  äberaU  ob.     28»,  Not  1. 
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eines  Verbrecheiis  Demit  man  denjenigen»  bei  welchem  «He» 
jcnigen  besoDderen  VerbaltniMe  oder  BeiiehoDgen  sieh  irieder-* 
Ibden,  durch  welche  das  Verbrechen  für  den  Thäter  seinen 
Thalbestand  erhält  Generellen»  bei  welchen  diese  VeriUlll- 
msse  oder  Beiiehongen  nicht  Yorhanden  sind.  Das  Wesen 
der  speiidlen  Theilnahme  besteht  also  in  emer  Beaehnng 
erstens  eines  Theflndimers  des  Verbrechenst  der  gerade  nicht 
der  Thäter  ist*  gegenüber  dem  ThHter,  zweitens  zu  dem 
Thatbestande  des  Verbrechens«  Es  gdiören  also  nicht  hier- 
her diejenigen  Verhaltnisse  oder  Eigenschafken  des  Tlulters 
oder  Theilnehmers,  durch  welche  zwar  nicht  der  Thafbe- 
stand  des  Verbrechens»  Ttefanehr  nnr  dne  grtaere  oder  ge- 
ringere Strafwürdigkeit  (Qualification)  des  Verbrechens  be- 
dingt wird*).  Jener  Streit  betrilR  die  Bestrafong  des  gene- 
rellen Theifaiduners :  mit  weldier  Strafe  derselbe  zn  be- 
legen. •  Einerseits  wird  aufgestellt:  Jeder,  der  bei  einem  Ver- 
bredien  mitgewirkt,  sei,  wie  nach  seiner  sonderlidien  Hand- 
hing, so  auch  nach  dem  besonderen  Thatbestande,  der  fär 
ihn  sich  herausstelle,  za  bestrafen').  Andererseils :  Jeder 
Theilnehmer  sei  nach  demjenigen  Thatbestande  za  bcurtheilen,  . 
•der  für  den  Thäter  yorliege').  Nach  der  zweiten  Ansicht 
wäre  also  jeder  Theilnehmer  ein  spezieller,  und  es  gäbe  gar 
keinen  Unterschied  zwischen  genereller  und  spezieller  Theil- 
nahme. Die  erste  Ansieht  erscheint  nicht  richtig.  Ist  einmal 
die  Theilnahme  das  gewollte  gemeinsame  Herrorbringen  eines 
Verbrechens  als  das  gemeinsame  aller  Theihiehmer,  so  haben 


i)  Zum  Thatbestande  des  Amtsverbreebens  z.  B.  gehört  da 

Sabject  ein  Beamter,  des  Vatermordes  ein  Kind,  des  Fami» 
liendiebstahls  ein  Familienmitglied,  des  Bankerotts  ein  falliter 
Cewerbtreibender.  Qualificirt  wird  der  Diebstahl  als  drit- 
ter, der  Kindermord  (durch  die  mildernde  Rücksicht  auf  die 
Lage  der  «ödteaden  Bfotter)  n.  •»  w. 

S)  Nementlicb  Heffter,  Lebrb.  f.  81;  BrekenhöftimN.  Arch. 
f.  1840,  S.  410  f.;  Eöstlin,  Revis.  S.  494  £ {  F.Rosshirt 
im  N.  Arch.  f.  1851  S.  517. 

3)  Feuerbach,  Lehrb.  g.  115;  Bauer,  Lehrb.  §.  88;  Laden, 
Abhandl.  S.  357  ,  360»  Derselbe,  Uandb.  §.  75;  Temme, 
Beitr.  %vm  Preoss.  Stnfr.  (Beriin  1441)  S.  1  £;  Dertelbet 
Lebrb.  des  Pr.  Strafr.  S.  70.  Im  Fruubi|»  ench  Bern  er« 
Tbeihi.  S.  207  t ;  a.  jcdach  S.  360  f.  heattglieh  der  Mitur- 
heber. 
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eb«n  Alle  4ie  Xfcat  des  ThaUrs  ab  die  geneiiiadiafaicte 
berrorimiigeB  wotteo  und  hervorgebracht,  uod  mithiD  sie» 
aber  auch  nur  sie  kt  Alleo  lur  Sdmld  taiaredneo.  Jemfii 
GnmdaatXt  oder  diese  Folge  daraoe  Terleagnet  die  enie  Ail- 
ncfat;  sie  fcomiiit  dadurch  k  onaiilUtobare  Widerspru^,  und 
▼erliert  afleii  Anhidt  für  die  BeurtheilaDg  des  Beehls  des  ein- 
xefaiea  Falles.  Dagegen  hat  die  zweite  Ansicht,  ivie  üire  piiiii* 
tipielie,  so  auch  im  Rechlsbewiuttsein  des  Volkes  ihre  toHo 
Begröndong.  Fetische Anwendwigen derselben  sind:  1.  Der 
sehirerere  sowoht  wie  der  leichtere,  fnr  den  Thäter 
▼erliegende  Thatbestand  des  Verbrechens  ist  massgebend  fSkf 
die  Bestninng  der  sUmmtKchen  TheOnehmer,  nnb«chadet  dsr 
Stralsamessnng  inr  die  Einseinen  pach  deren  allgemeinen  CSmnd- 
siUien.  2.  Ist  die  That  liir  den  Thäter  gar  kein  Ver- 
brechen, so  sind  anch  die  sänuntiichen  Iheihiehiner  (als 
sohAe)  straflos'].  IL  Sind,  mehrere  Mitth&ter  vorhanden», 
so  kann  nur  der  für  einen  vfii  ihnen  voihandene  schwerste 
Thatbestand  fiir  die  Bestrafoog  Aller  massgebend  sein;  denn 
das  schwerste  Verbrechen  haben  eben  Alle  hervorgebracht 
■nd  hervorbringen  wollen.  Dadurch  werden  dann  die  beiden 
anderen  Folgen  absorbirt,  dass  der  leichtere  Thatbestand  in 
Frage  komme»  oder  gar  überhaupt  ein  Verbrechen  nicht  vor- 
liege. 4.  Die  anfgestelUen  Sätze  gelten  namentlich  auch  für 
Amtsverbrechen.  5.  Sie  gelten  ferner  auch  für  die  uneigent- 
Jiohe  Xheilnahme :  die  Begünstigang Die  Frage  der  ge- 
nerellen und  speziellen  Theiloahme  ist  TOn  den  meisten  Deut- 
sdben  St  G.  B.  mit  Recht  übergangen ;  andere  beantworten 
sie  verschieden.  Aehnlich  ist  es  mit  den  Schweiz,  St.  G.  B. 

Von  diesen  erwähnen  sie  nur  fünf:  Waadt,  Freibnrg  (beide 
0 


1)  £s  wurde  schon  auf  das  Rechtsgefühl  verletzend  wiskea, 
weBA  4ie  ElMfran,  die  ihren  Mann,  der  Sohn,  der  wiiMii 
Vater  bestohlen  hat,  straflos  sein,  die  Gehiilfen  der  That  aber 

'  mit  der  Strafe  der  Theibuüime  am- Diebatahl  aoUten  beatraft 

werden. 

2)  Die  Gemeinr.  Quellen  stehen  den  aufgestellten  Sät:&en  nicht 
entgegen,  weder  c.  6.  X.  de  homic,  noch  P.  G.  O.  Art.  177. 
Allerdings  soll  nach  diesen  jeder  Theilnehmcr  naeh  seiner 
MividaeUen- StraTwüidiglieit  bestraft  werdea.  Jene  Sätae 
liefern  aber  eben  den  Anhalt  zur  richtigea  Festitellnttg  der 

.  Slrafwürdigkeit  )edes  einzelmen  Theilnehmen.. 
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Bit  libereinsliQimeiMieD  Worten]'),  Basel,  Schaffbaasea,  La-^ 
pm  (wieifeniiD  unter  sich  nüt  übereinstimmenden  Worten)  *). 
Sie  oehnnen  den  Grundsatz  an,  dass  jeder  Thcilnehmcr nur 
nach  dem  für  ihn  Tortiegendisn  Thatbestande  beanheiU  wer- 
den soll*). 

IV.  Die  Strafbarkeit  bei  bem  Yerbrecben. 

f.  8§. 

JHe  Strafbäriceit  der  yerbreeherisdien  That  ist  das  vierte 
Moment  in  dem  Tliatbestande  des  Verbrechens.  Nar  dadurch 
kt  eine  That  ein  Verbrechen,  dass  sie  strafbar  isf*).  IKe 
Strafbarkeit  einer  Handlung  ist  die  Eigenschjsft  dersdben, 
Tmiöge  welcher  sie  an  sich  mit  Strafe  belegt  werden  kann, 
also  anch  belegt  werden  mnss.  Der  Begriff  bezieht  sich  da^ 
nach  mnr  anf  die  That  für  sich  allein,  so  dass  diejenigen  Mo- 
mente i  durch  welche  die  Strafbarkeit  in  dem  konkreten  Falle 
ausgeschlossen  wird,  nicht  dabei  in  Betracht  kommen.  Die 

1)  Jedes  Art.  46:  >^Die  aus  den  pertönlichen  Verhältnissen  nnd 
Zuständen  eines  Urhebers  oder  eines  Gehiilfen  des  Verbre- 
chens entstehende  Erschwerung  oder  Milderung  der  Strafe 
ist  nur  auf  denjenigen,  welchen  diese  VerhäUnüise  oder  Zn<- 
stSnde  belrefien,  anwendbar.'' 

2)  Basel  iO,  Schaffli.  i2,  Luz.  55:  ^^Wenn  von  mehren  n  Tbeil- 
nehmern  eines  Verbrechens  der  eine  in  einem  besonderen, 
persönlichen  oder  Pflichtverhältnisse  z.um  Beschädigten  steht, 
welches  Verhältniss  das  Verbreeben  ^u  einem  qualiücirten 
macbt,  so  kann  nur  gegen  diesen  Theilndimer  die  Strafe  des 
qualiiicirten  Verbrechens  ausgesprochen  werden,  wenn  gleich 
auch  den  Anderen  dieses  Verhältniss  bekannt  war/ 

3)  Auch  für  die  Begünstigung.  Nicht  entgegen  steht  die  Vor- 
schrift der  drei  letzteren  a.  a.  O. :  „Wenn  hingegen  Jemand 
ab  Begünstiger  oder  Hehler  erst  nach  vollbrachter  That  an 
•inem  Verbrechen  Theil  nimmt,  welches  durch  seine  be- 
sondere Besebaffenheit  (wie  z.  B.  Einbruch,  Einstei- 
gen, u.  s.  w.)  zu  einem  qualiiicirten  wird,  so  fallt  er  nur 
dann  nicht  unter  die  Bestiuimung  des  qualiiicirten  Verbre- 
chens, in  sofern  er  hai  der  Begünstigung  von  der  Qualiiica- 
Uon  des  YerbrechcBS  nichts  wusste.* 

.  4)  Mit  Unrecht  wird  die  Strafbarkeit  der  Handlang  nicht  zum 
,       Thatbestande  gerechnet;  der  Thatbestand  ist  eben  der  Inhe- 

gritl  derjenigen  Momente,  durch  weiche  eine  That  zu  einem 

Verbrechen  wird. 
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Gtimdsütie  der  Slrafliarkeit  ergd»en  «ich,  dem  allgemeiDen 
RediUbewasstoeia  g«geiiübier  tod  sdbfet  lo  dem  Staate  det 
getchridieiieii  Becfats  mteen  folgende  aUgemein  gefordert 
werden :  1.  Die  Handlung  rouM  dnrcb  das  Gesetx mit  Slrala 
bedrohet  sein.  2.  Ob  die  Strafandrohnng  mit  ansidrückiichen 
Worten  in  dem  Gesetse  enthalten,  oder  dnrch  Interpretation 
(Analogie)  daraus  berznleiten  sei,  ist  gleichgültig.  3.  Es  ist 
auch  gleiebgültig,  ans  welchem  Grunde  die  Handlung  mit 
Strafe  bedrohet  ist;  auch  poUzeiliche  oder  politische  Rück- 
sichten haben  manche  Strafe  dictirL  4.  Manche  neueren  Straf« 
gesetse  sind  so  gefasst,  dass  eine  Handlung  mit  Strafe  belegt 
werden  könne.  Der  Begriff  der  Strafbarkeit  wird  dadurch 
kein  andmr.  Das  Gesetz  setzt  dann  nur  besondere  Be- 
dingungen der  Slrafliarkeit  voraus  und  will  zugleich  dem  Er- 
messen des  Richters  überlassen,  ob  dieselben  Torhanden  seien*). 
5.  Auch  Art  und  Masse  d^  Strale  sind  gleicbgiilt^ ;  es  wer- 
den dadurch  nur  die  Yersehiedenen  Arten  der  Verbrechen  im 
v.  S.  begründet  (s.  ob.  $.  34). 


Die  Strmfe* 

^.  86. 

Die  Strafe  ist  das  Mittel  zur  Wiederherstellung  des  ver- 
letzten objectiven  Rechts  [ob.  §.  5).  Bei  allen  Völkern  bildet 
sie  ein  dem  Verinrecher  zugefugtes  Uebel,  das  in  Entziehung 
äusserer  Guter  besteht  Im  Staate  des  Strafgesetzes  Ist  sie: 
ein  äusseres  Uebel.  welches  in  Folge  eines  Gesetzes  lur  eine 
Ton  diesem  verbotene  Handlung  dem  Schuldigen  zugefögt 
wird.  Es  ergibt  sich  danach  ihr  Wesen :  1.  Sie  ist  em  Uebel  ^; 

1)  Ucber  das  Gewohnheitsreclit  s.  ob.  9.  32. 

2)  Vgl.  Graubünden  63,  64,  66,  74,  Thurgau  305—308.  Nicht  zu 
verwechseln  mit  solchen  Vorschriften,  nach  4enen  die  Ein- 
leitung eines  Verfahrens  von  dem  BeichloMe  einer  Verwal- 
tungsbehörde abhÜDgig  gemaelit  ist ,  z.  B.  BmideMtrafrecht 
Art.  44. 

3)  Sül|i«li  gtnommen,  ist  sie  alleidiiig^  eaa  Mittel  der  Versöh- 
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dies  twar  nur  nach  der  «ngemeiii  herrschenden  Ansicht  (des 
VoUkes  ^  oder  des  Gesetzes] ,  dadurch  aher  auch  des  Ein* 
zeben,  den  sie  Irilll,  und  es  kann  nicht  daranf  ankommen, 
oh  der  Einxelne  ans  besonderen  Gründen  sie  in  einem  beson- 
deren Fatte  nicht  dalör  hält  2.  Sie  ist  ein  äusseres  Uebel; 
sie  kann  daher  nnr  Mnssere  Güter  des  Lebens  des  Menschen 
treffen,  nie  den  inneren  nttlichen  Menschen  3.  Sie  ist  ein 
IId»el,  das  nm  des  Rechts  willen  xngefngt  wird;  sie  Jumn 
also  —  gerecht  —  nnr  ein  solches  Uebel  sein,  das  Ton  dem 
allgemeinen  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  als  ein  gerechtes, 
als  snr  Wiederherstellung  des  verletzten  Rechts  nothwendig, 
erachtet  wird  4.  Wie  überhaupt,  an  sich,  so  muss  sie  auch 
bei  ihrer  jedesmaligen  Anwendung  eine  gerechte  seb,  also 
der  Art  und  dem  Masse  nach  in  jedem  einzeben  Falle  zu 
der  Schwere  des  Verbrechens,  nach  dem  allgemeinen  Rechts* 
bewusstsein  in  einem  richtigen  Verhältnisse  stehen  5.  In 
dem  Staate  des  geschriebenen  Gesetzes  muss  sie  durch  ein 
Gesetz  angedrohet  sein,  und  zwar  der  Art  wie  dem  Masse 
nach.  6.  Sie  wird  nur  zugefügt  für  eine  Verletzung  des  ob- 
jectiren  Rechts,  also  für  ein  geschehenes  Verbrechen,  als 
solches;  sie  trifft  also  nicht  die  pri?atrechllichen  Folgen  des 
Verbrechens^].  7.  Sie  wird  nur  dem  Schuldigen  zugefügt; 
eine  Strafe,  die  den  Unschuldigen  trifft,  ist  ein  Unrecht. 
8.  Sie  muss  dem  Schuldigen  zugefügt  werden,  weil  sie  ein 
Recht,  also  ihre  Zufügung  auch  eine  rechtliche  Pflicht  ist; 

nung  mit  sich  und  der  Gottheit;  unrichtig  aber  ist  es,  das 
auf  ihren  rechtlichen  Begriff  zu  übertragen,  wie  z,  B.  Jarke, 
Htndb.  I,  S.  SIS. 
1}  Gerade  die  —  stets  Torbendene  —  sittliche  Netar  der  Strefe 
(s*  d.  Y.  N.)  würde  dem  entgegenstehen ;  um  so  bemerkens- 
werther  ist  es,  dass  p;erade  diejenige  Richtung,  die  die  Strafe 
nicht  als  ein  Uebel  ansehen  will,  dennoch  am  meisten  die 
Todesstrafe  beizubehalten  fordert. 

2)  Manche  Straüen  der  neueren  (namentlich  Dentaehen)  Gesete- 
gebnngen  hallen  diesen  Charakter  nicht  mehr  fest ;  sie  glei- 
chen dort  nnr  zn  sehr  der  früheren  Rechtlosigkeit. 

3)  Wie  wenig  entspricht  diesem  Erforderniss  der  polizeilich- 
terroristische Charakter  so  vieler  neueren  St.  6.  B.!  Der 
Grundsatz  des  Textes  ist  übrigens  ausdrücklich  anerkannt 
im  St.  6.  B.  von  Lnxem  f.  26,  Teatin  Art.  35,  Aarg.  f.  IS. 

4)  Vgl.  St.  G.  B.  V.  Luzern  25,  St.  Gallen  84,  Aargau  21,  Frei- 
borg S,  Waadt  5,  Granbänden  S,      BnndeMtnfr.  lO. 
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9.  zwangsweise,  wie  alles  äussere  Recht  geltend  gemacht  wird; 

10.  so  wie  sie  vom  Cresetze  angedrobet  ist ;  sowohl  bezüglich 
der  Art  als  des  Masses  kam  keine  richterliche  Willkür  statt- 
finden; 11.  nar  unter  den  gesetzlich  bestimmten  Formen 
(Strafprozessordnung)  und  also  aaeh  nur  you  den  gesetzlich 
bestellten  Organen  (StrafgerwAlen)  des  Recliffl. 

I.  Bnil]ifliliiii|fen  und  Arten  dar  Strafe. 

5.  87. 

Ugliarlinwpti 

Das  &fordeffniM  der  Gerechtigkeit,  dass  ta  der  Yerselne- 
denen  Schwere  des  Verbrechens  die  Strafe  Im  Veriuiltnisse 
stehe,  hat  bei  allen  Volkern  eine  Verschiedenheit  der  Arten 
und  Mittel  der  Strafe  bedingt  *),  Aneh  Gemeinreclillicli  gibt 
es  deren  viele.  Die  Geschichte  derselben  man  ab  bekimnt 
Toransgesetzt  werden').  Die  Hanpteintheilangen  der  Strafe 
in  der  Doctrin  smd  folgende :  1.  OeflSentliche  (anch  €riminal-] 
Strafen  ond  nicht  öffentliche  (anch  PriTal-)  Strafen,  jenachdem  ^ 
sie  znr  Genngthnnng  eniwader  für  die  durch  das  Veihrechen 
Terletzte  Allgemeinheit  (den  Staat),  oder  liir  die  durch  das 
Veibrecben  Terletste  PriTatperson  zugefügt  werden  [nach  dem 
Begriff  der  Strafe  unerfindlich).  2.  Peinliche  (auch  schwerere, 
anch  Criminalstrafe  i.  e.  S.)  und  nicht  peinliche  (auch  leichte, 
bürgerliche,  Girllstrafe),  einerseits  je  nadi  ihrer  Schwere*),  zn- 

1)  Strafarten  sind  die  verschiedenen  Formen  der  Strafe,  nach 
Verschiedenheit  der  Güter,  welche  unmittelbar  durch  die 
Strafe  gesroffen  werden  (Lebens-,  Leibes-,  Ehren-,  Freiheits-, 
YermögeiiMtrafini).  Stralnittel  (toch  StrafSbel)  sind  dtt  For- 
men ,  unter  denen  die  TenclHedenen  Strafen  snr  Aasföhroi^ 
gebracht  werden  (Hinrichtung  mit  dem  Schwert,  Zuchthans, 
Gefängniss,  Geldbusse,  Confiscation,  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  u.  «•  w.).  Manche  Rechtslehrer  nnterscheiden 
nicht  immer. 

2)  üeber  die  Strafinittd,  die  ■mmtlich  in  der  Sehweis  hSoilg 

gebrSiichlich  waren,  ob.  §.  7  und  Bluntschli,  Zürch.  Gesch. 
I,  S.  240  f.,  404  f.,  II,  S.  49  f.;  Blumer,  Gesch.  der  Schw. 
Demok.  I,  S.  156  f.,  395  f.  ;  Pfyffer,  Gesch.  v.  Luz,ern  I, 
S.  25  f.,  145  f.,  311  f.;  Segesser,  Gesch.  Lnzern  II,  S. 
aOlt ;  iHnerSlegwart-BIiiller,  das  Strafir.  der  Cantone  üri 
n.  a.  w.,  &  ist,  86  f. 

3)  VtüL  P.  6.  O.  An.  IM,  106,  11$,  III/  15t. 
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gleich  andererseits  jenacbdem  sie  von  eigeDlIichen  Griminal- 
(peinlichen),  oder  auch  GiTil*  Gerichten  ausgesprochen  wird. 

3.  Die  bärgerfichen  werden  nach  denselben  Rücksichten  weiter 
eingetheilt  in  bürgerliche  im  e.  S.,  poliseiliche»  YOgteUiche« 

4.  Entehrende  oder  nicht  entehrende,  je  nach  ihrem  Einflasse 
auf  die  bürgerliche  Ehre  des  za  Bestrafenden.  5.  Geroeine 
und  besondere  Strafen  (poenae  commnnes,  propriae),  jenacbdem 
sie  Jedermann,  oder  nnr  besondere  Standes-  oder  Bemfsge- 
Bossen  treffen  können.  6.  Nach  ihrem  Inhalte:  Lebens-, 
Körper-»  Freiheits-,  Ehren-,  Vermögensstrafen.  Uierdorch- 
bilden  sich  die  eigentlichen  fünf  Hauplstrafarlen.  7*  Nach 
der  mehreren  oder  wenigeren  Bestioimtheit  des  angedroheten 
Strafgesetzes:  absolot  bestimmte,  relativ  bestimmte,  schlecht- 
hin unbestimmte,  auch  willkürliche  (poenae  absolute  legitimae 
s.  legales,  secundum  quid  I.,  arbitrariae) 8.  Ordentliche 
und  ausserordentliche  (poen.  ordinariae  und  extraordinariae). 
Die  Eintbeilnng  hat  verschiedene  (auch  rechtshistorische  und 
prozessualische)  Bedeutungen.  Gewöhnfich  bezieht  man  sie 
auf  die  gesetzlich  bestimmte  Strafe ;  ist  diese  vom  Richter  zur 
Anwendung  gebracht,  so  ist  die  ordentliche,  wenn  eine  an- 
dere, so  ist  eine  ausserordentliche  Strafe  erkannt.  Seltener 
wird  die  Eintbeilnng  auf  relativ  bestimmte  Strafen  in  der 
An  bezogen,  dass  man  unter  den  ordentlichen  dasjenige  Mass 
derselben  versteht,  welches  der  Gesetzgeber  als  in  gewöhn- 
lichen fällen  zur  Anwendung  zu  bringen  sich  gedacht  habe, 
so  dass  dann  die  ausserordentliche  durch  ein  Mehr  (extr. 
durior,  geschärfte)  oder  ein  Weniger  (exlr.  mitior,  gemil- 
derte) hergestellt  wird.  Weiches  Mass  dabei  der  Gesetzgeber  sich 
als  das  der  ordentlichen  Strafe  gedacht  habe,  darüber  herrscht 
Streit  (unt.  §.  97).  —  Was  die  Strafmittel  des  Gem.  R.  be- 
trifilL,  so  ßnden  sich  diese  meist  —  in  sofern  sie  nicht  die 
neuere  Praxis  ausser  Gebrauch  gesetzt  hat  —  auch  in  den 
neueren  St.  G.  B.,  auch  in  den  Schweizer,  wieder;  um  so 
mehr  reicht  hier  eine  Darstelhing  derselben  blos  nach  den 
letzteren  aus*). 

1)  Ein  Unterschied,  den  man  Gemeinrechtlich  kaum  noch  als 
hestehend  uierkeniien  kann.  Die  Praxif  hat,  unter  last  all- 
gemeiner Zustimmung  der  Doclrin,  mit  waiigen  AasBahmen 
fast  nur  noch  willkürliche  Strafen. 

2)  Die  Doctrin  des  Gen.  Stra£c.  kcpnt  ««Herdefli  namentiich 
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IJekeMM«  d«r  S«r«to«eii  nd  StviiAMlMel  «er 
Pdnvelsepp.  St*  IIAclier* 

Im  CSamen  bemefat  in  den  Sohw.  St«  G.  B.  In  Betreff  ider 
Strafen  viele  Uebereinstininrang.  Nw  finden  sieii  einer$eits 
in  den  älteren  noch  einige  veraltete.  Andererseits  ist  eine 
Versciiiedenlieit  in  sofern  da,  als  ein  Theü  aosdrücklich  cri- 
minelle and  correctionelle  (znchtpolizeilklie)  iintersc|iei.det,  der 
andere  einen  solchen  Unteraebied  nicht  anistelH,  Es  stellen  auf: 

I.  ^TcMin.  A.  GrnuBftlstrafen :  i.  TodeMlrafe,  S.  Eitenstrale 
oder  Zwangsarbeit  auf  Lebenszeit,  3.  Zwangferbeit  auf  Zeit,  4. 
Pranger  da  berlina),  5  Verlust  des  Activbürgerrechts ,  6.  Unter- 
saguno; der  Ausübung  einzelner  Bürgerrechle  für  immer,  7.  Ver- 
bannung. B.  Correctionelle  Strafen:  1.  Gefan>ini.ss ,  2.  Hausarrest« 
3.  Untersagung  der  AitriibnDg  einselner  Büi^erreclite  nf  Zeit  de 
sospensione),  4.  feierlidier  Widerruf,  5.  öffentlicher  Verweis,  6. 
Geldbasse,  7.  gezwungener  Militärdienst*).  C.  Gemeinschaftlich: 
Stellung  unter  besondere  Aufsicht  der  Regierung  (der  Polizei). 
IL  St.  Gallen.  A.  Criniinalsti'afen :  1.  Todesstrafe,  2.  Zuchthaus- 
strafe, 3.  Verweisung  aas  dem  Kantoa,  4.  Brandmarkang ,  5.  Prä- 
gelitrafe,  6.  Verlvst  der  Mirgerlieiieii  Ebrenfilhigkeit  (mit  Ein- 
schluss  der  Aoitsentsetzung) ^  7.  Geldstrafe.   B.  Correctionelle: 

1.  Arbeitshausstrafe ,  2.  einfaches  Gef.ingniss  (Gefangenschaft,  Ein- 
sperrung, auch  Arrest  genannt),  3.  Abschattunf;;  und  Wegweisung 
aus  dem  Kanton ,  4.  Eiugrenzung ,  .5.  Züchtigung  uut  Stockstrei- 
chen,  6.  äffsttdiehe  AmsteUniig  „mit  einem  Prügel  im  Maid  oder 
einer  Sdimachsclirift  anf  der  Brost",  7.  Widerrof  aad  Bhrener- 
klXmng,  8.  Celdbusse,  9.  Verwirknng  Ton  Waaren,  Feilschaften 
oder  Geräthen.   III.  Basel.    A.  Criininalstrafen :   1.  Todesstrafe, 

2.  Kettenslrafe  ,  3.  Zuchlhausstiaf«'  ,  4.  Brandmarkunj^,  5.  Staup- 
besen, 6.  Pranger,  7.  Landesveru  eisung,  8.  f^ngren/^ung,  9.  Wirths- 
hensverbot,  19.  als  Folge  eines  jeden  GriminaUtrafmrtlieils  Terlnst 
der  bürgerlichen  Ehrenfahigkeit.  B.  GorrectieaieUe :  1.  Einsper^ 
mng,  2.  (einfache)  Gefängnissstrafe ,  3.  Verweisung  ans  dem  Kanton 
oder  der  Eidgenossenschaft,  k.  Stilhtellung  (Suspension)  im  Activ- 
biirgerrecht  oder  im  Amte,  i.  Geldstrafe;  ferner  als  accessorische 


noch  —  aber  gleichfalls  mehr  für  das  rechtshistorische  Inter- 
N       resse  —  die  qualiiicirten  Todesarten,  sowie  die  verstümmeln- 
den -Leibesstrafen;  ferner  die  aUgemeine  Vermögensconfis- 
cation. 

i)  Fand  nmr  slatt  in  dcA  naeb  Neapel  masaadten  -Truppen ist 
daher  durch  die  S^Awaia«  BiMide.sverfainag  Art.  11«  die  aUe 
'  MilvtSro^itsIntiav  verbietet,  an%eboben* 
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Strafen  t  6.  Eingmsiuig,  7.  fiffentliclM  Ausstellang ,  8.  körpezüdw 
ZiichtigoDg,  9.  Confiscation  einMlner  Gegenstände.  IV.  Schaffhausen. 
A.  Criminalstrafen :  dieselben  wie  Basel,  nur  anstatt  der  Zucht> 
hausslrafe  Ai  beitshausstrafe.  B.  Zuchtpolizeistrafen  :  1.  Zucht- 
hausstrafe, 2.  Gefaugnissslrafe,  3.  öffentliche  Ausstellung,  4.  Lan- 
deiverweisung ,  6.  Eingrenznng,  6.  Wirthslimuverbot,  T.Geld- 
strafe, 8.  Stillstellun»  im  Amte  oder  Dienst,  9.  Zuspruch  vor  dem 
Kirchenstand,  10.  \\  idorruf  und  Abbitte,  11.  Contiscalion  ein/.pl- 
ner  Gegenstände.  V.  Lu/,crn.  A.  Criminalstrafen:  i.  Todesstrafe, 
2.  Kettenstrafe  ,  3.  Zuchthausstrafe,  4.  Einsperrungsstrafe,  .5.  Kan- 
tonsverweisnng ,  6.  körperliche  Zäclitigung  ,  7.  GeUbtrefe ,  8.  als 
Felge,  eines  fedcii  Ciiminalstnfortlieils  Yeilast  der  bfirgerlichen 
Ehrenfahigkeit ,  9.  Stellung  unter  besondere  Polixeiniifsicht.  B. 
Zuchtpolizeistrafen:  1.  Arbeitshausstrafe,  2.  Gefängnissstrafe,  3. 
Kantonsverweisung,  4.  Gemeindeeingrenzung,  5.  körperliche  Züch- 
tigung, 6.  Geldstrafe ,  7.  Verlust  des  Gewerbes,  8.  Amtsentsetzung, 

9.  Sospeiision  Tniii  Amte,  10.  Suspension  vom  ActivbiU^errecht, 
11.  Confiscation  von  Waaren,  Feilschaften  oder  Geräthen.  VI.  Frei- 
borg.  A.  Criminalstrafen  („peinliche^):  i.  lebenslängliche  oder 
zeitwierige  Zwangshausstrafe  mit  Zwang-  oder  Strafarbeit,  2.  Ver- 
haft  im  Zwanghause,  3.  lebenslängliche  oder  zeitliche  Verbannung 
aus  der  Eidgenossenschaft ,  4.  Geltingniss ,  5.  Geldstrafe ,  6.  Confis- 
cation einzelner  Gegenstände ,  7.  als  Folge  jeder  peinlieben  Be- 
strafung Verlust  des  Activbärgerrechts ,  8.  Stellung  unter  be- 
.sondere  Polizeiaufsicht.    B.  Correctionelle  („zuchtgerichtliche*): 

1.  Zuchthausstrafe,  2.  Gefangniss,  3.  Kantonsverweisung,  k.  Ein- 
bannuog  in  die  Gemeinde  oder  Pfarrei,  5.  Geldbusse,  C.  Verlust 
einer  bestimmten  Berufs-,  Gewerbe-  oder  Erwerbsart.  7.  Amts- 
oder Biciist-EatsetsHuig  o^r  Einstellnag.  8.  Beraubung  der  väter- 
lieben  Gewalt,  9.  Einstellung  des  Activbärgerrechts,  10.  Confis- 
cation gewisser  Gegenstände.  11.  gerichtlicher  Verweis.  VIT.  Aar- 
gau (das  übrigens  nur  Griminalcodex  bat)  :  1.  Todesstrafe,  -.  Ket- 
tenstrafe, 3.  Zuchthausstrafe  (beide  unter  dem  gemeinsamen  I^i^nieu 
der  Gefängnissstrafe ,  jene  als  die  zweiten ,  diese  als  die  ersten 
Grades),  4.  Ausstellnngauf  „die*  Schandbühne,  5.  Züchtigung  mit 
Streichen,  6.  Fasten  (als  besondere  Schärfung  der  Gefängniss- 
strafe), 7.  Landesverweisung,  8.  Brandniarkung,  9.  Staupbesen, 

10.  als  Folge  eines  Criminalstrafurtheils  Verlust  des  Activbürger- 
recbts.  VIII.  Züricbt  1.  Todesstrafe,  2.  KeUenstrafe,  3.  Zucht- 
bans,  4.  Gefiingniss,  5»  Verweisung,  6.  Eingrenznng,  7.  Verlost 
des  Activbürgerrechts,  8.  Unfähigkeit  zu  Rechtsgeschäften,  9.  Amts- 
entsetzung, 10.  Einstellung  im  Amte,  11.  Verbot  des  Besuchs  von 
Wirths-  und  Schenkhäusern,  12.  richterlicher  Verweis,  13.  Geld- 
busse, l4.  Confiscation  einzelner  Sachen,  15.  Verlust  einträglicher 
Rechte,  Bemfrarten  imd  F^tvilegiea.  IX.  Waadt:  1.  Todesstrafe, 

2.  Zuchtbans  (r^lnsion),  3.  Gefiingniss,  4.  Verbamivng,  5.  Verlost 
der  bürgerlichen  Rechte  (des  Activbürgerredits) ,  6.  Verlust  der 
Rechte  der  väterlichen  Gewalt,  7.  Entsetsang  oder  Suspension  von 
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öibitliclitti  Aentiniodar  OitiisteB,  S.  fJiitarf«Kiiag4cr  Antilbiuig  . 
€iB«r  bestimmten  Bernlii-,  Gewerbs-  oder  Erwerbsart,  9.  Geld- 
biuse,  10.  Gonfiscation  bestimmter  Gegenstände,  Ii.  Aas5chlies> 
SQDg  von  gewissen  öffentlichen  Anstalten,  12.  Verweis.  X.  Thor^ 
gau:  1.  Todesstrafe,  2.  lebenslängliche  und  zeitliche  Zuc^thaus- 
ttraiB,  3.  Arb«ksii«iiMtniflt«  4.  Crcliiignisa,  5.  Vcrw«iMnigf  4»  Ent- 
Ziehung  der  büi^erlichen  Ehrenrechte,  7.  Amts- oder  Dienst-Ent- 
set/.ung,  8.  Einstellung  im  Amte  oder  Dienste,  9.  Entziehung 
öffentlicher  Berechtigungen  oder  eines  öffentlichen  selbstständigen 
Gewerbebetriebes,  10.  Geldstrafe,  11.  gerichtlicher  Verweis.  XL 
ChraobüiidcA <  1.  Todesstrafe,  2.  Zuchthausstrafe,  3.  Gefängaisa* 
strsfe,  4*  VcffwtismiK,  6.  Einf^nmiif ,  6*  kcirperlidie  Zfielit^liiBjE, 
7.  Ehrenstrafen  und  Verlust  bürgerlicher  Rechte,  8.  Geldstrafen^ 
XII.  Bundesstrafrecht:  1.  Zuchthaus,  2.  Gefängniss,  3.  Landesver- 
weisung, 4.  AmtsentseUung,  5.  ICerlnst  des  Aclivbürgerrechts, 
6.  Geldbusse  0* 

|.  89. 
Ate  T^ämtmtnOb. 

I.  Die  Todesstrafe  isi  darch  die  Bundesverfassung^]  für. 
politische  Vergehen  (Verbrechen)  yerboten.  Sie  findet  dem- 
»seh  nur  noch  statt : 

LlnAargan:  bei  Brandanlegnng  an  Stnatfgebiiiden,  oder 
Zerstörung  derselben  dnrdi  Sprengung  von  Minen |  beim  vollen«» 
deten  Morde ;  gegen  einen  schon  zweimal  wegen  Diebstahl  Be- 
straften, der  sich  das  Stehlen  so  zur  Gewohnheit  gemacht  hat, 
dass  wenig  Hofi'nong  zur  Besserang  übrig  bleibt;  gegen  den  An- 
lübrer  dner  DiobeilMuide ;  bei  dm,  mit  sAwevenHiaihnndlnngen 
verlfmdeMB  Rmibe;  bei  ▼orsütslieher  Bnmdstiftnng,  wenn*spo-> 
niell  aufgeführte  erschwerende  Umstände  eintreten*)-  Tessin: 
beim  Morde,  Todtschlag  von  Ascendenten  und  Descendenten $ 
Diebstahl  unter  schwerer  Missbandlung  von  Personen,  oder  mit 
bewaffneter  Hand  auf  der  Landstrasse  verübt^).  St.  Gallen:  nur 


Vgl.  über  Alles:  Tessin  6,  7,  21,  St.  Gallen  Corr.  G.  11-15 
und  Ges.  v.  24.  Novbr.  1838,  Basel  17,  37,  Corr.  G.  4—7,  36, 
Schaffh.  19,  32,  Corr.  G.  4,  30,  Lnz.  3,  21,  23,  Corr.  G.  3 
bis  14,  Freib.  10,  39,  37,  379,  Aargan  23-S8,  Zürich  3-40, 
Waadt  13,  Thurg.  3,  Graub.  6.  Bondoistr.  2. 

2)  Art.  .Vt;  doch  bleibt  die  Todesstrafe  fiir  Verräthereien  bei 
Soldaten  nach  dem  Bundesmilitairstrafgesetzbuch  Art.  41  f. 

3)  St.  G.  B.  78,  79,  115,  124,  1S4,  155,  IfiO,  170.  Ausserdem 
war  die  Todesstrafe  nngedrohet  beiHodkvemth,  Landksver- 
rath  und  gsgtn  dio  AvhHogler  nnd  Ridelsliihrer  beim  Aafrnhr« 

4)  St.  G.  B.  252,  253,  338.  Die  Art.  121 ,  365  behandeln  aar  be- 
sondere Fälle  des  Movdes.  Für  politisdie  V<rbrf«hen<  war 
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bei  dem  voliendetea  Morde  0-  Besel:  bei  Nothxacht,  wenn  der 
Tod  Fnige  der  IMi.sshandlung  war;  beim  Mord;  beim  Menschen- 
raub, wenu  Tod  erfol<;i  ist  und  die  Lebensgefahr  vermulhet  werden 
konnte;  beim  Raube  unter  besonders  erschwerenden  Umstünden; 
eben  so  bei  der  Erpressung;  bei  qualificirter  Brandstiftung^); 
Scbalfhansen:  wie  in  BMel,  und  antserdeu  (wie  in  Aargau) 
l^eieen  einen  schon  zweimnl  wegen  Diebstahls  Bestraften,  der  sich 
das  Stehlen  so  vor  Gewohnheit  gemacht  bat,  das»  wenig  Hoffnung 
zur  Ressernnor  übrig  bleibt,  so  wie  gegen  den  Anführer  einer 
Diebesbande  ').  Zürich:  beim  Morde;  „m  den  schwersten  Fällen* 
des  Todtschlags  bei  besonders  bestimmter  Concurrenz  mit  einem 
anderen  Yerlnredien  und  beim  Baabe;  femer  ,,in  ungewöhnlichen 
Fällen'' einer  vorsätzlichen  Brandstiftung  oder  UeberschwcmmnngO* 
Lu%ern  :  bei  vorsätzlicher  Brandstiftung  oder  Ueberschwemmung, 
wenn  dabei  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hat  oder  erheblich 
dabei  beschädigt  worden  ist;  beim  Mord  (selbst  bei  dem  scliun  vor 
Eintreten  der  Entbindung  beschlossenen  Kinderraord);  beim  voll- 
endeten Versnob  des  Gifiunordes;  beim  TodtschUge,  in  einxelnen 
Fällen  der  Goncarrenx  mit  einem  anderen  Verbrechen ;  beim  Raub, 
wenn  Tödtung  oder  schwere  Verleihung  mit  bleihendeiu  Nachtheil 
für  die  Gesundheit  eintrat,  oder  gegen  den  Anführer  der  Bande; 
dem  Raube  steht  die  Erpressung  gleich  T  horgau:  beim  Morde; 
bei  der  Tödtnng  dorch  Gift,  wenn  aach  die  Absicht  nur  auf  Be- 
Schädigung  gerichtet  war}  bei  Brandstiftung  und  Uebcrschwem- 
nmng,  wenn  dabei  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hat,  und  di^ 
▼on  dem  Thäter  yorhergesehen  werden  konnte      Waadt:  beim 


die  Todesstrafe  vielfach  an^odrohet,  101—104,  III;  sie  ist  da» 
Tur  noch  besonders  aufgehoben  durch  Ges.  v.  20.  Jan.  1851. 

1)  St.  G.  B.  Vik  —  iM  und  Ges.  v.  2'».  Novbr.  1838.  Vor  diesem 
Gesetzte  bestand  die  Todesstrafe  namenilich  auch  noch  für 
Hochverrath ,  ferner  bei  Nothzucht  und  Raub  unter  besonders 
gravirenden  Umständen,  so  wie  bei  Torsätzlicher  Brandstü^ 
tung  und  vorsätzlich  verursachter  Ueberschwemniung. 

2)  St.  G.  B.  Ol,  100,  131,  151,  15'2,  159.  Die  §§.  80,  110  betref- 
fen nur  besondd  o  Falle  des  Bierdes.  Auch  Hoch-  und  Laa« 
desverralh  waren  mit  der  Todesstrafe  bedrohet. 

3)  Vgl.  St.  G.  B.  45  ,  48  ,  8%,  97,  103,  130.  146  ,  247,  152,  15'i, 
167,  168. 

4)  St.  G.  B.  143,  149,  189  ,  203  ,  229  ,  234.  Bei  politischen  Ver- 
brechen war  niemals  Todesstrafe  angedrohet. 

ö)  St.  G.  B.  13't,  139,  170,  171,  174,  180,  228,  229,  231.  Die 
§§.  154,  192  betreffen  Mord.  Der  Uochverrath  war  nur  mit 
dem  Tode  bedrohet,  „wenn  bei  Ansinbrang  dieses  Verbre- 
chens ein  Mensch  das  Leben  verliert.^' 

O  St.  6.  B.  98,  116,  133,  283,  303,  315.  Für  politische  Ver- 
brechen war  niemals  Todesstrafe  angedrohet. 
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Hiiiirde)  bei  der.  frttwaiigen  Tödtimf  (Todtsclikg)  im  ilfiokfirile, 

durch  V^ergiftung,  gegen  Ehegatten,  Verwandte  in  «of-  und  ab- 
steigender Linie,  Geschwister,  üfTcntliche  Beamte  wahrend  Aus- 
übung ihres  Amtes,  zur  Ausführung  eines  Raubes  ;  bei  der  Brand- 
stiftung, wenn  Jemand  das  Leben  verloren  hat,  und  dies  von  dem 
Tbäler  TorbergesebeB  werden  konnte*)«  Gmnbänden:  beim 
Morde;  bei  Tödtnng  sonst,  wenn  eie  gesdteben  iits  dnreh  Ver. 
gtftnng,  in  der  Absicht  zu  besdiidigen  und  in  einer  Weise,  dms 
der  Tod  „als  wahrscheinlich  vorausgesehen  werden  konnte" ;  heim 
Raube,  wenn  der  Tod  „als  möglich  vorausgesehen  werden  konnte"; 
bei  der  Brandstiftung,  wenn  yder  Thäter  den  Erfolg  als  wahr- 
sebeinlicb  TorbcneiMn  mnsste**).  Freiburg  bat  keine  Todes* 
elraie  (s.  d.  y.  ft.)  II.  Die  Todesstrafe  findet  wegen  Alters  nicht 
statt,  nnd  zwar  wegen  jugendlichen  Alters:  wenn  der  Verlwecbcf' 
zur  Zeit  der  That  noch  nicht  volle  20  Jahre  all  war,  in  Tessin, 
Basel,  Schaffhansen,  Waadt,  Aargau wenn  noch  nicht  19,  in 
St.  Gallen  und  Zürich;  wenn  noch  nicht  18,  in  Thnrgau;  wenn 
niebt  14,  in  Granbünden wenn  nicht  10,  in  Lvzem*).  Wegen 
Greisenalters  nicht,  in  Waadt  gegen  Personen,  die  (zur  Zeit  des 
Unheils  oder  der  Vollstrechung  desselben)  70,  in  Tessin  (aber  mit 
Ausnahme  der  besonders  ausgezeichneten  Todesstrafe),  die  75 
Jahre  alt  sind.  Waadt  hat  auch  noch  die  Vorschrift,  dass  Todes- 
strafe nidit  statt  findm  soll  gegen  eine  zur  Zeit  des  Urtheils 
oder  der  Vollstrockang  desselben  Schwangere*).  III,  Die  Schwei« 
zeriscben  Str.  G.  Bücher  kennen  überall  nnr  £ine  Art  der  To- 


0  St  G.  B.  211,  212  ,  279  ,  31&  Ausserdem  mehr&ch  bei  poli- 
tischen  Verbrechen* 

2)  St.  G.  B.  88,  116,  14S,  193,  Nach  §.  72  sollen  bei  einem  Auf- 
ruhr die  Theilnehmer,  „welche  Mord,  Todtschlag,  Brand- 
stiftung oder  Raub  begangen  haben,  unter  besonders  erschwe- 
renden Umstanden,  mit  dem  Tode  besti'aft'^  werden. 

3)  Aai^n  verordnet  dies  nicht  ausdrücklich,  sondern  nnr,  dass 
es  als  ein  Milderangsgrund  zu  betrachten  sei,  „wenn  der 
Verbrecher  das  zwanzigste  Jahr  noch  nicht  zurückgelegt  hat.* 
Allein  da  Milderungsgründe  in  Aargau  zu  dem  Heruntergehen 
unter  die  gesetzliche  Sti'afe  ermächtigen  (unt.  §.  99},  so  dürfte 
fSr  deui  verstündigen  Richter  sich  die  Folge  von  sdbst  ovi** 
geben.  * 

4)  Doch  kann  d^  Riditer  unbeschränkt  wegen  jugendlichen 
Alters  mildern,  wenn  der  Thäter  den  Grad  der  Strafbarkeit 
des  Verbrechens  ganz  zu  ermessen  uud  zu  benrtheilen ausser 
Fall  war. 

5)  Vgl.  unten  Luzem  §.  99. 

.  6)  Tessin  75,  77,  Basel  31,  Schaffh.31,  Waadt  62,  Aargan  43, 
St.  Gallen  53,  Zürich  82,  Thurgau  69,  Graub.  45,  50,  Lu- 
zem 60.  Ueber  die  zn  sidistiuurenden  Strafen  s.  unten  6Ö.  99»  l(^* 

«  16 
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46Mtr«f«*)i  di»  S«tliaiiptang$  nach  St.  Galleu,  Basel,  Scliaffi* 
IkaBsen«  Thurgau  «od  Graubüodea  durch  das  Schwert  öffent- 
lich, nach  Aarg;an  durch  das  Schwert  auf  dem  [\ichtplat7.e  (also 
gleichfalls  üiieatlich) ,  nach  Ziinch  und  Ludern  durch  das  Fallbeil 
auf  <^£CentUchcini  Richtplatze  2.u  vollziehen.  Waadt  and  Tesaia 
Besnen  4es  biftraaieiit  der  Hinriektuiig  nidit;  Waedt  fordert 
üficntliche  Plioricktung ;  Testin  ecbweigt  auch  hierüber;  indessen 
ist  die  Mode  der  geheimen  ( Intraumran-)  Ilinrichtunf^  in  Europa 
neuer  als  das  Tessiner  St.  («.  B.  IV.  Eine  Schürfung  der  Todes- 
strafe keaneu  nur  1  essin,  fieilich  ausdrücklich  jede  Scbärfung 
dewitilhen  verl^ieitiid,.  nnd  Liizeni.  Nach  Teann  soQ,  wenn  nSm- 
Udi  dM  €kfeta  Wcendere  awgeKeicliiieteiepeeialmeiite  eeenplare) 
Tedesstrafe  T«i<<ipdnet,  der  Vemrtlieilte  zu  deui  Schafl'ot  gefiilirt 
werden  in  blossen  Füssen,  in  einem  rothen  Hemde  und  mit  einem 
schwarzen  Schleier  um  den  Kopf.  Nach  der  Hinrichtung  wird  der 
K.opf  auf  eii^eft  Pfahl  gesteckt,  au  welchem,  sich  eine  Tafel  he- 
findet,  euC  wfichtir  Man»,  VerMMe  und  YeterlMid  des  Hin- 
gerkltfeteo ,  so  ivie  der  Name  lüid  die  erschwerenden  Umstände 
seines  Verbreebens  angegeben  sind;  er  bleibt  so  ausgestellt  bis 
zum  Untergänge  der  Sonne.  Nach  Luzern  soll  der  wegen  Mordes 
zum  Tod  V'eruriheilte,  mit  einem  rothen  Hemde  bekleidet,  zum 
RiebAnlatze  gefuhrt  werden.  V.  Betvefis  der  Beerdigung  der  Leiche 
des.' Binger iäteten  selireiben  vor  Aargen  und  Grenbünden,  deee 
sie  auf  dem  Richtplatze  (Graub. :  >>gleieb  nath  Tnllzogenem  Urtheil 
durch  den  Scharfrichter**)  eingescharrt  werden  soll,  Graubündcii 
mit  dem  Zusätze:  wenn  nicht  der  Richter,  auf  geslelhcs  Gesuch, 
etwas  Anderes  zu  verfugen  für  gut  iindet.  Nach  Luzern  und 
Wandt  soll  sie  der  Fnoutie  des  lUngertciMelen,  wenn  diese  ee  ver- 
langt,  verahliilgt,  immer  aber  im  Stillen  beerdigt  worden,  wie 
Waadt  ausdrücklich  hinzu.<;et-/.t,  auf  dem  gewöhnlichen  Kirchhofe; 
Satze,  die  sich  auch  nach  tlen  anderen,  darüber  schweigenden 
St.  G.  B.  von  selbst  verstehen.  VI.  Ueber  die  Verschiebung  der 
Todesstrafe  verordnet  Graubündeu,  dass  bei  schwangeren  Weibs- 
personen niebt  nnr  die  Hinrtcbtung,  sondern  ancb  Sit  Ansfiilinng 
des  Todesnrtbeiis  bis  WM^igstens  sechs  Wochen  neeh  erfolgter 
Niederkunft  verschoben  werde«  soll.  Die  Bestimmungen  darüber 
gehören  dem  Strafprozess  an.  Besondere  Vorschriften  über 

das  Wegfallen  der  Todesstrafe  in  bestimmten  Fällen  hat  Waadt; 
».  darlfcer  nnten  bei  Milderung  and  Umwandlung  der  Strafen. 
Vin.  Nach  Waadt  zieht  jede  Vemrtheiliini^  znr  Todesstrafe  den 
lebenslänglichen  Verhist  aller  bürgerli^en  Recble  nach  sich.  Nach 
Tessin  zieht  die  Todesstrafe,  und  zwar  vom  Tage  der  Rechtskraft 
des  l'jtheils  an,  den  bürgerlichen  Tod  nach  sich*).  Den  anderen 
St.  G.  ß.  ist  die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  unbekannt* 

i)  Nar  den  BmMtoemfliteiretnilkecbt  kenn»  Brsekiene»  nnd*  Ent- 

liM^iten,  Art.  5. 
«)  Stw  CL  B.  v.  Waadt  23^,  v.  Tessin  3%. 
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Anmerkung  I.  Von  den  Deutschen  St.  G.  B.  haben  die 
Todesstrafe  nur  abgeschafft  Weimar  und  Nassau  (letzteres 
unter  ausdrücklicher  Beibehaltung  für  Falle  des  Kriegsrechts), 
Schärfung  derselben  hat  nur  noch  Hannover:  Der  Verbre» 
eher  soll  auf  einer  Kuhhaut  zum  Richtplatze  geschleift  werden, 

Anmerkung  11.  Die  Gerechtigkeit  der  Todesstrafe  laisst  ^ 
sich  auf  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Civilisation  im 
Ernste  nicht  mehr  vertheidigen.  Sehr  lobenswerlh  sind  hier- 
über die  Aussprüche  der  Motive  des  St.  G.  B.  von  Waadt. 
Es  heisst  darin  nnmentlich:  „La  marche  naturelle  des  idees 
iadiquc  assez  que  le  nionde  tent  de  plus  en  plus  ä  Tabolition 
graduelle  de  la  pcine  de  mort.  Gelte  tendance  est  evid«nt€ 
daus  notrc  Cauton.  I!  ne  faut  pasoublier,  non  plus,  que  le 
Canton  de  Vand  fait  partie  de  la  Confederation  suisse  et  de 
la  famille  enropeenne,  que  daus  les  aulres  Etats  snisses  et 
europecns  la  peine  de  mort  est  n»aiütenue."  Allein,  warum 
hatte  man  nicht  den  Muth,  einen  Anfang  zu  machen  ?  —  Die 
IntramuraB-Hinriehinng  kann»  zwiefacb  anfgefasst  werden: 
als  ein  (verfehltefl)  Mittel,  die  Todesstrafe  noch  in  dem  An- 
sehen einer  gerechten  Strafe  zu  erhalten,  oder  als  eine  (sehr 
traurige)  Mode. 

f.  90. 

IKt  Ff cili^lMlFifcii  beslelieii  fl&nuiitlicii  m  dner  BdsdnrSff» 
kang  der  persönlichen  Freiheit  Sie  sind'  eigentliche  Q&dim-> 
eigentüdie.  Jene  werden  volbtreelLt  darch.EuMpenmig(Eifr- 
sehttaBsung]  der  Venurtheillen  in  bettiBOite  Gebända.  INe  a»> 
eigeadiohe»  besdiraniBini  die  persteKdi»  Fieiheil  ohn»  solehef 
Einspemog;  Sie^  nad'  von  iweierfef  Art:  1.  Eingrenfong; 
Verstrickimg',  Confinatioo:  der  Femrlheille  wird'  bezügficli 
seines  Aofenthaltes  auf  einen  gewissen,  bald  weiteren,  bald 
engeren  Bezirk  begrenzt.  Es  gebären  dahin  Hausarrest:,.  De- 
portation, und  die  Stellung  unter  poliielHche  AoAiciit  ¥e0- 
weisiMig,  RelegniMn':  dtsnii  Verartheillen  wM  dter  Anfeirthalt 
in  bestÜBuMIni  Orlen  oder  Giegeiiden  untersagt;  es  gehören 
dabin  IXeportatfon,  LandesTerweisnng,  Ortsverweisung,  Wirlhs- 
hansTerbot.  Ifier  die  eigentlicIieD  Freibeitsfitrafen.  Auch  die 
Schwoz.  St.  G.  B.  haben*  gleieb  de»  Deutsshon,  derea  eine 
Masterkarte.  Als  wesentUeh  nersehiede»  lassen  -sücb  iin<GaB-' 
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zen  vier  Arten  erkennen :  1.  Ketten-  oder  Eiienstrafe  (ge- 
wisscrmassen  gehört  huher  die  ZwangsbaoBstrafe  von  Frei- 
bnrg).  3.  Znchthansstrafe»  auch  Zwangsarbeit,  nnd  in  Schaff* 
bansen:  Arbettshansstrafe.  3.  Arbeitshaasstrafe,  auch  Ein- 
sperrung, nnd  in  Scbaflhaosen  und  Freibarg  Znchtbaos  ge- 
nannt 4.  Einfoche  Gefängnisstrafe.  Gemeinsehaftllche  Grund- 
sätze für  sämmtliehe  Freiheitsstrafen  sind  in  den  Schw.  St. 
G.  B.  nnr  wenige  anfgestellL 

1.  Die  Freiheitsstrafen  sind  entweder  lebenslüngliche  oder  zeit- 
liche.  Jene  kennen  nicht  Aargau,  Rasel,  SchaffluiiisMi^  Waadt. 

Die  längste  Dauer  der  Freiheitsstrafe  ist  in  den  drei  ersten  24,  in 
Waadt  30  Jahre.  Nach  Waadt  kann  dabei  der  Sträfling,  wenn  er 
das  achtzigste  Lebensjahr  erfüllt  und  wenigstens  fiinf  Jahreseiner 
Strafe  Terbfisst  hat,  seine  Freflassung,  die  durch  Erkenntniss  aus- 
zusprechen ist,  verlangen <)•  ^-  Aargau  hat  für  die  verschiedene 
Dauer  der  Freiheitsstrafe  verschiedene  Bezeichnungen  aufgestellt: 
a.  zeitliche  im  ersten  Grade:  1—4  Jahre;  b.  zeitliche  im  z\\  eiten 
Grade:  4  —  8  J.;  c.  anhaltende  im  1.  Gr.:  S — 12  J.;  d.  anhall.  im 
2.  Gr.:  12-- 16  J.;  e.  langwierige  im  1.  Gr.:  16-20  J.;  f.  langwie- 
rige im  2.  Gr. :  20—24  Jahre  ^.  3.  Ueber  die  Berechnnng  der  Daner 
der  Strafzeit  bestimmen :  Tessin,  Lnzern,  Thurgau,  Waadt,  dass 
der  Tag  zu  24  Stunden  und  der  Monat  zu  30  Tagen,  Tessin,  Lu- 
zern  und  Thurgau  ferner,  dass  die  Woche  zu  7  Tagen,  Luzern 
und  Waadt,  dass  das  Jahr  nach  dem  Ivalender,  Thurgau,  dass  es 
zn  365  Tagen,  nnd  Tessin,  dass  es  su  13  Monaten,  ausserdem 
Waadt  noch,  dass  Jahresabschnitte  nach  Monaten  %a  30  Tagen  ge- 
rechnet werden  sollen*)«  Besonders  über  den  Anfang  der  Straf- 
zeit bestimmen;  Luzern,  dass  diese  immer  vom  Tage  des  Eintritts 
in  den  Strafort,  Freiburg,  dass  sie  immer  vom  Tae;e  des  Endur- 
theils,  Waadt,  dass  sie,  wenn  der  Verurtheilte  verhaftet  ist,  vom 
Tage  der  Verkfindnng  des  Urthefls  (aneh  bei  Einlegung  eines 
Rechtsmittels)«  sonst  aber  vom  Tage  des  Beginnens  der  Voll- 
streckung, gerechnet  werden  soll.  Das  meint  auch  wohl  nur  Frei- 
burg'*). 4.  Dass  jede  Art  von  Freiheitsstrafe  in  den  dafür  bestimm- 
ten Räumen ,  und  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  oder  regle- 


0  Aargau  28,  Schaffh.  21,  Waadt  15,  18.  Basel  hat  nnr  Vor- 
schriften im  besondern  Theilo,  z,  B.  99. 

2)  St.  G.  B.  28. 

3)  St.  G.  B.  von  Luzern  10,  Thurgau  9,  Waadt  32,  Tessin  29. 
Tessin  hat  ausserdem  im  Art.  27  noch  die  Vorschrift,  dass 
Griminabtrafen  nur  nach  Halb)ahren,  die  correctionellen 
Strafen  schwereren  als  ersten  Gnidesnnr  nach  Monaten,  nnd 
die  ersten  Grades  nnr  nach  Tagen  (innerhalb  der  Znmes- 
snngsränme)  getheilt  werden  können» 

4)  Luzern  16,  Freiburg  25,  Waadt  33. 


Digitized  by  Google 


—   245  — 

mcatarifchen  Vorsciirificn  ▼oUstreckt  werden  mos« ,  verne^t  «ek 
von  Hellist^)*  &  Eine  Verschärf img  der  (simmtlichen)  FreiheiU- 
strafen  verordnen  noch  Zürich  und  Thurgau.  Sie  besteht  in  ma- 
gerer Kost,  einsamer  Einsperrung  in  Dunkelzellen,  und  besonders 
noch  nach  Thurgau  (doch  nor  für  Zachthaas  and  Arbeitshaas)  in 
liorparUcher  Züchtigung  beim  Eintritt«  in  die  Stnfimttnlt*  Dm 
Nähere  ist  durch  das  Gesetz  geregelt*).  6.  Ueber  TerhSltniM  der 
Freiheitsstrafen  za  einander  und  über  Umwandlung  derselben  be- 
sonders unten.  Besondere  Grnndsät/.e  über  einzelne  Arten  :  I.  Ket- 
ten- oder  Eisenstrafe.  1.  Es  kennen  sie  Tessin  (fem  a  vita),  Aar- 
gau,  Basel,  Schaü'hausen ,  Luzern,  Zürich  (Zürich  nicht  gegen 
Weilier)  sSmmtlich  ab  yKettenstrafe*,  Freilmrg  ala  «Zwengaliaiif- 
tirale*.  2.  Sie  zeichnet  sich  von  den  anderen  Freiheitastrafen  be- 
sonders dadurch  aus ,  dass  die  Sträflinge  Ketten  tragen  (jedoch 
nicht  m  Freiburg),  und  zu  den  schwersten,  meist  äffentlichen 
(nicht  in  Zürich  und  Luzern)  Arbeiten  zwangsweise  angehalten 
werden*).  3.  Aairgan  und  Baiel  haben  zwei  Arten  der  Ketten- 
strafe:  Kettenatrafi»  ohne  Zoaatz  and  schwerste  KettenstrafiB,  Basel 
Kettenstrafe  ersten  und  zweiten  Grades ;  die  Strafliuge  des  zweiten 
Grades  tragen  leichtere  Eisen;  die  zu  Kettenstrafe  schlechtweg 
Verurtheüten  werden  ausserdem  nicht  einzeln  eingesperrt.  Aargau 

1)  Die  reglemenfarischen  Vorschriften  sollten  nur  streng  auf  ge- 
setzlich festgestellten  GrvndsSlzen  bemhen,  nnd  die  Voll* 

Streckung  sollte  unter  Aufsicht  der  Gerichte  stehen.  Leider 
ist  Beides  meist  anders.  Verwerflich  ist  dabei  das  Pöniten- 
tiarsystem t  das  übrigens  nur  durch  Gesetzgebung  (nicht  durch 
blosse  Reglements)  sollte  eingeführt  werden  dürfen. 

2)  Zürich  34,  25,  Thorgau  15* 

3}  Einzelne  St.  G.  B.  enthalten  das  Detail  der  Strafrollstreckang, 
•  am  ausführlichsten  Luzern  §.  5:  „Die  Kettenstrafe  besteht 
darin,  dass  a.  die  Sträflinge  bei  Tag  und  Nacht  Ketten  und 
einen  eisernen  Ualsring  mit  einem  Schnabel  tragen;  b.  sie 
sollen  durch  besondere  Kleidung  and  Kappe  ausgezeichnet, 
nnd  ihr  Kopfhaar  geschoren  sein  |  c.  sie  werden  mit  Spring- 
hetten  oder  je  zwei  und  zwei  aneinandergeschlossen  zu  schwe- 
rer öffentlicher  Arbeit  ausgeführt;  d.  ausser  der  Arbeitszeit 
werden  die  Sträflinge  in  einer  eigenen  Gefangenschaft  wohl 
verwahrt;  e.  ihre  Nahrung  besteht  in  warmer  Suppe  oder  in 
Gemüse  nnd  in  Brod  und  Wasser;  t  als  Lager  haben  sie 
einen  Strohsock  oder  Spreuersack  mit  wollener  Decke ;  g.  Geld 
dürfen  sie  während  ihrer  Strafzeit  nicht  besitzen;  h.  die  Be- 
stimmungen über  die  Möglichkeit  eines  Erwerbes  für  diesel- 
ben während  der  Dauer  der  Strafzeit,  and  über  die  Verwal- 
tung des  Erworbenen  bleiben  besonderen  Gesetzen  und  Ver* 
or&iingeii  ▼oibehalten;  i.  Untenredangen  mit  anderen  PcT'* 
spnen,  onsser  mit  den  mit  ihrer  Bewachung  and  Besorgimc 
Beenfbragtcn ,  sind  ihnen  nur  wichtiger  Ursachen  wfgen,  ntch 
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Insst  för  beide  GdTttde  Schärfnng  durch  Fasten  zu.  4.  Die  Dauer 
l>€trefl"eud  :  Sie  ist  in  Tessiii  nur  lebenslänglich  ;  in  Freiburg  le- 
benslänglich oder  zeilwierig,  letztere  nicht  unter  drei  Monaten) 
das  Maximum  ist  nicht  allgemein  bestimmt,  dagegen  soll  der  Sträf- 
ding,  sMId  er  das  fiiafiuidtiebeBxigete  Jdhr  seines  Atters  erliUlt 
ItfA,  «tf  seü  ABSBcheB  in  Freiheit  gesetzt,  nach  erfäliten  siebc»- 

•  Eigsten  Altersjahre  aber  nicht  mehr  zur  Arbeit  angehalten  werden. 
In  Zürich  darf  sie  nicht  unter  sechs,  in  Luzern  nicht  unter  fünf, 

.in  ächaflhausen  nicht  unter  zwei  und  nicht  über  vierundzwan/.ig, 
IB  Aargau  und  basel  nicht  über  vienmdzwanzig  Jahre  erkennt 
wende«  5.  Besondwe  Folgen  der  VerartliethHig  s&ar  Kettenstrafe 
smdi  in  Tessin  der,  mit  der  Rechtskraft  des  Urtheils  eintretende 
bürgerliche  Tod ;  in  Lu/.ern  eine  ^  or  der  Abführung  in  die  Straf- 
anstalt zu  vollziehende  uilentliche  halbstündige  bis  stüudigo  Aus- 
stellung an  einem  Marktagc  ;  in  Zürich  Unfähigkeit  zu  allen  Rechts- 
({esdiäften ,  daber  Bevogtung  wahrend  der  Daner  der  Straft.  Ueber 
4len  mit  ihr  wbnndewen  Verfaist  der  bajpgcrüdMn  £bren  noAen 
ün  9.  9$*).  n.  Zuchthausstrafe.  1.  Es  kennen  Sie,  und  nwnrna- 
ter  diesem  Namen:  St.  Gallen,  Basel,  Aargau-  Luxem,  Zürich, 
Thurgau,  Graubündon,  ßuiidesstrafrecht,  Waadt  (rcclusion);  un- 
ter dem  Namen  Verhaft  im  Zwanghause:  Freiburg;  als  zeitige 
Zwangsarbeit  (laTpi  forzati  a  tempo):  Tessin;  als  Arbeitsbans- 
strafe: Schafibansen*).  2.  Sie  besteht  überall  in  einer  Einsperrnng 
in  einer  Gefangraanstalt,  verbunden  mit  Zwang  zu  schweren  Ar- 
beiten, meist  in,  manchmal  auch  ausserhail)  der  Anstalt,  manch- 
jnal,  nämlich  in  Tessin,  Thurgau  und  (jedoch  nur  als  Schäi'fuug, 
•raranf  besonders  zu  erkennen  ist)  Grsobnnden,  verbanden  mit 
Tragen  ven  Kettsn»  Di«  Kettensferaf«  ist  also  eigentlidi  eine  sebwe- 


extheilter  Bewilligung  der  Aufsichtsbehörde  der  Strafanstalt, 
in  Gegenwart  eines  Aulsebers  gestattet."  Fast  wörtlich  so 
Zürich  8«  6,  jedoch  mit  dem  Zusätze  im  §.  10,  dass  der  Rich- 
ter aus  besonderen  Gründen  (z.  Ii.  bei  Jugend)  auf  abgeson- 
derte Einsperrung^ ,  und  dadurch  Wegfall  der  öllcntlichen  Ar- 
beiten, selbst  für  die  ganze  Dauer  der  Strafzeit,  erkennen 
kann.  AebnUchen  Znsatz  haben  Basel  §.  31»  SchaiBb.  §,  23, 
AngkU  (bezüglich  der  Frauen)  §.  37. 

1)  Tessin  9,  Freibnrg  13,  26,  Lnzern  6,  Zürich  7,  Aargan  28, 
Schafib.  21 ,  Basel  99  und  ob. 

2)  Tessin  36,  Luzern  7,  Zürich  8. 

•  3)  St.  Gallen  3  —  5,  Basel  20,  21,  Aargan  25,  Luzern  8,9,  Zü- 
rich 11,  12,  Thurgau  5,  15  —  17,  Granbünden  9,  17,  Bundes- 
strafrecht 3,  Waadt  15,  lö,  Freiburg  12—14,  26,  27,  Tessin  10, 
Scbaffhansen  22 — 24.  Das  2««cbtpoliEeigeset£  von  Schaffh.  5 
lübrt  als  «onrectionelle  Strafe  ZncbAanssttnle  anf,  4iese  ist 
aber  nvr  als  Arbeüsbansslrafe  (s.  No.  UI)  anMasien. 


Digitized  by  Google 


I 


—   247  — 

rtare  Art  der  ZuchtliMWstniiB'K  3.  Schaffhausen  hat  zwei  Grad« 
der  Zuchthausstrafe;  die  TTntprscheidang  besteht  darin,  dass  di« 
zum  ersten  Grade  Verurt heilte u,  mit  Ausnahme  des  Tragens  von 
Ketten }  den  Kettenstrailingen  gleich  behandelt  werden.  4.  Be^üg- 
lick  4er  Daser  ist  sie  leb«iulii*|^di  oder  a&eidicb  is  St.  Geliea» 
»uick,  Lvserii,  ThnrgM  «i4  GrenMUidcii.  -  Die  zei^lie  keaft 
in  St.  Gellen  nicht  nnter  3  Monalen,  lA  ÄMrgan  nicht  unteir  1  eii<l 
nicht  über  24  Jahre,  in  Schaffhausen  nicht  unter  3  Monaten  und 
nicht  über  12  Jahre,  in  Ludern  nicht  unter  3  Monalen  nnd  nicht 
über  10  Jabie,  in  Zürich  nicht  unter  1  und  nicht  über  10  Jahre, 
in  Thu^n  nicht  unter  i  «nd  eidit  über  90  MMre«  in  Freyniri; 
nicht  nnter  3  Monaten  (wobei  der  Sträflinge  wen»  »  de«  75.  A!^ 
tersjahr  erfüllt  hat,  seine  Freilassung  verlangen  kann),  in  Qrtn^ 
bänden  nicht  über  25  Jahre,  und  nach  dem  Bundesstrafrecht  nicht 
unter  1  und  nicht  über  30  Jahre  erkannt  werden.  Basel  hat  keine 
allgemeine  Bestiaunnng  ii]»er  üne  Daner.  Tessin  unterscheidet  vier 
(«rede:  van  3—5,  van  5—10,  van  AO— iS  nnd  von  i5— 90  Jalnren. 
5.  Besondere  Folgen  der  Zuchthansstrafe  «nd:  in  Zürich,  wie 
bei  der  Kettenstrafe  (s.  ob.  No.  II),  in  Thurgau  für  den  Nicht- 
kantonsbürger  Verweisung  aus  dem  Kanton,  beziehungsweise  für 
den  Nicfatscbweizer  aus  der  Eidgenossenschaft,  auf  fünf  Jahre. 
Dia  n]n%en  Folgen  benielien  «idi  anf  den  Verbit  der  IniiBerifichen 
Ehra,  waran  nnten  im  93^  IT.  Aribeitdiattattrafi»»  i.  Ba  ken^ 
nen  aie,  nnd  zwaronter  diesem  Namen:  St.  Gallen,  Thurgauund 
Luxem;  als  Einsperrung:  Basel,  und  als  Zuchthaus:  Schallhau'^ 
sen^).  In  Luzcrn,  St.  Gallen,  Basel,  Schaflhausen  ist  sie  nur 
correctionelle  Strafe ;  Thurgan  kennt  den  Unterschied  zwischen 
criminellen  und  cnRceÜanellen  Stralen  niabt  (•«  olien  |*  98). 
%  Ust  Charakter  beetalit  darin,  daas  die  Slrfiilittgc  eincr«eila 


1)  Das  meiste  Detail  hat  auch  hier  Luzern  8:  „Die  Znckthans- 
strafe  bestellt  darin,  dass  a.  die  dazu  Verurtheillen nkne  Fm^ 
•ein  im  Znchttensa  verwaliH  werden;  b.  ihre  Kleidmig  isl 

ganz  von  rothem  Zwilch ;  c.  ihre  Nahrang  und  ihr  Lager  sind 
wie  die  der  Kettensträflinge ;  d.  sie  werden  zu  angemessenen 
Arbeiten  im  Innern  des  Strafhauses,  oder  auch  öffentlich  an- 
gehalten; e.  Geld  dürfen  sie  während  ihrer  Suafzeit  nicht 
SeaiHcn,  dagegen  beniaht  sich  die  Bestimmung  des  §.  51iftt.  h 
(für  KettensträfUage,  s.  ob.)  anch  auf  ZuchthaosstrMfiinge ; 
ft  Unterredungen  mit  anderen  Personen  sind  ihnen  nnr  unter 
den  im  §.  5  litt,  i  angeführten  Beschränkungen  gestattet." 
Milderungen  der  Strafe  gestatten  Basel,  Graubünden  (Frauen 
dürfen  nicht  zu  Ketten  verortheilt  werden),  Schafihaosen; 
Scbarlong  durch  Fasten  aneb  hieir  Aargau. 

2)  Zürich  13,  Thnrgau  17,  18,  Buadesstrafr.  3,  Waadt  23. 

3)  St.  GaUen  Corr.  G.  12,  Thnrgau  6.  Pol.  St.  G.  B.  v.  Luzern  ft» 
Garr.  Ges.  t.  Basel  3,  Zuch^oL  G.  t.  Scbafi^iaasen  5. 
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zu  Arbeiten  (in  der  Regel  nur  üii  Innern  der  Anttelti  in  Schaff- 
hansen,  in  Luxem,  auch  ausserhalb  derselbeo)  zwangsweise  an- 
gehalten und  bezüglich  der  Kost  Beschranliungen  (in  Schaflhau- 
sen,  St.  Gallen  und  Thurgau  Lekouimen  sie  Züchtlingskost,  in 
Xhurgau  jedoch  mit  einiger  Erleichtenmg'O  unterworfen  sind')w 
Ihre  Daner  ist  in  St.  Gallen  nicht  unter  drei  Monaten  und  nicht 
fiber  zwei  Jahre,  in  Thurgau  nicht  unter  zwei  Monaten  und  nicht 
über  acht  Jahre ;  in  den  anderen  St.  G.  B.  fehlt  eine  entsprechende 
allgemeine  Bestimmung.  V.  Gefangnissstrafe.  i.  Es  kennen  sie 
sämmtliche  St.  G.  B. ,  mit  Ausnahme  von  Aargaa  (s.  ob.  §.  S8),  und 
zwar  ale  criminelle  und  zugleich  als  correctionelle  Strafe :  Luxem 
(ab  criminelle  unter  dem  Namen  Einsperrung),  Freiburg;  nur  als 
corroctionclle :  Sl.  Gallen,  Tessin,  Basel,  Schaflhausen.  2.  Sie 
besteht  überall  in  einer  Verwahrung  in  einem  Gefangenhause,  re- 
gelmä.ssig  ohne  Anhalten  zur  Arbeit  und  ohne  Beschränkung  be- 
züglich der  Kost.  Ausnahmen  sind  dieserhalb  meist  nur  uisofem, 
dass  derjenige,  der  seine  Verpflegung  nicht  auf  eigene  Kosten  zu 
beschaffen  vermag,  nur  gewöhnliche  Gefangenkost  erhält  und  da- 
ffir  zugleich  zu  angemessenen  Arbeiten  im  Innern  des  Tlauses  an- 
gehalten wird.  So  namentlich  ausdrücldich  verordnet  in  St.  (fal- 
len, Zürich,  Thurgau,  Luzern.  Unbedingten  Arbeilszwaug  spricht 
aus  Tessin.  Die  anderen  St.  6.  B.  erwähnen  des  Arbeitszwanges 
nicht  ausdrücklich;  er  föllt  dort  also  weg,  wo  nicht  die  gesetzlich 
genehmigten  Hausordnungen  etwas  Anderes  bestimmen.  Schar- 
fungcn  durch  schlechtere  Kost  sprechen  aus  St.  Gallen,  Basel,  Zü- 
rich, Luzern,  Graubüudeu,  Thurgau,  Freiburg.  3.  Ihre  Dauer  ist 
bestimmt  in  St.  Gallen  nicht  unter  24  Stunden  und  nicht  über  6 
Monate,  in  Zürich  nicht  unter  34  Stunden  und  nicht  über  3  Jahre, 
in  Thurgau  nicht  über  2  Jahre,  in  Freiborg  nicht  über  2  Monate, 
in  Waadt  nicht  unter  1  Tage  und  nicht  über  20  Jahre,  nach  dem 
Bundesstrafr.  nicht  über  6  Jahre,  in  Luzern  als  correctionelle 
Gefanguissstiafe  nicht  über  3  Monate,  als  criminelle  Einsperrung 
nicht  unter  3  Monaten  und  nicht  über  3  Jahre  $  Tessin  unterschei- 
det vier  Grade:  von  3  Tagen  bis  zu  3  Monaten,  von  3  Monaten 
bis  zu  1  Jahre ,  von  1  bis  2  und  von  2  bis  4  Jahren ;  Basel  und 
Schaffhausen  bestimmen  über  die  Dauer  allgemein  nichts^). 


i)  Basel  lässt  bestimmte  Schärfuogen  hinsichtlich  der  Bekösti- 
gung zu. 

2)  Vgl.  über  Alles  St.  G.  f.  Verg.  von  St.  Gallen  12,  13,  Tes- 
sin 15,  Zürich  15,  16,  Gnubünden  10,  Waadt  16,  17,  Frei- 
bürg  280,  Thurgau  7,  15,  Luzern  11,  12,  Zuchtpol«  Ges.  v. 

Luzern  5,  Bundesstrafr.  4,  Correct.  G.  v.  Basel  4,  ZuchtpoL 
Ges  V.  Schaff  hausen  6»  .Auch  noch  St.  Gallen  Ges.  v.  10.  No- 
vember 18Ö2. 
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§  91 

VneIceliUlcIte  FrellieUsatmfeii* 

Sie  kommen  in  den  Schweiz.  Sl  G.  B.  mehr  ak  in  irgend 
einer  anderen  Strafgesetzgebnng  yor.  Der  Grund  ist  ein 
mehrfach  verschiedener»  besonders  je  nach  den  schwereren 
oder  leichteren  Arten  dieser  Strafgattnng.  Für  die  schwe- 
reren Arten  kommt  die  geographische  und  politische  Lage 
der  Schweiz  in  Betracht,  verbunden  mit  dem  Umilande,  dass  ' 
die  Schweiz  nicht  die  AusbiMang  der  modernen  Polizeistaateii 
hat.  Für  die  geringeren  der  Umstand»  dass  die  moralische 
Seite  der  Strafanwendang  hier  auch  in  die  neuere  Strafge- 
setzgebung übergegangen  ist').  —  Die  uneigentlichen  Frei- 
heitsstrafen sind  TOD  zweierlei  Art  's.  d.  v.  $.) :  Eingrenzung» 
Verweisung.  Die  Schweiz.  St.  G.  B.  kennen  beide  Arten, 
und  zwar  folgende  einzelne :  A.  Verweisung :  überhaupt  das 
Verbot,  einen  bestimmten  Ort  oder  District  zu  betreten. 
L  Landesverweisung,  Verbannung:  das  Verbot,  den  Boden 
eines  bestimmten  Landes  (Staates)  zu  betreten,  in  ursprüng- 
licher Bedeutung  des  Ileiniatblandes.  1.  Sie  ist  in  den  Schw. 
St.  G.  B.  eine  zwiefach  verschiedene:  a.  Verweisung  aus  der 
Eidgenossenschaft;  b.  Verweisung  aus  dem  Kanton.  Die  I3e- 
grifTe  ergeben  sich  von  selbst.  Die  erste  ist  nur  dem  St. 
G.  B.  vou  St.  Gallen,  die  zweite  dem  Bundesstrafrecht  nicht 
bekannt.  2.  Beide  haben  in  den  einzelnen  St.  G.  B.  einen 
zwiefach  erheblich  verschiedenen  Charakter,  a.  In  einigen 
bildet  die  Verweisung  haupisächlich  eine  selbstständige  Strafe, 
die  für  gewisse  Verbrechen  meist  die  schwerste  eigentliche 
Freiheitsstrafe  verlritt,  prinzipal  oder  alternativ.  Diese  Ver- 
brechen sind  gewöhnlich  solche,  die  den  Verbrecher  für  das 
Ausland  weniger  gcrdhrlich  als  für  das  Inland  erscheinen 
lassen ,  namentlich  politische  [auch  wohl  Zweikampf  und  einige 
Siulichkeitsverbrechen).  Sie  ist  hier  eine  eigentliche  vStrafe 
(Verbannung),  und  tritt  ein  gegen  Inländer,  wie  gegen  Aus- 
länder. So  in  Zürich,  Basel,  Thurgau,  Waadt,  Freiburg, 

i)  Begiiustigt  wurde  so  gerade  in  der  Schweiz  das  Festhalten 
am  Historischen ;  vgl.  über  die  Hauligkeit  der  uneigentl.  Frei- 
heitMtrafeo  in  dem  früheren  Schweiz.  R.  besonders!  Bin- 
mer,  Gesch.  der  Schw.  Oeawkr.  S.  402  £;  Segesser,  «• 
«.  O.  S.  m,  626  t 
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Rnndesstrafrecht b.  In  den  anderen  (ritt  sie  nur  mehr  als 
accessorische  Strafe  zu  anderen,  namentlich  cigenlKchen  Frei- 
heitsstrafen, nach  deren  Verbössung  hinzn,  oder  diese  können 
ganz  oder  theilweise  in  sie  verwandelt  werden.  Hier  findet 
sie  nur  statt,  als  Verweisung  ans  der  Eidgenossenschaft  gegen 
.  Niclitschweizer,  nnd  als  Verweisung  aus  dem  Kanton  gegen 
Kantonsfremde;  sie  hat  daher  auch  nicht  so  sehr  die  Bedeu- 
tung einer  eigentlichen  Strafe,  als  vielmehr  die  einer  Polizei- 
massregel*). 3.  Bezüglich  der  St  G.  B.,  welche  criminelle 
und  correctionelle  Strafen  unterscheiden,  ist  a.  die  Verwei- 
sung ans  der  Eidgenossenschaft  blos  criminelle  Strafe  in  Tes- 
sin,  Luzem,  Freiburg,  zugleich  criminelle  und  correctionelle 
in  Basel  und  Schaffhausen*),  b.  Die  Verwebung  aus  dem 
Kanton  ist  in  Freiburg  blos  correctionelle,  in  Tessin  blos 
«riminelie,  in  den  anderen  St.  6.  B.  erimmelle  und  oorreo- 
tionelle^). 

4.  Ihre  Dauer  betreffend,  ist  die  Landesveiweisang  nur  lebeni»- 

längliche  in  Aargau,  Tessin,  SchaflChanscn ,  in  letzterein  Jedoch 
nur  als  criminelle  Strafe;  nur  zeilliche  in  W'aadt.  In  allen  an- 
deren Kautonen  ist  sie  lebenslänglich  oder  zeitlich.  Die  ;6eitliche 
soll  sein :  in  St.  Gallen  nicht  unter  2  Jahren ;  in  Lnzern  aU  cri- 
minelle Strafe  nicht  unter  h,  als  correctionelle  nicht  unter  2  und 
nicht  über  10  Jahre;  in  Waadt  nicht  unter  1  und  nicht  über  10 
Jahre;  in  Thurgaii  ge{»en  Thiugauer  nicht  unter  2,  im  Bundes- 
strafrecht gegen  Schweizerbürger  nicht  über  10  Jahre;  in  Frei- 
barg die  Verweisung  aus  der  Eidgenossenschaft  nicht  unter  1  Jahre, 
und  die  ans  dem  Kanton  nicht  unter  i  und  nicht  unter  10  Jahren. 
Andere  allgemeine  Vorschriften  bestehen  für  ihre  Dauer  nicht  (s. 
jedoch  unten  g.  103  von  der  Verwandlung  der  Strafen).  5.  Beson- 
dere Modiiicationen  bei  Anwendung  der  Landesverweisung,  a.  In 
Basel,  Schail'hausen,  Luzern,  Graubünden,  Thurgau  soll  gegen 
Verbrecher,  die  keine  Schweizer  sind,  nur  auf  Verweisung  aus' 
der  EidgenossenschafI ,  gegen  Schweixer  aber  nur  Verweisung  ans 
den  Kanton  erkannt  werden,  b.  In  Freibnrg  kann  mit  der  Lan- 


1)  Zürich  19,  20,  90,  9S,  136  n.  s.  w.,  Basel  29,  30«  Thurgau  S, 
384.  38$,  Waadt  19,  107,  108  u.  s.  w.,  Freibnrg  iS,  10,  9S, 
106,  116  u.  s.  w. ,  ßundesstrafr.  5. 

2)  Aargau  33,  36,  St.  Gallen  Ges.  v.  2'l  Nov.  1838,  Art.  7,  14, 
Tessin  14,  231,  ScbafQi^  30,  Ludern  Id,  81,  Grauhünden  11, 
171,  173  tt.  s.  w. 

3)  Corr.  Oes.     Basal  S,  Zncbtpnl.  Cret.     fichiftli.  t» 

4)  St.  6.  f.  Vergehen  v.  St.  Gallen  It,  108,  Iii  m.  s*  w.  nnd  Im 
Uebrigen  die  vorhin  citirten  Stellen. 
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deawerweisnng  vorhergeheiules  GefSnguis  bis  auf  6  Wochen,  und 

e.  in  Luxem  feweilen  eine  Torhergehende  Einsperrung  zu  Wasser 
und  Brod  auf  12  Wochen,  und  bei  correctionellen  Veroeben  Ge- 
fangniss  mit  Fasten  bis  auf  6  Wochen,  verbunden  werden,  d.  Nach 
dem  ßuudesstrafi'echt  soll  sie  nur  verhangt  werden,  wenn  Wahr- 
adieinlicUseit  vorhanden,  dais  der  scn  Yemrtbeilende  im  Stande 
sei,  -sich  ausserhalb  Landes  auf  eine  rechtliche  Weise  dnrchza- 
briogen,  niemals  aber  jregen  rückfällige  oder  gefährliche  Verbre- 
cher, e.  In  Waadt  findet  sie  nicht  statt  gegen  Personen  über  75 
Jahre*  6.  lieber  die  Fälle,  in  denen  sie  zur  Anwendung  zu  brin- 
gen, bestehen  allgemeine  Vorschriften:  In. St.  Gallen:  Wenn 
«in  Nichtkanlonsbürger  weniger  tis  zwei  Jahre  Znchthansstralo 
verwirkt  hat,  so.  ist  statt  derselben  körperliche  Züchtigung  mit 
Kantonsverweisung  anzuwenden  A  a  r  g  a  u  :  Die  ordentliche 
Zuchthausstrafe  kann,  wenn  der  Verbrecher  ein  Ausländer  ist, 
ganz  oder  theii weise  in  Landesverweisung  umgeändert  werden^). 
'Schaffhansens  Wo  das  Gesetz  Ketten-  oder  Arbeitshansstrafe 
Tcrhangt,  kann  der  Richter  nach  seinem  Ermessen  einen  Theil 
dieser  Stra^  in  Pran<^er,  Staupbesen,  Brandmarknng  odr  Laii'> 
desverweisung  einzeln  oder  in  Verbindung  mit  einander  verwan- 
deln^). Basel:  Hat  wörtlich  dieselbe  Vorschrift,  nur  dass  statt 
Arbeitshausstrafe  von  Zuchthausstrafe  gesprochen  wird,  nnd  ver- 
nvdnet  ansserdon  fSr  correctioneUe  Fälle,  dass  der  Ricfater  sie 
^gen  Fremde,  falls  sie  nicht  Hanseigcnthniner  im  Kanton  sind, 
stets  an  Stelle  einer  Freiheitsstrafe  verwandlangsweise  eintreten 
lassen  könne,  wob»M  dann  statt  je  eines  Monats  Freiheitsstrafe 
bis  auf  acht  Monate  V  (  r\\  cisung  erkannt,  jedoch  nie  die  Freiheits- 
strafe ganz  wegfallen  oder  unter  ihr  gesetzliches  Minimom  gestellt 
werden  könne«).  Lnzern;  Wenn  ein  Nichtkantonsbirger  Ket- 
ten- ,  Zuchthmis-  oder  Einspermngsilrafe  verwirckt hat,  so  kann 
der  Richter  nach  seinem  Ermessen  diese  Strafen  ganz  oder  theil- 
weise  in  Landesverweisung  verwandeln,  mit  welcher  körperliche 
Züchtigung  verbunden  werden  kann;  wenn,  für  ein  correctionelles 
Vergehen,  eine  Geldstrafe  von  mehr  als  SO  Francs  oder  Gefiingniss 
von  mehr  als  2  Wochen,  so  kann  der  Richter  mit  dieser  Strafe 
die  Yerweisnng  aus  dem  Kanton  verbinden,  oder  auch  an  Stelle 
der  ganzen  Strafe  oder  eines  Theils  derselben  die  Verwvisnng 


1)  G.  T.  24.  Not.  1833  Art«  14.  Es  wird  hinzugesetzt :  »Dio  Prügel- 
strafe kann  in  demSinne mitGetMigenschaft  verbanden  werden, 
d«s5  letztere  bis  auf  4  Monate  anszadebnen  «ad  der  Vemrtheilte 

nicht  nur  beim  Ein-  und  Austritt ,  sondern  auch  in  der  Zwi- 
schenzeit, nach  dem  Ermessen  des  Richters,  mit  Prügel- 
streichen  zu  züchtigen  ist/' 

2)  St  o.  B.  a&. 

3)  St.  G.  B.  30. 

4)  St.  G«  B.  39,  Gorr.  Gts.  S. 
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setzen Thurgau:  Wenn  ein  Nichtkantondiürger  ArbeiUhaiu 

oder  Gefiulgaiss  oder  eine  Ehrenstrafe  verwirkt  hat,  so  kann  der 
Richter  nach  seinem  Ermessen  diese  Strafe  ganz  oder  tlipil weise 
in  Verweisung  (oder  Gefangniss  mit  Verschärfung)  umwandeln. 
Ge^en  Kantonsan^ehorige  ist  sie  zeitlich  nur  /.ulässig  hei  fahrläs- 
siger Tödtnug,  Unzncbtsdelicten,  Hoekvenratli,  LaadesTerratfi, 
Anürttlir,  Duell,  nnd  den  reinen  Amtsverbreeben,  nnd  zugleich 
nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  durch  dieselbe ,  ganz  oder  (bei 
den  Amtsverbrechen  nur)  iheilweise  eine  Freiheilsstrafe  crsctAt 
werden  soll*).  Nach  dem  Bundesstrafrecht  hann  der  Richter 
sie  in  Verbindung  mit  einer  verwirkten  eigentlichen  Freiheits- 
strafe oder  Amtsentsetzung  nach  seinem  Ermessen,  sonst  aber 
nicht,  euitreien  lassen').  Zürich  enthält  sehr  detaiUirte  Vor- 
schriften über  ihre  Verbängnng^).  Waadt  hat  in  umgekehrter 


1}  8t.  G.  B.  81,  Pol.  Ges.  16. 

2)  St.  6.  B.  82  ,  384  ,  389. 

3)  Bundesstrafr.  5.  Ueber  ihre  Verwandlung  s.  Bundesges*  über 

die  Bundesstrafrechtspflege      37.  August  1S51,  Art.  200. 

4)  St.  G.  B.  20:  „a.  Muss  «[ewen  den  zu  V'erurtheilendon  auf /,ei- 
ti<ie  K f  1 1 e  II  s tr  a f  e  erkannt  werden,  so  soll,  insofern  er 
nicht  Üch weizerbiirger  ist,  mit  derselben  stets  Verwei- 
sung aus  der  Eidgenossenschaft,  insofern  er  zwar  Schweizer- 
bürger, aber  nicht  Kantonsbürger  ist,  ans  dem  Kanton 
auf  Lebenszeit  verbanden  werden,  so  jedoch,  dass  um  dieses 
Zusatzes  willen  eine  etwelche  Heruntersetzung  der  Kerker- 
strafc ,  die  den  Sträfling  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  und 
der  Beschaffenheit  seines  Verbrechens  treilen  würde,  statt- 
findet, b..  Ist  Zuohthans  anzuwenden,  so  mag  der  Richter 
bei  NichtSchweizer-  oder  Nichtkantonsbürgern  auf  Verwet* 
sung  aus  dem  Kanton  (an  deren  Stelle  bei  gefährlichen  Ver- 
brechern, welche  nicht  Schweizerbürger  sind,  Verweisung 
aus  der  Eidgenossenschaft  tritt)  auf  eine  gewisse  Zeit,  je  nach 
UmstSnden  selbst  auf  Lebenszeit,  als  Zusatz  erkennen,  wo- 
bei jedoch  ebenfeUs  die  litt,  a  a.  E.  enthaltene  Bestimmung 
gilt.  c.  Bei  Gefängnisstrafe  endlich  mag  anstatt  höch- 
.stens  der  zweiten  Hälfte  derselben  bei  Nichtschweizer-  oder 
Nichtkantonsbürgern  Verweisung  aus  d e m  K a ii ton  ein- 
treten, so  dass  sie  das  Dreifache  der  erlassenen  Gcfangniss- 
strafe  beträgt,  d.  Gegen  Kantonsangehörige  ist  Verwei- 
sung aus  dem  Kanton  oder  der  Eidgenossenschaft  nur  in  den 
Fallen  /.ulässig,  für  welche  das  Gesetz  sie  ausdrücklich  ge- 
stattet und  wo  zugleich  Gewissheit  vorhanden  ist,  dass  der 
Verurtheüte  im  Stande  sei,  sich  ausser  dem  Kauton  auf  recht- 
liche Weise  dnrchznbringen.  In  diesen  Fällen  kann  der  Rieh* 
ter  anstatt  höchstens  der  zweiten  Hälfte  der  verwirkten  Ket- 
ten-, Zuchtbaus-  oder  Gefängnissstrafe  auf  Verweisung  von 
fünffacher  Daner  der  Kettenstrufe,  Ton  vierfacher  des 
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WeiM  YerwaadlmgsTo^scIiriflen,  nSndieh  liir  d«nFall,  wenn  das 
IJrtlieil  auf  die  Verhaunung  ganz  oder  theilweiM  nicht  in  Voll- 
zug gesetzt  w  erden  hann  IL  Bezirksverweisang  und  Gerichts- 
verweisung. Jene  lindet  in  bestimmten  Fällen  in  Zürich  statt, 
auf  höchstens  fünf  Jahre  und  nur  gegen  Personen ,  welche  nicht  in 
dem  Betirk  verbürgert  oder  auf  Grimdeigenthiiin  angesessen  sind; 
die  andere  in  Gr  anbänden,  gleicbfaUs  in  bestimmten  Fällen 
gegen  Kantonsbürger  aus  dem  Gericht,  in  welchem  sie  das  Ver- 
brechen verübt  haben,  aber  vorausgesetzt,  das«  sie  weder  Bürger 
noch  Angehörige  des  Gerichtes  oder  einer  Gemeinde  desselben 
sind').  III.  Verbot  gewisser  öffentlicher  Orte").  Es  wird  ange- 
drohet  in  der  genannten  Allgemeinheit  (exclnsion  de  eertains 
hlissements  public«)  von  Waadt,  speziell  als  Verbot  des  Besuchs 
von  Wirlhs-,  Wein-  und  SchenKhäusern ,  von  Basel,  Schaffhau- 
sen, Zürich.  Es  ist  nur  eine  accessorische  Strafe,  die  zu  crimi- 
nellen, wie  zu  correctionellen  Strafen  hinzutritt^).  Zu  welchen, 
Steht  in  dem  Ermessen  des  Richters.  Es  moss  besonders  darauf 
erkannt  werden.  Die  Daner  ist  in  Basel  nnd  Schaffhnnsen  höch- 
stens 3,  in  Zürich  hödistens  2  Jahre ;  in  Waadt  soll  auf  eine  be- 
stimmte ,  nicht  näher  angegebene  Zeit  darauf  erkannt  werden*). 

B.  EiDgrenzung'J.  Sie  ist  in  den  Schweiz.  St.  G.  B.  von 
dreifacher,  wesenüich  verschiedeoer  Art.  In  einigen  ist  sie 


Zuchthauses,  von  dreifacher  des  Gefängnisses,  welche  er* 
lassen  werden,  erkennen.*' 

1)  St.  G.  B.  Art.  19.  Die  Verbannuugsstrafe  soll  dann  verwan- 
delt werden :  a.  » Wenn  die  NichtvolUtreckang  ihren  Gmnd 
hat  in  Umstanden,  die  von  dem  Willen  des  Vemrtheüten 
nicht  abhängen,  in  Gefiingniss  von  der  halben  Dauer  der  nock 
dauernden  Verbannung  ;  b.  wenn  jene  Umstände  von  dem 
Willen  des  Venurtheiiten  abhängen,  in  Gefangniss  von  Drei' 
viertel  jener  Dauer. 

2)  St.  G.  B.  von  Zürich  6.  21 ,  Graohünden  f.  11. 

d)  Eine  althergehradite  Strafe  in  der  Schweiz,  vgl*  Blnmer, 
Gesch.  der  Demokr.  S.  398. 

.4)  In  St.  Gallen,  Ges.  B.  f.  Verg.  12,  in  Luzern,  Pol  St.  G.  7, 
nnd  in  Freiburg,  St.  G.  B.  283,  ist  sie  in  der  £ingren£ung 
(Eiubannung)  einbegriffen. 

5)  Waadt  30,  Zürich  30,  Basel  36,  27,  Gorr.  Ges.  6.,  St.  G.  B. 
v.  Schaffh.  28,  Znchtpol.  Ges.  10  Nach  dem  letzteren  sollen 
^die  Namen  derer,  weichender  Besuch  der  Wirlhshäuser  un- 
tersagt ist,  in  allen  Wirths-  und  Schenkhäusern  des  betref- 
fenden Gebiets  während  der  Dauer  der  Strafe  an  einer  be- 
sonderen Tafel  angeschlagen  bleiben.''  Nach  Zürich  9. 26  wird 
sie  als  Ehrenstrafe  an%efiHst. 
<)  CaoidiMs  eine  althergebrachte  Strafe  in  der  Schwein,  s. 
Segesser  S.  622,  626. 
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ansdrueUich  nrit  ener  SteDnng  unter  besoBdere  P^Kzeiauf" 
siebt  Terbnnden ;  Mer  stellt  sie  sich  lediglich  als  diese  letztere 
Strafe  dar ;  sie  wd  auch  zum  Theil  so  beoaDoL  In  anderen 
ist  sie  einfacbe  Degreozung  des  Vemrtbeillen  auf  einen  be- 
stiniiBlen  Bezirk,  obne  andere  Beschränkungen  oder  Belüsti- 
guDgen  der  persönKehen  Freiheit  In  emem  ist  noch  beson- , 
ders  der  Hausarrest  hervorgehoben.  Es  kennen  sie  gar  nicht 
Aargan,  Waadt,  Bundesstrafrecht.  Als  polizeiliche  Aufsicht 
kminen  sie  Xessin»  Tburgau,  St  6.  B.  von  Luxem,  alle  drei 
noler  dem  Namen  der  polizeilichen  Aulsicht;  Zürich  und  Grau- 
bänden  unter  dem  Namen  der  Kingrenznng;  in  Freiburg  als 
Einbannung»  auch  ausdrücklich  als  besondere  polizeiliche  Auf- 
sicht Einfache  Eingrenzung  haben  St  Gallen,  Basel,  Schaff- 
hausen.  Sie  ist  theiis  prinz^e,  theils  aeeessorisehe  Strafe. 

I.  Stelhmff  unter  p<rii2eiliche  Aufsicht  Sie  besteht  überhaupt 
in  dem  ZwMige,  sich  in  einem  beslimmten  Districte  «uf/.uhalteii, 
und  zwar  «nter  Unterwerfung  unter  eine  bestimmte  Beaufsich- 
tig;nng  der  Polizeibehörden.  Ihr  Inhalt  und  Umfang  ist  verschie- 
den :  In  Tessiu  muss  der  Verurtiieilte  sich  nach  Inhalt  besonderer 
Reglements  bei  der  Obrigkeit  melden  und  über  sich  Rechenscliaft 
geben,  auch  entweder  für  sein  WoblTcrhelten  Sicherheit  bestellen 
oder  eich  der  Eingrenzung  in ,  oder  dem  Verbote  \on  bestimmten 
Gemeinden,  Kreisen  oder  Bezirken  unterwerfen,  bei  Vermeidung 
von  Verhaftung  für  die  noch  übrige  Dauer  der  Aufsicht  (oder  des 
Miiitair% Wangdienstes)  oder,  wenn  er  Fremder  ist,  der  Verweisung 
aus  denk  Kanton.  Bei  Crimiaalverbrecken  tritt  sie  von  sdbst  ein, 
mit  gleicher  Dauer  wie  die  der  Hauptfreiheitsstn^.  Bei  correc- 
tionellen  Verbrechen  muss  besonders  auf  sie  erkannt  werden  und 
zwar  nicht  nnter  6  Monaten  und  nicht  über  2  Jahre^).  In  Luzern 
bestehen  dieselben  Vorschriften,  jedoch  mit  den  Abweichungen, 
dass  (der  Militair zwangdienst  und)  die  Kantonsverweisong  ^ycg- 
Uüt,  dass  immer  auf  Sie  Strafe  erkannt  werden  muss,  und  dass 
ihre  Dauer  immer  nur  von  6  Monaten  bis  zu  2  Jahren  geht In 
Thurgau  darf  der  Verurlheilte  seinen  Wohnort  ohne  Erlaubniss 
des  betreifenden  Ortsvorstehers  nicht  über  3,  und  ohne  die  des 
Bezirkstatthalters  nicht  über  8  Tage  verlassen  j  in  seiner  W  ohnung 
kann  zu  jeder  Zeit  Hanasncbuug  gehalten  werden;  ansserdem  kann, 
aber  nur  anf  Anieguif  diM  Rwhters,  dem  Verurtheilten  der  Au& 
enthalt  an  einem  bestimmten  Orte,  wenn  derscHie  hier  besonders 


1)  St  Gw  B*  22p-2k 

2)  St.  G.  B.  2$.  Fernere  Vorschriften  hat  noch  besonders  das 
Pol.  Ges.  §  7,  und  zwar  äkaüch  denen  des  St.  Gr,  B.  von 
Zürich  über  die  einfache  Eingrtnznag  (sr  unten). 


Digitized  by  Google 


~   255  — 

l^lurlick  eneheiMii  «ollCe,  nvtenagt  werden.  Es  ist  besonders 
4mn.v£  zn  erkeimeB,  nicht  unter  1  mmi  nicht  über  5  Jahre  <).  In 
FrcU»«!^ besieht  sie  in  der  Regel  in  einer  Einbannnng  des  Ver- 
drtSeiiten  in  seine  Gemeinde  oder  Pfarrei ,  ausnahmsweise  in  einen 
anderen  Ort  des  Kantons.  Der  Verurtheilte  steht  unter  der  Auf- 
«tcht  im  OrtsbehMe;  tr  mnam  sich  jdk  Woche  einiMl,  nnd 
Mssevdem  so  oft  er  dahin  gerufen  wird,  vordem  Ammann  stellen; 
es  ist  ihm  der  Besuch  der  Wirthshäuser  und  anderer  ähnlicher 
Anstalten  verboten}  während  der  Strafzeit  ist  sein  Activbürger- 
rccbt  eingestellt').  InJ^j^^^änden  besteht  sie  darin,  ydass  der 
Verortlieüte  fnr  eine  bestimmte  Zeitdeaer  in  den  Gremeindebezirk 
seines  Wohnortes  gebannt,  oder  auch  mit  Arrest  in  seiner  Wob- 
nvng  belegt,  dabei  unter  poli/^eiliche  Aufsicht  gestellt  und  ibm, 
unter  Androhung  angemessener  Gef<ingniss-  oder  Geldstrafen  ,  \'er- 
boten  wird,  sich  vor  Ahlauf  der  Strafxeit  aus  dem  Gemeindebe- 
zirk oder  seiner  Wohnung  z,u  entfernen In  Zürich  kann  sie 
anstatt  des  naeh  dem  Gesetze  anzuwendenden  Gefängnisses, 
in  sofern  dieses  mindestens  ein  Jahr  beträgt,  verhängt  werden, 
indess  so,  dass  sie  an  die  Stelle  von  höchstens  der  Hälfte  der 
Geföngnissstrafe  tritt ,  und  dreifach  so  lange  dauert,  als  die  er- 
lassene Qefängnissstrafe.  Ueber  ihren  Inhalt  sind  viele  spezielle 
Vorschriften  erlassen'').  II.  Einfache  Fingrenzung.  Sie  besteht 
darin,  dass  der  Verortbeilte  einen  durch  des  Urdieil  zn  bestim- 
menden Umkreis  ohne  Bewilligung  des  Richters,  oder  der  \<m 
diesem  xu  bezeichnenden  PoU-Aeibehorde  nicht  verlassen  darf.  Be- 
sondere Vorschrifien  über  sie  bat  SchafilMMisen  weiter  nicht;  da« 


1)  St.  G.  B.  21. 

2)  St.  G.  B.  283,  293. 

3)  St.  G.  B.  12. 

4)  St.  G.  ß.  22,  23  :    Sie  besteht  m  dem  Verbote,  die  Grenzen 
der  betreffenden  Kirchgemeinde  zu  überschreiten.   Mit  der- 

.  selben  ist  immer  Einstellung  der  Ansübong  des  Activbärger- 
rechts,  sowie  das  Verbot,  Wirths-  und  Schenkhäaser  zu  be- 
suchen, verbunden.  Der  Name  des  Eingegrenzten,  mit  der 
Angabe,  wie  lange  die  Eingrenzung  daure,  wird  in  der  Ge- 
meinde öffentlich  angeschlagen,  auch  ist  der  Sträfling  schul- 
dig ,  sich  vor  dem,  Gemeindeammann  seiner  Gemeinde ,  so.  oft. 
es  von  diesem  verlengt  wird,  jedenirils  wöchentlich  wenig- 
stens Ein  Mal,  zn  ftellen,  wovon  der  Gemeindeammann  in 
seinem  Protokoll  Vormerkung  zu  nehmen  hat.  Unterläs&t  der 
Sträfling  die  Stellung  und  ist  seine  Gegenwart  nicht  au.sge- 
mittelt,  so  soll  der  Gemeindeammann  dem  Statthalteramte 
dumn  Anzeige  mocken,.  wrishes  sogleich  poÜBBeilich«  A«if- 
enriinng  voraiiitalta».nnvd*  Bes  gifiihrltehcft  teifiinitB  »ng 
auch  da«  Anlegen  eines  Block»  als  Mittel,  Ueberschrettong 
der  EingrensoDg  zu  ▼erhimlcsnv  mgewendet  werden.'^ 
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gegen:  Basel,  dass  sie  höchstens  auf  6  Jahre  erkannt  werden 
kann;  St.  Gallen,  dass  das  Verbot  von  Wirths-  und  Schenk- 
häusern damit  verbunden  ist,  und  dass  sie  auch  „auf  Haas  und 
Güter'*,  aber  nie  auf  mehr  als  2  Jahre  erkannt  werden  kannO* 
III.  Hausarrest.  Besteht  mir  in  Tessin  (s.  indess  ob.  bei  St.  Gal- 
len) ,  und  zwar  als  cmrrectionelle  Strafe.  Der  Yemrdieilte  darf 
seine  Wohnung  während  der  Straf/.eit  nicht  verlassen;  bei  Unge- 
horsam muss  er  den  Rest  der  Strafzeit  in  einem  Gefangenhanse 
verbüssen.  Die  Dauer  ist  höchstens  3  Monate'). 

§•  92. 

Kfiriierliclie  Zflclitig;uni^. 

Die  Strafe  der  körperlichen  Züchtigung  stammt  aus  deu 
Zeiten  der  Robheit  im  Slrafrechte;  wo  sie  in  neuester  Zeit 
wieder  eingeführt  wird,  ist  sie  freilich  das  Product  des  Raf- 
finements'). Von  den  Schweiz.  Sl.  G.  B.  kennen  sie  nicht: 
Tessin,  Zürich,  Waadt,  Freiburg,  das  Bundesstrafrecht,  eben 
so  nicht  das  Zuchlpolizeigcselz  von  Schaffbausen.  Sie  ist, 
auch  Gemeinrechtlich,  von  zweierlei  Art:  Staupbesen  und 
einfache  Züchtigung.  Beide  Arten  kennen:  Aargau,  Basel; 
blos  den  Slaupbesen :  das  St.  G.  B.  von  SchalTfiausen ;  blos  * 
die  einfache  körperliche  Züchtigung  :  St.  Gallen*),  Luzern, 
Thurgau,  Graubünden.  1.  Der  Staupbesen  l)esteht  Geniein- 
rechllich  in  Aus[)eits(  hen  mit  Ruthen  auf  dem  enlblössten 
Rücken  durch  die  Hand  des  Scharfrichters  oder  dessen  Knechts, 
auf  Öffentlichen  Strassen  oder  Plätzen.  Sie  wird  als  eine 
entehrende  Strafe  angesehen.  Nach  den  genannten  St.  G.  B. 
soll  sie  gleichfalls  durch  den  Scharfrichter  geschehen,  indess 
in  Basel  nicht  öffentlich,  sondern  im  Zuchlhause,  unler  Auf- 
sicht der  Polizei;  in  Schaffhausen  öffentlich  an  einem  be- 
stimmten Orte  oder  im  geschlossenen  Räume ;  in  beiden  mit 
nicht  mehr  als  50  Streichen.  Aargau  hat  über  die  Voll- 
streckung nichts  weiter  II.  Die  einfache  körperliche  Züch- 
tigung.  Sie  wird  Gemeinrechtlich  mit  Rathen  oder  mit  dem 


i)  Basel  25,  Corr.  Ges.  6,  Schaffb.  29,  Zochtpol.  Ges.  9»  Ges. 

i.  Vergehen  v.  St.  Gallen  12. 
8)  St.  G.  B.  16. 

3)  Von  Dentschen  St.  6.  B.  haben  sie :  Oestenreicli  24,  Baiem  14, 

"Württemberg  4S,  Sachsen  22,  Hannover  24,  u.  Pol.  St.  G.  8. 

4)  Der  Staupbesen  ist  abgeschafft  dordl  Ges.  T.  2A.  Not.  1838, 

5)  Aargau  34,  Basel  23,  SchaiUi.  26. 
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Stöeb«  (Mn  MKtair],  durch  den  Büttel,  nicht  öiTenllich  voll- 
logen, mid  ist  nidlt  etttehrend.  So  ist  gie  im  Ganzen  auch 
in  den  Schweiz.  Sc  G.  B.  «Ad  zwar  sowohl  ids  crimiDene» 
wie  ab  correctionelle  Strafe.  I^ßbuficA: 

.  In  St.  Gallen  besteht  sie,  und  vwmt  «Is  cnaiiiiene  Strafe ,  %vt 
Zahl  von  mindestens  IS  «nd  höchetens  6e^treichen ,  ,^mit  der  Ria- 
derz.ahe,  in  geschlossenem  Räume,  unter  Aufsicht  der  Pohxei", 
als  correctionelle  Strafe  aber  zur  Zahl  bis  z.u  25  Streichen,  mit 
dem  Stocke,  nur  gegen  Mannspersonen,  und  auch  nur  gegen  diese, 
wenn  rie  bereits  utter  Strafe  Hegen,  ferner  gegen  fremdes  Ge- 
sindel, das  «US  dem  Lande  absnschaffea  ist»  g^n  Kinder,  die 
sich  an  ihren  Eltern  vergreifen,  nnd  gegen  boshafte  Beschädiger 
fremden  Eigenthuius In  Aargau  besieht  sie  in  Stockstaeichen 
gegen  erwachsene  -\Iannspersonen,  in  Ruthenstreichen  gegen  W  eibs- 
personen  und  solche  Mannspersonen,  welche  das  IS.  Jahr  noch 
ni^t  snrückgelegt  beben,  nie  mit  mehr  als  50  Streichen.  In  Lu- 
zern  in  Rnthenstreichen ,  nicht  über  100,  anf  den  entblössten 
Rücken,  in  einem  geschlossenen  Räume,  unter  Aufsicht  der  Po- 
lizei. In  Basel,  als  correctionelle  accessorische  Strafe,  in  Strei- 
chen (das  Instrament  ist  nicht  benannt)  nicht  über  30,  im  Innern 
des  Gefangenbanses.  In  Tb  argen  als  Straüwbirfttag  sur  Zucht- 
bans-  oder  ArbeitsbansstrafSe  beim  Eintritt  in  die  Strafuistalt,  nnlr 
bis  zu  25  Streicben  (das  Instrament  ist  ancfa  hier  nicht  benannt). 
In  Graubünden  mit  Ruthenstreichen,  nicht  über  25  auf  eintatl« 
nicht  öÜentlicb,  in  Gegenwart  einer  Amtsperson'}. 

$.  98. 

nie  Klireiistrafen* 

Mit  den  Ehrenstrafen  wird  im  neueren  Strafrechl,  na- 
mentlich auch  in  den  Deutschen  Sl.  G.  ß,,  viel  Unfuj?  ge- 
lriehen. Fast  überall  ist  das  System  derselben  ein  willkürlich 
gemachtes Die  ^hreüstrafe  kann  im  Slrafrechte  überhaupt 


1)  Ges.  V.  24.  Nov.  1838  Art.  8,  Ges.  B.  f.  Vergehen  §.  13.  Für 
die  crim.  Züchti(>ung  sind  noch  besondere  Modalitaten  vor- 
geschrieben; so  soll  sie  bei  Weibspersonen,  Schwächlingen^ 
Gebrechlichen,  hei  jungen  Leuten,  welche  das  19.  Alters|ahr 
Boeb  nicht  zvruchge]^,  md  bei  Greisen,  die  ihr  70«.  erreicht 
haben,  in  Ruthenstreiche  auf  entblösstem  Rucken,  oder  in 
Zuchthaus  bis  au  6  Monaten,  bei  Ausländern  auch  in  Cri- 
miualverhaft,  nach  dem  Ermessen  des  Richters,  umgewandelt 
werden,  Ges.  v.  7.  Febr.  1839  Art.  l4. 
3)  Aargan  3t,  Luz*  i»,  Ba«d  Gorr.  G.  6,  Thnrg.  15,  Graub.  13* 
3)  Ueber  die  Behandlnng  der  EJirenstrafen  in  dem  älteren  Schw. 
St.  El  s.  besonders  Blum  er,  Gesch.  der  Dentokr.  S.  408  f.» 

17 
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nur  die  Bedeutong  liaben,  dass  dem  Verbrecher  äussere  Reclite 
der  Ehre  genommen  werden.  Die  innere  Ehre,  me  überhaupt 
den  inneren  Menschen,  kann  das  Strafrecht  nicht  berühren. 
In  jener  Beziehung  kommt  die  Ehrenstrafe  in  zweifacher  fie- 
ziehang  in  Frage.  Einmal,  wem  solche  Ehrenrechte  za  neh- 
men seien ,  und  zum  anderen  in  welchem  Masse.  iVach  rich- 
tigen strafrechtlichen  Grundsätzen  kann  die  Antwort  nur  sein, 
auf  die  erste  Frage,  dass  die  äusseren  Ehrenrechte  nur  dem- 
jenigen genommen  werden  können,  der  durch  sein  Verbre- 
chen die  Unwürdigkoil,  der  fernere  Träger  derselhen  zusein, 
also  die  innere  Ehrlosigkeit,  an  den  Tag  gelegt  hat;  auf  die 
zweite,  dass  die  Entziehung  sich  nur  aaf  solche  äussere  Rechte 
erstrecken  darf,  deren  nach  der  an  den  Tag  gelegten  inne- 
ren Ehrlosigkeit  der  Verbreciicr  als  unwürdig  erscheint,  und 
auf  so  lauge  er  dies  erscheint.  Wann  and  wie  weit  solches 
der  Fall,  das  ergibt  sich  für  das  allgemeine  Rechtsbewusst- 
sein  ans  der  Individualität  des  einzelnen  Falles,  oh  und  wie 
weit  die  jedesmal  verüble  konkrete  verbrecherische  Handlang 
eine  innere  Ehrlosigkeit  anzeigt  oder  nicht ' ).  Das  geschrie- 
bene Recht  muss  freilich  allgemeine  Grundsätze  aufstellen, 
jßichlig  können  diese,  was  die  ersio  Frage  dann  betrifft,  nur 
aus  dem  gesetzlichen  Thatbestande  der  einzelnen  Verbrechen 


594;  Segesser,  Gesch.  v.  Lu/ern  II,  8.  621,  629  f.  Sic  wurde 
ausgesprochen  entweder  durch  einlache  Erklärung  des  Richters, 
dass  der  Verbrecher  „ehr-  und  rechtlos  sein  solle",  dass  er 
seiner  Ehre  entsetz.!  sei" ,  was  Unfähigkeit  /.uin  Zeugnisse  und 
gerichtlichen  Eide,  sowie  &a  öffentlichen  Aemtem  zur  Folge 
hatte;  auch  durch  Vemrtheilang  zu  „Ehr-  und  Wehrlosig- 
heit*  (Blunier,  S.  408,  409  berichtet  von  einer  solchen  Ver- 
urtheilung  auf  drei  Jahre ;  der  Verurtheilte  durfte  dabei  sein 
Wohnhaus  nur  zum  Besuche  der  Kirche  und  z,u  durchaus 
nothwendigen  Geschäften  verlassen ,  sonst  aber  in  keine  »ehr- 
liche* Gesellschaft  und  nicht  xa  Wein  gehen).  Als  für  sich 
allein  bestehende  Ehrenstrafe  ham  auch  schon  die  Anitsent- 
Setzung  Tor.  Oder,  und  zwar  am  häutigsten,  durch  öffent- 
liche Beschimpfung  mittelst  symbolischer  Handlungen:  Aus- 
stellung im  Halseiseu,  Herumführen  auf  einem  Karren  mit 
angehängter  Tafel  n.  s.  w. 

i)  Selbst  bezüglich  der  Zeitdauer  kann  sich  hier  ein  allgemeines 
Rechtsbewnsstsein  feststellen.  Allerdings  wurde  das  Richtige 
mit  Sicherheit  nur  durch  Rehabilitation  —  des  Volksgcrich^ 
tes  —  sich  herausstellen« 
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enlDomineii  werden.   Der  gesetzlich  bestunmte  (abstrakte)- 
Tbatbestand  der  ebzdiien  VeilirecheD  miiss  aneb  hier  den 
vor  dem  allgemeinen  Rechlsbewipsstsein  allein  geltenden  That«. 
bestand  der  konkret  YOifiegenden  Terbrecheriscfaen  Handlang, 
ersetzen.  Danach  ist  abstrakt  zn  bestimmen,  bei.  welchen 
Arten  von  Verbrechen  innere  Ehrlosigkeit  angenommen,  mit-, 
hin  der  Verlast  der  änsseren  Ehrenrechte  ausgesprochen  wer- 
den solle  öder  nicht  .  Dass  die  richtige  Bestimmang  für  die 
einzelnen  Verbrechen  eine  sehr  schwierige. sei,  leachtet  ein. 
Innere  Ehrlosigkeit  and  sittliche  Verworfenheit  stehen  ein-, 
ander  gleich.  Je  bomaner,  also  je  gerechter  der  Gesetzgeber 
Ist,  desto  mehr  wird  er  anstehen,  bei  einem  Menschen  yoHe 
sitdiche  Verworfenheit,  also  aach  Tolbtändige  innere  Ehrlo- 
sigkeit anzonehmen.  Danach  erledigt  sich  an^  die  zweite. 
Frage.  Es  handelt,  sich  hier,  was  znnächst  den  Umfang  be- 
trifft, immer  nar  .om  die  EntziehuDg  äusserer  Rechte,  and 
zwar  solcher  äusserer  Rechte,  deren  Besitz  und  Ansnbang 
als  ein  besonderer  Ehrenvorzug  gilt.   Es  handelt  sich  also 
nicht  am  die  Rechte  der  bürgerlichen  Existenz  überhaupt, 
sondern  nar  am  die  einer  bevorzugten  Ehrenstellung.  Daher 
können  Ehrenstrafen  nie  die  Entziehung  einerseits  von  Pri- 
yatrechten  and  andererseits  von  solchen  öffentlichen  Hechten 
enthalten,  welche  auf  die  bürgerliche  Existenz  überhaupt,  also 
die  Gewinnung  und  Erwerbung  Ton  Mitteln  des  Lebens  sich 
beziehen;  sie  können  daher  immer  nur  Rechte  und  Vorzüge 
des  reinen  Staats-  und  gemeindebürgerlichen  Öffentlichen  Rechts 
omfasscn.   Schwieriger  ist  sodann  allerdings  die  Beantwor- 
tung der  Frage,  auf  welche  Zeitdauer  hinaus  den  Verbrecher 
der  Verlust  der  Ehrenrechte  treffen  dürfe.  Im  Allgemeinen 
ist  nur  za  sagen,  dass  für  eine  gerechte  Strafanwendung  dem 
Richter  gerade  hier  sehr  weite  Zumessungsräume  gegeben 
werden  müssen,  und  dass  daher  die  absolute  Strafe  des  le- 
benslänglichen Verlustes  der  Ehrenrechte  nur  für  die  allersel- 
tensten  Fälle  gerechtfertigt  erscheinen  kann.   Die  modernen 
St.  G.  Bücher  haben  nicht  immer  diese  Grundsätze.  —  Die 
neueren  Deutschen  St.  G.  B.  zeigen  nach  sämmtlichen  hier 
bervorgehobeiicn  Seilen  vielfach  ein  beklagenswerthes  Ab  - 
weichen von  den  Grundsätzen  der  Humanität  und  des  Rechts. 
Anstalt  auf  die  sittliche  Verworfenheit,  auf  die  Ehrlosigkeit 
der  Gesinnung,  sieht  man  nur  zu  häufig  auf  erkünstelte  und 
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cmlniiifene  KMtemllten«  AiMtctt  Mir  statfl»^  md  geiMiode- 
bürgerHehe  Ehrenreehte  zu  belttneii»  raobt  iäüa  die  Mittel 
der  Bxigtens,  des  LebettS  öberbaiipt,  naebt  mnt  die  EhreD- 
afrafen  za  VeHriebttiiigsatrilfeii.  Selbst  nnlokteMbr,  siebt  bios 
mMeibar,  bil»t  man,  Damentlidft  yon  dem  Staudirankte  jeties 
Kküengeistea  am,  die  EbrMlnita  die  unaebtildige  Faanlie 
des  Vmrtbeflteii  treffen,  z,  B.  dmb  Entziebangf  der  Adele- 
lecbte.  Die  alten  Recbte  konnten  die  Ehrloeigkcit  ab  töllige 
Reobtlosigkeit,  aber  mir  in  seltenen  Fällen«  Das  neuere 
Recht  bat  indnreet  dnrcb  Ebrenstrafeo  jenen  Zustand  der 
Recbtlonlgkeit  wieder  beirgesleilt  (nicht  so  äusserlich  roh,  je- 
doch desto  rallinirter),  aber  tiel  bäuGger  als  die  frühere  Zeit. 
Die  Sebweiz»  St  G.  B.  beben  dieses  Vemichtungsprinzip  nicht 
aufgenommen,  wohl  aber  nacb  jenen  Deutschen  St.  G.  B.  die 
zu  häuBge  Anwendung  von  Ehren  strafen.  Das  System  der 
EfarensttAfen  ist  in  den  einzelnen  St.  G.  B.  ein  vielfiMib  ver- 
schiedenes. Im  Ali^^emeinen  müssen  folgende  Arten  unter- 
sshieden  werden:  1.  Die  reinen')  Ehrcnslrafen:  Entziehung 
von  Staats-  und  gemcindebürgeriicben  Rechten  'J.  Sie  können 
1.  diese  Rechte  sämmllich,  oder  nnT  einzelne  derselben  (wo- 
hin namentlich  anch  Amtsebtsetzungen  n.  s.  w.  gehören)  ent- 
ziehen. 2.  Andererseits  können  sie  den  Verlust  (sämmtlicher 
oder  einzelner)  für  immer,  oder  nur  die  Ausübung  auf  Zeit 
enthalten.  II.  Ehrenstrafen  durch  öffentliche  äussere  Zeichen 
der  Beschimpfung  (Pranger,  Brandmarkung  u.  s.  w.).  Die 
Ehrlosigkeit  wird  öffentlich  aufgedrückt,  durch  vorübe^e- 
bende  oder  bleibende  Zeichen ').  III.  Die  s.  g.  »dcmülhigen- 
gen**  oder  Mos  »beschämenden**  Strafen  (VerWeis,  Ehrener- 
klärung, Abbitte).  Die  Schw.  St.  G.  B.  kennen  jede  dieser 
drei  Arten,  aber  die  durch  öffentliche  Zeichen  der  Beschim- 
pfung nur  noch  Aargau,  Basel,  Schaflhausen,  Tessio*).  — 

1)  Das  Beiwort  passt  freilich  in  sofern  nicht  wohl,  als  mit  die- 
sen Ehrenstrafen  mancbmal  peennüirer  Verliist  verbiadeii  ist; 
indes«  ist  dies  znOiUig. 

2)  Die  Schw.  St.  G.  ß.  kennen  dabei  keinen  Verlast  des  Adels, 
oder  der  Orden  und  Ehrenzeichen,  der  in  den  Deutschen  St. 
G.  B.  eine  so  jämmerlich  grosse  Rolle  spielt. 

3)  Daher  auch  Gemeini  echtiich  durch  den  Scharfrichter,  üebri- 
gras  kann  anch  der  Stavpbesen  bieher  gerechnet  werden; 
richtiger  ist  er  oben  zu  der  körperlichen  Züchtigung gesählt. 

4)  In  St«  Gallen  sind  sie  dorcb  Ges.  v.  24.  Novbr.  1838  abge- 
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Die  llebenicbtiicbk^t  fordert  für  das  Fernere  die  zosammea- 
hängeade  DanteHuBg  des  Systems  jedes  einzehieii  Sl  G.  B. : 
Tessin.  I.  Oeffentlidie  Beschimpfang.  K^r  Pranger  (la  her- 
lina),  und  zwar  niir  als  Griminalstrafe.  Der  Vemrtheilte  wird  am 
ToUen  Tage  auf  einem  öfl'entlichen  Platze  zur  Zeit  des  Marktes 
oder  eines  sonstigen  Zusammenkoinmms  vieler  Menschen  zwei 
Stunden  lang  auf  einem  Gerüste  und  an  einei*  Säule  ausgestellt, 
an  welcher  zugleich  auf  einem  Zettel  in  grossen  B9chstaben  sein 
2^une,  Vorname,  Vaterland,  Verbrechen  ynd  Strafe  angezeigt 
werden;  ein  Gerichtsschreiber  liest  zugleich,  nach  vorhergegan- 
ß:enem  Glockengeläute  oder  Trommelschlage,  laut  das  Urtheil  vor. 
Die  Verurtheilung  zu  einer  mehr  als  fünfjährigen  Zwangsarbeit 
zieht  immer  die  Prangerstrafe  nach  sich.  Die  rechtliche  Folge 
des  Prangers  ist  gesetzKche  Ehrlpfigkeit  (infiimia  legale),  welche 
den  Verlast  sänimtlicher  Ehrenrechte  in  sich  begreift  IL  Reine 
Ehrenrechle.  1.  Verlust  des  Activbürgcrrechts.  Der  Vemrtheilte 
ist  für  immer  ausgeschlossen  von  jedem  iiöentlichen  Amte  oder 
Dienste,  und  verliert  gleichfalls  für  immer  folgende  Staats-  und 
gemeindebiirgerlichen  Rechte:  a.  das  ölfentliche  Stimm-  und  Wahl- 
recht; b.  die  Wählbarheit  für  öffentliche  Angelegenheiten;  e.  das 
Recht  der  Ernennung  oder  Ausübung  öffentlicher  Dienste  oder 
Aemter,  der  Advocatur  und  des  Notariats;  d.  der  Tutel  oder  Cu- 
ratel,  mit  Ausnahme  über  die  eigenen  Rinder;  e.  als  Sachver- 
ständiger oder  als  Zeuge  bei  einem  ausscrgerichtlichen  feierlichen 
Acte  za  wirken ;  f.  gerichtlicher  Zeuge  zn  sein,  ausgenommen  nm 
einfache  Anfklänmg  oder  Atukmift  zu  geben.  —  Der  Verinet  des 
ActiTbnrgerredits  iit  Griminalstrafe  und  tritt  ein  bei  Verurthei- 
lung zum  Pranger,  nnd  zn  jeder  zeitigen  Zwangsarbeit,  bei  letz- 
,  terer  sogar  niit  Einschluss  des  Verlustes  der  Tutel  oder  Curatel 
über  die  eigenen  Kinder.  2.  Untersagung  der  Ausübung  einzelner 
Bürgerrechte  für  immer  (interdizione),  gleichftills  blos  Griminal- 
strafe ,  über  deren  Eintreten  eine  atigemeine  Vorschrift  nicht  be- 
steht. Der  Verurtheilte  darf  ein  hestimmles  öffentliches  Amt  oder 
dergleichen  Dienst  nicht  verschen,  oder  ein  bestimmtes  Gewerbe, 
Handel  oder  Kunst  nicht  ausüben,  bei  Vermeidung  der  Einsper- 
rang oder  einer  ^eldbuae  zweiten  Gradea.  3*  Die  Untersag  ung 
der  Ausübvng  einzelner  Bürgerrechte  anf  Zeit,  blos  correctionelle 
Strafe.  Sie  ist  die  Strafe  zn  2,  nur  mit  deooi  Unterschiede  der 
Zeit  und  dass  die  Uebertretuns:  nur  Geldbusse  ersten  Grades  nach 
sich  7Äeht.  Sie  ist,  der  Zeit  nach,  verschiedenen  Grades:  Bezüg- 
lich eines  uffeutlichcu  Amtes  oder  Dienstes  ersten  Grades  von  i 


schafit.  Als  zucbtpolizeiliche  Strafe  besteht  dort  noch  (Ges. 
B^  f.  Vergejiien  §.  14)  eine  öffentlich^  Aj|fstCi)l}ing  mit  einem 
Prägel  im  Manl  n.  #•  w.  (••  vnten))  aber  das  Geeefs  ateilft 
sie  nur  anter  die  ybesebimenden*  S.t|pfeii  neben  Widemtf 
V.  w. 
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bis  zu  3,  zweiten  von  3—6,  dritten  Ton  6->i2  Jahren ;  bezüglich 
eines  Gewerbes  u.  s.  w.  ersten  Grades  von  1—6  Monaten,  zweiten 
yan  6  Monaten  bis  1  Jahre,  dritten  von  1—3  Jahren.  III.  Demü- 
thigende  Strafen  (blos  correclionell).  1.  Feierlicher  W  iderruf  mit 
lauter  Stimme ,  in  üll'entlicher  Gerichts.sitz,ung ;  der  weigernde  Ver- 
nrtheilte  wird ,  wenn  er  auch  nach  dreitägiger  Haft  nicht  gehorcht, 
ima.  GelÜngnisse  ersten  Grades  venirtheilt,  vnd  das  Gerieht  fer- 
tigt eine  Widerrnfsurhunde  aus.  2.  Gerichtlicher  Verweis^  in 
öflentlicher  GerichtssitzuDg^,  durch  den  Präsidenten  ertheilt;  der 
nicht  erscheinende  Verurtheilte  wird  mit  Gefangniss  bestraft'). 
A  arg  au.  I.  Oefi'entliche  Beschimpfung.  1.  Ausstellung  auf  der 
Schandbfihne :  Der  Vernnheilte  wird  »bewacht,  an  einem  znr  Zn-  - 
sammenkunft  des  Volks  geräumigen  Orte  eine  Stunde  Umfr  der 
öffentlichen  Schau  ausgestellt,  und  auf  einer,  vor  dessen  Brust 
hängenden  Tafel  mit  einigen  Worten  das  begangene  Verbrechen 
nebst  der  Strafe  angezeigt.'^  2.  Brandmarkung;  sie  „besteht  in 
Einschröpiuog  des  Bnch&tabens  A.  anf  die  linke  Schulter.  *  Beide 
Strafen  sind  (vorbehaltlieh  bei  der  Umwandlunff,  wovon  unten)  nur 
accessorische ,  von  denen  die  Brandmarkang  nur  bei  besonderer 
Gefährlichkeit  des  Verbrechers,  der  Kettenstrafe,  der  Landesver- 
weisung und  dem  Staupbesen  beigefügt  werden  kann.  II.  Reine 
Ehrenstrafen.  Jedes  Criminalstrafurtbeil  zieht  von  selbst  „den 
Yerlnst  der  bekleideten  Aemter  und  die  Ausschliessung  von  den 
Gemeindeversammlnngen,  so  wie  die  Unf&higkeit  zu  allen  öffent- 
lichen Aemtern  und  Diensten  nach  sich**).  Schaffhausen. 
I.  Oefi'entliche  Beschimpfung.  1.  Brandmarkung:  Sie  „wird  an 
dem  Verbrecher  mittelst  Aufbrennen  des  bisher  üblichen  Zeichens 
auf  die  linke  Schulter  durch  den  Scharfrichter  vollzogen.  2.  Pran- 
ger. ;;Der  Verurtheilte  virird  durch  den  Seharfriditer  an  dem  be- 
stimmten Orte  eine  Stunde  lang  ausgestellt,  und  auf  einer  vor  der 
Brust  hängenden  Tafel  sein  Name  und  das  begangene  Verbrechen 
mit  wenigen  Worten  angezeigt."  Beide  Strafen  treten  nur  als 
Verschärfung  bei  Ketten-  oder  Arbeitshausstrafe  ein,^  sind  also 
nur  Criminalstrafen*  3.  Oeffentliche  Ausstellung.  Sie  ist  ganz  die 
Prangerstrafe,  nur  geschieht  sie  nicht  durch  den  Scharfrichter, 
sondern  „durch  die  Polizei'',  ist  daher  auch  nur  correctioneUe 
Strafe.  II.  Reine  Ehrenstrafen.  1.  Verlust  des  Activbürgerrechts. 
Die  gesetzliche  Folge  eines  jeden  Criminal-  (Straf-)  Unheils  ist 
Verlust  der  bekleideten  Würden  und  Aemter;  Ausschliessung  von 
den  Gemeindeversanunlungen ;  Unfiihigkeit  zu  allen  dfientlichan 
Stellen  ;  zu  Zeugnissen  in  Rechte,  zu  Vormundschaften  und  zum 
Waffendienste.'^  Sie  ist  auch  correctioneUe  Strafe.  Nur  correc- 
tioneUe Strafen  sind  dagegen  folgende:  2.  Stillstellung  im  Activ- 
bibgerrecht;  3.  Stillstcllung  im  Amt  oder  Dienst.  Beide  bestehen 
in  zeitweiser  Untersagung  der  Ausübung  sämmtlicher,  oder  nur 


1)  Art.  11-13,  17—19,  37--39. 

2)  St.  G.  B.  30,  35  ,  38. 
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der  einseliien  frenaimteii  Bibfjerreclite.  Sie  treten  gleiehfinlls  als 

accessorische  Strafen  auf;  nähere  allgemeine  Vorschriften  über  sie 
fehlen.  III.  Demülhigende  Strafen.  1.  Widerruf ,  Ehrenerklärung; und 
Abbitte,  bei  Injurien.  2.  Zuspruch  vor  dem  Kirchenstand,  bei  ün- 
zuchtverbr.  Beide  sind  correct.  Strafen^.  Basel.  I.  Oeii'entliche 
BeeehimpfuDg.  1.  Brandmark,  wie  in  Seliaffhaiuen,  nur  mit  dem 
Zusätze,  dass  die  Strafe  im  Zuchthanae,  unter  An&icht  der  Po- 
lizei, (vom  Scharfrichter)  vollzogen  werden  soll.  2.  Pranger,  gan'A 
wie  in  Schaffhausen.  Beide  Strafen  sind  jedoch  nicht  accesso- 
rische; vielmehr  ist  es  „in  allen  Fällen,  wo  das  Gesetz  Ketten- 
und  Ztt^tliaiiastraliB  ireriiängt ,  dem  richterlichen  Ermessen  über- 
lassen, einen  Theil  dieser  Strafen  (jedoch  ohne  dass  die  Freiheits- 
strafe unter  die  gesetzliche  mindeste  Dauer  heruntergehen  soll), 
gegen  Nichtkantonsbürger  in  Pranger  (Staupbesen),  Brandmar- 
Itung  (oder  Landesverweisung),  einzeln  oder  in  Verbindung  mit 
einander,  zu  verwandeln.  Sie  sind  also  nur  Criminalstrafen.  3. 
Gorrectionelle  Strafe  ist  die  «iffentliehe  Aosstellnng  durch  die  Po- 
lisbci,  ganz  wie  in  Schaffhansen.  II.  Reine  Ehrenstrafen.  1.  Yer- 
Inst  des  Activbürgerrechts :  »Die  gesetzliche  Folge  eines  jeden 
CriminalstrafurtheiJs  ist :  Verlust  der  bekleideten  Würden  und 
Aemter;  Ausschliessung  von  den  Gemeinde-,  Zunft-  und  Wahl- 
versammlungen ;  Unfähigkeit  zu  allen  öffentlichen  Stdkn,  z«  Zaos^ 
Bissen  in  Rechten,  zax  Tormnndschirffc  nnd  zum  Waffendienst.* 
2*  Stillstellung  (auf  bestimmte  Zeit)  im  Activbürgerrecht ;  mit  der- 
selben ist  verbunden  „der  gänzliche  Verlust  von  be kleideten  Wür- 
den, Aemteru  und  Stellen,  Einstellung  in  militairischen  Graden, 
im  ^Notariat)  in  der  Vormundschaft,  und  Ausschliessung  von  Ge- 
meinde-, Znnft-  nnd  Wahlversammlnngen.  *  3.  StillsteUnng  in 
Stelle,  Amt  nnd  Dienst,  an  deren  Stelle  (in  zwei  Fällen)  auch  aus- 
nahmsweise Entsetzung  von  Amt  nnd  Dienst  treten  kann.  Beide 
sind  nur  corrcctionelle  Strafen.  III.  Demüthigende  Strafen.  In 
gelinden  Injurienfallen,  auch  sonst  nach  seinem  Ermessen  in  cor- 
rectionellen  Fällen,  kann  der  Richter ,  statt  auf  Strafe  zu  erken« 
nen,  dem  Beleidiger  einen  Verweis  erlheilen,  od«^  avf  Zusprach 
durch  E.  E.  Bann  erkennen«).  St.  Gallen.  I.  Reine  Ehrenstrafen. 
1.  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren fahiglant  (des  Activbürgerrechts). 
Sie  besteht  „a.  in  der  Verwirkung  des  Stimm- und  Wahlfähigkeits- 
rechts, b.  in  der  Entsetzung  von  Aemtern  und  üilentlichen  Be- 
ditBstnngen;  c.  in  der  UnfShigkeit  zn  Zengnissablegung;  d.  in  der 
Unwürdigheit,  &r  das  Vaterland  die  Waffen  zu  tmgoi ;  e.  im  Ver- 
lust aller  derjenigen  Rechte  und  B^^pBisse,  welche  nach  beste- 
henden besonderen  Gesetzen  diejenigen  nicht  ausüben  können, 
welche  nicht  in  bürgerlichen  Ehren  stehen.'*  Diese  Strafe  ist  die 
gesetzliche  Folge  eines  jeden  Criminalstrafurtheils,  mit  Ausnahme 

1)  St.  6.  B.  25,  27.  29,  32,  Zvchtpol.  Ges.  4,  7,  45,  46,  €0,  61, 

65,  69,  vgl.  8§.  20,  29  u.  f 

2)  St.  6.  B.  22  ,  24  ,  30  ,  32,  Gonr.  Ges.  6  ,  7  ,  9  ,  29  ,  33  ,  62. 
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derjenigen  Falle,  iu  denen  die  Amtsentsetzung  als  selhstsiändige 
Criminalstrafe  ausf;;esprochen  wird.  Sie  dauert  nnr  für  die  Zeit 
der  Hauptstraie;  nach  Erstehaoji^  der  letzteren  tritt  der  Bestrafte 
in  alle  seine  frülieren  biirgarlichea  £hren  ein,  mit  Anmahme  je- 
doch det  Stimm-  imd  Wablföhi^eitsrcchCt  und  der  ZeagpiMiab- 
legung,  in  deren  Ansübung  der  Entlassene  noch  10  Jahre  einge- 
schrauht  ist.  2.  Amtsentsetz.ung,  Sie  tritt ,  gleichfalls  als  Cri- 
minalstrafe,  in  einzelnen  Fallen  als  selhstständige  Strafe  ein,  und 
bat  zugleich  Unfähigkeit  zu  neuer  belUeidung  von  Stellen  oder 
öffentlichen  Bedienstungen  för  eine  im  Urtheil  zu  hefttimmeade 
Zeit  von  2—10  Jahren  zur  Folge.  Bios  correctionelle  Strafen  sind : 
Einstellung  auf  bestimmte  Zeit:  3.  des  Aclivbiirgerrechts  (oben  1), 

H.  des  Amtes,  und  5.  des  Cie werbe*.  II.  OelTenlliche  Beschämun- 
gen'" ( demiilhigemic  Strafen):  1.  „ Ausstellung  uiit  einem  Prügel 
im  Qlaul  oder  einer  Schmftcbschrift  auf  der  Brost ;  die  Dauer  der 
Ausstellung  soll  nicht  über  eine  Viertelstunde  währen/  2.  WidW" 
ruf  und  Ehrenerklärung.  Beides  correctionelle  Strafen').  Luzern. 

I.  Reine  Ehrenstrafen.  1.  Als  Criminalstrafe  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehronf  ibigheit  (des  Aclivbiirgerrecht.«;) ;  er  fuhrt  mil  sicli  : 
„a.  die  Entsetzung  von  allen  bekleidenden  Ehreustellen,  Aemtern 
und  öfientlichen  Bedienstungenj  h.  den  Verlnst  der  Stimm**  mid 
Wahllähigkeit  und  des  Rechts ,  in  Gemeindeversammlungen  zu  er- 
scheinen ;  c.  die  Unwürdigkeit  für  das  Vaterland  die  Waffen  zu 
tragen;  d.  ein  Zeugniss  abzulegen;  e.  als  Sachwalter  io  öflent- 
lichen  Geschäften  aufzutreten;  f.  bestellter  Vormund  oder  Curator 
zu  sein/^  Sie  ist  zwar  gc.«ctzliche  Folge  eines  jeden  Criminalstraf- 
nrtheils,  soll  aber  dennoch  in  diesem  besonders  ausgedrückt  wer- 
den '-).  Bios  correctionelle  Strafen  sind:  2.  Amtsentsetzung,  zOr- 
gleich  verbunden  mit  der  (Infahighoit  /.u  neuoi-  Bekleidung  von 
Aemtern  oder  öfientlichen  Bediensluugcn  ,  auf  eine  durch  das  Ur- 
theil zu  bestimmende  Zeit  von  2 — 10  Jalircu.  3.  Verlust  des  Ge- 
werbes, «nf  Zeit  oder  ftk  immer.  4  Suspenmon  vom  Activbüjr- 
gerrechte,  auf  2—10  Jahre;  der  Vemrtbeilte  ist  fiir  diese  Zeit  von 
dem  Genüsse  und  der  Austtbvig  aller  dem  Kantonshürger  zuste- 
henden politischen  Rechte  ausgeschlossen,  und  unfähig,  eine  oll'ent- 
licbe  Stelle  oder  Bedienstung  zu  bekleiden.  5.  Suspensiou  blos 
von  einem  Amte  oder  öfientlichen  Dienste,  auf  höchstens  1  Jahr; 
sie  ist  verbunden  mit  Entziehung  des  Gehalts  und  der  Dienstein- 
kiinfte.  II.  Denüithigende  Stiafen.  Bios  bei  Injurien,  die  cor- 
reclionellen  Strafen  der  Ehrencrkliirung ,  d<'s  Widerrufs  und  der 
Abbitte  ).  Froiburg.  I.  Reine  Elnenstrafen.  1.  Als  Criminal- 
strafe, nämlich  als  gesetzliche  Folge  der  peiulichen  Bestiaiung, 


1>  Ges.  V.  24.  Novbr.  i83S,  Art.  10—12,  Ges.  B.  f*  Vergehem 

14,  16. 

2)  St.  G.  B.  21.   Was  zu  geschehen,  wenn  die  besondere  Aus- 
drückung  unterblieben  sein  soUte,  gehört  in  den  Strafjiirozess. 

3)  Pol.  Ges.  B.  10—13.  SÖ,  87. 
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der  Vorlast  du  AottvlmicerrtDlits,  nolhalteod  die  UnfiÜiigkßtt,  „als 
ZeuRe  bei  A^Wa  «nd  Verti^ndliiBgen ,  oder  als  Siirli*-  <»dttr  KniMt- 

Ta]:stäiidio;er  geHraucht  zu  werden,  Vormuiid  ülier  andere  als  seine 
eigea£n  Kinder,  }(crichtlicUer  Pfleger  oder  Beistander  zu  sein,  und 
Un\viürdi£;l^eit  ia  einem  MUiUircorps  z.u  dienen"^).  Bios  correc- 
tiaiMUe  Stalin»  «pd :  2.  YevUMt  eiaer  Ibegtiaiiatwi  Bmfs-,  Gk- 
werbs-  44er  Eruerlisart,  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit. 

3.  Amts-  oder  Dienstentsetznng,  mit  welcher  zugleich  die  Unfä- 
higkeit /.ur  Bekleidung  irgend  eines  ufl'entlichen  Amtes  oder  einer 
öflenüicbeo  AnsteUung  ai^2— 10  Jahre  ausgesprochen  werden  muAs. 

4.  Oi«  Beraubung  der  Bacht»  der  vätcriichea  GevmH,  jtmt  b«- 
atiMte  odar  sahMtwainita  Zeit.  -6.  SiastelhmiK  dat  A«tivbiixgntsi- 
rtpbU  auf  2^10  Jahre,  darin  bestehend,  dass  der  YewrUieilta aaf 
so  lauge  „von  der  Ausübung  der  politischen  Rechte  ausgeschlossen 
und  unfcihig  ist,  irgend  ein  öilenlliches  Amt  oder  öfl'entlicben 
Dienst  zu  beKleidea/*^  6,  £insteliung  von  einem  uiientlicben  Amte 
oder  Dieaetf ,  eitf  hächtlant  i  Jabr ;  tie  zieht  de»  Verlast  des  Ge» 
baltes  nad  der  mit  dem  Amte  Terbwadenen  Gewinne  nach  sieh. 
II.  Demüthigende  Strafen,  aar  correctionell :  1.  Gerichtlicher  Yer'- 
weis,  in  ufl'entlicher  Sitzung,  durch  den  Präsidenten  des  Gerichts, 
mündlich  zu  crthcilen.  2.  Bei  Injurien  Ehrenerklärung,  Widerruf 
nad  Abbitte 0-  Zürich.  I.  Reine  Ebreaatrafen :  1.  Verlust  das 
Activbjirgerr^ehts ,  hescabaad  dwia,  dass  der  Vervvlliailte  voa  dffls 
Genüsse  aod  der  AusaboBg  aller  durch  die  Vex&«siMg  dem  Kaoi- 
tnnshürger  zugesicherten  politischen  Rechte,  von  dem  Zutritte  zu 
jeder  Art  von  öflcntlicheu  W^hl-  und  Gemeindeversanimluugen 
gänzlich  ausgeschlossen  und  unfähig  ist,  eiae  öftenilichc  Staats* 
oder  G^aiadestellaag  oder  Bedieostaag  aus  bcJUtidM.  Sie  tritt 
eia  aal  Lebensaeit,  aod  awar  als  fiseseulicbe  Folge  der  Ketten- 
und  Zachthausstraie ,  oder  zeitlich,  und  zwar,  wenn  nicht  das 
Gesetz  seihst  anders  bestimmt,  auf  höchstens  8  Jahre,  "i.  Amls- 
eutsetzung,  verbunden  zugleich  mit  l'nfahigkeit  zu  neuer  Beklei- 
dung von  Stellen  oder  Bedieostungen  auf  2--10  Jahre.  3.  Einstelr- 
loag  in  «inem  Amte  oder  eiwarBedMaaiaBg,  aaf  böcbsteos  1  filv, 
verbundea  mit  £ataiabaag  das  Gebaltes  und  der  Diensteiabüflille 
II.  Demüthigende  Strafen:  Richterlicher  Verweis^*).  Thurgau. 
I.  Reine  Ehren&trafen :  1.  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte (Verlust  des  Activbürgerrechts).  Der  Verurlbeiltc  wird  voa 
allen  dem  Kantonsbürger  zustehenden  politis^beo  Rechten  aiRSge«' 
schlossea  nad  daher  anfähig,  dea  Börgerversamodaagen  beiz«- 

•^  ' '  '  ■  

1)  St.  G.  B.  22.  Die  Vorschrift  des  Art  23,  dass  die  Strafe  nur 
den  Verurtheilten  treffen,  und  der  Familie  oder  Verwandt- 
schaft desselben  keinen  Schandileck  anhängen  solle ,  versteht 
sieh  voa  selbst,  lieber  die^  BehabiUtatioa,  aacfa  Kraft  d«c 
Gesetaes ,  s.  aat»  106. 

2)  St.  G.  B.  28.5—288,  290  ,  369  ,  3TD. 

3)  St.  G.  B..8,  13  ,  27—29  ,  32. 
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wobnen,  eine  «ffentliche  SteUe  oder  Bedienstuis  za  bekleiden, 

Militairdiensle  va  leiiten,  eine  Vormundschaft  zu  führen ,  als  Sach« 
verständiger  in  einem  gerichtlichen  Geschäfte  zu  handeln,  oder 
einen  Eid  oder  ein  Handgeiübde  zu  leisten.  Die  Strafe  ist  lebens- 
länglich oder  zeitlich.  Sie  ist  gesetzliche  Folge  der  Zuchthaus- 
und  Arbeitshansstrafe,  Jener  in  der  Regel  lebendanglich,  dieser 
auf  3  Jahre  nach  der  Entlassung.  Doch  kann  ausnahmsweise  bei 
jener  der  Richter  sie  auf  5  Jahre  beschränken,  bei  dieser  aber 
sie  bis  5  Jahre  ausdehnen,  oder  bis  auf  auf  1  Jahr  beschränken. 
Ausserdem  darf  sie  nicht  unter  1  und  nicht  über  10  Jahre  erkannt 
werden*  Sie  findet  als  selbststandige  Strafe  nicht  statt  gegen  Per- 
sonen unter  19  (vollm)  Jabren  oaid  Franenspersonen;  an  ihrer 
Stelle  tritt  Gefangniss  ein.  Dasselbe  gilt  für :  2.  Amts-  und  Dienst- 
entsetz,ung.  Sie  hat  den  Verlust  aller  %'on  dem  Verurtheilten  be- 
kleideten üffentlichen  Aemter  und  Dienste  zur  Folge,  und  /,ieht 
die  L  nfähigkeit  zur  Wiederw  ählbarheit  zu  einer  öUentlichen  Be- 
amtung  oder  fiedienstung  nach  sich,  jedoch  nur  anf  einen  Zeit- 
räum,  der  nicht  unter  2  und  nicht  über  10  Jahre  bestimmt  werden 
kann.  3.  Die  Einstellung  in  einem  Amte  oder  einer  Bedienstung ; 
sie  ist  mit  Entziehung  des  (Tchaltes  und  der  Diensleinhünfle  ver- 
bunden ,  und  kann  auf  höchstens  1  Jahr  erkannt  werben.  II.  De- 
müthigende  Strafens  Gerichtlicher  Verweis.  £r  wird  vom  Ge- 
richtsprädenten  vor  versammeltem  Geridite  mundlicb  ertheilt,  und 
kann  dadurch  geschärft  werden,  dass  dies  in  Gegenwart  der  bei 
dem  Vergehen  betheiligten  Personen,  oder  öffentlich  geschieht 
\V  a  a  d  t.  I.  Reine  Ehrenstrafen:  1.  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte 
(des  Activbürgerrechls),  und  zwar  entweder  aller  oder  einzelner, 
jener  lebenslänglich  oder  zeitlich,  dieser  nur  zeitlich  (mit  Aus- 
nahme des  Verlustes  der  vüterlicben  Grewalt,  der  gleichfiUIs  lebens- 
länglich ausgesprochen  werden  kann).  Der  Verlust  aller  biiit|rer- 
lichen  Rechte  hat  zur  Folge :  a.  Der  Verurtheille  kann  kein  po- 
litisches Recht  ausüben,  kein  Amt  und  keinen  ollcntlichcn  Civil- 
und  Militau dienst  versehen;  b.  er  ist  unfähig  WaÜen  zu  tragen 
und  unwürdig  im  Militair  zu  dienen;  c.  er  kann  kein  Guratort 
und  Vormund  nur  über  seine  eigenen  Kinder  sein;  d.  er  kann 
nicht  als  Sachverständiger  gebraucht,  und  nicht  als  Zeuge  verei- 
digt oder  zu  Documenten  zugezogen  werden.  Der  Verlust  einzel- 
ner Bürgerrechte  kann  eines  oder  mehrere  der  genannten  Rechte 
umfMSen.  Der  lebenslängUcbe  Verlust  aller  Bürgerrechte  ist  ge- 
gesetzliche Folge  der  Verurtheihing  zum  Tode  oder  zu  einer  Zucht- 
hausstrafe von  mehr  als  10  Jahren.  Bei  jeder  anderen  Verurthei- 
lung  muss  auf  den  Verlust  der  Bürgerrechte  erkannt  werden.  Er 
kann  dann,  sofern  das  Gesetz  nicht  speziell  anders  bestimmt,  Ver- 
lust aller  oder  nur  einzelner  Kochte  sein,  und  nur  bei  Verurthei- 
lung  zu  mehr  als  5  Jahren  Zuchthaus  nicht  unter  5  und  nicht  über 
30,  und  bei  V«rurtheilung  zu  mehr  als  10  Monaten  nicht  über  10 

i)  St.  G.  B.  10-12,  14,  17-20,  81. 
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Jahre  ausgesprochen  werden.  2.  Der  Verliut  der  viterlielMtt  6e- 
wdt,  lebenueB^ich  oder  seitlich.  3.  Die  Eatsetzmif  vom  Amte 

oder  Dienste;  sie  zieht,  lebeiidSD|^ich  oder  für  eine  bestimmte 
Zeit ,  die  Unfähigkeit  zu  dessen  Verwaltung  nach  sich,  4.  Die 
Unlersagung  eines  Gewerbes,  einer  Kunst  oder  eines  Geschäftes, 
kann  nar  auf  bestimmte  Zeit  erkannt  werden.  II.  Demüthigende 
Strafen:  Verweis;  er  wird  doreh  den  PrISsidenten  des  Gerichts  in 
ofientlicher  Gerichtssitmng  ertheilt ;  erscheint  der  dazu  Torgela- 
dene  Verurtheille  nicht,  so  ist  die  Strafe  von  Rechtswegen  in 
zweitägiges  Gefängniss  verwandelt*).  Grauhünden.  Nur  reine 
Ehrenstrafen  :  i.  Verlust  der  bürgerlichen  £hren.  Er  ^besteht  in 
Entset&nng  von  Ehr  und  Crewehr d.  h.  in  der  Verwirfcang  des 
Rechts  zn  stünmen  nnd  zn  mehren,  öffentliche  Aemter  an  beklei- 
den und  iHr  das  Vaterland  die  Waffen  zu  tragen ,  sowie  in  der 
Unfähigkeit  gerichtliches  Zeugniss  abzulegen.  2.  Schmälerung  der 
bürgerlichen  Ehren,  nämlich  Ausschluss  von  der  Bekleidung  öffent- 
licher Aemter,  mit  oder  okue  gleichzeitigen  Verlust  des  Rechts 
zu  stimmen  nnd  zn  mehren,  l^ide  Strafen  sind  lebenslSi^ch 
oder  zeitNch.  Lebenslänglicher  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren 
tritt  von  selbst  ein  bei  der  Kettenstrafe.  Bei  anderen  Strafen  mnss 
sowohl  auf  den  Verlust  als  die  Schmälerung  ausdrücklich  erkannt 
werden.  Nähere  allgemeine  Vorschriften  fehlen Bundesstraf- 
recht. Nn*  reine  Ehrenstrafen:  i*  Verlast  des  Activbürgerrechts, 
besteht  darin,  dass  der  Vemrtheilte  »nnföhig  wird,  das  ihm  nach 
der  Verfassung  oder  nach  den  Gesetzen  des  Bundes  oder  seines 
Kantons  zustehende  Stimm-  nnd  Wahlrecht  auszuüben,  oder  ein 
üffentliches  Amt  zu  bekleiden."  Diese  Strafe  ist  lebenslänglich 
oder  zeitlich.  Es  ist  immer  auf  sie  ausdrücklich  zu  erkennen.  Bei 
Znchthansstrafe  mnss  auf  sie  erkannt  werden,  nnd  zwar  kann 
sie  hier  lebenslänglich  sein,  bei  Gefiingnissstrafe  kann  sie  nnr  bis 
10  Jahre  nach  der  Entlassung  dauern.  2.  Amtsentsetzung;  mit  ihr 
ist  die  Unfähigkeit  zur  Bekleidung  eines  öffentlichen  Amts  oder 
einer  Anstellung  verbunden,  aber  nicht  unter  2  und  nicht  über  10 
Jahre  anszusprechen 

f.  94. 

Unter  Vermtigen  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  versteht 
man  den  Inbegriff  von  Gütern ,  die  Jemand  bereits  hat.  Unter 
Vermögensstrafen  können  daher  eigentlich  nur  diejenigen  Stra- 
fen Terstanden  werden,  durch  welche  unmitlelljar  aus  dem 
Vermögen  des  Verurtheilteo  etwas  herausgezogen  wird.  JVur 

1)  St.  6.  B.  aO-26, 

2)  St.  G.  B.  14,  16,  17. 

3)  Bnndesstralr.  $,  6,  7. 
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«nel^WiMpcii  .ge|ior«D  sokbe  SCrafen  4laza,  welche,  mijUelbar, 
»  »ofeni  ewea  NochtlieÜ  för  ilm  enthalten,  dast  «e  den  Ver- 
artheHten  hinderen,  einen  beslimmten  ferneren  Erwerb  oder 
Gewinn  ^vl  machen;  namentiich  also  Entsetzung  oder  Ent- 
lassung vom  Amte,  femer  Verlust  von  Gewerben  q.  s.  w. 
Indess  schwankt  iq  Betreff  dieser  letateren  die  neuere  Geseti- 
gebnng.  Auch  von  den  Schweiz.  St.  G.  B.  stellt  wenigstens 
eines  sie  ausdrücklich  zu  den  Vermögensstrafen  (s.  unten), 
während  andere  sie  unter  den  Ehrenstrafen  aufzählen  (s.  d. 
y.  §.).  Die  verschiedene  StclIuDg  ist  hier  heibeballen.  Die 
eigwiklicbea  Vermögensslrafen  sind  Yon  zweierlei  Arl :  Geld- 
bussen oder  Geldstrafen,  wenn  der  Verurtbeiite  als  Strafe 
eine  bestimmte  Summe  Geldes,  gewöhnlich  an  den  Staat, 
zahlen  muss;  und  Conliscation,  wenn  das  ganze  Vermögen 
des  Verurtbeilten ,  oder  ein  heslimmler  Theü  desselben  zur 
Strafe  in  das  Vermögen  des  Staats  bineiBgezogen  wird.  Die 
theilweise  Confiscation  kann  einen  aliquoten  Thcil,  oder  be- 
stimmte Stücke  des  Vermögens  treffen,  nämlich  bestimmter 
Gegenstände,  an  oder  mit  denen  entweder  das  Verbrechen 
begangen  ist,  oder  welche  durch  das  Verbreeben  hervorge- 
bracht sind;  selbstverständlich  immer  vorausgesetzt,  dass  sie 
wirklich  zu  dem  Vermögen  des  Verbrechers  gehören.  Die 
Schw>  St.  G.  ß.  kennen  sowohl  Geldbusse,  mit  Ausnahme 
der  peinlichen  St.  G.  Hücher  (nicht  der  correctionellcn]  von 
Basel,  SchafThausen  und  Aargau,  als  auch  Confiscation,  letz- 
tere jedoch  nur  bezüglich  einzelner  Stücke  des  Vermögens '] , 
endlich  auch  den  Gewerbeverlust.  J.  Geldbusse.  I.Sie  kommt 
vor  als  criminelle  und  correctionelle  Strafe  in  St.  Gallon ,  Lu- 
zern,  Freiburg;  blos  als  correctionelle  in  i'csssin,  IJasel, 
SchafThausen.  2.  Ihr  IJetrag -)  ist  allgemein  lestgestellt  fol- 
geiidergestall:  In  St.  Gallen  darf  sie  criminell  nicht  unter  100 
und  nicht  über  3000  Gulden  betragen;  in  Waadt  nicht  unter 
1  und  uichl  über  600  Francs;  in  Tburgau  nicht  über  1000, 

1)  Sic  ist  zwar  in  einAelnea  St.  G.  B.,  z.  B-  Aaraii ,  Basel, 
Schnfili.,  nicht  ausdrücklich  aafgeführt,  versteht  sich  aber 
in  den  «berhaopt  svlMssigen  FHUen  von  selbst,  kaaii  dann 
aber  freilich  nicht  so  sehr  als  Strafe,  wie  nur  als  nothwendigs 

polizeiliche  Massregel  betrachtet  werden. 

2)  Wo  von  Franken  die  Rede  ist,  gilt  für  die  St.  G.  B.  vord850 
die  alte,  für  die  späteren  die  neue  (Französ.)  Wäbr.wikg. 
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in  Granbunclen  mchC  über  800  Golden ;  im  Btmdesstrafrecht 
Hiebt  über  10,000  Fr. ;  in  Frdbnrg  (criminell]  nicht  über  den 
TieHen  Theil  des  Venttdgen§  des  Verartbeilteii.  Ifi  Tessis 
ist  sie  itt  5  Grade  getbeüt:  1.  Grad  Ton  90,  2.  toh  SD 
bis  50,  3.  TOii  50*100,  4.  von  100— 250,  5.  Ton  250  500 
Francs.  Andere  allgemeine  Bestimmmigen  über  den  fietfi^ 
fehlen.  2.  A]%emeine  Vorsehriften  über  .ihre  Antründnng 
sind  nnr  folgende:  In  Granbänden  nnr  allgemein,  dass  sie 
immer  mit  billiger  Rücksiebtsnabme  anf  die  Vennögensrer- 
InillnisAe  des  Verbrechers  yerUingt  werden  sollen.  In  Züricfa : 
a.  Mit  Ketten-  oder  Znchthansstrafe  können  Geldbnssen  nie- 
mals yerbnnden  werden,  b.  Wenn  Geldbnsse  neben  Geßng- 
nissstrafe  angedrobet  ist,  so  kann  dennoch  der  Richter  ans 
besonderen  Granden  (nach  sanem  verständigen  firmessen) 
nnr  aof  GefÜngnissstrafe  erkennen,  c.  Blosse  Geldstrafe  ist 
nur  da  amni^enden,  wo  ans  den  Worten  des  Gesetses  nn» 
<weideatfg  hervorgeht,  dass  bei  ein^itt  geringeren  Grade  de» 
Terbrecbens  (in  den  leichteren  Fällen)  gäaillcbes  Weglasse 
der  Freiheitsstrafe  gestattet  sein  solle.  In  Tessin  sollen  die 
erwähnten  Grade  der  Geldbnsse  nach  dem  nrathmasstichen 
yermOgeABxvstande  des  Schaldigen  ht  der  Art  lor  Anwen«* 
dnng  kommen,  dass  anf  die  einfachen  Beträge  erkannt  wird, 
wenn  das  Vermdgen  nicht  über  5000  Francs  beträgt,  anf  die 
doppelten,  wenn  nicht  über  20,000,  anf  die  dreifachen,  wenn 
nicht  über  500,000 ,  auf  die  vierfachen ,  wenn  mehr.  Zugleich 
sind  besondere  Vorschriften  über  die  Verwendung  der  Geld* 
Bussen  zn  bestimmten  staatlichen  Zwecken  erlassen  lieber 
die  Umwandlung  der  Geldbüsscn  unten  $•  103.  II.  Gonfis- 
catton  einzelner  Gegenstände  soll  eintreten :  In  Tessin  und 
Waadl  soll  allgemeine  Folge  einer  Bestrafung  sein  der  Ver- 
lost des  Gegenstandes,  an  welchem  das  Verbrechen  begangen 
Worden  (cörpo  dcl  deiilto),  derjenigen  Sachen,  welche  un* 
ittiltelhar  durch  das  Verbrechen  hervorgebracht,  und  derje- 
nigen, welche  zu  dessen  Vcrübung  gedient  haben  oder  be* 
stimmt  waren.  In  Waadt  wird  dabei  zwar  ausdrücklich  vor- 


3)  Vgl.  über  Alles  Tessin  20,  Zürich  33,  Vi,  Granb.  15,  Fiei- 
burg  19,  284,  Waadt  27,  Bundesstrafr.  2,  Thurgau  13,  St. 
Gallisches  Ges.  v.  24.  Nov.  1S38  13 ,  Ges.  f.  Vergehen  v.  St. 
Gallen  15,  hatetA  20,  Pol.  St  6.  B.  9,  Cotr.  Ges«  v.  Basel  8, 
Zttchtpol«  Ges.  von  Schaffb.  11« 
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ausgesetzt,  dass  die  Sachen  Eigentbom  des  Verurtheillen  sein 
müssen ;  dies  ergibt  sich  aber  von  selbst  aas  dem  Begriffe 
der  Confiscalion.  In  St.  Gallen,  Lasern  und  Freiburg  findet 
die  Confiscation  nur  in  den  einzelnen ,  vom  Gesetz  ausdrück- 
lich beslimmten  Fällen  statt.  Zürich  führt  »die  Confiscation 
einzelner  Sachen  nur  als  Strafart  auf,  ohne  weitere  allge- 
meine Vorschrift  darüber*).  III.  Die  Entziehung  Öffentlicher 
Berechtigungen  oder  emes  öffentlichen  selbststandigen  Ge- 
werbebetriebes besieht  als  Vermögensstrafe  ^)  nur  in  Thurgau; 
sie  kann  für  immer,  oder  zeitlich  von  6  Monaten  bis  zu  1, 
Jahre  erkannt  werden  *J. 

S.  95. 

Besondere  elvllrechtllrlie  Folgen  der  Strafen. 

Einzelne  neuere  Deutsche  St.  G.  B.  haben,  zwar  nicht  den 
bürgerlichen  Tod,  dagegen  die  Unfähigkeit  eines  in  schwere 
peinliche  Strafe  Verurlheilten  zur  V  erfügung  über  sein  Ver- 
mögen ausgesprochen,  besonders  aus  Rücksicht  auf  politische 
Verbrecher :  Diesen  soll  die  Möglichkeit  genommen  werden, 
ihr  Vermögen  etwa  zu  ihren  poUlischen  Zwecken  zu  ver- 
wenden. Gleiche  Vorschriften  —  wenn  auch  nicht  zu  gleichen 
Zwecken  —  sind  in  mehrere  Schweizer.  St.  G.  B.  überize- 
gangen.  Nicht  in  die  neuesten,  namentlich  nicht  in  die  von 
Thurgau,  Waadt,  Freiburg,  Graubünden  und  das  Bundes- 
strafrecht*). Dagegen  verordnen:  Tessin:  IVicht  nur  ziehen 
die  Todesstrafe  und  die  lebenslängliche  Zwangsarbeit  den  bür- 
gerlichen Tod  nach  sich,  sondern  es  begreift  auch  der  Ver- 
lust des  Activbürgerrechts  alle  civilrechtlichen  Wirkungen  der 
Infamie,  und  die  Verurtheilung  zu  zeitiger  Zwangsarbeit  die 
gesetzliche  Interdiction  für  die  Dauer  der  Strafe  in  sich. 
Aargau:  Derjenige,  welcher  wegen  ein^  Criminalverbre- 
chens  verurlheilt  ist,  kann  von  der  Verurtheilung  an,  solange 
die  Strafzeit  dauert,  weder  unter  Lebenden  ein  verbindliches 


1)  Vgl.  Tessin  43,  Waadl  29,  Freiburg  21,  279,  Zürich  33,  Pol.. 
Ges.  B.  von  Luzern  14,  Ges.  B.  f.  Vergehen  v.  St.  Gail.  15. 

2)  Wo  all  Ehrenttrafe,  s.  im  §. 

3)  St.  G.  B.  13. 

4)  Daselbe  Art.  3  schreibt  nur  vor,  dass  die  privatrechtlichcn 
Wirkungen  der  Zuchthausstrafe  sich  nach  den  Gesetzen  der 
Heimath  des  Sträflings  richten  sollen. 
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Geschäft  schUewen,  noch  eben  letzten  Witten  erricbten'). 
Basel  nnd  Schaffhansen:  Die  zum  Tode  Vemrtheillen 
können  nur  mit  Einwillignng  der  Regierung  über  ihr  Ver- 
mögen eine  Verfügung  treffen.  Eben  so  nicht  die  wegen  Ver- 
brechen (i.  e.  S.)  zu  einer  Freiheitsstrafe  Vemrtheilten  Tor 
Beendigung  der  Verhaftszeit ;  sie  werden  deshalb  bevormundet* 
Zürich:  Ketten-  nnd  Znchthausstrafe  h^en  Unfähigkeit  zu 
allen  Rechtsgeschäften,  daher  Bevormundung,  während  der 
Bauer  der  Strafzeit,  zur  Folge.  Luzern:  Jedem,  der  zu 
Ketten-,  Zuchthaus-  oder  Einsperrnngsstrafe  verurtheilt  ist, 
wird  die  eigene  Verwaltung  seines  Vermögens  während  der 
Strafzeit  entzogen  und  ein  Vormund  gesetzt  St  Gallen  hat 
folgende,  zugleich  mit  einer  polizeilichen  Aufsicht  verwandte 
Vorschrift:  Der  nach  erstandener  Zuchthausstrafe  Ent- 
lassene hat  für  die  Dauer  von  3  Monaten  bis  S  Jahren  nch 
einer  Schutzaufsicht  zu  unterziehen,  vermöge  derer,  je 
nach  individuellen  Verhältnissen»  ganz  oder  thdlweise,  die- 
jenigen Beschränkungen  in  Bezug  auf  Vermögensverhältnisse 
und  persönliche  Freiheit  des  Entlassenen  eintreten,  denen  ein 
Bevogtcter^J  unterworfen  ist  Die  Ausführung  steht  dem 
kleinen  Rath  zu 

§.  96. 

OeirmtUclie  BelMwntmMiivaV  dies  StvaAurtlieiln. 

Noch  die  PeinL  Gr.  0.  hat  das  altgermanische  Verfahren 
der  öffentlichen  PubUcation  der  Erkenntnisse  in  pdnUchen 
Sachen,  sowohl  der  verurtheOenden  als  der  losspredienden, 
beibehalten.  Das  immer  mehr  in  Doitsdiland  eindringende 
geheime  Inquisitionsverfabren  hat  sie  nach  und  nach  völlig 
beseitigt  Nur  zum  Zweck  der  Rechtfertigung  des  Freige- 
sprochenen räumt  man  dem  letzteren  in  Doctrin  und  Praxis 


0  Dasfelbe  gilt  schon  für  die  blosse  Anklage  vom  Tage  der  er- 
kannten Spezialinquisition  wShrend  der  genzen  Dauer  4er 

Untersuchung,  freilich  hier  nicht  als  Strafe. 

2)  Daher  nicht  als  eigentliche  Poli  eiaufsicht  aufzufassen.  Ue- 
brigens  geht  aus  dieser  Vorschrift  hervor,  dass  wahrend  der 
Stra&eit  bezüglich  des  Veniiögeiis  die  gleiche  BetchrSnlnug 
vorausgesetzt  wird. 

3)  Vgl.  über  Alles:  St.  Gallen  6,  Luz.  22,  Zürich  8,  13,  Schafl- 
hansen  32,  Basel  33,  Aargau  38,  Tessin  36,  38,  40. 
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wohl  das  Recht  auf  dffnitliche  Bekmotmachnng  des  freispre- 
chenden  Urtheils  ein.  Eine  geradez«  eatgefei^esetete  Be- 
dentnng  hat  die  m  mehreren  neneren  St.  6.  fi.  vorgeaefarie- 
hene.öffientliclM  Bekanntmachung  des  Straferkemitnisses ;  diese 
irird  noch  als  eine  Art  Einreastrafe  behandelt,  und  steUt  sich 
dann  gewöhnlich  als  eine  Schärfang  der  ordentlichen  Strafe 
dar.  In  anderen  ist  aber  auch  dieser  Charakter  wieder  Ter^ 
wischt,  und  die  öfientHchc  Bekanntmachung  hat  dort  den 
Zweck  der  Abschreckung  für  Andere,  ist  also  gar  keine 
Strafe  und  stellt  sich  dem  Wesen  nacb'nur  als  prozessualische 
Vorschrift  dar.  —  Von  den  Schw.  St.  G.  B.  haben  nur  zwei 
hierher  gehörige  Vorschriften.  In  Freibarg  kann  der  Richter 
die  öffentliche  Bekanntmachuag  eines  zucbtgerichtb'cben  oder 
polizeilichen  Strafurlheils  verordnen.  Hier  stellt  sich  die 
Massregel  als  Strafschärfung  dar.  Bios  prozessualischer  Na- 
tur crscheinf  (lacro^xon  die  Vorschrift  in  Zürich,  dass  alle  Cri- 
amiaistrafartheile  öffentlich  bekannt  gemacht  werden  sollen'). 

II.  Besondere  Gnmdsätze  ttber  Ajiwcadnng^  der 

Strafen. 

97. 

BuieaaMBic  der  Stnife« 

Vermöge  des  Begrifft  der  Strafe  und  des  Strafrechts  kann, 
wie  die  Strafe  selbst,  so  auch  ihre  Anwendang,  nur  eine 
gerechte  sein.  Eine  gerechte  Anwendung  der  Tom  Gesetze 
angedroheten  Surafe  kann  aber  nur  darin  bestehen,  dass  eben 
die  vom  Gesetze  angedrohete  Strafe  zur  Anwendung  gebracht 
wird.  Indess  hat  das  Gesetz  ein  für  aHemal  abstrakt  die 
Strafe  angedrohet;  dar  konkmte  FaU  kann  ab«  eine  YielfKh 
terschiedefte  Strafwürdigkelt  herausstellen,  und  die  Gerefdir 
tigkeit  erfordert  daher  (ob.  $.  86),  dass  danach  auch  eine  yer- 
schiedene  Anwendang  auf  den  konkreten  Fall  statt  finde. 
Hierauf  bezieht  sich  die  Lehre  von  der  Zumessttng  der  Strafe. 
Die  richterliche  oder  gerichtliche  Zumessung  der  Strafe  ist 
das  Urtbeil  des  Richters,  dass  nach  der  besonderen  schweren 
oder  leichten  Beschaffenheit  des  konkreten  Falles  ein  be- 


1)  Freiburg  294,  Zürich  24;  die  Modalitäten  der  Bekanntmachung 
(Drack,  Anschlag  in  den  Gemeinden)  gehören  nicht  hierher. 
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fitimmtes  Mass  der  von  Gesetze  angedrobeten  Strafe  xnr  An- 
wendung za  bringen  sei.  Sofort  ergeben. ans  diesem  ßcgrifiiB 
sieb  mehrere  Sätze  zur  genaueren  Gbarakterisimng  der  Zu- 
messung:  1.  Von  Znmessung  der  Strale  kann  überhaupt  nur 
die  Rede  sein  dem  gescbridienen  Strafrechte  gegenüber; 
ansserdem  bat  jeder  konkrete  Fall  sein^  besonderes  Reebt, 
seine  besondere  Strafe,  die  zuerkannt  wird.  2.  Nur  sebr 
hescbränkt  gegenüber  dem  absolot  bestimmten  Strafgesetze. 
Das  .  absolut  bestimmte  Strafgesetz  kann  in  der  Regel  nur  so 
jMarr  und  unbewegfich  zur  Anwendung  gebracht  werden,  wie 
es  angedrobet  ist.  Indess  kann  der  Richter  auch  hier  nicht 
Jilosse  Anwendnngsmaschine  sein,  wovon  gleich.  3.  Strenge 
genommen  nicht  gegenüber  dem  völlig  unbestimmten  Straf- 
gesetze ;  dieses  enthiUt  im  Grunde  nur  die  Ermächtigung  für 
•den  Richter,  für  jeden  konkreten  Fall  dessen  besondere  Strafe 
zu  bestimmen  und  zuzuerkennen.  Doch  spricht  man  auch 
Met  von  Strafzumessung.  4.  Es  bleibt  für  die  Zumessung 
.daher  nur  übrig  das  relativ  unbestimmte  Strafgesetz,  und  hier 
ist  ihre  Bedeutung  die  mögliche  Vermittelttng'.des^  Rechts  des 
Gesetzes  mit  dem  Rechte  des  einzehien  Fall^  durch  Anwen- 
dung des  dem  letzteren  entsprechenden  Ulasses  der  gesetz- 
lichen Strafe.  Es  ergeben  sich  hiernach  folgende  Grundsätze 
für  die  Zumessung  der  Strafe*  in  jenem  allgemeinen  Sinne 
der  Doctrin:  1.  Das  absolut  bestimmte  Strafgeselz  hat  der 
Richter  zwar  vollständig:  anzuwenden ;  indess-  einerseits  unter 
Aufeparang  etwa^er  Strafschärfungen  nur  für  die  schwe- 
reren Fälle;  andererseits  unter  der  Verpflichtung,  in  den 
leichteren  Fällen,  dcreu  Rechte  die  Härte  der  Strafe  nicht 
entspricht,  Begnadigung  (und  zwar  Umwandlung  im  Wege 
der  Gnade)  zu  beantragen.  2.  Hei  völlig  unbestimmten  Straf- 
gesetzen hat  der  liichter  die  sittliche  und  rechtliche  Schwere 
der  einzelnen  Ihat  (nicht  der  Art  des  Verbrechens)  zu 
vergleichen  mit  denjenigen  Verbrechen,  denen  eine  absolut 
oder  relativ  bestimmte  Strafe  angedrobet  ist,  und  die  Strafe 
des  zunächst  kommenden  V^erbrechens  analog,  nach  dem  gan- 
oen  Geiste  des  geltenden  Strafrechts  anzuwenden.  3.  Hei  dem 
ftUtiv  bestimmten  Strafgesetze  hat  er  die  ganze  That  nach 
ihren  äusseren  und  inneren  Momenten  zu  würdigen  (wodurch 
der  BegrilT  der  sog.  objecliven  und  subjecliven  Zumessungs- 
gründe  sich  büdet),  also  das  «Ihat-  und  Willensmoment,  und 

18 
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danach  das  seioem  rechtlichen  Ermessen  gemäss  zu  treffende 
Mass  auszusprechen.  4.  Sdhatremändlieh  kann  er  dieses  Mass 
nur  innerhalb  des  von  dem  Geselse  gegebenen  Raomes  finden« 
Die  Grenien  des  ietsteren  darf  er  nacb  keiner  Seite  ober» 
schreiten,  wenn  ihm  dies  nicht  fär  einzelne  besondere  Fälle 
ansdröcklich  vom  Gesetze  gestattet  ist,  wodnrcb  sich  die  Be- 
griffe der  StrafmÜdening  und  Straferhöfanng  bilden  (wovon 
im  f.  SO*  ^*  spricht  dabei  von  Strafminderung  und  Straf- 
scblrfung.  Jene  ist  die  Anwendung  der  niedrigeren,  diese 
die  der  höheren  Masse  der  gesetzlich  angedroheten  Strafen. 
Ihrem  Wesen  nach  besteht  also  jene  in  einem  Hemnter- 
geben  unter,  diese  in  einem  Hinübergehen  über  das  mittlere 
gesetzlich  angedrohete  Strafmass  bei  dem  relativ  bestimmten 
Strafgesetze.  Bei  dem  absolut  bestimmten  kann  nur  von  Straf- 
•  minderung,  durch  Fortlassen  der  gesetzlichen  Scharfnng,  die 
Rede  sein.  -~  In  den  Schweiz,  St.  G.  B.  sind  keine  Grund- 
sätze enthalten,  die  den  aufgestellten  widersprechen  *).  Nur 
beben  sie  sämmtlich,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Waadt, 
bestimmte  Zumessuogsgriinde  aufgestellt,  nach  denen  der  Rich- 
ter in  dem  einzelnen  Falle  ein  grösseres  odor  geringeres  Mass 
innnerhalb  der  Grenzen  der  angedroheten  Strafe  zur  Anwen- 
dung bringen  soll').  Es  kommt  indess  im  Ganzen  auf  sie 


1)  ygl.TeMia,  27,  67,  Aargaa  15,  39,  St.  Gdkn  40,  55,  Basel 

33  ,  34,  Schaphausen  33,  36,  174,  Lnzern  73,  78,  Zürich  69, 
Thurgau  63-65,  Waadt  4,  63,  Freiburg  7,  60  ,  66,  Graobän- 

den  'i8,  49,  Bundesstrafr.  31  ,  32. 

2)  Beispielsw  eise  mügen  die  von  Zürich  (§§.  70 — 72)  aufjgestell- 
ten  Erschwenuigso  und  Minderuu^sgründe  hier  wiederholt 
werden :  Die  Strafbarkeit  soll  steigen :  1.  Je  grösser  der,  durch 
dieselbe  bewirkte  oder  gedrobete  Nachtheil  ist.  2.  Auf  fe  meh- 
rere Personen  sich  dieser  erstreckt.  3.  Je  schwieriger  es  war, 
sich  J^egen  das  Verbrechen  /.u  schützen,  daher  auch,  wenn 
ein  Verbrechen  von  mehreren  Theilnehinern  begangen  wurde. 
4.  Je  zahlreichere  und  wichtigere  Bev^  eggründe  för  die  Bt- 
obachtang  des  Gesetze«  vorhanden  waren ;  |e  mannigfiiehere 
nnd  grössere  Pflichten  von  dem  Verbrecher  verletzt  worden 
und  je  mehr  derselbe  im  Stande  war,  diese  Beweggründe  und 
Filichten  deutlich  zu  erkennen.  5.  Je  grössere  Beharrlichkeit, 
Verwegenheit,  List  bei  Vorbereitung  und  Vollbringung  der 
That  gezeigt  worden.  6.  Je  mehr  Bosheit  oder  Graoaamkeit 
der  Thäter  dabei  verrieth.  7.  Je  mehr  derselbe  zeigte,  dass 
ihm  die  Verälinng  von  Verbrechen  «ar  Gewohnheit  geworden 


Digitized  by  Gopgle 


—  275  — 

nicht  nn,  weil  sie  eben  meist  nur  Abstraktionen  aus  den  blos- 
sen Grundsätzen  des  Strairechts  sind  und  daher  für  den  ver- 
standigen und  gerechten  Richter  sich  von  selbst  ergeben, 
weshalb  denn  auch  jeder  Streit  über  ihre  AaslegUDg  für  TÖlUg 
unerfiodlich  gehalten  werden  mass ']. 

Ml.  8.  Je  mebr  er  die  Untersnchnng  durch  Lügen  erschwerte. 
9.  Je  wichtiger  bei  den  in  Folge  Complotts  verübten  Verbre* 
chen  seine  Mitwirkung  bei  der  Anifährnng  der  verbrecbert« 

sehen  Verabredung  war ;  eben  so  ,  wenn  er  zuerst  die  ver- 
brecherische Verbindung  veranlasste  und  zu  Stande  brachte 
(Anstifter),  oder  den  Plan  zur  Ausführung  des  Verbrechens 
entwart  Die  Strafe  soll  gemindert  werden :  1.  Je  mehr  der 
Verbrtfeber  wegen  Mangels  an  Unterricht  oder  ans  natttrii« 
eher  Schwäche  des  Verstandes  verhindert  war»  den  vollen 
Umfang  der  Gefährlichkeit  und  Strafwürdigkeit  seiner  Hand- 
lung einzusehen.    2.  Je  mehr  er  durch  Verführung,  Befehl 
oder  Drohung  oder  überhaupt  durch  seine  Abhängigkeit  von 
einem  Andern,  oder  aneb  dorcb  drückende  Armnä  oder  an-, 
dere  Noth  zu  dem  Verbrechen  verleitet  wurde.  3.  Je  nntaddU 
hafter  sein  bisheriger  Lebenswandel  war.    4.  Wenn  er  in- 
einer  zufallig  entstandenen  und  an  sich  zu  entschuldir][enden 
Leidenschaft  oder  Gemüthsbewegung,  oder  5.  in  unverschul- 
deter Trunkenheit  gehandelt  bat.  6.  Wenn  er  beabsichtigte, 
zum  Nutzen  und  Wohl  des  Geschädigten  zu  bandeln*  7«  Wenn 
er  sich  vor  Entdeckung  der  Tbatbemfibete,  den  verursachten 
Schaden  wieder  gut  zu  machen,   oder  weitere  nachtheilige 
Folgen  zu  verhindern,    8.  Wenn  er  sich  selbst  dem  Gerichte 
angegeben,  oder  wenigstens  gleich  im  Anfange  der  Untersu- 
cbnng  ein  vollstfindiges  GestSndniss  abgelegt  bat.  9.  Wenn 
er  andere  unbekannte  Terbredier  entdeckt,  oder  ans  eigenem 
Antriebe  zu  deren  Habbaftwerdong  Mittel  und  Gelegenheit 
gegeben  hat.    10.  Wegen  der  Jugend  des  Verbrechers  ( wo 
diese  nicht  eine  eigentliche  Milderung  der  Strafe  zur  Folge 
hat).  —  Dass  die  Nr.  9  der  Milderangsgründe  in  ihrer  Allge- 
meinheit sehr  bedenklieb  ist,  lenebtet  ein. 
i)  Zfirieb  bat  ausserdem  §.  34  noch  besondere  Vorschriften  über 
Anwendung  der  Strafe  in  einzelnen  Fällen:  1.  Ehrenstrafen. 
Verbot  der  Wirths- und  Schenkhäuser ,  Verweis,  Coniiscatioa 
einzelner  Sachen  und  Verlust  einträglicher  Rechte  können 
mit  den  sämmtlichen  Strafarten  verbunden  werden,  auch  wenn 
das  Gesetz  dies  nicht  ausdrttckUcb  vorschreibt;  es  muss  nur 
eine  vorhiQtnissmässige  Verminderung  der  andern  Strafen  da« 
bei  eintreten.  2.  Geldbasse  kann  mit  Ketten-  oder  Zuchthans- 
strafo niemals  verbunden  werden.  3.  Wo  Geld-  und  Gefäng- 
nisssirafen  neben  einander  angedrohet  sind,  sind  sie  in  der 
Regel  beide  «AtuwendeA,  ass'besimderen  Grfiaden  aberauck 
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§.  98. 

mideruiis  ErltAltuiig  der  Strafe» 

Allgemein«  Griinilüfitze» 

Miltlerunt]^  der  Strafe  ist  die  Anwendung  einer  geringeren, 
Erhöhung  der  Slrai'e  die  Anwendung  einer  schwereren  Strafe 
auf  den  einzelnen  Fall ,  als  welche  das  (besetz  für  das  in  Frage 
stehende  Verhrechen  angedrohet  hat.  Diesen  liegrifl'en  gegen- 
über stehen  die  der  Minderung  und  Schürfung  der  Strafe  (s. 
d.  V.  §.) Ihrem  Wesen  nach  besteht  also  sowohl  Milde- 
rung wie  Erhöhung  in  Anwendung  einer  anderen  Strafe  als 
der  gesetzlich  angedroboten.  Schon  daraus  folgt,  dass  beide 
ohne  ausdrückliche  Zulassung  des  Gesetzes  nicht  eintreten 
können;  dann  aber  auch  sowohl  bei  absolut,  als  bei  relativ 
bestimmten  Strafgesetzen.  Gemeinrechtlich  gelten  für  sie  fol- 
gende Grundsätze  :  1.  Strafmilderung  sowohl  als  Slraferhö- 
hung  können  in  doppelter  Weise  staltfindon,  in  sofern  niim- 
lich  entweder  eine  der  Art,  oder  nur  eine  dem  Masse  nach 
gelindere  oder  schwerere  Strafe  als  die  gesetzliche,  angewendet 
wird.  2.  Beide  können  überhaupt  nur  aus  besonderen  Grün- 
den eintreten,  aus  den  s.  g.  Stralmilderungs-  oder  Slrafer- 
höhungsgründen.  Unter  denselben  versteht  man  diejenigen 
besonderen ,  ausserhalb  des  Thatbestandes  des  zu  bestrafenden 
Verbrecbeus  liegcudea  -j  factischen  ^looieute ,  weiche  auf  die 

die  Geföngnissstrafe  allein.  4.  BloMe  Geldstrafe  aber  nur  über- 
haupt in  geringfüj^igeii  Fällen,  uad  wo  es  klar  ist,  dass  bei 
einem  geringeren  Grade  des  Verbrechens  das  Geieti  die  gänz- 
liche Weglassung  der  Freilieitsstrate  gestatte.  Ferner  §.  18; 
Wo  dem  richterlichen  Ermessen  mehiere  Arten  von  Frei- 
heitsstrafen zur  Anwendung  überlassen  werden,  da  ist  die  ge- 
setzlich kürzeste  Dauer  der  härteren  Art  für-  schwerer  zu 
halten,  als  die  längste  4er  gelinderen  Art.  —  Endlich  haben 
Basel  und  Schafiliausen ,  ziemlich  übereinstimmend  noch  Zu- 
messungsgründe,  besonders  für  einxelue  Gattungen  von  Ver- 
brechen y  nämlich  für  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  und 
Eigentbnm  anfgestellt,  Basel  96,  97,  166—168,  SchafOi.  101, 
171—17$.  Sie  ergeben  sich  aber  theils  ans  allgemeinen  Grund- 
sätzen von  selbst,  und  können  theils  nur  bei  den  einzelnen 
Verbrechensgattungen  aufgeführt  werden. 

1)  Indessen  werden  particularrechtlich  die  Ausdrücke  gerade 
niBgekehrt  gebraucht,  auch  wohl  durcheinandergeworfien. 

2)  Hierdurch  unterscheiden  sie  sich,  wenigstens  theilweise,  Ton 
den  Strafmindemogs-  und  Scharfangsgründen  (s.  d.  y.  f.). 
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slrafrechüicbe  Sebald  des  Verbrechen  eineo  besonders  mii- 
demden  oder  ersehwerenden  Einfloss  äusseren.  Sie  werden 
gleichfalls  eingelbeilt  in  subjectiire  nnd  objectiye.  Jene  haben 
(»nen  Torhcrrschend  sittlichen  Charakter;  diese  treffen  mehr 
die  Schwere  nnd  Gefahr  der  RecbtsTerletsEang.  Indess  wird 
vhee  dieses  Alles  gestritten,  indem  Gemeinrechtlich  der  Ridi- 
ter  nicht  nur  (nadb  der  Praxis  unbestritten)  das  Recht  der 
Strafmilderung  gleich  dem  der  Straiminderuiig  hat,  sondern 
auch  nach  der  Ansicht  mancher  Rechtslehrer  in  gleicher  .Weise 
das  Recht  der  Straferhöhong  wie  das  der  Strafecharfung  haben 
-  soll 3.  Besondere  Milderungsgriinde  sind :  a.  Jugend  des 
Verbrechers,  auch  bei  schwereren  Verbrechen'),  und  zwar 
(nach  der  richtigen  Meinung)  über  das  vierzehnte  Lebensjahr 
hinaus.  .Ausnahme  soll  eintreten,  wenn  »die  Bosheit  das  Alter 
erfüllen  möchte^  *).  h.  Ein  Seelenzustand  zur  Zeit  der  That, 
^der  zwar  das  Bewusstsein  nicht  aufhob  (also  auch  nicht  die 
Zurechnung),  aber  doch  das  klare  Bewusstsein  minderte  (das 
Bewusstsein  trfibte),  Trunkenheit,  Afilect  und  gelindere  Ge- 
brechen des  Geistes  oder  des  Körpers  (ob.  $$.  42,  43)*). 
«.  Irrthum  (gleichfells  in  sofern  er  nicht  die  Zurechnung  auf- 
hebt); hierher  nameotlich  der  Rechtsirrthum,  unter  Rücksicht 
auf  Geschlecht,  Blangel  an  Bildung,  Fremdheit  im  Lande'). 
d*  Unschuldig  erlittener  langwieriger  Arrest  (mit  Recht  selbst 
so,  dass  er  die  Todesstrafe  beseiiigl)  *).  e.  In  der  Praxis 
häufig,  jedoch  von  der  Doctrin  meist  bestritten  :  thädge  Reue, 
Schadensersatz,  Verzeihung,  Fürbitte  des  V^erletzten;  auch 
wohl  schlechte  Erziehung,  besondere  Gelegenheit  zum  Ver- 
brechen, freiwillif^es  offenes  Geständniss,  sowie  Verführung, 
Befehl,  Drohung,  Uebereiiung,  Noth,.  und  als  objectiver 

1)  V^l  /  B  G.  J.  F.  Meister  pr.  j.  er.  fi§.  116  f.;  Klein, 

Peinl.  R.  g§.  164  f. 
i)  L.  4  §.  26.  d.  doli  et  met.  exc.  1.  14.  ad.  S.  C.  Silaa.  1.  37. 

f.  1.  de  miDor.  c.  1.  X.  de       pver.  c.  6*  X.  de  homic.  P. 

G.  O.  Art.  175,  179.  Gegen  schwerere  Verbr.  soll  sprechen 

1.  7.  C.  de  poen. 

3)  P.  G.  O.  Art.  164. 

4)  L.  11.  §.  2.  de  poen.  1.  38.  §.  8.  ad  1.  J.  de  adalt.  1.  6.  §.  7  de 
re  milit.   P.  G.  O.  Art.  137,  17.5. 

•  S)  Von  Doctrin  nnd  Praxis  list  «Dgemein  anerkannt. 

L.  35.  de  poen.  1.  23.  G.  eod.  Aus  Gründen  der  s.  g.  Straf- 
politik Ton  Doctrin  und  Praxis  allgemein  anerkannt. 
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Grand  noch  ein  minder  schwerer  Erfolg ' ).  J.  Falsch  ist 
€s,  wenn  aoch  Mangel  am .  Thalbestande  hierher  gerechnet 
-wird  *) ;  es  kann  dann  nur  entweder  Versuch ,  oder  ein  an- 
deres, oder  gar  kein  Verbrechen  da  sein.  4.  Besondere  Straf- 
erhöhungsgründe  sind:  a.  Besondere  Verwandtschaits-  oder 
EhrfurchtsTerhältbisse  des  Verbrechers  zu  dem  Verletzten  bei 
Verbrechen  gegen  die  Person  %  h.  Besondere  Heiligkeit  des 
Ortes  bei  einzelnen  Verbrechen  v.  Besondere  Grösse  des 
verursachten  Schadens  oder  der  entstandenen  Gefahr'),  d.  Der 
Rückfall,  indcss  nach  den  Quellen  gleichfalls  nur  bei  einzelnen 
Verbrechen  (s.  d.  f.  §.)  ^J.  5.  Bei  der  Allgemeinheit,  in  wel- 
cher das  richterliche  Milderungs-,  und  mitunter  auch  Erhö- 
hungsrecht anerkannt  wird,  wird  in  der  Doctrin  vielfach  der 
Grundsatz  aufgestellt,  dass  der  Richter,  um  diese  Rechte  aas- 
zuüben,  den  Standpunkt  aufsuchen  müsse,  auf  welchem  der 
Gesetzgeber  die  angedrohete  Strafe  für  eine  gerechte  gehalten 
habe.  Man  nennt  dabei  diese  gesetzliche  Strafe  die  ordent- 
liche, und  die  gemilderte  oder  erhöhete  die  ausserordentliche, 
lieber  den  Standpunkt  selbst  herrschen  verschiedene  Ansichten. 
Bald  soll  der  Gesetzgeber  die  gewöhnliche,  bald,  namentlich 
bei  dem  absolut  bestimmten  Strafgesetze,  nur  den  schwersten 
Fall  im  Auge  gehabt  haben Schon  diese  Verschiedenheit 
der  Ansichten  ergibt  dio  Willkür  bei  Aufstellung  des  Grund- 
satzes selbst.  Jener  Standpunkt  des  Gesetzgebers  ist  einer- 
seits nirgends  mit  Sicherheit  zu  erkennen*).  Andererseits 

1)  Vgl.  Heffter  §.  107,  Feueibacii  §§.  100,  101,  Marez-oll, 
§.  49,  Ahegg  «.  153,  und  1.  28.  f.  12.  depoen.  P. G.O.Art. 
112,  124,  127,  132,  160. 

2)  Feuerbach  §.97.  Dagegen  Mitter  maier,  das.  Note  I. 

3)  L.  2S.  §.  8.  de  poen.   P.  G.  O.  Art.  124. 

■«)  L.  16.  §.  4.  de  poen.  1.  7.  §.  S.  de  inj.  g.  9.  J.  de  obl.  qa.  ex  dei. 

5)  Fast  allgemeiner  Grundsatz  der  Docti  in  und  Praxis ,  unter 
(meist  unbegründeter)  BerafoDg  auf  P.  6.  O.  Art.  109,  112, 
127,  1.57,  160. 

6)  Die  P.  G.  O.  führt  nach  Art.  131  das  Ueberhauduehmen  einer 
))estimmten  Verhrechensart  (des  K-indermordes)  in  einer  Ge- 
gend auf. 

7)  Vgl.  z.  B.  Bancr,  Lebrl».  135  f.;  Wächter,  Lehrb.  §.  115; 
Kdstlin,  Remon  S.  863. 

S)  Man  kann  im  Grunde  fjKt  nicht  einmal  \m\  einem  solchen 
Standpunkte,  sondern  nur  etwa  von  der  Phantasie  des  Ge- 
setzgebers bei  Aufstellung  bestimmter  Falle  sprechen;  die 
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kommt  es  auf  ihn  um  sowenfger  an,  «b  er  jedenfalls  mir  in 
der  Vergangenheit  liegt,  und  es  sich  immer  nur  danun  han- 
deln kann,  welche  Strafe  gegenwärtig  für  den  einzelnen  Fall 
die  gerechte  sei«  —  In  den  Schweix.  Sl  G.  B.  sind,  wie  in 
den  Deutschen,  mehrfach  verschiedene  Grundsätze  über  Mil- 
derung und  Erhöhung  der  Strafe  aufgestellt  Sie  sind  vm  der 
Uebersichtiichkeit  willen  gelrennt  darzustellen. 

Die  Schweizerischen  Sl.  G.  B.  befolgen  drei  verschiedene 
Systeme:  A,  Es  wird  gar  keine  Strafmilderung  zugelassen; 
dies  nur  in  dem  Bundesstrafrecht').  B.  Sie  gestatten  dem 
Richter  ein  weites,  fast  lediglich  seinem  gerechten  Ermessen, 
nach  der  Individualität  des  Falles,  überlasscnes  Milderungs- 
recht, so  Aargau,  Tessin,  Schaffhausen,  Luzem,  Graubänden, 
St.  Gallen').  C  Sie  liaben  ganz  bestimmte  Milderungsgründe 
aufgestellt:  Basel,  2örich,  Thurgau,  Waadt,  Frdburg.  Im 
Speziellen  hiernach  fallt  A,  aus.  B,  Sämmtliche  hierher  ge- 
hörige St.  G.  B.  steUen  zwar  zuTörderst  eine  Reihe  von  sper 
ziell  benannten. Strafnulderungsgriinden  auf;  man  muss  diese 
aber  Um  so  mehr, nur  als  Beispiele  auffassen,  als  sie  lediglich 
die  gewöhnlichen  Minderungsgründe  für  die  Zumessung  ent- 
halten, z.  B.  bisher  unbescholtener  Lebenswandel,  günstige 
Gelegenheit,  heftige  Gemüthsbewcgung  u.  s.  w.  Im  Einzel- 
nen sodann  verordnen:  Tessin:  1.  Beim  Zusammentreffen 
mehrerer  Milderungsgründe  kann  die  Todesstrafe  in 
lebenswienge  Zwangsarbeit,  die  lehenswierige  Zwangsarbeit 
ia  den  hödisten  Grad  der  Zwangsarbeit  auf  Zeit,  der  nie- 
drigste Grad  der  Zwangsarbeit  auf  Zeit  aber,  namentlich  dann, 
wenn  Besserung  des  Verbrechers  zu  erwarten  ist,  in  einfaches 
Geßuigniss ;  ferner  der  Verlust  des  Actiyhürgerrechs  in  Un- 

Phantasie  aber  schafft  eben  nur  Gebilde  der  Phantasie ,  nicht 

Fälle  des  Lebens. 

i)  Dabei  ist  indess  z,u  bemerken,  dass  Jas  Bundesstrafr.  weder 
Todes-,  noch  unbedingt  lebenslängliche  Freiheitsstrafe,  da- 
gegen steu  fchr  weite  StrafenmcssnngsrSnme  hat. 

f)  Die  besonders  aiii|g;esteUten  StrafmiiideniiiKflgriinde  sind  hier 
also  a  n  s  i  c  h  (in  der  Regel)  zugleich  Strafnildemiigsgrändc, 
fe  nach  dem  Ermessen  des  Aichters. 
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tersagung  der  Ausübung  der  bürgerüchen  Rechte  auf  immer  ; 
diese  letztere  aber  in  Untersagung  der  Ausübung  aller  oder 
einzelner  auf  Zeit,  yerwandelt  werden.  3.  Besonders  bei  ju- 
gendlichem Alter:  a.  Beim  Alter  von  10-^14  Jahren,  venu 
mit  Unterscheidungsvermögen  gehandelt  war,  muss  eine  Gri- 
minalstrafe  in  Geföngniss  ersten  bis  dritten  Grades  verwan- 
delt, bei  einer  correctionelien  Strafe  öffentlicher  Verweis  oder 
Gefangniss  ersten  Grades ,  und  kann  in  beiden  Fällen  polizei- 
liche Aufsicht  von  2  —  5  Jahren  erkannt  werden,  h.  Beim 
Alter  unter  vollen  20  Jahren  muss  die  Todesstrafe  in  lebens- 
längliche Zwangsarbeit,  die  letztere  in  Zwangsarbeit  auf  Zeit 
vierten  Grades,  jede  Zwangsarbeit  anf  Zeit  in  einen  Grad 
niedriger,  und  die  des  niedrigsten  Grades  in  den  höchsten 
Grad  des  Gefängnisses  verwandelt  werden.  3.  Gegen  Per- 
sonen weiblichen  Geschlechts  wird  sowohl  lebenslängliche  als 
zeitliche  Zwangsarbeit  in  einem  Besserungshause  vollstreckt. 
4.  Gegen  Personen,  welche  das  75.  Lebensjahr  zurückgelegt 
haben,  findet  Xodesslrafe  nur  da  statt,  wo  die  ausgezeichnete 
Todesstrafe  angedrohet  ist;  ausserdem  wird  sie  in  lebens- 
längliche Zw;inj;s;irl)('it  verwandelt*).  Lnzern.  1.  Wegen 
]N[enge  und  Wichtigkeit  zusammentreffender  mil- 
dernder Umstände,  wenn  selbst  der  geringste  Grad  der 
gesetzlichen  Strafe  nach  vernünftigem  richterlichem  Ermessen 
mit  dem  Grade  der  Slrafbarkeit  des  besoiKicron  Falles  in  kei- 
nem Verhältnisse  stehen  würde,  kann  der  Richter  statt  des 
geringsten  Grades  der  gesetzlichen  Strafe  auf  das  gleiche, 
oder  wenn  sie  kein  solches  Mass  hat,  auf  das  höchste  Mass 
der  nächstfolgenden  Strafart  erkennen.  2.  Gegen  jugendliche 
Personen  im  Aller  von  10  bis  18  (vollen)  Jahren,  wenn  sie 
ohne  Unterscheidungs vermögen  gebandelt  haben,  findet  nur 
correclionelle  Strafe  statL  3.  Gegen  Personen,  die  nicht  volle 
20  Jahre  alt  sind,  so  wie  ge^en  Frauenspersonen  unbeschränkt, 
soll  anstatt  der  Kellenslrafe,  Zuchthausstrafe  von  gleicher 
Dauer  eintreten ;  doch  sollen  die  Verurlheilten  einen  eisernen 
Halsring  mit  einem  Schnabel  (I)  tragen.  4.  Bei  gemindertem 
Bewasstsein  soll  immer  auf  eine  geringere  als  die  gesetzliche 
Strafe  erkannt,  und  kann  diese  bis  auf  ein  Viertel  gemildert 
werden.  5.  £in  unverschuldet  erlittener  Untersuchungsarrest 


1)  St.  G.  B.  Art.  72-77. 
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soll  auf  aogeniiessene  Weise  Yon  der  an  sieh  verwirkten  Slrafe 
abgezogen  verdto  (was  also  bei  Todesstrafe  nicht  würde  ein- 
treten können)').  Aargan,  S^baffhaosen  nnd  Graabän- 
den  fahren  blos  Mildemngsgründe  auf»  ohne  in  deren  An- 
wendung das  richterliche  Ermessen  irgend  wie  zu  beschränken; 
nur  bat  Schaffbausen  die  positive  Vorschrift,  dass  gegen  Per- 
sonen unter  20  volftn  Jakren  nicht  Todes-,  sondern  Ketten- 
strafe zu  34  Jahren  eintreten  soll ;  es  möchte  denn  besondere 
Schlauheit  und  Arglist  einen  geübten  Verstand  und  hohen  Grad 
der  Bosheit  verrathen.  Graubänden  bestimmt  sogar  ausdriick- 
lich,  dass  »ausnahmsweise^,  selbst  wenn  nur  Ein  Mildemngs- 
gmnd  vorhanden  sei,  gänzliche  Straflosigkeit  eintreten  könne 
St.  Gallen  unterscheidet :  Einzelne  Milderqngsgrände  haben 
zwar  nicht  auf  eine  Veränderung,  sondern  blos  auf  ^»mildernde 
Bestimmung^  des  gesetzlichen  Quantums  der  Strafe  Binfluss» 
und  zwar,  ohne  Beschränkung  des  Richters  in  dieser  Hin- 
sicht. Andere  wirken  so,  dass  der  Richter  auch  ausserdem 
die  Strafen  in  eine  mildere  umändern,  und  nach  Umständen 
den  Schuldigen  ganz  an  den  correctionellen  Richter  verweisen 
kann«  Diese  letzteren ,  die  dann  nicht  als  Beispiele  angesehen 
werden  dürfen,  sind :  1.  Wenn  das  Verbreeben  in  einer  Lei- 
denschaft begangen  worden,  die  durch  rechtswidrige  Hand- 
lung des  Verletzten  erregt  war.  2.  Wenn  der  Verbrecher' 
gleich  nach  der  Thal  die  schädlichen  Folgen  derselben  ganz 
oder  zum  Theil  verhindert  hat.  3.  Wenn  er,  nach  begangener 

1)  St.  G.  B.  §§.  fiO,  62,  79  —  81.  In  Beziehung  auf  INr.  3  ist  be- 
merkenswerth,  dass  die  Todesstrafe  bei  Kindern  vom  vollen- 
deten sehnten  Jelire  m  eintreten  kann.  Der  vernÜDftij^e 
Richter  wird  freilich ,  zmnal  nach  den  im  .  76  aii%esteUten 
MUderungsgründen,  seine  Pflicht  kennen.  Interessant  ist  hier- 
bei Vergleichunjc  Segessers  S.  623,  625,  667. 

2)  Aargau  §§.  42-44.  SchaflTi.  §?.  31,  36—38,  Graub.  §§.  49,  50. 
Für  Aargau  und  Graubiinden  konnte  es  ;twar ,  da  beide  voll- 
ständig darüber  schweigen,  zweifelhaft  sein,  ob  die  ao^e« 
stellten  Gründe  eigentliche  Milderungs-  oder  nur  Strafmin« 
derangsgründe  sein  sollen.  Die  Zweifel  müssen  aber  fallen, 
wenn  man  erwägt,  dass  Aargau  seine  Theorie  auch  hier  haupt- 
sächlich aus  dem  Oester.  St.  G.  B.  genommen  hat,  welches 
eigentliche  Strafmüderang  ausspricht,  Schaffh«  aber  die  Vor- 
schrift des  Baseler  St  G.  B.  (v.  ia3i),  wonach  die  erwähnten 
Gründe  nur  Mindernug,  nicht  Milderung  der  Strafe  bewirken 
sollen,  ausgelassen  hat. 
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That,  da  noch  kein  Verdacht  gegen  ihn  waltete,  nnd  er  daher 
die  aaf  ihm  haftende  Schuld  hätte  verbergen  können,  Wieder- 
erstattung geleistet,  den  angerichteten  Schaden  ersetzt,  oder 
den  Beschädigten  befriedigt  hat.  4.  Wenn  er  durch  Seihst- 
angäbe  und  Entdeckung  seiner  MilTcrschworenen  ein  annoch 
bevorstehendes  Verbrechen  verhütet  und  abwendet  (gilt  selbst- 
redend nur  für  dieses  Verbrechen).  5.  \Venn  er  durch  Selbst- 
angabe und  Entdeckung  eigener  Schuld,  von  einem  gänzlich 
Unschuldigen,  mit  ihm  nicht  Einverstandenen,  der  bereits, 
aber  nicht  durch  seine  Veranlassung,  in  gerichtliche  Unter- 
suchung und  Verhalt  gezogen  worden  ist,  den  Verdacht  der 
Schuld  oder  gar  die  Strafe  abwälzt.  6.  Wenn  er  geständig, 
aber  der  Thathestand  nicht  vollkommen  erhoben  (bewiesen) 
ist.  7.  Wenn  er  (das  16.,  aber)  noch  nicht  das  19.  Altcrs- 
jahr  zurückgelegt  hat '].  C.  In  den  hier  genannten  St.  G.  B. 
sind  nur  folgende  besondere  Strafmilderungsgründe  anerkannt. 
I.  Jugendliches  Alter:  Zürich:  (aegen  Personen  vom  12. 
his  zum  zurückgelegten  16.  Jahre  werden  Todes-  und  lebens- 
längliche Keltenstrafe  in  Zuchthaus,  und  bei  besonders  mil- 
dernden Umstanden  selbst  in  Gefängniss  verwandelt;  vom  16. 
bis  19.  Jahre  tritt  an  Stelle  der  Todes-  oder  lebenslänglichen 
Ketlenstrafc,  Kettenslrafe  bis  zu  höchstens  24  Jahren.  Basel: 
Gegen  Personen  unter  vollen  20  Jahren  wird  anstatt  Todes- 
strafe auf  Kettenstrafe  zweiten  Grades  zu  2i  Jahren  erkannt. 
Thurgau:  Gegen  Personen  von  12—  16  Jahren  wird  statt 
Todesstrafe  und  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  auf  5 — 15  jäh- 
riges Zuchthaus  oder  auf  Arbeitshaus  von  mindestens  3  Jahren 
erkannt,  jede  zeitliche  Freiheitsstrafe  aber  um  1  —  3  V^iertel 
herabgesetzt  oder  in  die  zunächst  folgende  gelindere  Strafart, 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Strafumwandlung 
(unten  103)  verwandelt.  Gegen  Personen  von  16 — 18  Jah- 
ren tritt  an  Stelle  der  Todesstrafe  lebenslängliches  oder  zeit- 
liches Zuchthaus  nicht  unter  12  Jahren  des  lebenslänglichen 
Zuchthauses  zeitliches  nicht  unter  8  Jahren,  und  des  zeitlichen 
Zuchthauses,  Arbeitshaus  von  gleicher  Dauer.  In  allen  Pällen 
kann  zugleich  die  gesetzliche  Folge  der  ausgestandenen  Strafe 
(Verlust  von  Ehrenrechten]  ausgeschlossen  werden.  Waadt: 

J)  St.  G.  B.  4-56;  Ges.  B.  f.  Vergehen  10.  Vgl.  in  Betreff  des 
iuf^endlichen  Alters  öher  den  Anfangstemin  der  ZnrechiiaDg 
oben  g.  41. 
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Gegen  Personen  Ton  14 — i8  Jahren  wird  anstatt  der  Todes- 
strafe  auf  Znchthans  nicht  nnler  6  Jahren,  M  anderen  theil- 
]»aren  Strafen  bis  rar  Hälfte  des  Illinimnnis  derselben  erkannt; 
sonstige  theilbarc  Strafen  treten  ganz  ein.  Freibnrg:  Gegen 
Personen  von  14 — 18  Jahren  kann  der  geringste  Grad  der 
gesetzlichen  Strafe  nm  die  Hälfte  Termindert  werden.  H.  Ver- 
mindertes oder  getrübtes  Bewnsstsein:  Thurgau:  Bei  i>ver- 
minderter  Zurechnung  wenn  nämlich  diejenigen  Zustände, 
weichein  vollem  Grade  alle  Zurechnung  ansscMiessen  (ob*  $$.  42, 
43],  in  geringerein  Grade  vorhanden  sind,  so  mnss  auf  mildere, 
als  die  gesetzliche  Strafe  erkannt  werden ;  das  wie  ist  nicht 
bestimmt.  Waadt  und  Freiburg  lassen  hier  nur  Schrecken, 
heftige  Aufreizung  zu.  Nach  beiden  St.  G.  B.  kann  sogar 
völlige  Straflosigkeit  eintreten.  Gleichwohl  bestimmt  Waadt 
positiv,  dass  die  Todesstrafe  in  Zuchthaus  oder  Gefängniss 
nicht  über  10  Jahre  verwandelt,  nnd  keine  iheilbare  Strafe 
ein  \'ierlcl  ihres  Maximums  überschreiten  soll,  aber  auch 
Znchlhaus  in  Gefängniss  oder  Geldbusse  verwandelt  werden' 
kann.  Zürich  lässt  nur  den  höchsten  Grad  der  unverschul- 
deten Trunkenheit  (s.  jedoch  ob.  §.  43)  ra;  der  Thater  soll 
wie  eine  an  sich  zurechnungsfähige  Person  von  12—16  Jahren 
behandelt  werden.  Iii.  Ausserdem  werden  noch:  Befehl  eines 
Vorgesetzten  oder  Beamten,  welcher  befugt  war,  den  ertheilten 
Befehl  zu  geben,  nnd  gröbliche  Uebertretung  der  Grenzen 
der  JVothwehr  von  Waadt  und  Freiburg,  sowie  von  Frei- 
•bmrg  allein  ferner  änsserste  Noth  als  Strafmildernngsgründe,  , 
jener  Befehl  und  diese  JVoth  gar  nach  dem  Ermessen  des 
Richters  als  Straferlassongsgründc  anerkannt ;  bei  der  Ueber- 
schreitung  der  Grenzen  der  Nothwehr  treten  bei  Waadt  die 
Verwandlungen  ein,  wie  bei  Schrecken  und  Aufreizung.  IV.  Un- 
verschuldete Untersuchungshaft  soll  in  Zürich  und  Thurgau 
auf  angemessene  Weise  (nach  dem  Ermessen  des  Richters) 
von  der  an  sich  verwirkten  Strafe  abgerechnet,  diese  also  der 
Art  nach  nicht  verändert  werden  (ein  Einfluss  auf  Todesstrafe 
findet  also  nicht  statt).  V.  Endlich  hat  Waadt  noch  die  all- 
gemeine Vorschrift,  dass  bei  dem  Vorhandensein  von  Minde- 
rungsgründen (circonst.  att^nuantes)  die  Todesstrafe  inZucht- 
baiisstrate  von  15 — 30  Jahren  verwandelt  werden  kann^). 

i)  Basel  31,  Ziiricli  80—  83  ,  86  ,  87,  Thurgau  68-72,  Waadt  55 
bis  59,  61,  Freilrarg  55>59. 
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§.  100. 

Straferliöhuns  besoudem* 
UTamentlicli  Kuck  fall» 

In  keinem  der  Schweiz.  St.  G.  h.  ( übcreiostimmeod  mit 
den  Deutschen)  wird  dem  Richter  das  Recht  der  Straferhö- 
buog  anders  als  ans  ganz  bestimmt  vorgeschriebenen  Gründen 
eingeräumt'.  Die  anfgestellten  £rschwcrungsgründe  sind  daiier 
Siels  eben  nur  Zumessungsgründe  innerhalb  der  Grenzen  der 
gesetzlichen  Strafe  'J.  Jene  bestimmten  Gründe  sind  meist 
speziell  bei  den  einzelnen  Verbrechen  aufgeführt.  Als  allge- 
meiner gilt  nur  der  Rückfall.  Nach  den  Quellen  des  Gem. 
Rechts  wird  bei  einzelnen  Verbrechen  gegen  den  Thaler  dann, 
wenn  er  wegen  des  dem  Thalhcslande  nach  gleichen  Verbre- 
chens schon  bestraft  war,  für  die  fernere  Vorübung  desselben 
eine  und  zwar  den»  (irade  nach  scbworore  Strafe  zur  Anvvrn- 
dung  gebracht"].  Uoclrin  und  Praxis  des  Gem.  R.  haben  hieraus 
einen  allgemeinen  RegrilT  des  raicktnlls  als  Slrafcrhöbungs- 
grundes  gebildet,  über  dessen  Clonslruirun^indess  keine  Einigkeit 
herrscht.  Bald  wird  die  Begehung  des  dem  Thalbeslande  nach 
gleichen  V  erbrechens,  bald  nur  überhaupt  die  Begehung  eines 
Verbrechens,  nach  erlittener  Strafe  für  ein  Verbrechen  erfor- 
dert. Nach  den  Quellen  ist  in  solcher  Allgemeinheit  freilich 
Beides  unrichtig.  Um  so  mehr  würde  höchstens  nur  die  erste 
Ansicht  auf  Billiirunjj  Anspruch  machen  können.  Rückfall 
wäre  danach  die  Bcj^ehung  eines  \  erbrechens  durch  Jemanden, 
der  für  das  dem  Thatbestande  nach  gleiche  \*erbrechen  be- 
reits Strafe  erlillen  halle.  Als  Straferhobungsgrund  wird  der 
Rückfall  darum  belrachlel,  weil  die  VerÜbung  trotz  der  frü- 
heren Bestrafung  eine  grössere  Immoraliläl,  einen  stärkeren 
verbrecherischen  Willen  an  den  Tag  lege,  gegen  den  also 

0  Dies  gilt  aach  für  Aargau  uad  Schaffhausen,  zumal  da  die  für 
die  AoBahme  des  Gegentheils  batrefis  der  Strafmildenmg  aaf- 
gestellten  Gründe  (s.  d*  y.  §.)  hier  nicht  zutreffen. 

2)  L.  28.  §.  3.  de  poen.  I.  3.  §.  9.  de  re  milit.  I.  4.  C.  de  serv.  fa^. 
1.  un  C.  de  superexactionibes ,  P.  G.  O.  Art  161,  162.  Vgl. 
hierüber  Rosshirt,  £ntwickelung  §.  6;  Mittermaier  zu 
Fenerbaeh  9.  132  a«  Aach  in  dem  Schweiz,  alteren  R.  finde« 
sich  Spuren,  dass  der  RüekfiiU  einen  Straftchäxllnigsgriind 
bildete:  «Das  nüwe  za  den  alten  seUahen'';  vgl.  Segeaser, 
S.  622. 
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eine  desto  stärkere  Reactioo  durch  die  Strafe  eintreten  müsse.. 
Wie  sehr  dieser  Sats  in  seiner  Allgemeinheit  eine  verwerf- 
liche Präsumtion  des  (intensi?  stärlLeren)  Dolos  enthält,  lenehtet 
ein'].  Die  ganze  Lehre  erscheint  daher  Terwerflich,  nad  es 
kann,  auch  wenn  man  ihr  anhängen  will,  nicht  zweifelhaft 
sein,  wie  die  vielen  Gontroversen,  die,  abgesehen  von  der 
'  Begriffisbestimmtmg,  hier  in  der  Poctrin  und  Praxi^  herrschen^ 
sn  lösen  seien.  Diese  sind  besonders:  1.  Ob  die  voUe^Strafe 
des  früheren  Verbrechens  verbüsst  sein  müsse,  oder  auch  die 
Verbüssung  eines  Theils  derselben  genüge  ?  2.  Ob  Begnadi- 
gung der 'Stralverbüssang  gleich  stehe?  .3.  Ob  das  frühere 
(verbüsste)  Verbrechen  auch  mitzähle,  wenn  dessen  Verj&h- 
rnngszeit  bei  dem  Rückfall  schon  abgelaufen  war?  4.  Ob 
auch  im  Auslände  erkannte  ond  verbüsste  Strafen  mitzählen  ? 
5.  Ob  der  Richter  des  RückfaUs  das  Recht  der  Prüfung  der 
Rechtmässigkeit  des  früheren  Straferkenntnisses  habe,  oder 
an  dieses  nnbedii^^t  gebnnden  sei  ?  *).  Richtig  kann  nur  sein» 
dass  der  Richter  in  jedem  konkreten  Falle  zu  ]»rüfen  hat,  ob 
wirklich  ein  stärkerer  verbrecherischer  Willen  vorfiege,  so 
dass  nach  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  die  ordentliche 
Strafe  des  Verbrechens,  ohne  Erhöhung,  nicht  ausreidit  Auf 
jene  Gontroversen  an  sich  kann  es  dabei  eben  gar  nicht  an- 
kommen. —  Auch  in  den  neueren  Deutschen  und  Schweizer. 
St.  G.  B.  hat  die  Lehre  vom  Rückfall  eine  verschiedene  Auf- 
fassung gefunden,  besonders  zugleich  dadurch,  dass  mehrere 
derselben  zum  Begriffe  des  Rückfalls  keine  frühere  Bestra- 
fung,, sondern  nur  frühere  Verortheilung,  oft  nicht  einmal 
wegen  des  gleichen ,  selbst  nicht  wegen  verwandter  Verbre- 
chen, fordern.  —  Von  den  Schweiz.  St  G.  B.  sehen  zuvör- 
derst Aargan,  Graubünden  und  das  Bundesstrafrecht  (gleich. 
Oesterreich)  den  Rückfall  nur  als  einen  Erschwerungsgrund 
bei  der  Strafzumessung  an ,  wobei  Aargau  frühere  Bestrafung 
oder  auch  nur  Wiederholung  desselben  Verbrechens,  Grau- 


1)  Wie  oft  liegt  gemde  das  Gegentheil  vor:  Noth,  VerfdhruDg 
u.  s.  w. ,  selbst  veranlasst  durch  fehlerhafte  Einrichtungen  des 
Staats,  vermöge  deren  der  Verbrecher  bei  seiner  früheren 
Bestrafung  mit  schlechteia  Gesindel  zusajnmengebracht ,  oder 
später  ihm  keine  G^tegnaheit  warn  Ariieitea  n«  s.  w.  gege- 
ben war. 

2)  Ueber  andere  CentroTerien  s.  Mittermaier  a.  a.  0« 
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blinden  aber  frühere  Bestrafung  überbaapt  wegen  Verbrechen 
oder  Vergehen ,  und  das  Bandesstrafrecbt  frühere  Bestrafung 
wegen  aus  gleicher  rechtswidriger  Neigung  entsprungener  Ver- 
brechen fordert  —  Die  anderen  gruppiren  sieb  folgender« 
gestalt:  1.  Fräh«re  Bestrafung  fordern,  und  zwar  1.  wegen 
gleichartiger  VerbreeheD  (mit  EinscUuss  der  —  correctio-' 
nellen  —  Vjergeben)  Basel  nnd  Luzem.  Luzern  erklärt  dabei 
fnr  gleichartige  Verbrechen  (nnd  Vergehen],  bei  denen  die 
nämliche  rechtswidrige  Gesinnung  und  Neigung,  dieselbe  ver- 
brecheriflche  Tbäligkeit  nnd  gleiche  Natur  des  TerlelzCen  Rechts 
Torhanden  ist  (z.  B.  )>  Tödtung  und  Verwandang,  Ranb  nnd 
Diebstahl,  Diebstahl  nnd  Unterschlagung«)').  Basel  erklärt 
bestimmte  Verbrechen  (nicht  auch  Vergehen,  bei  denen  also 
der  nämliche  Thatbestand  erfordert  werden  muss)  für  gleich^- 
artig:  nämlich  alte  SiltKchkeitsTerbrechen  (mit  Ausnahme  des 
Ehebruchs);  Gewalttbäiigkeit  aller  Art,  von  Mord  und  Ver- 
wundung bis  zu  Einbruch  und  Brandstiftung ;  Diebstähle  und 
Verfälschungen  (Betrügereien)  aller  Art;  Brandstiftung  und 
'  Eigenthumsbeschädigung*),  Die  Strafe  ist  in  Luzern:  beim 
ersten  Rückfall  Erhöhung  der  neuen  Strafe  um  ein  Viertbeil, 
beim  zweiten  um  die  Hälfte,  beim  dritten  Verdoppelung,  beim 
yierten  Verdreifachang,  beim  fünften  Vervierfachung  derselben, 
und  so  Terhältnissmässige  weitere  Steigung.  In  Basel:  bei 
Verbrechen  i.  e.  S.  kann  statt  Zuchthaus  Kettenstrafe  zweiten 
Grades,  und  statt  Kettenstrafe  zweiten  Grades  die  ersten  Gra- 
des erkannt,  andere  Freiheitsstrafe  aber  bis  zu  anderthalb 
der  höchsten  Dauer  Termehrt  werden.  Bei  Vergehen  kann 
das  Maximum  der  höchsten  Strafe  yerdoppeh  werden*).  2. 
Ueberhaupt  wegen  eine»  neuen  Verbrechens  (wozu  niemals 
blosse  Polizeiübertretnng  gehören  kann):  Tessin,  Scfaallhausen 
(in  beiden  jedoch  beschrihikl),  Zürich.  In  Tessin  soll,  wenn 


1)  Aargau  40,  41,  Graub.  51,  Bundesstrafr.  3L.  EiDleuchtend 
mngs  auch  liir  die  beiden  letzteren  blosse  Wiederholang  Straf- 
erschwerungsgrund sein  höanen. 

2)  Also  aoch  Raab  und  Unterschlagung?  Die  Beispiele  sind 
nicht  gut  gewählt;  der  Richter  wird  mehrden konkreten  Fall 
zu  beachten  haben. 

3)  Hier  mU  also  klar  die  blosse  EigenthumsbeschädigODg  nicht 
der  GewaltthXtigkeit  gleich  stehen. 

4)  Basel  38  ,  39,  Corr.  Ges.  12,  Lazera  $7,  88,  Pol.  Ges.  2. 
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die  frühere  ond  die  neue  That  Verbrechen  i.  e.  S.  sind,  der 
unmittelbar  schwerere  Grad  derselben  Strafart,  falls  aber  die 
ordentliche  Strafe  der  schwerste  Grad  einer  zeitlichen,  oder 
aber  lebenswierige  Freiheitsstrafe  ist,  die  unmittelbar  nächste 
schwerere  Strafart  eintreten.  Wenn  die  frühere  That  Verbre- 
chen, die  neuere  aber  Vergehen  ist,  so  tritt  die  nächste  nach 
der  schwersten  ordentlichen  Strafe  ein,  deren  Daner  jedodi 
nicht  verdoppell  werden  darf.  Wenn  die  frühere'  nnd  & 
neue  That  Vergehen  sind,  so  wird  Gleichartigkeit  gefordert, 
und  ea  tritt  die  höchste  S^fe  des  neuen  Vergehens  ein.  War 
diese  aber  schon  früher  ausgesprochen ,  so  findet  Erhöhnng 
statt,  wie  im  vorhergehenden  Falle.  Ausserdem  wird,  wenn 
die  ordentliche  Strafe  Widerruf  oder  Verweis  ist ,  Hausarrest 
oder  Gefängniss  ersten  Grades  zugefügt ;  Suspension  der  bür- 
gerlidMn  Rechte  wird  in  Untersagnng  der  Ausübung  der- 
selben, Gefi&ngm'ss  höchsten  Grades  in  Zwangsarbeit  ersten 
Grades  Terwandelt.  In  Zürich  kann  Erhöhung  der  gesetz- 
lichen Strafe  bis  um  das  Doppelte,  in  Schafihausen  bei  Ver- 
brechen i.  e.  S.  (kann)  bis  um  das  Anderthalbfache  eintreten; 
in  beiden  SoU  jedoch,  wenn  die  längste  gesetzlich  zulässige 
Daner  der  Strafe  überschritten  wäHe,  die  nächstfolgende 
höhere  Strafart  (mit  Ausschluss  der  Todesstrafe)  eintreten; 
Die  Gleichartigkeit  der  Delicto  bildet  übrigens  in  beiden  ein 
besonderes  Schärfungsmoment.  Nach  Schaffhausen  wird  bei 
Vorübung  eines  Vergehens  Gleichartigkeit  der  früheren  Fälle 
gefordert;  die  Strafe  kann  bis  auf  anderthalb&ch  gesteigert 
wtfden.  8.  Tessin  und  Zürich  schreiben  besonders  vor,  dass 
Räckidl  auch  bei  erst  theilweiser  Verbüssung  der  früheren 
Stvafe  anzunehmen  sei.  Nach  Tessin  mit  der  Massgabe,  dass 
wenu  die  frühere  und  die  neue  Strafe  lebenslängliche  Zwangs^ 
arbeit  wären,  Todesstrafe  «antritt ;  nach  Zürich  mit  der  all- 
gemeinen Vorsdirift,  dass  die  Grundsätze  vom  Zusammen- 
treffen dw  Verbrechen  zur  Anwendung  kommen  sollen^). 


0  Vgl.  über  AUes:  Tessin  63-66,  Zürich  77-79,  Schaflh«  40-43, 
Zachtpol.  Gres.  5,  22.  Nach  Schaffh.  St.  G.  B.  Art.  43  soll 
jeder  Verbrecher  bei  Pnblication  eines  Strafartheils  über  die 
gesetzlichen  Folgen  des  Rückfalls  belehrt  werden.  Eine  Un- 
terlassung würde  nur  grössere  Vorsicht  des  Richters  bei  An- 
wendung der  RHeMaUstrafen  bcdingan.  Der  9,  176  St.  6.  B. 
▼<m  Scbaffh.  ist  dtarcb  ff.  22  des  Ziicht|^l.  O.  av^ebobeii« 
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JI.  Nur  firukere  ( jedenfalb  recbtskrSlUge)  Verurtlieilang, 
und  zwar  wegeo  Delicts  gleicher  Art,  fordern :  Thurgnu, 
Waadt,  Freibarg,  überhaupt  wegen  Verbrechens  i.  e.  S.  (bei 
Vergehen  tritt  blos  Strafschärfung  ein):  Stp  GaUen.  Die  Gleich- 
artiglLeit  ist  von  Tfaurgau  bestimmt,  wie  in  Luzem  (oben); 
Fr^urg  und  Waadt  spezifidren  die  als  gleichartig  anzuse- 
henden Verbrechen ;  Frdburg  führt  10,  Waadt  28  auf.  Nach 
Thnrgau  soll  in  der  Regel  nur  geschärft,  erhöhet  aber  dann 
werden  und  zwar  durch  Anwendung  der  nächsten  höheren 
Strafart  (nach  den  Grundsätzen  der  Slrafverwandlung»  s.  unt.), 
wenn  die  Daner  einer  Strafart  schon  erschöpft  war  und  eine 
allenfellsige  Schärfung  derselben  nicht  zureichend  erscheint 
Nach  Waadt  kann  beim  ersten  Rückfall  bis  zur  Hälfte,  beim 
zweiten  bis  zum  Doppelten,  beim  dritten  bis  zum  Dreifachen 
des  Strafmaximums,  jedoch  nicht  unter  UeberschreituDg  des 
höchsten  gesetzlichen  Masses  einer  Strafart,  erhöhet  werden. 
Speziell  soll,  wer  zu  Zuchthausstrafe  von  raindeslens  1  Jahre 
verurlheiit  war,  und  ein  mit  Gefangniss  bedrohetes  V^erbre- 
chcQ  begeht,  für  dieses  mit  Zuchthaus  hoslrafl  werden.  Nach 
Freiburg  ßndet  beim  ersten  Rückfall  Erhöhung  der  gesetz- 
lichen Slrafe  um  'A,  beim  zweiten  um  */,,  beim  drillen  um 
das  Doppelle,  beim  vierten  um  das  Dreifache,  beim  fünften 
um  das  Vierfache,  und  so  fort,  statt.  Besonders  ist  dabei 
vorgeschrieben,  dass  die  Strafe  des  llückfalls  fortfallt,  wenn 
seit  Verbüssung  der  früheren  Slrafe  15  Jahre  verflossen  wa- 
ren und  der  A'erbrecher  sich  während  dieser  Zeit  untadelhaft 
aufgeführt  halte.  iVach  St.  Gallen  tritt  zu  der  an  sich  durch 
das  neue  Verbrechen  ver\virkten  Strafe  beim  ersten  Rückfall 
Zuchthaus  Ton  6  Monaten  bis  zu  1  Jahre  ein,  beim  zweiten 
Zuchtiians  tou  2,  beim  dritten  von  4,  beim  vierten  von  8 
Jahren  und  so  fort  in  gleicher  Verdoppelung 

f  101. 

Kusaitinieiitreff'eii  melirerer  Verbreciten. 

Eine,  im  Gem.  Deutsch.  Strafrechte  sehr  bestrittene,  und 
noch  immer  meist  von  einem  falschen  Gesichtspunkte  aus  auf- 

'l)  Thurgau  74-77,  Wa«dl  67-  70,  Freiburg  70—  75  ,  278,  St. 
GalUn,  Ges.  v.  19.  Nov.  1840  Art.  1,2,  Ges.  t  Ve^ehcn  §.  8.  — 
In  wie  fern  dis  Begiiedigiuig  nach  einaelnen  St.  G.  B.  auf. den 
RiicUiiU  einwirl»,  s.  unten  §.  106. 
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gtiMsta  Lehre,  fimtk  itii  MerdMogfeii  dei^  CSeteei«igMt 
Slüftr  icmi  es  akUA  tcik«niil  nvMtoii»  das«  ki  deu  g»^ 
ieloiebeMa  Stnlradile  htMmiM  Orondsüse  üir  ^  Att^ 
mmäaag  d«v  SimId  gvNea  ttÜBse»,  wenn  M  siek  an  dIeBfr- 
iMhmf^  SNihrerer  YerbreelMD  mi  einer  ttiid  denelWftPem» 
iMmMt.  Von  der  imm  Seile  kSoneii  UeitMi  Scrafm  inum^ 
Mentteffin,  iretebe  sünMUtlloil  tu  toUslreekett  uniBöglieb  iM» 
Voür  der  andeveii  Seite  hal  der  Gesetigeber  die  Stade  dee 
eineelMa  Verbrediede  nur  eben  iw  dieses  alieüi  feelgeeleBt, 
otee  Rikkeleht  dmlif,  dase  dieselbe  zugleich  nit  weiteM» 
Straftn  für  aadere  Verbreoben  i»  VerbiBdiaig  trete.  Dweb 
solche  VeriModang,  sei  sie  VerbindoDg  yersebledeaan^er,  oder 
TeriäagimBg  oder  Vergrössemiig  gieiebart^sw  Stntfen,  steigt 
aber  die  inteiislire  Sebwere  der  Strafe  aicbt  Mos  ^tbosetisci, 
sondern  geoüetriseb so  dass  die  Strafe  mm,  seftst  naeb 
dem  WiSen  de»  Gesetagebers,  nicht  nehr  als  eino  gereebto 
sich  dantallt  *)•  Das  goM^riebeno  Strafreebt  mss  für  sokbe 
Concorren«  der  Vetbreoben  Gmndiätae  der  Ansglekbong  an^ 
stttHen,  und  xwsr  mn  so  mehr,  je  mehr  es  ^  wiffluBriieh  — 
die  Tevscbiedeaen  Verbrecbensgattnngen  in  weilero  Arten  <er- 
splittert  Dem  Rdm.  Rechte  sbid  solche  QmndsiUe  noi^ 
ImiA,  freiKeb  nnr  ans  äusseren  Gründen.  Das  Gesetz  halte 
in  Aosebung  der  nusisten  Verbreeben  für  jedes  ein  besondere». 
Verfahren  bestloMit;  jede  einselne  Terbrecfaeriscbe  Tbat  wnrde 
nur  in  Folge  besonder«  Anklage  rar  Strafe  gesogen ;  jede 
ainaelno  Tbat  bonnte  also  auch  nar  für  sieh  allein  rechtlieb 
gewürdigt  ond  mussie  folgiicb  mit  ihrer  vollen  gesetzlichen 
Strafe  geahndet  werden*).  Xlur  bei  Privatdeliclen  konnto 
'  durch  mehrere  Civifklagen  nicht  mehr  ab  der  höchste  Betrag 
der  verwiiliten  Strafsonmie  erreicht  werden*).  Auch  noch 

1)  Mitterinaier  £u  Feuerhach  |.  126  Note  IV. 

'-^)  Es  kommt  drittens  hinzu,  dass  man  die  Strafrechtspflege  nicht 
lächerlich  machen  mnu ;  avf  einige  hundert  Jahre  Freiheits- 
strafe erkennen  f  wir«  lieheslicb. 

3>  Vgl*  1.  7,  §.  5.  d«  accna*  1.  2$.  ad  1.  Cmrn.  de  fals.  1.  an  C. 
qaando  civil,  activ  crim.  praejad.  1.  2.  pr.  de  priv.  del.  1.  32. 
§.  1.  ad  1.  Aquü.  1.  i30.  de  reg.  fur.  Es  war  nar  zugleich 
Sorge  gelroffeB»  dass  Nieuiand  wegen  der  nämlichen  verbre- 
cherüchen  Tbat  mehrfach  in  Anklagestand  gesetzt  *  werden 
durfte»  L  14.  de  accns. 

4}  L»  4i.  f.  i.  de  obl.  et  ad. 

19 
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das  Galk  Recht  spricht  deo  aUgemeinen  Grimdsati  aus,  dass 
jedes  einielne  Verbrechen  mit  seiner  yoUen  Strafe  belegt  wer- 
den müsse').  Im  Siteren  Deatsch.  Anlüagererfahren  konnte 
gidchfalls  kein  anderer  zur  Anwendung  kommen.  Mit  der 
Ausbildung  des  InquisitionsTerfahrens  im  Mittelaller  koante 
aber  dieser  Grundsatz  völlig  nnangegriffen  nicht  bestehen 
bleiben.  Er  musste  zunächst  nothwendig  aufgegeben  werden 
in  allen  Füllen,  in  denen  mehrere,  mil  einander  nicht  zu  ver- 
einigende Strafen  verwirkt  waren ;  hier  stellte  man  den  Satz 
auf,  dass  der  Richter  unter  den  niehrmn  Strafen  eine  ver- 
nünftige Auswahl  zu  treffen  habe.  Daraus  entstand  dann  der 
weitere  allgemeinere  Satz,  dass  bei  einer  jeden  Concurreuz 
mehrerer  noch  unbestrafter  V^erbrechen  nur  Eine  Strafe,  die 
schwerste,  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  die  geringere  Slrafo 
also  in  der  schwereren  aufgehe  (poena  major  absorbet  mino- 
rem). Der  Grundsatz  selbst  wird  schon  von  Clarus  als  eine 
communis  consuetudo  bezeichnet;  man  schwankt  nur»  ob  er 
auf  alle  Falle  der  Coneurrenz,  oder  nur  auf  den  anzuwenden 
sei,  wenn  durch  dieselbe  Handlung  mehrere  Strafgesetze  über- 
treten worden.  Nur  in  diesem  letzleren  Sinne,  aber  zugleich 
nur  für  einzelne  Fälle,  ist  er  in  die  P.  G.  0.  überg^angen'). 
Die  spätere  Doclrin  und  Praxis  hat  daher  stets  in  seiner  aU- 
gemeinen Anwendung  geschwankt,  von  Carpzov  an,  der 
zwar  den  Grundsatz  als  solchen,  gestützt  hauptsächlich  auf 
Köm.  R.,  angriff,  gleichwohl  fast  fortwährend  auf  seine  An- 
wendung zurückkam^).  Dieses  Schwanken  dauert  fort.  Von 
der  einen  Seite  will  man  noch  immer  nur  prozessual.  Rück- 
sichten und  die  Unmöglichkeit  der  Vollstreckung  unverein- 
barer Strafen  als  massgebend  anerkennen  '1 ;  während  von  der 
anderen  der  richtige  Grundsatz  der  Gerorhligkeit  zwar  an  sich 
anerkannt*],  gleichwohl  noch  immer  nicht  volistündig  zur  An- 
wendung gebracht  wird.  Noch  immer  wird  namentlich  Con- 


1)  C.  1.  X.  de  poen.  c.  27  X.  de  scnt.  exconim. 

2)  Bei  Goncurren-A  von  Todes-  und  Freiheitsstrafe  kann  man 
diese  nicht  noch  erst  vollstrecken  wollen* 

3)  P.  G.  O.  Art.  108,  163. 

4)  GarpzoT,  pr.  r.  er.  qu.  132.  «f.  7.  seq.  Vgl.  Wächter, 

8.  123. 

5)  Z.  B.  Ahegg,  Lelirb.  §§.  15'i ,  159. 

6)  Mittermaier  zu  Jbeuerbach  S,  126. 
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curreoz  der  V  erbrechen  nur  dahin  angenommen ,  dass  es  sich 
um  Feststellung  der  Strafe  mehrerer  noch  uobestrarier  Ver- 
brechen in  einem  und  demselben  richterlichen  Urtheile  handle*), 
obwohl  unbestreitbar  jener  allein  massgebende  Grundsatz  der 
Gerechtigkeit  allgemein  für  alle  Fälle  zutrifft,  wenn  es  sich 
um  Anwendung  der  Strafe  gegen  Jemanden  handelt,  der  meh- 
rere noch  ungebüssle  Verbrechen  begangen  bat*).  Die  gang- 
bare Theorie  der  Doctrin  ist  nämlich  folgende:  Den  Begriff 
des  ZusammcntrefTens ,  oder  Zusammenflusses ,  oder  der  Con- 
currenz  mehrerer  Vt'rl)recl)Gn  (von  einigen  Rechtslehrern  auch: 
mehrerer  Strafen)  —  concursus  delictorum  —  stellt  man  auf 
als  das  Vorhandensein  mehrerer,  noch  ungetilgter  Verbrechen 
der  näniHchcn  Person ,  über  welche  in  Einem  Urtheile  zu  er- 
kennen ist.  Man  theilt  diese  Concurrenz  ein :  1.  Ideale  Cou- 
currenz,  auch  formale  oder  gleichzeitige  (conc.  d.  simultanens), 
wenn  eine  und  dieselbe  Handlung  mehrere  Verbrechen  ent- 
hält.  Diese  ist  a.  gleichartige  (c.  homogeneus),  wenn  durch 
die  Handlung 'das  nämliche  Strafgesetz  mehnnals  übertreten 
ist ;  b,  ungleichartige  (c.  heterögenens),  wenn  durch  sie  ver- 
schiedene Strafgesetze  übertreten  sind.  3.  Reale  Concurrenz, 
audi  iiiat«riale,  anch  materiale  Häufung  [c  snccessiviis],  wenn 
dorch  mehrere  Handlungen  derselbeD  Person  mehrere  Ver- 
brechen  begangen  sind.  Diese  ist  wieder  a.  ungleichartige 
(c  soc.  heterögenens  s.  objectivus»  auch  comnlatio  delictomm), 
wenn  T^clnedene  Strafgesetze;     gleichartiger  (c.  sncc.  ho- 
mogeneus s.  subj.,  auch  repetitio  delictornm),  wennmehnnab 
ein  und  dasaeihe  Strafgesetz  übertreten  ist  *).  Blan  schliessi 
dagegen  von  dem  Begriffe  der  Goncurrepz  ans  (jedoch  nicht 
immer  nnbes^tten) :  1.  Wenn  mehrere  Handlangen»  die  zwar 
jede  für  sich  ein  besonderes  Verbrechen  bilden,  als  Mittd  zur 


1)  Ahegg  g.  160,  Feuerbach  §.  126,  Marezoii  §.  öü,  Bauer 
S.  IM.  Derselbe,  Abhandlimg.  Bd.  II,  S.  5. 

2)  Der  Fall  der  Gonciinrenz  awscrhalb  deaselben  Erfcemitiiisaes 

wird  wohl  besonders  als  Fall  dto  Concurrenz  mehrerer  Stra- 
fen behandelt,  und  zwar  unter  dem  Gesichtspunkte  der  In-  , 
compatihUität  verschiedener  Strafen,  vgl.  Wächter,  Lehrb. 

§  124. 

3)  Andere  Eiutheilungen  s.  unter  Anderen  bei  Bauer,  Abb.  a. 
a.  O.  S.  18  f ;  Küstlin,  Revision  S.  873  f.)  Sander  im  N. 
Areh.,des  Gr.  R.  f.  1836  a  272  £ 
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VmbttDg  eines  VerlireeheBs  TorgeDOOWieB  werden,  imsm 
TiMibeeted  ngleiek  durch  mm  hergestellt  wM  (t.  B.  Ver- 
wuMfang  mm  Zweck  der  1  ödtong) 3.  Aes  s.  g.  fortge- 
eeUte  Verbreehen  (deL  eonliiiiwliiiii,  oontiMOilio  deidi),  wor- 
mter  man  gewöhriiek  (s.  jedoch  den  1  S^)  den  FeH  Tenteht, 
wiwi  nefarete  Terhrecherieehe  ibodlmgen  ant  EioeiB  Yer- 
hreoheiMieit  Ealeehfame  bervorgegaogeo  xmi  gegea  daiseibe 
Qbjcct  yerübt  sbhL  Ihm  gegeniber  neant  man  dano  die 
Verübuog  mehrerer  vefbaecherischer  HandfaiBgeo  ohne  aoldie 
fihiheit  des  Entecblniie»  und  Objedt  das  wiederholte  Ver- 
hpechea  (retteratio,  aneh  woU  fojpelilio  delicti)  *).  Für  die  Be- 
straf an  g  stellt  man  haBpisächlich  felgeade  TerschiedeBe  Sj- 
steBM  anf:  1.  Das  s.  g.  CannilatioassystfflB :  sännitiehe  ver- 
wiihle  Strafet  fcomne»,  soweit  dieses  mögüdi  ist,  mr  Ad- 
weadnog  *).  %  Das  s.  g.  Veribissangssysteoi :  nur  die  Sirafi» 
des  schwerste»  Vbzbrechens  komnat  zur  Awwendwig,  die  an- 
d»ea  sämiitlich  aiiizehreiid*).  9.  Cmnilatioiissjsteni  hei  der 
leako»  VerhnsNHigssysteBD,  jedoch  mit  angemesseaer  Schür» 
fing  dsr  schweffstea  Strafe,  hei  der  idealen  GonciirreM  *)• 
4.  Daa  System  der  Strafechärfiwg  oder  der  stellrertrelendeii 
und  ansg^cheodea  Strafienlukifang:  je  nach  der  Fordemng 
der  Gerechtigkeit  ia  dem  ciaseben  Falle  wird  entweder  ovr 
die  schwerste  Strafe  unter  angemessener  Scharfuag,  oder  es 
werden  aUe  gleichartige  Straft»  oater  aagemcasener  Verkiir- 
znag  angewandt»  oder  es  werden  die  oagleiobartigeD  in  Eine 
angemessene  verw&aMt.  Dieasa  System  findet  sich  in  meh» 


i)  Vgl.  1.  32     1  ad  1.  aquü. 

^  Wenn  man  noch  den  Pirll  anfsehlieflsen  wiH>  wo  dieielbe 
Handlmig  zugleich  unter  den  Thatbertaad  eines  Gftttimgtver- 

brechens  und  einer  einzelnen  Verbrechensart  subsainirt  wer« 
den  kann,  z.  ß.  Raub  und  Nothzucht  zugleich  unter  das  Ver- 
brechen der  Vergewaltigung,  vgl.  Heffter  §.  163,  Küstlin, 
Rev.  S.  873,  so  erscheint  das  aus  dein  Gmnde  «Dhlar  undnn- 
nditig,  weil  liier  in  der  Th«t  nicht  hiM  Eine,  eendern  neh-> 
rere  Terbrecberische  Handlungen  vorliegen. 

3)  Klein,  Peinl.  R.  §.  158;  Jarhe,  TTandh.  §.  51,  Rossbirt, 
Entwickelung  S.  141  f.,  Feuerbach  §.  129;  Bauer  §.  146; 
Ders.  Abband,  a.  a.  O.  S.  41  f.;  MarezoU  §.  50;  Heffter 
§.  166»  KöstlU,  Reeuiett  S. 

4)  J.  6.  F.  Meister  pr.  U  «r.     TS;  Selehew,  Lehdb.  U  US. 

5)  Grolmenn,  6rands»tf.  162, 163;  ÜnKch  aneh  Ahegg  f.  162. 
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reren  neueren  St.  G.  Ii.  —  Den  richtigen  Grandsätzen  der 
Gerechtigkeit  kann  die  vorgetragene  Lehre  des  Gem.  Rechts 
wenig  entsprechend  erachtet  werden.  Es  sind  danach  folgende 
Sätze  aufzustellen:  1.  Der  Begrifif  der  Concurrenz  der  Ver^ 
brecben  ist  aufiEufassen  als :  Das  Vorhandensdn  mehrerer  noch 
nicht  verbüsster  Delicte,  insofern  über  all«  oder  einzelne  oder 
eines  von  ihmen  ein  Strafurtbeil  ergehen  soll.  Es  ist  daher 
CoDCHirenz  Yorhandeii  und  es  treten  deren  Grundsätze  ein, 
gldchyiel,  ob  länes,  oder  ob  mehrere  Slrafurtheile  da  sind, 
aohM  e>  aidi  nur  moA  nn  Strafamsprechung  gegen  einen 
VoAmler  bandek»  währeiid  4er  Verbrecher  noch  andm 
Yerbiediaa  ganz  odter  theilweise  sn  Terbässen  hat  %  Für 
die  AaiTOidöog  der  Strafis  kaaa  der  riehtige  Grundsatz  nur  in 
jtmm  %st0iii  der  StMftebSrfoBg  oder  sleUrerMMideBud  am* 
IfleidieiideB  SlnfMMmg  (Nr.  4ob.)  gefunden  werden.  BanaiA 
kann  dann  auch  gegen  den,  schon  zn  lebenslänglicher  schwerster 
Freiheitsftnile  VernitlMillen  ein  neues  (nicht  todeswürdiges) 
Yerbredien  nur  durch  SchSrftmg  jener  Strafe  geahndet  werden. 
3.  Danach  erscheinen  die  sämmtlichen  Eintbeilungen  der  Coih 
cnrrens  (ob.J  durchaus  überflüssig  ^] ,  und  eben  so  die  —  auch 
«n  sich  völlig  unriebtige  —  Lehre  vom  dem  s.  g.  fortgesetiten 
Verbrechen  (s.  d.  f.  $.].  —  Die  Schweiz.  St  G.  B.  haben, 
gleich  den  Deutschen ,  die  Lehre  Ton  der  Concurrenz  bald 
nach  dem  Einen,  bald  nach  dem  anderen  der  oben  her- 
Torgehobenen  Strafsjstemen  bebandelt,  nur  meist  in  nicht 
eraofaöjpfiBnder  richtiger  Weise.  L  Den  BegrilT  betreffend, 
so  sprechen  zunäebst  Waadt  und  Frelbnrg  ausdrücklich 
aus,  dass  die  Grundsätze  der  Concurrenz  anzuwenden  seien, 
gleichviel  ob  über  die  mehreren  Verbrechen  in  Einem,  oder 
in  mehreren  ÜHheilen  zu  eikennen  sei*).  SchaflDiausen,  Zü^ 
rieh,  Lnzem,  Thnrgau  und  das  Bundesstrafrecht  dagegen  for- 
dern ausdrücldicb,  dass  die  in  einem  und  demselben  Erkennt- 


i)  Vgl.  Mittermaier  zu  Fenerbaeh  §.  IM,  Note IV» 

8)  UebeFflössig  iat  mwk  die,  «dm  mut  Savigny,  disasrt  de 

conc.  del.  form.  (18(H)  pftg.  6  anfjgestellte  «nA  v»n  Wji«liter, 

Lehrb.  §.  123  befürwortete  Unterscheidung,  ob  es  sich  um 
mehrere  unvereinbarliche  Strafen,  oder  um  anJere  Concur- 
renz. handle.   Auch  in  jenem  Falle  treten  die  Autorderungen 
der  Gerechtigkeit  in  ^anz  glaieher  Weise  ein. 
3)  Waadt  64,  «6,  Freihurg  67,  6S. 
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Bisse  Ml  benrdieilen  seien').  Aargaa,  Tessin,'  St  Gallen,  Ba- 
sel niid  Granbünden  spr^en  zwar  ganz  allgemein  nur  Tod 
einem  j^Zusammentreffen  mehrerer  Verbrechen^  (oder  ^meh- 
rerer  noch  nicht  bestrafter  Verbrechen^) ,  allein  auch  ausser- 
dem in  so  allgemeinen  Ausdrücken,  dasis  anzunehmen  ist,  sie 
haben  nur  die  Gemieinrechtliche  Doctrin  ihrer  Zeit,  also  nur 
Benrtheilang  in  demselben  Erkenntnisse,  im  Sinne').  Eine, 
das  Recht  nach  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  fortbil- 
dende Reehtsübung  wird  das  Richtige  auch  hier  zu  treffen 
wissen.  II.  In  Betreff  der  Strafe  sprechen  die  meisten:  Aar- 
gau, Tessin,  St.  GaUen,  Basel,  Schafihausen,  Züriob,  Thor- 
gau,  Waadt,  Freiburg,  Bundesstrafrecht,  ausdrüdüicfa  den 
Grundsatz  ans,  dass  die  Strafe  des  schwersten  Verbrechens, 
mit  angemessener  Schürfung,  die  übrigen  Strafen  absorbire, 
einzelne  nur  mit  positiven  Modificationen  *).  Graubünden  da- 


1)  Schaffh,  39,  Zürich  74  (indess  in  Widersprach  mit  §.  35  litt,  b, 
wonach  Strafverwandlung  eintreten  soll ,  wenn  spatere  Um- 
stände die  Strafe  als  unverhältnissmassig  hart  darstellen), 
Luzeru  82,  Thurgau  85,  Bundesstrafr.  33.  Das  Ob.  Ger.  zu. 
Zürich  wendet  dies  jedoch  (mit  Recht)  so  an ,  dess  über  die 
mehreroi  Fälle  in  £inem  Urtheil  zu  erkennen  sei,  so  lang^ 
über  einen  derselben  noch  Kein  rechtskräftiges  Urtheil  erlassen 
worden,  Schauberg,  Beitr.  III,  S.  242. 

2)  Aargau  17,  Tessin  54  f.,  St.  Gallen  41,  42,  Basel  35,  Grau- 
bünden  52. 

3)  Fast  sümmtliche  St.  G.  B.  stellen  z.  B.  namentlich  den  Satz 
anf,  dass  bei  den  Verbrechen  aus  Eigennutz  gegen  fr«ndes 
Vermögen  der  Geldbetrag  der  mehreren  Verbrechen  zusam- 
mengerechnet  und  danach  die  schwerste  Strafe  bestimmt  wer- 
den soll;  ein  Satz,  der  sich  für  den  verständigen  Richter  von 
selbst  Tcrsteht,  freilich  wenn  nicht  dadurch  in  sofern  eine 
-vdlUg  ansser  dem  Sinne  des  Gesetzes  liegende  SchÜrfiing  der 
Strafe  überhaupt  eintritt,  als  nach  einigen  Gesetzen  (nicht 
nach  Waadt)  durch  höheren  Betrag  höhere  Slrafabslufungen, 
gar  wohl  Begriffe  eines  schwerereu  Verbrechens  bedingt 
werden.  Das  letztere  ist  der  Fall  in  Schaiihausen ,  %vonach 
dann  dessen  gleiche  Vorschrift  in  §.  173,  sogar  mit  Ansdeh- 
nnng  auf  alle  Verbrechen  gegen  das  Vermögen ,  sich  als  durch-> 
ans  anomal  hart  darstellt  (Deutsche  St.  G  B.  haben  sie  gleich- 
falls). Eine  ähnliche  Vorschrift  hat  noch  Basel  §§.  167,  <68, 
allein  doch  gemildert  durch  den  Zusatz,  dass  in  der  Regel 
nnr  die  Strafe  für  die  leichteste  Art  des  so  durch  Berech- 
nung der  Gesammtsumme  beransgebrachten  Verbrechens  an- 
gewendet werden  soU. 
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gegen  hat,  iodesB  erheblich  modifidrt,  das  Cumulationssysteni, 
uad  Lazern  das  letztere  für  die  reale,  jeoes  schärfende  Vcr- 
hüssuDgssjstem  aber,  gleichfalls  erheblich  modificirt,  für  die 
ideale  CoDcnnrenz  aosÄräcklich  aufgeoommen.  Positive  Mo- 
dificationen  der  anfgesteilteii  Sitie  haben  namentlich:  Basel: 
Die  Strafe  kann  bis  ta  anderthalb  da*  höchsten  Dauer  er- 
höhet nnd  anstatt  Znchthaos  kann  Kettensirafe  nreiten  Gra- 
des erkannt  werden.  SchaUhansen :  Die  Strafe  kann  zwar 
bis  in  andertlialb  der  .  auf  das  schwerste  Verbrecheo  gesetzten 
Strafe  erhöhet  werden;  würde  Aet  dadurch  die  gesetzliche 
längste  Daner  einer  Strafart  überschritten  werden»  so  ist  die 
nächste  höhere  Strafart  zu  wählen.  Zürich  und  ThorgMi: 
Die  Strafe  kann  bis  auf  das  Doppelte  erhöhet  werden ;  würde 
dadurch  aber  das  höchste  gesetzÜche  Strafmass  überschritten, 
so  ist  eine  höhere  Strafart  (und  zwar  nach  Thurgau  Zucht- 
haus bis  zu  30  Jahren),  niemals  aber  Todesstrafe  (und  nach 
Thurgau,  was  sich  aber  auch  woU  nach  Zürich  von  selbst 
▼ersteht,  lebenslängliche  Zuchthausstrafe)  zu  wählen.  Bundes- 
strafrecht :  Die  Strafe  kann  bis  zur  Hälfte  erhöhet  werden ; 
wenn  aber  dadurch  das  höchste  gesetzliche  Mass  der  Gefang- 
uissstrafe  überschritten  werden  müsste,  so  ist  Zuchthaus  nach 
den  Grundsätzen  der  Strafv^wandlung  (unten)  anzuwenden. 
Waadt :  Die  Strafe  kann  bis  zur  Hälfte,  niemals  aber  über 
das  höchste  gesetzliche  Maas,  erhöhet  werden.  Tessin :  To- 
desstrafe und  lebenslängliche  Zwangsarbeit  absorbhren  die  an- 
deren Strafen  ohne  Weiteres.  Ist  eine  andere  lebenslängliche 
Freiheitsstrafe  verwirkt,  so  wird  lebenslängliche,  schwerere 
Freiheitsstrafe  angewandt.  Sind  mehrere  Freiheitsstrafen  der- 
selben Art  yerwirkt,  so  wird  das  Blaximum  der  schwersten 
Strafe  angewendet.  Bei  Goncurrenz  von  Verbrechen  (i.  e.  S.) 
und  Vergehen  sind  letztere  nur  Schärfungsgründe.  Bei  Gon- 
currenz blosser  Vergehen  smd  die  sämmtlichen,  Tereinbar- 
lichen,  Strafen  anzuwenden.  Luzem:  Bei  idealer  Cuncar- 
renz  tritt  zu  der  vollen  Strafe  des  schwersten  Verbrechens 
Vi  der  gesetzlichen  Strafe  jedes  der  anderen.  Bei  Concar- 
renz  von  Verbrechen  (i.  e.  S.)  und  Vergehen  kann  der  Rich- 
ter allenfalls  das  letztere  einem  besonderen  Verfahren  über- 
weisen. Graubünden :  Wenn  die  mehreren  zeitlichen  Frei- 
lieitsstrafen  derselben  Art  das  höchste  gesetzliche  Mass  der- 
selben übersteigen  würden,  so  ist  auf  die  folgende  höhere 
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SiraiNi,  vwliiUliiimMgw  VeriiH«m9«  mehrere 
-MidMtoiMrtige  sdüiebe  |fFeih«t«8tMfeB  Twwvkt,  «nf  die 
Ii)irtfire  tewi^,  wlMll«i0en|l89%ar  Möhwig,  dem 
Chmde  oder  der  IDener  Beeh,  je  nedi  den  UmständeB  «nf 
lebeoftUmgliclMe  ZvoMhm,  tu  erkeneeii 


Das  Sdrwanken  der  Genieinrechtf.  Doctrin  imd  Praxis 
über  Anerkennaog  oder  Zurückweisung  des  GrundsalEes,  dass 
bei  einer  Concarrenz  tob  Verbrechen  die  sdiwente  Strafe 
die  anderen  rendire,  bette  rar  Folge,  dass  man  sich  bald 
über  einen  Satz  rereinigie,  ohne  welchen,  freilieh  dasCnmn- 
ktions|irinzip  als  za  offenbar  ungerecht  sich  herausgestelK 
haben  Wörde»  nSmlich  über  den,  dass»  wenn  mehrere  ver- 
brecherische Handluegen  derselben  Art  an  einem  und  dem- 
selben Gegenstande  begangen  seien,  nur  die  ordentliche  Strafe 
des  Verbrechens  als  eines  ^nzigen,  gesdbärft,  znr  Anwen- 
dung zu  bringen  sei  Man  distinguirte  daher  den  Fall  Yon 
dem,  in  welchem  die  mehreren  Handlungen  derselben  Art 
gegen  mehrere  Objecto  begangen  seien,  und  nannte  ihn  den 
ooncursns  del.  continuatus»  den  letzteren  aber  c.  d.  reiteratus. 
So  entstand  zuerst,  schon  im  17.  Jahrb.'),  der  Begriff  des 
fortgesetzten  Verbrechens,  tou  dem  Cairpzov  noch  nichts 
weiss.  Anfengs  hatte  man  dabei  woU  nur  bestimmte  einzelne 
Verbrechensairten  im  Auge,  z.  B.  den  Ehebivcfa,  Incest,  Heos- 
diebstahl.  Anfangs  fand  man  darin  auch  noch  eine  eigent- 
liche Concnrrenz  toq  Verbrechen.  Die  Sache  hatte  somit 
noch  keine  Schwi^gkeiten.  S^ter  aber  stellte  man  den  Satz 


1)  St.  GuHea  41,  42,  G«s.  B.  f.  Verg.  9,  Aarga«  17.  Tessin  54 

bis  61,  Basel  35,  Schaffh.  39,  43,  Zürich  74—76,  Thui  L^au  80^ 
85—88,  Waadt  6'<  — 66,  Freiburg  67,  68,  Bundesstrafrecht  33, 
Graub.  52,  Ludern  81  —  86.  Noch  einz.elne  spezielle  Bercch- 
uuugen  enthalten  für  correct.  Vergehen  Freiburg  281 ,  Luzern 
Pol.  G.  B.  5  a.  B. 

2)  Man  stützte  »icli  dabei  auf  1.  67  §.  2  de  fort.,  obgleich  diese 
Stelle  einen  ganz  anderen  Sinn  bat,  und  zudem  Mar  für  das 

Gegentheil  1.  46  §.  9  und  1.  56  pr.  eod.  sprechen. 

3)  Petr.  S  c  h  u  1 1  z  i  u  s  ,  disi«  de  conc.  dtUcu  Frcf.  1662.  Vgt 
Koch,  eL  j.  cjT.  §.  168. 
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wf ,  4m  UV  m  MMig«  ¥erWiecJb«o  voilw§e Um  diaie» 
«her  begrüiideii  wa  könaeii,  muttto  omh  Dua  zu  ktingtlichep 
JMiiclio9e«  greifiiD,  &  inner  kiuwtliclier  worden»  je  mehr 
«e  ffhea  gerade  diireli  ihre  KänsUicbkeit  a«f  Widenprödie 
«wd  AbAnrdkälen  (ohraa  naseteD,  die  neu  wieder  zu  bese^  • 
tigeo  haue.  So  isl  «ioe  imnier  Terworrenere  Lehre  von  dem 
Verhrecban  emetaedeo.  Dabei  ist  man  iwar  darüber  eiaTev^ 
«landeB,  dam  das  telgeeelste  Verbiechen  mir  ab  ein  einziges 
Verbreohen  anzusehen  «ei.  Was  aber  näher  damnter  zn  Ter-  * 
stehen ,  darüber  hat  jeder  Becblslebrer  eine  andere  Meimmg. 
Von  der  älieslcn  Ansicht,  das  lortgeselzte  Verbrechen  bestehe 
blos  in  der  Wiederholung  mehrerer  Yerbrecheriseher  Hand- 
kngen  in  Ansehung  desselben  Gegenstandes'),  ging  man  z»- 
erst  dadurch  ab,  dass  man  zu  der  genannten  noch  das  Merk- 
mal zuselzte,  die  mehreren  Handlmsgen  mnssten  ans  einer 
Einheit  des  Entschlusses  hervorgegangen  sein.  In  neuerer 
Zeil  verlangt  man  aber  bald  weder  dieses,  noch  nur  eine  Ein» 
heit  des  C^e^^onslandes,  noch  irgend  einen  Causalzusamroen- 
hang  zwischen  den  mehreren  Handlungen,  noch  ein  bcslimra- 
tes  forldanerodes  Verhiiltniss,  bald  wieder  Einzelnes  oder  An- 
deres von  diesem  Allem*).  Die  Lehre  hat  also  gar  keinen 


1)  Vgl.  Wiiehter,  L«hrh.  N.  122,  123^ 

2)  Noch  so  angeaoiameii  ¥011  G r  o  1  m «an,  Grands.  §.  IfiO;  Klein, 
Peinl.  R.  §.156,  Jarke,  HaBdb.i.$i,  Net.  29;  Faaerbacl», 

Lehrb.  §.  128. 

3)  So  definiren  B. :  Ahegg,  S.  161:  „Mehrere  UeberUetungen 
(desselbea  Strafgesetzes)  iu  Beziehung  auf  denselben  Gcgen- 
ctand  mittelst  iortgesetster  Thitigkeit.*  Roeshirt,  Entvr. 
S»  112:  „Die  Vonuihme  mehrerer  Handlangen»  um  durch  de» 
ren  Vcrhiudang  zu  einen  hestimmtcn  vprhrccherischen  Re- 
sultate zu  (i;elang,cn,  wobei  /.\\  !\v  jede  Jiaudtuiig  als  ein  selhst- 
ständij^es  Delict  erscheint,  die  Verbinduag  aller  Handlungen 
aber  nach  der  ersten  Absicht  des  Handdnden  ein  einziges 
selbstständiges  verhrceherisebes  Grenze  bildet.'*  Mitterma  ier, 
za  Feaerb.  8.  128  a:  »Eine  Mehrheit  von  Handinngen,  die  in 
verschiedenen  Zeiträumen  verübt  sind ,  aber  wegen  der  Art 
der  zum  Grunde  liegenden  Willensbestimmung  ein  juristisches 
Gauze  in  der  Art  bilden,  dass  doch  nur  Ein  Verbrechen  an- 
crenomnen  werden  kann.^  H elfter  f.  163:  ^Eiae  fortge- 
setzte  ToUstänilige  Yeriibnng  de«  jjamliriten  Delicts  am  selben 
Gegenstande,  in  sofern  das  Gesetz  wesentlich  das  verbre- 
cherisehe  VerhSltniss,  nicht  die  einzelne  That  straft.*  Baaer, 
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Boden  mebr  und  bezeugt  so  selbst  ihre  iDnere  Nicbtigkeit 
Indem  man  jedoch  darüber  einverstanden  ist,  dass  das  fort- 
gesetzte Verbrechen,  um  dier  Wiederholung  der  yerbreche- 
rischen  Handlangen  willen,  schärfer  zn  bestrafen  sei,  bedarf 
»  es  bei  richtiger  Auffassung  der  Lehre  von  der  Goncnrrenz 

der  Verbrechen  der  willkürlichen  und  künstlichen  Fiction  des- 
selben in  keiner  Weise.  In  die  neueren  Deutschen  St  G.  B. 
ist  die  Lehre  vielfach  übergegangen,  und  zwar  gewöhnlich 
nach  dem  jedesmaligen  Standpunkte  der  Doctrin  zur  Zelt  ihrer 
Redaction.  Von  den  Schweiz.  St.  G.  B.  haben  sie  nur  3  auf- 
genommen :  Luzern,  Tfaurgau,  Freibarg Freiburg  in  gros- 
ser Unbestimmtheit  des  Begriffs:  j>Wenn  mehrere  .Handlungen 
wegen  ihres  Zusammenhanges  das  nämliche  Verbrechen  aus- 
machen, so  ist  die  Strafe  um  ein  Secbstheil  zu  schärfen.*^ 
Luzern  in  eklektischer  Weise :  i>Sind  mehrere  strafbare  Hand- 
lungen derselben  Art  enlweder  nur  als  fortschreitende  Aus- 
führung eines  und  desselben  Terbrecherischen  Entschiasses 
anzusehen,  oder  in  Beziehung  auf  das  nämliche  andauernde 
Verhältniss  begangen,  oder  nur  als  Bestandtheile  und  Stufen 
einer  und  derselben  Thal  zu  betrachten,  so  werden  alle  zu- 
sammen nur  als  ein  einziges  Verbrechen  angesehen;. es  ist 


Abh.  II.,  S.  28:  yWenn  die  einzelDen  an  sieb  selbstständigen 
Verbrechen  (derselben  Art)  sich  nnter  einander  verhalten, 
dass  sie  als  Theile  derselben  That  anzusehen  sind.  Amntchts- 

sao;endsten  und  /.uüleich  unter  hohler  Absprechung  über  seine 
Vorgänger:  Kostlin,  Revis.  S.  873:  „Die  aus  Einem  Ent- 
schlüsse hervorgehende  successive  Wiederholung  eines  Ver- 
brechens in  Beziehung  anfein  Object,  das  unabhängig  vom 
Willen  des  Handelnden  für  sich  eine  objective  Einheit  bildet.** 
Nach  allen  diesen  Definitionen  ist  es  ein  fortgesetztes  Ver- 
brechen (und  soll  es  sein),  wenn  z.  B.  ein  Lehrling  sich  vor- 
genommen hat,  täglich  die  Ladenkasse  seines  Herrn  zu  be- 
atehlen  nnd  dies  thut*  oder  wenn  in  Folge  ähnlichen  £Dt- 
sehlnsses  nach  und  nach  ein  Getreidespeicher  geleert  wird. 
Waram  denn  nicht  auch,  w  enn  Jemand  aus  Rache  gegen  eine 
(Gemeinde  für  vermeinlich  erlittenes  T  nreclit  sich  voriniuint, 
sämmdichen  Mitgliedern  der  (ieuieinde  nach  und  nach  (Woche 
für  Woche)  die  Häuser  anzuzünden,  oder  Arme  und  Beine 
ZU  brechen ,  und  dies  tkut 
i)  Indessen  sprechen  doch  andere  gelegentlich  davon,  z.  B. 
Waadt  Art.  75,  Bundesstrafrecht  Art.  34,  beide  bei  der  Ver- 
jährung. 
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jedoch  wegen  dieser  FartseUung  die  otdentKebe  Strafe 
wyi  ein  Secjistheil  lul^Yersclilirfen.^  Tbnrgaa  sogar  mtl  ener 
Ausdehnung  auf  die  Culpa :  »  Mehrfache  Uebertrelungen  des 
nämlichen  Slrafgcsetiea  durch  HandInngcD ,  welche  zusammen 
als  Ausfährung  des  nSmlidien,  auf  ein  bestimmtes  Verbre- 
chen gerichteten  Entschlusses  erscheinen;  eben  so  mehrfache 
UebertretuDgen  des  nämlichen  Strafgesetzes,  welche  als  Fol- 
gen der  nämlichen  fahrlässigen  Handlung  zu  betrachten  sind, 
werden  als  ein  einziges  (fortgesetztes)  Verbrechen  bestraft» 
wobei  zwar  die  Fortsetzungen  und  deren  Zahl  als  Gründe 
erhöheter  Strafbarkeit  in  Betracht  kommen,  jedoch  das  höchste 
Mass  der  auf  das  Verbrechen  gesetzten  Strafe  niemals  über- 
schritten werden  darf.^  Die  Strafe  soll  also  nur  geschärft 
werden 

Die  StmAuMwanttiusir« 

Strafnmwandlung  besteht  In  der  Anwendung  einer  anderen 
Strafart  auf  den  konkreten  Fall,  als  derjenigen,  welche  das 
Gesetz  als  die  ordentliche  angedrohet  hat.  Sie  hat  eine  Be-. 
deutung  nur  dem  positiven  Strafgesetze  gegenüber.  Hier  ist 
aber  ihre  Bedeutung  eine  erhebliche.  Im  Allgemeinen  kann 
sie  hier  erfolgen  im  Wege  der  Gnade  oder  des  Rechts*  Jene 
gehört  nicht  hierher.  Für  diese  gelten  Gemeinrechtlich  fol- 
gende Grundsätze:  I.  Sie  kann,  muss  also  auch  ansgespro- 
.  eben  werden  in  folgenden  Fällen :  1.  Wenn  eine  gesetzliche 
Strafart  nach  den  Anforderungen  des  Rechts  nicht  mehr  an- 
wendbar erscheint,  so  muss  eine  gegenwärtig  nach  diesen  An- 
forderungen für  passend  erachtete  zw  Anwendung  gebracht 
werden  *).  3.  Wenn  hd  Goncnrrenz  mehrerer  noch  nicht  ge- 

1)  Lünern  85,  Thurgau  89,  Freibnrg  69. 

2)  Man  beruft  sich  dafür  auf  P.  G.  O.  Art.  104.  Durch  die  All- 
gemeinheit des  6rundsat/.es  ist  der  beschränkte  Begriff  der 
tjmwandlung  eigentlieh  aafgehoben  $  es  gibt  danach  Gemeinr. 
nur  noch  arbiträre  Strafen.  In  der  neueren  Gesetzgebung 
werden  bei  Aufhebung  von  Strafarten  die  Grundsätze  der 
Umwandlung  durch  transitorische  Verordnungen  bestimmt, 
a.  B.  in  St.  Gallen  Ges.  v.  24.  Novbr.  1838  und  10.  November 
1852,  Tessin  Ges.  v.  20.  Januar  1851  für  die  Umwandlang  der 
TodeMtrafe  und  4«r  entehrenden  Strafen  bei  politiachen  Ver^ 
brechen. 
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Bittttor  Verhredieii  aus  factisdicD  oder  rechllicheD  Granden 
eine  Iaoo«i|iatibüiÜit  der  xnsammentreffenden  Strafen  vorhan- 
den ist  (Cononrrenz  der  Verbrechen,  auch  der  Strafen).  8. 
Wenn  die  ordentliche  Strafe  ana  fectisehen  oder  spezidlen 
(anderen  ab  den  erwühnten)  rechtlichen  Gründen  oicbt  Toik 
streckt  werden  kann').  4.  Besonders  soll  der  FaU  hierher 
gehören,  wenn  gegen  Jemanden  vermöge  besonderer  Privi- 
legien seines  Standes  einielne  Siraferten  nicht  siir  Anwendnng 
gebracht  werden  dürfen Wird  von  neueren  Recbtslehrem 
(ottt  Recht)  bestritten.  5.  Aus  Rüduicht  der  Billigkeit:  wenn 
die  ordentliche  Strafe  in  dem  einzelnen  Falle  für  den  Ver- 
brecher nach  seiner  Individualität  ( Gebrechllchkdt,  Alter t 
Gcscblecbi)  einen  bedeutend  grösseren  Nachlheil  haben  würde^ 
als  der  Gesetzgeber  beabsichtigt  hat').  6.  Wenn  die  ordentr 
liehe  Strafe  aaf  den  Verbrecher  nicht  den  vom  Gesetze  er- 
warteten oder  vorausgesetzten  Eindruck  machen,  namentlich 
also  in  dem  besonderen  Falle  kein  U^el  für  ihn  sein  würde  *), 
Von  den  Neueren  —  mit  Recht  —  verworfen.  II.  Grund- 
satze der  Anwendung  sind :  1.  Sie  kann  nnr  durch  richter- 
liches Urlheil  geschehen  'J.  2.  Nur  in  den  von  Gesetz  oder 
Praxis  anerkannten  Fallen.  3.  Nur  durch  Substiluirung  der 
von  Gesetz  oder  Praxis  anerkannten  und  liestimmten  Straf- 
arten und  Strafmassen.  A.  Dabei  immer  unter  der  Herück- 
sichtigung,  dass  die  zu  substiluirende  Strafe  weder  eine  schwe- 
rere noch  eine  leichtere  als  die  ordentliche  sein  dürfe.  5.  Für 
die  St.  G.  B.  tritt  noch  besonders  hinzu,  dass,  wo  sie  einmal 
noihwendig  ist,  das  Gesetz  gleichwohl  keine  Grundsalze  der 
Verwandlung  selbst  aufgestellt  hat,  diese,  namentlich  für  Art 


1)  L.  1  §.  3  de  poen.  1.  35  de  infw.  P.  G.  O.  Art.  131,  216. 

2>  L.  9  §.  i  de  poen.  Jetzt  R.  wenn  Soldaten  nicht  7uni  Zucht- 
haus, nicht  zur  Züchtigun»  mit  Peitschen,  sondern  nur  mit 
dem  Stocke,  nach  manchen  Deutsch.  G.  B.  verurlheilt  wer- 
den diiite. 

3)  Vgl.  Heffter,  Lehrb  f.  158. 

*)  Vgl.  Quistorp,  P.  R.  §.99.  Die  älteren  Rechlslehrer  haUen 
noch  mehrere  ähnliche  Gründe  aufgeslellt,  z,  B.  Mangel  an 
Gefängnissen,  Zuchthausern  u.  s.  w. 

S)  Aasnahmen  treten  für  die  neueren  St.  G.  B.  ein,  wo  diese —> 
hitaifig  —  fiir  eimelne  FSUe  tob  TorDherf  w  die  Umwaiidlaog 
als  gesetzliche  Selbttlbig«  irgend  eines  Umstandes  aufgespro- 
chen haben. 
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Bild  Mass  der  la  nibstilsirMdeiiSliNife,  curdettallgemeiiiett 
Geiste  des  betreffenden  Strefrechts,  besonders  aus  döm  Ver» 
bältnisse  der  einielnen  Sirafarten  zueinander,  entnommen 
werden  ').  —  Abgesehen  von  den  (ransitorischen  Verordnungen 
besü^ick  abgescballter  SlrafaKtn  (ob.)  haben  dfe^  Sebw«  St 
G.  B.,  gleich  den  Deutschen,  eine  grosse  Meogc  spezieHer, 
vielfhdi  aosebandergehender  Verordnungen  öber  die  Straf- 
umwandlung. Insofern  sie  in  der  StraferhÖbung  oder  Straf- 
milderung ihren  Grund  haben,  sind  sie  pben  §§.  99  f.  vor- 
getragen.  Insofern  sie,  theiftweise,  mit  der  Verjfiluruag  .in 
Verbindung  stehen,  geboren  sie  in  die  Lehre  Ton- dieser  (unt 
$.  107).  Es  bleiben  hier  daher  nur  die  finr  die  Fälle  der  ftrc^ 
tischen  IJnvolIstreckbarkeit  oder  der  aus  besonderen  Gründen 
festgesetaten  rechtlichen  Unanwendbarkeit  dnsebier  Sirafen'). 
Zu  den  letsteren  gehört  in  einzcfaien  St.  G.  B.  nanMntlich.di0 
Umwandlung  der  nicht  anwendbaren  Criminal-  In  cotreclio-^ 
nelle  Strafe.  Das  Meiste  ist,  selbstredend ,  durchaus  positiret 
Natur,  vielfach  nur  auf  Rechenexeuipelnbmbend,  daher  nur 
kurz  zu  berühren. 

Al^flMhtft  v'ta  der  Verwandlung  der  criminellea  in  correctionelle 
Strafen,  verordnen:  St.  Gallen:  Bei  Unbeibringlichkeit  von  Geld- 
bussen sollen  5  Franken  mit  24  Stunden  Gefäugniss  ausgeglichen  wer- 
den» Graubiiuden:  2  Florin  uiit  24  Stunden  Gefängnis«.  Freiburg:  2 
Fnttken  werden  ausgeglichen  mit  3fe  Stoodea  Geftogoise,  «bev  so, 
daM  die  Dauer  Ten  6  Monaten  Gefangniss  nicht überectestlen  werden 
darf;  bei  (correctionellen)  Vergehen  soll,  wenn  Concorrenit  oder 
Rückfall  eine  längere  Freiheitsstrafe  als  zu  3  Monaten  fordet t,  Um. 
Wandlung  in  Zuchtbaus  von  halber  Dauer  eintreten,  so  dass  2 
Tage  Grefängniss  44  Stunden  Zuchthaus  gelten,  und  wenn,  bei  der 
Umwmdlwg  die  GefiliigBitMlre|p  «her  20  Tage  dmtm  müMle, 
an  deren  Stelle  Zochthnns  mit  Herabsetzung  anf  die  Haifta  der 
Zeitdauer  verhänot  werden.  Tessin:  2  Franken  mit  einem  Tage 
Arbeit  in  einer  Besserungsanstalt  oder  sonst  nach  Anordnung  der 
Regierung;  andererseits  kann,  wenn  der  VerurtbeiUe  aiph  ii-üher 
nwUidenuifl  geführt  bette,  GefilngpiiMf träfe  tritea  nadi  agilen 
Grades  in  Geldstnife  —  6  Franken  xu  1  Tage  gereehnet  —>  vev* 


1)  Dies  seibetnfdend  auch  dann,  wenn  gleich  das  Gesetz  den» 
Richter  im  Allgemeinen  verboten  hHtte,  Ten  den  anf  das  Ver- 
brechen gesetzlich  verhängten  Strafen  ebzQgehen ,  £.  B.  Aar-» 
gau  15,  Tessin  27,  St.  Gallen  40. 

2)  Wovon  indess  wiederum  die  bereits  oben  §.  91  vorgetragenen 
beeraderen  GmdiitM  betMffi  dar  «neigentBejlen  Freiheit»- 
strafen  (Verweisong,  Eingranxong  n.  s.  w.)  anssahtfidea. 
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wandelt  werden  (die  Strafverwandinng  wegen  Alters  und  Geschlechts 
fasst  Tessin  als  Strafmilderung  auf,  s.  ob,  §.  99).  Basel  schreibt 
vor:  für  Verbrochen  (i.  e.  S.)  •"  In  allen  Fällen,  wo  das  Gesetz 
Ketten-  oder  Zuchthausstrafe  androhet,  kann  der  Richter  nach 
a^em  Ermessen  einen  Theil  dieser  Strafe,  |edoeh  nicht  unter 
das  geseulieüe  Minimnin  deriTclBen,  gegen  Nichtkantonsiifirger  in 
Pranger,  Staupbesen,  Brandmark  oder  Laudesveiweiinng,  einzeln 
oder  in  Verbindung  mit  einander  verwandeln;  für  (correct.)  Ver- 
gehen :  für  je  2  Franhen  Geldstrafe  tritt  24  Stunden  Einsperrung 
ein,  jedoch  nie  über  6  Monate  0*  Aargau:  Die  ordentliche  Zucht- 
hausstrafe kann  gegen  Aasländer,  ganz  oder  tfaeilweise,  in  Ans- 
stellang  auf  der  Scbandbtthne,  a^ichtigung,  Stanpbesen,  Brand- 
markung,  I-.andes Verweisung  verwandelt  werden.  Bundesstraf- 
recht: Wo  Verwandlunii  der  Zuchthaus-  in  Gefangnissstrafe  oder 
umgekehrt  nach  dem  Gesetze  nothwendig  ist,  wird  die  Dauer  um 
die  Hälfte  erhübet,  beziehungsweise  um  ein  Driltbeil  verkürzt. 
Schaflfhansen ;  Wo  das  Gesetz  Ketten-  oder  Arbettsbansstrafe  an- 
drohet, kann  der  Richter  nach  seinem  Ermessen  gegen  Fremde 
in  Pranger,  Staupbesen,  Brandmarkung  oder  Landesverweisung, 
einzeln  oder  in  Verbindung  mit  einander  verwandeln;  für  (corr.) 
Vergehen  kann  er  gegen  Fremde  Zuchthaus  oder  Gefängniss, 
gletcb&lls  ganz  oder  theilweise  in  Verweisung,  bei  ersdiwerenden 
Umständen  mit  Ausstelhmg  verbunden ,  verwandeln,  wobei  jedoch, 
im  Falle  gänzlicher  Umwandlung,  die  Verweisaug  für  die  4-  bis 
12fache  Zeit  des  !\Iaxiniums  der  ordentlichen  Strafe  ausgesprochen 
werden  muss;  (iefängnissslrafe  kann  nie  in  Geldstrafe,  niuss  aber 
Geldstrafe  wegen  Uubeibriuglichkeit  verwandelt  werden,  so  ge- 
schieht dies  so,  dass  för  jeden  Gulden  ein  Tag  Gefilngniss  zu  ver- 
«Cehen  ist.  Thnrgan ;  1.  Gegen  Personen  über  70  Jahre  wird  Zucht- 
haus in  Arbeitshaus  von  gleicher  Dauer  verwandelt.  2.  Bei  Con- 
cnrrenz  verschiedener  Freiheitsstrafen  muss  die  jjolindere  in  die 
härtei'e  verwandelt  werden,  wobei  einjähriges  Gefauguiss  sechs- 
monatlicbem  Arbeitshause,  einjähriges  Arbeitshaus  sechsmouat- 
lichem  Znchthause  gleichsteht  3.  iGistatt  der,  selbststSndig  an- 
gedrobeten,  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  Amts- 
oder Dienstentsetzung,  muss  gegen  Personen,  denen  diese  Ehren 
schon  entzogen  waren,  auf  (Tcfangniss  (innerhalb  des  gesetzlichen 
Masses)  erkannt  werden.  4.  Gegen  einen  Nichtkantonsbürger  kön- 
nen Arbeitshans,  Gefiingniss  oder  Ehrenstrafen,  nach  richterlichem 
Ermessen,  ganz  oder- theüweisc  in  Verweisung,  beziehnngsweise 
Gefängniss  mit  den  zulässigen  Schärfungen,  verwandelt  werden. 
5.  Geldstrafen  werden  gegen  Unvermögende  oder  bevormundete 
Verschwender  in  Gefängniss,  i — 3  Gulden  zu  24  Stunden  gerech- 
net, verwandelt.  G.  Wo  Züchtigung,  oder  Schärfungen  der  Frei- 
heitsstrafen ohne  Naehtheil  für  die  Gesundheit  nicht  anwendbar 

1)  Für  Verbrechen  i.  e.  S.  sind  Geldbussen  nie  ausschliesslich 
bestimmt. 
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sind,  tritt  Zasatz  der  Freiheitsslräfie  bis  au  6  Monaten,  oder  Ver^ 
Weisung  bis  zu  l  Jahre  ein.  Luzern :  1.  Geuen  Frauenspersonen, 
sowie  geoen  IVlannspersonen  unter  20  und  über  70  Jahre  soll  statt 
Ketten-  auf  Zuchthausstrafe  von  gleicher  Dauer,  mit  der  Schär- 
toatg  de»  Tragens  eines  eisernen  Hnlsrings  mit  einem  Schnabel, 
erkannt  werden.  2.  Bei  Goncnrrenz  verschiedenartiger  Freiheits- 
strafen wird  auf  die  härteste  (mit  angemessener  Erhöhung) ,  in  der 
Art  erkannt,  dass  1  Jahr  Zucht 'laus  am  8  Monaten  Kettenstrafe, 
und  i  Jahr  Einsperrung  /.u  9  IMuiiaten  Zuchthaus  oder  6  Monaten 
Kettenstrafe  gerechnet  wird;  würde  aber  dadurch  das  höchste  ge- 
setzliche Mass  der  Strafart  überschritten,  so  wird  die  nfichslfol- 
gende  höhere  Strafart  mit  verminderter  Dauer  genommen.  3*  Bei 
Versuch  und  Theilnahmc  wird  die  absolut  bestimmte  ordentliche 
Strafe  in  die  nächste  Strafart  ver\\andelt ,  und  namentlich  die 
Todesstrafe  bis  zu  2'i  Jahren  Kcilenstrafe.  4.  Gegen  Nichtkantons- 
bärger  kann  nach  richterkchem  Ermessen  Ketten-,  Znchlhaus- 
oder  Einspemngsstrafe,  ganz  oder  znm  Theil,  in  Landesverwei- 
sung, allenfalls  mit  körperlicher  Züchtigung,  verwandelt  werden. 
5.  (Teldstrafen  werden  gegen  Unvermögende  in  Zuchliiaus  oder 
Einsperrung  verwandelt,  wobei  100  Franken  für  1  Mojiat  Zucht- 
haus oder  6  Wochen  Einsperrung  gelten.  Zürich:  1.  Strafum- 
wandlang  findet  statt  ans  drei  Gründen :  a.  wenn  die  Vollziehung 
der  gesetzlichen  Strafe  unmöglich  wird;  b.  wenn  nach  Erlass  des 
Strafurtheils  Umstände  eintreten,  durch  welche  die  erkannte  Strafe 
sich  als  ein  {j;rösseies  l'ol)eI  für  den  Bestraften  darstellt,  als  sie 
nach  der  Absicht  des  Kichters  sein  sollte*);  c.  bei  VVohiverhalten 
eines  Sträflings  während  der  Strafzeit,  wenn  daraus  zu  entnehmen 
ist,  dass  der  Zweck  der  Strafe  durch  die  bisherige  Verhüssnng 
im  Wesentlichen  erreicht  sei,  und  wenn  zugleich  anzunehmen, 
dass  der  Sträfling  nach  seiner  Entlassung  sich  redlich  werde  er- 
nähren können  und  wollen.  In  den  beiden  ersten  Fällen  ist  die 
Art  und  das  Mass  der  zu  substituirenden  Strafe  im  Allgemei- 
nen dem  Ermessen  des  Richters  überlassen!  doch  soll  speziell:  a. 
die  zu  Sttbstttttirende  Kantonsverweisnng  (Bezirksverweisung  ist 
hier  verboten)  und  in  demselben  Verhältnisse  die  Eingrenznimj 
das  Dreifache  des  (Jefängnisses ,  das  Vierfache  des  Zuchthauses 
und  das  Fünffache  der  Ketlenstrafe ,  die  erlassen  wird,  betragen, 
b.  Bei  Verwandlung  der  Geldbusse  in  Gefängniss  und  umgekehrt 
sollen  fe  2^6  Franken  zu  1  Tage  gerechnet  werden.  3.  Im  dritten 
Falle  (ob.  i)  kann  die  Umwandlung  überhaupt  eintreten  bei  Ket- 
ten-, Zuchtbans-  und  Gefangnissstrafe,  aber  nur  wenn  von  einer 
lebenslänglichen  Freiheitsstrafe  wenigstens  20  Jahre,  bei  zeitlicher 
aber  mindestens  zwei  Dritlheile  derselben  —  und  zwar  nicht  unter 
1  Jahre  —  verbüsst  sind.  Es  soll  dann  mindestens  auf  die  Dauer 
der  noch  Übrigen  Strafi&eit  Verweisung  oder  Eingrenznng  ein- 


I)  Uieher  gehört  unstreitig  der  Fall  der  Goncnrrenz  von  Ver- 
brechen (ob.  §.  101). 
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treten')'  Waadt:  1.  An  die  Stelle  nnbeibringlicher  Gcldhusse  tritt 
kraft  des  (Tesetzes  Gefängnis«  von  1  Tage  für  jedo  2  Franken, 
doch  nieuials  über  6  Monate.  2.  Wo  in  besonderen  Fällen  das  (be- 
setz die  Umwandlung  der  Zuchlhaus-  oder  Gefängaissstrafe  m 
G«UlMttfe  gestattet,  gilt  gletelifiills  jeder  Tag  (der  einen  wie  der 
m4mnm  Strels)  2  Franken.  3.  An  Stelle  der  Todesstrafe  tritt  Kraft 
dm  Cksetzes  eine  SOjährige  Zuchthausstrafe:  a.  Wenn  der  Ver» 
brecber  zur  Zeit  der  That  noch  nicht  (volle)  20  Jahre  alt  war; 
b.  wenn  er  zur  Zeit  des  Lrlbeils  oder  der  Vollstreckung  minde- 
stens 70  Jahre  alt  war ;  c.  wenn  die  Verbreclierin  zur  Zeit  des 
Urkheili  oder  der  YoUstreckung  ichwanger  w«r^;  d.  wenn  eeit 
YerübaDg  der  That  drei  Jahre  verflossen  sind*  angerechnet  je- 
doch den  durch  ein  Gnadengesuch  verursachten  Aufenthalt; 
nach  dieser  Zeit  kann  kein  Todesurlheil  mehr  gefallt  oder  voll- 
streckt werden  (eigentlich  ein  Verjahrungsfailj^).  Ueber  die  Ver- 
wafDdlang  der  criminellen  in  correctienelle  Strafen  enthalten  Yor* 
sfduriften  diejenigen  St  G.  B.,  welclie  einen  spesiflsehen  Untere 
»efaied  zwischen  beiden  Strafprttnngen  aufstellen ,  mit  Ananahme 
von  Tessin,  und  zwar:  St.  Gallen:  Wenn  eine  Person  von  12 
bis  16  Jahren  nach  dem  St,  G.  B.  dem  correctionellcn  Richter 
überwiesen  werden  muss,  so  ist  die  Strafe  24stiindiger  bis  4monat- 
licher;  wenn  eine  Person  von  älier  16— 19  Jahren,  ^wöchentlicher 
bis  6monatlicher  Arrest,  der  bei  jener  wie  bei  dieser  mit  Fasten 
geschärft  werden  kann.  Wenn  Verbrechen  (i.  e.  S.)  in  absichts- 
loser Trunkenheit  verübt,  vor  den  correctionellcn  Richter  ver- 
wiesen werden,  so  treten  die  correclionellen  Strafen  der  corre-> 
spondirenden  Yergehen  ans  Fahrlässigkeit  ein.  Lnzeru :  Personen 
von  10  — 18- lehren,  welche  nach  dem  St.  6.  B*  eorreetioneü  zn 
heitnfen  sind,  erhallen  1  wöchiges  bis  ämonatlicfaes  Gefiingniss ; 
einen  correctionell  zn  ahndeten  V^ersuch  mit  untauj'Iicheu  Mitteln 
trifft  i/itagigcs  bis  2monaUiches  Arbeitshaus;  dieselbe  Strafe  tritt 
ein,  wenn  die  criminelle  Strafe  des  Versuchs  oder  der  Theitnahme 
nnter  di^moHatltche  Einsperrung  herabsinken  würde.  Basel:  Cor- 
rectionell zn  ahndende  Yerbrechen  aoe  FahrÜssigkoit  werden  ge* 


1}  Aehnliehe  Yorschriften  hat  Lnzern  100,  jedoch  in  einer 
Weise,  dass  sie  entschiedenei',  als  hier,  unter  den  Gesichts- 
punkt der  Begnadigung  fallen,  unter  deren  Grundsätzen  sie 
anch  sich  dort  befinden  (s.  unt.  §.  106). 

2)  Das  Gesetz  spricht  allgemein:  loxsqne  cc  conpahle  est  nne 
femme  enceinte ;  die  Molive  aber  heben  ausdrücklich  nur  den 
erwähnten  Fall  hervor,  wegen  der  darin  liegenden  Hürte, 
wenn  man  dann  blos  aufschieben  wollte. 

3)  St.  Gallen,  Ges.  v.  10.  Nov.  18.%,  1,  Graub.  15,  Freib.  20, 
281,  284,  Tessin  25  ,  26,  Basel  30,  Cott.  QeB,  B.  8,  Aargau  3«^ 
Bondesstrafr.  4,  Schailh.  30*  ZnehtpoL  Ges.  12,  13,  Thurgaa 
78—8/1,  Ladern  81,  Zürich  35—41,  Waadt  27,  38,  60,  68,  «5. 
Für  Tessin  vgl.  noch  Ges.  v.  8.  Jnni  ilU2  Art.  9« 
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ahndet  mit  Freiheitsstrafo  bif  xö  1  IiAre  odeir  Geldhnsse  bis  im 
1000  Franken;  bei  «ehr  geringer  Fahrlässigkeit  oder  bei  verhält- 
nissmässig  sehr  bedeutendem  Schadensersat/,  kann  es  bei  dem 
Schadensersatz  aliein  ohne  weitere  Strafe  (also  zugleich  als  Strafe) 
liewendcn.  Bei  freiwilligem  AluCtikde  Ton  einem  (rerenehten)  Vm* 
bredien  lumn  Freiheitsstrafe  bis  auf  6  Wochen  erkannt  werden. 
Schafihaasen :  Correctionell  zu  ahndende  Verbrechen  ans  Fahrläs- 
sigkeit werden ,  wenn  das  dolose  Verbrechen  mit  dem  Tode  zu 
bestrafen  wäre,  mit  Zuchthaus  oder  Gefängniss  von  14  Tagen  bis 
xn  1  Jahre  bestraft ;  wenn  mit  Kettenatrafe,  mit  Zndithaa«  oder 
GefiingniM  von  8  Tagen  bis  zn  6  Monaten ;  wenn  mit  itrheitshanu« 
aln^B,  entweder  mit  Zuchthaus  oder  Gafiafnies  bis  zu  2  Monaten, 
oder  aber  es  kann  auch  blos  bei  der  auszusprechenden  Entschä- 
digung bewenden.  In  allen  Fällen  kann  übrigens  auch  auf  Geld- 
busse bis  zu  200  Gulden  allem  oder  in  Verbindung  mit  den  Frei- 
heitsstrafien  erkannt  werden.  Freibarg:  Wenn  Verbre^en  i.  e.  S. 
wegen  Fabrlätaigkeit,  wegen  mildernder  Umstände,  oder,  beim 
Versuche,  wegen  Cntauglichkeit  ides  Mittels,  dem  Zuchtgericbte 
zu  überweisen  sind»  ao  tritt  Zacbthana  von  mindestena  15  Ta- 
gen ein'). 

m.  Das  WegrfaUen  der  Strafe. 
S.  104. 

Das  Verbrechen  itt  eine  slrafliare  That,  die  yermöge  des 
Rechts  bestraft  werden  mnss.  Jede,  durch  ein  Verbrechen 
begründete  Strafe  mnss  also  anch  znerkannt  und  Tollzogen 
werden,  sofbm  dem  nicht  geradezu  irgend  eine  Unmöglichkeit 
entgegensteht  Eine  solche  Unmöglichkeit  kann  eme^factische 
oder  eine  rechtliche  sein.  Eine  factische  Unmöglichkeit  kann 
nach  aUgemdinen  Grundsätzen  des  Strafrechls  nur  in  Einem 
Falle  angenommen  werden :  Bei  dem  Tode  des  Thäters«  Selbst 
eine  dem  Anscheine  nach  unheilbare  kdrperH<!he  oder  geistige 
Krankheit  kann  nur  nach  dem  jedesmaligen  Standpunkte  der 
Wissenschaft,  also  nicht  als  unbedingt  unheilbar  betrachtet 
werden,  mithin  nur  Aufschiebung,  nicht  Töllige  Aufhebung 
der  Straf  rollstreckung  begründen.  Als  Fülle  der  rechtlichen 
UnmdgKchkeit  gelten  die  Begnadigung  und  die'VerjMhrung. 
Beide,  aber  auch  nur  diese  beiden'),  haben  ihren  tiefen  Grund 


1)  Fol.  G.  B.  von  St.  Gallen  4-6,  Lnzern  2i— 23,  Basel  10,  ii, 

Schaa"h.  14—19,  Freibarg  296-298. 

2)  lieber  andere,  oft  aufgeführte  Gründe  nnten  §.  108. 

20 
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in  der  tltgaoMmen  Rechtsüberzengong,  und  danadi  iddss  aacb 

das  positive  Strafrecbt  sie  ancrkenDen ,  nicht  aus  Gründen  dw 
Strafpolitik,  ein  Standpunkt,  den  Doctrin  und  Gesetzgebung 
nur  zu  oft  einnehmen,  and  der  dann  nothwendig  falsche  Grund- 
sätie  und  Bestimmungen  herbeiführen  muss.  —  Die  aufge- 
mUirten  Gründe  des  Wegfallens  der  Strafe  finden  sich  in 
sämmtlichen  Strafgesetzgebungen  aufgestellt,  wenn  auch  nicht 
immer  sämmtlich  in  den  St.  G.  B.,  indem  manchmal  die  St. 
Proz.  0.  das  Material  darüber  enthalten.  —  Bezüglich  der 
Schweis.  Sl  G.  B.  ist  leUteres  der  FaU  in  Basel  und  Schaff- 
haasen. 

Anmerkung.  In  neueren  St.  G.  B.  werden  zu  dem  Weg- 
fallen der  Strafe  manclunal  auch  einzelne  Falle  der  völligen 
Straflosigkeit  einer  an  sich  verbrecherischen  Handlung  ge- 
rechnet, Nothwehr,  Nothstand  u.  s.  w.  Die  Unrichtigkeit 
leuchtet  ein.  In  den  letzteren  Fallen  fehlt  eine  znzurechnende 
That,  es  liegt  gar  kein  Verbrechen  vor,  es  ist  gar  keine 
Strafe  verwirkt;  es  kann  also  gar  nicht  von  Anwendung 
einer  Strafe  die  Rede  sein.  In  den  ersteren  Fallen  handelt 
es  sich  eben  um  den  Wegfall  einer  verwirkten  und  sonst 
anzuwendenden  Strafe* 

§.  105. 

Der  Tod  den  Werlirecliers. 

Der  Tod  des  Verbrechers  muss  nothwendig  das  Verbrechen 
sühnen  und  tilgen,  lieber  den  Tod  hinaus  kann  nicht  Ge- 
rechtigkeit Recht  üben,  können  nnr  Hass  und  Rache  Acte 
der  Grausamkeit  vornehmen ,  die  zur  Entweihung  des  Namens 
der  Strafe  als  Strafe  bezeichnet  werden  In  den  Quellen 
des  Gem.  R.  finden  sich  davon  in  der  That  einaelne  Sparen. 
Im  Allgemeinen  ist  der  Grundsatz  anerkannt:  ,>extinguitur 
crimen  mortalitate  '] ;  gegen  den  todten  Verbrecher  findet 
weder  Untersuchung  noch  Strafe  statt  Indess  gelten  Aus- 
nahmen in  Betreff  der  Vermögensstrafen.  Diese  sind  ver- 
fallen:  1.  Ueberhaupt,  wenn  gegen  den  Lebenden ,  auch  nur 
in  enter  Instant,  erkannt  war  and  das  eingelegte  Kechtsmiltel 


1)  Denkbar  könnten  auch  nur  VermögeBS-  and  Ehreastrafen 

nach  dem  Tode  eiutrelen. 

2)  L.  ii  ad  1.  Jai.  maj. 
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fl^ter  Terworto  wM %  Audi  obae  Urtbeft  m  MiieHai 
Verbrechers,  weoii  nur  die  Anklage  gegen  diesen  scboii 
erboben  wir  und  er  nacbber  einen  Seibstmord  begebt 

3.  Bei  eimelnen  Veibmeben  kenn  eelbit  nadi  dem  Tode  die 
Anklage  ran  Zwedi  der  VennÖgenaslrete  noch  erboben 
werden:  PerdoeUio,  Pecolat,  amtliche  ErpresniDg,  Deiertion*). 
Man  streit^  über  die  heutige  Anwendbaikeii  dieser  Vorschri£en. 

4.  Bei  einseinen  Verbrechen  fallen  bestimmte  Vermögensstacfce 
dem  Fiscns  Uos  dorch  das  Verbrechen  von  Rechtswegen  za*)* 

*  5.  Bei  allen  ansserordentlichen  und  Priyatdelicten»  wenn  der  An-' 
geklagte  noch  litem  contestirt  hatte').  ]>er  Grund  dieser  Ver- 
schiedenheit gegenübw  den  ordentlichen  Verbrechen  war  haupt- 
aiicblich  ein  prozessuaKscher');  die  —  exzeptionelle  —  Vor- 
acbrift  gilt  daher,  wenigstens  in  der  Präzis»  nicht  nwhr.  — 
Die  meisten  neueren  Deutschen  St  G.  B.  «kennen  die  Til- 
gnng  des  VeiiHrecbens  durch  den  Tod  unbedingt  an,  mft^ 
uoter  sogar  als  so  selbstTcrstündlich,  dass  gar  nicht  einmal  eme 
ausdrnofciidbe  Vorschrift  darüber  gegeben  ist.  V^ean  dabei 
fiist  allgemeitt  die  VoUstreekung  der  noch  ra  Lebzeiten  des 
Verbrechers  rechtskrüllig  erkannten  Vermögensstrafen  rer^ 
ordnet  wird,  so  ist  dies  keine  Ausnahme,  indem  dieAeehts* 
'  kraft  der  Vemrtheibing  ifiese  Strafen  zu  einer  Schuld  des 
Nachlasses  bereits  gemacht  hatte.  —  Von  den  Schweizer.  St. 
6.  B.  crwühnen  —  abgesehen  von  Basel  und  Schafibauseu 
(s*  d.  r.  $.)  —  der  Tflgung  des  Verbrechens  durch  den  Tod 
gar  nicht  Thurgan  und  das  Bundesstrafrecht  Dass  der  Tod 
das  Verfarechen  unbedingt  tilge  «—  mbeschadet  der  Belastung 


i)  L.  nsu.SL  peiii.  appeU« 

S)  L.  1  S*  <3  de  bon.  eor.  qui  ante  seMt.  P.  G.  O.  Art.  iSS. 

3>  L.  Ii  «d  1.  Jul.  maj.  1»  4  C.  de  re  milit.  1.  20  de  accas.  Bei 
der  Perdaellio  sollen  ausserdem  noch  Ehrenstrafen  eintreten : 
Versagung  eines  ehrlichen  Begräbnisses  und  damnatio  me- 
moriae.  Indess  gibt  es  aar  noch  wenige  Rechtslehrer,  welche 
die  gegenwärtige  Aawendbavfceit  dieter  Versdirift  vcrtlMidi- 
Cen,  namentlich:  Heffter,  §.  191,  lud  anm  Theil  Ahegg, 
|.  175.  Mit  demselben  Rechte  müsste  man  Musb  4itak  Aiä- 
hängen  im  Bilde  a.  s.  w,  dftt  Wort  reden. 

4)  L.  14  de  pnblican. 

5)  L.  20  de  accus. 

«)  Bet  den  «ffeniL  Verb,  kennten  die  Eiben  nicht  an  die  Stelle 
des  AngeU.  treten;  bei  den  anderen  lind  TnuMiunnuig  statu 
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des  NacUasses  mit  den  bereitB  zu  tebzeiteii  des  Verbrecfaers 
reehtskräfUg  erkannten  Vermögensstrafen  ^  sprechen  ans: 
Aargan,  Tessin,  Lusem,  Zurieb,  Granbtinden  Oass  der 
Nacblass  fiir  die  Vermögensstrafen  ancb  schon  dann  hafte» 
irenn  nnr  in  Lebzeiten  des  Verbrechers  ein  rernrlbeilendes 
Erkenntniss  ergangen  war,  das  Rechtsmittel  dagegen  aber  ver- 
worfen ist:  St  Gallen.  Dass  der  Tod  anf  die  Anwendung 
der  Vennögensstrafen  gar  keinen  fiinfluss  habe:  Waadt  und 
Frea>urg*}. 

§.  106. 
Die  BesuMlIsuiis. 

Begnadigoog  (im  strafrechtlichen  Sinoe)  ist  derjenige  Act 
des  Inhabers  der  Staatshoheit,  durch  welchen  eine  verwirkte 
Strafe  ganz  oder  theilweise  erlassen  wird.  Indem  das  Be- 
gnadigungsrecht danach  lediglich  ein  Recht  der  Staatshoheit 
ist,  gehören  die  Grundsätze  darüber  dem  Staatsrechte  an. 
Gleichwohl  hat  wenigstens  die  Doctrin  des  Gemeinen  Straf- 
rechts sich  ihrer  gleichfalls  bemächtigt.  Sie  wird  dabei  im 
Allgemeinen  aufgefasst :  als  das  Mittel  zur  Ausgleichung  des 
abstrakten  Rechts  des  positiven  Strafgesetzes  gegen  das  kon- 
krete Becht  des  einzelnen  Falles').  Richtig  kann  sie  auch 
nur  so  anfgefSssst  werden :  Der  Richter,  an  die  Gesetze  ge- 
bunden, muss  nan  einmal  das  Strafgesetz  auf  den  darunter 
passenden  konkreten  Fall  anwenden,  sollte  dadurch  auch  das 
Becht  des  letzteren  sowohl  nach  der  allgemeinen  Rechtsiiber- 
Zeugung,  als  selbst  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  verletzt 


1)  Graubünden  hat  dagegen  folgende  Vorschrift:  §.  60:  yWenn 
der  Verbrecher,  über  welchen  die  Todesstrafe  erkannt  wor- 
den, oder  welcher,  auch  ohne  vorhergegangenes  Urlheil,  eines 
todeswürdigeu  Verbrechens  geständig  oder  überwiesen  ist, 
stirbt ,  so  mag  sein  Leichnun  ohne  weitere  Ezeeation  en  dem- 
selben, neck  Ermessen  des  Richters,  entweder  an  einem  ab- 
gelegenen Orte  beerdigt»  oder  aber  den  Verwandten  zur  stillen 
Beerdigung  ausser  der  gewöhnlichen  BegrSbnisastätte  über- 
lassen werden.* 

2)  Aargau  176,  177,  Tessin  88  —  90,  Luzern  90,  Zürich  67,  St. 
Gallen  S3,  Waadt  73,  74,  Freiburg  76  ,  77,  Granb.  S9,  tiO. 

3)  Froher  (theilweise  anch  |et£t  nodb)  fasste  man  sie  vielfach 
anter  dem  Gesichtspunkte  des  „gemeinen  Bestens'^  auf,  B. 
Weatphal,  Gr.  R.  Anm.  34  S.  4,  Quistorp,  P.  R.  $.  102. 
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'  werden.  Gleichwohl  ist  das  Recht  des  einzelnen  Falles  das 
höchste,  das  eigentliche  Recht.  Dieses  muss  also  bei  solcher 
Verletzung  wiederhergestellt,  mit  dem  Gesetzesrechte  vermit- 
telt werden.  Strenge  genommen  wäre  dies  ein  Act  der  Ge- 
setzgebung. Staatsrechtlich  ist  es  aber  überall,  freilich  oft 
mit  Beschränkungen ,  dem  höchsten  Inhaber  der  vollziehenden 
Gewah  im  Staate  übertragen.  Aus  dem  bezeichneten  Wesen 
der  Begnadigung  folgt  Zweiolel:  Einmal,  dass  sie  überhaupt 
eine  Bedeutiuig  nnr  dem  geschriebenen  Rechte  gegenüber  hat. 
Wo  das  Redit  munltleibar  ans  der  allgemeinen  Rechtsüber- 
zengung  des  Volks  heransgesproehen  wird»  da  kann  Ton  einer 
Begnadigung  nicht  weiter  die  Rede  sein,  weil  dort  nur  das  . 
Recht  des  konkreten  Falles  existirt').  Zmn  anderen,  dass 
Begnadigung  nnd  Begnadigungsrecht  Immer  mir  eme  recht* 
Uche  Bedenlnng  haben,  also  immer  nnr  znm  Zwecke  jencar 
rechtlichen  Ausgleichung  angewendet  und  ausgeübt  werden 
kann —  Die  Gemeinrechtl.  Doetrin  bebandelt  die  Lehre  wie 
folgt:  I.  Die  Begnadigung  [adgratiatio,  indulgentla  prind^) 
wird  unterschieden :  1.  Je  nachdem  sie  auf  oder  ohne  Antraft 
des  Schuldigen  erfolgt ;  die  Unterscheidung  ist  rein  theo- 
retisch. 2.  Je  nachdem  Tor  oder  nach  Rechtskraft  des  UrtheOs. 
Jene  heisst  Abolition'),  Niederschlagung  des  Prozesses;  sie 
kann  yor  oder  nach  Einleitung  des  Vofahrens  gesdiehen;  ^ 
Die  zweite  ist  die  Begnadigung  i.  e.  S.  3.  Diese  kann  eineu 
Erlass  der  ganzen  Strafe  oder  nur  eines  Theils  dersdhen  aus- 

1)  Auch  nicht  bei  einer  etwa  hinterher  eingetretenen  Verände- 
rung; ein  Straferlass  kann  dann  eintreten,  aber  unmöglich 
als  Ausgleichung  des  Rechts. 

3}  Wie  sehr  wird  dies  namentlich  in  nionarchiscben  StMten  Ter- 
kannt;  wie  oft  wird  das  Reeht  der  Gnade,  dieses  schönste 
und  edelste  Recht  der  Krone ,  dort  missbraucht  und  herab» 

'  gewürdigt  zu  einem  Hofplaisir  oder  gar  zur  Befriedigung  von 
Parteileidenschaften,  zu  Bestechungen  u.  s,  w.  Andererseits 
wird  das  Wesen  der  Begnadigung  nur  zu  oft  dadurch  ver- 
kannt, dass  man  harte  Gesetze  macht,  gcradezn  and  von^ 
▼ornherein  mit  dem  Bewusstsein,  dass  sie  für  viele  Fälle 
eine  solche  Härte  enthalten ,  die  durch  Begnadigung  beseitigt 
werden  müsse.  Man  denhe  sich  dies  in  Verbindung  mit  jenem, 
um  die  dadurch  begründete  Rechtscorruption  begreifen  za 
können. 

3)  Die  ahoUtio  des  Rom.  K.  hat  einen  anderen  Sinn»  1.  2.  G.  de 
ahelit. 
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sprechen;  jene  adgr.  plena,  diese  minus  plcna ,  auch  mitigaUo 
ex  capile  gratiae  (Im  CSegensatz  der  richlerlieheii  SCrafmilde^ 
rang:  mitig.  ex  c  jusliae).  Die  min.  pl.  kaiiD  einen  Eriaag 
der  Art  oder  dem  Grade  der  Strafe  nach  enthalten.  4.  Die 
Begnadigung  i.  e.  S.  irird  femer  nntersdiieden ,  je  nachdem 
aie  Tor  oder  nach  der  StrafvoIUtrecknng  erfolge;  im  Idzteren 
Falle  nennt  man  sie  Rehabilitation,  anch  restitutio  (sententiam 
ftassi)  ex  c  gratiae.  Sie  soll  die  mit  der  Strafe  Terbandenen 
danernden  Nachthdie  aufheben.  Die  Unterscheidang  ist  an 
sich  unrichtig.  Auch  solche  Nachtheile  sind  immer  Strafen ; 
die  Rehabilitation  ist  daher  nur  adgr.  min.  pl.  5.  Die  Begna- 
digung wird  endlich  noch  unterschieden  in  allgemeine  und 
besondere  (ind.  gen.  et  spec. ,  ahoi.  g.  et  sp.).  Die  allgemeine 
TOd  anch  Amnestie  (für  MiKtairrerbredien  Generalpardon) 
genannt,  auch,  ireü  sie  öffentlich  bekannt  gemacht  wird,  ind. 
oder  abol.  publica.  II.  Dnre  Ausübung  betreffend:  1.  Sie 
kann  stets  nur  nach  der  bestehenden  StaatsYerfossung  ausge- 
übt werden,  in  der  Regel  yon  dem  obersten  Inhaber  der  yoII- 
*tiehenden  Gewalt;  im  Einzelnen  wird  sie'  auch  wohl  beson- 
deren Behörden  ubertragen,  namentlich  auch  den  Gerichten 
(z.  B.  die  Rehabilitation).  S.  Sie  kann  yermöge  ihres  Begriflb 
nur  in  einem,  gibizlichen  oder  thdlweisen,  Erlass  der  Strafe 
hestehen.  Eine  blosse  Umwandlung  der  Strafe  in  eine  gleiche 
oder  gar  härtere,  wäre  daher  keine  Begnadigung,  soUte  sie 
sich  auch  diesen  Namen  beilegen ;  eben  so  nicht  ein  Straf- 
eriass  unter  Auferlegung  von  Bedingungen,  die  dem  Verur- 
thdlten  härter  als  die  Gnade  erschdnen  müssen*).  3.  Be- 
stritten ist  die  Frage,  inwiefern  der  Begnadigte  die  Strafe  an« 
nehmen  müsse.  Der  Streit  ist  unerfindlich.  Der  Verbrecher 
hat  kein  Recht,  Verurtheilung  und  Vollstreckung  der  Strafe 
zu  fordern;  dies  Ist  nur  das  Recht  der  allgemeinen  Rechts- 
ordnung. Dass  Niemand  zur  Eingehung  von  Bedingungen 
der  Begnadigung  gezwungen  werden  kann,  yersteht  sich  recht- 
lich Ton  selbst.  Dasselbe  sollte  von  jenen  Straf?erwand- 
lungen  gelten.  OL  Die  Wirkungen  der  Begnadigung:  1.  Sie 
kann  nch  immer  nur  auf  die  strafrechtlichen,  nicht  auf  die 
priyatrechtlichen  Folgen  der  Xhat  beziehen.  %  Sie  hebt  die 


1)  Die  Geschichte  monafduichtr  Staaten  bietet  Beitjiirie  solcher 
yGnadeaecte"  dar. 
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Strafe  in  soveit  aiif,  als  dies  idnreh  den  Gisadeiiact  (in  deat 
Gnadenrescripi]  ansga^rodien  ist  S.  Bcslrittea  ist  dabei  die 
AnsleguDg  des  GDailenreseripla.  Nach  der  gewÖhnlicheB  Aih 
sieht  soll  d«r  Gnadenact  ab  ein  PriTÜegim  aqgeseiieo  Verden. 
IHes  ist  falsch.  Der  Standpnnkt  llir  d£e  Anslegnag  kann  nur 
jener  der  Ausgleiehang  des  Beehts  sein,  mithin  yiehnehr  der 
einer  liberalen  Anerkennung  des  Rechts  des  konkreten  Fatteftp 
4^  Besonderer  Streit  ist,  ob  beim  Schweigen  des  Gnadenactes 
auch  die  Untersnchungskosten  Hut  erlassen  in  erachlen  seien. 
Nach  der  gewiihnlichen  Meinnng  soll  die  Begnadiguig  hier 
die  Wirkung  eines  freisprechenden  Urlheils  haben'}.  Man 
mnss  richtig  im  Gegentheil  die  Kosten  mcht  für  erlassen  er- 
achten, da  sie  keinen  Theil  der  Strafe  bilden.  5.  Bestritten 
ist  ferner,  ob  ausser  der  Strafe  selbst,  auch  noch  die  beson- 
deren strafrecbtlichen  Wirkungen  der  Strafe  für  wegfallend 
zu  erachten  seien,  z.  B.  die  damit  Torbundenen  nacbtheiligen 
Polgen  iiir  die  Ehre,  die  Beachtung  beim  Rückfall  Richtig 
muss  uaterschieden  werden :  Die  Abotition  hebt  die  ganze  ver- 
brecherische That  als  solche  auf,  eben  weil  diese  als  solche 
nur  durch  rechtskräftiges  richterliches  Urtheil  feststeht.  Die 
Begnadigung  i.  e.  S.  hebt  aber  im  Grunde  nur  die  factische 
yollslreckung  der  Strafe  auf,  berührt  abo  im  Uebrigen  deren 
.rechtliche  Folgen  nicht.  Dass  der  Gnadenact  etwas  Anderes 
feststellen  kann,  versteht  sich  von  selbst.  6.  Immer  geht  die 
Begnadigung,  auch  die  Abolition,  nur  auf  diejenigen  be- 
stimmten Personen,  denen  sie  ertheilt  ist,  also  nicht  auf 
nicht  benannte  Mitschuldige  'J.  7.  Selbstredend  kann  die  diH ' 
mal  unbedingt  ertbeilte  Begnadigung  nicht  wieder  zurückge- 
nommen wwden.  Es  folgt  dies  aus  ihrem  rechtlichen  Be- 
griffe, ohne  dass  man  auf  die  Natnr  eines  Privilegiums  — 
Bach  der  gewöhnlichen  Ansicht  —  zurücksngehen  braucht.  — 
Die  neueren  Deutsch.  St.  G.  B.  sprechen  im  Allgemeinen  die 
obigen  Grundsätze  aus.  Von  den  Schweiz.  St.  G.  ß ')  schwei- 
gen über  sie,  als  mehr  dem  Prozessrechte  angehörend,  ausser 


1)  Nach  I,  ult.  §.  4  C.  de  sent.  pass.  et  rest. 

2)  Amnestieen  werden  indess  gewöhnlich  allgemem  für  die  That 
selbst,  und  nicht  blos  bestimniteo  Personen  ertheilt 

3)  Uebcr  das  frühere  yRicliten  nach  Gnade*  in  dnr  Schwei«  s. 
Blumer,  Gaadi.  der  Schw.  Demokr.  8«  H&ti  Sagesser, 
Gesch.  V.  Lnzcm  II,  S.  612  f.,  723. 
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Basel  und  Scbaffhüusen  auch  noch  Zürich,  Tburgau,  Grau- 
bänden,  Bundesstrafrecht,  und  eigentlich  auch  St  Gallen,  das 
nur  in  den  Grandlinien  allgemeine  phUosophische  Sätse  über 
die  Begnadigung  aufetdlt.  Von  den  übrigen  bestimmt  Aargau 
nnr  aligemein,  dass  die  Begnadigung  ^^eben  die  Wirkung» 
"wie  die  ausgestandene  Strafe  S  habe.  Tessin:  Die  Begna^ 
gung  — >  vom  Grossen  Rathe  nach  der  Ver&ssung  ausgehend  — 
kann  nur  nach  Eröffnung  des  Oefinitivurtheils  erfolgen  (Be- 
gnadigung i.  e.  S.};  sie  hebt  dabei  die  Wirkungen  der  Bestra- 
fung fiir  den  Rückfall  nicht  auf.  Luzem  und  Freiburg  theilen 
die  Begnadigung  in  die  ordentliche  und  ansserordentUche. 
Bode  gehen  yom  Grossen  Rathe  aus.  Jene  findet  statt  för 
solche  Personen,  die  in  Luzem  zu  einer  Ketten-,  Zuchthaus- 
oder Einsperrungsstrafe,  in  Freiburg  zu  Zuchthäus  oder  Ge- 
fängniss,  ^Terurtheilt,  einen  bestimmten  Theil  der  Strafe  be- 
'  reits  verirässt  und  während  dieser  Zeit  sich  so  betragen  haben, 
dass  Ton.  ihnen  eine  Besserung  ihrer  Gemüthsart  erwartet 
werden  kann ;  der  Rest  der  Strafe  kann  ihnen  ganz  erlassen 
oder  milder  umgewandelt  werden.  Auf  solche  Begnadigung 
hat  Hoffnung,  wer  zum  erstenmale  zu  einer  jener  Strafen 
verurtheilt  war,  nach  Verbüssung  von  V«,  wer  zum  zweiten- 
male,  von  der  Strafzeit,  wer  zu  lebenslänglicher  Ketten- 
strafe nach  20  Jahren.  Die  ausserordentliche  Begnadigung  ist 
gleichfalls  nur  Begnadigung  i.  e.  S. ;  über  ihre  strafrechtlichen 
Wirkungen  wird  Besonderes  nicht  verordnet;  in  Freiburg 
kann  sie  nur  nicht  bezüglich  auf  Contumacialverurlheiiungen 
stattfinden.  In  Waadt  findet  Begnadigung  gleichfalls  nur  im 
e.  S.  und  nur  statt:  bei  Todesstrafen,  bei  Zuchthaus  yon  mehr 
als  vier ,  und  bei  Gefängniss  oder  Verbannung  von  mehr  als 
zwei  Jahren;  bei  Verlust  des  Aclivbürgerrcchts  und  der  vä- 
terlichen Gewalt,  und  bei  Untersagung  der  Ausübung  einer 
bestimmten  Berufs-,  Gewerbe-  oder  KrwerbsarL  Bei  Con- 
tumacialurlheilen  ist  sie  überhaupt  unzulässig,  lieber  ihre 
Wirkungen  ist  nichts  bestimmt  *).  Ausserdem  haben  diese  drei 
letzteren  St.  G.  B.  noch  besondere  Vorschriften  über  die  s.  g. 
Rehabilitation*  Sie  hat  zum  Zweck  und  zur  Wirkung  Wie- 


1)  GnmdUnieB  §9.  95—99. 

2)  Aargau  ISO,  Tessin  93,  94r  Lnsern  IM— 107,  Freib..87— 94, 
Waadt  Sa— 85. 
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dereinsetning  in  die  bürgerlicheo  Ehren.  Sie  kann  nicht  be- 
antragt werden:  in  Waadt  und  Freibnrg,  bevor  seitVerbäs- 
fnng  der  Hanptotrafe  ein  der  Hälfte  deraefi»en  gleichkom- 
mender 2eilnNmi»  mindestens  aber  2  Jahre,  jedenfiilb  jedoch, 
wenn  seit. jener  Verbässong  5  Jahre  yerflossen  sind;  in  Ln- 
zera,  bei  Kettenstrafe  nicM  Tor  zehn,  bei  jedw  anderen  Gri- 
minalstrafe  nicht  vor  fiinf  Jahren  nach  Verbüssung  derselbOn 
oder  nach  erhaltener  Begnadigung.  Sie  erfordert  den  Nach- 
weis des  WohWerhaltens  seit  der  Verurtheifaing ,  und  nach 
Ludern  ond  Freihnrg  zngteieh  des  Ersatzes  des  durch  das 
Verbrechen  Te^ursachten  Schadens.  Wird  das  Gesuch  abge-  - 
schlagen,  so  kann  es  nach  Luxem  nicht  yor  3,  nach  Frdburg 
nicht  vor  S  Jahren  erneuert  werden.  In  Freiburg  endlich 
findet  Rdiabüitation  Itraft  des  Gesetzes  statt,  wenn  20  Jahre 
seit  Vollendung  der  Haapistrafe  verflossen  nnd,  und  das  Ver- 
brechen nicht  Raub,  Brandstiftung  oder  Mord  war'). 

$.  m 

Ute  WcrJAhrung^. 

Verjährung  inj  strafrcchllichen  Sinne  ist  die  Aufhebung 
der  Strafbarkeit  eines  Verbrechens  blos  durch  den  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit  Bestritten  ist  noch  immer  in  der 
Düclrin  der  strafrechtliche  Grund  der  Verjährung.  Noch 
immer  will  man  sie  vielfach  nur  als  ein  criniinalpolitisches 
Institut  ansehen,  das  seinen  Grund  habe  bald  in  der  vermu- 
iheten  Hcsserung  des  Verbrechers;  bald  in  der  Schwierigkeit 
des  Beweises  sowohl  der  Schuld  als  der  Unschuld;  bald  in 
dem  getilgten  Andenken  der  That,  das  man  nicht  wieder  auf- 
frischen dürfe ;  bald  in  diesem  Allem.  Richtig  kann  die  Ver- 
jährung nur  aufgefasst  werden  als  ein  durchaus  rechtliches, 
und  rechtlich  durchaus  nothwendiges  Institut.  Ihr  rechtlicher 
Grund  ist  lol^^ender :  Durch  die  Strafe  soll  das  gebrochene 
Recht  wiederhergestellt  werden.   Wo  kein  Rechtsbruch  ist. 


i)  Luxem  95—99,  Waadt  86-88,  Freiburg  82—86. 
•    2)  Unrichtig!;  ist  die  Definition  ,  nach  der  j,die  rechtlichen  Folgen* 
(Feaerbach  S.  64)  des  Verbrechens  darch  den  Ablauf  der 
Zeit  erldscfaeB  floUen.,  Durch  die  stmfrtehtlidhe  Verjahraag 
wttrte  die  f^vatrechdichen  Folgen  des  Verhreeheiisg^  ' 
bcrahrt. 
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kann  kdne  Strafe  stattfindeo.  £•  ist  aber  kein  Recktsbrock 
mebr  Yorbancleii,  weoo  dne  Tkat,  durch  welche  einmal  das 
Bccht  gekrochen  war  ,  ans  'dem  aUgemeinen  Andenken  ent* 
sckwnnden  ist  Das  allgemeine  Recklsbewnsatsein,  das  allein 
rechilick  die  Strafe  fordern  kann»  existirt  dann  eben  fnr  diese 
Tkat  nickt  mekr.  Diese,  fiir  das  allgemeine  Recklsbewnssl- 
aein  geltenden  Sätse  mnss  aock  das  posiliye  Reckt  anerkennen. 
Es  kann  sie,  eben  als  positires  Reckt,  nur  anerkennen  dnrck 
Feststelinng  bestimmter  Zeiträume»  nack  deren  Äbhuf  das 
Andenken  des  Verbreebens  ab  getilgt  angenommen  (fingirt) 
Verden  soll.  Dabei  bat  es  auch  einen  ricktigen  Sinn»  die 
Zeiträume  nack  Versckiedenkeit»  namentlick  nach  der  Schwere 
der  Verbrechen,  verschieden,  bald  länger,  bald  kürzer  su  be- 
stimmen: das  Andenken  des  leichteren  Verbrechens  ist  eher 
yerschwuttden,  als  das  des  schwereren.  —  Die  Gemeinrecht* 
liehe  Lehre  Ton  der  Verjährung  in  Strafsachen  bat  sich  ihrem 
Weseu  nach  aus  dem  Röro.  R.  entwickelt.  Ihre  Geschichte 
in  diesem  ist  yieliach  dunkel.  Zur  Zeit  Cicero's  soll  sie  noch 
nicht  bekannt  gewesen  sein  'J.  Jedenfalls  hat  sie  sich  ausge- 
bildet nach  der  Lehre  von  der  Verjährung  der  Civilkla^en. 
In  dem  Rom.  Accusalionsprozess  war  dies  natürlich.  In  dem 
älteren  Deutschen  Slrafrecht  finden  sich  nur  schwache  Spuren 
Ton  Verjährung').  Später  enthielten  Statutarrechtc  oft  Be- 
stimmungen über  sie.  Doctrin  und  Praxis  des  Gem.  Rechts 
haben  sie  nach  den  Grundsätzen  des  Rom.  Rechts  ausgebildet, 
auck  für  den  Inquisitionsprozess  unter  den  nothwendigen  Mo- 
dificationen.  Die  GcmeinrechtUchen  Grundsätze  sind  danach: 
1.  Es  gibt  nur  Verjährung  der  Verbrechen,  nicht  auch  der 
bereits  erkannten  Strafen.  2.  Sämmtliche  Verbrechen  sind 
Terjäkrbar.  Ausgenommen  sind :  o.  Parricidium ') ;  b.  Apo- 
stasie  (jetzt  jedoch  kein  Verbrechen  mehr).  3.  Erforderlich 
ist  der  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit :  a.  Die  Regel  bilden  20 
Jahre,  b,  5  Jahre  genügen  für  das  Peculat ,  so  wie  für  die  durch 
die  lex  Jul.  de  aduU.  mit  Strafe  bedroheten  Unzuchtsverbre- 


1)  Nach  Cic.  pr.  Rabirio  c.  9. 

2)  S.  N.  Arch.  des  Cr.  R.  X,  S.  714  f.,  XIV,  S,  191)  Seges- 
ser, Gesch.  V.  Luzern  II,  S.  717. 

3)  L.  10  ad  1.  Pomp,  de  panric.  A«  M.  Feuer bach  |.  6S, 
Wächter  §.  126.  Man  streitet  dabei  wilder,  ob  V«rf.  toü 
20  oder  von  30  Jahren  stattfinde. 
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«heu:  aMteriunit  Ätnpnnn,  lenodniiiiii,  incestus,  ncfanda 
YeifOf«  Incett  nod  Eb^rndi  znMmmeotreffend,  yerjäbren 
^imder  erst  in  20  Jbiiren.  Streit  ist  über  die  anderen  Un- 
«ofibtsferbredieo :  Concobinat,  Bigamie,  Nothzacht,  Enlfiih- 
mog ;  die  Flnizis,  meiit  ni  Eniyentiitidiiiss  der  0octrin ,  lässt 
för  die  beiden  ersten  gleicbfolls  5  Jabre  zn,  fordert  aber  für 
Notbincbt  und  Entfölming,  in  Röcksiebt  auf  die  Vergewal- 
tigung, meist  90  Jabre.  e»  Die  Pönalklagen  ans  Privatde- 
liefen  Terjabren  gans  nacb  den  Gmndsätien  des  Civit*  und 
PrMteriwben  Recbts;  für  die  öffen Hieben  nnd  s.  g.  ge- 
BBscbten  Strafen  der  Injurie  wird  ther  wieder  Yeijärnng 
von  20  Jahren  angenommen.  4.  Die  V»jährangszeit  ist  ein 
tempns  continnnm^).  5.  Sie  beginnt  daber  mit  dem  Tage  des 
begangenen  Yerbreebens;  also  der  letzten  Handinng,  dnrcb 
welebe  der  Tbatbestand  des  yoriiegeoden  Verbrecbens  oder 
Versnebs  bergestelit  wird ;  obne  Untersebied  ob  Tbiter  oder 
Theilnehmer  dem  Gericbte  bekannt  geworden  waren  nnd  yer- 
foigt  werden  konnten  oder  nicbt*).  Streit  über  den  Anfang 
ist  jedoch  bei  denjenigen  Verbrechen,  durch  welche,  wie  man 
sagt»  ein  danemdes  Terbrecherisches  Verhältniss  begründet 
wird,  z.  B.  Menschenranb,  Entführung,  GefangenbaltUDg,  Bi- 
gamie. Der  Streit  ist  unerfindlich.  Es  kann  auch  hier  überali 
nur  auf  die  Thätigfceit  des  Verbrechers,  und  deren  letztes 
Moment  ankommen  *].  Sie  wird  civiltter,  nicht  naturaliter, 
berechnet,  schon  weil  jenes  günstiger;  sie  ist  also  schon  b^ 
endigt  mit  dem  Anfange  des  letzten  Kalendertages  der 


1)  L.  4  G.  de  apost.  1.  13  C.  ad  I.  Com.  de  firis.  1.  3  de  requir. 
reis.  1.  J.  ad  1.  JoL  pee.  1.  S9  |.  S.  I.  39  S.  3.  1.  11  §.  4  de 

adalt. 

2)  Galt  schon  als  cominiiBis  opinio  bei  den  ItaL  Praktikern; 

vgl.  Heffter  §.  189. 

3)  Bei  Menschenraub  kann  es  danach  auf  das  fortdauernde  Ver- 
hältniss  der  Gefangenschaft  in  fremder  Gewalt  nicht  an- 
kommen, eben  so  wenig  wie  bei  der  Tödtung  darauf,  das« 
der  Getödtete  —  todt  ist.  Umgekehrt  verhält  es  sich  bei  der 
Gefangenbaltung  durch  den  Verbrecher  selbst.  Bei  der  Ent- 
führung kann  das  eine  wie  das  andere  der  Fall  sein.  Bei  der 
Bigamie  besteht  die  verbrecherische  Handlung  in  der  Ein- 
gebnng  der  folgenden  Ehe;  JSr  das  apiterc  finrtdanemde 
Yerküftaisa  kam  alao  aar  dar  eiwaige  Ehebmeh  in  Berech- 
»nsg  kommen. 
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Frist'}.  7.  Sie  irird  unterbrochen  nur  durch  Acte  der  ge- 
richtlichen Verfolgung.  Und  zwar  wird  dazu  erfordert: 
a.  Der  ^ct  moss  ausgclien  von  dem  zuständigen  Gerichte; 
h.  in  gesetzlieber  Weise;  e,  gegen  diejenige  bestimmte  Per- 
son-, jflir  welche  es  sich  um  die  Verjährung  handelt ;  d,  diese 
Person  mnss  dadurch  als  Verbrecher  (Thäter  oder  Theil- 
nehmer)  verfolgt  werden.  So  haben  —  meist  übereinstim- 
mend —  Doctrin  und  Praxis,  nach  Analogie  des  Röm.  An- 
klagererfahrens»  die  Grundsätze  für  den  Inquisitionsprozess 
aufgestdlt').  e.  Ausnahmsweise  soll  Unterbrechung  stattfinden» 
wenn  der  Verbrecher  sich  als  solcher  bei  dem  competenten 
Bichter  selbst  bekennt*).  8.  Eine  neue  Verjährung  —  mit 
den  Erfordernissen,  auch  der  vollen  Zeit,  der  alten  —  läuft 
wieder  von  der  Zeit  an,  da  der  Richter  seine  Thätigkeit  ein- 
gestellt hat.  Streitig  ist  dabei,  ob  eine  Verjährung,  über^ 
baupt  oder  eine  neue,  beginnen  könne,  wenn  der  Verbrecher 
auf  rechtswidrige  Weise  das  richterliche  Verfahren  zu  hindern 
oder  zu  hemmen  gewusst  bat  (durch  Bestechung,  Entwendung 
der  Acten  u.  s.  w.J.  BIcist  wird  hejahet.  Nach  dem  leiten- 
den Grundsätze  der  Verjährung  mit  Recht  *) :  Durch  den  Ab- 
lauf der  Zeit  ist  gesetzlich  einmal  das  Verbrechen  als  für  das 
Kechtsbewusstsein  getilgt  angenommen.  9.  Die  Wirkung  der 
Verjährung  ist,  dass  die  ganze  Strafbarkeit  des  Verbrechens 
aufgehoben  wird,  dieses  also  in  strafrechtlicher  ik'ziebung, 
als  y erbrechen,  gar  nicht  mehr  cxistirt.  Es  fällt  mithin  nicht 
nur  die  Strafe  selbst,  sondern  es  fallen  auch  die  sämmtlichen 
anderen,  an  ein  Verbrechen  geknüpften  strafrechtlichen  Folgen 
(z.  H.  Beachtung  bei  Strafzumessung  für  späteres  Verbrechen 
fort,  mithin  auch  jede  gerichtliche  Untersuchung  oder  son- 
stige Erörterung  des  verjährten  Verbrechens.  —  Die  Grund- 


1)  Ist  bestritten  nach  1.  29  §.  7  ad  1.  J.  de  adult.  (wegen  des  Aus- 
drucks: ad  euiu  diem,  quo  quis  postulatus  est).  Heffter 
§.  187,  Wächter  §.  126. 

2)  Vgl.  Müller,  Lehrb.  der  Crim.  Pr.  §.  87. 

3)  Arg.  1.  7  §.  5  C.  de  praescr.  30  v.  40  an. 

4)  Die  Bestrafang  der  die  Rechtsverfolgang  beseidgendeii  ver* 
brecberiseken  Handlang  wird  dadnrch  nicht  betroiSen»  z.  B. 
wenn  durch  Bestechong  ein  Ehebrnchsprozesf  beteitigt  war. 

5)  Mit  Unrecht  hatte  ich  im  Lehrb,  des  Prenss.  St  R.  9.  103  das 
Letztere  verneint. 
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sitse  des  Crem*  R.  sind  niclit  sSrnnlfich  io  die  neiielm  Deolsch; 
und  SchweiE.  St  G.  B.  übergegangeo.  Es  finden  nameiitlich 
folgende  drei  wesentliche  Abweichungen  sUtt :  1.  Manche  der- 
selben kennen  ndien  der  Ver jährong  der  Verbrechen  auch 
die  erkannter  Strafen  ganz  oder  theilweise.  2.  Die  VerjSh- 
mngsfrist  wird  überall  nach  der  Schwere  der  Yerbreehen 
langer  oder  kurzer  bemessen;  manche  lassen  dabei  för  mit 
dem  Tode  bedrohete  Verbrechen  gar  kerne  Verjährung  zu. 
8.  Einzelne  lassen  in  dem  modernen  Anklage?«rfahren  die 
Verjährung  nicht  blos  durch  Acte  des  Gerichts«  sondern  auch 
schon  durch  die  des  öffentlichen  Anklägers  Antreten.  Wie 
richtig  die  beiden  ersten  Grundsätze  sind,  so  verwerflich  ist 
der  letztere.  —  Was  besonders  die  Schweizer.  St.  G.  B.  be- 
trifil,  so  haben  Basel  und  SchaShausan  die  Lehre  tou  der 
Verjährung  in  die  Strafprozessgesetze  aufgenommen  %  Von 
den  übrigen  kennen  eine  Verjährung  erkannter  Strafen  Bun- 
desstrafrecht, Waadt,  beschränkt  Freiburg,  und  für  einen  ver- 
einzelten Fall  Graabünden  %  Im  Einzelnen  schreiben  vor : 

I.  Ueber  die  verjährbarem  Verbrechen  und  deren  Yerjäbrangs- 
zeit:  St.  Gallen  kennt  (aucb  nicht  anders  in  dem  Str.  Proz.  Ges.) 
nnr  Verjährung  bei  (correct.)  Vergehen,  und  auch  bei  diesen  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Schuldige  aus  der  Uebertretung 
keinen  Nutzen  mehr  in  Händen,  den  dorch  dieselbe  Terorsachten 
Sehaden  o.  s.  w.  ersetzt,  und  kein  neues  Vergehen  seit  der  That 
begangen  hat,  bei  fleischlichen  Vergehen  nur,  dass  kein  Ruckfall 
da  ist.  Die  Zeit  der  Verjährung  ist,  wenn  für  das  Vergehen  das 
Bezirksgericht  coinpetent  war,  so  wie  bei  sämmtlichen  fleisch- 
Uchen  Vergehen,  1  Jahr,  wenn  erstinstftszlich  der  Friedensrich-  « 
^ter,  6  Monate,  wenn  dieser  absolut,  SBIonate*).  Aargans  Vex- 
brechen  sind -überhaupt  nur  verjährbar  unter  denselben  allgemei- 
aen  Voraussetzungen  des  St.  Galler  St.  G.  B.  für  Vergehen,  und 
wenn  der  Verbrecher  sich  nicht  aus  der  Schweiz  geflüchtet  hatte. 
Die  Zeit  ist:  wenn  langwierige  Kettenstrafe  angedrohet  ist,  20, 


1)  Die  im  Sehaffh.  Znchtpol.  6.  §§.90  —  93  aufgestellten  Vor- 
schriüen  über  die  VerjSlirnng  der  Vergehen  waren  ausdrück- 
lich nur  interimistische ,  bis  zu  dem«  seitdem  erschienenen 

Prozessgesetze  v.  13.  Juli  1849.  ' 

2)  Einzelne  andere,  z.  B.  Tessin,  Aargau,  Thurgau,  Zürich, 
bestimmen,  dass  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  nicht 
mehr  Todes sondern  statt  derer  Freiheitsstrafe  eintrete, 
aber  nur  für  den  Fall,  wenn  auf  jene  noch  nicht  erkannt  war; 
das  diess  prinziplos  ist,' leuchtet  ein. 

.  3)  St.  G.  f.  Vergl.  24-26,  -gl.  Oester.  St.  6.  B.  (v.  im)  II.  §.  274. 
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wenn  eine  anhaltende  Freiheitsstrafe  15,  bei  anderen  Verlireclien 
10  Jahre;  bei,  mit  dein  Tode  bedroheten  Verbrechen  Uann  nach 
20  Jahren  die  Todesstrafe  in  eine  Kellenstrafe  umgeändert  wer- 
detf').   Tessin:  Verbrechen  i.  e»  S.  verjähren  in  30,  Vergehen  in 
10  Jahren.  VetliMdien,  diie  mit  dem  Tode  oder  Zwangsarbeit  anf 
Lebentsett  bedrohet  sind ,  TerjÜbren  nnr  in  der  Art,  dass  nach  20 
Jahren  bei  )ener  auf  Zwano^sarbeit  dritten,  bei  der  zweiten  auf 
Zwangsarbeit  /-weiten  Grades  erkannt  werden  solP),  Zürich: 
Volle  Verjähriino  tritt  ein:  bei  Verbrochen,  die  mit  Zuchthaus- 
strafe bedrohet  siud^),  in  15,  bei  den  mit  geringerer  Strafe  be- 
droheten, in  6  Jahren;  bei  Ehrverlelxnngeu ,  dorcb  die  Presse 
verübt,  in  0  Monaten,  bei  (anderen)  Uebertretangen,  welche  nor 
auf  Privatantrag  untersucht  werden,  in  1  Jahre  nach  erhaltener 
Kenntniss  des  zu  dem  Antrage  Berechtigten,  jedenfalls  aber  in  2 
Jahren  seit  der  Verübung.    Theiiweise  Verjährung  findet  statt: 
Bei  Verbrechen,  die  mit  dem  Tode  bedrohet  sind,  tritt  nach  25 
Jahren  Xettenstrale  von  16 — 24  Jahren,  bei  mit  Kettenstrafe  be- 
droheten nach  20  Jahren  Zochihaus  von  6  oder  Kettenstrafe  bis 
zu  16  Jahren  ein^J.    Luzern:  Unter  denselben  Voraussetzungen, 
wie  in  St.  Gallen  (ob.)  und  zugleich,  dass  der  Verbrecher  nicht 
dorch  Flucht  sich  der  Untersuchung  entzogen  hat.  verjähren:  Ver- 
brechen, mit  dem  Tode  bedrohet,  in  24,  mit  Kettenstrafe,  in  18, 
die  ülnngen  in  12,  Polifteivet^hen  in  2  Jahren.  Bei  allen  Gat- 
tangen  des  Mordes  findet  gar  keine  Verjährang  statt').  Thur- 
gan;  Günzltch  verjähren:  Verbrechen  unbestimmt  mit  Zuchlhaus 
oder  Arbeitshans,  ober  bestimmt  mit  Arbeitshaus  bedrohet,  in  15, 
mit  Arbeitshaus  oder  Gefängniss ,  oder  geringerer  Strafe  bedrohet, 
in  10  Jahren;  Ehrrerletzmigen  durch  die  Presse,  nnd  Vergehen, 
wdche  nnr  auf  Privatantrag  zu  bestrafen,  wie  in  Zürich  (ob.). 
Theiiweise  Verjährung:  Bei  Verbrechen,  welche  mit  dem  Tode 
bedrohet  sind,  tritt  Zuchthaus  nicht  unter  15,  bei  den  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedroheten,  Zuchthaus  nicht  unter  12  Jah- 
ren, bei  den  mit  zeitlichem  Zuchthaus  bedroheten  die  Hälfte  der 
verwirkten  Strafe  (eventaell),  wenn  das  gesetzliche  Minimom  nicht 
erreicht  würde,  die  nichste  gdindere  Strafe,  nach  den  Grond- 


1)  St.  G.  B.  181—185. 

2)  St.  G.  B.  95—97.  Vorausgesetzt  wird  für  die  Verjährung  die 
Erstattung  etwa  verursachter  Conlumacialkosten ,  so  wie  in 
einzelnen  Fällen  die  Beruhigung  des  durch  das  Verbrechen 
Verletzten. 

3)  yAnf  denen  Znchthans  suht*,  sagt  das  Gesetz}  es  ist  daher 
der  Zweifel  angeregt  worden,  ob  die  abstrakte  (vom  Gesetz 
angedrohete)  oder  die  konkrete  Strafe  gemeint  sei;  die  Praxis 
hat  sich  jedoch  fortwährend  mit  Redit  für  iene  ausgesprochen. 

4)  St.  G.  B.  68  ,  84-86. 

5)  St.  G.  B.  92,  93,  Pol.  G.  B.  26. 
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BStften  der  Straftunwandlnng),  nach  AUasf  von  90  Jahren  seitYer- 

übung  der  Verbrechen,  ein^).  Granbünden:  Gänzliche  Verjäh- 
rung der  Verbrechen  findet  statt:  Bei  mit  Todes-  oder  lebens- 
länglicher Zuchthausstrafe  bedroheten,  in  25,  bei  mit  7.eitlicher 
Freiheitsfltrafe  bedroheten,  in  15,  bei  den  n«r  anf  Privatantrag  za 
nateniiclieaden)  m  5  Jahra,  MHum  firiiher  in  i  Jahre  nach  erhal* 
teacr  Kenntniss  von  Seite  des  zu.  dem  Antrage  Berechtigten.  Theil- 
weise  Verjährung:  Nach  15  Jahren  kann  statt  der  Todesstrafe  auf 
i5jähriges  bis  lebcnslaugliches  Zuchthaus ,  nach  10  Jahren  statt 
der  lebenslänglichen  auf  8  —  12jährige,  and  statt  der  zeitlichen  ^ 
Znch^anaatr^  auf  ein  Drittel  des  gesetxUcfaen  Mazimnma  erhannt 
werden.  Veriährnng  der  Strafe:  Nach  Verla«!  von  39  lahren  seit 
dem  Verbrechen  soll  anstatt  der  erkannten  Todesstrafe  lebenslSnfg« 
liebes  Zuchthaus  eintreten^).   Freiburg:  Gar  keine  Verjährung 
findet  statt  bei  Mord  jeder  Gattung,  Brandstiftung  und  Raub.  Bei 
anderen  Verbrechen  nur  Verjährung  des  Verbrechens,  und  nur 
«ntfr  den  Varanetetzungen  tob  Laxem  (ob.) :  vrtmk  die  höchste 
angedrohete  Strafe  30  Jahre  übersteigt  t  in  20,  in  allen  anderes 
Fällen  in  10  Jahren.  Vergehen  dagegen  verjähren,  ohne  jene  Vor- 
aussetzungen,  in  5  Jahren  seit  der  Verübung,  und  zwar  auch  be- 
züglich der  erkannten  Strafe '').    W  aadt:  Verjährung  des  Verbre- 
chens: Sie  tritt  ein  :  in  10  Jahren,  wenn  das  Verbrechen  mitdeoft 
Tode  bedrohet  ist;  in  6,  wenn  mindeoiens  mit  Zncfatbaas  hia  zu 
Jahren;  in  drei,  wenn  mit  anderen  Strafen,  die  jedoch  nicht 
zur  Competenz  des  correctionellen  Gerichts  stehen  ;  in  6  Monaten, 
wenn  sie  zur  Competenz  dieses  Gerichtes  stehen;  m  3  Monaten, 
wenn  zur  Competenz  der  Polizeigerichle  oder  Gemeindebehörden« 
Bei  JJrhnndenfilschnngen  nnd  Vcrantreanngen  Ünft  die  Frist  erst 
Ton  dem  Tage  des  Behanntwerdena  des  Verhrechens  oder  des  Her^ 
Tortretens  der  Wirkungen  desselben;  fedenfalls  aber  ist  sie  hier 
in  10  Jahren  seit  der  Verübung  vollendet.  Verjährung  der  erkann- 
ten Strafen  :  Zuchthaus ,  Gefängniss  und  Verbannung  verjähren 
ganz  nach  Ablauf  der  doppelten  Zeit  ihrer  im  Erkenntnisse  be- 
stimmten, oder  wenn  schon  ein  Anfiing  der  VoUniehung  stattge- 
fandeA  hatte,  ihrer  nodi  übrigen  Daner,  m  keinem  Falle  friiher 
als  in  2,  und  später  als  in  30  Jahren,  und  im  ersten  Falle  von 
ihrer  rechtskräftigen  Festsetzung ,  im  zweiten  von  der  Abbrechung 
der  VoUziehnnu;  angerechnet.   Ganz  verjähren  ferner  Geldbnsse 
und  CSonfiscation  in  1  Jahre  und  Verweis  in  6  Monaten,  beide Mch 
der  rechtshrüftifren  Festsetsong.  Theilweise  VerjShmng  tritt  ein: 
Todesstrafe  kann  nach  Ablauf  von  3  Jahren  seit  dem  Verbrechen 
nicht  mehr  vollstreckt  werden  (über  ihre  Verwandlung  s.  ob.  §.  103). 
Wenn  Zuchthaus ,  Gefängniss  oder  Verbannung  von  3  Jahren  oder 


1)  St.  G.  B.  90,  91,  93,  94. 

2)  St.  G.  B.  53-56. 

3)  St.  G.  B.  78-Si,  300. 
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länger,  in  5  Jahren  nach  ihrer  rechtsUräftij^en  Festsetzung  nicht  in 
Vollziehxino;  gesetzt  sind,  die  gänzliche  V^erjährung  aber  noch  nicht 
eingetreten  ist«  so  werden  sie  um  die  Hälfte  der  seit  jener  Fest- 
aetzuiig  vetlmakaaen  Zeit  Terkorzt,  indest  anf  keinen  iPt^U  über  1 
Jahr.  Die  aieli«  genuuilcii  Strafen  Terführen  weder  ganz  noch 
theilweise Bundes« tralreeht:  Das  Verbrechen  („die  Straf- 
klage*)  verjährt,  wenn  es  mit  (eventuell)  lebenslänglicher  Zucht- 
hausstrafe bedrohet  ist,  in  15,  wenn  (nur)  mit  zeillicher,  in  10» 
in  allen  anderen  Fällen  in  3  Jahren,  jedoch  bei  Betrug,  Fälschung 
'  oder  Unterschlagung  iimner  erst  von  dem  Tage  der  Entdechnng 
des  Verbrechens  an.  Erkannte  Strafen  :  Lebenslängliche^  Zucht^ 
haus  in  30  Jahren ;  andere  Strafen  (wobei  für  Geldstrafe  die  nach 
>  den  Grundsätzen  der  Strafverwandlung  zu  substituirende  Strafe 

in  Betracht  kommt)  nach  Ablauf  der  doppelten  Zeit,  welche  die 
Strafe,  oder  wenn  die  Vollziehung  bereits  begonnen  hatte,  der 
noch  nicht  erstandene  Theil  derselben  zn  davern  gehabt  hStte,  in 
allen  Fällen  nicht  vor  5 ,  jedoch  spätestens  in  25  Jahren ,  in  d«n 
ersten  Falle  von  Zeit  der  VollziehbarUeit  der  Strafe  (rechtskräf- 
tigen Festsetzung),  im  zweiten  von  der  Unterbrechung  der  Voll- 
ziehung an  gerechnet^).  II.  lieber  die  Berechnung  der  Verjäh- 
ningsfirist  haben  noch  besondere  Vorschriftens  Wandt  und  das 
Bundesstrafrecht :  dass  bei  dem  fortgesetzten  Verbrechen  die  Ver- 
jährung erst  von  dem  Tage  länfk,  an  welchem  die  letzte  verbre- 
cherische Handlung  verübt  worden  ist^).  Waadt  undTessin:  dass, 
wenn  dem  Strafverfahren  ein  darauf  bezügliches  Civilverfahren 
vorhergeht,  während  der  Dauer  des  letzteren  keine  Verjährung 
länft^.  Es  ist  dies  ein  Stillstand  i  keine  Unterbrechung  der  Ver- 
IXhrnng.  Thnrgau  und  Graubttnden  erkennen  ausdrücklich  die  Ci- 
vilberechnung  an,  so  dass  mit  dem  Beginne  des  letzten  Tages  der 
Frist  die  Veriahrung  beendigt  ist^).  III.  Ueber  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  verordnen  besonders:  Sie  findet  auch  statt  durch 
Begehung  eines  neuen  Verbrechens :  nach  Tessin,  wenn  dieses, 
einen  Rückfall  bildet;  nach  Thnrgau,  wenn  es  eine  schwerere  als 
eine  dreimonatliche  Gelängnissstrafe  nach  sich  zieht ;  nach  Grau- 
bünden ,  wenn  es  von  Amtswegen  zu  untersuchen  ist  und  seine 
gesetzliche  (abstrakte)  Strafe  nicht  blos  in  Geldbusse,  oder  in  Ge- 
fangniss  unter  6  Monaten  besteht,  bei  todeswürdigeu  Verbrechen 
aber  nur  dann ,  wenn  die  Strafe  wenigstens  bis  zu  5  Jahren  Zucht- 


1)  St.  G.  B.  75,  77-82. 

2)  Bundesstrafr.  34,  35. 

3)  Waadt  75,  Bundesstrafr.  34. 

4)  Tessin  98 ,  Waadt  76.  Die  ferneren  Bestimmungen  dieses  Art., 
dass  auch  das  Instructionsverfahren  die  Verjährung  snspen- 
dire,  hat  aber  nur  den  Sinn,  dass  die  Verjähnino  durch  ge- 
richtliche Acte  gegen  den  Verbrecher  unterbrochen  wird. 

5)  Thurgau  92,  Graub.  57. 
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Imu  angedrohet  ifti)*  Nach  Luzern  findet  Mh  ctemAl  magük»^ 
iMiier  Uiitcrsacliniig  gar  keine  Veriährnng  mehr  «tntt^.  * 


loa 


In  der  Gemeinrechflicfaai  Boctrin  werden  folgende  aufge- 
führt: 1.  VerbuBflaDg  der  zoerkannCen  Strafe.  Allein  Lei  einer 
Botoben  Verbässimg  ist  ja  die  gesetdiGlie  Strafe  des  Verbre- 
chens wIrUieh  geworden;  also  d»en  nicht  fortgefallen »). 
9.  Ydllige  Freisprechnng.  Allein  dnreh  sie  wird  die  Unschuld 
des  Angeschuldigten  (wegen  Mangels  an  Beweis  oder  an  Zu- 
rechnung) anerkannt,  also  dass  ehie  gesetzliche  Strafe  gar 
nicht  verwirkt  sei;  hinterher,  wegfallen  oder  aufgehoben  wer- 
den kann  aber  nur  eine  verwurkte  Strafe*).  3.  Unheilbare 
GeiBtesstöning.  Sie  kann  indess  nur  Grund  zur  Aufschie- 
bung des  Untersuehungs-  oder  VoUziehnngSTerfahrens  am"). 
4.  Bei  PriYatdelicten  wird  die  reine  Priyatstrafe  durch  Ver- 
gleich und  &lass  des  Verletzten  au^ehoben.  Der  Satz  ist 
Gemeinrechtlich  richtig,  aber  so  strenge  eben  nur  für  die 
Friyatstrafen,  dass  die  durch  das  Delict  begründete  Infamie 
Ton  dem  Erlasse  u.  s.  w.  nicht  bwührt  wird*).  —  Die  auf- 
gesteilIeD  Gründe  sind  theilweiae  in  die  neueren  Deutschen 
St.  G.  B.  übergegangen.  Von  den  Schweizer.  St.  G.  B.  er- 
wähnen nur  Aargau ,  Tessin  und  Waadt»  dass  durch  die  aus- 

0  Tknrgan  95,  Granbiinden  58,  Tessin  100.  Dass  die  neue 
Vcrfidirung  mit  dem  Tage  des  neuen  Verbrechens  beginnt, 
▼ersteht  sich  von  selbst,  und  ist  anch  sowohl  von  Thurgaa 
wie  von  Graabünden  ausdrücklich  verordnet,  mit  der  Be- 
Stinimnng,  dort,  dass  ^der  Tag  des  neuen  Verbrechens  noch 
nichtj  hier,  dass  er  schon  in  die  neue  Frist  eingerechnet 
werden  soll. 

2)  St.  6.  B.  94. 

3)  War  eine  andere  als  die  gesetzliche  Strafe  erkannt,  so  ge* 
hört  die  Frage,  ob  dadurch  die  gesetzliche  wegfalle,  in  den 

Strafprozess. 

4)  Was  bei  unrichtiger  Freisprechung  eintreten  müsse,  gehört 
lUnchfaUs  in  den  Strafyrozess. 

5)  Richtig  auch  in  Beziehnng  aof  die  VermÖgensstra£en,  He  ff« 

ter,  §.  194. 

6)  L.  4.  §.  5.  1.  5.  U  6.  §.  3.  4.  de  his  qni  not.  Inf. 

21 
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gestandm  Strafe  das  VerbveeheB  tb  gefügt  nmsdmi  sei, 
die  heMen  ersten  udt  dem'  Zmatse»  das»  «bo  andi  der  Be- 
strafte in  alle  Rechte  wieder  ebtrete«  dmn  Vertust  allein 
mit  der  Strafe  veriuiöpft  geveseo  sei.  Audi  mit  diesem  Za- 
stflie  ist  die  BesUmmoag  rein  doctrineB.  Tessin  bestimmt 
femer,  dass  für  PrivatveArechcn  die  Strafe  dorcli  den  Er- 
lass  Ton  Seite  des  Verletiten  fortfalle,  wenn  nor  anf  dessen 
Antrag  ein  Yerfaliren  eingeleitet  sei 


1)  AwrgMi  iTB,  m,  TeMia  91,  9S,  Waadt  TS.  Xhhet  dm  Nach- 
Imi  der  StmÜB  bei  lafiirieB  apiter  isi  besonderen  Theile. 
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Besonderer  ThelL 


Die  einxelaeB  Yerbreckeii  und  deren 

B  es  tr af  ung^. 


Torbemerkunffen. 

Der  ailgememe  Theü  eines  Lehrbuchs  des  Strafr^dita  hat 
den  liegriff  und  Thatbestand  des  Verbrechens  überhaupt  und 
den  Begriff  der  Strafe  überhaupt,  so  wie  das  Verhältniss  and 
die  Verbindung  beider  mit  einander  nachzuweisen.  Er  hat  also 
kieröber  überail  die  allgemeinen  rechtlichen  Grandsatze  yor» 
zutragen.  Das  Verbreeben  überhaupt  kann  nur  als  besonderet 
in  die  Erscheinung  treten ;  auf  das  besondere  Verbrecfaea 
kann  nur  eine  bestimmte  Strafe  in  bestimmter  Weise  zur 
Anwendung  gebracht  werden.  Daraus  ergibt  sich  die  noth« 
wendige  Aufgabe  des  besonderen  Theils  eines  Lehrbuchs  des 
Strafrechts.  Sie  ist :  die  eiMclaeii  Ton  dem  Stmfrechle  mit 
Strafe  bedroheten  Handlungen  ihrem  besonderen  Begriffe  und 
Thatbestande  nach  und  in  ihrem  Verhältnisse  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  den  darauf  angedroheten  bestimmten  Strafen  dar- 
nuteUeo,  die  besonderen  rechtlichen  Grundsätze  hierüber  Tor> 
nitragen.  Eine  solche  wissenschaftliche  Darstellung  erfordert 
zugleich  ein  stetes  Festhalten  des  obersten  Grundsatzes  dei 
Strafrecbtes  und  den  JKaehweis  dee  Verhältnisses  jener  be- 
sonderen Gmndsätze  zu  diesem.  Daraus  folgt  die  Nothwen- 
digkeit  einer  bestimmten  systematischen  Anordnung  des  Vor- 
trags, nanenth'ch  auch  bezüglich  der  einzelnen  VerimcheB. 
Das  System  könnte  insl>esondere  anf  zwei  Grundlagen  mig9* 
baut  werden :  auf  der  der  Schwere,  oder  auf  der  der  inneren 
Verwandtschaft  der  einzelnen  Verbrechen.  Allein  die  Bedin- 
gwi^en  und  Merkmale  der  Schwere  der  Verbrechen  sind  so 
fieläuih  TBTBchieden,  und  konnm  so  vielfach  Tersehieden  hei 
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euuetocD  Arten  der  Verbreobeii  vor,  4bm  m  dinaeb 
geordoeter  Vortrag  kaum  etwas  Anderes »  als  dn  bnnCes,  nn- 
übcfrichtliehes  Dorcheuianderwerfea  der  einxelnen  Verbreehen 
sein  würde.  ^£s  bleibt  daber  die  Zusammenstelluijig  auf  der 
C^nndlage  der  inoeren  Verwandtschaft  übrig.  Diese,  indem 
das  seiner  Gattung  nnd  Art  nach  ZusammeDgehörige  znsauH 
mengestcUt  wird,  erfüllt  am  einfachsten  und  klarsten  die  Auf- 
gabe, am  die  es  sieb  bandelt,  die  einzelnen  Verbrechen  in 
ihrem  Verhältnisse  zu  dem  obersten  Grundsätze  der  Gerech* 
,  tigkeit  und  zugleich  in  ilirem  inneren  Znssnimenbange  unter, 
und  Verhältnisse  zu  einander  darzustellen.  Es  hat  dies  indess 
seine  Schwierigkeiten,  sowohl  für  die  Gemeinrechtliche  Doctrin, 
ab  anch  für  die  neueren  Deutschen  sowohl  wie  Schweizeri- 
schen Strafgesetzbücher.  Diese  Schwierigkeiten  hat  aber  die 
Gemeinr.  Doctrin  selbst  und  auch  hier  nach  deren  Muster  die 
neuere  Legislation  geschaffen.  Jene  hat  durch  doctrinelles 
Speziaiisiren  und  Distinguiren  die  einfachen  allgemeinen  straf- 
rechtlichen €iesichtspunkte,  unter  welchen  einzelne  Gattungen 
und  Arten  yon  Verbrechen  nach  den  Quellen,  wie 'besonders 
aueh  nach  der  Deutschen  Rechtsanschannog,  in  grossen  Grup- 
pen zusammenzufassen  waren,  mit  einer  Unmasse  von  allerlei 
Rück-  und  Nebensichten,  oft  der  untergeordnetsten  Art, 
künstlich  oder  gewaltsam  zerrissen  und  zersplittert,  so  dass 
nicht  selten  eine  und  dieselbe  That  den  verschiedenartigsten 
Verbrechensgattungen  angehören  kann,  und  dadurch  noth- 
wendig  das  Auftindon  der  bestimmteren  und  festeren  Merkmale 
und  Bedingungen  ihrer  eigentlichen  Strafwürdigkeit  wesentlich 
beeinträchtigt  w  ird  (z.  B.  Meineid ,  Münzverbrechen ,  Entfüh- 
rung u.  s.  w.).  Dem  profusen  doctrinellen  Spiele  hat  die 
neuere  Gesetzgebung  sich  angeschlossen,  meist  unbedacht,  mit- 
unter aber  auch  in  sehr  bcsüniralcr,  namentlich  politischer 
Absichtlichkeit.  Wie  dort  in  der  Doctrin  jeder  Rechlslehrer 
sein  besonderes  System  hat,  so  auch  hier  fast  jedes  einzelne 
Strafgesetzbuch.  Auch  die  Schweizerischen  (s.  ob.  §§.  10  f.). 
Die  Aufstellung  eines  Systems  für  ein  Lehrbuch  des  Straf- 
rechts der  Schw.  St.  G,  ß.  wird  dadurch  um  so  schwieriger. 
Ein  Lehrbuch  des  Gem.  Strafrechls  würde  das  Recht  der 
Emancipatton  von  der  meist  hergebrachten  Ordnung  in  An- 
spruch nehmen  und  so  einfacher  und  übersichtlicher  zu  einer 
Aufstellung  grosser  Gruppen  von  Verbrechensgattungeu,  an 
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die  Deutsche  RedttMnschaoung  sich  anschliessend,  zurück- 
kehrea  kdoneii.  PositiTen,  systematisch  ahgeschlossenen  Ge- 
setsbädMnii  nameAtlidi  mehreren  msamiDen,  gegenüber  wäre 
dies  eigensnmig  und  yenrirrend.  Et  folgt  daraus  nicht  die 
Nolbwendigkeit  eines  anbcdiugien  Anschhasses  an  sie,  woU 
•her  die  der  Aafst^Hong  ^nes  Systems,  das,  einersefts  mög- 
lich dalBGb  und  übersiditUeh,  endererseils  möglich  den  Sy- 
stemen der  meisten  in  besprechenden  Gesetshndier  sich  an- 
sdifiesst.  Mit  Riiclcsioht  hierauf  wird  folgende  Ordnung  ge- 
wählt werden :  Verbrechen  gegen  den  Staat  ab  Ganses;  gegen 
einsebe  Theile  der  Staatsgewalt;  gegen  die  religiösen  und 
sittlichen  Gmndbgen  des  Staats;  gegen  die  Person;  gegen  das 
Vermögen ;  gememgefahrüche  Veibrecben;  Verbrechen  beson- 
drer Stände;  geringe  PoUseiäbertretnngen*). 

0  Die  älteren  Gemeinrechtl.  Criminalisten ,  in  sofern  sie  nicht 
die  P.  G.  O.  blos  commentirten  (Mekbach,  Kr ess,  Böh- 
mer u*  s.  w.)y  classüiciren  völlig  willkürlich,  so  Damhoader, 
Oldekop,  Garpzov.  Eine  gewisse  äussere  Ordnung,  ob- 
wohl kein  System,  stellten  anif  die  ersten  Gompeadiciii'voit 
Gärtner  und  Kemmerich  an  bii  selbst  noch  zb  Koch. 
Den  Anfang  eines  eigentlichen  Systematisiren«  machte  der 
ältere  Meister,  /.war  einfach,  aber  auch  roh  und  schon  mit 
Hervorhebung  einer  später  wenigstens  analog  vorherrschend 
gewordenen  EintlMilniig  der  Vorhreehen,  welehe  den  Steat 
nnmitteUiar  und  welche  ihn  mittdliar  verleteen.  Ein  Zoaam* 
menstellen  nach  Anleitung  der  Ton  Omen  eafgestellten  beson<- 
deren  Strafrechtstheorien  nahmen  zuerst  vor  Feuerbach  und 
Grolmann.  Feuerbachs  eben  so  künstliche  wie  wissen- 
schaftlich unfruchtbare  Classification  wurde  einflussreich  auf  die 
«pStere  Doctrin.  Am  nnnetiirliehsten  ist  in  dieser  Ahegg.  In 
nenester  Zeit  kehrt  menmehr  snvEuifochheit  zurück,  so  nament- 
lidi  Marezoll.  —  Die  neueren  Deutsch.  St.  G.  B.  haben  sich 
meist  der  neueren  Doctrin  angeschlossen,  doch  unter  Anstre- 
bung grösserer  Einfachheit,  und  fast  sämrotlich  unter  strenger 
Unterscheidung  der  Verbrechen,  die  darauf  gegründet  wirdt 
dess  man  den  Staat  als  ein  Rechtesnbject  mit  allen  md^ehen 
Rechten  eines  Privatreelitssnbjects  und  mit  noch  einigen  an- 
deren (auch  Religion  u.  s.  w.)  sich  vor-  und  ihm  dann  die 
gewöhnlichen  Privatrechtssubjecte  gegenüber  stellt.  Mit  jenen 
Steats verbrechen,  natürlich  als  den  wichtigeren  und  schwe- 
reren, wird  dann  begonnen.  Den  Deutfcben  folgen  wieder 
.  die  Schweizerischen  St  6..  B.,  ven  denen  nor  Thurgam 
(dem  Badischen  St.  G.  B.  folgend)  die,  FriTttrerbrechen 
.  den  S.ta«ttverbreehen  fwansteUt. 
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Der  Staat  an  lieh  kann  nicht  angegriffen  nnd  mcbt  anf* 
gehoben  Traden;  denn  er  ist  das  Znsaninienld>en  Ton  IUmi*" 
seken  selbst  (ob.  §.  4).  Gegenstand  des  AngiÜb  kann  der 
Staat  nur  bezügtidi  semer  konkreten  Ezlstenr  sein:  nnr  so 
wie  er  gerade  besteht»  kann  er  an  euem  anderen  gema^ 
inid  nnr  in  sofern  kann  er  in  seiner  Gesammtheit  bedrohet 
md  vernichtet  werden.  Der  konkrete  Staat  wird  gebildet 
durch  drei  Bestandtheile:  das  gegebene  Tolk,  das  gegebene 
Gebiet,  die  gegebene  Verfassung.  Nnr  diese  drei  Bestand- 
theile waren  also  die  möglichen  Angriffspunkte  fnr  Verbrechen 
gegen  den  gesammten  Staat').  Die  Verbrechen  gegen  den 
Staat  als  Ganzes  werden  ^n  allen  Völkern  for  die  schwersten 
strafbaren  Handkngen  eracbtet.  Mit  Recht  Der  gegebene 
Staat  ist  gerade  so,  wie  er  Ist,  Ton  dem  Volke  als  nothwendig 
fui  seb  Rechtsleben  gebildet  worden.  Wer  ihn  angreift, 
greift  also  die  Gmndlage  des  gesammten  Rechtslebens  des 
Volkes,  also  dieses  Rechtsleben  adbst  an.  Es  ergibt  sich  hier- 
aus von  vombereitt  die  eigentliche  Bedeotong  der  Verbrechen 
gegen  den  Staat  als  Ganses  r  sie  mfissen  eben  anf  «Be  Ver^ 
nichtnng  des  Rechtslebens  des  Volkes  in  dem  gegebenen  Staate 
gerichtet  sein«  Soll  dieses  nach  der  IHdnnng  nnd  Absicht  des 
Handelnden  besser  geordnet  nnd  gestaltet  werden,  so  fehlt 
eben  die  Absicht  der  Vemiditnn|^  (animns  hostüis).  Doctrin 
und  Gesetigebnng  hdien  freilich  Tidfach  andere  Grandsätze  *). 
Die  Geschichte  erlSntert  dies.  Die  Gemeinrechtliche  Lehre 
Ton  den  Verbrechen  gegen  den  Staat*)  ist  im  Garnen  der  des 


f)  In  mefern  »tnifrediitlich  das  Volk,  unten  9.  114. 

S)  Aehnlich,  wie  sie  z.  B.  in  der  Lehre  Ton  der  Tüdtnng  viel- 
fach nicht  unterscheiden,  ob  der  Handlang  feindselig'e  Absicht 
oder  gar  Wohlwollen,  z.  B.  die  Absicht,  einen  Todtfcrnnken 
Ton  seinen  Qaalcn  zu.  erlösen,  zu  Grunde  liegt. 

3>  Wie  den  s.  g.  poUttBchen  Veiiireciiett  gbwhwpt,  uBCcr  dliesen 
nach  solche  Verhrechen  Tcrstniden,  welche  nicht  aninittelbur 
gegen  die  Eziitenz,  fondern  ge|^  daxekie  Rechte  der  SlMti- 
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Bäm.  naekgtiiildft;  eben  io  die  der  mm  DentRhe»  St 
CL  BL  Aber  des  BIHb.  B.  ist  hier  mder  dn  weMolltdi  Ter»> 
tdMenee  k  der  Zeit  der  BnpMSk  wid  »  der  der  despoti- 
fdMHi  Kaieer.  Dom  Bechle  der  lelilereii  Zei^periode  iH  da» 
der  Genenureditlichen  Dodriii  nacbgebädel,  die  endk  hier  dee 
ediere  Denlscbe  Beehl  verlassen  «ad  mir  noch  durch  Beibe- 
baltaif  de»  Worte»  Venrath  (Hoch-  ind  Laides-Verral^)  a» 
dasaelbe  erinnera  m  miiaeeii  geigiaiibt  hat.  —  Das  äheste  Bö» 
HUBche  Verbrechen  gegen  den  Staat  war  die  Perdndüo.  Der 
Begriff  wer  schon  früh,  unter  den  Königen,  ein  weiter;  aber 
immer  fielen  unter  ihn  Handlangen,  die  in  üeindaellger  AIh 
rieht  gegen  das  Gemeunresen  —  den  Staat  —  gerichtet  waren» 
gegen  dessen  £xistenz  überhaupt  oder  gegen  Einrichtungen 
■nd  Gerantieen  für  die  Freiheit  und  öffentliche  Sicherheit: 
Verschwörungen,  Aufruhr,  Mord  vor  dem  Volke  oder  dem 
Heere  (der  Horatier,  der  seine  Schwester  erschlug,  war  Pw« 
dnelUs).  Die  $trafe  war  Aufhängen  mit  yerhnUtem  Haupte^ 
nach  vorhergegangener  Geissei ung.  Den  erwähnten  Cha- 
rakter^), als  feindseliges  Verbrechen  gegen  den  Staat, 
behielt  die  Perduellio  fortwährend.  Indess  verschwand  sie 
später  in  der  Republik  mehr  und  mehr.  Mit  dem  steigenden 
Selbstbewusstseln  des  Römischen  Büiger»  war  jene  Strafe  nnd 
der  Gedanke  an  den  Camifex  unvereinbar  *);  damit  aber  auch 
der  Begriff  der  Perduellto  selbst.  Eine  lex  hat  sie  nicht  ab? 
geechafft;  desto  entschiedener  die  allgemeine  Rechtsüberzea- 
gnng»  Die  Handlungen,  die  nater  den  alten  Begriff  zu  snln 
sonuren  waren ,  fielen  entweder  anderen  Verbieehensgattnngen 
anheim,  z.  B.  dem  crimen  vis,  oder  unter  einen  neaen  Veiv 
brechensbegriff,  der  sich  zu  derselben  2^it  bildete  und  mehr 
und  mehr  entwickelte.  Mit  der  wachsenden  Macht  Roms  ent- 
stand ein  besonderer  Begriff  der  majeatas  populi  romani,  der 
allerding»  in  nicht  fest  abgeschlossenem  Sinne  die  Macht,  das 
Ansehen ,  die  Würde  des  Römischen  Volkes  bezeichnete.  Mit 
dem  Begriffe  entstand  und  entwickelte  sich  die  Rechtsansicht, 
das»  Attentate  gegen  diese  Majestät  de»  Volkes  atrefbar  seien: 

gewait  ^erkhtet  sind.  Die  St.  G.  ß.  gebraiii  dsa  Aasdruck 
y politische  Verbrechen*  nicht. 

1)  sUu  aar  ririUicht  schon  Tar^piiains  Saperbos  in  spiterem 
monarekischtai  Stanc  ansngreite  gawsht  basit« 

2)  Vcrgl.  Cicero  pro  Rabirio  c.  3.  s^ 
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ab  ciiiii6Q  niniitaeodttiiDiiuiiiitMiiiajejrtBltt.  DasYerbreeluBii 
wurde  durch  vide  Geselle  ansgebfldet,  .durch  die  leges  Apii- 
kj«,  Veria,  Cornelia,  zuletzt  die  lex  Julia  majeslatis  (TergL 
B*  4S.  4).  Per  Begriff  des  crimen  majestatis  war  ein  weiter» 
wie  der  der  majeata»  selbst.  Es  gehörten  dahin:  Versehwö- 
rangen  gegen  den  Staat,  Venrath  an  den  Feind,  Aufruhr  bis 
hinoiiter .  zur  Anmassung  einer  öffentlichen  Gewalt  und  ge- 
,  waltsamen  Befreiung  geständiger  Verbrecher.  Das  Majestäta- 
yerbrechen  war  ein  Inbegriff  von  Staats-,  Militair-  und  Amts- 
verbrcchcn  Es  fielen  in  seinen  Kreis  also  in  sofern  auch 
TOn  selbst  (freilich  auch  durch  ausdrückliche  Bestimmung  .der 
Ijeges)  diejenigen  Handinngen,  die  früher  zur  Perduellio  ge- 
hört halten.  Und  zwar  so,  dass  die  Praxis  wenigstens  ein-  - 
zelne  derselben,  namentlich  die  schwereren,  besonders  als 
Perduellio  bezeichnete,  so  dass  also  auch  jetzt  in  den  Be- 
griff der  Perduellio  jedenfalls  nur  feindselige  Handinngen 
iMen,  wenn,  auch  nicht  alle  feindseligen  Handlungen  gegen 
das  Gemeinwesen  Perduellio  waren.  Die  Strafe  des  crimen 
majestatis  war  aquae  et  ignis  interdiclio,  in  leichteren  Fällen 
trat  auch  geringere  Strafe  ein.  In  dem  genannten  Umfange 
und  besonders  in  solchem  der  grössten  Erweiterung  fähigen 
Umfange  war  der  Begriff  des  J)Iajestäts¥erbrcchens  ein  will- 
kommener für  den  Despotismus  der  Kaiser,  für  seine  Um- 
bildung im  monarchisch -despotischen  Sinne.  An  die  Stelle 
des  Staats  und  Volks  trat  nun  hauptsächlich,  wesenliicb  der 
Kaiser.  Angriffe  gegen  ihn  waren  Angriffe  gegen  den  Staat; 
er  war  der  Staat.  Dabei  war  eine  Feindseligkeit  der  Ge- 
sinnung nicht  erforderlich.  Wer  irgend  etwas  (aliquid) 
gegen  den  Kaiser  (oder  den  Staat)  unternimmt,  !)C<;eht  das 
Majeslälsvcrbrechen  (jetzt  nicht  mehr  er.  minulae,  son- 
dern laesae  majestatis  genannt).  31ajestätsverbrechen  war 
es  schon,  ein  Grundstück  mit  den  darin  befindlichen,  den 
Kaiser  vorstellenden  Statuen  verkaufen,  oder  eine  andere 
Statue  höher  stellen  als  die  kaiserliche,  oder  mit  Purpurdinte 
schreiben  (was  nur  dem  Kaiser  vorbehalten  war).  Die  Strafe 
war  jetzt  wieder  Todesstrafe,  in  geringeren  Fallen  auch 
leichter  (relegatio).  Der  Kaiser  Arcadius  drohete  Hinrich- 


1)  Hepp,  die  politischen  und  nnpol.  StaelSTerbrecheA,  &  4. 

2)  8.  3.  J.  de  pnhL  lud. 
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tmg  nit  dem  Sehmcte,  Vermögenflooiifitcation,  damoAlia  ai^ 
BOriae,  selUt  tatrtfong  der  Familie  des  HodiTerriitlient 
die  Sölme  sollten  elurlos  Verden  nnd  für  alle  Zeit  in  Dürftig- 
keit leben»  daber  Niemanden  beerben  können;  die  Tdehler 
durften  nnr  ans  dem  NacUasse  der  Bfotter  einen  Fffidittkei 
erkalten,  Zorn  Zwecke  derConfiscation  and  der  damn.  memor. 
sollte  amch  nach  dem  Tode  des  Verbrechers  Anklage  erhoben 
werden  können.  Ausserdem  verordnete  er,  dass  aneb  An- 
giiflb  gegen  seine  Minister  (»nam  et  ipsi  pars  corporis  nostri 
sttit*)  als  HocbTerratk  mit  dem  Schwerte  nnd  mit  Vermögens« 
eonfiscation  bestraft  werden  sollen  JMm  wurden  einerseits 
auch  die  blossen  Mitwisser  bestraft,  und  andererseits  war 
durch  prosessnaliscfae  Vorschriften  und  Massregeb  hinreichend 
dafür  gesorgt,  dass  Niemand,  den  man  emmal  bestrafen  wollte^ 
der  BestrafuDg  entgehen  konnte.  So  trat  denn  jener  Znstand 
ein,  in  wddiem  eäe  Geburt,  Reicbthnm,  Ehre  und  Tugend 
Bum  Verderben  gereicbten Diesen  Rechtsstoff  hat  die 
Doctrin  und  Praxis  des  Gemeinen  Rechts  aufgenommen»  Sie 
hat  sich  nicht  dem  Deutschen  Rechte  angeschlossen,  wie  nahe 
das  fingen  musate.  Das  MItm  Deutsche  Recht  kannte  ab 
Staatsverbrechen  nur  Verrath  gegen  das  Volk  und  das  Land 
(besonders  duroh  ]|das  Tragen  dei  SchOdes  in  sein  eigenes 
Land*'),  und  Feigheit  vor  dem  Feinde.  Der  Landesver^ 
räther  wurde  mit  dem  Tode  bestraft;  der  Heeiflüchtige  wurde 
ehr«  und  rechtlos ').  In  der  Zeit  der  Könige  trat  zu  dem 
Landesverrath  der  Verrath  gegen  den  König  hinzu.  Anderer- 
seits war  aber  auch  der  König  dem  Volke  zum  Aufrechtbalten 
des  Rechts  yerpflichtet,  und  wenn  er  das  Recht  brach,  so 
hatte  Jedermann  Recht  und  Pflicht,  sich  aufzumachen  und  ihn 
zu  tödten.  Durch  die  Entwickelung  des  Lebenswescns  erschien 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Hocbverralhs  auch  die  Treu- 
losigkeit gegen  den  Lehensherrn,  namentlich  Verschwörungen 
und  Angriffe  gegen  das  Leben  desselben.  Strafe  des  Landes- 
und Hochverraths  war  der  Tod,  auch  wohl  Verbannung  und 
immer  Gonfiscation  des  Vermögens^).   Wohl  wandte  man 


1)  L.  5.  C.  ad  1.  J.  maj. 

2)  Vergl.  Taeitttf  Hist»  L  2. 

3)  Tacitas  €renii.  Cv6.- 13. -lA, 

4)  Veri^  Wild«,  Str^.  der  Gemunen  S.  9M  f.,  BUntsckli» 
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^pSIev»  MBMtlioh  Jim  Seile  CteudkUkeit,  a«f  l«ide»« 
wd  Hoehvemtli  deo  Rönusclurechtt.  Ansdroek  criaieii  ineje" 
steltB  ao;  aber  die  RitaiiacfcrecM  Aiuklrten  nnd.  Gnuidaat» 
blieben  da  game  Itfitleiaker  bundaich  der  GemaniBchen 
BedilaaMcbaQwig  Ucr  fremd«  Bfsr  wurde  »  die  Goldent 
Bttlie')  jene  Gonatitaliott  von  Arcadint.  mit  Setnm^  der  Gbnr- 
Imton  an  die  SteUe  der  Minister,  angenommen.  Spülcr  . 
land  aiicb  in  der  BambergensiB  daa  Vetbreehen  der  )»Le8lfr- 
nng  der  Rteiaeben,  Kaiaerficken  oder  K5nig|icben  Majeitäij 
sn  lateitt  genannt  criaaen  lese  majeatatia/  AnfiubaM  nnlar 
anadrüddicher  Yerweisung  auf  daa  Aömi§cbe  Recbt;  aliea  so- 
gar mit  speaeiler  Aosdehnnng  auf  i^Letterangy  &  einer  sonst 
seinem  Herrn  tnl*^.  Daneben  wurde  nocfa  besonders  att%e^ 
führt  der  alle  Landes-  und  Herm-Vetratb,  sowie  Dsehentläe 
Flnchi««).  In  die  PeioL  Ger.  O.  wi^  man  indtss  niebl, 
gleiebe  oder  ähnfiche  Vorschriften  amlsunehmen;  freilich  nur 
ana  poKUschen  Gründen:  die  damaligen  Wirren  im  Reiche 
Hessen  es  nicht  räthlich  erscheinen»  durch  Aufnahme  des  Rtei» 
er.  maj.  dem  Kaiser  einen  Zuwachs  an  Macht  einsnrättmen. 
Nur  das  alte  Verbrechen  desLandesverraths  (»verreterei  gegen 
land,  stait^)  wurde  aufgenommen»  in  gleicher  Unie  mit  dem 
Venrath  gegen  seinen  cygen  Herrn,  Bettgenossen  oder  nahet 
geaipten  Freuodt^^  Die  Strafe  war  geschärfte  Todesstrafe, 
aelbst  Viertheilen Des  »Lasters  der  beleidigten  3Iajeslät^^ 
gesohieht  nur  einmal  gelegentlich  Erwähnung,  indem  nämlich 
vor  den  ungerechtfertigten  VernMigenaeonfiscationea»  ausser» 
halb  di  oses  »Lasl^s,  oder  sunst  in  andern  Fellen gewarnt 
wird*).  —  Selbst  das  Canon.  R.  hatte  sich  in  dieser  Lehre 
hauptsächlich  darauf  beschränkt,  jene  Verordnung  Yon  Ar- 
cadhu  aufzunehmen  *).  —  Gleichwohl  hat  die  ältere  wie  die 
neuere  Deutsche  Doctrin  es  stets  für  nöthig  gehalten,  wesenl» 
lieh  auf  daa  Römiiehe  Recht  surückiugehen»  wie  widersinnifi 


Zftwher.  5t.  n.  Rechlfges«h.  S.77;  "vwfjL  Segesser,  Gesch. 
V.  Laxern  S.  686  £. 

1)  Kap.  21. 

2)  Bamb.  Art.  132.  133.  135. 

3)  P.  G.  O.  Art.  134. 

4)  Das.  Art.  218. 

5)  Vergl.  C.  6.  qu.  1.  caa.  2S.  G.  33.  fii.  3.  distal,  esn.  9L  C.5 
in  6t«  de  peen. 
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Ütt  anek  sda  midie  in  aaer  Zek,  wo^  die  ümilfdie  landt»* 
Meil  «Ml  seUiit  LaadMherrikbkcil 
taug  krtte,  dt  di«  tepodtche  MacktfoUlcoiiiiiMDlMil  der  Banb 
Kaller»  md  vie  iMMlkMiil»  ungerechl  md  iNvbaiisch  jenef 
Bün.  R.  fiir  DmitseUand  in  aller  Zeit  sdn  mocbte»  J>er  Gang 
der  Anebttdnag  ist  im  Garnen  folgender:  Schon  CarpzoT 
eielk  einen  aHgaaMiaai  Bag?iff  des  i^iuen  laeeae  ma jestatn*' 
anf,  jedes  Attentat  gegen  die  Majestät  ()»snniaia  potastas*) 
nmiailsend.  Eine  Speiies  desteliien  ist  Me  Perdnellio:  ein 
ans  finndseliger  Absidit  herrorgegangeoes  Untemeknen  direcl 
gegen  Kaiser  nnd  B^ieh,  ab  ein  Veitoeehen  gegen  die  Golt* 
hait  sdlMty  deren  Stettrertretcr  der  Kaiser  ist Der  aUge- 
Bseina  Begriff  .des  crinu  laes.  ntaj*  oder  des  » Verbrechens 
»Lasters«^)  der  beleidigten  Majestät«  erhielt  sich  lange. 
Mm  verstand  auch  fortwährend  nnter  dieser  das  i^snmmnni 
in  rapnfalica  imperinm*',  j^die  hSchate  Gewalt  im  Staate«* 
Man  ontersdiied  dber  bald  anders  ab  CarpsOT,  nämKch:  Per- 
dnelKo,  Hochferrath,  anch  Staats?enitherei:  jedes  aus  feind- 
saüger  Absieht  hervorgegangene  Unternehmen  gegen  den 
Fürsten  oder  den  Staat;  mid  crink  laes»  maj.  in  specie,  Yer- 
breehen  (Laster)  dor  beL  Maj.  im  e.  S* :  jede  andere  Hand- 
bmg»  dnrch  wel<iie  Verachtnng  oder  Uerabsetzoog  des  Staats 
oder  Landasherra  beabsichtigt  wird.  Die  letitem  wnrda  weiter 
natersdiieden,  ob  4ie  Majestätsbeleid^nag  (laesio,  anch  in» 
jnria)  direct  oder  indirect  (dhreete  ant  obfiqne)  gesdiehen  sei» 
jenes  dnrch  eigentliehe  Injnrien,  dieses  dnith  Abstreiten  oder 
Anmasapn  von  Majestälsrecbten:  Mänsverbrechen,  Halten  von 
PHyatgefängnissen,  Anaussnng  des  Steoerrechts  n.  s;.  w.  Bald 
wnrda  anefa  noch  weiter  ontenehiedan,  nämlich  er.  bas;  maj. 
im  engsten  S.  nnd  crimen  besäe  venerationb:  jenes,  wenn 
die  Injnrien  dem  Fürsten  ab  solchem,  dieses,  wenn  sie  ihm 
als  PriYdtperson  zngefägt  seien.  Die  Strafe  der  PerdnelKo 
(Hochverra(h)  war  das  Vierlheflen  der  P.  G.  O. ,  obgleich  man 
dabei  an  nichts  weniger  als  an  den  DeuUcbrechtlichen  That- 
besUad  den  Vernths  der  P.  G*  0.  dnthto  ;  diese  war  das 
jüngere  Gesetz  für  die  Strafbesiimmnng.  Das  Andere  strafte 
man  nach  dem  BUm.  B.  mit  dem  Tode,  oder  wiHkürKch 


i)  CarpzoT,  Fr.  Q.  41.  Nr.  1.  IS.  tl. 

S)  V«g|.EBgen»EL^cr.ia.41i£..  Soeh,  ca.H.M6t> 
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.  Zu  Ende  des  .  äcliUeliiiteii  Jclirhiiiiderts  kam  dne  wesentlfoii 
andere  Anflfossaiig  der  Lehre  auf,  zuerst'  darch  Klein,  dem 
Feuerbaeh,  nnd  diesem  die.  meisten  anderen  Reehlsleiirer 
folgten.  Es  wurde  ein  Gattungsbegriff  der  Staatsyerbrechen 
im  w.  S*  aufgestellt,  alle  Veibreclien  unmittelbar  gegen  den 
ganzen  Staat  oder  einzelne  Rechte  desselben  umfassend.  Dar- 
unter wurden  unterschieden:  1.  INe  Staatsrerbrechen  i.  e.  S. 
als  solche  Verbrechen,  welche  gegen  die  Existenz  oder  die 
Würde  des  ganzen  Staats  gerichtet  seien;  als  Repräsentant 
des  Staats  galt  dabei  der  Regent,  Es  wurden  deren  zwei  auf- 
gestellt: Hochverrath  (anch  Hoch-  und  tiandesYerrath,  Per- 
duellio)  und  Majestätsbeleidignng;  jener  gegen  die  Existenz 
des  Staats,  dieser  gegen  die  Ehre  des  Staatsoberhaupts  ge- 
richtet. 2.  Die  anderen,  gegen  einzelne  Rechte  und  Institu- 
tionen des  Staats  gerichteten  Verbrechen  wurden  untw  an- 
deren Kategorien  ausgeschieden,  als  Regierungs?erbrechen 
Anmassung  voalloheitsrechten  u.  s.  w. Nur  einzelne  Rechts- 
lehrer haben  in  neuerer  Zeit  wieder  einen  engeren  Anschluss 
an  das  Rom.  System  aufgenommen').  —  Die  neueren  Deut^ 
sehen  St.  G.  B.  sind  fast  überall  der  genannten  allgemeineren 
Ansicht  der  neueren  Doctrin  gefolgt.  Eben  so  die  Schweb- 
zerischen ,  die  nur  der  Fiction  einer  Identität  des  Fürsten  und 
des  Staats  überhoben  waren.  Hierdurch  wird  ein  Unterschied 
in  der  Darstellung  bedingt.  Wie  nämlich  nach  Gem.  R.  und 
nach  den  Deutsch.  St.  G.  B.  unter  den  Verbrechen  gegen  den 
gesammtcn  Staat  Hochverrath  (und  Landesverrath)  tou  der 
Majcstätsbeleidigung  getrennt  dargestellt  werden  muss,  so 
bleibt  für  das  Recht  der  Schweiz.  St.  G.  B.  nur  die  Dar- 
stellung des  UocbTerratfas  (mit  dem  Landesverralhe);  die  Vei^ 
brechen  gegen  den  gesammten  Staat  sind  hier  also  auch  nur 

Meister  (j.),  pr.  j.  er.  §§.  321  f.,  Quistorp,  P.  R.  §§.  149. 
157  f..  Dorn,  Pr.  Com.  §§.  223.  228.;  auch  uoch  Grol mann, 
Gnmdt.  M.  460  f.  47!  f«  (der  imter  Hochverrath  die  Vernich» 
tung  der  BfajestSf  verstellt,  und  danacji  das  Verbreeben  der 

bei.  Maj. ,  im  Uebrigen  wie  jene  Rechtslehrer,  construirt). 

1)  Vergl.Klein,  Grunds.  §§.497 f..  Feuerbach,  Lehrb.  §§.162f, 
171  f.,  Salchow,  Lehrb.  §§.  mf.,  Bauer,  Lehrb.  §§.316 f., 
Ahegg,  Lehrb.  §§.421  f.,  Marey.oU,  Cr.  R.  §§.  57  f.;  vergl. 
Wichter,  Lehrb.  §§.  228  f.,  Hepp,  die  pol.  n.  wipol.  Staats- 
verbr.  §.  7  f. 

2)  Vcrgl.  Martin,  Lehrb.     216     Heffter.  Lehrb.  H^iWt 


Digitized  by  Google 


—   333  — 

^md  zirar  ohne  Fktion)  Verbreeheii  g^en  die  Eiutens  des 
Staate']. 

1  III. 

•eionder»  Begriff  und  Arten  der  Staatsyerbrectaen  nach 
der  Gemeinrechtlichen  Doctrin  und  nacb  den  neaeren 
D.  und  Schw.  St.  6.  Büchern. 

In  der  Gemeinr.  Doctrin  wird,  confeqoent  nach  dem  im  ' 
$•  Gesagten,  das  Majestatsvcrbrcchen  im  w.  S.  so  vor- 
getragen, dass  zunächst  der  Hochverralh  und  dann  das  Maje- 
stätsverbrechen  im  e.  S.  (die  Majestätsbcleidigung)  dargestellt 
wird.  Die  übrigen  geringeren ,  zum  Majestätsyerbrechen  im 
w.  S.  nach  Rom.  R.  gehörenden  Handlungen  werden  unter 
verschiedene  andere  Rubriken  gebracht.  Dabei  wird  der  Be- 
griff des  Hochverralhs  dem  Wesen  nach  ziemlich  überein- 
stimmend aufgestelll,  als  :  die  Handlung,  oder  das  Unternehmen 
eines  Staatsunlertharis,  gerichtet  gegou  die  Existenz  des  Staats 
oder  gegen  wesentliche  Einrichtungen  desselben  *).  Ein  Theil 
der  Rechtslehrer  fügt  nur  noch  ausdrücklich  das  Merk- 
mal hinzu,  dass  die  Handlung  in  feindseliger  Absicht  vorge- 
nommen sein  müsse  ^l.  Dass  dohei  das  Deutschrechlliche  Re- 
quisit des  Verralhs,  trotz  dem  Worte  Hochverralh,  für  den 
Begriff  überhaupt  unwesentlich  ist,  leuchtet  ein.  Ferner  aber 
auch,  abgesehen  hiervon,  dass  der  Begriff,  so  aulgestellt,  für 
das  Gem.  R.  unrichtig  isL  Unbestritten  und  unbestreitbar  werden 

1)  Im  Allgememeu  kann  man  das  Verhalten  der  Deutschen  DoiH 
trin  in  4er  Lehre  von  den  Staatsverbrechen  und  besonders 
vom  Hochverrathe  als  ein  rühmliches  wnhrlich  nicht  be» 
zeichnen.  Dieselbe  Geneii;llieit,  mit  der  sie  die  despotischen 
Vorschriften  der  Römischen  Kaiser  in  Deutschland  zur  Auf- 
nahme brachte,  hat  sie  auch  spater  genugsam  an  den  Tag  ge- 
legt, in  dem  Streben,  den  animus  hostilis  mehr  und  mehr  zu 
verdrünKcn,  den  Versuch  hier  anssascUiesscn  n.  s.  w.,  und 
.in  neuester  Zeit  noch  ausserdem,  den  neueren,  nur  zu  häufig 

auf  dem  Boden  jenes  Römischen  Rechts  hier  stehenden  Straf- 
gesetzbüchern das  Wort  zu  reden.  £s  gibt  nur  wenige  ehren- 
werthe  Aasnahmen. 

2)  Vgl.  Feuerbach  §.  162,  Heffter»  f*  300,  MarezoU,  §.  59, 
Henke,  Uaildb.  |.  ISft,  Bauer,  §.  317,  Salchow,  «.  466, 
Ahegg,  §.  125,  Jarke,  Handb.  §.  8  (Bd.  IL  S.  122). 

3)  Z.  B.  die  Rechtslelire  der  v.  N.  von  Bauer  an. 
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linlioh  fiemeiiireekiiidi  swn  HoebTeiratlie  mdi  Hasdlini-» 
gen  gegen  die  Person  des  jeweiligen  Regenten  geredmeC. 
Aie  Person  des  zeitigen  Regenten  ist  aber  für  das  Wesen  des 
Staats  etwas  dorcbaus  Glekhgältiges  Riditiger  wäre  der 
Begriif  zn  bestimmen:  Ein  Unternehmen  des  Unterthans  eines 
Stints,  in  feindsetiger  Absiebt  gerichtet  gegen  die  konkrete 
Existenz  dieses  Staats  oder  gegen  die  Regierang  des  actnellen 
Oberbanpts  desselben.  Von  der  Doctrin  allgemein  aner- 
kannte technisdie  Efntheilnttgen  des  HochTerraths  gibt  es 
nicht Manchmal  werden  nnterschieden:  HochTerrath  i  e.S.? 
gegen  die  Person  des  Regenten  verübt;  StaatsFerrath  (L  e. 
indem  der  HochYerradi  auch  wohl  Staatsyerrath  genannt  wird): 
gegen  die  Verfasseng  verübt;  Landesverrath:  durch  Angriffe 
gegen  das  Staatsgebiet  verübt.  Andererseits  wird  wohl  nuter* 
schieden:  Hochverrath  i.  e.  S.,  und  Landesverrälherei,  wobd 
man  nnter  letzterer')  solche  eigentlich  verrätherische  Hand- 
kmgen  versteht,  welche  darauf  abzielen,  den  Staat  fremden 
Staaten  oder  Personen  gegeniber  in  Gefahr  oder  in  Nadi- 
tbwl  zn  bringen  *].  —  Die  neueren  Deutschen  St.  G.  U.  fassen 
den  Begriff  des  Hochverraths  in  gleicher  Weise  auf,  wie  er 
oben  (als  der  richtige)  angegeben  wurde.  Nur  lassen  sie  das 
foforderniss  der  feindseligen  Absicht,  und  grösstcnlheils  auch, 
dass  das  Subject  Unterthan  des  gegriffenen  Staats  sein 
müsse,  aus.  Sie  pflegen  auch  vielfach  die  eben  genannten 
Unterscheidnngen  aufzustellen.  Hierbei  befolgen  sie  denn 
■her  eine  andere  Methode  der  Behandlung.  Indem  sie  nämlich 
auch  den  —  genannten  —  Begrifif  der  Landesverrätherei  (auch 
Landesverrath^)  aufstellen,  dagegen  andererseits  an  dem  Be- 


i)  Schon  Henke  a.  a.  O.  (III.  S.  411)  bemerkt  dies  richtig,  ohne 
gleichwolü.  für  die  Begrifiiabe«timmiiiig  Anweadnng  davon  za. 

machen. 

<2)  Zur  Zeit  des  Deutschen  Reichs  theilte  man  ein  (jetzt  obsolet): 
in  den  Reichs- Hechvefrath  und  Landes-Hoehverrath.  Der 
erste  wurde  hfgugoii  gegen  Kaiser  und  Reich ,  und  gegen  die 
Churfürsten ;  der  xweite  gegen  ein  einzelnes  Reichsland  und 
dessen  Landesherrn.  IVIit  dem  Aufhören  des  Deutsch.  Reichs 
fällt  die  Unterscheidung  fort;  an  dem  Deutschen  Bunde  kann 
kein  Bochverrath  be^^augen  werden  (luiten). 

9)  Unnditig  laut  sie  anf  Ahegg,  Lelurh.  §.  419. 

4)  Nach  1.  1.  3.  4.  D.  und  1.  5.  C.  ad  1.  J.  im^t  Qnistorp» 
§.  152,  Dorm,  1.  223,  Klein,  f.  SQO, 
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gidlb  VMkwwnOm  ilrenge^)  lesthaltMi,  sehddcD  de  4k 
iandesrnrällMMi  Ton  4i«cn  BegrilllB  ToUkSiidig  au,  nwl 
fidka  8W  "fkkmkt  dem  Hocbiremtlie  gegiaoli^,  freiliek 
■iclit  immer  klar  and  richtig.  Das  lülirt  sie  denn  weiter  cn 
der  A«firtelhing  einer  aUgemeineo  Rafarik  tob  VerkreGben 
gegen  das  Dasdn  and  die.Siekerkeit  des  Staats  (oder  anter 
ikaKckeii  BeseiokiMingen,  anek  wokl  kk>s:  Staatsferbreehen 
md  Vergeken),  ki  weIciMr  eben  UookTemtk  and  Lande»- 
verratk,  nnd  sogleiok  Majestitskeleifigang  onlersckieden  wer- 
den. GewÖkDÜck  steilen  sie  si^^leksh  den  weiteren  (weitesten) 
Segriff  Ton  Staatsferkreeken  (und  Tergeken)  snf ,  womnter 
sie  aHe  Veriirecken  nnd  Vergeken  onmittelkar  gegen  den 
filaat  oder  einieine  Gewalten  oder  Reckte  dessdben  Tsr- 
stehen.  —  In  Sknücker  Weise  yerfahren  die  meisten  Sckwe^ 
YerisdMn  St  G.  B.,  nickt  selten  auch  mit  gleicker  Unklar- 
keit  besäglick  der  Anffossnng  des  Landesyerraths.  FreiUok 
nnt  dem  wesentlichen  Unterschiede,  dass  sie  auf  kein  Staats- 
oberhaupt zu  rücksichtigen  haben,  so  dass  für  sie  sowohl  der 
Begriff  des  Hocbfemths  ein  anderer  wird ,  als  aoch  die  Maj^ 
stätsbeicidigung  gani  ausscheidet.  Speziell  ist  das  System  der 
Schweis.  8t.  G.  ß.:  Ausdrücklich  stellen  die  Begriffe  und 
Lehren  von  HockTenralh  nnd  Landesverratk  auf  und  einander 
gegenüber:  Aargan,  Basel,  Schaff  hausen,  Zürich,  Lusem, 
Xhnrgaa,  Granbönden.  Ebenso  Freiburg,  aber  unter  dem 
gemeinsamen  Namen:  Verrath.  Nur  den  B^iff  des  Hoch- 
▼erraths,  aber  darunter  den  Landesverrath  begreifend,  stellt 
auf  St.  Gallen.  Einen  wesentlich  verschiedenen  Weg  schlagen 
ein  Tessin,  Waadl  nnd  das  Bundesstrafrecht.  Sie  unterschei- 
den Verbrechen  gegen  die  äussere  und  gegen  die  innere  Ruhe 
■nnd  Sicherheit  des  Staats,  und  stellen  danach  anter  vielen 
anderen  hieher  gehörigen  Verbrechen  dem  Wesen  nach  auck 
den  Hochvenrath  und  Landesverrath  auf,  ohne  aber  dieae 
Namen  zu  gebrauchen aber  auch  ohne  die  dahin  gehörigen 
Fälle  anders  als  durch  schwerere  Strafandrohungen  besonders 
hervorzuheben.  —  Eine  wisseoschaflliche  Darstellung  des  ge» 
sammten  Reohtsstofs  mass  sich  dem  Wesentlichen  der  Ao^ 

O  Strenger  als  die  ia  der  v.  N.  henanoten  Schriftsteller. 

2)  Indes«  bezeiehaet  doeh  das  Bondesstrafreeht  tinmal,  Art.  73, 

die  gegen  die  Existenz  der  EidgenoasensehafI  gerichteten 

HandlBttgen  anadnicidicii  als  Heolnrerralk. 
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fatoimg  anschüesseii;  Hoch-  und  Landesvemlh  sind  daher 
im  Folgenden  abgesondert  sowohl  von  einander,  als  weiter 
Ton  den  übrigen  Verbrechen  gegen  die  anmere  imd  innere 
Sicherheit  des  Staats  vorzulragen. 

Anmerkung»  Besonders  in  der  Lehre  von  den  Verbreehen 
gegen  den  Staat  ab  Ganzes  kann  da«  Verbältnist  der  Eidge- 
nössischen Biindesgesetzgebung  zu  denKantonalgesetzgebangen 
in  Frage  kommen.  Das  Bundesgesetz  Uber  das  Bundesstraf* 
recht  (v.  4.  Hornung  1853)  bestimmt  die  Bestrafung  namenC« 
lieh  auch  für  die  Verbrechen  gegen  die  äussere  und  innere 
Sicherheit  und  Ruhe  der  Eidgenossenschaft.  Die  Kantonal- 
atra%esetKe  bestimmen  zwar  nur  die  Bestrafung  der  Ver- 
brechen gegen  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  ein- 
zelnen Kantone.  Allein  wer  die  äussere  oder  innere  Sicher- 
heit eines  einzelnen  Kantons  angreift,  der  greift  dadurch  in 
der  Regel  wenigstens  von  selbst  die  der  Eidgenossenschaft 
an,  die  durch  die  einzelnen  Kantone  gebildet  wird,  und  um- 
gekehrt wieder  enthält  ohne  Ausnahme  jeder  solcher  Angriff 
gegen  die  Eidgenossenschaft  zugleich  einen  gegen  einen  ein- 
zelnen Kanton.  Man  könnte  daher  der  Ansicht  sein,  dass  die 
Kantonalgesetzgebung  hier  von  der  Bundesgesetzgebung  ver- 
zehrt werde.  Indcss  ist  dies  nur  beschränkt  der  Fall.  Be- 
züglich der  Verbrechen  gegen  die  innere  Ruhe  und  Sicher- 
heit der  einzelnen  Kantone  bleibt  die  Knntonal^esetzgcbung, 
wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  doch  grössteutheils  bestehen, 
und  diejenigen  Falle,  für  welche  statt  ihrer  das  Bundesstraf- 
recht eintritt ,  sind  von  diesem  durchaus  erkennbar  iestgesteUt 
Umgekehrt  ist  es  mit  den  Verbrechen  gegen  die  äussere 
Sicherheit.  Einerseits  enthalten  hier  auch  die  einzelnen  Kan- 
tonalgesetze Vorschriften  über  dergleichen  Angriffe  gegen  die 
ganze  Eidgenossenschaft,  die  mithin  durch  das  Bundesstraf- 
recht direct  aufgehoben  sind.  Andererseits  sind  gerade  hier 
die  Vorschriften  des  Bundesstrafrechts,  indem  sie  noth wendig 
auch  ausdrücklich  auf  Angriffe  gegen  die  ganze  Eidgenossen- 
schaft oder  einen  einzelnen  Kanton  sich  bezichen,  von  der 
Bedeutung,  dass  neben  ihnen  die  correspondircnden  Vor- 
schriften der  Kantonnigesetzgebungen,  wenigstens  in  der 
Rei^el,  nicht  bestehen  kfinnen.  Nur  in  sofern  künnen  diese 
letzteren  nur  noch  dafür  gültig  erachtet  werden,  als  es  sich 
um  Verhältnisse  zweier  oder  mehrerer  Kantone  gegeneinander 
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bandelt,  und  zugleich  nicht  ein  solcher  Angriff  auf  die  innere 
Sicherheit  und  Ruhe  der  Eidgenossenschaft  vorliegt,  der  in 
dieser  letzteren  Beziehung  das  Bundesstrafrecht  herausfordern 
würde').  In  diesem  Sinne  sind  denn  die  Vorschriften  des 
Bandesstrafreehls ,  dass  die  Bestimmungen  desselben  über 
die  politischen  Verbrechen  zur  Anwendung  kommen  sollen, 
zu  venltehen.  Das  Einzelne  gehört  in  das  Detail  der  Lehre. 

$.  112. 

Der  Begriff  des  HochTerralhs  inass  nach  den  Schw.  SLG.B. 
anders  au%estelk  werden,  als  nach  den  Deutschen.  Einerseils 
haben  sie  für  dessen  Feststellung  eine  doppelle  Verfiissung  zu 
beachten:  die  des  einzelnen  Kantons  und  die  der  Eidgenossen- 
sebaft  Allerdings  bildet  jeder  Angriff  gegen  die  Eidgenossen- 
schaft zogleicb  einen  Angriff  gegen  einen  einielnen  Kanton; 
aber  nicbt  jeder  Angriff  gegen  die  ^Verfassung  eines  Kantons 
ist  zugleich  ein  Angriff  auf  die  Verfassung  der  Eidgenossen- 
schaft. Andererseits  feblt  ihnen  der  Landesherr,  auf  den  sie 
Inr  die  Begriflbbestimninng  zu  rücksichtigen  hätten.  Dagegen 
haben  jedoch  sowohl  das  Bundesstrafrecht  als  einzelne  Kan- 
tonalgesetze einen  anderen  Bestandtheil  in  den  Begriff  des 
HocbTerraths  aufgenommen;  nämlich  jenes  einen  Angriff  gegen 
die  actodl  bestehenden  Bnndesbehörden  nnd  die  anderen  einen 
solchen  gegen  die  actneU  bestehenden  höchsten  Kantonalstaats- 
l^ewalten,  nnd  theilweise  (was  jedoch  durch  das  Bundesstrafr. 
aufgehoben  ist)  gleichfalls  gegen  die  Bundesbehörden.  Hier- 
nach ergibt  sich  Inr  die  Schweiz.  St.  G.  B.  ein  zweifach  ver- 
schiedener Begriff  des  Hochverraths.  Für  das  Recht  sämmt- 
lieber  Kantone  ist  der  Hochverrath  ein  rechtswidriges  Unter- 
nehmen, gerichtet  gegen  die  konkrete  Existenz  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  oder  eines  Schweizerkantons  ganz 
oder  in  wcscnllicben  Theilen,  oder  gegen  die  Existenz  oder 
Wirksamkeit  der  bestehenden  Bundesbehörden  oder  eines 

1)  Doch  könnte  in  dieitm  leUten  Falle  aucb  die  Frage  der 
idealen  Goncarrenz  zur  Spradie  konmciu 

2)  Art.  73«  74. 

22 
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Tbeiles  derselben  ').  Für  das  Recht  einiger ')  tritt  das  Merk- 
mal hinzu:  oder  (gericblel  gegen  die  Existenz  oder  Wirksam- 
keit) der  höchsten  KaDlonalstaatsbchördcn  *).   Nur  «rines,  St. 


1)  Bundesstrafr.  Art.  fiS. 

2)  Uieher :  St.  Gallen  Art.  86,  LiiEcra  9-  lOa«  Waadl  Art.  m, 
F^eilnirg  Art.  96,  Grvolb,  f.  61  (Gnab»  ipricht  nur  vok 

Auflösung  der  obersten  Staatsgewalten,  s.  |edoch  unten 
9.  114).  Indess  kann  nach  Bundesstrafr.  Art.  S2  auch  in  den 
übrigen  Kantonen  Hochverrath  an  den  Kantonalbehürdeu  be- 
gangen werden. 

3)  Dass  jedes  einxelne  St.  G.  B.  den  Begriff  mit  einigeD  anderen 
Worten  aufgestellt  bat,  ohne  doch  in  der  Reg^  materiell  et- 
was Anderes  bestimmen  zu  wollen,  vielmebr  meist  nor  in  der 

Absicht,  noch  prä/aser  als  die  Vorgänger  den  nämlichen  Be- 
griffauszusprechen, braucht  (leider)  kaum  bemerkt  zu  werden. 
Bei  diesem  wichtigen  Verbrechen  sind  die  einzelnen  DeHni- 
Üoiten  und!  BiMtimmongen  bitr  miHzutbeileB.  Es'  bestumiieK: 
St.  Gallen  Art.  85:  ,,Hocbverrath  ist  jedes  Unternehme»,  das 
auf  Aufhebung 'des  Staats,  seiner  Unabhängigkeit  oder  ver- 
fassnngsmässigen  wesentlichen  Einrichtungen  abzweckt. Art. 
86:  ySonach  ist  dieses  Verbrechens  schuldig,  wer  durch  Auf- 
ruhr oder  Verschwörung  im  Innern ,  oder  durch  Verrätberei 
und  Verbindung  mit  AaswÜrtigen,  sich  bestrebt  bat:  a,  dia 
Verfa.ssung  des  Slastfr  »a  ändern  oder  uaizastürzen ;  b.  die 
höchsten  Staatsgewalten,  d.  i.  die  gesetzgebende,  die  Re^ie- 
rungs-  und  oherstrichterlichen  Behörden  aufzulösen,  den  Zu- 
sammentritt derselben  zu  hintertreiben,  oder  die  Freiheit  ihrer 
BeratbuB^en  aoficnbeben;  c,  den  Staat  einer  aaswärtigeu 
Maellt  SU  unterwerfen,  oder  einen  Theil  von  denmelben-  abuu- 
treten ;  d,  dem  Staate  gefährliche  Feindschaft  von  aussen  zu 
erwecken,  oder  dessen  wirkliche  Feinde  in  ihren  Unterneh- 
mungen gegen  denselben  zu  unterstützen  (Landesverrätherei).'' 
Luzeru  §  108:  „Des  Hochverraths  macht  sich  schuldig: 
1.  Wer  es  unternimmt,  die  bestehende  Staatsrerfiissmig  des 
Kantons  Luzern  oder  der  schweisenschen  Eidgenossenschaft 
durch  gewaltsame  Mittel  zu  andern,  es  sei  durch  Aufstand  im 
Volke  oder  durch  Meutereianregung  unter  den  Truppen  oder 
durch  Bestellung  inlandischer  oder  ausländischer  Mannschaft, 
weiche  xn  soleber  Absiebt  gebrauebt  werden  sirtl.  2.  Wer 
auf  rechtswidrige  Weise-  das  eidgendssische  Vaterfand  oder 
aium  Tbeil  desselben  einem  firattdan  Staadt  einzuverleiben 
oder  zu  unterwerfen,  oder  eine  Losreissung  eines  Theiis  des 
Kantuns  I^uzern  von  dem  Kantonalverbande  zu  bewirken  sucht. 
3.  W  er  den  Zusammentritt  einer  der  huchsten  Slaatsbehuiden, 
d.  i.  des  Grrossen  Raths,  des  Kleinen  Raibs,  »der  des  Appel- 
lattonsgerichts,  gewaltthätig  zu  rerbindern  oder  sie  anlsn. 
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GiHeii,  bat  in  deir  Begriff  im  Ho^mtlM  mAwskUcb  im 
{tkm  iMMiclMeleii)  des  LanritfftmAs  nlt  binerogenoBiiwtt 
(s.  d.  kille  Note),  was  indess  für  die  vissencbaftüclM  Dn^ 


Ursen,  «acht,,  oder  eine»  Angriff  wider  die  persönUche  Fveihei^ 
vaA  SicMnt  dcnwlbn»  vMtmiwMt'*  6rMliiiii#ia  l.  61s 
,f  A.ls  HochvcMMlfc  fPvtdmi  Unttnitin— gsB  beMi«haM,  welche 
dahin  zielen ,  anf  KewaltMiae  oder  sonst  {»eMtswMrige  Weise 

die  Verfassung  des  Kantons  oder  der  Eidgenossenschaft  ganz 
oder  theilvveise  umzustürzen ,  oder  die  verfassungsmässigen 
•Item  Staatsgewalten  aufzulösen/   Freibnrg  Art  96»  yDer 
▼•rrMitrti  (trahiM)  nMMbt  »idi  nach  «cMdii^:      «rar  et 
nnlernimmt,  die  J>eslAtadt  BmtonsTerCissang  o4er  4ie  Bun- 
desverfassung durch  gewaltsame  Mittel  zu  andern ;  2.  wer  das 
eidgenössinche  Gebiet  oder  einen  Tbeil  desselben  einem  fieoi-> 
den  Staate  einzuverleiben  oder  zu- unterwerfen  ,  oder  den  zwi- 
«eben  den  wschiedeMi  Tlwfleii  4kM  Knntovs  iMflCebeiideii 
SuMMMhieribnifd  sa.trMUM»  mtvcht;  3.  im»  ptwtSMMgin 
Weise  dentZniMimentrittder  höebs4en  Staatsbehörden,  näm- 
lich des  Grossen  Raths,  des  Staatsraths,  des  Kantons«(erichts, 
zu  Verbindern  oder  sie  wifxulo.sen  ver*u«ht,  oder  einen  An- 
griff wider  die  persönliche  Sicherheit  und  Freiheit  derselben 
nnterniniflift.*  Wmdt  Art  Wv  yL*stt«ntat  qni  •  pnar  bat 
d'opdrtr,  p«r  des  inofcns  inconelitntionnels  et  violenn*  aoit 
le  reuYersement  de  la  Constitution  vandoise,  ou  du  gouverne- 
nient  cooslitationellenent  etabli  dans  le  eanton ,  soit  le  ren- 
versement  de  la  coostitution  fed^rate,  ou  du  gouTemement 
oonstitutioneilement  Etabli  dans  la  ee^f rfdAMrtion ,  est  puni**  ete. 
Dax«  Art.  S9»:  yL'nttentat  qui  a  paar  bot  dr  porttr  «tteinte 
a  l'integrM  o«  h  rhid^i>endence  ext^rieure  de  la  Snisse  ou  da 
Ganton,  est  puni"  etc.   Tessin  Art  101:  ,,Ogni  cospirazione, 
macchinazioae  o  congiura  contro  la  sovranitk,  indipendenza 
o  integrith  dei  cantone  Ticino :  ogni  arruolamento  o  leva  di 
gente  armtn»  moBolü  d*araii  •  dS  numizioni«  et  ogni  eltra 
■itrapveM  direttn  nllo  tieaso'  fine,  siwu»'  o  mmakanft  o^mnto 
danno,  k  piroita''  etc.  „Ln  elesM  penn  Mrii  npplicatn  oontro 
qualunque  abitante  del  Ticino  che  si  rendesse  colpevole  di  al- 
cano  dei  suindicati  delitti  verso  ogni  altro  stato  della  con- 
federazioiu.'     Art.  iO'i:  „Ogni  cospirazione,  complotto  od 
-  «iteninto*  dnretl«-  m  dili'ngpure  •  eaagiare  1»  foraiar  del  go« 
▼ernOt*  •  snscitare  In.  guenm- civile  con  arumve  i  cittadini  gli 
nni  eontro  gli  ahri ,  o  contro  le  antorit^  eostitnile  o  l'esercizio 
delle  loro  funziom,>  a  depredare  le  casse  e  proprieth  pubbli- 
che ,  od  a  portare  la  devaatazione ,  ia  strage  od  il  saceheccio 
iw  qualche  parte  del  CaBtMW  r  egnt  attaeoo  o*  Msialeasu  alln 
ferza  publica  «foe  «niiee  con«v«  gK  «ttenflitori:  ogni  sennnini- 
etniiHie  ds  neui  •  cnopcrasioae  di  consigUa  o-  di  fmio  ten. 


Digitized  by  Google 


—  340  — 


stelhmg  des  VefbreclieDS  nach  sanmitliclieii  Sdnr.  St:  G.  B.  luc^t 
Undeni  dtrf ,  «i  der  aach  materiell  begrändeteii  Untenchet- 
dnng  festiohalten. 


dente  all'  eseouaione  dc|^i  «ttentati  stessi,  ii  pimiice  come  ü 
dditto  coBsiuiiato,  ••!▼•  k  diversit^  deOa  pene  sttbiliu  ia 
•tcmii  casi,  secoude  che  ne  sia  o  non  ne  sia  nvvenato  reffetto.' 
Aargau  §.  54:  Wer  durch  was  immer  für  ein  Unternehmen 
den  Staat  ia  seiner  Grundveste  zu  erschüttern  und  die  Staats- 
verfassung gewaltsam  umzuwälzen  sucht,  macht  sich  des  Ver-t. 
InrecheiM  das  HocliT«rrat]ia  aclmidig»  wenn  g^eifeh  hiwaiii 
kein  Sebaden  erfolgt  ist/'  Baad  §.'  10:  ^Jedea  Uaternelimen, 
das'  anf  gewaltsame  Veränderungen  oder  Umstürznng  der 
Staatsverfassung  ahz weckt,  ist  Uochverrath ,  auch  wenn  kein 
Schaden  daraus  erfolgt.  Unter  Staatsverfassung  wird  sowohl 
der  Eidgenüssische  Bundesvertrag  als  die  Verfaaaong  des  Kan- 
tona  ▼eratandeii*''  Schaff liansen  f.  44:  «Jedea  Untemehmen, 
daa  auf  gewaltsame  Verandfflnuig  oder  Umatiürzong  der  auf 
gesetzlichem  Wcf^e  angenommenen  Staatsverfassung  und  des 
eidgenössischen  Bundesvertrags  abzweckt,  ist  Ilochverrath, 
auch  wenn  kein  Schaden  daraus  erfolgt/'  Zürich  fi.  88 :  „Des 
HoeliTerratha  iat  achnldig:  a.  wer  reditawidrige  Handlangen 
Teriibt,  in  der  Abaiebt,  dUdnreh  eine  gewaltaane  Yeründerang 
der  Verfiissung  des  Kantons  Zürich  oder  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  zu  bewirken ;  b.  wer  auf  rechtswidrige 
Weise  das  Eidgenössische  Vaterland  oder  einen  Theil  des- 
selben in  die  Gewalt  oder  Abhängigkeit  einer  fremden  Macht 
zu  bringen  od«  eine  Loareiaanng  einea  Theila  dea  Kantona 
Zürieh  von  dem  Kantonalverbande  zu  bewirken  ancht/  Thur- 
oau  §.  322:  Wörtlich  wie  Zürich  (nur  dass  natürlich  Thurgau 
statt  Zürich  »enannt  wird).  Bundesstrafr.  Art.  4.5:  „Die 
Theilnahme  au  einem  Unternehmen,  welches  den  gewaltsamen 
Umsturz  der  Bundesverfasanng,  oder  die  gewaltsame  Ver- 
treibong  oder  Avflöanng  der  Bondeabehürden  oder  einea 
Tbeiles  derselben  zum  Zwecke  hat,  wird  —  beatrall."  Hierzu 
noch  Art.  37:  „Die  gleiche  Strafe  (wie  der,  welcher  im  Kriege 
gegen  die  Eidgenossenschaft  Wail'en  gegen  dieselbe  trägt)  ver- 
wirkt ein  Bürger  oder  Einwohner  der  Schweiz,  welcher  die 
Etdgenoaaenacbaft  oder  ein»  Theil  deraelben  in  die  Gewalt 
oder  Abbüngigkeit  einer  fremden  Macbt  m  bringen,  oder 
einen  Kanton,  oder  einen  Theil  eines  Kantona  von  ihr  loazu- 
reissen  %'prsucht/*  Ferner  Art.  .52:  „Wenn  eine  der  in  den 
Artikeln  4.5  bis  .50  bezeichneten  Handlungen  gegen  eine  durch 
den  Bund  garantirte  Kantonalverfassung  oder  gegen  eine  Be- 
borde  oder  einen  Beamten  dea  Kantona  gar icbtet  wird,  oder 
auf  Wahlen,  Abstimmnngm  n.  dgl.  aicb  bezieben,  welche 
dnrcb  die  Geaetxgebang  einea  Kantona  Torgescbrieben  aind. 
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• 

Nack  der  DoetriD  des  Genmneo  B.  kann  Snbjeet  des. 
Hocbrcmtks  nur  ein  Untertkia  desjenigen  Staats  sein»  gegen 
irdeken  das  yerbrediea  geriektet  ist*  Der  Gnndsats  ist  stels 
udiestritten  gewesen  *).  Man  kranckt  sick  lür  fka  auf  Röm. 
oder  Canon*  R.  nickt  zn  kemfen.  Aof  die  P.  6.  O.  eken&Ils 
nidit;  denn  wenn  deren  Vorsckrift  sick  anck  allerdings  nnr 
anf  den  Verratk  gegen  das  eigene  Land  und  den  eigenen 
Herrn  kedekt,  so  ist  dock  der  BegrilT  nnd  Tkatkestand  des 
HockYerratbs  im  Allgemeinen  nack  dem  Gem.  R.  ein  anderer» 
Gleickwokl  mag  die  Germaoiseke.  Andckt  von  Treue  nnd  Ver- 
rath  uDwillkürlick.  eingewirkt  kaken  auf  die  Bndnng  des  Be- 
griffs des  schwersten  Verkreckens,  so  dam  num  das  Erfor- 
demiss  der  Verletzung  einer  besonderen.  VerplliektnDg  der 
Untertkanen  zor  Treue,  eines  Verratks  gegen  das  eigene 
Vaterland  nnd  gegen  den  eigenen  Herrn,  als.  wesentUdi  in 
den  sonst  aus  dem  Rom.  R.  constmirten  Begriff  äbertrag. 
In  sofern  ist  denn  anck  der  Grundsatz  unstreitig  ab  in  dem 
Deutseben  Reckt^ewusstsein  berechtigt  anzuerkennen.  Zu 
den  Untertkanen  rechnet  die  Doctrin  dort,  wo  landsassiatns 
plenus  gilt,  auch  die  Forensen.  Ausserdem  ist  der  Satz  aus- 
gedehnt auf  die  s.  g.  subditi  temporarii,  während,  sie  sick  im 
Lande  aufhalten,  weil  sie  dann,  wenn  gleich  nur  vorüker- 
gekend,  denselben  Schutz,  wie  eigentliche  Unterthanen  ge- 
messen ,  mitkin  gleich  diesen  dafür  dem  Staate  zu  Treue 
pflicktet  seien.  Alle  Anderen,  Nichtunterthanen,  können 
swar  keinen  Hoebverrath  gegen  den  ihnen  fremden  Staat  be- 
gehen. Allein  dieser  kann  sie  nack  dem  Völkerrechte  als 
Feinde  behandeln ~  Von  den  neueren  Dealscken  St.  G.  B. 


so  finden  die  benannten  Artikel  analoge  Anwedung,  sofern 
die  betreÜ'enden  Handlangen  Ursache  oder  Folge  von  Unruhen 
sind,  durch  welche  eino  liewaffattc eidgenöMische latenrentioa 
veranlasst  worden  ist.* 

1)  Schon  CarpzoT,  Pr.  er.  qn.  41*  Nr.  16  bezeugt  die«,  iwler 
BesogMkne  anf  die  ItalieniMke  Praxis,  and  aaf  Cltm.  2.  f. 
deniqae  de  sent.  et  re  jud. 

2)  ladesi  ist  Manckes  kiefren  kts trittSB.  • 
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baboD  nur  wenige  den  Satz  du  Gem.  aofgenomraen.  Nach' 
den  Schweiz.  St.  G.  B.  ist  za  unterscheiden  *):  1.  HochTerrath 
an  der  Verfassong  ond  an  den  Staatsbehörden  kann  yon  Je- 
dem begangen  werden,  gldclhfld  ob  er  Schweizer  oder  Nicht- 
•chweiaer  ist,  dem  bestimmten  Kanton  angehört  oder  nicht. 
Et  l»mmt  hier  iediglioh  wnf  die  oHgomenen  ISnudilllze  über 
die  Wirksamkeit  des  Stsafgeaetces  nach  Ort  nad  Permen  an 
(flib  f  $.  97«  S8).  Jene  Dentschrechtl.  Ansohamng  ist  hier  Ter- 
lameB.  Fidfich  hat  daa  Recht  dadurch  «cht  rerioren.  Die 
Chnmdsatae  iäer  Behandlmig  des  fremden  StaaCsfelndeB,  den 
MB  nach  jener  Ansohannng  nicht  ab  iioch?erriilher  ansehen 
konnte,  waren  schwasfrend,  und  man  behandelte  sie  mdetzt 
meist  doch  als  Hochverräther.  Dieselbe  Bestimmang  galt  bis- 
her fiär  den  Hochverrath  an  dem  Staatsgebiete.  Moch  dem 
finndesstrafir. ')  soU  jedoch  HochTerrath  am  Gebiete  sowoU 
der  EfdgeBOfltenschaft  als  der  Kantone')  nur  Ton  einem  Bürger 
oder  Einwohner  der  Schweiz  begangen  werden  können.  Das 
Bnodesstrafr.  verzehrt  hier  die  Kantonalstrafrechtc.  Die  Vor- 
schrift gik  also  allgemein  liir  Hochremlh  an  dem  Gebiete 
der  Eidgenosnenschaft. 

§.  114 
Vmwtmm  tmut^ 
2.  Otoleet 

Object  des  HodiTerrathes  ist  der  Stnat»  aber  immer  nur 
der  fq^ebene  Staat,  also  nnr  in  denjenigen  Elementen,  ohne 
irdche  er  in  semer  gegflbenen  Existenz  nicht  femer  gedacht 


1)  Gegeewirtig,  früher  nidit.  Erst  seit  dem  BudeMtrafr.  Ton 
iS58,  das,  darch  seine  Anflhssaag  des Ho^verraths  (s.  §.111) 
▼erleitet,  hier  nicht  ganz  prinzipgemäss  verfahrt.  Früher 
machte  nur  Tessin  die  Ausnahme,  dass  es  %am  Uochverrath 
gegen  die  Eidgenossenschaft  einen  Einwohner  (abitante)  des 
Kjuitont  Tcftin  fordert,  worin  freilicb  gleiclili]]s  ein  Prinzip 
■iebfc  n  dtauM»  ist. 

n  Ad.  gr; 

B)  S.  iiiember  den  folgenden  9. ,  dort  «ueh  zogleicfa ,  dass  diese 
Vorschrift  bezüglich  des  Kantonalgebiets  nnr  too  dem  Falle 
ZU  «eritebcn  ist,  wenn  durch  «inen  Angriff  gege«  ^Mselbe 
aoi^eh  4m  ddritt  der  CidgettosseBsehaft  «agegdSni  wird, 
also  nicht  wenn  des  Gebiet  eines  Kantons  (thrilweise)  «inen 
anderen  Xanton  eimerlMbC  werden  idi» 
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werden  kann.  WesenUiche  BetimMmle  des  Staats  sind  drei : 
VaUl,  Gebiet,  Verfassung.  Nor  diese  drei  Bestandtbeile  kön- 
Ren  also  nögUeber  Weise  ais  unmitteUMrer  Gegenstand  des 
•  U^ebverratiies  gedackt  werden.  lodess  mnss  das  Volk  solaii 
awsckflidtn.  Die  Geschichte  kennt  keuien  Hochverratli, 
begangen  dadurch,  dass  ein  Volk,  ganz  oder  theiiweise,  ver- 
lUgt  (oder  nur  ans  den  Staatsgebiete  Tertrieben)  worden  wSre 
oder  werden  soUte,  ura  dadorck  den  bestefaeadas  Slaat  mm 
vemicbien,  so  dass  dessen  Gebiet  und  VerfassoBf  unange- 
fochten bleiben  sollten.  Und  wenn  sich  auch  etwas  AehiH 
Üches  denken  liesse,  so  bedarf  es  doch  dafür  —  keines  cri- 
minalislischen  Dogma's Als  anmitteibare  Objecto  für  den 
Hochverralh  bleiben  also  nur  Gebiet  und  Verfassung ,  welchen 
Geraeinrechllich  positiv  die  Person  des  jedesmaligen  Herr- 
schers hinzugefügt  ist.  Gegen  alle  drei  einzeln  oder  auch  zu- 
sammen kann  Hochverrath  begangen  werden.  Gemeinrechl* 
liehe  Grundsätze  sind :  I.  Hochverrath  an  der  Verfassung. 
Auch  wohl  Staatsverrath ,  manchmal  i.  e.  S.,  genannt,  allge- 
meiner auch  Revolution,  im  Gegensatze  zu  Reform:  der  ge- 
setzmässigen  Veränderung  der  Verfassung.  Staatsverfas- 
sung ist  der  Inbegriff  der  Normen  über  das  gegenseitige  recht- 
liche Verhältniss  der  Regierten  und  der  Regierenden  (Volk 
und  Regierung).  Hochverrath  an  der  Verfassung  kann  gegen 
die  ganze  Verfassung,  auch  gegen  einzelne  Theile  derselben 
begangen  werden.  Gegen  diese  selbstredend  nur  in  soweit, 
ab  durch  deren  Aufhebung  oder  Veränderung  der  Staat  in 
seiner  konkreten  Existenz  ein  wesentlich  anderer  sein  würde. 
Was  dazu  gehöre,  muss  der  einzelne  Fall  ergeben.  Unter 
ailen  Uoiständeo  sind  dahin  zu  zählen:  Die  Regierungsform 

0  JSach  1.  4  ad  1.  J.  maj.  kann  allerdings  perduellio  begangeo 
Warden  dorch  do  VermA  eines  Kriegalieerea ;  «lleiB  dieser 
Verrath  ist  hier  perdoellio  nur  als  Angrifi'smittel  gegen  die 
raajest  des  Rom.  Volkes,  ebensowohl  wie  der  gleich  darauf 
in  derselben  lex  erwähnte  Fall  der  Aufrei'Aang  eines  unter, 
worfenen  fremden  Königs  zum  Ungehorsam  gegen  Aoiu.  Das- 
selbe gilt  von  der  Verleitnng  zum  Answanderen,  dem  Werben 
tir  answürtigen  Kriegsdienst  n.  s.  w.  In  allen  diesen  FÜlen 
wird  durch  drts  blosse  VerniehteB  öder  Heranszieben  eittaa 
Theils  des  Volks  aus  dem  Staatsgebiete  der  Staat  in  seiner 
Existenz  dorchans  nicht  angegrifi^en  und  dies  ist  auch  nicht 
die  Absicht. 
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(Republik;  Monarchie;  aristokratische  oder  demokraiisdie  Re^ 
publik,  absolute  oder  constitationelle  Monarchie  u.  s.  w.). 
Im  monarchischen  Staate  die  Thronfolge ,  das  Veto  das  Re- 
g^DteQ.  Bei  jeder  Regierungsform  Ein-  oder  Zweikammer- 
system, Unabhängigkeit  der  Rechtspflege ,  Unterdrückung  der 
Pressfreiheit,  des  Vereinigaogsrechts. .  IL  Uocbverrath  am 
Staatsgebiete.  Aueh  zuweiien  Landesvemlb  genannt.  Nach 
der  Dodrin  soll  er  begangen  werden  können  gleichfalls  an 
dem  ganzen  Staatsgebiete  oder  an  emem  Theile  desselben; 
Die  Unterscheidung  ist  unlogisch,  insofern  hier  von  einem 
Hochverratbe,  blos  an  dem  Gebiete  gesprochen,  wird.  Es 
ist  der  Fall  gemeint,  dass  das  ganze  Gebiet  einem  anderen 
Staate  einverleibt  werde.  Dadurch  ist  aber  immer  zugleich 
HochvcrralL  gegen  die  Verfassung  (und  im  monarchischen 
Staate  ferner  gegen  die  Person  des  Regenten)  da.  Hochver- 
ratb  am  Staatsgebiete  kann  daher  nur  begangen  werden  durch 
Losreissung  eines  Theils  des  Gebiets  von  dem  Ganzen,  einer 
Provinz,  eines  Bezirks,  auch  eines  einzelnen  Orles ').  Dies 
kann  geschehen,  indem  der  losgerissene  Theil  einem  fremden 
Staate  einverleibt,  oder  zu  einem  selbslständigen  Staate  er- 
hoben werden  soll.  III.  Hochverrath  gegen  die  Person  des 
Regenten  -).  Er  besteht  darin ,  dass  die  Person  des  gegen- 
wärtigen Staatsoberhaupts  i  Landesherrn) ')  von  der  Regierung 
verdrängt,  dass  der  Regent  als  solcher  vernichtet  werden  soll. 
Regent  und  Staat  werden  in  sofern  identificirt.  Ein  Angriff 
gegen  den  Regenten  zu  anderen  Zwecken  ist  kein  Hochver- 
ratb.  Streit  ist,  ob  gänzliche  Verdrängung  nothwendig  sei» 
oder  auch  vorübergehende  Suspension  der  Regierung  genüge. 
Allein  in  dieser  blos  vorübergehenden  Ausschliessung  liegt 
keine  Vernichtung  des  Regenten  als  solchen*).  Die  Nüttel 
sind  gleichgültig:  Tödten,  Wahnsinnigmachen,  Gefangenneh- 
men, Ausliefern  an  feindliche  Macht,  Zwingen  zur  Abdication 
u.  s.  w.   IV.  .Dass  an  den  Ministern  des  Landesherrn  kein 


1)  Vgl.  1.  10  «d  1.  J.  maj. 

2)  L.  11  eod. 

3)  Bestritten  ist ,  ob  auch  des  Reichsverwesers ;  nach  richtiger 

Ansicht  ist  er  kein  Object  des  Hochverrathes. 

4)  Der  Thäter  muss  selbstredend  auch  nur  die  vorübergehende 
Ausschliessuog  gewollt  haben. 
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Hednrfltivüi  nehr  begangieii  irerdeD  köone,  ist  inbettriltcii^). 
F.- Auch  nkhi  «a  .dem  DeuHdieii  Bande.  Ber  Oeatsdie  Bmid 
iil  lediglich  eiafl  StaaleBcqiiföderatioii  ni  pofiliselMii  Zwedm, 
bemheBd  asf  eineBi  Staatsrertrage,  nod  siebt  auf  einer 
(ginieinaanien)Staal»Terfa8siing»  obnegememsaiBea  Staate- 
gebiet,, obne  geneinaaniei  Staatsoberbanpt.  Bin  Hoehver- 
Nlb  gegen  ibn  ist  tko  iMi  denkbar').  —  Die  Torgetragenen- 
Gmndsätze  gelten  im  Ganzen  aucb  für  die  neaeren  DeatacL 
St.  G.  B.  Für  die  Schweiz;  nrit  folgenden  M odificadönen : 
I.  Hochverrath  an  der  Verfassnag.  £r  iLann  sUttfiDden  1.  An 
der  VerliMaang  der  ganzen  Eidgenossensebaft').  Dieser  kann 
begangen  werden  dureb  ein  Untemebmen ,  das  gegen  die  Eid- 
genoaaische  Verfassang  selbst  nnd  nnmitteUwr  gerichtet  ist; 
aber  aoeb  mittelbar  durch  ein  Unternebmeo  gegen  die  Ver- 
faaaong  ehiee  einielnen  Kantons,  jedoeb  dies  nur  in  sofern*). 


1)  Nur  die  älteren  Criininalisten  nehmen  hier  noch  auf  Grund 
jener  Constit.  v.  Arcad.  eine  Quasiperduellio  (oder  per- 
duellio  obli(|aa)  an.  Für  die  Aufhebung  beruft  man  sich  auch 
Mf  P.  G.  O.  Art.  137! 

2)  Einige  Recfatslehrcr  woDea  darck  einen  Angriff  gegen  ihn 
einen  HochYerrath  gegen  die  einzelnen  Bundesglieder  anneh- 
men, besonders  wenn  das  Bnndesverhältniss  in  die  Verfassung 
des  einzelnen  Staates  aufgenommen  sei.  Das  Bondesverhält- 
niM  soll  dann  einen  wesentlichen  Theil  dieser  VerlMSiuig 
bilden.  Dies  ist  vnrichtig.  Ein  blosse«  BnudesTerhiQtniss  zvl 
ein  ein  fremden  Staate  kann  nie  einen  Theil  der  Verfassung 
(der  rechtlichen  Normen  zwischen  Volk  und  Regierung)  bilden. 
Freilich  steht  hier  positiv  der  Buudesbeschluss  18.  August 
1836  entgegen ;  allein  er  ist  seit  dem  J.  IMS ,  der  Aufhebung 
des  früheren  Bandes,  «Is  lAsolet  nu  betrschten.  Vgl.  mein 
Leferb;  des  Prenss.  St.  B*  f.  Ii2. 

3)  Der  Deutsche  Bund  ist  ein  lediflich  politischer  Staaten- 
bund, der  als  solcher  auf  deiner  Staatsverfassung,  son- 
dern nur  auf  Staatsverträgen  beruhet.  Darum  kann  gegen  ihn 
kein  Hochverrath  an  der  Verfassung  begangen  werden.  Die 
Sebweizeriscbs  EidgenoesenaelMfl  ist  ein,  auf  einar  StMts- 
Tcriusang  berahender  Bundesstaat,  gegen  dessen  Terfas* 
snng  also  eben  sowohl  ein  Hochverrath  begangen  wsrdML 
kann ,  wie  gegen  irgend  eine  andere  Staatsverfassung. 

*)  Die  Bundesverfassung  bleibe  unberührt,  wenn  ein  einzelner 
Kanton  «nstett  einer  demokretisciwn  sine  «risloknitische  Re» 
pnUibv  oder  ttBKekelvt,  frird;-  Fvef^ieb  wäre ,  wenn  ein  ein- 
zelner Kanton  siar  BMPasrchisehe  Verfassung  erhalten  sollte. 
Die  Unterwaatog  nnlsr  eine  frcmda  Mnnarchie  enthielte  je- 
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als  dann  zngleicli  ein  Angriff  gegen  einen  wesentlichen  Punkt 
fUr  £i4feoä8sischen  Verfassung  liegt 2^  An  der  Verlas- 
tmo^  des  emzehMi  Kantons.  Er  Judui  begangen  werden  un- 
miUelbar  dnrch  ein  UnterDeiuMi  gegen  dieselbe,  und nitleU 
iMir  daroh  ein  UBtemehmen  gegen  die  fiundesverfassang.  I»- 
dem  der  einzelne  Kanton  der  £idgeiM>s8eD8cftiaft  weseoUich  an- 
gehört, Kanton  der  EidgeBOfsenscbafl  kt«  nadit  von  selbst 
die  Verfassiuig  der  EidgenosseoacbaA  einen  weeentlicben  Be- 
slandtbeil  seiner  eigenen  Verfassnng  aas.  3.  Es  entsteht  die 
Frage,  welches  Slrafrecht')  eintritt,  wenn  nach  dem  Obigen 
(1  und  2)  zugleich  ein  Hochverrath  gegen  die  Eidgenossen- 
schaft und  den  einzelnen  Kanton  vorliegt,  ob  das  der  Eidge- 
nossenschaft oder  das  des  einzelnen  Kantons?  Bei  einem  An- 
griffe unmittelbar  gegen  die  Eidgenössische  Verfassung  unbe-* 
denklich  wohl  nur  das  der  Eidgenossenschaft.  Das  Bundes- 
strafrecht verzehrt  hier  das  Kantonalrecht  nolhwendig  ganz, 
eben  weit  der  Hochverrath  gegen  die  Kidgenossenschaft  gar 
nicht  gedacht  werden  kann ,  ohne  Hochverralh  zugleich  gegen 
jeden  einzelnen  Kanton.  Daher  kann  hier  auch  von  einer 
(idealen)  Concurrenz  nicht  die  Rode  sein.  Dasselbe  muss  gellen, 
wenn  das  unmittelbar  nur  gegen  die  V  erfassung  des  einzelnen 
Kanlons  gerichtete  Unternehmen  mittelbar  die  Eidgenössische 
Verfassung  angreift.  Sobald  einmal  überhaupt  die  letztere 
angegriff'en  ist,  ist  der  Rechtszustand,  das  Recht  der  gesamm- 
teo  Eidgenossenschaft  —  der  Gesammtheit  —  verletzt,  und 
es  muss  dagegen  das  Recht  des  einzelnen  Kantons  zurück- 
treten 'j.   4.  iVach  positiver  Vorschrift  tritt  dasselbe  (wie  zu  3] 


denfalls  Hochverrath  am  Bundesgebiete.  Das  wäre  aJber  auch 
wohl  der  Fall  bei  Errichtung  einer  selbsUtändigen  Mouarchie; 
der  Bond  ist  wesentlich  auf  das  republikaniache  Prinzip  ge- 
baut; ein  KanUm  der  morarcbiscb  wird,  reiMtMih  Ueffdareh 
TM  —Üut  fom  dam  Bande  los;  fgl.  BiiBdMtMi£(  JktU  6. 

1)  Z.  B.  bezüglich  der  MiUtaimpilaiiliiMeB«  der  Vtmmttt  iteit 
(Bundesveif.  Art.  Ii,  45). 

2)  Auch  welche  Competenz. 

3)  Diese  Aniicbt  wird  auch  unterslüzt  4urcb  Bttode&strafrecht 
Art.  52,  a.  d.  t  Nr.  £•  kam  Boek  der  F«U  i»  Frage  kiMi<- 
flMn,  wtwi  der  Hedmenih  lUMuttdUr  gef|Mi  die «üuelae 
XentmaverfiasMing  nnr  zoKleich  nebenbei  die  Bundesverfas- 
Mag  trifft,  und  nun  die  Bundesbehörden  nicht  einfcbreiten 
weHten,     B.  in  eiacM  4eaMkrati*ehe»  lUnton  solite  aristo- 
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fli»«  Irena  da  Hadn^ertadi  ^^egea  ene  tooi  Hand«  fa- 
MD4irie  KanloatlTeriaisaag'  TfaittlK  an4  •Maiah  «mm  h^. 
iHÜbcle  fiUgenMtcJia  ftitomatkNi  TdmkMt  wovilen  kL% 
IL  Hoehvemth  am  SiMlesebitle  V  Aacfc^r  kaao  slattMea: 
1.  Aa  il«ai  GciUele  ierEiilgeBflMeasiMl*).  ladeia  las  Bna- 
•teigtbiit  aw  darck  4at  GeMat  der  eiaiabaa  Kaatoae  pkih- 
dal  irkif  Jhhmi  eia  Hookferralk  aa  den  Aandeegebiela  aar 
aaglaidi  darck  aia  HoelniarraA  aa  dan  Gcbieto  aiaaa  «der 
fluflfcrerar  Kaatoae  lie^iagea  verdaa ;  jadodk  aar  m  soknt^ 
tk  dai  Kai^iaaalgabiet  voa  dar  fiM^eaoamadMll  loagariataa 
imdaa  soH.  Es  Tenehrt  aoliwaadig  aach  klar  daa  Baadaa* 
Jlra^bt  das  Recht  der  eiaaalaaa  Kaatoae  (aaeh  den  za  L 
Oesagtaa)  *},  2.  Ad  dam  Gelriela  eioee  aiiselAen  Kaatotaf  kaea 
dahar  aar  aoch  (eattiilaüiadig)  Hoehranalk  dadonsk  itegaafaa 


kratischf  TeviMSoaK  eingeführt  und  zugleich  die  Pressfreibeift 
aufgehoben  %verdeD.  Dadurch  könnte  das  Recht  des  einzelnen 
Kantons  nicht  verzehrt  werden.  Anders  freilich  wieder,  wenn 
in  solchem  Falle  über  Beides  die  Bundesbehörde  ihre  Cogni- 
tion wirklidi  eritredct  und  freigesproclieii  bStta.  Die  Bon- 
dubeliftrde  war  dam  fedenfiiilfl  conipeteat  {^weeen,  aad  «• 
innss  noD  bis  in  idem  gelten. 

1)  Bundesstrafr.  Art.  52.  Der  Art.  45  das.  soll  dann  „  analoge 
Anwendung  finden.*    Der  Ausdruck  ist  freilich  unbestimmt. 

2)  Den  Hochverrath  am  Staatsgebiete  fassen  auf,  als  Landes- 
Venrath:  Basel  Art.  43,  ils  Verbreeben  gegen  die  inssere 
Sicberheit:  Waadt  Art.  89,  und  Bundesstrafr.  Art.  37.  Dies 
kann  Jedoch  nicht  hindern,  die  richtigen  wissenschaftlichen 
Grundsatz«  zur  Anwendnng  zu  bringen.  Seiner  erwähnen 
gar  nicht  Schafi'haoien  and  Granbündea,  indem  aach  ihre 
Defimtionen  vom  Hochverratb  ansdrileldidi  nor  die  Verfas- 
laag  ^4  Qmnh»  die  Atleniaie  gegea  die  ebenftea  Steetige- 
wateea)  bcrübren.  Auch  dies  kann  nicht  bindera ,  die  licbti- 
gen  wissenschaftlichen  Grundsätze  für  beide  Kantone  mit  auf- 
zustellen. Es  ist  unstreitig  auch  in  Schaff,  und  Graub.  Hoch- 
verratb, wenn  ein  Xbeil  des  einen  oder  anderen  Kantons  ge- 
-«MliMni  «i  Ztfrieb  »der  Teatin  gezoge«  werden  lolit». 

3)  IndoM  die  gidgeaortf  sekeHr  ^ieht  ein  AeateakMid,  teadm) 
ein  Bundesstaat  ist,  hat  sie  aucb  ein  Staatsgebiet. 

4)  Bandesstrafr.  Art.  37.  Auch  das  Bundesstrafr.  maebt  sich  der 
oben  erwMhiiteo  Verwechselung  schuldig,  indem  es  hier  als 
einen  von  dem  Hocbverrath  an  der  Bundesverfassung  ver- 

•  ackiedeiiMi  M  iMreaekckt,  eveaa  die  ^^xe  lidgtaetieii« 
aehaft  ift  die  GewA  od«  Akkiin|^^MitaiBer  flraaideiillacbl'' 
g^raeht  wctdea  eall. 
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werdao,  weon  da  Theü')  desselben  einem  anderen  Sehwei» 
lerkaalon  einTeileibt  werden  soll.  Nicht  eacb,  irenn  er  als 
sdlMlsländiger  Kanton  midilet  werden  8oBte;  das  GeUet  der 
EidgenoBseasdiaft  als  solches  würde  dadurch  nnberüfart  blei- 
ben'). HI;  Hochvemtb  an  den  obersten  Staatsbehörden»  Er 
kann  beengen  werden :  1.  An  den  BnndesbehÖrden  *).  Unter 
diesen  werden  gesetiKch  ywstanden^):  die  BnndesTersamn- 
hmg  (National-  nnd  StMnderatb),  der  Bundesrath,  die  Bnndes- 
kanslei,  das  Bandesgericht.  Die  Bandeskanzlei  kann  aber 
wohl  nicht  Object  des  Hochverralhes  sein  sollen»  znmal  da 
sie  keine  selbstständige  Behörde,  sondern  nor  ein  der  Bnn- 
desrersammlung  und  dem  Bandesrathe  gemeinschaftlich  ange* 
ordnetes  (und  deshalb  auch  wohl  nur  in  der  Verfassung  be- 
sonders erwähntes)  Borean  ist*^).  2.  An  den  obersten  Kan^ 
tonalbehörden  *).  Aber  nur  in  St.  Gallen,  Luzern,  Freibnrg, 
welche  alle  drei  ausdrücklich  die  gesetzgebende,  die  oberste 
Verwaltungs-  and  die  oberste  ricblcrlicbe  Behörde  (Grosser 
Rath,  Kleiner  oder  Staalsrath,  Appeilalions-  oder  Kantona- 
gericht)  nennen;  Graubünden,  welches  aligemein  von  den  oberen 
i»Staat8gewalten^  9|irichtt  womnter  unstreitig  die  eben  genann- 
ten verslanden  werden  sollen ;  Waadt,  welches  aber  nur  Ton 
)»goayernement^  spricht,  also  nur  von  der  obersten  Verwal- 
langsbehörde  (Staatsralbj;  endlich  Tessin,  welches  der  Behör- 
den in  sehr  weiter  Aasdehnnng  erwähnt  (s.  ob.  $.  112).  3. 


1)  Nicht  auch,  wenn  der  ganze  Kanton;  es  würde  dann  ein 
Hochverrath  au  der  Verfassung,  sowohl  des  einzelnen  Kan- 
tons, als  auch  der  Eidgenossenschaft  (Buudesverf.  Art*  1)  vor- 
lii^eBf  s.  ob. 

2)  Der  Art  53  Bundesstrafr.  kann  hier,  bei  seiner  —  merkurSr- 
dig  —  begränzten  Fassung,  nicht  eintreten. 

3)  Hier  kann  von  einer  idealen  Concurrenz  (wie  /.u  I  und  II) 
gar  nicht  die  Rede  sein.  Die  Bundesbehurden  sind  fiir  die 
EidgenosseBsebafI  im  «iner  Weise  bestellt,  dais  dwreb  einen 
Angriff  gegen  ibre  «etaelle  Wirkseniktit  weder  die  Verfiw- 

.  sang,  mik  auch  die  Behörden  der  einsebien  Kantone  en- 
gegriffen  werden  können. 

4)  Bundesverfassung  Absch.  II. 

ö)  Die  Vorschrifien  von  Waadt  und  Graubünden,  jwelche  auch 
den  Hoebveeretb  an  den  Eidgenössiseben  BebMen  bedreben, 
sind  durch  des  Bnndesstrefr.  eis  eii%eb<dMii  zu  betrachten. 

6)  Auch  hier  kann  von  der  in  der  Note  3  erwibnUn  ideelen 
Goncorrenx  keine  Rede  sein. 
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Fär  tioMiBUidie  genannte  Behörden  enMeht  iSn  Frage ,  in  vie 
dB  CSegenaland  des  Hodtverratiiei  kännen»  Um  Üira 
gänzHehe  Beeeiligung  als  solcheF,  aaeh  nur  um  eine  Aende-* 
rung  in  ihrer  Wlfkeamkiit  ab  eoUier,  kann  et.  »oh  aiebt 
handeln;  darin  läge  ein  Angriff  auf  die  YerfiMSttag.  Es  kSo- 
nen  also  nnr  £e  gegenwärtigen,  jene  Behörden  bÜdenden 
oder  repräsentirenden  Penöoen  gemeint  sein,  mid  zwar  nar 
entweder' 'insofern  als  gerade  diese  Personen  überhanpt  in 
solcher  steatlidier  vnd  amtlieher  Wirksamkeit  sieh  befinden, 
oder  ab  sie-  diese  für  einen  speziellen  Fall  aasüben  oder  nkht 
ansähen.  In  jener  ersten  Besiehnng  kann  ein  Angriff  gegen 
.lie  dahin  gemacht  werden,  dass  sie  gani  ans  ihrer  Stallang 
anssefaeiden  sollen,  indem  man  die  Corporationen  anllösel, 
nm  sie-  mit  neuen  Mitgiledem  zu  beaeteen.  In  der  zweiten 
Beziehung  bt  ein  Angriff  dahm  denkbar,  dass  die  Mitglieder  ' 
entweder  yerlnndert  werden,  zosammenzotrelen  oder  sonst 
ihre  steaüiehen  und  amtUcben  Functionen  anssniäen,  oder 
dass  sie  zu  hestinunten  solchen  Fnnctionen  gezwungen  wer- 
den sollen.  In  beiden  Bezidiungen  kann  allerdings  erhebli- 
cher Nachtheil  für  den  Staat  enlslehen,  und  zwar  in  analoger 
Weise,  wie  wenn  der  Fürst  eines  Landes  gehindert  wird,  zu 
regieren.  Die  Existenz  des  Staates  bt  zwar  nicht  gefiyirdet; 
am  allerwenigsten  liegt  ein  directer  Angriff  gegen  sie  vor; 
wohl  aber  stocken  nach  der  einen  oder  nach  der  anderen 
Seite  die  Begierangsgescbäflle.  Es  ist  daher  orkläriicb,  wenn 
nach  b^en  genannten  Seiten  hin  in  einer  Republik  Angriffe 
gegen  die  republikanischen  Gewalten  in  gleicher  Weise  als 
Hochverrath  behandelt  werden,  wie  in  Monarchieen  Angriffe 
gegen  den  Fürsten  ').  In  den  genannten  Schweiz.  St.  G.  B. 
sind  in  der  That  die  Angrifl'e  beider  Art  ab  Uochverrath  be« 
zeichnet,  aber  nicht  in  allen  übereinstimmend.  Sammtlich 
sprechen  sie  zwar  von  dem  Falle  der  Auflösung  *) ;  allein  nur 
St  Gallen,  Luzem  und  Freiburg  auch  von  dner  Verhinde- 


I)  tu  gleicherweise,  wenn  auch  nicht  ans  gleichem  Grande; 
der  Hochverrath  gegen  die  Person  des  Regenten  beruhet  auf 
dem  Gedanken  der  in  dem  Monarchen  sich  concentrirenden, 
durch  ihn  repräsentirten  Majes  tat  des  Staates,  woraus  wie- 
der jene  Identification  sich  gebildet  hat. 
'  S)  Waadt  T«m  rcnvenaneiitr  aber  d*r  Stnrz  der  Regiemng  iit 
eben  etae  —  gewaHsame  —  Anflösaag  derwlben. 


Digitized  by  Google 


V 


—  356  — 

fmlf  det  ZaMnuDealfiCts  oder  Aufhebung  der  FMbeH  ä$r^ 
mH»«!,  wekbfl»  leltlere  sieb  aar  «af  Freiheit  in  ifareii  airt* 
KehcB  und  ttailHdieB  FwMliraeB  *)  hezicdMo  kam 4  NMi 
GesagteD  (Nr.  3)  nms§  schon  el»  Angiiff  auch  aor  gtgtn 
einen  Theil  der  genannten  Behörden  für  den  Thatbestand  des 
HochTerraÜMs  genügen.  Es  ist  deisett»e  Chrnnd  vorhandeir. 
Dnnnw  ergibt  sieb  a«eh,  ein  wie  grosser  Theü  des  Gänsen 
erfatderiioh  ist.  0er  erwiUinte  Clrnid  muss  in  Wirfclichfceit 
dednrcb  beiMgeliihrt  sein.  Das  Näherenrasrdaher  der  kon- 
krete Fall  ergeben*).  5.  fieitiglich  der  Bnndesbehorden  ent- 
halten (naeh  dem  Obigen)  widerspreehende  Vonchriften  dae 
Bandesstralraebt  and  ein»ehie  Kantonalgeselie.  Letstere  wer- 
den hier  dnrch  jene»  volbtündig  Terselurt.  6.  Positir  ist  da-* 
hei  noch  Torgescbriehen  *)t  das»  als  ür  einen  nrittelharen  An- 
griff gegen  die  Eidgenossenschaft  iMtrachtet  nnd  nach  dem 
Bondesstrafrecht  geahndet  werden  soH  der  HochrerraCh  an 
de»  KantonaUiehövden»  wenn  dadurch  eine  bewaffnete  eidge« 
nössiscbe  intmentkMi  reranlasst  w<»rden  ist. 

j^onerkung^  Nack  Inhalt  de»  g.  ergibt  sich  folgende 
Uebersieht:  1.  Hoebvemth  gegen  die  Eidgenossenschaft: 

1.  unmittelbar»  2.  miltelbar.  i.  Unniittelbar;  «.  Bei  etn«m 
Uatemebinen  vnoiillclbar  gegen  die  Eidgenössische  Verfas» 
sang  seihst,  b.  Gegen  das  Gebiet  der  Eidgenossensehaft»  also 
auch  gegen  das  irgend  eines  Kantons,  sobald  es  sich  um  Ein> 
Verleihung  oder  Unterwerfung  desselben  nnCer  ein  anderes» 
als  Schweizerisches  Gebiet  handelt,  e.  Gegen  Bnndesbchörden. 

2.  Miltelbar:  et.  Bei  einem  Unternehmen  gegen  die  VerCas- 
sung  eines  Kantons^  und  zwar  in  doppelter  Weiset  aa.  wenn 
dadurch  zugleich  die  Eidgenössische  Verfassung  angegriffen 
wird)  bb.  wenn  dieselbe  vom  Bunde  garanCirt  ist  *) »  und  durek 

1)  Auch  die  Worte  ,.persüaliche  Sicherheit  derselben"  in  Lu/.em 
und  Freiburg,  können  keinen  anderen,  als  auf  die  freie  Aus- 
übung der  Functionen  sich  beziehenden  Sinn  haben. 

2)  Wenn  das  Bundesstrafir.  noch  Ton  einer  ,^ewaltsanien  Ter- 
treÜNmg^  spricht»  ae  hann.  hierdnreli  nur  ein«  Art  der  Aul- 
lösung gemeint  sein. 

3)  Dies  muss  für  alle  St.  G.  B.  "elten ,  obwohl  nur  das  Bandes- 
strafrecht von  dem  AngriÜ'e  gegen  einen  Theil  spricht. 

4)  Bundesstrafir.  Art.  912, 

-6)  Naeh  Bundesverf.  Artf6  sind  sämmtlicbe  Kantone  verpflichtet, 
für  ihre  Yer&ssnngen  die  Garantie  des  Bnodes  Mehsnsuchen. 
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tt» hoelivwriillMmelM  Bmäütmg  Vmukem  «oMiMRleii  siacl, 
dwcli  weldie  «at  htrmßmUkt  EkkgWBteiidie  InieFTviitwi 
^■rinliwr  wor^s  iti»  ii.  Bei  mmm UltrwfcMen  gegen obtnM» 
KMtiMial.BthMtD>  gleielifidi»  dadiiM^  VandiCB  dtr 
gHuimlM  Aft  «aMMta  sind.  IL  HMhTWMth  gege»  einta 
Ksntoii.  Dwfer  Miüt  aadi  1  mt:  1*  B«iMMB  UaCMAaw 
gegcB  die  Kawt—iiigHkiiMy  y  weM  dadnrcb  wed«f  dw  Eid« 
fj^ffosiceke  VerfiMiiDg  angegriffen,  aock  bei  ihrer  Geranii* 
nmg;  darcfa  im  Bund  Uanditii  der  genamfea  Art  vcnnkeft 
werden  «ed.  8;  Bei  eteem.  Unüreelimcn  gegen  das  Gebiet 
eiwe  KaBtoni,  vm  diese«  eüicni  aadereii  KMiMe  de^  Miwett 
eiraisferleibeii.  3.  Bei  eiaem  Untcmelime»  gegen  die  ebentett 
KantesuUMbttrde»,  wvmi  dedorefa  nicbf  die  erwjNrtiten  Vn- 
mhetti  ▼eveebist  sind. 

5.  115. 
9.  VelttSi 

Der  Hochverrath  gebOrt  ztt  ifenjcnigen  Verbreeben,  die 
bei  ihrer  Vcni&ng  niriit  mr  das  Bewnsstaeia.  der  Uarecbt- 
ariissigbeil  der  Handking,  soadem  nch  ausserdem  die  Ab» 
aiebt  erferderea,  dordb  die  Handiwg  einen,  besümartea  iaa- 
aereor  ErMg  berimaiifibreai  Gemeiarechtlicb  ist  aoch  £es 
BMb  nicht  genng:  dieser  Absiebt  nnsa  ans  einar  besondeien 
(▼cnbreeberbchen)  Gssinnang  berrorgegangen  sein.  Der  Da», 
bis  beim  He«hrcrratk  nach  dem  €Scm.  ft.  bat  daaacfa  drei  Be^ 
slaadbbeüa';  Bewnsstaain  der  Stnfbarbeit  der  Handfainf  ;  Ab^ 
siebt  dareh.  die  Hasdiang  die  bonbiete  ExiaCena  des  iSlmrtes^ 
beaiebnifswiMe'  das  Begenlen  an  YennehteK;  ftMseüga  Ge« 
sinnnnf  ^egen.  den  SlMi  oder-  Regenten  bei  dieser  Absnfal^ 
wodarch  diese  lelatere  selbst  als  eine  faindtelige  (anhmw  ho- 
stilis)  sich  charakterishrt.  —  Nach  den  Deutsch.  St.  G.  B.  fehlt 
diese  fiündselige  Gesinnung ;  die  beiden  anderen  Bestandtheile 
werden  erfovdert.  Auch  die  Sebw.  St.  G.  B.  fordern  den 
animae  liastilis  aiebt,  wohl  aber  die  beiden  anderen  Bestand- 
theile, jeNtoob  nrit  dem^  Untmehiede«  dass  anstatt  jener  gegen 
den  Regenten  gerichteten  Absiebt;  die  Absicht  gefordert  wird, 
die  bestehenden  Slaalsbehörd'en  aufzulösen,  oder  in  ihrer  Wirk- 
samkeit SU  binden.  Indass,,  mag  es  danach  bei  dem  Hoch- 
Mmlbe  att  dar  Verfsasung  wuk  an  dem  Gebieta  weder  auf 
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eine  ffliiidfelq[e,  noch  überimpt  «of  die*  Gesianong  des  HaiH 
debdeD  ankoBnnea  könneB,  bei  dem  HochTemIhe  an  den 
StaatflbebÖrdeD  iutnii  die  blosfe  Aufliebang  oder  Hemmiiiig 
der  WirkstBikdt  der  Bebörden  als  letites  Ziel  des  Handein- 
den  für  den  Xbatbestand  des  HocbTerrathes  nnmSglicb  als 
ansreicbead  eraebtel,  nrass  vidmebr  notbwendig  bierfiir  nocb 
eine  andere,  weitergebende  Willensricblnng  des  Undelndeo  ge- 
ferdert  werden,  nnd  diese  lunn  nnr  eine  bcsdnnnte  sein,  wenn 
man  nicbt  am  Ende  den  Einfall  einer  rnntbwilligen  Lenne  ab 
Hoebyerralb  cbarakterisiren  will.  Der  HocbTerrÜtber  nniss 
ancb  bier  ein  politiscbes  Ziel  verfolgen,  wie  bei  dem  Hoeb- 
▼erralbe  m  d^  Verfessnng  nnd  an  dem  Gelnele.  Praktisch 
wird  daber  der  Hocbverratb  an  den  StaaCsbebÖrdin  sich  nor 
als  IBttel  snm  HocbTerratbe  an  einem  der  beiden  anderen 
Objecto  darstellen 

§♦  116. 
C     S  •  e  Ss  Ulli;* 
4.  ■aBaiang. 

Der  Charakter  der  Handlung,  dnrcb  welche  der  Hoch- 
verratb  yerübt  wird,  ist  für  den  Thatbesland  nach  Röm.,  wie 
nach  dem  älteren  Deutschen,  wie  nach  dem  Gemeinen  Rechte 
gleicbgältig.  Die  Handlung  kann  eine  gewalttbatige,  sie  kann 
eine  beimlicbe,  hinterlistige  sein*).  Es  kommt  nur  darauf  an, 
dass  sie  Ton  der  Art  sei,  dass  durch  sie  der  hocbyerrSthe- 
rische  Zweck  erreicht  werden  kann :  Vergiftung  des  Regenten, 
Unterschiebung  eines  falschen  Thronfolgers,  hiiiteriistige  Ue-  * 
hergäbe  einer  Festung  durch  den  bestochenen  Commandanten, 
Gewaltthätigkeiien ,  um  Yon  dem  Regenten  oder  den  Kam- 
mern eine  Aenderung  der  Verfassung  u.  s.  w.  zu  erzwingen, 
Empörung  oder  Rebellion'):  hochTerrätherischer  Aufruhr^). 


J)  Wodurch  allerdings  eine  erhebliche  Verschiedenheit  von  dem 
Hochverratiie  an  dem  Regenten  sich  lieranMtellt. 

3)  Vgl.J.  1.  2.  ad  1.  J.  maj.  Sachs.  Sp.  I.  40.  Schw.  Sp.  49  (Lassb.). 

P.  G.  O.  Art.  124.  Manche  Rechtslehrer  sprechen  mit  Un- 
recht blos  vou  einem  ,,ge\valtsamen  Handeln'^  einem  „Angriff.* 

3)  lu  wie  fern  auch  blosse  Verschwörung  hierher  gehören  kann, 
s.  im  f.  9. 

4)  (Seditio  qaalificata.)  Den  Begriff  des  Anfrnbrs  s.  unt.  9. 122. 
Die  Empörang  wird  Bürgerlvirg,  wenn  organiiirte  bewaff- 
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llveh  Mono  üilefhiwgw  km  ««  HodiviRBth  nkAt  W- 
gngMi  WQvdtii«  —  INe  aenerea  ücstoelnB  Sl  G.  fi.  scUh»* 
M  tidi  im  Gmen  dam  Gm.  iL  «i,  «um  fjladi  dimbe 
bei  «DBtlMD  FäHflB  Hocbvemlfafli,  i.  A.  im  V«riM9- 
niig  4er  thnM§e  oder  öMbMpl  der  VeriwsQiig,  Gewalt 
tedem.  fibcm  isl  e»  mil  den  Sdiweub  St.  G.  E  io»* 
dficklnli  IMem  kekie  Gevilt  mm  Heduyetrathe^  Aargiii» 
Tem,  Sl.  GsHea,  GimdiiMeB.  OInm  Uolertclued  Mßm 
G«mk:  Basel,  SduUllimeii.  Die  toderen  nlarselieide» : 
Bein  HodiTerrathe  an  der  VcriMmg  oad  «i  de»  Behdfdea 
ferdero  m  Luem*  Fretarg,  Boodesitvafracbt,  Waadl  (m> 
fem  ioceosUtotieBnelB  ei  yMene) ;  mir  beim  HoehTemthe 
der  Veiliiomg :  2ürieh,  TJuHrgen.  Dem  in  dieeen  Belehren 
kangcB  imd  UnleiKiMidmigea  keia  P^iniip  m  indea  iit, 

§.  117. 
IT  9  r  *  •  e  «  Sit 

Eine  der  bestriHensteii  Gemeimreelidicbett  LelM^n.  Oes 
Röm.  R.  bestraft,  ohne  «ineo  Ualencbied  iwiseben  VtfMea 
dwig  tmd  Versticb  zu  kemiea  (ob.  <t8),  aaeh  hier  eiazelM 
bestimmte  Handimigen  als  erimea  majesU  Darealer  atKsk 
hoehverräfbensebe  VerschwörangeB ,  imd  Uerbei  gi^  beson- 
ders  jene  Stelle  ¥OB  Arcad.  den  Gmd  aa :  eadem  ema 
aeveritate  Tahmtatem  sceleris,  qaa  effedam  pnabri  jura  to- 
laeruDt  Diese  Stelle  ist  mit  in  das  Can.  R.  und  die  Gold. 
BnUe  übergegangen.  Grand  genug  ttr  die  alleren  Crimina- 
Uslea,  deaallgemeinefl  Gmodsalianfanstflilea,  dass  beim  Uocii- 
Terralhe  voa  einem  Vennch  gar  niebt  die  Rede  sein  könne, 
vielmehr  jede  Handtang,  die  nur  im  entferntesten  avf  den 
hocbverrätheriscbeD  Zweck  gerichtet  sei ,  den  vollendeten  Hocb- 
?6nralb  ausoMChe Die  neueren  Rcchtslebrer  geben  auf  das 
vttsobiedensle  aaaeiaander.  Einige  atiaynea  ganz  daa  iülerea 

nele  Heere  einander  im  Kampfe  nni  die  konkrete  Existenz, 
des  Staates  (oder  des  Regenten  als  soickea)  gegenüberstehen. 

1)  L.  a  c.  «d  1. 1.  BMi. 

2)  Carpzov  pr.  qa.  4i  Nr.  4;  KocbJ.|.cr.  560;  Meister  pr. 
}.  er.  f.  322;  Quisterp,  P.  R.  |.  iSS  |  Dora,  Prafct.  Com. 
«,  mi  Kleia,  GviuMb.  S.  M3. 

23 
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bei,  freilich  iugleioh.8icii  darauf  stutzend,  dass  es  keinen  stmf- 
rechtb'chen  Sinn  haben  wü^e,  die  Strafe  Ton  der  Errei- 
chnng  der  hochTerrätherischen  Absicht  abhängig  zu  machen'). 
Andere  forderen  einen  irirkHchen  ^  Angrifft  oder  eine  ,»Un-^ 
temehmung^,  ohne  aber  zn  sagen,  was  sie  unter  diesen  Tiel- 
deutigen  Ausdrücken  rerstehen  Endlich  soll  lediglich  an 
dem  Rom.  R.  festgehalten  werden ').  In  dieser  leUteren  An- 
sicht läge  (für  das  Gem.  R.)  allein  Consequcnz  ;  denn  einer- 
seits ist,  strenge  genommen,  das  Rom.  R.  auch  hier  einmal 
an  sich  verbindliche  Rechlsquelle;  andererseits  haben  Doetrin 
und  Praxis  es  gerade  hier  stets  als  verbindend  anerknnnt, 
nur  lange  Zeit  mit  jener  falschen  Generalisirung.  Will  man 
aber  einmal  sich  berechtigt  halten,  von  dem  Rom.  R.  absn- 
gehen  and  also  einen  allgemeinen  Grundsatz  aufzustellen,  so 
kann  dieser  nur  der  gegenwärtigen  Deutschen  Rechtsanschannng 
entnommen  werden.  Diese  aber  darf  dahin  angenommen  wer- 
den, dass  allerdings  einerseits  die  Erreichung  der  hochver- 
rätherischen  Absicht  nicht  gefordert  werden ,  andererseits  aber 
auch  nicht  jener  Satz  der  Römischen  Despoten :  schon  der 
Wille  stehe  dem  Erfolge  gleich ,  ausreichen  kann ;  dass  viel- 
mehr eine  solche  Thal  erfordert  wird,  durch  welche  sofort 
und  unmittelbar  die  hochverrätherische  Absicht  erreicht  wer- 
den, so  dass  also  eine  fernere  Handlung  dazu  nicht  mehr 
in  der  Mitte  liegen  sollte  ^j.  Ein  solcher  letzterer,  unmit- 
telbar zur  Erreichung  des  gewollten  Zwecks  bestimmter  Act 
mnss  wirklich  in  seiner  Ausführung  schon  begonnen  haben 


1)  Grolmann,  Grunds.  §.  465;  Fenerbacb,  L«Iirb.  §.  17D. 

2)  Ahegg,  Lehrb.  §.  428;  Bauer,  Lehrb.  6.  321;  Marezoll, 
Cr.  R.  §.  60.  Auch  Mittermaier  zn  Feuerbach  §.  168  a :  das 
Verbrechen  sei  schon  vollendet,  „wenn  diejenige  Handlung, 
durch  welche  der  Angriff  unmittelbar  ausgeführt  werden  soU, 
verübt  wird,  nnd  der  TliSter  alles  gethau  hat,  was  von  sei- 
ner Seite  geschehen  nuisste,  um  die  beabslcht^;te  Handlung 
hervorzubringen,  so  dass  auch  die  Verschwörung,  wenn  be- 
reits die  Art,  die  Zeit,  die  Mittel  der  Aosföhrtuig verabredet 
waren,  als  vollendeter  Act  gilt.'^ 

3)  Heffter,  Lehrb.  §.  215. 

4)  Dadareh  bekommen  die  Worte :  Angriff  nnd  Untemehmvng 

ihre  nähere  Bedeutung. 

5)  Unmittelbarer  Angriff  gegen  das  Leben  des  .Monarchen ,  Be- 
ginn des  Zwanges  desselben  zur  Abdication,  zu  Unterzeich- 
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Alle  Handlangen,  die  nicht  von  solcher  BeschafTenheit  sind, 
können  das  vollendete  Verbrechen  des  Hochverrathes  niemals 
bilden,  also  namentlich  auch  nicht  blosse  Verschwörung.  Sie 
können  nur  dem  Versuche  anheimfallen ,  dessen  Begriff  mit- 
hin auch  für  den  Hochverrath  aufzustellen  ist.    Hierbei  ent- 
steht aber  die  weitere  Frage,  ob  auch  hier  die  allgemeinen 
Gemeinrechtlichen  Grundsätze  vom  Versuch  (die  eben  bezcich- 
Beie  Bedeutung  der  VoUeDdnng  des  Hochverrathes  festgehal- 
ten) zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  namentlich  die  Unter- 
scheidung zwischen  Ausführungs—  und  Vorbereitungshaud- 
Imgeii.  Aneii  diesem  kann  an  sich  nichts  entgegenstehen 
Nor  würden  natärlich  die  GmndsäUe  hierüber  in  ihrer  An- 
wendung IQ  sofern  eine  Modilicalion  erleiden,  als  die  das 
ToUendete  Verbrechen  bildende  Handlang  hier  in  ihrer  Ans- 
lölirnng  nur  erst  begonnen,  nnd  noch  dcbt  ToH  ausgeführt, 
In  ihrer  Ansfohning  YoHendet  la  sein  brancbt.  In  manobea 
Füllen  würde  sieh  danach  hier  als  Ausfahrnngshandlung, 
also  ab  Veniicb  des  Hochyemthes  darstdlen,  was  bei  an- 
deren Verbredien  nur  erst  Vorberdtnngsbandlung  wäre, 
also  In  den  Begriff  des  (strafbaren)  Versuchs  gar  noch  nicht 
hineinfiele,  so  namentiich  die  Verschwörung,  durch  welche 
alles  bis  zum  unmittelbaren  Angriffe  berathen  und  beschlossen 
wäre.  —  Die  hier  yorgetragenen  Grundsätze  über  Vollendung 
und  Versuch  des  Hochverralhes  müssen  nun  auch  ab  mass- 
gebend für  die  neueren  Deutschen  und  Schweizerischen  St. 
6.  B.  angesehen  werden,  sofern  sie  nicht  spezidl  etwas  An- 
deres yerordnen.  Denn  einerseits  kann  in  den  Ländern  der- 
selben das  Röm.  Slrafrecht  ab  geltend  gar  nicht  mehr  be- 
trachtet werden ;  in  der  Schweb  hat  es  nie  gegolten.  Und  an- 
dererseits muss  man  yon  ihnen  annehmen,  dass  sie  gerade 


nung  einer  die  Verfassung  abändernden  Urkunde ;  Anstürmen 
der  aufrührerischen  Menge  gegen  einen  Sitz  der  Regierung 
«Bter  Amnhmg  der  Repnblih  in  einer  BfonaKhie,  der  Mo- 
nerdbie  in  einer  Republik  u.  s.  w. 
i)  M»  würde  für  Deutsche  Rechtsanschaunng  unmdgUch  sein, 
wie  schon  Mörstadt,  Commentar  zu  Feuerbach  §.  170,  be- 
merkt, denjenigen  wegen  (auch  nur  versuchten)  HochTerrathes 
zu  bestrafen,  der  ein  Fistoi  kauft,  um  daqiit  den  Landes- 
hem  «■  todten,  oder  gtr  erst  QtlA  borgt  zem  Atthaaf  des 
Pisiols. 
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auf  JHaUdbar  BiMiCMMcbaiuMif  kanrea  -woUm  mU  banrai')» 
Was  tpeiwil  4k  Sdtwdx.  belriffi,  so  «HlMltan  iwüchst  di» 
ifoa  iluMa  aufgcstellta  BegriftbeidBBniigeii  in  Hocbvar- 
niU»  (ÜMwh  vie  ib  4m  DcMdiea)  olekf,  was  deo  aufge- 
sleHlea  Sitien  widflMprMche.  Eine  Aatnahma  macht  aar  Tai» 
AB»  das  anadrücklicb  scbon  jade  boehvwrifcthciMche  Vcncliwi^ 
nmg  odar  Comflotlirwig  aU  YoUandateB  Hachmralli  anffihrt. 
Dageg«a  haban  Zusich,  Laiern,  XfanKgaa,  Freibvg  dfe  fast 
wdrttteh  öbareinalkBOiende  Vonebrift,  dasa  dar  Hocbrcrrath 
atst  daoD  ab  ?olkodet  zu  betraditeo  sei,  »weaa  der  Ver- 
braober  aUes  getbaa  batte,  was  Tan  seiner  Seüa  gesefaehea 
amasia»  «m  die  voa  iboi  baafcciebligte  Wiikang  berfom* 
bringaa^')..  Gs  wäre  bienait  das  s.  g.  daliclani  parfieetam 
gaaisial,  also  siraage  faaaauaeB  aiebt  Mos  aial  der  Bagaw, 
sondern  die  warldicb  i^aadele,  aar  la  deai  beabsidiligtea 
iasserai  Erfolge  fflUgeseUagene  Aailahniag  des  znr  Herbei* 
lUbraag  diesea  Erfolges  aamiltelbar  besltainilea  Uatemebaieas. 
Allna  das  würde  gerade  für  die  meislen,  gewübaKohstoa  aad 
gafiibriiobsiMi  F&lle  des  Hocfaiverralbef  eiaea  Widenpraeb  ia 
sieb  salbst  eathallea;  maa  würde  foa  einer  vallendeten  Aas- 
fnbraag  derselben,  obae  dass  sie  das  erwartete  ResakaC 
geUeiert  babea,  kaaai  sprecben  köaaen*).      Sodaan  be- 


1)  Dieses  letxtere  sprechen  auch  manche  St.  G.  B.  schon  deat- 
üak  daiareh  ans,  4mm  lie  a.  B.  die  Mette  VerecAwttning  nicftf 

loit  der  Strafe  des  vollendeten  Hochverraitfaes  belegen« 

2)  Zürich  SO,  Luzorn  109,  Thurj»au  323,  Freiburg  97. 

•i)  Z.  B.  die  Verschworenen  brechen  hervor,  stürmen  "oocn  das 
Regiernngs^ebäude ,  werden  aber  sofort  von  der  bewailueleu 
Macht  empfangen  nnd  «nzingelt,  und  ergeben  sich  ohne  wei- 
teren Knwff  der  Uehemneht.  Sie  hätten  noch  Vieles  tfann 
l\ünnen  und  thun  müssen,  bevor  von  ihrer  Seite  Alles  ge- 
schehen war,  was  zur  Hervorbringung  der  beabsichtigten 
Wirkui^  geschehen  musste.  Bis  wann  sollte  VoUeoduag  des 
HochTersatlieft  für  sie  da  sein?  In  dem  erwähnten  Sinne 
siad  nach  die  Vorscbriften  von  Wandt  Aart.  9i,  lOt  enaviehen, 
wo  els  HandIunD;eu  vollendetea  Hochverrathes  bezeichnet  wer- 
den :  üflentliche  Proclamationen  ,  olientliche  Aufpflanzang  re- 
Toluttonarer  Zeichen,  Versammlung  be^vaflneter  iVIenschen, 
gewaitsauie  Wcgeahine  vou  WaAen  und  Kriegsbcdürfnissen, 
die  den  Staate  gehören,  GewnlttbiltigfcaitM  gegen  die  Be» 
amtan  verübt,  StfitoMa  mit  der  Thnraiglache,  Tronnneln  n. 
s.  w.  Diese  Handlangen  fdr  sich  allein,  wenn  aneh  mi  hoch- 
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hamMt  die  Vencliirttnnif  mMoUicIi  mir  als  eioea  Ver- 
•neh :  limrgaa  ') ;  wlAmi  miermA»  81.  CUleo  dMltch 
m  eiteaDeii  gibt,  tet  «•  im  hochrmMhttiichg  Vmebwö- 
nmg  alt  cbaa  Miiffcww  hgAmrillnrinlniu  Act  bHTMlrtet*). 
b  das  smflMKD  VwchrfiaBdinngen  dwtlktfcfwfiiiii 
dm  fawrialaii  di9  AiMitiDf  wd  AnffMenrng,  aneb  mm 
fM  kanieii  Erfo%  gehabt,  gwwittHl  y<hi  Loi«r»,  Tlnirgau, 
Freibug,  was  aiiek  2«tkh*). 

1*118. 

Dre  Strafe  des  Rom.  R.  ist  oben  (§.  110]  angegeben.  Die 
sie  androhende  Constit.  von  Arcadius  ist  in  das  Can.  R.  und 
die  Gold.  Bulle  übergegangen;  die  Confiscation  ist  zudem  in 
der  P.  G.  0.  Art.  219  ausdrücklich  bestätigt.  Ausserdem 
drohet  die  P.  G.  0.  Art.  124  für  den  eigentlichen  Verrath 
gegen  das  eigene  Land ,  Stadt  oder  Herrn  bei  Mannspersonen 
die  Strafe  des  Vierlheilens,  bei  Frauenspersonen  die  des  Er- 
tränkeus  an,  in  schwereren  Fällen  geschärft  durch  Schleifen 
zur  Richlstälte  oder  Zangenreissen.  Die  Gemeinrechlliche 
Praxis  hat  die  Strafe  der  P.  G.  0.  auf  alle  Falle  des  Hoch- 
verralhs  angewandt,  ausserdem  die  Strafe  des  Rom.  R. ;  letz- 
tere selbst  bezüglich  der  Familie  des  Hochverräthers  *}.  Der 
Versuch,  wo  er  überhaupt  angenommen  wird,  erhält  gelin- 
dere Strafe ') ;  man  erkennt  auf  langjährige  oder  in  schwe- 
reren Fällen  lebenswierige  Zuchthausstrafe.  —  Die  neueren 
Deotachen  St.  G.  B.  bringen  fast  sämmtlicb  die  schwersten 

▼enritherifdieik  Zw«eken  verübt,  werden  mit  den  dort  be» 
nftsnten  Strafen  mcht  belegt  wecden  köBnen. 

1)  Thargaa  324,  Waadt  90,  107.  ThorKan  deflnirt  dabei  die 

hochverrälherische  Verschwörung:  Wenn  „  zwei  oder  meh- 
rere Personen  die  Ausführung  eines  hochverratberiscben  An- 
grifEs  beschlossen  haben.  ^ 

2)  St  Gaflen  59. 

3)  Lnzern  113,  Thurgan  ^S,  Freiburg  99,  Zürich  arg.  9.107 
(wo  schon  Anfreizang  *nm  Aufruhr  oder  Widersland  gegen 
die  Obri{4keit  mit  Strafe  bedrohet  wird);  Tgl.  fecner  Teoin  106, 
Basel  52,  Schaffh.  57. 

4)  Vgl.  Qaistorp  §.  ISi 

5)  indaM  mum  aaab  hmg  dia  Fi  Q.  O*  Art  170  aar  Anwendong 

bringt. 
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Strafen  gcgea  den  UöchTemtlii  besonders  gegen  den  an  dem 
Regenten,  in  Anwendung,  namentlich  die  geschärfte  Todes- 
strafe,  soweit  sie  diese  noch  aufgenommen  haben;  fär  die 
geringeren  Falle  Zachlhavs  mit  den  schwersten  Ehrenslraien')* 
Auf  dem  Roden  der  Gerechtigkeit  stehen  sie  hier  wahrlich 
nicht;  wohl  aber  alle  auf  dem  des  starrsten  Abschreckungs- 
prinzips» nicht  selten  yerbunden  mit  der  Absicht,  bei  der 
yorkommenden  Gelegenheit  dem  politischen  Hasse  und  der 
politischen  Rache  unter  dem  Schutze  von  Gesetzesparagraphen 
Tollen  Lauf  lassen  zu  können*)*  Auf  dem  Boden  des  Ab- 
schrecknngsprinzips  steheif  auch  die  meisten  Schweiz.  St  G. 
Bücher.  Eine  ^hmliche  Ausnahme  machen:  Freiburg  und 
Granbünden,  so  wie  das  neueste  Spezialgesetz  vom  $0.  Jan. 
1851  in  Tessin,  nachdem  freilich  die  BundesTerfassung  vom 
12,  September  1848  Art.  54  bestimmt  bat:  Wegen  politi- 
scher Vergehen  darf  kein  Xodesurtheil  gefallt  werden^,  wo- 
durch denn  auch  auf  die  früheren  Gesetzgebungen  erbeblich 
zurückgewirkt  wird').  Die  Todesstrafe  drohen  für  den  yoll- 
endeten  Hochverrath  an:  Aargau,  St.  Gallen,  Tessin  (letzte- 
res die  besonders  ausgezeichnete),  Basel,  Schaffhausen,  ferner 
unter  Umständen:  Luzern  (wenn  bei  der  Ausfübrung  ein 
Mensch  das  Leben  verloren  hat)  und  Waadt  (wenn  die  Aus- 
führung mit  Raub,  Brandstiftung  oder  schweren  GewalUhaten 
verbunden  war).  Indess  können  diese  Vorschriften  schon  nach 
der  Bundesverfassung  nicht  mehr  gelten.  Nach  dem  gegen- 
wärtigen Standpunkte  der  Gesetzgebung  ist  vielmehr  zu  un- 
terscheiden : 


1)  Das  Bremische  GeseU  y.  7.  Febr.  1851  ist,  von  denjenigen 
Gesetzgebungen,  die  überhaupt  noch  Todesstrafen  haben,  das 
einzige,  des  den  Hoebvexratli  nicht  mit  dem  Tode  bestraft; 
et  drohet  Gefiagiiisf  c»der  Zackthaus  bis  zu  15  Jahren  an. 

2)  Freilich  ist  das  nichts  Neues.  Bl  u  ntschli  Zürich.  St.Gesch.  II, 
S.  .53,  54,  bemerkt  über  den  StrafrochtsAustand  in  Zürich  in 
der  Zeit  gleich  nach  dem  Mittelalter :  „Mit  äusserster  Strenge 
wurden  besonders  alle  politischen  Vergehen  gestraft,  und  nur 
zu  vielm  AnAeii  battm  an  der  Behandlung  loldler  Prozesse 
gereizte  Personltchkett  und  Reehegier." 

3)  Auch  auf  die  im  Ganzen  BiüdenStrafbestiaunBgen  von  Weadt 
moss  noch  aufmerksam  genia«dit  wcrdw.  Das  Bandeeitrifr. 
hat  noch  blos  Zoditbans. 
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I.  Hoehvemth  gegen  die  EldnoMMeiuelMft  (unmittelbar  oder 
mittelbar»  ob.  §.  114,  Aomerkung).  £a  treten  lediglich  die  Straf« 
bestimmungen  des  Bundesstrafrechts  ein,  filr  Vollendang  wie  för 
Versuch.  Die  Strafe  für  Vollendang  ist  bei  Hochverrath  an  dem 
Gebiete  Zuchthaus  von  wenigstens  10  Jahren  bis  auf  Lebenszeit, 
bei  HoebTerratb  an  anderen  GegenstSndea,  Zncbtbms  (ntebt 
unter  1  und  nicht  über  30  Jahre).  Die  Strafen  des  Versuchs  sind 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Bundesstrafrechts  über  die 
Bestrafung  des  Versuchs  zu  bemessen ,  treten  indess  bei  öffent- 
licher Auf>eizangf  aber  nur  zu  Hochverrath  gegen  die  Bandes- 
Tcrfiissong  und  Bandesbehörden,  aadi  sdion  £uui  ein«  wenn  die 
Aufireiznng  ohne  Erfolg  blieb.  II.  Hoebverratb  gegn  einen  Ken- 
ten. A.  Bei  VAllendung*  Die  Todesstrafe  fällt  hier  überall  fort; 
es  muss  daher,  wo  sie  in  den  St.  G.  B.  angedrohet,  ein  Gesetz 
Über  die  Umwandlung  auf  Grund  des  Art.  54  aber  noch  nicht  er- 
lassen ist,  die  auC  die  Todesstrafe  folgende  schwerste  Freiheits- 
strafe des  betreffenden  St.  G.  B.  eintreten.  Denech  wSre  die 
Strafe  0 :  in  Aaigaa  schwerste  Kettenstrafe  ▼on  2%  Jahren ;  St. 
Gallen  Zuchthaus  von  20  J. ,  in  besonders  schweren  Fällen  auf 
Lebenszeit;  Basel  Kettenstrafe  ersten  Grades,  und  Schaffhausen 
Kettenstrafe,  in  beiden  zu  24  Jahren;  jedoch  bei  wesentlich  mil- 
dernden Umständen  in  Schaffhaosen  mUdemde  Verwandlang  nach 
dem  Ermessen  des  Riehters*  in  Basel  Kettenstrafe  ersten  Grades 
▼«a  12—24  Jahren,  oder  auch  zweiten  Grades  oder  gar  nur  Zucht- 
haus; in  Luzern')  Kettenstrafe  auf  Lebenszeit^).  Ausserdem  sind 
angedrohet:  in  Zürich  16jährige  bis  lebenslängliche  Kettenstrafe, 
wobei  die  zeitige  Kettenstrafe  auch  gegen  Kantonsangehorige  mit 
Verweisnng  ans  dem  Kanton  «»der  der  EidgenossenscbafI  verbän- 
de» werden  kann;  Thargau  Znebthans  nicht  nnier  10  Jahren; 
Freibarg  30jährige  oder  lebenslängliche  Verbannung  ans  der  Eid- 
genossenschaft, und  im  Rückfall  (wobei  auch  das  amnestirte  Ver- 
brechen zählt)  20jähriger  Verhaft  im  Zwangshause;  Graubünden 
Gefängniss  oder  Zuchthaus  bis  auf  20  Jahre,  zugleich  Verlast  der 
borgerlieben  Ebren,  oder  mindestens  Aosscbhus  von  offenUicben 
Aemlem  nnd  vom  Stimmen  and  Mehren ;  das  Gefingpaiss  (nicht 


1)  Wobei  indess  zu  bemerken,  dass ,  namentlich  in  sofern  es 
sich  um  unbedingte  lebenslängliche  Freiheitsstrafe  handelt, 
gegenüber  dem  Bundesstrafrecht  ein  gerechtes  Verhältn iss  um 
so  weniger  da  seih  würde»  als  nach  letzterem  sogar  fär  den 
sebwereren  Hocbverratb  gegen  die  ganse  Eidgenossenschaft 
gelindere  Strafe  eintritt. 

2}  Auch  xvenn  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hat  (falls  nicht 
Mord  vorliegt) ;  denn  die  vom  St,  G.  B.  angedrohete  Todes- 
strafe ist  nur  eine  Quahfication  der  Strafe  des  Hochverraths  ; 
diese  ttHl  nacb  der  Bondesverfessong  gar  nicht  mehr  in  To» 
desstrafe  bestAen. 

3)  Waadt  nnd  Tessiii  folgen  weiter  nuten. 
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•tttli  Zttchthaiu))  kann  sogar  gas«  oder  tbeilweise  in  Geldstrafe 
umgewandeh  werde«.  Waadt  unterscheidet :  beim  Hochremtk 
«D  d«M  Gebiete  trifl't  die  Haupter  Zuchthaus  von  12—25,  die  an- 
deren Mitdchaldigen  Znchthaos  ron  4  —  15  Jahren;  ist  aber  das 
VerinrechMi  zor  Kriff|is«it  begangen,  odev  mit  Raab,  Brandsttf- 
fang  oder  acinMirev  Ckwikthitigfceit  irerttbft,  so  findet  ||e|gem  dit 
Hiflipter  und  die  Mitschuldigen  an  den  zuletzt  gekannten  Vevbrt» 
chen  (früher  Todesstrafe,  also  jetzt)  Zuchthaus  von  30,  ge^en  die 
anderen  Mitschuldigen  Zuchthaus  von  12  —  25  Jähren  statt;  bei 
Hochverrat!!  an  anderen  Gegenständen  trißt  die  Häupter  Gefäi^- 
Bisg  if&n  5-^90  Jalirea  nd  YtAuat  des  Aetivlittrgevreeht»  auf  Le* 
bensKeit,  die  andereo  Mitecbnldigen  VerbaiiMinff  niebt  iiber  lA 
Jahre  oder  Gefängniss  von  6  Monaten  bis  zu  12  Jahren,  mit  Ver* 
lust  des  Aclivbiirgerrechts  während  20  Jahren.  Bei  Concurren» 
Ton  Raub,  Brandstiftung  oder  schwerer  Gewaltthätigkeit  »oll  auch 
bier  gegen  die  Häupter  (früher  Tod,  also  jetzt)  Zuchthaus  von  SO, 
gegen  die  naderen  MitfchnMigen  an  diesen  Vcrbreeben  sbev  ZiMbt« 
haus  Ton  10—35  J.  eintreten  In  Tessin  hebt  das  seoe  Gesetz  für 
alle  lediglich  politische  Verbrechen  (delitti  puramente  politici)  die 
Todes-,  Zwanj^sarbeits-  und  selbst  die  gewöhnliche  Gefäns^niss- 
strafe  (Einsperrung:  detenzione  ordinaria)  auf,  und  verordnet,  dass 
«I  dem«  SmU«  nur  GefängnissstMüi,  deren  Bescbaffimbeit  dnveb 
ei»  besonderes  Gesetz  ivevde  bestluunt  werden,  anf  angemessen« 
Zeit  (|vriglonia  pel  teinpo  corrispondente)  stattfinden  soll,  also  neck 
dem  Ermessen  des  Richters').  B.  Bei  Versuch.  Seiner  erwähnen 
besonders  nur :  Basel  und  Schaflhausen  :  Aufwiegelung  zu  Hoch- 
verrath durch  Reden  oder  Schriften,  wird,  wenn  nicht  nach  all- 
gemeinen OnmdsXnen  von  der  Theilnabm«  eine  sebwcvere  Streife 
verwirkt  ist^  naefc  Basel  mit  Znobtbaos  von  1—4  Jobren  oder  aHt 
Landesverweisung  von  1—8  Jahren,  nach  Schaffhausen  mit  Arbeita* 
haus  von  3  Monaten  bis  4  Jahren,  bei  besonders  mildernden  Um- 
ständen aber  nur  correctionell  bestraft.  Luzern  und  Freihnrg: 
Aafireisang  oder  Aafregung  zum  Hoehverratbe  m  einer  Versäum- 
lang  oder  vor  einer  Tolksaienge  (Freib«:  vor  venaaraielteBi  VoHto)^ 
oder  (Lasern)  schriftlich  darch  Verbreitung  gedruckter  Anfsätao, 
soll,  wenn  die  Vollziehung  erfolgt  ist,  mit  der  Strafe  des  vollen- 
deten Verbrechens^),  sonst  mit  der  Strafe  des  Versuchs  (nach  all- 


0  S.  jedoch  Note  1  auf  v.  S. 

2}  Ein  reiaes  politisciies  Yeribvecben  bleibt  der  Hoebvcrraib  für 
sich  (eben  so  die  anderen  polit.  Verbr.) ,  wenn  glMob  gemeine 

Verbrechen  damit  concnrriren ;  es  treten  dann  nnr  selbstre- 
dend die  Grundsätze  von  der  Concurrenz  der  Verbrechen  ein, 
wobei  dann  sehr  leicht  (auch  nach  Grauhünden,  Tessin  und 
Waadt)  das  gemeine  Verbrechen  das  schwerere  sein  kann,  so 
dats  das  pirtitisobe  Verbroobeii,  seibet  der  HadHrcRath,  nnr 
als  Strafschärfnngsmoment  für  jenes  hinsatritt. 
3)  Bestrafiing  der  mocatiscliea  Mitscbald. 
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t€llMBrilcin  Viiicliwfiwuig  »oll  gegen  die  Anstifter  mit  Zackl» 
hnM  von  2 — 10,  gegen  die  übrigen  Theilnehmer  mit  Arbeitshaus, 
oder  mit  Zuchthaus  bis  v.u  5  Jahren,  jede  Aufreizuno;  -/.u  einem 
hochverrätherischen  Unternehmen  dorch  Rede  oder  Schrift  mit 
Gefänguiss  bestrafi  werden«  Wm^I»  Me  VersadMll»idlung  hti 
Hockvenntb  n  dem  Gebtete  soll  on  den  Hüopter»  mit  2«chllMmf 
von  4—1$,  OB  den  anderen  Theilnehmem  mit  Zuchthaus  von  2—8, 
bei  HochvtTraih  an  anderen  Getjenständen,  an  den  Hauptern  mit 
Gefangniss  von  3—12  Jahren  und  Verlust  des  Activbtirgcrrechts 
anf  20  Jabre,  nnd  an  den  anderen  Theiinebmern  mit  Gefänj^rss 
T#ft  $  ikMtea  liii  M  5,  odev  mit-  Verbaonnng  bis  ia  10,  und 
anscerdem  mit  Verlast  des  Actiirbttreerrechts  von  5  —  10  Jahren, 
bestraft  werden.  Tessin  bestraft  den  Versuch  ausdrücklich  wie 
das  vollendete  Verbrechen.  In  den  sHmmtlichen  anderen  Kantonen 
müssen  die  alloemeinen  Grundsatze  über  Bestrafung  des  Versnchs 
zur  Auwendang  kommen;  dasselbe  gilt  auch  für  die  oben  genann« 
tOB  Kaatone,  in  denen  nnr  einzelne  Versnehshandlu  ngen  mit  be- 
stimmter Strafe  bedrohet  sind,  nnd  zwar  im  Verhältniss  sn  diesen 
bestimmten  Strafandrohungen*).  III.  Einige  St.  G.  B.  verordnen 
Straflosigkeit  der  Theilnehmer  an  einem  hochverrätherischen  Vor- 
haben, für  den  Fall  einer  zeitigen  Anzeige  desselben  bei  der  Obrig- 
keit, unter  Angabe  der  Mitschnld^en ,  nämlich:  Tessin,  St;  GaMen, 
!2Sneh,  Lncem,  Thnrgmt,  Freibiirg  $  'Lmem  mdeiB  mtt  Ann» 
nähme  der  Häupter,  und  Freibnrg  der  „Urfadier*  (Thäter),  für 
welche  die  Selbstanzeige  nur  Slrafminderungsgrund  bilden  soll, 
sowie  Tfaurgau  mit  Ausnahme  des  Anstifters,  für  den  die  Selbst- 
auzcige  nur  Herabsetzong  der  Strafe  bis  auf  ein  Drittheil  bewir> 
hen  solK  Diese  VoncMfkcii  haben  jedoch  mir  in  sofern  Beden* 
tnng,  als  vi  den  gemumten  St  G.  B*  fSr  das  freiwillige  Abstehen 
vom  Versuche,  namentlich  bei  einem  Complott'),  laicht  volle  Straf- 
losigkeit eintritt,  al.<»o  fiir  Thnrgau  gar  nicht.  Tessin  verordnet  aus- 
serdem Straflosigkeit  für  alle  bei  einem  (auch  hochverrätherischen) 
Aufruhr  bios  Zosammengelaufene  oder  Zusammengebrachte,  wenn 
sie,  bevnr  das  Terbreeherisehe  Vorhdien  eine  ichiidlacbe  WhrXnng 
hervorgebracht  hat,  freiwillig  abstehen,  oder  amh  nnnh  anf  den 
ersten  Aufruf  der  öfientlichen  Gewalt  sich  zerstreuen  und  zurück- 
ziehen, oder  aber  nach  diesem  Aufruf,  ausserhalb  des  aufrühre- 
rischen Haufens,  sofort  arretirt  sind,  ohne  sich  widersetzt  und  ohne 


1)  Vgl.  über  alles  Aargau  54,  St.  Gallen  87,  Ges.  v.  24.  Novbr. 
1838  Art.  14,  Tessin  101,  104,  Ges.  v.  20.  Januar  185t,  Basel 
41,  52,  Schaffh.  45,  d7,  Luzeru  110,  113,  Zürich  90,  Thür- 
gan  338,  32»,  325,  Freiborg  98,  99,  Wandt  90  ,  92,  93,  107 bis 

'  109,  Granb.  62,  64,  Bnndesstrafrccht  36,  37«  40,  %S,  46 ,  43, 
51 ,  52. 

2)  S.  ob.  «ft.  67,  3i. 
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Waffen  gelragen  xn  haben;  oder  endUeh  wenn  tie  die  Vevliaftnng 
eines  der  HSnpter  oder  der  Torxuglieliaten  Mitachnldigen  bewirkt 
habend). 

l  119* 

Im  Rom.  I\.  belegte  der  Despotismus  der  Kaiser  mit  der 
Strafe  des  Hoclivcrraths  denjenigen,  der  von  einem  hoch- 
verrälherischen  Unternehmen  Kennlniss  hatte  und  es  nicht 
anzeigte,  verschonte  dagegen  mit  Strafe  und  belohnte  sogar 
den  denunciirenden  Theiinchmer;  wer  sich  nur  für  einen  Hoch- 
verräther beim  Kaiser  verwendet,  wurde  ehrlos').  Die  Ge- 
mcinrechlliche  Üoctrin  und  Praxis  hat  zwar  die  Strafbarkeit 
jener  Nichtanzeige  als  eine  Theilnahme  beibehalten,  jedoch 
nach  der  P.  G.  0. ')  die  Theilnahme  stets  gelinder  bestraft. 
Dieses  auch  fast  sammtlichc  neuere  St.  G.  H.,  jenes  manche^). 
Von  den  Schweiz.  St.  G.  B.  enthalten  besondere  Vorschriften 
über  die  Theilnahme: 

1.  Ueber  die  Bestrafung  derselben  überhaupt  ^) :  Zürich,  dass 
GehiUfen  mit  der  dem  Urheber  angedroheten  Strafe  belegt ;  Schaff- 
bansen  dagegen,  dass  sie  zwar  nach  allgemeinen  Grundsätzen  be- 
straft werden  sollen,  dass  aber  bei  besonderen  Milderungsgrnnden 
die  Kettenstrafe  in  Arbeitshausstrafe  umgewandelt  werden  kann ; 
St.  Galten  sogar,  dass  weniger  schuldige  Theilnehiner  auch  blos 
mit  Geld,  oder  Einpenznng,  oder  blossem  Verlost  des  ActiTbür» 
gerrechts,  freilich  auch  Prügel,  und  auch  mit  mehreren  dieser 
Stralen  vereint ,  belegt  werden  können.  2.  Besonders  die  nnter^ 


i)  Tessin  105,  St.  GaUen  S9,  Zürich  93,  Ln£emli4,  Thnrg.326, 

Freibur»  100. 

-)  L.  5  C.  ad  1.  J.  maj.  In  der  Gemeinr.  Praxis  musste  daher 
der  gerichtliebe  Vertheidiger  des  HoehTeixithers  den  Lan^ 
deshom  mn  Erlanbniss  fir  Uebemahme  der  yertbeidijrnng 

bitten ! 

3)  Art.  177. 

"i)  Wie  Ulan  auch  jene  Privilegirnng  des  Verrüths  beibehalten 
hat,  selbst  in  republikanischen  Gesetzgebungen,  s.  im  v.  §. 
Freilidi  liegt  dabei  sogar  volle  Verkennnng  der  Rechtsgrnnd- 
sätze  znm  Grande.  Im  Rom.  R.  hat  die  ausdrückliche  Straf- 
loscrklärnng  jenes  Denuncianten  einen  Grund  ;  nicht  aber  Ge- 
meinrechtlich und  in  denjenigen  St.  G.  B. ,  die  den  allgemei- 
nen Grundsatz  der  Straflosigkeit  des  Versuchs  bei  freiwilligem 
Abstände  anerkennen. 

5)  Die  Strafimdrohongen  von  Teisin  9.  104  haben  kein  prakti- 
sches Interesse  seit  dem  Ges.  t.  90.  Jannar  lOSl. 
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lasMDe  Miditoiizeige  tiaes  kodiTCnilibenMlMa  Vorliabeiti  bei 
KenntDits  von  demsellwii  «rldären  fiir  TluUiMl^nM  mad  beitra- 
fen :  Aargau  mit  Zncbthaus  zeitlich  im  ersten  oder  zweiten  Grade, 

Basel  mit  Zuchthaus  von  1 — 4  Jahren,  Zürich  mit  Gcfängniss  bis 
zu  2  Jahren,  Thurgau  mit  Gefangniss  nicht  unter  4  Wochen ,  Tes- 
sin  mit  (der  Untersagung  oder  Suspension  der  bürgerlichen  £bren- 
recbte,  wm  aber  nach  dem  Geeets  tob  20.  Smamn  iBH  lortfilllil, 
nni)  Geldbasse  2.-4.  Grades,  sSmmdieb  ottter  AuiMhaie  der  xar 
Dennnciation  nicht  verpflichteten  nahen  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten (ob.  §.  83).  Dass  hierbei  a.  eine  bestimmte  und  zu- 
verlässige Kenntniss  vorausgesetzt  wird,  versteht  sich  von  selbst, 
wmd  wird  veii  einigen  der  genannten  St.  6.  B.  anadriieklieh  ge- 
lardert.  b.  Maeh  allgemeinen  GmndaStaen  von  der  Tbeilrialnne 
nnd  Begünstigung  besonders  moss  dolose  Nichtanzeige  gefordert 
werden;  Zürich  bestraft  aber  auch  schon  die  fahrlässige,  c.  Als 
Subject  erfordern  ausdrücklich  einen  Kantonsangehörigen  Zürich 
und  Thurgau  3.  Besonders  ferner  bestrafen  als  Theilnahme 
Ffliebtwidrig^teiten  der  Beamten  bei  Hodivenratbi  Baael  nnd  Sobafi- 
hausen :  Beamte  der  voUxiehenden  Gewalt  und  alle  znr  Anfirecbt- 
baltnng  der  Buhe  und  Ordnong  besonders  Verpflichtete,  wenn  sie 
von  einem  hochverrätherischen  Vorhaben  sichere  Kenntniss  ha))en 
und  dasselbe  nicht  pflichtmässig  hindern  oder  die  Anzeige  an  die 
Behörde  unterlaasen,  trifft  1— Sjährigei  Zaehtbans,  in  Schaffhaa- 
een:  Arbeitabane;  Teasin  beatraft  alle  Beamten,  die  einem  bocb- 
▼errütberischen  Unternehmen  gegenüber  ihre  Pflicht  versäumen, 
jetzt  nach  dem  Ges.  vom  20.  Januar  1S51 ;  nach  Waadt  soll  jeder 
öfl'enlliche  Civil-  oder  IMilitairbeamte ,  welcher  seine  Amtsautorität 
iuissbraucht,  um  die  Ausführung  eines  Verbrechens  gegen  die  in- 
nere Sieberbeit  %n  «rleiebtenit  wie  der  Anfidirer  bestraft  werden 

f.  m 

CIvmHilflAtBe» 

In  der  Gcinciur.  Doctrin  wird  von  einigen  Rechlsichrern 
vom  Hochverrath  i.  e.  S.  unterschieden  der  Landesverralh 
oder  die  Landesverrälherei  (freiiich  unler  dem  Begriffe  des 


.  1)  Aber  nur  diese.  Nach  den  anderen  St.  G.  B.  wäre  strafbar 
der  Engländer  in  London ,  der  dort  von  einem  hochverräthe- 
riseben  Untemdmen  gegen  die  Scbwein  erlUbre  und  nicbt 
gesebwinde  Anzeige  davon  macbtei! 

2)  Aargan  63,  6«,  St.  Gallen  SS,  Taaain  Hl?,  iOS,  Basal  42, 
Scbafib.  49,  46,  Zürich  M,  92 ,  Tbnrgm  927,  Waadt  IIS. 
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HocbvemillM  i.  w.  S.),  «avsater  ommi  tokbe  (maDcherlei) 
Hm^agMi  iMfgreift,  dtorcb  wdehe  der  Staat  nach  aussen  hin 
in  Gefahr  oder  Nacbthell  gebracht  werden  sott Hie  Mehr* 
zaM  der  Bachtdehrer  hat  die  Unterscheidong  Yerworfen'). 
Desto  lebhafter  hat  die  neiiere  fiiealsche  Gesetigehnng  sie» 
md  iwar  «rwoitiemd,  auf  genommen,  nnd  femer  so,  dass  der 
LandesTerrath  überhaupt  dem  Hocbrerrathe  cotgegengestellt 
wird.  Auch  die  Schweiz,  (s.  ob.  $,  III).  —  Gemeinr.  werden 
anch  für  den  Landes  Venrath  strenge  namentlich  die  beiden 
Erfordernisse  des  üocbrerraths  festgehalten,  dam  er  nnr  von 
eincni  Untcitfaan  nnd  in  der  Absicht,  den  (eigenen)  Staat  in 
Gefahr  oder  Nachtheil  zn  bringen,  begangen  werden  kann; 
consequent,  da  hier  überali  von  einem  eigentlichen  Verralhn 
die  Bede  ist  Die  Gesetzgebung  hat  sich  aber  anch  um  diese 
Erfordernisse  nieht  nberall  bekümmert,  und  danach  in  —  frei* 
Heb  anderer  —  CoDseqnenz,  noch  mancherlei  Handlungen  hier*' 
her  gezogen,  die  das  Gem.  R.  als  dahin  gehörig  nicht  kannte. 
Nach  der  neueren  Gesetzgebung  muss  demnach  der  tiegriff  da- 
hin au%astellt  werden,  dass  er  ans  solchen  Handlungen  be» 
steht,  durch  wekhe  der  Staat  nach  aussen  hin  irgend  in  Ge» 
fehr  oder  Nachtheil  gebradit  werden  kann.  Subject  des  Ver* 
brechens  kann  Jeder  sein.  Es  kann  dolose,  oder  (in  einzeben 
Fällen)  cnipose  (als  LandesTerrathl)  begangen  werden,  so  dass 
bei  döa  einzdnen  Handlungen  nicht  immer  die  Ahncht,  nicht 
einmal  das  Bewusstsein  einer  Gefahrdung  oder  Benacbtheili- 
gung  des  Staats  Yorbanden  sein  nrass.  Das  letztere  gilt  be- 
sonders, seitdem  neueste  Gesetzgebungen  angefangen  haben, 
auch  eine  Classe  Ton  Verbrechen  gegen  fremde  Staaten  auf- 
zustellen, deren  Aufstellung,  wenn  sie  überhaupt  einen  straf- 
rechilichen  (auch  nur  poliseiUchen)  Sinn  haben  soll,  nur  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Gefährdung  des  eigenen  Staats  gebracht 
werden  kann,  was  einzelne  St.  G.  ß.  auch  geradezu  aus- 
sprechen. Bei  einer  solchen,  mehr  polizeilichen  als  rechtlichen 
Behandlung  der  Sache  wird  es  für  eine  wissenschaftliche  Dar- 
stellung überflössig,  die  Grundsätze  weiter  speziell  aufzu- 
suchen und  aufzusteUen.  Der  gerechte  Sinn  des  Richters 

1)  S.  ob.  §.  Iii. 

2)  Selbst  Klein,  der  in  eeineai  P.  B.,  f.  flOO,  den  Unterschied 
gleichfalle  aufsbeUt«  hemeaht  ff,  loa,  diM  derselbe  im  Gem.  R. 
nicht  beg^ndet  aei. 
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ipnrd  ^  Beelii  vod  mXüM  §mim,  hmmAm  wi  nur, 
iam  4tt  Lmdesremfk  fttt  rijgewifi«  im  vmelMBiie  ISradt 
eiagvlkeüt  wird,  je  nacMenr  er  «ich  aof  ciM  Knegsgeiriv 
oder  anf  amdeteGe&hreii  oder  NacUMie  ür  den  Staat 
aiete.  W«t  apeiiaH  die  Sebweiz;  Sk.  G.  &  betnfll^  a»  aot- 
Inltes  dicaeHMii  lOTttrdent  «awütiili ,  jedoch  mit  AaaulMBe 
von  St  GaUea,  das  dea  Landee?erralh  cai&ck  als  HmkHmA 
beteirAiiet  and  anffasst  (».ob. 112),  eine  Menge  einaelner, 
meiflt  idir  karaiitiaelier  Yortebrifien  über  den  LaiidesTenralb« 
den  sie  anob  meiBt,  wenn  gleich  nkfat  ionner  anadröckttab^ 
doch  der  Schwere  der  Sirale  nach,  in  aMhrene  Arten  (Gmdc) 
Ihcilen  wnd  zwar  je  nachdem  der  Kanlon  oder  die  Eidgg 
noannacbaft  in  einen  aoawärligcn  Krieg  Ycnnakek  oder  in 
einem  aeichcn  Kriege  in  Crefabr  oder  Kacblicil  fcbracbt 
werden  soKle,  oder  aber  Gefahr  oder  Naebtheil  aichaicbtanf 
einen  anawürligen  Krieg  bezogen,  fitnzehie  von  ihnen,  Baad 
(Gor*.  Gea»),  Waadt,  Gnanbündan  nnd  das  Snudemlitafreofat 
entbahen  4abei  anadrncfclieh  Strafroncbrlflten  «ber  Verbrechen 
gegen  fnemde  Staaten,  welche  von  Waadt  «id  Gnobänden 
geradezn  ede  slaatsgefiibrikfae  Handlnngen  liir  lien  -Kamen 
bezeichnet  werden.  Die  Strafen  fiir  den  LandesrafraA  dar 
schwereren  Art  (Grades)  sind  in  der  Aegel  die  des  Hoebiccr- 
ntbs,  raitnnter  noch  schwerer.  Wbm  indet  angleicb  in  so- 
fsm  esnefiebandinng,  anafeg  der  des  HochTenrnlbs,  statt,  ab 
fast  durehgingig  die  heaondefen  Vaeschriften  äber  die  Zheil« 
nähme  und  Slrafihieigkaft  zur  Anwendung  gohmchl  iverde». 
Die  leitenden  Gmndsütze  sind  aosserdem  nn  ANgemetnen: 
1.  Der  LandesTerralh  wird  «eist  in  einem  ao  weiten  Sinne 
aii%efa6st,  dass  einerseits  manchmal  lediglich  cotreclioneHe 
Straiandrohuagen  gegeben,  andeaerseite  aber  aodi  Haadhmgca 
dam  geiedneC  werden,  die. den  INmthesland  des  yoiendttsn 
Uochmralba  hiKSlellen,  wenn  sie  nar  im  SinaersUindniH« 
mit  einem  atiswäitige«  Feinde  VDternommen  sind,  so  nament- 
lieb,  um  den  Staat  ganz  oder  tbeiiweise  in  fremde  Gewalt 
oder  Abhängigkeit  ^  m  bringen      Als  Sobject  des  Laadee» 

J)  Eine  Verwirrun";  <lpr  Beüiinc  liegt  darin  allerdings;  freilich 
kanu  Verwirruug  in  Beireii  der  iitrafe  nicht  entstehen ,  Kuinal 

-  -da  KMle  der  geaanslcn  Art  wkwcser  bestraft  werden  Aoilen, 
al»  dar  Heehiemth  obac  BiMnerMMatts  mit  einmn  tos- 
wirtigea  Feinde.  ^  * 


Digitized  by  Google 


^  366 

venrad»  wird  gleicfa&Us  nidit  imiDer  ein  Angdiöriger  det 
Kantons  oder  der  Eidgenossenschaft  gefordert;  nur  bei  ein^ 
zdnen  Handlungen  ist  dies  der  Fall.  8.  Der  Landesverratk 
kann  begangen  werden  gegen  £e  Eidgenossenschaft  nnd  gegen 
den  einzelnen  Kanton.  Jener  föllt  jetzt  lediglich  dem  Bandes- 
strafredite  anheim.  4.  Darens  er^bt  sich  zugleich,  dass  die 
Wirksamkeit  des  Kantonabtrafrechts  für  den  Landesverrath 
nnr  eine  sehr  beschränkte,  kaum  in  Anschlag  za  bringen 
bleibt«  Es  haben  nändich  nur  noch  diejenigen  Kantonal -Vor- 
schriften gesetzliehe  Kraft,  welche  sich  anf  Gefahrdung  oder 
'  Benachtheiligung  einzelner  Kantone  gegen  einander  beziehen. 
Denn  nur  durch  diese  können  blos  innexe  Unruhen  in  der 
Schweiz  entstehen,  während  alle  anderen  Benachtbeiligungen 
oder  Gelahrdnngen  auch  nur  eines  einzelnen  Kantons  gegen- 
über dem  Auslande  nicht  nur  die  äussere  Sicherheit  des 
Kantons,  sondern  dadurch  Ton  sdbst  und  nothwendig  auch 
die  der  Eidgenossenschaft  selbst  treffen.  Es  bedarf  deshalb 
hier  nur  der  Mittheilung  der  Vorschriften  des  Bundesstraf- 
rechts, zumal  da  dieselben,  unter  Veränderung  des  Objecis 
(Kanton  statt  Eidgenossenschaft)  im  Ganzen  (abgesehen  von 
den  Strafandrohungen  selbst)  die  nämlichen  sind,  wie  die  der 
einzelnen  Kantonal-  St.  G.  B«,  andererseits  die  aufgeföhrten 
einzeben  Handlangen  der  letzteren,  auch  wo  diese  spezifidren 
(wie  Tessin  und  Waadt),  nach  ihrem  Geiste  nur  als  Beispiele 
betrachtet  werden  können.  Das  System  des  Bundesstrafr, ') 
ist:  1.  Es  unterscheidet  gleichfalls  Landesyerrath  mit  Kriegs- 
gefahr oder  mit  anderer  politischer  Gefahr.  Ausserdem  rechnet 
es  hieher  Unternehmungen,  daraufgerichtet,  die  Eidgenossen- 
schaft oder  einen  Theil  derselben  in  fremde  Abhängigkeit  oder  - 
Gewalt  zu  bringen,  oder  einen  Theil  derselben  von  ihr  los- 
znreisseu,  was  Hochvemth  ist,  und  nur  schwerer  bestraft 
werden  soll.  2.  Landesverrath  mit  Kriegsgefahr  wird  be- 
gangen: o.  Durch  Anreizen  einer  fremden  Macht  zu  Feind- 
seligkeiten gegen  die  Schweiz  oder  einen  Theil  derselben,  was 
auch  durch  Anreizung  zu  einer  die  Schweiz  gefährdenden  Ein- 
mischung in  ihre  inneren  Angelegenheiten  geschehen  kann. 

i)  Unter  dem  Titel:  „Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit 
«nd  Knke  der  Eidgenocsenschaft'',  §8.  36—40,  ivelchen  der 
besondere  Titel  «ageliäiigt  istt  »Verbrechen  gegen  fremde 
StMtra%  N.  41-44. 
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h,  ^mth  RegÜBSügung  dei  Femdes  bei  eiaem  aasgdbroclieiieii 
Kriege,  woni  naraentUdi  ood  besonders  der  Fall  gehört,  wem 
eiii  Schweizer  gegen  sein  Vaterland  die  Waffen  trägt Die 
Strafe  ist  io  b^den  FäHen  Zvchthans  von  10  Jabrnn  bis  anf 
Lebenszek.  3.  Landesyerratb  ohne  Kriegsgefahr,  darcb  jede 
Handhing,  welebe  geeignet  ist,  das  Interesse  der  Eidgenossen- 
acbaft  einem  aoswlirtigen  Feinde  gegenüber  zo  gefäiirden» 
gleicbTiel,  ob  dieser  ein  fremder  Staat  sei,  oder  sonst  fremde 
tftdifidnea  ')*  Soicbe  Handlangen  könnea  o.  direet  gegen  die 
Scbwaz  gerichtet  sein.  Das  Gesetz  fiibrt  anf:  »Wer  die 
Grenzen  der  Schweiz  absickilicb  verändert  oder  nngewiss 
macht,  oder  durch  Entwendnng,  VemichtQng  oder  VerlSA* 
schnng  von  UrlKimden,  oder  dnrcb  andere  redttswidrige  Hand- 
langen*) die  Interessen  dnes  fremden  Staats  zom  NaefatheOe 
der  Eidgenossenschaft  onterstötzt,  oder  bei  einer  solchen 
Httidlang  behnlflich  ist«  Die  Strafe  ist  Znchthaos.  »Wer 
das  Schweizerische  Gebiet  yerietzt  oder  eine  andere  ydiker- 
rechtswidrige  Handlang^)  gegen  die  Schweiz  oder  einen  Xheil 
dersdben  rieh  za  Schulden  kommen  IKsst,  oder  einer  solchen 
Handlang  irgendwie  Vorschob  leistet«  Die  Strafe  ist  Ge^ 
fängnlss  and  Geldbasse,  in  schwereren  Fäflen  ZuchthaaSi 
Bei  Concorrenz  gemeiner  Verbrechen  treten  die  allgemeinen 
Grundsätze  der  Concorrenz  ein.  h,  Indirect  gegen  die  Schweiz 
divch  directe  Handlangen  gegen  fremde  Staaten.  Es  werden 


1}  Dieser  Fall  ist,  als  ein  besonderer  und  schwerster,  aa  die 
Spitze  gestellt;  so  auch  in  vielen  der  Kant.  St.  G.  B. 

?)  Das  Bandesstrafr.  spricht  (§.  3S)  nur  von  fremden  Staaten ; 
auut  deaik»  indess  aar  an  Freiaehaarensüge.  V^  Eidgen. 
Ges.  V.  20.  März  1845,  ferner  Errichtung  von  Freicorps  nach 
Basel  Corr.  Ges.  B.  17.  Vgl.  ferner  Schaffh.  Ges.  v.  25.  Juli 
1S45  in  Ausführung  des  £idgeii*  Ges.  über  die  Freischaaren 
(Ges.  S.  Bd.  3.  S.  741). 

3)  Die  Kantonal-  St.  G.  B.  fähren  hier  namentlich  aufs  Wer 
diplomatische,  militSrisdie  oder  andere  Staatsgeheimnisse, 
welche  w  Ton  Aattswegen  oder  Aoftragshalber  geheimhalten 
sollte,  so  wie  oine  ihm  unter  Pflicht  der  Geheimhaltung  auf- 
getragene Unterhandlung,  Unternehmung  oder  Aosführiing, 
Agenten  einer  fremden  Macht  entdeckt. 

4)  Aaeh  diese  Handhmgen  kfinnen  hier  mat  in  soimi  in  Betracht 
kommen ,  als  sie  in  Besiohwig  anf  einen  firemden  Staat  he- 
ffuigen  sind. 
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folfenie  iiaadfaui9«i  q^ezMI  «i%elillirl:  »Wer  «b  tendet 
Geltet  Terletil  oder  eine  «itee  völkierree!il»widbri0e  Uamd' 
kng  begeht«  Die  Steafe  ist  GefilBgoiw  oder  CMdlwaae. 
i>Oelfioliielie  BeechimpfiDig  eiaes  fimden  Volks  oder  San- 
TeraiM  oder  einer  fimdea  llegienMig.^^  Strafe:  GeldliiuM 
bn  auf  2000  Francs,  wonrit  in  seinreren  FüMen  GefinpMs 
Iiis  a«f  6  Monate  Terbnnden  werden  kann.  j^Die  Besefaini- 
pteg  oder  Bfisskandhing  eines  bei  der  £idgenoasanscMI  be» 
gbmlrigien  Repräaenlanlen  einer  ftmden  £figierajig.«  Slmfo: 
Gefangdss  bis  za  2  Jabren  und  GeldUbosse  bis  vat  2000  Fr. 
Unlersaebang  findet  in  allen  FäUen  nnr  auf  Besehhus  des 
Bnndesraths  statt  und  im  zweiten  FaUe  zugleich  nur  auf  Ver« 
kngen  der  betreffenden  Regiemng  und  wofern  der  EidgO" 
nossenaebaft  Gegenrecbt  gehiiten  wird ')« 

Anmerkung.  In  den  Ldurbüchcm  des  Gem.  Strafr.  folgt 
hier  der  Vortrag  des  Verbredkeos  der  MajeatifiUbeleidigiiog 
(das  MajestätsverbredieDS  i.e.  wie  man  aMcb  gewÖhnUeb 
sprieht).  Ebenso  in  den  neneren  Deutaefaen  St.  G*  B.  In 
Bezug  auf  das  Gnu.  R.  iit  dabei  besonders  benetfcenswerlfav 
dass  es  in  sämmtliehen  Qosltcn  desselben  ganz  und  gnr  an 
einer  Vorschrift  fehlt,  welche  dieses  Verbrechen  straft.  Man 
Tcrateht  unter  Maj.  Be].  im  Gem.  R.  die  tob  einem  Staats« 
untertban  verübte  Beleidigung  seines  Staatsoberhauptes  als 
solche«.  Wie  der  Servitisnius  den  Begriff  so  geschaffen  bat, 
so  hat  er  ihn  —  freilich  nicht  unter  allgemeiner  Beistimmung 
der  Doctrin —  noch  weiter  ausgebildet,  indem  häufig  einerseits 
als  Siibject  nicht  einmal  ein  Untertban  gefordert,  anderer- 
seits jede  Beleidigung  des  Regenten  hierher  gerechnet  wird, 
gtaiebviel  ob  er  in  seiner  Würde  als  Oberhaupt  des  Staats» 
oder  sonst  nur  persönlich  beleidigt  wurde.  Die  neueren 
Bentseb.  St.  G.  B.  haben  solche  Lehre  natürlich  bereitwillig 
aufgenommen,  und  in  einer  Weise  weiter  bearbeitet,  dass 
man  ihnen  in  Aufstellung  von  Rechtsgrundsätzen  hier  nicht 
.  wohl  folgen  kann. 

1)  Buadesstvafr.  ««.  d6*-44. 


Digitized  by  Google 


—   369  — 

Verbred^  gegen  euuteine  TMU  4cr  SUmUgevmU* 

Die  Staatsgewali  ist  an  rieh  nur  eine,  irfe  die  Staats- 
hobeit  Eine  Terderbiidie  Lelnre  will  mandinial  melirere 
seibelstandige  Staatigewalten  mitenclieideii.  Es  mnssen  aber 
meliTCffe  Zweige  oder  Tbeile  derselbeii  nnteiscbiedeii  werden, 
je  nacb  den  verscbiedenen  Seiten,  wohin,  und  Gegenständen, 
wofür  sie  iiire  Wirksamkeit  üossert.  Nach  solchen  Terscbi»> 
denen  Sellen  hin  können  auch  Verbrechen  gegen  die  Staats- 
gewalt begangen  werden,  welche  d>en,  wefl  rie  dann  nur  eine 
dnseine  Seite  des  Staatdebens  treffen,  nicfat  als  Verbrechen 
gegen  den  Staat  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden  können. 
Es  leuchtet  ein,  dass  es  eine  grosse  Menge  Tersduedeilartiger 
Veriirechen  solcher  Gattung  geben  kann.  Nach  dem  Sjstem 
des  Röm.  B.  würden  sie  meist,  yirileicht  sammtlidi,  ab  Idehtere 
Fälle  des  crimen  majestatis  rieb  darstellen.  IHe  Doctrin  des 
Gem.  R.  zählt  ne  in  der  That  zuweilen  dabin,  trägt  sie  aber 
meist  abgesondert  ror,  unter  verschiedenen  Rubriken :  Re- 
gierungsverbrechen, Polizei  verbrechen,  Verbrechen  gegen  die 
Justiz-,  Finanzbobrit  vu  s.  w.  (ob.  $.  110).  Den  t^smein- 
recbllich  schon  so  vorhandenen  Verbrechen  hat  die  neuere 
Deutsche  Strafgesetzgebnng  auf  ihrem  polizeilichen  Stand- 
punkte manche  andere  hinzugefügt,  oft  willküriicb  genug. 
Der  Deutsch,  hat  yielfach  die  Schweiz,  rieh  angeschlossen. 
Die  einzeloea  Verbrechen,  die  danach,  namentlich  für  das 
Schweiz.  Strafr.,  hierher  gehören,  sind  folgende:  Aufruhr 
(mit  Auflauf  und  Meuterei);  Widersetzang  und  Ungehorsam 
gegen  die  Befehle  und  Anordnungen  der  Staatsbehörden ;  Be- 
leidigungen der  Staatsbehörden;  Angriffe  gegen  andere  Staats- 
körpezschaften;  Beireinng  von  Geiangenen  *);  Bruch  der  Ver-«. 


i)  Bis  hierher  pflegt  man  sie  in  manchen  neueren  St  G.  B.  als 
Verbrechen  gegen  die  innere  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung 
des  Staats  aa££ufiihren.  Dass  darin  kein  Prinzip  liegt,  leuchtet 
ein.  Einmal  wird  dadurch  ihr  Charakter,  als  Verbreehen 
gegen  die  hestimmten  riaxehicn  Wirksamkriteii'  der  Staali- 
gewalt,  znrttckgedrSngt,  nnd  sie  erscheinen  sammt  und  son- 

24 
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Weisung,  der  Eingrenzaiig  oder  der  Beschrankiuigen  der 
PoUieianfticht;  Anmassong  dnes  Amte«;  Verlirechen  in  Be- 
ariinng  enf  die  Aombwig  polälsdievReoMe;  gegen  die  MOi- 
tairgewalt;  endlich  gegen  die  Ordnnngspolizei  spesiell:  Bet- 
telei» Landstreicherei,  Arbeitsscheu 

I. 

122, 

C^riindsfitKe. 

Die  Sediüo  des  Rom.  R.  (auch  conciiatio  popuU)  hat  einen 
sehr  weiten  Qegriff ;  es  werden  darunter  gezogen  Zusammen- 

m>t  II 

dtvs  als  Verbrechen  gegen  die  Folizeigewalt.  Zum  anderen 
stören  sie  die  uffentliche  (gemeine)  Ordnung,  Ruhe  und  Sicher- 
heit des  Staats  nicht  mehr  und  nicht  minder  als  jedes  andere, 
oder  die  meisten  der  anderen  Verbrechen,  und  nanicntUch 
nicht  unmittelbarer  als  Landfiriedensbruch,  Störung  religiöser 
Versammlimgen  unä  so  weiter  (wie  denn  auch  z.  B.  Aargan 
mit  eben  demselben  Rechte  zu  den  Verbr.  gegen  die  offent» 
liehe  und  bürgerliche  Ordnung  rechnet :  Gotteslästerung,  Bi- 
gamie, Falschwerbung  u.  s.  \v.),  die  sich  von  jenen  gleichwohl 
wesentlich  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  gegen  einen  be- 
slimmteii  Zweig  der  Staatsgewalt  nicht  unmittelbar  gerichtet 
sind.  Die  poliseiliehe  Gewalt  im  Staate  ist  eben  so  allge- 
mein, dasi  sie  sämmtlichen  übrigen  Zweigen  der  Staatsfe* 
walt  mit  ihrem  Schutze  zu  Hülfe  kommt;  wollte  man  beson- 
dere Verbrechen  gegen  sie  aufstellen,  so  müsste  man  eben 
fast  Alles  zu  Polizeiverbrechen  macheu.  Systematisch  kann 
'  man  daher  als  eigentiiche  —  ledigliche  —  FolizeiTerbrechen 
(verschieden  von  den  wegen  ihrer  GeringfBgigkeit  nor  poli- 
zeilich zu  ahndenden  Folizeiübertretungen)  nur  solche  auf- 
stellen, welche  unmittelbar  die  öffentliche  Ordnung,  Ruhe 
und  Sicherheit  sturen ,  ohne  zugleich  vermöge  ihrer  speziellen 
Richtung  gegen  ein  bestimmtes  Object,  einer  anderen  YeT» 
hrechensart  zugezählt  werden  zn  können. 
1)  In  den  Lehrbüchern  des  Gem.  Strafr.  werden  ferner  noch 
hierher  e;e7äh!t  •  Bestechung  der  Beamten,  Gewaltthätigkeit 
nebst  Landfriedenshruch,  Landzwang,  unerlaubte  Selbsthülfe 
nnd  Quell ,  ^unzverbrecl^en ,  Peculat ,  Steuer  -  und  ^olUiefrau- 
dalienen*  vMilanhie  Teiinndungen,  and  endUdi  eueh  wohl 
die  VerlweeheB  der  Beamten.  Nur  zn  oft  und  zn  sehr  wird 
indess  dadurch  «ine  Zetreiiinng  des  inneilidi  Vvwandten 
hesbeigelßUirt. 
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loAtmig««  mohrmr  SIelifclMn  in  irgsod  doer  g«waltdMUig[«a 
Abflciil,  gleiciivifil  ob  ni  hocliT«iTätbeiisebai  Zweotoi,  m 
WukwitaBde  gegen  die  öfleatlidke  Ai4oriläl«  w  GewaltÄil%* 
keile«  f<oii  Bärgm  iivtoreiiiaBder,  ta  mflüeiischer  Inniboni»* 
nelioB  oder  eonsl  m  Stönwg  der  öffentlichen  Rohe  %  Die 
Cpemeinr.  Doctrin  liat  indeii  in  dieser  liehre  dem  Rte.  IL 
nor  euMW  secondaren  EinllnM  eingeräuml,  nnd  »e  lanSebit 
nedi  der  P.  Gw  0*  *)  anlisefaNl,  die  einen  lieilininilerent  lie« 
MjMnkteren  Begriff  des  Ver lurediens  enfet«jlt.  Der  AuMmt« 
an<di  AiK&Und,  Tnmnli  (i.  w.  S.),  seditio,  tunnlCQS  (in  e.  Igu) 
wird  daaadi  «nfgefiisit  als  ein  Widerstend  gegen  die  Olirig* 
Iwit,  welchjor  (to«  dem  einfachen  Widerstände  sieh  dadnrfh 
mterschelde,  dass  er)  mit  yereinten  Krafken  Mehrerer  unter 
öfaitlicber  Znsanuneiwottqag  ansgeföhrt  verde^  Allein  der 
G.  0.  gegenüber  ist  iUeser  Begriff  thnb  xn  ireit,  theils  m 
eng«  Sie  spricht  einerseits  überhaupt  voa  AaCrahr  gegen 
die  OlffiglLsit»  ohne  den  Begriff  auf  die  Widersetzlichkeit  eio* 
zvscbränken;  andererseits  fordert  sie,  schon  nach  der  Bede»« 
Inng  des  Wortes  Aufruhr,  unstreitig  eine  Störung  der  ge» 
meinen  Bube  und  Sicherheit.  Der  Begriff  wird  daher  für  das 
Gem.  R.  richtiger  dahin  zu  bestimmen  sein ,  dass  der  Aufruhr 
bestehe  in  einer  die  gemeine  Ruhe  und  Sicherheit  störenden 
öffentlichen  Zusammenrottung  mehrerer  Manschen,  in  der  er- 
klärten Absicht,  mit  vereinter  Gewalt  gegen  die  Obrigkeit 
(eine  Staatsbehörde)  einen  widerrechtlichen  Zwang  auszu- 
übenMit  ihrer  eigenen  Definition  im  Widenpmeh,  pflegt 

1)  Freilich  ist  hierüber  noch  Manches  im  Dunkeln. 

2)  P.  6.  O.  Art  127. 

I>  Die  P.  O«  Art.  19V  aawit  und  straft  imr  desjenigen  als  einen 
Aifrölver,  weldier  »geverliche  farsezliche  und  bosskafftig« 
anffmren  des  gemeynen  volks  wider  die  oberkeyt  macht** 
Aafrührer  wäre  danach  nur,  wer  die  Knsammengexottete 
Men|;e  £uji«miiien|^e bracht  hat,  und  Aufruhr  Aar  das  Zu. 
sammenbringen  melurerer  Menschen  in  der  geuniMMs  Ab- 
neht.  Gleichwohl  ist  der  B^iriff  —  mit  Recht  —  anders  auf- 
gestellt, ohne  dass  man  sich  gerade  auf  das  Rum.  R. ,  das  aiich 
die  aufrührerische  Menge  stralt,  1.  k'  %.  2.  3.  vi  bon.  rapt.  1.  2. 
C.  de  sedit.  (als  besonders  strafbar  wird  der  Zuaammenbrin- 
gObie  hdiandfllti  L  3S.  §.  2.  de  poen»  l,  I.  C  de  cedit),  oder 
•neh  d«M«f  »n  heniiBn  IveBeiit,  was  meht  tanifliri«dMjgist, 
dass  die  Zosanunenbringtukg  ia  der  wechaebeitigen  Anregung 
oder  Uibereinknuft  der  iäinintlirhen  TheiUiibnar  xn  finden 
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&  Gemeinrechtlklie  Dodrin  die  Strafe  zu  befltiiniiieii.  Ab 
eigentKche  sof.  Urhdier  (Thäter)  beim  Aolhilir  sollen  nur 
diejenigen  besti^  werden ,  welche  da»  ZaMmmenrotten  der 
MeDge  bewirkl  haben;  die  Znsammengerottelen  aoUen  nor 
nach  aUgemeinen  GmndsaUai  yon  der  Theihiabme  Strafe  er- 
leiden. Man  atiilzt  sich'  dabei  hauplsächlich  anf  die  P.  G.  0. 
obgleich  gegen  eine  solche  Untersclieidang  eben  soWohi  das 
RSm.  R^*)  als  auch  das  allgemehie  Rechtibewnsstsein  sprechen, 
das  nur  eine  Terscfaiedene  Scrafenmessnng,  aber  keine  Sfra^ 
abstnfnng  inlSsst  Die  Strafe,  nach  Rom.  R.  gewöhnlich  Ca- 
pitabtrafe*),  nach  der  P.  G.  O.  Todesstrafe  oder  Zfiditigaog 
nnd  Verweiinng  iai  in  der  Praxis,  sowohl  inr  die  Anstifter 
als  die  übrigen  Thäter,  (jedoch  mit  angemessener  Znmessnngj 
m  dw  Regel  Zncfathansstrafe  anf  mehrere  Jahre,  in  leich* 
leren  Füllen  auch  Gefiingniss.  —  Die  neueren  Dentsdi«  St  G.BL 
stelli^n  im  Ganzen  den  Gemeinreehtlicfaen  Begriff  auf,  erwei- 
tern diesen  Öfters  aber  wieder  in  sofern,  dass  sie  einerseits 
in  Folge  neuer  politischer  Zustände  anch  politische  Körper- 
schaften neben  der  Obrigkeit  ab  Object,  gegen  welches  der 
Zwang  ansgeübt  werden  soll,  und  andererseits  als  Zweck  des 
Aufruhrs  auch  noch  den»  Rache  zu  nehmen,  auiTöhren,  Be- 
züglich der  Anwendung  der  Strafe  abslrabiren  sie  von  jener 
Unterscheidung  zwischen  Znsammenbringern  und  Zusammen- 
gebrachten. Die  Strafe  pflegt  mehrjähriges  Zuchthans,  bei 
geringerer  Theilnahme  anch  wcU  nur  Gefängniss  zu  sein. 
Den  Deutschen  St.  G.  B.  schliesscn  sich  im  Wesentlichen 
wieder  die  Schweizer,  an,  die  im  Einzelnen  freilich  mehrfach 
auseinandergehen.  Die  Grundsätze  nach  ihnen  sind  folgende: 
L  Begriff  des  Aufruhrs.  Lediglich  in  dem  (oben  als  richtig 
bezeichneten)  Sinne  des  Gem.  R.  stellen  ihn  auf:  Aargau, 
St*  Gallen,  Basel,  Schaffhansen,  Lozem»  freibarg').  Die 

sei.  Das  Wahre  ist,  dass  der  Aufruhr  seinen  angegebenen 
Begriff  in  der  Deutschen  RedUsanschmiuDg  hat 

1)  S.  d.  N. 

2)  L.  2.  C.  de  sed. 

3)  L.  38.  §.  2.  d.  poen.  L  i.  2.  C.  de  sed. 

♦)  P.  G.  O.  Art.-  127. 

S)  Aargaa  58,  St.  Gallen  90,  Basel  45,  Scha^Th.  49,  Ludern  116. 
119  (im  ff.  116  wird  zwar  euch  «n^^hrts  »oder  anf  irgend 
eine  Weise  die  öffentliclie  Rohe  xn  ttfiren*;  aber  es  ist  dann 
nur  Aufetand  da,  nnd  Aufruhr  erst,  wenn  sich  der  Aufstaad 
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Absicht,  Rache  zu  nehmen,  nehmen  mit  in  den  Begriff  auf: 
Zürich,  Thorgau,  Graabünden  In  einem  anderen,  mehr 
dem  FranzÖs.  R.  (aber  auch  nur)  sich  nähernden  Sinne  fasst 
den  Begriff  Waadt  auf,  nämlich  dahin,  dass  eine  zusammen- 
geroltete  Menge  (r^anioo,  altroupement  d'hommes)  wirklich, 
entweder  durch  gewaltthatige  oder  durch  drohende  Hand-. 
iQDgen,  Zwang  ausgeübt  habe*],  'fessio,  ohne  den  Aasdmck 
Mdizione  oder  ribellioDe  ni  gebrauchen,  bestraft  öffentliche 
ZofiBinienrottangen  unter  iveiTerschiedenen  Gesichtspunkten: 
ab  Terbrechen  gegen  die  Vevfaisung  und  als  ölleBflk^  Ge- 
walt gegen  Beamte.  In  dem  ersten  FaHe  wird  das'Verbrechen 
begangen  gegen  irgend  einen  Bürger,  um  diesen  in  Ansübnng 
fleiner  bürgerlichen  Rechte  in  einer  commnnalen  oder  mnnl- 
c^len  Versammlnng  la  hindern«  In.  dem  iweiten  gegen  ir- 
gend einen  Beamten,  nm  sich  ihm  xn  widersetxen,  oder  ihn 
xa  etwas  za  swingen.  In  beiden  Fällen  wvd  gteichfalls  wirk- 
liche Gewaltaasöbang  imn  BegrüKe  des  Veibrediens  gefordert. 
Andererseits  wvd  jede  yerfthte  Gewalt  oder  Drohung  su  dem ' 
gedachten  Zwecke,  auch  ohne  Zusammenrottung,  gleich  be» 
straft  Das  Bundesstrafrecht  endlich  (das  übrigens  den  Aus- 
druck Aufruhr  nicht  kennt)  unterscheidet  gleichfalls  zwei  Fülle, 
beide  jedoch  ab  Verbrechen  gegen  die  yerfassungsmüssige 
Ordnung  und  innere  Sicherheit:  einerseits  Widerstand,  Zwang 
und  Rachenehmen  gegen  die  Obrigkeit;  andererseitt  Hinde- 
rung der  Vornahme  von  Wahlen,  Alwtmimungen  u.  dgl., 
welche  nach  Vorschrift  der  Bundesgesetze  statt  haben*), 
n.  Thatbestand.  1.  Ab  Subject  wird  aUgemem  erfordert 
eine  M  ehibeit  von  Personen  ')*  Die  Zahl  ist  nur  m  Basd  aof" 


auf  die  Anfforderoiig  zur  Rahe  nicht  legt,  wodurch  er  mm 

Widerstand  gegen  die  aaCTordernde  Obrigkeit  wird),  Freib. 
102.  105  (es  gilt  hier  dieselbe  Beinerkoog,  wie  bei  Lnzena). 

1)  Zürich  98,  Thurgau  331,  Graub.  69. 

2)  Waadt  Art.  III.  112. 

3)  St.  6.  B.  i09.  163.  168. 

4)  BuidesstMifr.  46.  Zv  dem  sweiten  Faüe  wird  euch  noch  ge- 
rechnet Hindenug  der  VcUziehong  der  Bondesget etse^  Bnn- 

desgesetze  können  immer  nor  durch  Beamte  vollzogen  werden; 
allein  es  können  hiermit  auch  andere,  als  gerade  Bundes- 
beamte beauftragt  sein,  und  in  sofern  war  eine  besondere 
Hervorhebang  nothwendig. 

5)  Dies  könnte  nnr  zweifelhaft  aein  nach  Waadt,  indem  der 
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gegeben,  nämlich  auf  mindestens  zehn.  Nach  den  anderen 
Sl.  G.  ß.  entscheidet  für  die  Zahl  die  Bedeutung  des  Ver- 
brechens als  eines  die  gemeine  Ruhe  und  Sicherheit  stören-^ 
den.  Sie  ist  danach  für  den  konkreten  Fall  zu  bemessen  *J. 
Dass  die  Aufrührer  Staatsangehörige  oder  gar  der  Obrigkeit, 
gegen  welche  das  Verbreehen  gerichtet  ist,  untergeben  sein 
müssen,  fordert  weder  ein  Gesetz  ansdrücklicb ,  noch  kann 
es  nach  dem  Begriffe  des  Verbrechens  gefordert  werden 
%  Uniufttelbares  Object,  an  welchem  das  Veriireelieii  begangen 
wM,  ist  irgend  ein  Organ  dar  ToUiiehendeo  Staatsgewtf  t 
in  Tessin  aach  jede  andere  commnnale  Versammhing  znr  Ans« 
nbnng  Ton  staitsbürgetliehen  Rechten,  nnd  nach  dem  Bnn- 
desstralr.  Jeder,  der  Wahlen,  Abstimmungen  n.  dgl.  nach 
Vorschrift  der  Bundesgesetze  Tomehmen  will  nnd  darin  ge- 
bhidert  werden  soll.  Wie  kein  Unterthan  der  Obrigkeit,  so 
kann  auch  andererseits  keine  competente  Obrigkeit  gefordert 
werden^).  3.  Ein  öffentliches  Zusammenrotten  mehrerer 
Personen.  Also  Zweierlei:  o.  Ein  Zusammenrotten,  d.  h. 
stürmisches,  mit  Tumult  und  lauter  Unruhe  Tefbundenes*) 


Ajrt.  III  nur  von  Anwendnng  der  Ckwalt  liberhtiipt  •pricirt, 
und  dann  die  folg.  Art.  nnr  in  Betreff  der  Strafwlirdigkeit 
unterscheiden,  ob  eine  Vereinignng  von  mehr  als  20  Menschen 
stattgehabt  habe  oder  nicht,  und  indem  auch  das  Fran/^üs. R. 
(dem  Waadt  hier  auffallend  nachbildet)  Aufruhr  (rebeilion) 
schon  hei  der  dorch  Eine  (fireilich  hewaffiiete)  Person  Terübten 
Gewalt  annimmt.  Allein  einerseits  wird  ausdräcldtch  in  der 
Ueberschrift  des  betreffenden  Titels  unterschieden  zwischen 
rebeilion  und  r^sistance  k  l'autorit^,  andererseits  .setzen  die 
Art.  112  f.  immer  ein  attroupement  voraus,  während  erst  im 
Art.  il7  von  einer  einfachen  r^sistance  die  Rede  ist. 

1)  So  mich  richtig  nach  dem  Oeni.R.,  obwohl  einzelne  Rechts- 
lehrer nach  1.  4.  §.  3.  vi  hon.  rapt.  eine  Zahl  von  10  fordern. 
Die  Zahl  von  20,  welche  Waadt  fordert,  bezieht  sich  nur  auf 
die  Strafabstufung;  Tessin  übrigens  fordert  für  den  Fall  der 
Widersetzlichkeit  gegen  Beamte  mindestens  3  Personen. 

2)  GenHanrechtlich  weisen  gewöhnlich  Uiterthenefl  der  betref- 
ftndcn  Obrigkeit  gefordert. 

3)  Nseh  dem  Bundesstrefr.BnndetbehMetti  Mitglieder  derselben, 
andere  Bundesbeamte. 

4)  Anders  nach  der  gewöhnl.  Ansicht  des  Gem.  R.,  nach  welcher 
sonst  nur  crimen  vis  vorhanden  sein  soll. 

5)  „ Stürmisch  nnd  ISnnend*  fordert  MsdrflcUieh  wU  bezeich- 
nend Freibnrg. 
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(rahig«  ZttMliiiDieiitfMeii,  andi  iXd  Mmtfieher  Strasse,  g«* 
httrt  ikldit  lierher).  b.  Oeffetitliefakell  des  Zbsammea« 
TOfletts  (taamltiiariftclies  Ventmiiieto  üi  einem  Haosc  gehört 
gleiobfidls  dicht  hierher).  Ob  das  2vs«liai«uN>tteii  ^rigeiis 
infldliges  oder  vorher  Terabredetes  war,  ist  gleiebgültig ')« 
4.  Die  deaittiche  AosspreehuDg  derAbskht,  gegen  die  übrig»« 
keit  (bedehiuigiweise  die  GenieindeTenaniiiilang  n.  s.  W.)  Oe* 
waltthätigkeit  aosmüben,  nämlich  sich  zu  widersetsen,  tu 
zwiBgen,  Rache  zti  nehmen,  oder  tu  hindern.  Ohne  solchem 
an  den  Tag  legen  (das  tibrigens  nicht  gerade  mit  aasdrück« 
liehen  Worten  zu  geschehen  braucht),  wärde  nur  Auflauf  (s. 
d.  f.  $.)  da  sein.  5.  Störung  der  gemeinen  Ruhe  und  Sidier- 
heitt  die  durch  das  Znsammenrotten  und  durch  die  ErklÜrang 
dei^  Absicht  desselben  herbeigeführt  sein  muss.  Ohne  soldm 
Störung  ^  das  Charakteristische  des  Aufhihrs  könnte  nnr 
einfache  Gewaltthätigkeit,  Widerstand  u.  dgl.  da  sein  *).  6.  Die 
auszuübende  Gewalt  muss  eine  widerrechtKche  sein.  Ohne 
dieses  Merkmal  könnte  zwar  woU  die  gemeine  Ruhe,  aber 
nicht  die  gemeine  Sicherheit  gestört  werden,  also  woU  Tulnnlt 
(s.  unt)  aber  kein  Anfimhr  da  sein.  7.  Der  Dolus  muss  in  der 
erwähnten  Abdcht  btotehen,  aber  ziigfdch  dahin  geben,  durch 
die  Teremten  Kräfte  der  aidrührerisdien  Menge  jene  Zwecke 
zu  errekdien.  Bei  solcher  Absicht  ist  das  Bewusstsein  und* 
mithin  die  Absicht  der  Störnng  der  gemeinen  Ruhe  und  Sicher^ 
heit  Yon  selbst  da.  8.  Vollendet  ist  der  Aufhdur  Gemein^ 
rechtlich  blos  durch  das  Zusammenrotten  in  der  erklärten 
▼erbrecberischen  Absicht.  Die  Ausübung  irgend  einer  Ge- 
waltthätigkeit  ist  nicht  erforderliob«  So  ist  es  auch  nach  Aar- 
gau, St.  Gallen,  Basel,  Schaffbausen,  Zürich,  Thurgau,  Grau- 
bünden,  Bundesstrafrecht;  ferner  nach  Lnzern  undFreiburgt 
nach  beiden  jedoch  unter  der  Modification,  dass  Ton  dem 
betreffenden  Beamten  an  die  rersammelte  Menge  eine  allge-' 
meine    und  laute  Aufforderung  im  Namen  des  Gesetzes  zur 


1)  Alles  das  auch  Gemeinrechtlich. 

2)  Gewöhnlieh,  aber  nicht  noihwendig  immer,  wird  sie  freilich 
stken  in  selekeni  Zasaaunenratttn  eUein  liegsib 

9}  Eine  besendei^  Anffiotdenuig  an  Einzdae  wMe  naütt  dem 
Charakter  des  VerbMcbMs  den  Iftatbestafld  d^  Aufhihrs 
nieht  htrtteUen  hcinnan. 
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Ruhe  mid  som  AnseiiMiidergeheA  erlassen  *),  de»  dieser  keine 
Folge  geleistet  nnd  dass  deranf  zur  Herstellong  der  Rohe 
und  Ofdnnng  wirklick  Gewalt  gebranckt  werden  mvss;  «st 
dorck  das  Zosammentreffen  dieser  Umstände  wird  der  Anf- 
mkr  ab  Yollendet  angenommen.  Nack  Tessin  nnd  Waadt  ist 
der  Anirakr  erst  durck  Ausübung  Ton  Gewalt  Ton  Seiten  der 
rasammengerotteten  Menge  volleodeL  Tessin  dabei  bestraft 
ausdrücklick  alsVersucb  scbon  die  Aufforderung,  so  wie  die 
blosse  Vereinbarung  Mehrerer  zu  gewaltsamer  Widersetzlichkeit. 

III.  Strafe.  Jedes  St.  G.  B.  hat  hier  seine  besondere ,  die  Ge- 
rechtigkeit beeinträchtigende  Kasuistik  aufgestellt,  mit  Ausnahme 
des  Bundesstrafr.  Nach  diesem  tritt  Gefänguiss  mit  Geldbusse, 
und  in  schwereren  Fällen  Zuchthaus  ein').  Die  anderen  stellen 
«Siamtlich  Tenchiedene  Grade  mit  besonderen  StraCsbstnfonfren 
auf,  meist  jenachdem  in  dem  Aufruhr  andere  schwere  Verbrechen 
oder  überhaupt  Gewallthiitigkeiten  verübt  worden,  oder  die  Auf- 
rührer sich  mit  oder  ohne  {gewaltsames  Einschreiten  gea,en  sie 
zur  Kuhe  und  Ordnung  s^urückbegeben  haben.  Für  Tessin  sind 
diese  speziellen  nnd  zugleich  harten  VoTschriften')  abolirt  durch 
das  Gesetz  y.  20.  Jannar  1851,  nach  weldiem  alle  politisehea  Ver- 
brechen nnr  mit  Gefangniss  auf  eine  von  dem  Ermessen  des 
Richters  zu  bestimmende  Zeit  bestraft  werden  sollen.  Auch  die 
der  anderen  St.  G.  B.  treten  dann  nicht  ein,  wenn  der  Aufruhr 
gegen  Kantoualbehörden  von  der  Art  gewesen  ist,  dass  er  Unruhen 
xor  Folge  hatte,  durch  welche  eine  ^waffiiete  eidgenössische  In- 
tervention verordnet  worden  ist;  es  sollen  dann  die  Strafvor- 
schriften des  Bundesstrafrechts  Anwendung  finden  Den  Anfor- 
derungen der  Gerechtigkeit  nach  müssten  danach  die  mildernden 
Strafvorschriften  des  Bundesstrafr.  überhaupt  beim  Aufruhr  in 
allen  Kantonen  zur  Anwendung  kommen,  indem  jene  Fälle  gerade 
die  schwersten,  wenigstens  von  der  Gesetzgebung  mzwetfeliiaft 
als  die  schwersten  erachtet  sind*  Indess  es  strafen*):  Aaxgani 


1)  Zu  dieser  Aufforderung  sind  verpflichtet:  jeder  öffentliche 
Beamte  oder  Angestellte,  jedes  Mitglied  einer  Gemeindebe- 
hörde und  Polizeiagent. 

2)  Ausserdem  ist  noch  bestimmt,  dass  öffentliche  Aufreizung, 
auch  ohne  Erfolg,  nach  den  Vorschriften  über  Versuch  be- 
straft werden  soll.   Bundesstrafr.  Art,  46,  48. 

3)  St.  G.  B.  107,  109-lU.  163—168. 
♦)  Bundesstrafr.  52. 

5)  Bei  der  Auslegung  und  Anwendung,  sowohl  der  uachfolgen- 
doi  kasuistischen,  als  der  V<wschrÜlen  des  Bundesstrafr.  und 

der  jetzt  gültigen  Vorschriften  von  Tessin  ist  immer  an  dem 
Gesichtspunkte  festzuhalten,  dass  der  Aufruhr  eben  ein  Ver- 
brechen gegen  die  gemeine  Ruhe  nnd  Sicherheit  ist,  also 
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1.  Wenn  der  Aifrnkr  mt  die  DazwUebenbuft  der  Obrigkeit  oder 
beweffneteB  Macht  sich  nicht  »ogleich  gelegt  hat ,  so  trifft  die  A«f- 
rührer  und  Rädelsführer  Todesstrafe,  (jetzt  nach  der  Bundesver- 
fassuDg  Art.  54,  s.  ob.  §.  118)  schwerste  Kettenstrafe  von  24  Jah> 
reu,  die  anderen  Mitschuldigen  Kettenstrafe  zeitlich  im  i.  oder  2. 
Grade»  Wenn  tieh  bei  fener  DeKwieebenkmifl  der  Anfirobr  sbtdd" 
wieder  gelegt  hatte,  so  triffst  die  Aofwiegler  und  Rädelclrtibrer 
Xettenitrafe  zeitlich  im  2.  Grade,  die  anderen  Zachthausstmjfo 
zeitlich  im  1.  Grade.  Als  Theilnahme  wird  auch  Nichtanzeige  an- 
gesehen, wie  beim  Hochverratbe ,  and  mit  Zuchthaus  zeitlich  im 
1.  oder  2.  Grade  bestraft^).  St.  Gallen  unterscheidet  zunächst 
^eichfiiUfl  jene  zwei  Fälle,  and  bestraft  die  Urheber,  Rüdekfiibrer 
and  Aufwiegler  im  ersten  ebenfalls  mit  dem  Tode  (jetzt  also  mit 
Zuchthaus  auf  Lebenszeit),  im  zweiten  mit  Zuchthaus  von  1 — 2 
Jahren;  die  anderen  Theilnehmer  aber  im  ersten  mit  Verlust  des 
ActiTbürgerrcchts  und  Geldbusse ,  bei  Unvermögen  statt  der  letz- 
teren nut  Prdgelstrafe ,  im  zweiten  Falle  gar  niebt.  Ausserdem  wer- 
den bestraft  mit  Zuchthaus  von  k^/t  Mon.  bis  zu  l'/i  Jabren  (welche 
Strafe  für  Beamte  um  die  Hälfte  erhöhet  wird)  alle,  welche  den 
Behörden  die  /ur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Bezwin- 
gung der  Aufw  iegler  ,,schuldigen'^  Dienste  versagen.  Endlich  wer- 
den als  Versuch  des  Aufruhrs  mit  Geldstrafe  bis  zu  2400  Frcs. 
(a.  W.)  oder  bis  1  labr  Znebtbans  und  Prägebi  bestraft:  Verbin- 
dungen oder  andere  vorläufige  Anstalten  zum  Anfrubr,  ferner 
Aufreizungen  durch  Reden,  Schriften,  Druckwerke  zum  Unge- 
horsam gegen  die  Landesgesetze  und  verfassungsmassigen  obrig- 
keitlichen Verordnungen '^  Schaffhausen  :  Wenn  die  Zusauimen- 
rottung  auf  den  BeleU  der  Obrigkeit  gleich  wieder  auseinander- 
gebt, trifft  die  Ansiifler  und  Anfibrer  Arbettsbans  2.  Ghrades  bis 
zu  4  Tabren,  die  übrigen  Theilnehmer  (correct.)  Zuchthans  oder 
Gefängniss  von  8  Tagen  bis  1  Jahr.  Wenn  nicht  sofort,  sondern 
erst  nach  fortgesetztem  Trotz  durch  Lärmen,  Drohen  u.  s  w., 
aber  doch  vor  Veriibuug  von  Gewaltthätigkeiten  an  Personen  oder 
Saeben,  so  trifft  die  Anstifter  und  Anfiihrer  Arbeitsbaus  i.  Grades 
von  2—8,  die  bewaffneten  Theilnehmer  Arbeitshaus  2.  Gr.  bis  zm 
3  Jahren,  die  unbewaffneten  Arbeitshaus  2.  Gr.  von  2-6  Monaten, 
oder  (correct.)  Zuchthaus  oder  (Gefängniss  von  8  Tagen  bis  1  Jahr. 
Wenn  solche  Gewaltthätigkeiten  verübt  worden,  so  trifft  diejeni- 
gen, welche  Mord,  Todtschlag,  Brandstiftung  oder  Raub  began- 
gen haben,  Todesstrafe*),  diejenigen,  welche  andere  GewalttbS- 


beide  dadurch  beeinträchtigt  sein  müssen,  und  dass  die  Straf- 
würdigkeit steigt,  je  mehr  dies  in  dem  konkreten  Falle  ge- 
scbebmi  ist. 

1)  A  ar  gau  68-64. 

2)  St.  Gallen  90-98. 

3)  Nacb  Art.  bi  der  Bundesverfassung  kann  diese  fetzt  nur  durcb 
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linlieiteii  verübt  i  KetteMrif»  Ins  sa  21  Yabren,  oder  bei  beso»> 
ders  inildcnidea  UoMtündea  Arbeitshaus  i.  Grades;  die  übrigen 
Theilnehiner ,  wenn  sie  bewaffnet  waren  oder  Waffen  ansgetheilt 
hatten,  Arbeitshaus  1.  Grades  bis  /.u  6,  die  nicht  bewaffneten 
2.  Grades  bis  zu  1  Jahre,  oder  corr.  Strafe  wie  im  vorigen  Falle; 
di«  Anstifter  vad  Itildelsliikrcr  aber,  wenn  Mord,  TodtseUag, 
Bra&dstfftttBg  oder  Raab  Torgefiillen  ist,  und  sie  nicht  bemühet 
waren ,  diese  Verbrechen  zu  verhüten ,  Todesstrafe  (also  jetzt  Ket- 
tenstrafe von  24  J.),  wenn  sie  aber  nach  Kräften  zu  verhüten  be- 
mühet, oder  aber  andere  Gewaltthätigkeiten  vorgefallen  waren, 
Kettenstrafe  bis  zu  SO  Jahren.  Beamte  der  Tollziehenden  Gewralt, 
wenn  sie  ein  ihnen  bekannt  gewerdenes  anfrührerisches  Vorhaben 
nicht  zu  hindern  suchen  oder  nicht  anzeigen,  trifft  Arbeitshaas 
2.  Gr.  bis  zu  4  J.  Privatpersonen,  die  nicht  anzeigen  (mit  der 
Ausnahme  wie  bei  Hochverrath) ,  corr.  Zuchthaus  oder  Gefängniss 
von  1  Monat  bis  1  J.  Mit  den  corr.  Strafen  kann  gegen  Einhei- 
misehe  StillsteUang  im  ActiTbürgerrceht  oder  im  Dienste  l»is  anf 
6»  gegen  Fremde  Verweisung  bis  auf  12  Jahre  eintreten  0*  Basels 
i.  Bei  fortgesetztem  Aufrulür  (der  sich  nach  obrigkeitlicher  Da-* 
zwischpnkunft  gelegt  hat),  wenn  a.  alsdann  zugleich  „Mord  oder 
andere  im  Cr.  G.  B.  mit  Todesstrafe  belegte*)  Verbrechen"  be- 
gangen worden ,  trifft  die  Anstifter  und  Aufwiegler  Kettenstrafe 
1.  Grades  von  Jt,  die  Theilnahmer  Kettenttrafe  1.  oder  t. 

Grades  von  12  —  16  J.,  oder  Zuchthaus  oder  Landesverweisung, 
gegen  Kantonsbürger  auf  2—16  J.;  b.  wenn  eine  mit  Griminalstrafe 
zu  ahndende  Gewalt  an  Personen  ,!>dpr  Sachen,  oder  auch  nur  eine 
correctioneU  zu  ahndende  Gewalt  gegen  die  abgeordneten  Beamten, 
Angestellten  oder  Wachen  begangen  worden,  so  tritft  dia  Verüber 
dieser  Handlangen,  so  wie  die  Anstifter  nnd  Aofwiegler  Ketten^ 
strafe  1.  oder  2.  Gr.  von  4^20  J.,  die  anderen  Theilnehmer  Ket- 
tenstrafe 1.  oder  2.  Gr.  von  1 — 10  J. ,  oder  Zuchthaus  oder  Lan- 
desverweisung, gegen  Kantonsangehorige  von  1 — 20  J. ;  c.  wenn 
andere  Gewaltthätigkeiten  verübt  worden,  die  Thäter,  Anstifter 
nnd  Aofwiegler  Kettenstr#  1.  oder  2.  Gr«  von  2— 13  J.,  oderZncht- 
lums  oder  Landesverweisung«  gegen  Kantonshürger  von  2  —  6  J.; 
wenn  keine  Gewalt  verübt  worden,  die  Anstifter  ttnd  Aufwiegler 
Kettenstr.  2.  Gr.  von  1—8  J. ,  oder  Zuchthaus;  die  anderen  Theil- 
nehmer (corr.)  Freiheitsstrafe  von  14  Tagen  bis  1  J. ,  welche  ver- 
banden werden  kann  gegen  Einheimische  mit  Stillstellnng  im  Ae- 
tiTbÜrgerrtcht  bia  aof  6,  gegen  Fremde  mit  Verweisong  bis  anf 


die  erwähnten  besonderen  Verbrechen  besonders  beiladet 
werden,  also  bei  Todtschtag  gar  nicht  mehr  eintreten. 

1)  St.  G.  U.  /i9— .W,  Zuchtpol.  G.  25—27.. 

2)  D.  h.  in  concreto  zu  belegende,  wie  sich  schon  daraus  er- 
gibt, dass  ohne  weitere  Unterseheidnng  bestimmt  wbrd,  dass 
diejenigen,  welche  sich  dieser  Verbrechen  schuldig  gemacht 
haben ,  »mil  der  darauf  gesetzten  Strafe''  belegt  werden  sollen. 
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10  J.  2.  Bei  nicht  fortgesetztem  Aüfrttfar  <^er  nach  oliHgk«iiliclier 
DnsWiflcfaenlmnft  sieh  {»elegcliM)  IriA  Mdi  <lcn  llalltt^sAndiin|»chi 

wie  za  1')  im  Falle  a.  die  Anstifter  und  Aafwiegler  Kettenstrafe 
1.  oder  2.  Or.  von  3  — 16  J.,  oder  Zuchthaus,  die  anderen  Theil- 
nchmer  gleiche  Kettcnstr,  von  1 — 8  J, ,  oder  Zuchthaus ,  oder  Lan- 
desverweisung, gegen  Kantonsbürger  auf  1  —  8  J.  Zu  b.  Die  An** 
ttiftei*  nnd  Anfwieglcr  Kcfltenstnife  2.  Gr.  ron  J.;^  wenn  Ae 
jedoch  bemühet  waren,  den  Anfrahr  zu  bea^viriehtigen,  correct* 
Freiheitsstrafe  von  14  Tagen  bis  12  Monaten,  welche  gegen  Ein» 
heimische  mit  Stülstellnng  (wie  ob.)  verbunden  werden  kann;  die 
übrigen  Theilnehmer  gleiche  Kettenstr.  von  1 — 4  J. ,  oder  Zacht-> 
bans,  oder  Landesverweisang ,  bei  Kantoosbürgern  von  1  — 4  J. 
Zn-c  Die  Anstifter  fia4  Aofvnegjler  Ketttnstrafe  2.  Gr.  1— 4  J< 
oder  Zuchthans  oder  Landesverweisiin|(,  bei  Kantonsbürgern  bis 
«u  4  J. ;  die  übri|ien  Theilnehmer  corr. ,  wie  zn  h.  die  Anstifter 
und  Aufwiegler.  Bei  unterlassener  Anzeige  oder  Verhinderung 
(wie  beim  Hochverrath)  trifl't  Beamte  Zuchthaus  von  1—4  J.  oder 
Landesverwetflong  ron  f<-8  J.,  P^ivatperaonen  corr.  Freibeitfatrafb 
▼Ott  1—12  Monaten*).  Zttriclit  Bei  Anfrahr  yemten  Grades*  (wenn 
nämlich  dabei  Mord,  Todtschlag,  Brandstiftung  oder  Raub  be-> 
gangen  worden)  triftt  die  Anstifter  und  Rädelsführer  Kettenstrafe 
bis  auf  20  J. ,  die  übrigen  Theilnehmer  Zuchthaus.  Bei  dem  zwei- 
ten Grades  (wenn  durch  die  zusammengeroltete  Menge  andere, 
•bsr  jibedtiitendere  Gewaltlhaten  an  Personen  oder  Sachen*  TerüBC 
wurden) :  die  Thäter  derselben  und  die  Anstifter  nnd  Rädelsführer 
Kettenstrafe  bis  zu  12  J.  oder  Zuchthaus,  die  anderen  Theilneh- 
mer Zuchthaus  bis  zu  6  J.  oder  Gefängniss.  Bei  dem  dritten  Gra- 
des, wenn  ohue  Geweltthatigkeiten  die  Ruhe  hergestellt  ist,  oder 
nur  „geringfügige  GewalUhütigkeiteBi*  varfibl  worden,  die  Anstifter 
und  RSdelsllihrer  Znchthans  bis  zXi  4 1.  oder  Oelftngntss,  wobei  mit 
beiden  Geldbusse  bis  zu  1600  Fr.  (a.  W.)  verbunden  werden  kann ; 
die  übrigen  Theilnehmer  Geldhnsse  bis  zu  800  Fr.,  allein  oder  in 
Verbindung  mit  Gefüngniss ,  oder  mit  Zuchthaus  bis  zu  2  J.  In 
allen  Fällen  kann  mit  den  Freiheitsstrafen  Landesverweisung  ver- 
hmden  werden.  Anlrcizon|r  ui  Anfrvhr  wird  ftir  sisii  iffltin  mit 
Geldbnsse  bis  zn  fOOO  Fr. ,  womit  6efSn||;niss  bis  anf  2  J.  ferbunden 
werden  kann,  bestraft').  Luzern  und  Freiburo;,  in  wörtlicher 
Uebereinstimmung :  Anstifter  und  Rädelsfährer  trifft,  wenn  bei 
dem  Aufruhr  „Jemand  sein  Leben  verloren  oder  au  seinem  Leibe 
oder  Gütern  bedentenden  Schaden  erlitten''  bat^),  in  Lnzern 


1)  Webei  i«doch  der  correct.  zu  nlndenden  Gewalt  ^gen  die 

Beamten  nicht  wieder  besoaders  erwSlyü  Wttd. 

2)  St.  G,  B.  4.5-49,  Corr.  Ges.  i3,  14. 

3)  St.  G.  B.  95—103,  107. 

4)  AiMk  Jeaiavd  wwm  dea  AvfriferCffiiP  Ks  wird  »i  befnhen  sein, 
*  weil  anch  dadarch  eine  sdiweiere  ITetletAnng  der  gemeinen 

Sicherheit  sich  heransstellt; 
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KeUenstrafe  bis  10  J.,  in  Freiburg  Verbannung  auf  10—20  J.; 
in  anderen  Fällen  ^)  in  Luzern  Zachlhaus  von  2—6  J. ,  in  Freiburg 
Verbannung  von  5— i5  J.  Die  anderen  Thcilnehmer  trifft  in  allen 
Fallen  in  Lu/.ern  Einsperrung  bis  auf  2  J.,  oder  Geldbusse  von 
100  —  800  Fr.  (a.  W.)>  in  Frcibaxg  GtfiiiigiiiM  von  6  Moaatflii  bit 
2  J.,  oder  Geldbiuse  von  100 1000  Fr.  Immer  tritt  bei  Goneor- 
renz  eines  anderen  Verbrechens  mit  dem  Aufruhr  die  volle  Strafe 
für  beide  Verbrechen  ein').  Aufforderung  zum  Aufruhr,  münd- 
lich vor  versamraeller  Volksmenge,  oder  durch  Verbreitung  von 
Schriften,  oder  Verbreitung  von  abergläubischen  Prophezeiungen 
oder  fiüidien  Naelurichten  zu  aafrübrerisclien  Zweckeui  werden» 
wenn  das  Verbrechm  erüidgte ,  wie  Anttiftnng  deeadben«  scnu t  in 
Luzem  mit  Einsperrung,  in  Freibarg  mit  Gefangniss  bestraft 0. 
Thuroau :  Bei  VerÜbung  von  »wirklichen  Gewaltthaten  "  an  Per- 
sonen oder  Sachen  trifft  die  Anstifter  und  Anführer  und  die  mit 
Waffen  versehenen  Theilnehmer  Arbeitshaus  oder  Zuchthaus  bis 
zxL  10  J* ,  die  übrigen  Theilnehmer  GelSngniss  oder  Arbeitsbans. 
Wenn  keine  Gewalt  an  Personen  oder  Sachen  verübt  worden, 
'  trifft  Anstifter  und  Anführer  Arbeitshaus  bis  zu  2  J.  oder  Ge- 
fängniss  nicht  unter  1  Monate,  die  übrigen  Theilnehmer  Geldbusse, 
allein  oder  iu  Verbindung  mit  Gcfänguiss  oder  Arbeitsbaus  bis 
zm.  1  J.  Wenn  die  Zosaamenferotteten  gar  freiwillig  oder  auf 
Befehl  der  Obrigkeit  sogleicb  auseinandergegangen  waren,  trifift 
die  Anstifter  nnd  Anfdhi n  nur  Gefiingniss  und  die  übrigen  Theil- 
nehmer Gefangniss  oder  Geldbusse,  auch  können  diese  bei  gerin- 
gerem (irade  der  Schuld  ganz  straflos  bleiben.  Aufforderung  /.mn 
Aufruhr  mündlich  vor  einer  versammelten  Menge ,  oder  schriftlich 
wird  mit  GefÜngniss  bestraft^).  Granbünden:  1.  Verübten  die  Anf- 
rübrer  im  Zosammenbange  mit  ihrem  Zwecke  a.  Mord,  Todi« 
schlag,  Brandstiftung  oder  Raub ,  oder  b.  Plünderung  oder  Zer- 
st'irung,  oder  an  Gebäuden  Gewalt  durch  Aufbrecben,  gewalt. 


1)  Das  Ges.  sagt:  ^wenn  dabei  kein  wirklicher  Schaden  verur- 
saebt  worden."  Zwischen  keinem  wirklieben  nnd  einem  be- 
deutenden Schaden  liegt  noch  der  nnbedentende  Scbade  in 

der  Mitte;  gleichwohl  wird,  bei  dem  Mangel  einer  darauf  be- 
züglichen Bestimmung,  die  Strafe  für  den  Fall,  dass  keine 
Beschädigung  stattgefunden,  eintreten  müssen,  nur  etwa  mit 
Schärfung. 

2)  Bei  Concorrenz  mebrerer  anderer  Verbreeben  werden  für 
diese  die  allgemeinen  Grandsätze  von  der  Concurrenz  wie- 
der gelten.  Freilich  kann  man  bei  der  prinziplosen  Kasnistik 
des  Gesetzes  auch  anderer  Meinung  sein. 

3)  Luzeru  119-123,  127,  Freiburg  105—109,  113.  Dass  das  Tra- 
gen von  Waff'en  ein  Erschwernngsgmnd  sei,  versteht  sich 
von  selbst;  am  so  weniger  bedoäle  es  hier  der  spesiellen 
Feststellung  des  Begriffes  von  Waffen.  ' 

4)  St.  G.  B.  331-334,  339* 
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MflMf  Euldriiigen  oder  Niedenreissen ,  oder  c.  blosse  thätlichc 
MiiakaBdlnngen  an  Personen,  so  trifft  die  Tbäter  dieser  Verbre- 
elieii  ZQ  a.  Kettenstrafe  von  12  J.  bis  lebenslang  (unter  besonders 
erschwerenden  Umständen  auch  der  Tod »  was  nicht  mehr  gelten 
kann ,  wenn  nicht  die  Todesstrafe  ohnehin  begründet  war),  zu  b. 
Zvclitlims  YOtt  5<—  iO  J.Ot  e.  GefingiiiM  aiw  ZnchClkaii«,  4ie 
letztere  Strafe  auch  in  allen  Fällfn  &  llbrif^eii  Theilnelmier. 
2.  Haben  Gewaltthätigkeiten  der  genannten  Arten  nicht  stattge- 
funden, so  ist  weiter  zu  unterscheiden:  a.  Die  Aufrührer  haben 
freiwillig  oder  auf  Abmahnen  der  Obrigkeit  von  ihrem  Unterneh- 
nctt  abgestanden ,  so  sind  di«  Ummii  TbeilDebmer  etniilos,  die 
Anstifter')  trifft  GefiSagniat  bli  anf  6  Monate  oder  eiitf|irecbeiido 
Geldbotte;  doch  können  auch  sie  der  Strafe  enthoben  werden, 
wenn  durch  ihre  eigene  Einwirkung  die  Ausführung  des  Unter- 
nehmens verhindert  worden  ist.  b.  Die  Aufrührer  haben  ihren 
Zweck  erreicht'),  oder  sie  haben  nur  mit  Gewalt  davon  abgehalten 
«ad  serstrent  worden  könncii^,  fo  trÜR  dit  Urheber  Zachthens 
bis  auf  2  J.,  oder  aber  GelSngnisaatrafe,  mit  welcher  Aosschlnaa 
von  öffentlichen  Aemtern  und  vom  Stimmen  und  Mehren,  oder 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  verbunden  werden  kann ;  die 
übrigen  Theilnehmer  Gefangniss  bis  zu  1  J.,  oder  Ausschluss  von 
fiffimtUelieiiAeaitara  ud  vom  Stimmen  «ad  Mehren,  oder  zeit- 
licher Verlast  der  bnrgerlicheB  Ehren,  wobei  mit  jeder  dieser  Str^ 
arten  eine  Geldbnsse  verbanden  werden  kann*).  Waadt:  l.*Sind 
in  dem  Aufruhr  Plünderung,  Brandstiftung  oder  schwere  Gewalt- 
thaten  verübt,  to  trifft  die  Häupter  des  Aufruhrs  (Anstifter  und 
Rädeisführer)  die  Stiafe  der  Thäter  der  genannten  Verbrechen; 
sie  mochten  denn  beweisen  können,  dass  sie  alle  ihr«  Kräfte  xnr 
Verhinderung  derselben  angeweudet  haben,  in  welchem  Falle  sie 
Gefangniss  von  3  —  6  J.  und  Verlust  des  Activbürgerrechts  triffl. 
2.  Es  sind  die  genannten  Verbrechen  nicht  verübt,  dann  wird  un- 
terschieden :  a.  Die  aufrührerische  Menge  überstieg  nicht  die  Zahl 
von  nwanzig  bewaffneten  Personen ;  dann  trifft  die  Hänpter  Ge- 
filngniss  von  IS  Monaten  bis  sn  6  3.,  so  wie  Anssehliessnng  von 


1)  Waren  zugleich  hoch-  oder  landesverrätherische  Handlungen 
vorgenommen,  so  kann  deren  Strafe  bis  xn  ihrer  Hälfte  er- 
höhet werden.  , 

2)  Und  Urheber,  sagt  das  Gesetz ;  beido  Aosdrttcke  hdaoen  aber 
nur  dasselbe  bezeichnen  soUtn,  da  aneh  fiir  den  folgenden 
Fall  blos  die  Urheber  genannt  werden«  F^ilich  gesdiieht  so 
der  Rädelsführer  keine  Erwähnung. 

3)  Indess  ohne  die  Gewallthätigkeiten  zu  1. 

4)  Wiederum ,  ohne  dass  ihrerseits  dabei  Gewaltthätigkeiten  zu  1 
verübt  sind. 

5)  St.  G.  B.  69  —  72.  Der  9.  73  verordnet  noch,  dass  für  den 
Ersatz  eines  verursachten  Schadens  jeder  der  Aufrührer  liir 
das  Ganze  solidarisch  haftbar  erklärt  werden  kann. 
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«l^cntliebeB  Aemtern  und  yon  dem  Rechte  Waffen  zu  tragen  auf 
eine  Daner  bis  zn  10  J. ,  die  anderen  Theilnehmer ,  wenn  sie  be- 
waffnet waren,  Gefängnis«  von  1-3  J. ,  die  obengenannte  Ehren- 
Strafe  bis  auf  10  J. ,  die  nicht  bewaffneten  Gefangniss  bis  za  2  J. 
und  die  gaitnnt«  Ehr^nttrafe  bis  auf  5  J.  b.  In  der  aulirübrtri« 
sehen  Menge  waren  mehr  als  zwanzig  Bewaffnete,  dann  trifft  di^ 
Häupter  Gefängnis«  von  4 — 12  J.  und  gänzlicher  Verlust  des  Acliv- 
bürgerrechts  während  20  J.,  die  bewalloeten  Theilnehmer  Gefäng- 
liiss  von  18  Mon.  bis  za  6  J.  und  Verlust  des  Activbiirgerrechts 
während  10  J.;  die  fibrigeu  Thtfloelwiar  Gefingniss  vov  4  Mon* 
Ilic  zn  3  J.  >  und  Ansschliessnng  von  öffentlichen  Aentani  und  toii 
dem  Rechte  zum  Waffentragen  bis  zu  iO  JF*  d.  In  allen  Fällen 
können  die  Theilnehmer  des  Aufruhrs,  wenn  sie  auf  die  Auffor- 
derung der  Obrigkeit  sich  zurücliziehen  ,  oder  alle  ihre  Kraft  auf- 
bieten, um  die  verübten  Angriffe  zu  verhüten,  mit  aller  Strafe 
verschont  werden.  4,  In  allen  Füllen  werden  andcrerteita  Be« 
amte,  welche  ihr  Amt  missbraucht  haben,  nm  die  Verfibnng  in 
Anlrnlirs  zu  erleichtern,  al«  Häapter  bastraft*)- 

$.  123. 
Besonders  Meuterei. 

Die  Meuterei  wird  YQm  Gem.  R.  nur  als  ein  besonderes 
Verbreeben  der  Soldaten  aoerkanDt  Sie  wird  gedacht  oder 
gebildet  durch  alle  Handlungen ,  durch  welche  ein  Aufruhr 
der  Soldaten  veranlasst  werden  kann  oder  soll'),  und  zwar 
auf  Grund  des  Rom.,  wie  des  Deutsch.  Reichsr. Die  neuere 
Deutsche  Strafgesetzgebung  bat  den  ßegrill"  weiter  ausgebildet, 
und  zwar  so,  dass  das  Verbrechen  danach  als  eine  besondere 
Art  von  Aufruhr  sich  darstellt,  der  nur  von  bestimmten 
Classen  (nicht  Standen)  von  Personen  in  bestimmten  Verhält- 
nissen begangen  werden  kann.  Von  den  Schweiz.  St.  G.  B. 
bat  nur  Thurgau  das  Verbrechen  als  ein  besonderes  aufge- 
nommen, nämlich  als  eine  Vereinigung  von  zwei  oder  meh- 
reren Gefangenen  zu  gewaltsamem  Ausbruche  oder  zu  einer 
Gewalthandlung  gegen  Beamte  oder  Bedienstete  einer  Ge- 
fängniss-  oder  Strafanstalt.  Es  sollen  die  Vorschriften  über 
den  Aufruhr  zur  Anwendung  kommen  ^J.  Der  CbarakLer  des 
Aufruhrs  ist  dadurch  haopUaphUch  verwischt*). 

iy  St.  6«  B.  111^116. 

2)  Fenerbach,  Lehrb.  f.  488. 

3)  L.  3  de  re  milit.  Rentw^Bcstall.  v.  iSTD  Art  S& 

4)  St.  G.  B.  9.  3'«2. 

5)  Ausserdem  verardnet  noch  Granbündea  f.  20&,  dass  Xheii- 
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Mmurhmg.  Außerdem  keimt  da«  Gem.  R«  aoeb 
tiiie  Art  von  Aufruhr  (die  betr.  Reiditg^setse  ipreebeil  selbst 
TOB  »Attfstsnd,  Rebellion,  rebelUschem  Unfug*),  du  hg«  Auf» 
treiben  und  Austreten  der  Handwerksgesellen,  auch  Schelten 
4es  Handwerke  genannt,  wenn  Handwerksgeaetten  sich  suk 
eanunenrotten,  im  yermeintliefat  Beschwerden  und  Präle»* 
aioneo  gewaltsam  durobzoaeliea}  die  Arbeit  nicht  mehr  zu 
thun  oder  haufenweise  austreten ,  wobei  gewöhnlich  ein  Mit- 
glied des  Handwerks  für  unehrlich  erklärt  wird  (daher  Schel« 
ten  des  Haodw.)-  Die  Strafe  soll  bis  znr  Lebensstrafe  gehen« 
Vgl.  R.  Pol.  O.  V.  1530  Tit.  39  §•  i,  1548,  1677,  und 
R.  Abecfa.  V,  1694 ,  1664. 

BwJew  AnflMif. 

Unter  Anflanf,  Anfttand  i.  e.  S.,  Tamnli  L  e.  S.,  ver- 
ateht  man  in  der  Dodrin  des  Gem.  R.  ein  öffentliches  2a- 
aammenlanfen  mehrerer  Menschen  In  einer  die  gemeine  Rnhe 
atttrendra  Weise,  ohne  weitere  Terbrecheriscbe  Absieht.  Der 
Aoflanf  wd  nnr  parliealarreditlich  bestraft,  und  nur  ab  Po- 
Ufeirergeben,  wegen  der  gestörten  gemeinen  Rnbe.  Die  ge- 
meine Sicherheit  wird  dadurch  nicht  Terietit ;  dadurch  an- 
tencbeidet  er  sich  wesentlich  yom  Aufruhr.  Er  fiihrt  aber 
leicht  lu  diesem ,  durch  die  natürliche  Rrregtheit  eines  lusam- 
mengelanfenen  Haufens ') ;  daher  scjne  gewöhidlche  Stellung 
Im  System  derjenigen  Strafrechte,  welche  ihn  bestrafen.  — 
Subject  des  Auflaufs  kann  Jeder  sein.  Die  Zahl  muss  von 
der  Grösse  sein,  dass  nach  den  konkrete^  Umständen  die 
gemeine  Rnhe  gestört  worden  ist.  Von  solcher  Beschaffen- 
heit mnsa  auch  das  Betragen  der  Menge  sein.  Auf  deren 
Handlungen  oder  Absicht  kommt  es  im  Uebrigen  nicht  weiter 
an ;  es  darf  nar  nicht  eine  erklärte  aufrührerische  (auch  hoch- 
oder  landesyerrätherische)  Absicht  Torliegen.  Eine  aufrühre- 
riacbe  Abaicht  liegt  aber  namentlich  sofort  vor,  wenn  die  zur 


Bnhme  en  Menterei  4«r  Soldaten  mit  einer  in  gerechten  Ter« 
hältniss  zar  Bestrafiing  des  Hauptverhreehens  stehenden  Zneht- 
hausstrafe  belegt  werden  solL 
i)  Freilich  eriahmngsmässijar  anderswo  noch  öfter  durch  AnUMS- 
snagtn  und  Bmtalität  der  PeliMiheunton. 
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sammengdanfeiie  Menge  «af  die  AniTordenuig  der  Obrigkeit 
niciit  ameintiidergeht  und  sa gleich  zu  erkamen  gflit,  dasg 
•ie  es  auf  eine  zu  ihrem  Auseinandertreiben  aniawendende 
CSevalt  wolle  ankommen  lassen.  Von  selbst  Tersteht  sieb, 
dass  es  gleichgültig  ist,  ob  die  Menge  zufällig  zasammenge» 
laafen  oder  absichtlich  zusammengekommen  oder  zasammen- 
gebracht  ist  —  Die  neueren  Deutschen  St.  G.  B.  haben  — 
auf  ihrem  polizeilichen  Standpunkte  —  das  Delict  bereitwillig 
aufgenommen.  Auch  in  einigen  Schweiz,  hat  es  Aufiiahme 
gefunden,  aber  meist  mit  einer  weit  engeren  Begrenzung. 
Thargau  nämlich  bestraft  das  Zusammenlaufen  nur,  wenn 
dabei  der  Obrigkeit  Ungehorsam,  Geringschätzung  oder  Miss- 
fallen bezeigt  wird.  Die  Strafe  ist  für  die  Anstifter  und  An- 
führer Gefängniss  nicht  unter  4  Wochen,  für  die  Ucbrigcn 
Gefängniss  bis  zu  2  Monaten  oder  Geldbusse  bis  zu  200  Gid. ; 
wenn  aber  die  Menge  sofort  auf  die  Aufforderung  der  Obrig- 
keit sich  zerstreut,  so  trifft  nur  die  Anführer  und  Anstifter 
Strafe,  und  zwar  die  zuletzt  genannte.  Graubün den  be- 
straft ähnlich  Zusammenrottungen,  welche  mit  Drohungen 
oder  Beschimpfungen  gegen  die  Obrigkeit  (oder  einzelne  Be- 
amte) verbunden  sind.  Die  Strafe  ist  Gefängniss  oder  Geld- 
busse. Basel  bestraft  nur,  wenn  die  Menge  nach  obrigkeit- 
licher Aufforderung  nicht  sogleich  auseinandergeht,  also  blos 
den  dadurch  bewiesenen  Ungehorsam ;  die  Strafe  ist  (correc- 
tionell)  Freiheitsstrafe  von  3  Tagen  bis  6  Monaten.  Luzern 
und  Freiburg  bestrafdln  nur  —  als  Aufstand  (6meute)  — 
eine  Zusammenrottung  in  eigentlich  aufrührerischer  Absicht, 
wenn  auf  die  Aufforderung  der  Obrigkeit  und  ohne  dass  An- 
wendung von  Gewalt  nolhwendig  wird,  Ruhe  und  Ordnung 
hergestellt  werden.  Bestraft  (correclionell )  werden  nur  die 
Anstifter,  Rädelsführer  und  ihätigsten  Theilnehmer  des  Auf- 
standes, in  Luzern  mit  Arbeitshaus,  in  Freiburg  mit  zucht- 
gerichtlichem Verhaft ,  in  beiden  bis  zu  6  Monaten.  In  Frei- 
burg gehört  hierher  auch  noch  die  Vorschrift,  dass  wer  durch 
unbefugtes  Sturm -Läuten  oder  Blasen  Tumult  verursacht, 
mit  Geldbusse  von  50 — 200  Fr.  oder  Gefängniss  bis  zu  6  Mon. 
(corr.)  bestraft  werden  soll.  Waadt  bestraft  allgemein,  so- 
bald nur  die  öffentliche  Ruhe  (la  paix  publique)  wirklich  ge- 
stört worden  ist,  mit  Geldbusse  bis  zu  6ü  Fr.  oder  Gefäng- 
niss bis  zu  15  Tagen,  in  schwereren  Fällen  mit  Busse  bis  zu 


Digitized  by  Google 


100  oder  300  Fr.  oder  mit  GefängniH  bis  n  3  Mon.  oder 
Znchthias  bis  iv  •  Moo.  Tee« in  endfieh  hat  in  XlmlidieBi 
SiBne  zQgleieil  eine  Menge  speiieHer  FüUe  a^ffeslellty  die  es 
«eist  mit  dddbnsse  oder  Geföngaiss  stnft*). 


$.  125. 
CSnuiflsAtze* 

Das  Gem.  A.  kennt  weder  ein  allgemeinet  Verbrechen  des 
Ungehorsams  noch  des  Widerstandes  gegen  die  OlnriglKeit 
Immer  können  nur  besondere  Verhältnisse  strafbar  maehen 
(namentlich  beamliichej;  der  Widerstand  ist  nur  als  crimen  vis 
ttriflrar.  Die  neneren  Deutschen  St.  G.  B.  strafen  den  letz- 
teren allgemein,  den  ersten  vielfach.  So  auch  die  Schweiz» 
Der  Widerstand  (oder  die  Widersetzlichkeit)  gegen  die  übrig-» 
keit  besteht  in  einer  Anwendung  oder  Androhung  körperiicber 
Gewalt  gegen  einen  Beamten,  zu  dem  Zwecke,  nm  ihn  zor 
Unterlassang  einer  amtlichen  Handlang  zu  zwingen Der 
blosse  Ungehorsam  besteht  in  irgend  einer  Nichtbeachtung  — 
durch  Unterlassungen  oder  positive  Handlangen ,  weiche  kei- 
nen W^iderstand  enthalten  —  irgend  eines  Befehls  oder  einer 
Anordnung  der  Obrigkeit.  Der  wesentliche  Unterschied  bei- 
der leuchtet  ein,  namentlich  auch  in  der  l^eziehung,  dass  der 
blosse  Ungehorsam  nur  die  öflFentliche  Ordnung,  der  Wider- 
stand aber  auch  zugleich  die  gemeine  Ruhe  stört.  Zu  beiden 
gemeinschaftlich  wird,  damit  sie  strafbar  werden,  erfordert: 
1.  Als  Subject  Jemand,  der  dem  Befehle  oder  der  Handlung 
der  Obrigkeii  Folge  leisien  mussie.  2.  Miliiin  Rechtmässig- 

ij  Corr.  Ges.  von  Basel  15,  Xhargau  335,  336,  Graubüadea  74, 
Lmern  116-118,  Pol.  8«.  6.  B.  34,  Freih.  102-104  ,  307  ,  309, 
Waadt  135—13«,  Tecsia  228  ,  235. 

S)  Blit  Recht.  Der  Staat  ina«s  Gehorsam  fär  seine  Gesetze  und 
Anordnungen  fordern.  Aber  ^eden  IJogehorsam  oder  Wider- 
stand sofort  zu  (Miiem  Verbrechen  machen,  kann  nur  ein 
lämmeriich  kleinlicher  oder  terroristischer  FoUzeistaat. 

3)  Die  ntoere  Gesetzgebung  bat  —  iaconse^pient  —  den  Zwanf 
zur  Vornahme  einer  aindaclieii  Ibedlang  (Gremeinrechtlich 
crimen  vis)  hioMgef^gt. 
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keit  des  ßefebis  oder  der  amllichen  Handlung.  Folglich 
Zweierlei :  €k,  Dass  der  Befehl  sowohl  als  die  Handlung  von 
dem  TerfassoDgsmässig  comp elenten  obrigkeitlichen  Organe 
ausgegangen  sei.  Befehl  und  Handlung,  za  welchen  das  be- 
treffende obrigkeitliche  Organ  nicht  compctent  war,  sind  eben 
gar  keine  obrigkeitliche ,  sondern  vielmehr  gesetzwidrige  Be- 
fehle und  Handlungen  Dass  sie  ausserdem  rechtmässig 
sein  müssen.  Hierbei  ist  indess  zu  unterscheiden :  Formelle 
Rechtmässigkeit  muss  unter  allen  Umständen  gefordert  wer- 
den. Eine  materielle  IVechtmässigkeit  aber  nur  in  der  Regel, 
nämlich  nur  dann  nicht,  wenn  das  formelle  Recht  als  mate- 
rielles gilt  (z*  B.  das  rechtskräftige  Brkenntniss,  das  auch  ge- 
radczu  gegen  die  Gesetze  Verstössen  möchte)').  3.  Dolos; 
der  Thäter  mnsste  ungehorsam  sein  wollen,  sich  widersetzen 
wollen.  —  Die  Grandsätze  der  Schweiz.'  St.  G.  B. ')  sind 
folgende:  L  Ungehorsam:  Allgemein  bestrafen  den  blossen 
Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügungen  (Befehle,  Brlasse, 
Anordnungen  u.  s.  w.) : 

Basel  (correctionell)  mit  Freiheitsstrafe  von  1  Tage  bis  zu  6 
Monaten ;  Schaffhausen  (corr.)  mit  Stägiger  bis  Smonatlicher  Zucht- 
liaiM-  oder  Gefangnissstrafe ;  Zürich  mit  Geldbasse  bis  xa  100  Fr. , 
womit  Gefangniss  bis  zu  1  Mon.  Terbaaden  werden  kann;  Thur- 
gau  mit  Gelijänsse  bis  zu  100  Gulden,  oder  Geföngniss  bis  zu  1 
Monat;  Lu/crn  und  Freibarg  (corr.)  mit  Geldbusse  von  4— 100  Fr., 
oder  Ccfängniss  von  1  Tage  bis  zu  1  Mon. ''j;  St.  Gallen  unter- 


1)  Die  Frage  ist  bekanntlich  eben  so  bestritten,  als  der  Streit 
unerfindlich  ist. 

2)  Auch  hier  ist  grosser  Streit.  Manche  Rechtslehrer  fordern 
blinden  Gehorsam,  also  nicht  einmal  formelle  Recbtsbe- 

ständigkeit ;  die  meisten  wenigstens  keine  materielle  (letzteres 
auch  der  Pariser  Cass.-Tfof,  in  seiner  besseren  Zeit). 

3)  Von  diesen  fordern  ausdrücklich  namentlich  Competenz  oder 
Verfassungsmässigkeit  der  betr eilenden  Verordnungen  u.  s.  w.: 
Aargau,  St.  Gallen,  Teasin,  Lnzent,  Freibarg»  Zürich, 
Waadt.  Das  Ob.  Ger.  zu  Zürich  hat  (am  21.  Saptenaber  i8S3)  ' 
angenommen,  dass  nach  §.  106  in  Verbindung  mit  §.  IM  St* 
G.  B.  der  strafbare  Ungehorsam  ,,Befehle  oder  Anordnungen 
einer  Behörde  oder  eines  Beamten  voraussetze,  welche  diese 
in  ihrem  Geschäftskreise  erlassen  und  entweder  selbst  und 
unmittelbar  oder  durch  einen  amtlich  Bemiftragten  eroffiiet 
und  in  Vollzug  gesetzt haben'^  (Schauberg,  Bcitr.  Bd.  19,  S.4). 

4)  Beide  drohen  dieselbe  Straf»  auch  demjenigen,  der  y gegen 
Landesgesetze  oder  obrigkeitliche  Verordnongen,  auf  deren 
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scheidet:  Ungeharsam  gegen  eiiien  „Befehl,  den  ein  Beamter  der 
lUgierang  al«  sdeher  ans  sioh  «riäMt^,  'wird  mit  GeMbttsae  von 

4—80  Fr. ,  Ungehorsam  g<>gen  (»verfiiaauiigaiiiiisaige^)  t^obrigkeitliche 
Verordnungen"  mit  Geldbusse  von  10  —  200  Fr.,  und  bei  dadurch 
erwachsener  bedeutender  Gefahr  oder  Benachtheiligung  zugleich 
mit  Gefängniss  von  1 — 6  Mon.  belegt;  sämmtliche  Strafen  sind  cor- 
rectionell»  Tessiii  bestraft  feden  UDg:ehor8«m  gegen  einen  (ver- 
ftMSnngsmÜMigen)  Befehl  der  Obrigkeit  mit  Geldbasse  1.  bis  3. 
Grades,  und  hebt  ausserdem  als  besonders  strafbar,  bis  zn  Ge- 
fängniss 2.  Gr.  einzelne  Fälle  hervor;  Verweigerung  von  Seite  des- 
jenigen, der  oftenUich  ein  Gewerbe  oder  eine  Kunst  treibt,  über 
Gegenstände  seiner  Kunst  oder  seines  Gewerbes  gerichtlich  Gut- 
achten abzugeben  oder  Untersncbmigen  anzustellen;  Nichtanzeige 
von  Seite  ärztlicher  Personen,  die  Misshandlnngen  oder  Krank- 
heiten heilen,  welche  durch  ein  Verbrechen  veranlasst  sindj  Be- 
günstigung von  Verbrechen  und  Verbrechern  (s.  ob.  §.  83);  wider 
besser  Wissen  geschehenes  Ableugnen  seiner  Wissenschaft  von 
Seite  desjenigen,  der  als  Zenge  vor  Geriebt  geladen  ist.  Nor  ein- 
zelne bestiminte  Fälle  des  Ungehorsams  bestraft  Waadt:  Ver- 
letzung obrigkeitlich  angelegter  Siegel  mit  Geldbusse  von  40  bie 
600  Fr.  (a.  W.)  oder  Zuchthaus  von  10  Tagen  bis  zu  tO  Monaten; 
Verletzung  eines  gesetzmässig  angelegten  Arrestschlages  mit  Geld- 
busse bis  zu  60  Fr.  oder  Gefängniss  bis  zu  15  lagen;  Uebertre> 
tung  eine«  dem  Thfiter  auferlegten  obrigkeitlichen  Verbots,  Ver« 
Weigerung  einer  von  einem  Beamten  gesetzmSssig  geforderten  Hülfe 
mit  denselben  Strafen ;  beide  jedoch  nur  auf  Antrag  desjenigen, 
von  dem  der  Erlass  ausgegangen  war;  Zuwiderhandlung  gegen 
die  richterliche  Untersagung  eines  Gewerbes,  Handels  oder  Ge- 
schäfts, mit  Geldbusse  von  50  —  600  Fr. ;  Rückkehr  eines  durch 
Straftirtheil  verwiesenen  Fremden  (auf  die  Dennnciation  des  PrS- 
fecten)  mit  Zuchthaus  bis  zu  6  Monaten*).  Ausserdem  bestrafen 
criminell  (als  zugleich  die  öffentliche  Ruhe  gefährdend)  die  Auf- 
forderung zum  Ungehorsam  gegen  die  Gesetze  oder  obrigkeitlichen 
Anordnungen :  Aargau  mit  Zuchthaus  zeitlich  im  1.  Gr* ,  St.  Gal- 


Uebertretung  keine  bestimmte  Strafe  ausgesetzt  ist ,  sich  ver- 
fehlt.^ Wenn  diese  Vorschrift  aber  irgendwie  strafrechtlichen 
Sinn  haben  soll,  so  kann  sie  nur  dahin  verstanden  werden, 
dass  sie  die  allgemeine  Straffeststellung  für  diejenigen  Po- 
lizeistraf-Geaetse  «ad  Verotdnnngen enthalte,  welche  einer 
bestimmten  Straiandrohang  entbehren. 
I)  Pol.  St.  G.  V.  St.  Gallen  30—32,  v.  Basel  18,  v.  Schaffh.  28, 
V.  Luzern  28,  St.  G.  B.  v.  Freiburg  302,  Zürich  106,  Thur- 
gau  340,  Tessin  177-182,  Waadt  127—132.  Schaffhausen  und 
Tessin  rechnen  hierher  auch  ehrbeieidigende  Aeusserungen 
gegen  die  Behörden,  wekhe  VcrotdaaBgcn  erlasfen  haben»  in 
Btug  «of  dteM. 
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lea  mit  Geldbasse  bis  m  2400  Fr.  oder  mit  Zudtthsiu  bis  va.  i  J. 
•der  mit  KrögelB ,  Freibarg  (corr.)  mit  Gefangoiss  oder  Kantons« 
Verweisung;  und  gegen  Geistliche  aasserdem  mit  Amtsentsetzung 

II.  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit.  Zum  Tbatbestande 
desselben  gehört  nach  seinem  Begriffe,  ausser  den  oben  be- 
reits aufgestellten  gemeinsamen  Erfordernissen  dieses  Ver- 
brechens und  des  blossen  Ungehorsams:  1.  Als  unmittelbares 
Öbject  die  Person  eines  Beamten  (irgend  eines  Organs  der 
Obrigkeit)  *).  2.  Anwendung  oder  Androhung  einer  körper- 
lichen Gewalt  *).  3.  Zu  dem  Zwecke ,  den  Beamten  zu  einer 
Unterlassung  (Widersetzliclikeit  i.  e.  S.)  oder  zur  Vornahme  ' 
(Nöthigung)  einer  amtlichen  Handlung  zu  zwingen  *).  A.  VoW- 
endet  ist  das  Verbrecbeu  durch  die  Ausübung  oder  Andro- 
hung der  Gewalt,  gleichviel,  ob  die  Absicht  erreicht  ist  oder 
nicht.  Die  Schweizer.  St.  G.  Ii.  steilen  folgende  Satze  auf : 
A.  Begriff:  Lediglich  Gemeinr.  (als  Widerstand  i.  e.  S.)  fassen 
ihn  auf:  Aargau,  St.  Gallen,  Basel,  Schaffhausen,  Waadt; 
Nöthigung  und  Rache  nehmen  mit  hinein :  Zürich ,  Thurgau, 
Bundesstrafrecht  (bezüglich  der  Bundesbeamten,  zugleich  aber 
auch  unter  Ausdehnung  auf  Hinderung  der  Vornahme  von 
Wahlen,  Abslinimungen  oder  anderen  \ Crljandlungen,  welche 
durch  die  Bundesgeselze  vorgeschrieben  sind) ;  blos  noch  die 
Aölhigung :  Tessin  (worüber  jedoch  zu  vergleich,  oh.  §.  122); 
ausserdem  noch  allgemein  jede  ihatlichc  31isshandlung  wäh- 
rend der  Ausübung  des  Amtes:  Luzern,  Freiburg;  weiter 
noch  jede  Beschimpfung  während  solcher  Ausübung:  Grau- 
bünden. 

B.  Strafe :  Et  wird  mei«t  iitttcrschiedeii ,  ob  die  That  mit  Mim« 
bandlang  des  Beamten  oder  mit  Waffen  gMehehen,  oder  ob  diosa 

erschwerenden  Umstände  fehlen.  Im  ersten  Falle  ist  die  Strafe 
nach  Aargau:  Keltenstrafe  7eitlich  im  2.,  nach  Umstünden  anhal- 
tend im  1.  Grade;  ßasel:  Zuchthaus  voni-^J.,  oder  iieUen«U*afe 


0  Aargan  67  ,  68,  St.  Gallen  98,  Freihurg  310,  311. 

3)  Ueber  die  GompeteD%  nnd  Rechtmässigkeit  der  Handlung  ob. 

3)  Androhung  einer  lakchen  Dennnciation  z.  B.  würde  also  nicht 
hierher  gehören. 

4)  Einzelne  Gesetze  setzen  noch  f«*rner  (durchaus  anomal)  hinzu  : 
oder  Rache  zu  uehnieu.  Von  selbst  versteht  sich,  dass  so- 
wohl m  diesem,  als  in  dem  Falle  des  Zwingens  des  Beamten 
k«  einer  amtlichen  Handlung  daTon,  dass  das  Sob|cct  dem 
betreffenden  Beamten  zom  Gehorsam  Tarpfltehtet,  sowie  die 
Obrigkeit  competent  sein  müsse ,  nicht  die  Red«  sein  kann. 
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im  2.  Gr.,  kci  eiMr  VerwvadvBg  Kcttcnttrafo  1.  oder  2»  Gr.  voa 

2—6  J.;  Schafihaasen  :  Arbeitshaus  von  2—4  J. ,  und  bei  Ver^vun- 
dung  dieselbe  1.  Gr.  von  2 — 8  J.;  Zürich:  Zuchthaus  bis  zu  4  J., 
«der  Gefangniss  mit  Geldbusse  bis  %u  1000  Fr.;  Thurgau:  Gefang- 
niss  oder  Arbeitshaus  bis  zu  4  J. ;  Luzern :  Zuchthaus  von  1—8  J., 
ud  in  cchwercren  FaUen  Ketleiulrafe  von  gleicher  Dmier;  Frei- 
Irarg:  Zwangsarbeit  Ton  1—8  J.,  oder  Verbannang  au  derSidge* 
nossenschaft  von  gleicher  Dauer.  Im  zweiten  Falle :  Aargau :  KeU 
tenstrafe  zeitlich  im  1.  Gr.;  Basel:  Zuchthaus  von  1—4  J.,  oder 
Landesverweisung,  bei  Kantonsbürgern  von  1- 8  J.;  Schaffhausen: 
Arbeitshaus  von  6  Mon.  bi«  4  J. »  Zürich :  Gefangniss  mit  Geld- 
linsse  bis  zn  300  Fr.,  anch  Geldbnsse  bis  am  diesem  Betrage  allein; 
Thurgau:  Gefängniss  oder  Geldbusse  bis  sn  200  Golden;  Lnzern: 
Einsperrung  bis  zu  1  J.  ,  oder  Geldbusse  von  100 — 400  Fr.  Frei- 
faur«;:  GefängDiss  bis  zu  1  Jahr,  oder  Verbannung  aus  der  Eidge- 
nossenschaft auf  1  J.,  oder  Geldbnsse  von  100  —  400  Fr.  Anders 
nnterscbeideii  nnd  straiiBüi:  St.  GnUen:  Einjbdien  Widerstond  tiiSt 
Znchlbaas  von  1—2  J. ;  bei  erfolgter  Handanlegong  tritt  Schirfang 
mit  Prfigelstrafe  hinzu ;  bei  schwerer  Verwundung  oder  Verstüm- 
melung Todesstrafe  (die  aber  nach  der  Bundcsverf.  Art.  54  jetzt 
fortfallen  muss).  Waadt :  Die  Strafe  des  einfachen  Verbrechens 
ist  Gefängniss  bis  zu  i5  Tagen;  gegen  den,  der  Waffen  trug ,  Zuchtr 
bans  von  iO  Tagen  bis  nu  10  Mon.;  bei  MissbandInngen  oder  bei 
Verletzungen,  welche  eine  Arbeitsunfiiliiglteit  nicht  über  30  Tage 
nach  sich  gezogen  haben ,  Zuchthaus  von  15  Tagen  bis  2  J. ;  bei 
Verletzungen  mit  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  30  T. ,  Zucht- 
haus von  6  Mon.  bis  8  J.;  bei  der  erheblichen  Verstümmelung  des 
Art.  233  St.  6.  B.  (unt.  in  der  Lehre  von  der  Körperverletzung) 
Znchtbans  Ton  2—16  J.  Tessin  nntersebeidet,  ob  der  Widerstand 
durch  eine  (bewaffnete  oder  nicht  bewaiTnete)  Menge  von  minde* 
Stens  3,  oder  ob  er  nur  von  1  oder  2  Personen  verübt  ist.  Jener 
Fall,  der  wieder  mehrfach  unterschieden  wird,  gehört  dem  Auf- 
rubr  an  (s.  ob.  9.  122);  in  dem  zweiten  soll,  wenn  einer  der  Tha- 
ter  yftMsB  trag»  Zwangsarbeit  i.  Gr.,  sonst  Geföugniss  S.  Gr.  eu»> 
treten ,  welche  Strafen  fedoch  nach  dem  Gesetz  vom  20.  Jannw 
1851  (ob.  §.  118)  jetzt  andere  sein  müsseo.  Ausserdem  soH  |edes 
bei  dem  Widerstandp  oder  in  Folge  desselben  besiangene  selbst- 
ständige Verbrechen  j^f^en  die  Thatcr  nnd  Theilnchmer  besonders, 
und  zwar  geschärft ,  bestraft  werden.  Graubünden  straft  zwar  die 
Widcrset&lichlieit  üir  sich  ohne  weitere  Unterscheidnngs  mit  Ge- 
ISngniss  oder  Zuchthans  bis  zu  einem  halben  Jahre,  oder  mit  Geld« 
busse ,  wobei  jede  dieser  Strafen  mit  Ausschliessung  von  öffent- 
lichen Aemtern  und  vom  Stimmen  und  Mehren  verbunden  werden 
kann;  wenn  aber  zugleich  andere  Verbrechen  verübt  sind,  sosol- 
len die  dafür  Schuldigen  die  entsprechenden  Stralien  wie  bei  Aufr 
mhv  treffen.  Das  Bnndesstrafirecht  straft  ohne  alle  Uatnrscheidnng 
mit  Gefängniss  oder  Geldbnsse.  Ausserdem  bestrafen  schon  die 
blosse  Auffordernng  oder  Anfireiziiag  znai  Widerstände  gann  nach 
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4m  Gxuadiätzen  von  Aafferderwifi  zom  Aufruhr :  Aargan,  Basel, 

Schaffhausen,  Zürich,  Tbmrgaa,  Luzern,  Freiburg ,  Bund^sstrafr. 
Tessia  straft  jede  Aufreizung  oder  Aufforderun»  zu  einem  Gewalt- 
samen Widerstande  mit  Gefangniss  2.  Grades  (jetzt  gleichfalls  ge- 
linder  % 

m. 

§.  126. 

Die  Schwoiz.  St.  G.  B.  zieheo  zum  grossen  Theil  in  den 
Begriff  des  Ilochverralhs  Unternehmungen  gegen  die  Existenz 
odcT  Wirksamkeit  der  bestehenden  obersten  Kantons-  oder 
Bundesbehörden  (ob.  §.  112).  In  Verbindung  hiermit  wird 
von  einzelnen  weiter  ein  besonderes  Verbrechen  des  Zwanges 
gegen  untere  Staatsautoritäten  aufgestellt.  Es  umfasst  Ge- 
waltlhaligkeilen ,  die  auf  eine  Auflösung  Igegen  die  Existenz) 
oder  auf  Hinderung  des  Zusammentritts  oder  gegen  die  Frei- 
heit der  Berathungen  derjenigen  niedrigeren  Staatskörper  ge- 
richtet sind,  gegen  welche  solche  Angriffe  nicht  bereits  als 
Hochverrath  angesehen  werden.  Zu  diesen  Staatskörpern  wer- 
den auch  eigentliche  Behörden  (Beanitencorporalionen)  ge- 
rechnet. Insofern  dies  der  Fall  ist,  wird  der  Thatbestand  des 
Verbrechens  schwankend  gegenüber  dem  des  W  iderstandes  ge- 
gen die  Obrigkeit.  Der  letzlere  wird  einerseits  meist  (s.  d.  v.  §.) 
so  weit  aufgestellt,  dass  auch  Acte  der  Auflösung  oder  des 
Hinderens  des  Zusammentrittes  dahin  gehören Anderer- 
seits wird  er  in  der  Hegel  schwerer  bestraft,  als  der  Zwang 
der  zuletzt  genannten  Art,  obwohl  dieser  (gegen  die  ganze 
Existenz  oder  Wirksamkeit  gerichtet)  unstreitig  Dach  allge- 

0  Aargau  65  —  67,  Basel  50  — .52,  Schaffh.  56,  57,  Zürich  104» 
105,  107,  Thurgau  337—339,  Luxem  124—127,  Freiburg  110 
bis  113,  St.  Gallen  100,  101,  98,  Waadt  117,  118,  Graub.  75, 
Tessin  163  — 16S,  Bundesstratr.  47,  48.  Das  Bandesstraft-echt 
hat  übrigens  auch  hier  Art.  52  die  Viirsehrül,  d«M,  wean 
das  Verbrechen,  hlos  f^gen  Kanionalbebörden  verfibt,  eine 
bewaffnete  eidgenössische  Intervention  vermlasst  hat,  das 
Bundesstrafr.  Anwendung  finden  soll.  Dieses  ist  milder  als 
die  Kanton.  St.  G.  B. ,  gleichwohl  der  gemeinte  Fall  in  der 
Regel  schwerer.  Die  i-olgen  für  die  Gerechtigkeit  ergeben 
«ich  daranis  Ton  feihst. 

2)  St.  Gatten  Art  99  tpridit  in  der  That  hier  tob  „Widerstand*  { 
eben  so  Granb.  f.  6S. 
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BmeD  GrondsätM  atrafireehdidi  wkmmt  mchaiit  Der 
Bkhier  wird,  om  lolche  Confliete  nacti  den  Anfordera^ien 
der  Gereehiigkeit  anszuglcichen,  die  Schwere  des  einxelneii 
Fallee  jedeemal  ni  beachten  haben  *}«  Im  Einzelnen  wird  ver- 
ordnet: 

Di«  erwähnten  6ewaltthitigi(eiten  gegen  Genettderenanw» 
langen  und  untergeordnete  Verwaltungs-  und  richterliche  Behür- 
den  straft  St.  Galleu  (auch  schon  Verbindungen  in  solcher  Ab- 
ficht) mit  Zuchthaus  von  '/a — 1V*'^'>  bei  bedeutenden  Ve^^run- 
dungen  oder  bei  Verstümmelungen  bis  lebenslang,  wenn  die 
Verktsnngen  dber  an  den  V<astehem  nnd  Beamten  Teriibt  wor- 
den, mit  dem  Tode  (der  jetzt  wegfällt);  Luzern  mit  Einsper- 
rung oder  Zuchthaus  bis  zu  3  J.;  Freiburg  mit  Gefängniss  oder 
mit  Verhaft  im  Zwangshanse  bis  zu  2  J.  Graubünden  straft 
„jedes  Unternehmen,  welches  zwar  nicht  auf  den  Umsturz  der 
Verfassung  und  die  völlige  Auflösung  der  oberen  Staatsgewalten, 
wohl  aber  danraf  geriehtet  iet,  auf  gewaltsame  ober  sonst  gesatz- 
widrige  Weise  irgend  eine  bestehende  Staatsanstalt  aufzuheben 
oder  zu  zerstören  oder  den  Zusammentritt  der  oberen  Staatsga* 
walten  (Grosser  Rath,  Kleiner  Rath  und  Staatscommission)  zu  ver« 
hinderen,  oder  die  Freiheit  ihrer  Berathungen  aufzuheben,  oder 
denselben  oder  ihren  Beamten  Widerstand  an  leisten,  sei  es  nm 
etwas  an  erzwingen  oder  der  £#dslang  einer  scholdigen  Pflieht 
sich  zu  entziehen",  mit  Gefilogniss  oder  mit  Zuchthans  bis  zu  4  J., 
wobei  jedoch  die  GeHingnissslrafe  »anz  oder  theilweise  in  Geld- 
busse verwandelt  werden  kann,  jedenfalls  aber  der  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehren,  oder  mindestens  Ausschluss  von  öfl'entlichen 
Aemtern  nnd  vom  Stinunen  nnd  Mehren  zn  erkennen  ist*). 


Die  Doetrin  des  Gem.  R.  erkennt  eine  Verletcimg  der  Amte- 
ebre,  als  ein  besondere«  Verbrechen  nicht  an*];  sie  schärft 
nur  die  Injurien  gegen  Beamte  als  solche,  wegen  der  gleich- 


I)  Freilich  wird  solcher  Zwang  gegen  die  Staatsautoritäten  sel- 
ten oder  gar  nicht  vorkommen  können,  ohne  dass  zugleich 
Aufruhr  vorliegt;  woraus  sich  um  so  mehr  er(;ibt,  wie  unklar 
der  Gedanke  der  Aufstellung  des  Verbrechens  überhaupt  ist. 

8)  St.  Gallen  99,  Lnzem  11$,  Freibarg  101,  Granb.  63  ,  64. 

3)  Einzelne  Rechtslehvar  woOan  als  dffentUche  Terbrechen  an^ 
sahen :  Beleidigang  der  Geistlichen  während  einer  öfiantlichen 
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leitigcn  Verietcang  des  AasdieBS  des  Amts.  Die  ncneren 
Denltcii.  St  6.  B.  haben  —  in  Tielfacber  Uebereinslimiiraiig 
wak  schon  Ülterer  Particiilargesetigebang  —  die  Verletziing 
der  Amtsehre  desto  mehr  als  ein  selbslstandiges  Verbrechen, 
manchmal  unter  reicher  KasoistilL,  henrorgehoben.  Eben  so 
die  meisten  Schweif.  St  G.  B.  Das  Yerbrechen  wird  dabei 
gewöbnlich  nicht  beschränkt  auf  Staatsbehörden  (Beamte),  son- 
dern aosgeddint  auch  anf  andere  Staatscorporationen,  und 
anfgefasst  als  dne  Verletzung  der  Würde  des  Staats  selbst, 
also  (nach  Rom«  Anffassang)  als  eine  Art  von  crim.  majest^ 
Für  die  gegenwärtigen  staatlichen  Verhältnisse" ist  dss  freilich 
willkürlich  genug,  wenn  man  nicht  eben  jedes  Verbrechen  als 
eine  solche  Verletzliog  ansehen  will;  besser  kann  man  es  be- 
trachten, als  gegen  die  gemeine  Ordnung  in  dem  ol^en  ($.  121) 
bezeichneten  Sinne  gerichtet  Es  ist  darunter  zu  yerstehen 
jede  eigentliche  Ehrrerletznng,  welche  einem  Beamten  als 
solchem,  oder  nach  einigen  St  G.  B.  einer  staatlichen  Cor- 
poration überhaupt  oder  deren  Mitgliedern,  zngefögt  wird« 
Zum  Tbatbestande  gehört  zunächst  1.  der  Xhatbestand  der 
Injurie  überhaupt,  mit  allen  ihren  Arten  (unten  in  der  betr. 
Lehre),  und  ausserdem  2.  ab  Objekt  ein  Beamter  des  Staats, 
gleidiriel  ob  unmittelbarer  oder  mittelbarer  (nämlich  Beamter 
solcher  Gorporationcn ,  welche  zu  dem  Staatsganzen  gehören), 
oder  ob  als  pbjsisches  Indlridnum ,  oder  als  juristische  Person 
(Behörde).  3.  Der  Beamte  muss  als  solcher  beleidigt  sein, 
also  entweder  in  der  unmittelbaren  Ausübung  seines  Amtes, 
oder  in  Beziehung  auf  sein  Amt  —  Was  speziell  die  Schweiz. 
St  G.  B.  betrifllt,  so  enthält  Aar gau  über  die  Verletzung  der 
Amtsehre  gar  nichts;  Sc  ha  ff  hausen  verordnet  nur,  dass  bei 
Tnjurien,  einem  Milgliede  einer  Behörde  oder  einem  Geisl« 
liehen  in  amtlicher  Stellung  zugefügt,  corrcclionclle  Hehand- 
Inng  eintreten  könne;  Granbünden  zieht  die  Beschimpfung 
und  IMisshandlung  eines  Beamten  in  seinen  Amts  Verrichtungen 
zum  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit  (s.  d.  t.  §.)  und  ver- 
ordnet ausserdem  nur,  dass  Verleumdungen  und  Ehrenkrän- 

gottesdienstlicben  Handlung,  nach  1.  10.  C.  de  episc.  et  der. 
u.  Nov.  123.  c.  31  (welche  Handlung;  mdess  in  die  Kategorie 
der  Religionsverbrecben  gehört),  und  der  Beamten,  nach  1.1. 
S.  i.  de  esctr.  crim. ,  we  IndeM  von  etwas  ganz  Anderem  die 
Rede  ist. 
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.kmigeB  gegen  AmlqpenoMi  m  Bezug  aof  IM  AmUhand^ 
longen  schwmr  lo  bestrafen  seien,  als  solcbe,  die  Mos  Privat- 
personen betreffen;  und  Thurgan  erhöhet  die  Strafe  der 
gewöhnlichen  Injarien  am  die  Hälfte,  verordnet  auch  Straf* 
verfahren  Von  Slaalswegen»  wem  die  Injurie  gegen  BclMirdeiii 
Beamte,  GeistUcho  oder  öffendiehe  Diener  bd  der  Aasjftwif 
flkres  Amts  oder  mit  Betiebong  auf  Ihre  bisherigen  yerricb- 
tungen  verübt  wird  Vielfach  kasnistisch  verordnen  die  an- 
deren St.  6.  B.  I.  Ben  Begriff  betreffend.  Dieser  wvd  aft* 
gemein  ausgedehnt  auf  süimntliche  staalUcbe  Corporationen 
(Staatsantoritiiten)'];  das  Bondesstrafrecht  fahrt  femer  noch 
die  einzelnen  Mitglieder  der  Bandesversammlnngen,  so  wie 
einzelne  Eidgenössische  Repräsentanten  oder  Commissarien, 
und  Basel  gar  »auswärtige  obere  Staatsbehörden*  auf.  An- 
dererseits ziehen  in  den  Begriff  aueh  Drohungen  (die  eich  dann 
nicht  auf  die  Anwendung  körperlieher  Gewalt  zur  Ausübung 
eines  Zwangs  beziehen  dürfen,  da  sonst  Widerstand  vorhan- 
den wäre)  hinein:  Tessin,  St.  Gallen,  Luzem,  Freibarg, 
Waadt.  Dagegen  beschränkt  das  Bundesstrafrecht  den  B^ 
griff,  zweifecb ,  indem  es  einerseits  nur  wörtUche  (oder  schrifIL 
oder  sjmbol.)  Beeidigungen  und  andererseits  diese  nur  dann 
hierher  zieht,  wenn  sie  öffentlich  verübt  sind. 

II.  Strafe.  Tessin:  Thätliche  Misshandlungen  gegen  ein  Mit- 
glied des  Grossen  Raths,  des  Staatsraths  oder  des  Appellations- 
gerichts trillt  iui  ersten  Verübungsfall  Zwanjgsai  hpit  1.  (ir. ,  lUi 
zweiten  Fall  2.  oder  3.  Gr.;  gegen  Andere:  Gefangniss  2. — 4.  Gr. 
und  öffentlicher  Verweis,  wenn  aber  Verwandong  stattgefunden 
oder  eine  Krankheit  verursacht  ist,  Zwangsaibeit  1.  oder  2.  Gr. 
Wörtliche  grobe  Beleidigungen  und  Drohungen  trifft,  wenn  sie 
gegen  die  zuerst  genannten  Beamten  verübt  sind,  Gefangniss  2., 
sonst  1.  Gr.  Diese  kann  2.  Gr.  uiitGeldbasse  2,  Gr.  sein,  wenn  Jemand 
sich  fälschlich  berühmt  hat,  er  habe  durch  seinen  Einiluss  oder 
durch  Geschenke  n.  s.  w.  einen  Beamten  zn  etwas  vennocbt,  und 
dieselbe  Strafe  3.  Gr.,  wenn  er  sich  sogleich  für  solche  angebliche 
Verwendung  etwas  hat  geben  lassen,  in  beiden  FaUen^nn  öffent^ 

1)  Schaffh.  Zaehtpol.  G.  66,  Granb.  75.  203.»  Thnrgau  194.  900, 

2)  Dies  könnte  zweifelhaft'  sein  bei  Lnzem,  FVeiborg,  Basel« 

Zürich,  welche  nur  von  Beamten  oder  Behörden  sprechen. 
Allein,  wie  auch  die  Bundesverf.  II.  Abschn.  beweiset,  werden 
unter  Behörden  auch  namentlich  die  legislativen  Staatskörper 
verstanden,  wie  denn  Zürich  im  Verlaufe  seiner  Bestimmungen 
aosdrüthlich  der  Bdeidigungen  gegen  den  i^Groasen  Radi' des 
Kantons  erwähnt. 
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lieber  Verweis  hinzutreten.  NmIi  dem  Ges.  v.  20.  Janaar  1851, 
da  es  sich  doch  im  (»runde  hier  um  politische  Verbrechen  handelt, 
müssen  mit  Ausnahme  des  letz,ten  Falles  (der  zugleich  Betrug  in- 
volvirt)  alle  jene  Strafen  fortfallen  und  nur  die  des  ged.  Ges.  ver- 
hältnissmässig  j^ur  AnweftdiiBg  konunen.  Ausserdem  bestraft  Tetsiii 
noch  mit  GddbiiM»«  uod  zwar  vmtk  Verschied«nhett  der  einzelAeD 
aii^efiihrten  Falle,  iinl.  —  4.  Gr.,  öffeHtliche  Beleidigung,  o6st 
bei  Anderen  hervorgebrachte  Verhöhnung  oder  Verspottung  von 
Gesetzen  oder  ull'entlichen  Erlassen,  so  wie  einfache  (wörtliche) 
Injurien  gegen  Obrigkeit  und  Beamte.  St.  Gallen:  Einfache 
Beleidigung  einer  obrigkeitlichen  Person  (als  solcher)'  dorch 
Verweigemng  der  pflichtgemässen  Bexengnng  der  Ehre  oder  dnrch 
Bezeugung  von  Verachtung;  Drohungen  gegen  eine  Behörde  oder 
ihre  Amtsdiener,  oder  Schmähung:cn  und  Schimpfreden  gegen  Be- 
hörden im  Allgemeinen  oder  gegen  Reglerungshandlungen,  trifft 
Geldbusse  von  10  —  200  Fr.,  im  zweiten  Rückfalle  öffentliche  Aus- 
stellung mit  einem  Prügel  im  Maul,  bis  «nr  Daner  einer  Viertel- 
stunde; Beschimpfung  einer  obrigkeitlichen  Persondnrchehren- 
krankende  Worte  oder  Thaten  trifft  Geldbusse  von  lOO  bis 
1800  Fr.  oder  Zuchthaus  von  3  Mon. ;  Verläumdung  einer  der 
obersten  Staatsgewalten  in  öffentlichen  Beden,  ausge-^ 
•trente  Schmähschriften  oder  bildliche  Darstellungen  trifft  Znieht- 
hans  bis  zu  1 J.,  welche  mit  Prügelstrafe  Terscharfl  werden  kann. 
Basel:  Fhrbeleidigungen  gegen  ganze  Behörden  (auch  auswär- 
tige obere  Staatsbehörden)  trifft  (correct.)  Freiheitsstrafe  bis  zu 
6  Mon.,  oder  Geldbussc  von  10 — 1000  Fr.,  gegen  einzelne  Beamte: 
Freiheitsstrafe  bis  zu  4  Mon* ,  oder  Geldbussc  von  10  —  500  Fr. ; 
gegen  untergeordnete  Bedienstete  bei  Ausübung  ihres  Amts:  Frei- 
heitsstrafe Ton  1  Tage  bis  za  2  Mon.,  oder  Geldbusse  von  5  bis 
200  Fr.  Luzern  unterscheidet  ausdrücklich  Vergehungen  wider 
die  Ehre  des  Staats  i.  e.  S.  und  Beleidigung  der  Amtsehre,  beide 
als  correct.  Vergehen.  Jene  bestehen  in  Drohungen  und  Injurien 
gegen  (ganze)  Behörden,  and  werden  besti'aft  a.  wenn  sie  gegen 
die  obersten  Kantonsbehörden  gerichtet  sind,  mit  Gefängniss  von 
14  Tagen  bis  dreimonatlichem  Arbeitshans,  in  schweren  Fällen  mit 
Arbeitshaus  von  3  Mon.  bis  2J.;  b.  wenn  gegen  untere  Behörden, 
mit  der  Hälfte  der  genannten  Strafen,  oder  mit  Geldbusse  von 
20  —  200  Fr.  Beleidigung  der  Amtsehre  besteht  in  Injurien  gegen 
einzelne  Beamte;  und  wird  bestraft,  a.  wenn  gegen  höhere  Beamte 
(„Beamte*  schlechtweg  genannt)  verübt,  mit  Gefängniss  von  14 
Tagen  bis  dreimonatlichem  Arbeitshans,  oder  mit  Geldbnsse  bis 
zu  200  Fr.,  womit  Abbitte  verbunden  werden  kann;  b.  wenn  *;egen 
niedere  Beamte  (Wachen  oder  obrigkeitliche  Diener),  mit  Ge- 
fängniss oder  Arbeitshaus  bis  zu  6  Wochen,  oder  mit  Geldbasse 
bis  zu  100  Fr. ,  welche  Strafen  bei  Thätiichkeiten  verdoppelt  wel^- 
dea  sollen').  Freibnrg  stellt,  ohne  den  Anadmck:  Amtsehre 

1)  Ausserdem  werden  noch  besonders  (im  §.  51.  PoL  G.  B.)  und 
zwar  mit  den  Strafen  der  Injnrien  gegen  die  unteren  Beamten 
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sa  gebnnchcd,  diefelben  UatericlieMaifeii  wie  Laztrii  «af  d«d 
itnft  (immer  correct ):  za  1.  a.  mit  Gef.  von  15  Tf^gm  bis  drei- 

mon.  Zuchthaus,  in  schweren  Fälleo  mit  Zuchthaas  von  3  Mon. 
bis  zu  2  J. ;  zu  b.  mit  der  Hälfte  der  genannten  Strafen  oder  mit 
Geldbnsse  von  20  —  200  Fr.;  zn  2.  a.  mit  Gefängniss  von  15  Tagen 
bis  zu  dreimon.  Zuchthaus,  oder  mit  Geldbusse  bis  za  200  Fr., 
womit  svch  Abbitte  oder  EbrenerkUiniiig  Terbimdeii  werde»  kuiD; 
zu  b.  mit  Gefängntss  oder  Zuchthaus  bis  va  6  Wochen,  oder  mit 
Geldb.  bis  zu  100  Fr. ;  bei  Thätlichkeiten  werden  diese  Strafen 
verdoppelt').  Waadt:  Wörtliche  (oder  schriftliche  oder  sym- 
bolische) Beleidigungen  gegen  untere  Beamte  werden  bestraft  mit 
GeUbofM  bii  sn  60  Fr.»  oder  mit  Gefingniss  hU  va  15  Tagen; 
gegen  Beborden  oder  böbere  Beamte  mit  Geldboise  bis  m  600  Fr., 
oder  GefiSngniM  bis  zu  10  Mon. ;  beide  Strafen  kömieii  mit  einan- 
der verbunden  werden,  jedoch  ohne  dass  das  Maximum  einer  allein 
überstiegen  wird,  wobei  1  Ta°;  Gef.  und  2  Fr.  einander  gleich- 
stehen. Ausserdem  kann  Druck  und  Veröfifentlichnng  des  Urtheils 
vom  Ricbtor  engeordnet  werden.  TbStlicbbeiten  werden  be- 
straft wie  beim  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit  (s.  ob.  §.  125). 
Zürich:  »Verletzungen  der  Aratsehre"  werden  bestraft  wie  ge- 
wohnliche Injurien,  jedoch  geschärft.  Das  Bundesstrafrecht 
straft  mit  Geldbusse  bis  zu  2000  Fr.,  womit  in  schwereren  Fällen 
Gefangniss  bis  zn  6  Mon.  verbunden  werden  kann.  III.  Modali- 
'  täten  der  Bestrafang.  Nach  denfentgen  St.  G.  B. ,  welche  keine 
besonderen  Vorschriften  über  die  Bestrafung  der  Amtsehre  anf- 
stcllen,  gelten  hier  die  allgemeinen  Vorschriften  für  die  Bestrafang 
der  Injurien*).  Nach  den  anderen  aber  müssen  im  Ganzen  die 
Vorschriften  über  Bestrafung  der  Verbrechen  und  Vergehen  über- 
haupt massgebend  sein.  Jedoch  ist  über  xwei  Pnnkte  zn  bemerken: 
I.  Ansdräcklich,  dass  nnr  anf  Antrag  des  Beleidigten  gestraft  werden 
soll,  verordnen;  Freiburg,  Waadt,  Zürich,  Bundesstrafrecht;. nur 
werden  nach  Zürich  Beleidigungen  des  Grossen  Rathes ,  und  nach 
Waadt  Thätlichkeiten,  von  Amtswegen  bestraft.  Wo  der  Privat- 
antrag nöthig  ist,  kann  dieser  bis  dabin,  dass  die  Strafvollstreckung 
erfolgt  ist,  nmrüekgenommen  werden;  es  folgt  dies  von  sethst,  ist 
aneh  toh  Freibvrg  nnd  Bnndesstrafiredit  ansgeepmchen  *)•  3.  Frag«» 

bedrohet:  „Drohungen  gegen  eine  Behörde  oder  ihre  Amis- 
diener wegen  einer  ausgeübten  oder  auszuübenden  Pflicht  oder 
Amtshandlung  \  Gleichwohl  sind  in  den  fft.  47. 4^ Omhvngen 
gegen  obere  wie  nntere  Behörden  schon  gann  aDfemeinnnter 
die  oben  genannten  schwereren  Strafon  gestellt.  Auch  der 
Entw.  V.  1835  enthält  diesen  Widerspruch. 

1)  Auch  Freiburg  hat  (Art.  316)  den  in  v.  Note  erwähnten 
Widerspruch  von  Lünern. 

S)  Nnr  Thnrgan  macht  eine  Ansnahme  durch  VeviolguDg  von 
Amts  wegen,  e*  ob. 

3)  Freibnrg  aagt;  bei  Znrttcknabme  deiAntrtfB*  1^'*  die^Ver- 
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Ush  ist,  ob,  wie  bei  Ii^«ri«a  überhaapt,  die  Einrede  der  Welk- 
heit zu  berücksichtigen  sei.  Aach  die  VerletzungeD  der  Amts- 
ehre  bleiben  an  sich  Injurien;  die  Frage  ist  daher  zu  bejahen. 
Waadt  und  Freibarg  thun  dies  ausdrücklich;  doch  soll,  wenn  die 
vorgeworfene  Handlung  eine  strafbare  ist,  der  Beweis  nui*  durch 
eine  regelmässige  Unterfiichung  gefnhn  werden  kteacB^). 

V. 

§.  128. 

Ib  denjcuigen  Lüodiern,  lo  denen  da«  Volk  politische  Rechte 
mxuäben  bei,  haben  die  CSesetzgebungen  mitunter  für  ndthig 
gehalten«  eioielne  Handlungen ,  durch  welche  namentlich  dieae 
Ansöbnng  gestört  oder  missbraucht  wird,  anter  besondere 
Strafen  zu  stellen.  So  anch  in  der  Schweiz,  und  in  neuerer 
Zeit  in  Deutschland.  Eine  innere  Nothw^ndigkeit  dafür  ISsst 
sich  nirgends  erkennen.  Jene  Störungen  können  ohne  Gewalt- 
thätigkeit  nicht  gedacht  werden,  die  schon  überall  als  solche 
bestraft  wird;  der  Missbraach  wird  entweder  unter  den  Be- 
griff des  strafbaren  Betrugs  fallen,  oder  es  wird  genügen,  ihn 
bios  der  allgemeinen  Verachtung  —  der  sittlichen  Strafe  — 
zu  überlassen.  Besonders  nach  zwei  Seiten  hin  sind  Hand- 
hingen der  genannten  Art  Ton  den  Schweiz.  St  G.  B.  für 
strafbar  erklärt:  I.  Unredliches  Verfahren  bei  der  Vornahme 
Ton  politischen  Wahlen  oder  Abstimmungen.  Es  kann  dies 
auf  mehrfache  Weise  geschehen:  durch  Kaufen  und  Verkaufen 
der  Stimmen,  durch  Verfälschung  von  Wahlzetteln,  durch 
falsches  ZShlen  u.  s.  w.  Diese  sSmmtlichen  Handlungen  werden 
Yon  den  Schweiz.  St.  G.  B.  mit  Strafe  bedrohet,  aber  nur  tou 
einzelnen,  und  Yon  diesen  einzelnen  nicht  immer  alle.  Nur 


folgvBjr*  auf;  die  Verfolgung  geschieht  eher  bis  tm  Beendi- 
gung der  Exeentioii.  Nach  dem  Bnndesstrafr.  soll  das  gerichlH 
liehe  Verfahren  tkut  «uf  Antn^  eiDgeleitet  und  ndnrchge- 
führt"  werden. 
1)  Vgl.  über  Alles:  Tessin  169-171,  182,  183,  St.  Gallen  13 '( 
bu  137,  und  St  G. B.  t  Verg.  49-51,  Baaei  Gorr.  G.  SO  bis 
22,  Lnzern  Znchtpol.  G.  47- Sl.  Freib. 322  -  328,  Waadt  130 
bis  12S,  Ziirieh  199,  200,  Bandesstrafr.  59. 
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das  Kaafen  und  Verkaafen  yon  WaUitimnieii  straft  St.  Gallen , 
(correct)  mit  Yerinst  des  ActiTbürgerrecbts  aaf  1  ^  6  Jabre^ 
und  mil  dem  doppelten  Betrage  des  gegebenen  oder  verspro- 
ebenen  Preises.  Jenes  Kaufen  und  Verfcanfen  und  annerdem 
das  Unterdrn<^n  oder  EinsebwXraen  von  Stimmielteln»  od« 
das  Geben  derselben  «n  sokbe,  denen  sie  nacb  den  Gesetten 
mcbt  gegeben  werden  sollen,  straft  Basel,  (correct.)  mit  Frei- 
heitsstrafe von  8  Tagen  bis  6  Mon.,  oder  Geldbasse  von  IM) 
bis  180  Fr.,  womit  SttUstellang  im  AeliTbärgerrecbt  bu  za 
5  J.  Terbnnden  werden  bann.  Das  Kaafen  and  Verkaafen 
▼on  Stimmen  straft  Tbnrgaa  nacb  den  Gmndsatien  von  der 
Bestecbnng,  das  Unterscbieben ,  Verfittscben  n.  s.  w.  Ton'  WaU- 
letteln  mitGefangniss  nnd  Entziebang  der  börgerlicben  Ebren* 
recbte«  AHgemeni  jede  recbtswidrige  Einwirknng  aaf  das  Er- 
.gebniss  einer  Abstimmang  strafen  T essin,  Lazera,  Frei- 
bar  g  and  Bandesstrafr.  (für  Bandesangelegenbeilen),  ond 
zwar  Tessin  jetzt  mit  Geföngniss  nacb  dem  Ges.  SOi  Janoar 
1851 ;  Lnzern  nnd  Freibarg  nat  Geldbasse  Ton  IIN)— 400  Fr. 
oder  mit  Arbeitsbaos  (Freibarg:  Zacbtbaos)  von  1  — 3  Mon.» 
zagleicb  mit  Stillstellang  Im  Actiybärgerreebt  aaf  2 — 6  J.; 
gegen  Stimmzabler  oder  sonstige  Mitglieder  des  Büreaas  der 
Versammlang  wird  die  Strafe  verdoppelt;  blosse  active  Be» 
stechuDg  wird  aber  nor  mit  50  -  200  Fr,  oder  mil  Eioslcliung 
,  im  ActiYbürgenrecbt  aof  2 — 4  (Freib.:  1  —  3)  J.  bestraft ;  das 
Bandesstrafr.  straft  ohne  weitere  Unlerschpidnng  mit  Geld« 
bussc,  IQ  schweren  Fällen  zugleich  mit  Gefangniss  bis  zu 
S  J.  n.  Vorsätzliche  recbtswidrige  Störungen  von  Wabl« 
und  anderen  Bürgcr?ersammlungen  (zur  Aasiibung  poHliscber 
Kechte)  strafen  Luzern,  Freib urg,  (correct.)  mil  Geldbasse 
Ton  8  —  20  Fr.  and  mit  Slillsteliung  im  ActiTbürgerrecht  aaf 
2 — 4J.;  Xhurgau  (auch  noch  »Hinderung  der  Stimmbo» 
recbtigten  an  der  Ausübung  ihrer  daherigen  Rechte mil  Ge- 
fangniss, allein  oder  in  Verbindung  mit  Geldbnssc  bis  zu  100 
Gulden,  oder  ancb  nur  mit  Geldbosse  nicbt  unter  25  Gulden 


J)  G.  B.  f.  Verpf.  V.  St.  (iallen  37,  Corr.  G.  v.  Basel  38.  39, 
Zuchtpol.  G.  V.  Luzern  'i4--46,  Freihnr«^  319  —  322,  Bnndes- 
«trafr.  49,  Thurgau  355.  381  —  383,  Tessin  112. 113  und  Wahl- 
fgesttz  vom  30.  November  1843,  Art.  49  f.  Pie  Amtserscblei- 
chnng  Ton  ZÜricb,  §.  965,  gehört  nickt  hicrlwr.  Wohl  aber 
in  Betreff  der  Stfirangen  der  Wablversammlnngen  Teaein409 
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VI. 

m 

Die  Qaelien  des  Gem.  R.  strafen  die  Befreiaag  von  Ge- 
fangenen nar  anter  bestimmten  eigenthümlichen  Voraus^ 
Setzungen,  oder  aber  nör  in  bestimmten  einzelnen  Füllen. 
NSmlicb  nur  dann:  1.  Wenn  der  Beamte»  dem  die  Anfeicbt 
über  einen  wegen  eines  peinlichen  Verbrechens  Verhafteten 
anvcrtrant  war,  diesen  befreiet^);  es  Ist  dann  ein  Am tsY er- 
brechen Torhanden.  2.  Ausserdem  ist  nur  strafbar  die 
Selbstbefreinng  eines  wegen  Verbrechen  Verhafteten  in 
«nzelnen,  vom  Gesetze  speziell  aofgefährten  Fällen'].  Vrdtere 
Bestrafnngen  der  Befreiang  Yon  Gefangenen  kennen  die  Ge- 
meinr.  Quellen  nicht.  Sie  kann  also  namentlich,  wenn  sie 
durch  einen  Dritten  (nicht  als  Amtsverbrechen)  begangen  ist, 
strafrechtlich  nur  unter  den  Gesichtspunkt  der  Beihülfe  zu 
dem  Verbrechen,  weshalb  der  Befreite  verhaftet  war,  oder  an 
dem  Verbrechen  der  (strafbaren)  Sdbstbeireiang,  oder  aber 
des  crimen  vis  fallen.  Trotzdem  hat  die  Doctrin  des  Gem. 
R.  ein  allgemeines  Verbrechen  der  Befreiung  von  Gefangenen: 
crim«!  efllracti  carceris  (der  Ausdruck  würde  zudem  nur  auf 
den  Fall  einer  speziell  verübten  Gewalt  passen)  aufgestellt, 
und  zwar  als  Verimchen  unmittelbar  gegen  den  Staat  —  die 
liditerlicbe  Gewalt — ,  das  begangen  wird  von  dem  Gefäng- 
nissbeamten und  von  jedem  Dritten,  der  einen  Gefangenen 
befreit,  nicht  aber  mehr  von  dem  Gefangenen  selbst.  Die 
Selbstbefreinng  wurde  schon  lange  von  der  Doctrin  für  straf- 
los eriLlärt;  zuerst  beschränkt,  wenn  der  Gefangene  mit  Un- 
recht verhaftet  gewesen,  oder  während  der  Haft  unschuldige 
Misshandlang  erlitten  hatte:  denn  Unrecht  brauche  Niemand 
freiwillig  zu  leiden;  später  allgemein:  denn  Jedermann  habe 

(s.  ob.  §.  122).  Nach  dein  Bnndesstrafr.  Art.  52  findet  auch 
hier,  wenn  das  Verbrechen  eine  bewaffnete  eidgenöss.  Inter- 
vention veranlasst  hat,  das  Bundesstrafr.  mit  seiner  milderen 
Strafe  Anwendung,  woraus  für  die  Anwendung  der  Kant.- 
St.  6.  B.  die  gerechte  Folge  sich  von  selbst  ergibt. 

1)  P.  G.  O.  Art.  180,  yg\.  1.  4.  C.  de  cust.  reor. 

2)  L.  i.  pr.  de  effr.  1.  8.  8S.  6.  7. 1.  28.  6. 14. 1.  3.7.  S*  ii.  de  poen. 
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•in  nttöriiches  Reekt  anf  Freilieit.  Die  Strafe  jener  ist  eine 
irillkürliche —  Den  CSnindaatcen  der  Gemeinr.  Docirin  bat 
neb  im  Allgemeinen  die  neuere  Dentsche  Str.-Ge8etzgelmng 
angeseUossen,  unter  mannigfacher  Abweiclrnng  der  einielnen 
St,  6«  B.  im  Einielnen.  So  auch  die  Schweizerischen.  In 
den  letiteren  stellen  gar  kdn  besonderes  Verbrechen  der  Art 
auf:  Waadt,  Oraubiinden Von  den  ubrigeii  bestrafen  die 
Selbstbefreiung  von  Geiingenen  nur  St  Gallen,  Luzem,  Frei- 
burg, sämmtlich  blos  als  Vergehen,  und  Tessin  als  Verbrechen; 
jene  aber  nur,  irenn  zugleich  gewaltsamer  Ausbruch  Tennchtl 
oder  wenn  Gewalt  an  den  zur  Bewachung  gestellten  Personen 
▼erübt  war»  Tessin  nur  bei  letzterer  uiä  nur  schwerer  Ge-: 
walt  oder  bei  anderer  Gewalt  durch  bewaffnete  Hand.  Im 
Uebrigen  stellen  die  Schw.  St  G.  B.  folgende  Grundsätze  auf'): 
I.  Erfordernisse:  1.  Subject  kann  jeder  sein,  der  durch  die 
Befreiung  nicht  das  besondere  Amtsyerbrechen  der  Be- 
freiung Yon  Gefangenen  begeht  (unten  in  der  Lehre  TOn  den 
Amtsverbr.).  2.  Der  Brefreite  muss  wirklicher  Gefangener  der 
Obrigkeit  sein;  dies  ist,  wer  von  eifern  zuständigen  Beamten 
in  dessen  Eigenschaft  als  Beamter  verhaftet,  d.  h.  in  wirkliche 
körperliche  Verwahrsam  genommen  ist*),  und  sich  noch  darin 
befindet.  Es  gehört  also  hierher  weder  Jemand,  der  nur  in 
Privalhaft,  noch  der  wieder  entwichen  ist.  Ausserdem  ist  die 
Art  der  Verwahrsam  gleichgültig:  gerichtlicher  oder  polizei- 
licher Arrest,  Arrest  im  Gefangenhause,  Transport  lu  s.  w.  *). 


1)  Für  den  Gefangenwärter  drohet  zwar  die  P.  G.  O.  die  Strafe 
an,  die  der  Befreite  würde  sn  erleiden  gehabt  haben.  Allein 
ichon  Böhmer  adCCC.  Art  iM.  f.  2  bemerkt,  bei  Befreiung 
aus  Untersuchungshaft  stehe  ja  gar  nicht  liest,  welche  Strafe 
den  Befreiten  würde  getroffen  haben.  Musste  man  daher  für 
solchen  Fall  willkürlich  strafen,  so  that  man  es  bald  allgemein. 

2)  Waadt  Iii  nimmt  nur  die  Absicht  der  Befreiung  von  Gefan- 
genen mit  in  dem  Thetibeftand  dee  Aufruhrs,  e.  eh.  9. 133. 

3)  Anch  besiehoBgiweiM  für  die  Selbstbefireimig,  wo  diese 
straAar  ist. 

4)  Eine  Ausnahme  macht  das  Bundesstrafr. ,  das  auch  die  Ver- 
eitelung eines  von  einer  Bundesbehörde  erlassenen  Haftbefehls 
hierherzieht. 

5)  Aneb  GemetnreehtiL  (nach  1.  12*  14.  f.  9  de  east.  reor.).  Btn- 
grenznng,  als  nneigentliche  Freiheitsstrafe,  gehört  nieht 
hierher,  daher  Hansarrest  aar  nnier  Unständen. 
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8.  Der  Befreite  miiBs  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen  ver* 
haftet  sein Schnldarrest  gehört  nichi  hieriier.  Aach  nicht 
Arrest  wegen  Mosser  Polizeiübertretnngen  *).  4>.  Eine  Hand* 
long,  durch  welche  der  Gefangene  wirldich  ans  der  Haft»  also 
der  körperlichen  Verwahrsam  der  Obrigkeit,  befreit  worden 
ist  Die  Art  und  Bescbaffenheit  dieser  Handlung  ist  an  sich 
gleicbgöHig:  Gewalt,  List,  blosse  Benutzung  der  Gelegeiibeit. 
Eben  so»  ob  sie  als  Beihülfe  zur  Seibstbefreiung,  oder  seihst^ 
•tändig  vorgenommen  wird'),  ßeihülfe  aar  Seibstberrciung 
ist  es  nicht,  mithin  nicht  strafbar  (ausser  dem  Falle  der  3Iei»- 
terei),  wenn  mehrere  Gefangene  sich  gemeinschaftUch  befreien: 
jeder  wollte  nur  seine  eigene  Befreiang.  femer  gehört  nicht 
hierher  Beibülfe  zu  dem  AmtSTerbrechen  der  Befreiung, 
als  zu  einem  spezifisch  schwereren  Verbrechen  *].  Dagegen 
fordert  ausdrücklich  gewaltsame  Erbrechung  des  Gefängnisses 
(i.  w.  S.)  oder  Gewalt  an  den  zur  Verwahrung  besteilten  Per-^ 
sonen:  Xessin'}.   5.  Dolus;  nur  bei  dem  AmtsYcrbrechen 


I)  Gieiehviel,  ob  im  Straf-  oder  UntersnchaiifrMrrest,  nnd  beim 

letzteren,  ob  in  Sicherangs-  oder  Golliisionshaft;  nach  Gem. 
R.  kann  Collusionshaft  nicht  hierher  gehören,  da  die  bezüg- 
lichen ^)tralge.set7>e  eine  solche  gar  nicht  kennen.  Die  Ductriu 
achtet  freilich  auf  den  Unterschied  nicht. 
2}  Zweifelhaft  könnte  beides  nar  bei  Thargan  sein,  das  allge- 
mein (9.  341)  von  „Gefangenen*^  spricht. 

3)  Ansdrücklich  ausgesprochen  von  Aargaa»  St.  GaUen,  Zürich, 
Tessin,  Basel,  Schaffhausen ;  furThurgau,  Luzern ,  Freiburg 
kann  Zweifel  entstehen  (wie  auch  gemeinrechtlich),  indess  die 
Absicht  des  Ges.  muss  auch  wohl  hier  zutreiien. 

4)  Ansdrücklich  vorgeschrieben  von  Tessin  146.  vgl.  mit  147. 

5)  Aargaa,  St.  Gallen,  Basel,  Zürich,  Luzern,  Freihurg  ziehen 
noch  den  Fall  hierher,  wenn  Jemand  einem  bereits  Entwi- 
chenen zu  seiner  weiteren  Flucht  behülflich  ist  (St.  Gallen  auch 
die  Hiilfeleistung  zur  Flacht  überhaupt,  auch  ohne  vorherige 
Verhaflnng,  im  Widerspruche  mit  den  allgenwüien  Vor- 
schriften ^er  die  Begfinst^^g).  Es  handelt  sieh  hier  über- 
all um  eigentliche  Begünstigung,  wenn  anch  die  That  ans- 
drücklich als  Vergehen  gegen  die  Staatsgewalt  u.  s.  w.  be- 
zeichnet wird.  Unbedenklich  müssen  daher  die  Personen 
straflos  sein,  die  wegen  Begünstigung  blos  der  Person  des 
Verbrechers  nach  allgeineiaen  Grnndsätsen  straflos  swd.  Spe- 

(  ziell  verordnen  dies  anch  Basal  (jedoch  nnr,  wenn  kein«  Ge- 
walt verübt  war) ,  Luzern  und  Freiburg.  Die  Strafen  sind 
nach  Aargan 2  die  der  Befreiung  des  Ge£Mgenen;  Zürich: 


f 
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der  Befreiang  kann  auch  Calpa  bestraft  werden.   6.  Voll- 
^lifcng  ist  durch  den  Act  der  Aufhebung  der  obrigkeitlichen 
körperlichen  Verwabrsam  da;  ob  der  einmal  Befreite  sofort 
wieder  ergriffen  werden  konnte  oder  nicht,  ist  gleichgültig. 
IL  Sttih.  Aargaui  ZaclMliMU  «der  EtMmtnit  zektisk  im 

1.  oder  2.  Gr.  Zürich:  GefiiiifDiM  mit  Busse  bis  zn  806  Fr. ,  odflr 
Zuchthaus  bis  zu  4  J.  Thurgau:  bei  Erbrechung  des  Gefiiii||o 
nisses  oder  bei  Gewalt  an  Personen,  die  zur  Verwahrang  des  Ge- 
üangenen  bestellt  waren  (also  nicht  bei  anderer  Gewalt),  Arbeits« 
luos,  oder  aber  Gefaogntss  nicht  unter  3  Alon.,  in  anderen  Fällen 
Gefingnifs.  Sch«ffh«ii«tn:  1.  Wenn  derGciuignie  wegen  Gvi« 
■linalverbr^ckeB  verhAftet  wer»  Arbeitshaus  von  6  Mon.  bis  %n. 
6  J. ;  2.  wenn  nur  weg^en  Vergehen  (corr.),  Zuchthaus  oder  Ge- 
faogiiiss  vou  14  Tagen  bis  zu  6  Mon.,  oder  bei  Fremden  Verwei« 
sung  auf  1  —  2  J.  Basel,  nach  den  Unterscheidungen  von  Schaft'- 
kaviieiit  1.  bei  Befreiung  ai»  eiMim  Geiaognisee  Zmchtkcw  von 
1  ^ 8  J.,  oder  Kettenstrefe  2.  Gv.;  bei  Befireinos  «nf  dem  TroM^ 
port  (corr.)  Freikettss träfe  von  3  Tagen  bis  KU  6  Mon.;  im  Fall  za 

2.  die  zuletzt  genannte  Strafe').  Luzern  und  Freiburg:  Für 
Befreiung  doich  Dritte ,  bei  Uebermannung  der  Be^vachung  oder 
bei  Erbrechung  des  Geiangnisses  (also  nicht  bei  anderer  Gewalt), 
Luzern:  Zuehtheos  bis  %n  6  J.«  Freibarg s  G^fiinfpuse  oder  Ter« 
bannuog  aus  der  Eidgenossenschaft,  beides  bis  zu2  J.«  in  anderen 
Fällen :  Luzern  Einsperrung  bis  zu  1  J. ,  Freiburg  GefHngniss  oder 
Verbannuns;  aus  der  Eidgenossenschaft  bis  zu  1  J. ;  die  Selbstbe- 
freiung  kann  die  Aufsichlshehurde  (Freiburg :  Polizeibehörde)  mit 
achttägigem  Fasten  bei  Wasser  und  Brod  (Luzern:  oder  körper- 
licber  ZUehtigung)  bestrafen*).  Tessin:  i.  Wer  einem  Beamten 
bei  dessen  Amtsverbrechen  der  Befreiung  hilft,  wird  eis  Gehülfe 
desselben  besti-aft.  2.  Ausserdem  trifft  den  Dritten:  a.  bei  Be- 
freiung mit  Erbrechuug  des  (iefüngnisses,  wenn  der  Befreite  wegen 
eines  mit  dem  Tode  oder  mit  lebenswieriger  Freiheitsstrafe  zu 
bestrafenden  Verbreeiiens  verbaftet  war,  Gefängniss  4.  Gr.,  wenn 
wegen  anderen  Griminal Verbrechens,  GrefSi^oiss  2.  Gr.,  wenn  wegen 
eines  correctioneHen  Vergdiens,  CveHhngniss  t,  Gr.;  b.  bei  Gewalt 


Gefängniss  bis  zu  1  J.  ,  verbunden  mit  Busse  bis  zu  200  Fr. 
oder  letztere  allein;  Basel:  (correct.)  Freiheitsstrafe  von  3 
Tagen  bis  6  Mon.;  St.  Gallen:  (corr.)  Geldb.  von  20  -300 Fr.; 
Lozem  nnd  Freibnrg :  (corr.)  Bosse  von  20  —  200  Fr.  oder  Ge- 
fängniss von  5-^40  Tagen.  Vgl.  Aargau  88.  89,  Zäricb  109, 
Basel  67  und  Corr.  G.  39,  St.  Gallen  G.  B.  l  Verg,  33,  Luzern 
Zuchtpol.  G.  29,  Freiburg  303. 

1)  I^ach  dem  Satzlaute  der  betr.  Vorschr.  (Corr.  Ges.  §.  29)mas8 
die  Straflosigkeit  der  Verwandten  (s.  d.  v.  TS,)  auch  für  diese 
Fälle  der  corr.  Bestrafimg  eintreten. 

2)  Also  nnr  eine  Disciplinarstrale. 
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mn  den  zur  Verwahrung  beilditeii  Personen,  ireau  sie  mit  be. 
waffneter  Hand  verübt  ist ,  Zwangsarbeit  1.  Gr. ,  ^venn  ohne  Waffen, 
Gefängniss  4.  Gr.').  3.  Den  Gefangenen«  der  sich  selbst  beireit, 
triitt,  bei  Gewalt  an  den  zu  2  genannten  Personen,  wenn  sie  ent- 
weder mit  bewaffneter  Hand  oder  sonst  schweren  BliMluaidlangen 
wnV!ht  igt,  dae  Mazimnm  der  geselxliehen  Strafe  des  von  ihnTer- 
übten  Verbrechens,  wenn  er  aber  wegen  dieses  nicht  Temrthefli 
wird,  nur  die  Strafe  der  verübten  Gewalt*).  St.  Gallen:  1.  Be- 
freiung durch  einen  Dritten  :  a.  eines  bereits  verurtheüten  Ver- 
brechers Zuchthaus  von  1  —  4  Jahren,  und  wenn  der  Befreite  zu 
Todentmfe  vcnirtheUt  war,  aiiMerdem  Prügelstrafe  Ton  GO  Strei- 
chen; h,  eines  anderen  Gctogenen,  bei  ^brecben  des  GefÜng- 
nisses  oder  offener  Gewalt  gegen  Amtidiener,  Zuchthausstrafe  von  2 
bis  4  J.,  die  mit  Prügelstrafe  verschärft  werden  kann,  ohne  solche 
Gewalt,  Zuchthaus  von  3  Mon.  bis  zulYiJ. ,  zui;leich  Ehrlosigkeit^ 
wenn  die  Befreiung  durch  Bestechung  eines  Beamten  bewirkt  wor- 
den ist.  2. .  Bei  Selbstbefreimig  kann  nach  dem  Ermessen  der  be- 
treffenden Verwaltongsbehörde  bei  stattgehabter  Gewalt  an  den 
Aufsichtsbeamten  oder  bei  versachtem  Ansbmch  eine  Disciplinar- 
strafe  von  6—24  Stochstreichen  oder  von  achttägigem  Fasten  bei 
Wasser  und  Brod  eintreten.  Das  Bundesstrafrecht  straft  nur  die 
Befreiung  durch  einen  Dritten,  und  zwar  mit  Geldbusse,  in  schwe- 
reren F^n  zugleich  mit  Gefingniss  bis  zn  2  J.*), 


i)  Die  Beihülfe,  die  einem  Beamten  geleistet  ist,  Nr.  1.  wird 
aasdrüeklich  für  straflos  erklärt,  wenn  der  Gehülfe  zn  den- 
jenigen Angehörigen  gehört ,  die  für  Begünstigung  der  Person 
des  Thäters  straflos  sind.  Umsomehr  muss  auch  dasselbe  bei 

Nr.  2.  eintreten. 

2}  Nach  der  Verordnung  vom  8.  Juni  1838  treten  für  andere 
Selbstbefreiung  der  Gefengenen  die  in  den  Grefängnissregle- 
ments  bestimmten  Disciplinarstrafen  ein. 

3)  Aargau  88,  89.  Zürich  108,  Thurgau  341,  Schaffh.  70,  Zucht- 
pol. G.  34,  Basel  65,  G7,  Corr.  G.  29,  Luzern  128.  130.,  Pol. 
St.  G.  29.  32,  Freiburg  114.  116.  303.  306,  Tessin  146—149,  und 
Ges.  ▼.  8.  Juni  1838,  Art.  6,  St.  Gallen  112—115,  G.  B.  t 
Vergeh»  34 ;  dabei  ist  «i  Art.  114  »n  vergL  Art  III  und  Ges. 
V.  24.  Novbr.  1838  über  die  Crim.  Str.  Art.  14.  Litt.  d.  e. 
Bundesstrafr.  50.  Dieses  letztere  findet  nach  Art.  52  auch  An- 
wendung, wenn  das  Verbrechen  in  einem  einzelnen  Kanton 
eine  bewaffnete  eidgenöss.  Intervention  veranlasst  hat,  wor- 
aus,  bei'  dessen  milderen  Bestimmungen,  fiir  die  Anwendung 
der  Kant.-$t.  G.  B.  die  gerechte  Folge  sich  auch  hier  Ton 
jelbst  ergibt. 
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Pressveilirecben  sind  bald  nach  der  Erfindung  der  Buch- 
drnckerkanst  geschaffen.  Die  geistliche  Gewalt  war  damals 
die  esste«  M  sie  machte,  zum  Schatze  der  Religion.  Es 
irnrde  laer^  Ton  Alexander  VI.  (1496)  und  demiMiehst  mehr 

systematisch  von  Leo  V.  die  präventive  Büchercensur  einge- 
führt: Kein  Buch  durfte  bei  Strafe  gedruckt  werden  ohoe 
vorherige  Erlaubniss  dazu,  nach  Prüfung  des  Manuscripts; 
kein  so  nncensirtes  Bach  durfte  bei  Strafe  verkauft  oder 
attch  gelesen  werden,  zu  welchem  Zwecke  der  index  libromm 
probibitorum  publicirt  wurde.  Den  päpstlichen  Ballen  kamen 
die  Deutschen  Reichsgesetze  zu  Hülfe,  allgemein,  nicht  blos 
in  religiöser  Beziebang,  das  Drucken  und  Feilhalten  yon  Bö- 
ehern  ohne  TOrlierige  Gensur  verbietend  Die  Particolar- 
gesetzgebun^  spezialisirte  und  schärfte  später,  besonders  im 
18.  Jahrhundert,  vor  der  Französ.  Revolution,  vielfach  nur 
im  Interesse  der  Minister  und  Maitressen -Wirthschaft  an  den 
Hofen,  während  und  nach  jener  Rev^olution  in  weiter  gehen- 
dem Interesse.  Das  durch  den  Druck  vervielfältigte  Wort 
ist  nun  einmal  eine  Macht,  auch  für  das  Reich  der  Thaten, 
und  die  gefährlichste  Macht  gegen  Alles,  was  der  Freiheit  des 
Volks  entgegenstrebt  und  entgegensteht.  Zur  Ehre  der  Doctrin 
des  Gem.  Deutsch.  Slrafrechts  muss  anerkaont  werden,  dass 
sie,  mit  sehr  seltenen  Ausnahmen,  von  den  so  geschaffenen, 
allerdings  Gemeinrechtlichen,  Censurverhrechen  keine  Notiz 
nahm.  Selbst  da  nicht,  als  in  neuerer  Zeit  die  Deutsche 
Bundesgesetzgebung  lebhaft  der  Sache  sich  vrieder  annahm 
Seit  dem  J.  1848  hat  man  —  wenigstens  gesetzlich  —  die 
Gensur  aufgehoben,  also  auch  jene  Gensurverbrechen;  aber 
nor  am  eine  Menge  anderer  Pressdelicte  mit  schwereren 

1)  Rnclisabsdi.     ISaO  f.  «8,  t.  154i,  15»,  1567,  1577,  n.  s.  w. 

2)  Nur  Jarke,  Handbuch  II«  f.  23  «rklärt  sich  mit  der  Press- 

•trafgesetzgebung  einverstanden,  da  Missbrauch  der  Presse 
und  Gefahr  fiir  die  öft'entliche  Ruhe  und  Sicherheit  unzer- 
treimlich^  seien.  Nicht  ganz  einverstanden  erklärt  sich  Henke, 
Httidh.  Bd*  3.  S.  7<Mu 
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Strafen  dafür  an  die  Stette  in  setsen.  Die  Deoereo  Press- 
strafgesetze Stelleo  «of  ihrem  poUieilieliea  Standpunkte  be- 
sonders drei  Claas«!  Ton  Pressdelicten  anf:  1.  Zawider- 
bandiungen  gegen  eine  Bienge  Ton  PoUaeiirorsciffiften  zur 
Ordnung  der  Presse').  %  im  Fc0haiten  oder  VeriEanfen 
oder  Veriireiten  tob  Dmckscbriflen,  deren  Verbreitung  Ter- 
boten*  ist.  3.  Bestimmte  Aensserungen ,  die  an  sich  straf- 
los oder  Treniger  strafbar  sind,  aber  blos  dadurch  straf- 
bar oder  strafbarer  werden,  dass  sie  durch  die  Presse  ge- 
schehen. Ausserdem  werden  noch  besondere,  den  allgemdneB 
Prinzipien  widersprechende  Grundsätze  über  die  Tlieikiahme 
an  Pressdelicten  aufgestellt.  —  Vbn  den  Schweis.  St.  G.  B. 
haben  nur  fönf  Vorschriften  äber  Pressdelicte  aufgenommen*). 
Diese  sind,  da  die  BundesTerfassung ')  die  Pressfreiheit  ge- 
währleistet, repressiTer  Natur.  Andererseits  sind  sie  meist 
nur  anf  wenige  bestimmte  Arten  der  Uebertretnng  beschränkt 
Merkwürdiger  Weise  hat  dabei  fast  jedes  der  fünf  St.  G.  B. 
Terschledenartige  Handlongen  zu  Pressdelicten  gemacht.  Es 
Terordnen:  Basel:  Feilhalten,  Verbreiten  oder  sonst  Zngäng- 
lichmachen  Ton  ausländischen  Druckschriften,  welche  wegen 
ihres  Terwerflichen  und  strafbaren  Inhalts  Ton  der  Regierung 
Terboten  sind,  trifft  (corr.)  Geldstrafe  Ton  5  —  100  Fr. 
Schaffhausen:  Vergehen  gegen  Religion  und  Sittlich- 
keit, wenn  sie  durch  die  Presse  Terübt  sind,  wozu  auch  die 
Verbreitung  gotteslästerticher  und  unsittlicher  Druckschriften 
gehörl*),  trifft  (corr.)  Zuchthaus  Ton  8  Tagen  bis  zu  SMon., 
nehst  Geldbusse  Ton  10— -100  Gulden  (imd  polizeiliche  Be- 
schlagnahme). Bundesstrafrecht:  Es  stellt  nur  besondere 
Vorschriften  über  die  T  heiin  ahme  an  solchen  Verbrechen 
auf,  welche  durch  die  Presse  Terübt  sind,  macht  also  keine 


1)  Der  Ausdruck  Presse  fand  danach  auch  der  Druckschriften) 
wird  dabei  in  einem  weiten  Sinne  genommen,  indem  man 
darunter  jede  mechanische  Vervielfältigung  durch  Druck,  Ku- 
pferstich, Steindrack  od«r  Shnliclw  Mittet  Teraleht.  So  aveh 
ausdrücklich  in  Zürich,  Thurgan,  Bundesstrafr. 

i)  Die  ausser  den  St.  G.  B.  bestehenden  besonderen  PresSKMetsa 
gehören  grttodsäUlich  nicht  hierher« 

3)  Art.  /i5. 

4)  Der  UBterscbied  gegen  Basel  leocbtet  ein :  in  Basel  ist  Ver- 
bot erforderlich,  in  Sebaffh.  <das  Übrigens  noefc  ein  beson^ 
deres  Pressgesets  hat)  nicht. 
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selbstsländigc  Pressdelicle :  Für  die  genannten  Verbrechen 
haftet  zunäcbl  (ist  zunächst  strafbar)  der  Verfasser  der  Druck- 
schrift ;  hat  aber  die  Herausgabe  oder  Verbreitung  ohne  dessen 
(Wissen  und)  WiHen  stattgefunden ,  oder  befindet  er  sich  ausser 
dem  Bereiche  der  Bundcsgewalt,  der  Heraasgeber,  in  Er- 
mangelang dessen,  der  Verleger,  und  wenn  auch  dieser  nicht 
▼or  die  Gerichte  (der  Schweiz)  gezogen  werden  kann,  der 
Drucker*).  Zürich  und  Thnrgau  enthalten  zunächst,  Thur- 
gMi  jedoch  nur  für  Verläumdung  oder  Beschimpfung,  wört- 
lich diese  Vorschrift  des  Bundesstrafr.,  mit  dem  Zusätze,  dass 
hei  öffentlichen  Blättern  besonders  auch  die  dafür  zu  €t^ 
legende  Caution  für  Creldhosse  (nebst  Kosten  und  Entschädi- 
gung) hafte.  Sodann  eatbahan  beide  polizeiliche  Vorschrifteii 
zur  Ordnung  der  Presse.  Nämlich  einmal:  dass  jede  im 
KantoB  heransgegelMBe  Dnu&adirift  den  Namen  dos  Dn»> 
ek«t  nadi  Tlmrgi«  tmA  2dl«Bg  oder  pcrio^ieh  eiw 
lebehieDde  Drocksdirift  den  des  Haransgebers  oder  Terleger», 
tragen  aoU»  M  dnw  Bone  nach  Znridi  b»aii4MF^.,  nadi 
Thorgali  bb  za  300  Ckdden.  Znm  anderen,  data  nacb  Ziridi 
für  jede  Zeitnng,  Zailachrift  oder  Bericbtsblatt,  wdche  pcrio* 
disch  in  Zwischenrihimen  Ton  bdehstens  14  Tagen  erseheinen, 
nach  Thurgau  für  jedes  periodisch  erscheinende  ölfeBiliohe 
Bbtt,  TOD  dem  Redactor  oder  Verleger  eine  Canllon,  nach 
Tfanrgan  von  1000  Ckdden,  nach  Zürich  Ton  1600  Fr.,  go* 
leistet  werden*)  toll*). 

vm. 


§.  liL 

Gemeinrechtlich,  von  den  neueren  Deutsch,  und  von  den 
Schweiz.  St.  G.  B.  werden  hier  —  verschieden  je  nach  dem 

1)  Ausserdem  wird  vorgeschrieben,  dass  das  Slrafurtheil  bei  den 
durch  die  Presse  verübten  Verbrechen  aaf  Kosten  des  Ver- 
urtheilten  veröffentlicht  werden  kann. 

9)  Nach  Zifarieh  kann  anch  bei  AresfverieeheA  darch  du  Stra^ 
urtheil  die  Wegnahme  der  Exemplare  der  verartheilten 
Schrift,  wo  sich  dieselben  aoch  befinden  mögen,  festgesetzt 
werden. 

3)  Basel,  Corr.  6.  19,  Schafißi.,  Zachtpol.  6.  631,  Bundesstrafr. 
69—73,  Ziirich  367—379,  TImrgan  303—366. 
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mehr  oder  weniger  eotgdüedenien  polif  eOidien  SUndpiinkte  — 
eilieMeDge  diuMliier  Handliiiigen  aufgeführt,  diemiteralkr- 
Ifli  Geocblspiuikte  der  staatlidheii  Oidming,  mtnG&mal  asek 
dffr  öffentlidieii  fliabe  gebracht  werden  können.  Sie  speneHer 
ni  dassificiren  oder  auch  nur  au  groppiren,  wäre  nnfimch^ 
bariB  Pedanterie,  da  sie  eben  nnr  gemaehte  Poliieidelicte 
aind.  Die  Terschiedenen  St.  6.  B.  selbst  werfen  sie  anch  ent- 
weder williLnrlicfa  dnrcbeinander,  oder  gruppiren  sie  nicbt 
minder  wiUküilich  nnd  Tersdueden  (letsteres  anch  die  Lebr- 
böcber  des  Gem.  Strafr.),  oder  entbaUen  sie  gar  nicbt,  wie 
denn  kern  einziges  derselben  in  alle^  St  G.  B.  Torkommt, 
Beweis  genug,  wie  nberflossig  sie  sammt  und  sonders  smd; 
Iii  den  Scbweia.  St.  G.  B.  kommen  folgende  Tor:  I.  Amta^ 
erscUeicbnog Reebtswidrige  Bewerbung  am  ein  öffentHcbes 
Amt,  gleicbTiel,  ob  um  ein  unmittelbares  oder  mittelbares 
Staatsamt  Recbtswidrig  ist  jede  Bewerbung,  die  durch  Ge- 
schenke oder  Versprechungen  (EiniHiumuttg  oder  Versprechen 
irgend  dnes  —  anch  nicht  pecuniaren  —  Vortbeüs)  geschiebt 
Es  heben  das  Verbreeben  ab  ein  besonderes  nur  hervor: 
Tessin,  Zürich,  Thuigau*).  Die  Strafe  ist  lur  den  Erschien 
cbenden  nach  Tessin  Geldbusse  %  Gr.,  sowie  Entfernung  Tom 
Amte;  nach  Zürich  Entsetzung  yom  Amte,  nebst  Busse  bis 
zu  600  Fr.,  und  in  schwereren  Fällen  zugldch  Gefängniss  bis 
zu  2  Mon.  *);  nach  Thurgau  die  Strafe  der  (actiTen)  Be- 
stechung. Den  Ertheilenden  strafen  Tesrin  und  Thurgau  mit 
derselben  Strafe.  Zürich  erwähnt  nur  des  Gehnifen  des  Er- 
schleichenden (ihn  soll  die  Strafe  des  Versuchs  treflMi);  der 
Ertheilendc  kann  daher  nuK  wegen  AmtSTergehens  ^)  bestraft 
werden').  II.  Anmassung  eines  Amtes:  Vorsätzliche  wider-  - 
rechtliche  Vornahme  von  Handlungen,  die  nur  rermöge  eines 

1)  In  der  Rüni.  Republik,  in  welcher  die  üfTentlichen  Aemter 
vom  Volke  vergeben  wurden,  konnte  ein  crimen  ambitas  noth- 
wendig  werden.  In  einer  Beamtenhierarchie  ist  es  wenig- 
stens sehr  ttherflüssig. 

2)  St.  Gallen,  G.  B.  f.  Vergeh.  1.37,  bestraft  allgemein  das  Kaufen 
und  Verkaufen  von  Stammen  bei  Wahlen  zn,  Aemicrn  «Uer 
Art,  s.  ob.  §.  128. 

3)  Der  Versuch  soll  mit  Busse  bis  zvl  400  Fi*,  bestraft  werden. 
*)  Audi  bei  Ertheünng  des  Amts  dorch  Wahlen  kann  der  be- 

stocbene  Wähler  als  GehÜlfe  nicht  betrachtet  werden. 
5)  Tessin  131,  Zürich  265.  966,  Thnrg^n  381. 
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dffenttidiea  Amts  Torgenoiiimeii  werden  dnfeo*).  Es 
ftnfen  sie  ab  besonderes  Verbreeben  mnr  Asrgao,  Gnn- 
bflnden,  Waadt,  Tessin.   Aargaa,  wenn  die  Handlnngen  in 

der  Absicht  zu  beschädigen  (also  auch  in  betrüglicher  Ab- 
sicht) Torgenommen  sind;  die  Strafe  ist  Kettenstrafe  ersten, 
bei  grosser  Schwere  des  Falles,  zweiten  Grades.  Graobün- 
den  fordert  blos  überbaapt  recbtswidrige  Absiebt'),  and  straft 
mit  Geldbosse  bis  za  100  Golden,  oder  in  schwereren  Fällen  . 
mit  GeßlBgoiss  bis  zo  einem  balben  Jabre.  Waadt  straft 
nur,  wenn  die  Handlungen  in  betrügerischer  Absicht  vorge- 
nommen sind'),  und  zwar  mit  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahr, 
oder  mit  Geldbusse  von  100  bis  1000  Franken,  auch  mit 
beiden  Strafen  vereint,  ond  jedenfalls  zugleii^b  mit  Aosscblies- 
sang  Yon  politiscben  Recbten  ond  öi&ntlifiben  Aemtem  anf 
ein  bis  fünf  Jabre.  Tessin  straft  *)  allgemdn  mit  Geldbasse 
zweiten  Grades ,  und  gegen  Einheimische  zugleich  mit  Suspen- 
sion der  activen  und  passiven  Wahlfähigkcit  ersten  Grades, 
gegen  Kantonsfremde  mit  Gefängniss  ersten  Grades;  gegen 
andere  Fremde  kann  zogleicb  besondere  Poliseiauisicht  ein- 


1)  GeoMinr.  nur  als  Betrag  oder  Gewalt,  nacb  deren  Gmad- 
sStzeii  itrafbar. 

yWeiin  damit  kein  eaderes  Tergeben  sasammentrifllt*;  bei 
einem  solchen  yZasanunentreffen*^  soll  also  eben  keine  (teeb- 
niscbe  ideale)  Concorrens  da  sein. 

3!)  Auch  hier  soll,  wenn  ein  anderes  (»chweres)  Vcrbreeben  da- 
darch  begangm  worden,  dessen  Strafe,  ohne  £rh&hang  wegen 
Concnrrens  eiaHolen. 

4)  Ausserdem  soll  nach  Art.  186  Jeder,  der  unhefu^  öffentlich 
eioe  Militairuniform  oder  ein  anderes  Amtszeichen  trügt,  mit 
öffentlichem  Verweis  bestreit  werden. 
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treten*).  lU.  Bannbrach :  Vorsätzliche  nnbefagle  Räck- 
kelir  des  Verwiesenen  in  den  Beiirk,  ans  welchem,  und 
während  der  Z^,  för  welche  ßr  verwiesen  worden.  Es 

strafen  ihn: 

Aargau  mit  Kettenstrafe  zeitlich  im  ersten  Grade;  Tessin 
mit  Zwangsarbeit  ersten  Grades;  Zärich,  bei  Verweisung  aus 
dem  Ranton  oder  der  Eidgenossenschaft  mit  Gefangniss  von 

einem  Jahr  und  zugleich  GLklluisse  bis  zu  800  Franken,  oder 
mit  Zucbthaus  bis  zu  zwei  Jabreu ;  bei  Verweisung  aus  dem 

1)  Aargau  71,  Tessin  185.  Graub,  76,  Waadt  126.  Als  qnalific. 
Betrug  bestrafen  die  (betrilgUche)  Amtsanmassvng ;  Zürich 
251,  Lnzem  265,  Freibarg  261. 

2)  Die  Gemeinrechtliche  Doctrin  kennt  zwei  Arten  des  Bmcbs 
der  Urphede.  Das  eidliche  Versprechen,  eine  Fehde  (beson- 
ders bei  der  Blutrache)  nicht  wieder  aufi^unehmen ,  ist  im 
Germanischen  Rechte  alten  Ursprungs.  In  späterer  Zeit  ent' 
stand  daraus  der  Grerichtsgebrauch ,  dass  der  Richter  den  An- 
geschuldigten,  der  ans  der  Haft  entlassen  wurde,  einen  Eid 
schwüren  liess,  an  ihm  wegen  tTntcrsnchnng  oder  Strafe 
keine  Rache  nehmen  in  wollen ;  ein  Emeugniss  einer  erklär- 
lichen Furcht  in  Anbetracht  des  Gemeinrechtlichen  GriminaU 
prozesses  einerseits  und  der  mangelhaften  Polizeianstalten  in 
jener  Zeit  andererseits.  Daraus  erzeugte  sich  zugleich  der 
fernere  Gebrauch,  dem  Landes  Verwiesenen  das  eidliche  Ver- 
sprechen abzunehmen,  nicht  zurückkehren  zu  wollen.  Der 
Bruch  beider  Urpheden  ist  in  der  F.  O.  O.  Art.  108  mit  der 
Strafe  des  Meineids  bedrohet.  Die  Urphede  fällt  jetzt  fort, 
also  auch  das  Verbrechen  des  Bruchs  derselben.  Indess  hat 
in  der  Praxis  sich  eine  willkürliche  Bestrafung  der  Rückhehr 
des  Landesverwiesenen  erhalten,  wofür  man  sich  auch  auf 
das  Rom.  R.  1.  4.  1,  28.  §.  13.  de  poen.  bezieht,  obgleich  im 
Rom.  l\.  hier  andere  Verhältnisse  vorlagen.  Neuere  St.  G. 
Bücher  haben  das  Verbrechen  des  Bannbruchs  gleichfalls  auf- 
genommen. 
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Bezirke  mit  Gefängniss  Ton  einer  Woche  bis  m  einem  Jahr, 
mid  zugleich  mit  Geldhune  bis  in  409  Franken;  Thnrgan 

mit  Gerängniss  nebst  oder  ohne  Gcidbussc ,  oder  mit  Arbeits- 
haus bis  zu  zwei  Jahren,  oder  aber,  wenn  die  gebrochene 
Verweisung  nicht  lebenslänglich  ifrar,  mit  lebenslänglicher  Ver- 
veisnng;  Waadt  mit  Zncbtbaus  bis  zu  6  Monaten;  «Bundes 
strafrecht  mit  Geldbusse,  mit  welcher  in  schweren  Fällen  Ge- 
fangniss  bis  zu  zwei  Jahren  verbunden  werden  kann.  Basel, 
bei  Verweisung  wegen  eines  Verbrechens  (im  engeren  Sinn) 
das  erste  Mal  (correctionell)  mit  Freiheitsstrafe  von  zehn  Ta- 
gen bis  zu  sechs  Monaten ,  das  zweite  Mal  (correctionell)  von 
sechs  Wochen  bis  zu  zwölf  Monaten;  die  ferneren  ]>Iale  mit 
Zuchthaus  von  einem  bis  vier  Jahren,  oder  mit  Kettenstrafe 
zweiten  Grades ;  bei  Verweisung  wegen  Vergehen  wird  sofort 
eine -Strafe  nach  dem  Ermessen  des  Richters  für  die  Ueber- 
tretung  angedrohet.  Luzern,  bei  Verweisung  wegen  Ver- 
brechen im  enijeren  Sinn ,  das  erste  Mal  mit  körperlicher 
Züchtigung,  die  ferneren  Male  mit  Keltenstrafe  von  fünf  bis 
zehn  Jahren  *) ;  bei  der  wegen  Vergehen ,  das  erste  Mal  mit 
Geföngniss  von  einer  bis  Tier  Wochen  durch  Fasten  Ter- 
sebärflt,  das  zweite  Mal  mit  Arbeitshaus  bis  zu  2  Monaten, 
das  dritte  Mal  mit  Arbeitshaus  Ton  zwei  Jahren*  Freihnrg, 
bei  V  erweisung  w  egen  Verbrechen ,  das  erste  Mal  mit  Ge- 
fängniss  von  fünfzehn  Tagen  bei  Wasser  und  Brod,  die  fer- 
neren Male  mit  Zuchthaus  auf  solange  Zeit,  als  die  Verban- 
nung noch  hätte  dauern  sollen  (hier  also  als  Umwandlung 
der  Verbannung) ;  bei  Verweisung  wegen  Veilchen,  das  erste 
Mal  mit  Gefängniss  von  einer  bis  vier  Wochen,  das  zweite 


i)  Der  Ziuatz,  datg  der  Vemrtheflte  nach  ttbentandener  Stnl» 
ieweflen  xon  neuem  aiü  dem  Lande  geschafft  werden  solle, 
versteht  sich,  da  hier  von  einer  StrafverhüMODg  oder  Um- 
wandlang  nicht  die  Rede  sein  kann,  vmt  selbst 
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Xal  mit  ZachÜums  bis  za  zwei  Monaten,  die  ferneren  Male 
mit  Znchthans  von  zwei  Jahren  M.  St.  Gallen,  das  erste  Mal 

mit  Prügelstrafe,  die  ferneren  Male  mit  Znchthans  bis  zu 
vier  Jahren  und  mit  Prügeln  bis  zu  sechszig  Streichen'). 
Graubünden  drohet  keine  bestimmte  Strafe  an,  sondern  ver- 
ordnet nur,  dass  die  Verweisung  j^nnter  Strafandrohung  auf 
den  Fall  früherer  Betretung ^  ausgesprochen  werden  solle; 
der  Biehter  wird  daher  jedesmal  bei  der  Vemrlheiliing  za 
der  Verweisung  zugleich  eTentnell  (für  den  Fall  des  Bann- 
bruchs) angemessene  Strafe  festzusetzen  (zu  substituiren)  ha- 
ben (vgl.  hierbei  oben  §.  90  Seite  24-4  f.).  Dasselbe  gilt  für 
Schafihausen,  das  über  eine  Bestrafung  des  Bannbruchs  gar 
nichts  enthält*). 


1)  Liizerii  imd  Freibnrg  veilangen  dabei  ansdrfieMicb,  dasa  bei 
einer  Verweisung  wegen  Verbrechen  i.  e*  S.  die  Strafe  des 
Bannbmchs  dem  va  Verweisenden  bekannt  gemacht  werden 
•olle.  Dies  wäre  also  Bedingung  der  Anwendung  der  Strafe 
dieses  Bannbmchs,  nicht  aber  des  wegen  Vergehen.' 

2)  St.  Gallen  hat  Landesverweisung  auch  als  corr.  Strafe ;  die 
Strafe  des  Bannbmchs  ist  nur  im  (pcml.)  St.  G.  B.  angc- 
drohet ;  das  corr.  St.  G.  enthält  eine  ähnliche  Strafandrohung 
nicht.  Es  kann  daher  zweifelhaft  sein,  ob  die  aufgeführten 
Crim.  Strafen  des  Bannbruchs  auch  für  die  corr.  Verweisung 
gelten.  Man  sollte  bejahen  nach  den  Worten:  „Wenn  cm 
Landes  verwiesener  zurückkehrt,  so  ist  diese  Rückkehr  ein 
Verbrechen."  Man  wird  verneinen  müssen,  schon  weil 
gleich  darauf  bezüglich  der  UeberUetung  der  Eingrenzung 
aasdrücklich  von  der  criminellen  Verurtheilnng  in  letztere 
die  Rede  ist ;  es  liegt  mangelhafte  Redaction  vor.  Es  werden 
daher  bei  dem  Bruch  des  corr,  Bauns  nur  die  Straüen  des 
Ungehorsams  gegen  obrigkeitliche  Verordnungen  eintreten 
können. 

3}  Aargau  S6,  S7,  Tessin  14,  Zürich  110,  Thurgau  343,  Waadt 
132,  Bundeistrafr.  63,  Basel  68.  Corr.  Ges.  5,  JLnzem  131, 
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V.  Uebertrctnng  der  Eingrenzung,  beziehungsweise  der 

BeschränkuDgen  der  PoHzeianfsicht.   Es  bestrafen  sie: 

Zürich ,  wie  den  Brach  der  Verweisung  ans  dem  Bezirke ; 
Lmsem  und  Freibarg,  wie  4m  Bruck  des  cetfeet»  Beaaes;  Bnel 

(coir.)  mit  Freiheitsstrafe  von  6  Tefen  bis  6  Mon.  oder  GetdbusM 
TOn  10—  400  Fr.;  Thurgan  mit  Gefano^niss  bis  7.n  3  Mon.;  Ghraa- 
bünden  verordnet  bei  der  VerurtheiluDg  zu  der  Eingrenzung  zu- 
gleich sofortige  Androhung  einer  angemessenen  Geld-  oder  Ge- 
langnissstrafe für  den  Fall  der  Uebertretnng  $  St.  Geilen  bestraft 
die  IMertretmg  der  derdi  ein  GrimtiielutlMiliPlBrhiagteaBiiiÄ 
grenzang,  das  erste  Mal  mit  Einspemmg,  das  zweite  mit  Prii« 
geln  (beide  Male  nur  polizeilich),  die  ferneren  Uebertretungen  aber 
mit  einer,  „mit  der  Dauer  der  Eingrenzungsstrafe  (wohl  der  noch 
nicht  abgelaufenen)  übereinstimmenden  (wohl  angemessenen)  Zacht- 
lieaistrefe/  Für  den  Broch  der  c<ar.  Eingrenzung  feUt  eine  Straf'«  • 
bestimmnngs  es  werden  daher  die  Strafen  des  UngdioiMms  gegen 
obrigkeitliche  Verordnungen  eintreten  (v.  S.  Not.  3).  Basel»  Schi^ 
hausen  ,  Waadt  erwähnen  das  Delict  gar  nicht  besonders ;  es  treten 
also  die  Strafen  des  Ungehorsams  gegen  obrigkeitliche  Befehle  ein^). 
Aargau  ,  Tessin,  Bundesstrafrecht  kennen  die  Eingrenzung  nicht*). 

VI.  Unbefugte  Betreibung  eines  Gewerbes  oder  Geschäfts: 
Tessin  wie  Amtsanmassang,  Luzern  und  Freiburg  mit  Geld- 
busse von  20 — 100  Fr.,  Waadt,  jedoch  nur,  wenn  die  Be- 
treibung durch  richterliches  Urtheil  (zur  Strafe)  verholen  war 
(ob.  §.  125],  mit  Zuchthaus  bis  zu  6  Mon.').  VII.  Vorsätz- 
liche widerrechtliche  Verletzung  amtlicher  Siegel.  Das  Delict 
ßndet  sich  in  vielen  neueren  St.  G.  6.  Man  weiss  es  nir- 
gends recht  unterzabringen  —  ein  Beweis,  wie  künstlich  und 
überflüssig  es  ist.  Richtig  kann  es  nur  unter  den  Gesichts- 
punkt der  Gefährdung  der  durch  die  Anlegung  gerichtlicher 
Siegel  gesicherten  Rechte  gebracht  werden.  Man  stellt  es 
meist  allgemeio  und  ohne  nähere  Bezeichnung  unter  die  De- 


Pol.  G.  B.  30,  Freibarg  117,  304,  Su  Gallen  116,  117,  Graa- 
liiiiidcn  4i.  Nach  BniideMtnifr.  a.  O.  tritt  die  Strafe  aaeh 
aiB,  wena  ein  nach  der  Bundesverfassung  Art.  57  polizeilich 

Weggewiesener  zurückkehrt  Ausserdem  nach  Art.  64  soll 
den,  der  einem  ausgewiesenen  Fremden  hilft,  sich  den  Nach- 
forschungen einer  Bundesbehörde  zu  entziehen,  Greldbasse  bis 
za  SM  Fr.  treffen. 

f )  Bezilglich  Waadt  noch  spesiell  s»  ob.  |^  12S. 

2)  Zirieh  UO,  Baml  Goorr.  6.  32«  Lnaam  PaL  Gv  B.  30,  Frei- 
barg 3M»  Thargan  3M.  GmIi.  12,  St.  OaUan  US. 

3)  Tessin  185,  Lnsem  Pal.  a  39,  Freibnrg  313,  Waadt  132. 
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N€(c  gegen  4fie  SlIiBiitlidiD  Ordnung.  AeluiUeh  aoob  Basel, 
das  es  (corr.)  mit  Freikdlfttnl»  tod  8  Tagen  lua  sa  S^Moa^ 
oder  mit  Geldbwe  von  16*- 100  Fr.  bestrall;  SdiaShaauen, 
liit  (corr.)  Znehlhaiis-  oder  CSeAngniMSlrafe  von  U  Tagm 
bis  4  Mon.;  Waadt,  mit  Geldbiisse  Ton  40«*- 600  F^«  oder 
Zuehthaos  ton  10  Tagen  bis  10  Mod.  (ob.  §.  125);  Lmem, 
mit  (corr.)  Gefangniss  Ton  14  Tagen  bis  6  Mon.  Arbeitsbans; 
Freiburg, .  mit  (corr.)  15  Tagen  Gelangoiss  1ms  Omonatlicbem 
Zuefatbaos.  Andere  Gesetze  bringen  das  Delict  unter  die 
gegen  das  Ansehen  oder  die  Ehre  des  Staates,  d.  b.  der 
Slaatsantoritäten  (wie  ancb  Tessin  sieb  ricbtig  ausdruckt) ,  und 
dann  swar  zugleicb  mit  dem  yorsätziicben  recbtswidrigen  Weg- 
reissen.  Verletzen  oder  BescbÜdigen  (Bescbmntsen)  oder  son- 
stigem Blisshandein  (MVentüeber  Verordnungen  und  Bdcamit- 
maebungen  der  Obrigkeit.  So :  St  Gallen,  mit  Geldbusse 
Ton  10  —  200  Fr«,  und  im  zwdten  Rüekfidle  mit  Öffentlicber 
Ausstellung,  einen  Prügel  im  Maul,  bis  zu  einer  Viertel- 
stunde; Tessin,  mit  Geldbusse  1.  Gr.;  Ziiricb,  mit  Busse  bis 
zu  400  Fr.,  nebst  oder  obne  Gefangniss  bis  zu  3  Mon.  Die 
zuletzt  genannten  Handlungen  führen  besonders  als  Vergeben 
gegen  die  Ebre  des  Staats  auf  und  bestrafen  (corr.)  Luzern 
und  Freiburg  mit  Gefangniss  bis  zu  4  Wocben  (Freiburg  bis 
zu  1  Mon.)  oder  Geldbusse  bis  zu  80  Fr.  Thurgau  endlich 
bringt  beide  Delicte  unter  den  Gesichtspunkt  der  Wider- 
selzung  gegen  die  Obrigkeit  und  straft  mii  GerängDiss ,  wenn 
aber  Messer  Muthwilic  zu  Grunde  lag,  mit  Geldbusse  bis  zu 
100  Gulden  oder  mit  Gofängniss  nur  bis  zu  4  Wochen*). 
Vlll.  Sammeln  von  \VaQen:  Heimliches,  oder  in  feindlicher 
Absiebt  gegen  die  Regierung  'J  geschehenes  Aufsammeln  eines 
Vorraths  von  Waffen,  oder  auch  Munition  für  Waffen,  be- 
straft nur  Freiburg  mit  Geldbusse  von  25^100  Fr,  und  nach 


1}  Basel  Corr.  6.  24.  Schaffb.  ZnchtpoL  G.  31,  Waadt  127,  St. 
Gallen,  6.  B.  für  Vergeben  49,  50,  Tessin  184,  Zilrieh  201, 

Luzern,  Pol.  G.  B.  52,  Freibnrg  329,  Thurgau  345  ,  346. 
2)  Die  Absicht  kann  auch  eine  an  sich  hochverrätherische  sein ; 
das  Delict  würde  dadurch  allein  noch  nicht  zu  einer  (Vorbe- 
leitangs-)  Versuchshandlung  des  üochverrathes,  da  ein  Ver- 
such  m  diCMfli  ma  in  soliHrn  gedacht  werden  kann,  alt  zu- 
gleich  ein  bcetimnitef  hocbTfrrittberisches  ünteraehmen 
feststeht  «nd  vorberaitet  werden  sali. 
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Wiehtigkeit  dir  Umtiiide  xogMcb  ail  VoribaiHNHig,  feiMr 
aril  GoBfitcution  IX.  Fabchwcsteei^ :  Dto  «abeiigte  A»- 
weiiMii  TOB  SoMate  ai  hmütm  KriegiiMDsl«.  Das  IMiet 
wM  baiinft'  Ton  B— dowiitfrccht  (irodaiek  dk»  beCnSMea 
StrafbfitiaiaMuigen  der  eiuBben  Ktnt«  Sl.  6.-E  ndgeMiM 
suid) ,  Md  iww  ansdräckKcfa  (selbrtvenliMlich)  aoek  ISr  da« 
Fall,  weDD  dia  Werbd>iireaiiz  xor  Umgebaag  das  Vierbota 
der  Warbuog  auf  Scbweiier  Gabieta,  ausserhalb  dar  Sabwaii 
cnifiblet  worden,  mit  GefSteigDiss  wi  CSeldbnsse  *X  X.  Uo<- 
terlassaag  (aneh  am  blosser  NacUissigkak)  der  Anaeiga  aiaav 
in  der  Nolbwahr  Teröbten  Verwundtnig  oder  TMang  bei  der 
aMcbafea  Obrigkeit,  bestrafen  Lotem  und  Freibnrg  mit  Geld« 
bmse  von  20—100  Fr.  oder  aagemessener  ^reiborg:  gleicb- 
geUeader)  Gefangnissslrafa^).  XL  Uaterlassaag  (abaiiifalis  aaeh 
«aa  Uasaer  Nadblässigkeit)  der  Aaxaiga  vaa  Gebartea  aad 
TodeaftUea  an  die  BebMea,  oder  der  Föbrnag  dw  Eaglsler 
des  bürgeriicfaen  Standes  (auch  UnrcgelmäaHgkdtea  la'erbd), 
baidas  von  Seite  der  dazu  Verpiiebtaten,  werden  bestraft  von 
Lazem  und  Freiburg,  jenes  mit  4— 80 Fr«,  dieses  mit  30  bis 
400  Fr.  and  je  nach  Umständeo  mit  Entfsmaag  (FreiK:  Ent- 
setzung) yom  Amte').  XII.  Unterlassung  der  Anzeige  (anefa 
aus  Nachlässigkeit)  von  in  Ausübung  ihres  Berufs  hekaaat 
wordenen  Verbrechen  von  Seiten  der  Aerzte,  Wundarite  iwd 
Hebammen  bei  der  Kantonspolizei»  bestraft  Schafihausen  mit 
10-~-M  Golden  und  im  Wiederholungsfalle  mit  zeillicher  Ent- 
ziehung der  öffentlichen  Bereehtignsg  *).  XIIL  Vorsätzliche 
widerraohtlicbe  Brecbaag  eiaes  sailKi'h  aagalegtaa  Aareslaa 


i)  Sl  6.  B.  308. 

S)  Scholl  die  HentselieB  Reichsgef.  bestrafen  Werbangen  in 
Deotfichland  für  das  Milttoir  Jktmder  Potentaten*';  die  Wer- 
ber soUea  ,,in  Achi''  erklärt  werden.  R.  Absch.  v.  1582  (.  32, 
V.  1694  §.  27;  vgl.  Fussknechtsbest.  v.  1570  Art.  216. 

3)  BondeMtrafr.  65.  Die  Strafen  der  Kant.  St.  G.  B.  sind:  A«r- 
gn«  99,  9S:  ZvchthaiM  Mitlieh  im  2.  Gr.;  BmcI,  Cerr.  fi.  27: 
Freiheitsstrafe  von  2—12  Mon. ;  Lazern,  Pol.  G.  38  t  Arbeits- 
haos  oder  Gefangniss  von  1—3  IVIod.  oder  Geldbasse  von  100 
bis  800  Fr.;  Freiburg  313:  Zuchthaus  oder  Gefangniss  von  1 
bis  3  Mon.  oder  Geldbusse  von  100—100  Fr. 

4)  Lnzern  Pol.  Gu  4i,  Fceibarg  316. 

S>  Laaem  Pak  6*  42,  «S,  FTeibarg  317,  319. 
«>  Zachtpol.  6.  33. 
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•liMtna  Bml  nk  FrciheiMrafe  1  Tag  Iiis  8  ]IIon.r  oder 
.CM4biiM6  roa  10—100  Fr.  *)..  XIVl  Verweigcnnig  oder  Un- 
terlassung der  geforderten  Holfeleistaiig  M  Leibes-  oder 
Iiebeiisgefalireo»  bei  Veräbniig  eines  Öffentlicben  Verlmehene, 
öffeDtlichem  Verfolgen  oder  gerichtlicher  £xecntion,  mm 
die  Hülfe  ohne  eigene  Gefahr  gelastet  werden  konnte,,  irlrd 
▼on  Xessin  bestraft  mit  Gddbosse  1.  oder  3.  Gr.  Als  ein 
schwererer,  mit  Geldbussc  2.  oder  3.  Gr.  ond  öffentlichem 
Verweise  in  bestrafender  fall  wird  gerechnet,  wenn  Jemand 
ein  «nsgesetstes ,  verlassenes  oder  yerirrles  Kind  antrifft  und 
es  nicht»  obwohl  dazu  im  Stande,  aufnimmt  oder  seinen 
Angehörigen  oder  der  Obrigkeit  überweiset  * ).  XV.  Das 
unbefugte  Tragen,  Anfertigen  oder  Verkaufen  yerbotener. 
Dämlich  heimlicher  Waffen,  bestraft  Xessin  mit  Gefangniss 
1.  und  beim  llückfall  2.  oder  3.  Grades ,  unter  weiterer  Ka- 
suistik*]..  XVI.  Bettelei,  Landstreicherei  und  Arbeitsscheu, 
letztere  unter  besonderen  Voraussetzungen,  weiden  mehr- 
fach .  von  neueren  Strafgesetzgebungen  in  dem  genannten 
Znsammenhange  aufgefasst,  und  mit  (correctionelier)  Strafe 
bedrohet^).  Von  den  Schweiz.  St.  G.  B.  haben  nur  noch 
fünf  Vorschriflen  darüber.  In  anderen  Kantonen  sind  sie  in 
besonderen  Polizei-Gesetzen  behandelt,  zum  Theil  später  unter 
Aufhebung  der  Vorschriften  darüber  in  den  St.  G.  B.  Bet* 
teln  ist  das  Ansprechen  um  eine  milde  Gabe.  Landstreicben 
(Vagiren,  Vagabundage)  bt  das  Herumziehen  von  Ort  zu  Ort, 
ohne  erlaubten  Zweck,  ohne  ordentlichen  Erwerbszweig  und 
ohne  zureichende  Unterhaltsmittel.  Arbeitsscheu  im  strafrecht- 
lichen Sinne  (Asotie*))  ist  liederlicher  Müssiggang  in  einer 
Weise,  dass  der  Müssiggänger  die  Gemeinde  oder  seine  Fa- 
milie mit  seinem  Unterhalte  oder  mit  dem  seiner  von  ihm  zu 
ernährenden  f  amüie  beUstigt  Alle  drei  Vergehen  bestrafen: 


-  I)  Corr,  G.  25. 
•  S)  St.  G.  B.  236. 
3)  St.  G.  B.  224-227. 

,  4)  Theilweise  ähnlich  im  Gem.  R.  nach  C.  nn.  C.  de  mandic. 
▼■Ii«.  Not.  80.  je.  6«  R.  F.  O.     1577  Tit  27. 
5)  Die  Doctrin  mag  dieaen  NamM  gebnnicheii.  Wenn  ein  St 
G.  B.  ihn  aufnimmt,  so  beseugt  es  wenigstens  selbst ,  daif 
es  hein  von  dem  Volk«  sn  ventehendts  Gesetx  sein  wÜl. 
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Tessm :  alle  drei ,  jedoch  die  btidcm  «rtten  nur  gegen  Perso- 
BeB  über  16  J.,  und  die  Bettelei  nur  gegen  Pers.,  die  arbeitsfähig 
sind »  mit  Stellung  unter  polizeiliche  Aufsicht.  Schaffhaasen  (corr.): 
Landstreicherei  nach  zweimaliger  polizeü.  Bestrafung  mit  Zucht- 
luma  bis  zu  6  Hon«,  aebst  zeiUiober  Entziehung  der  bürgerlichen 
«Bd  DttttflrMlite ;  Battdei,  bei  cmehwemte  ÜMiadMi, 
nämlich  Drohungen ,  oder  auf  falsche  Zeugnisse  oder  unter  fälsch- 
licher Darstellung  als  krank  oder  krüppelhaft,  mit  derselben  Strafe; 
Arbeitsscheu ,  wenn  nach  Kückfaliigkeit  ein  unverbesserlicher  Hang 
zu  derselben  sich  ergibt,  mit  Gef.  von  1  Mon.  bis  zu  i  J.,  und 
aMb  darcB  Erttebnag  nit  Eingrenzung  und  WirtbsbMUTerboC 
MTMidt:  LandBtreicheTCi  mit  Zochtb.  bis.su 3 Mon.;  Gewohnheit^ 
beltelei  mit  Zuchth.  bis  zu  5  Tagen,  bei  Rückfall  bis  zu  3  Mon., 
Bettelei  aber  unter  (den  eben  genannten)  erschwerenden  Umstän- 
den mit  Zuchth.  von  3  Mon.  bis  zu  2  J.$  Arbeitsscheu  (aber  nur 
auf  Antrag  des  Staatsrathes)  mit  Zuchth.  bis  zu  6  Mon.,  zu  wel- 
cfber  Strafe  binsntreten  kumt  AvseeUieisuiig  van  politiidieB  Rech- 
ten und  von  Aemtern  und  Vormundschaften  oder  Curateln,  bisaaf 
5  J.,  und  beziehungsweise  Verlust  der  väterlichen  Gewalt  bis  zu 
10  J.  oder  bei  Rückfall  auf  Lebenszeit,  ferner  mit  Verbot  des  Be- 
suchs von  Schenkhäusern  bis  zu  4  J.  Basel  bestraft  nur  Vagabon- 
itrea  oder  Betteln  (corr.)  nach  dbreimaligcr  polixeilidMr  Beftrn- 
ftng,  mit  Freibeitsetr.  von  10  Tagen  bis  sn  IJ. ,  womit  beiManns- 
personen  körperliche  Züchtigung  verbunden  werden  kann.  Lvzem 
bestraft  nur  Bettler  ,  nämlich  ausländische,  im  Rückfalle  mit  Züch- 
tigung und  Kantonsverweisung,  einheimische  im  Rückfalle  (eben 
so  Personen,  welche  Kinder  zum  Betteln  verleiten)  mit  Gef.  von 
l"!  Wochen  oder  mit  körperlicher  Züchtigung ,  oder  mit  Deten- 
tion in  einer  G<wrectionflMMtalt  Yon  3  Mon.  bis  zu  2  I«  ^  JLVU. 
Defraudationen  und  Contraventionen  gegen  Abgabengesetze  (gegen 
die  Finanzhoheit  des  Staats)').  £s  entbalUn  darüber  Strafvor- 


1)  Tessin  219—223,  Schaphausen  Zuchtpol.  Ges.  35  ,  36,  39-41, 
Waadt  m-144,  Basel  Corr.  G.  31,  Lnzern  PoL  6.  157—159. 

2)  ObwoU  sieb  dwüber  Strufrorscbriften  (pamenllieb  ancb  mit 
dem  Grandsatze  der  Confiscation  sowobl  der  Gegenstände  als 
der  Mittel  der  Defraudation  und  Contravention)  im  Rom.  R. 
finden,  1.  3  pr.  ad  1.  Jul.  de  vi  publ.  1.  11  §.  2  L  14  de  pabl. 
et  vectig.  1.  un*  g.  3  ad  1.  Jul.  ambit.,  so  werden  diese  doch 
Gcmeinrecbtlicb  am  io  mehr  nie  Antifoitit  betracbtett  da  in 
dcn'sämmtlichen  Staaten  beaendere  ZolU  nnd  Stenergeaetxe 
spezielle  Strafhestimmungen  enthalten.  Unter  Defraudation 
pflegt  man  übrigens  (obschon  die  Begriffe  auch  wohl  anders 
aufgestellt  werden)  speziell  dasjenige  strafbare  Entgegenhan- 
deln gegen  die  Abgabengesetze  zu  verstehen,  welches  zum  * 
Zweck  bat,  dem  Staate  &  geaetzmässige  Abgabe  ganz  oder 
theilweise  zn  entziehen;  nnter  GontroTention  |edet  andere 
strafbare  Entgegenba^debi  gegen  die  genannten  Gef etse« 
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adkriftCB  nur  :  St.  Gallen ;  allgemein  bezüglich  aller  dem  Staate 
zu  entrichtender  Gefälle«  und  speziell  be/,üglich  des  Post-  Qn4 
Salzregals:  (corr.)  Geldbassen  bis  au  500  Fr.  nebst  Coniiscation, 
beim  Rückfall  Strafe  des  einfachen  Diebstahls.  Basel  nur  bezüg- 
lich der  Einkommens-  and  Erweibtstener  und  dea  Salzregakt 
(conr.)  Geldlnwae  bis  an  500  Fr. ,  oder  Freihettsrtrafe  hU  sn  It 
Mon. ,  mit  ConfiscattiHi.  Scbaffhausen  straft  nur  den  Schleichafsdd 
mit  Salz  und  Erz  (corr.)  mit  Zuchthaus  oder  Gefängniss  von  8 
Tat>eu  bis  /u  1  J. ,  oder  mit  Geldbusse  von  12 — 100  Gulden  In 
sofern  diese  Vorschriften  Post-  uud  Zolldefraudationen  and  Con« 
tnreiitionen  betreffin,  aind  aie  dnreb  die  enteprechenden  beaonr 
4eren  Bandcsgeaetse  (nach  der  Bundesver£  Art.  23  1)  aaf^^o- 
ben*).  Ausserdem  bestraft  Tessin  noch  allgemein  die  Anmassung 
Torbehaltener  Rechte  des  Staats  zu  dessen  oder  seiner  Pächter 
Nachtheil  mit  Zwangsarb.  1.  und  Geldb.  2,  —  3.  Gr.').  —  Ausser- 
dem enthalten  namentlich  die  Pol.  St.  G.  B.  von  St.  Gallen  und 
LwMm,  sowie  der  ii.  Tit.  des  3.  Abscb.  des  St.  6.  B.  von  Frei» 
borg  eine  Menge  polizeilicber  Vorschriften ,  zum  Tbeil  verwandten 
Inhalts  mit  den  unter  den  vorstehenden  Ts^ummern  vorgetragenen; 
sie  gehören  aber  in  die  Lehre  von  den  geringeren  Polizeiübertre- 
tangen 


1)  St.  Gallen  133  und  die  Pol.  St.  G.  B.  von  St.  GoUen  43— 47, 

Basel  36,  S7,  Schaphausen  30. 

2)  Aach  die  von  Tessin  214  f.  Das  Bundesges.  über  das  Zoll- 
wesen V.  27.  August  1851  enthält  im  8.  Abschn.  (Art.  50—67) 
die,  sehr  einfiichen  VorscbrifleD  nber  Bestrafong  der  Zoll* 
fibertretMDgen :  in  der  Rsgel  GeMbnsso  sinn  23freheo  Betrage 

des  lUBgangenen  Zolles  —  auch  für  Hehler  und  Gehfilfen  — 

bei  nicht  vorhandener  Absicht  der  Uebertretung  Ermässigung 
oder  gar  Nachlass,  bei  Wiederholung  Schärfung  bis  zum 
Duplum  des  Maximums «  bei  besonders  erschwerenden  Um- 
stindea  fimilt  ungleich  Gtt  bis  3  J. 

3)  St.  G.  a  Art  IM. 

4)  Ueber  das  auch  von  der  Gemeinr.  Doctrin,  »efar  aber  von 
den  neueren  Deutschen  St.  G.  B.  angenommene  Delict  der 
„nnerlanbten  Verbindungen"  (namentKcb  politischen)  entbaltsn 
die  Sehlis.  St.  G.  B.  nichts. 
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Verbrechen  gegen  die  religiösen  und  »ittUeken  Grund^ 

lagen  de$  Staates* 

CtfUr  «tta.  ' 

Die  ReKgion  ist  die  Verehniog  der  Gottheit  Sie  ist  in 
sofern  etwas  lediglich  InnerUches,  milhin  kein  Gegenstand, 
an  irflkheni  oder  gegen  welchen  ein  Verbrechen  begangen 
werden  könnte.  Aber  das  innerliche  Geföhl  der  Verdräng 
drängt  nach  emem  entsprechenden  äusserKchen  AnsdmduL 
Anderwseits  lebt  das  Bednrfniss  der  Verehrung  eines  höch- 
sten Wesens  in  jedem  Menschen.  Nothwendig  bfldet  sich 
also  durch  das  Zosammenleben  der  Menschen  eine  Gemeüi* 
samkeit  der  Verehrang  der  Gottheit.  Und  zwar  nach  zwei 
Seiten  hin.  Einmal  in  Beziehung  auf  den  äusseren  Ausdruck 
der  Verehrung.  Zum  anderen  in  folgender  Weise:  Der  den- 
kende Mensch  hat  zugleich  mit  dem  Gefühle  der  Verehrung 
das  Bedurfniss  der  Einsicht  und  des  Bewusstsdns  der  Grunde, 
auf  denen  jenes  Gefühl  beridiet.  Die  Gemdnsaimkett  der 
Verehrung  bringt  die  Nothwendigkeit  eines  Austausches  der 
Gedanken  und  Ansichten  hierüber  und  dadurch  wieder  eine 
Gemeinsamkeit  und  eine  gemeinsame  Feststellung  und  Aner- 
kennung dieser.Ansichten  mit  sich.  So  tritt  die  Religion  mit 
zwei  Seiten  nach  aussen  heraus:  mit  dem  äusseren  Gultua 
und  mit  dem  objectiv  festgestellten  Dogma.  Beide  smd  in 
dem  Zusammenleben  der  Menschen  etwas  nothwendig  Ge- 
meinsames. Und  zwar  dies  so  nothwendig,  dass  sie  eine  w^ 
sentliche  Grundlage  des  Zusammenlebens,  also  des  Staates, 
bilden.  Beide  Seiten  nun  können  Gegenstand  eines  verletzen- 
den Angriffs  werden.  Nach  ihrer  angegebenen  Bedeutung  für 
den  Staat  ist  solcher  Angriff  yerletzend  für  eine  wesentliche 
Grundlage  des  staatlichen  Lebens.  Dem  Menschen  ist  die 
Verehrung  der  Gottheit  sein  heiÜgstes  Gefühl.  Jedem  Volke 
ist  die  Gemeinsamkeit  eines  religiösen  Bekenntnisses  und.  eines 
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^  religiösen  Cnltus  ein  heiliges  Bedürfoiss Verletiende  An- 
griffe dagegen  reebnet  es  zu  den  schwereren  Verletznnfen 
seines  Lebois,  also  seines  äusseren,  rechüicben  Zostandes. 
Hieraus  ergibt  sich  der  strafrechtliche  Charakter  solcher  An- 
griffe. Das  Recht  eines  jeden  Volks  straft  Angriffe  gegen 
die  Religion,  kennt  also  Verbrechen  gegen  die  Religion,  mit- 
unter als  schwere  Verbrechen.  Es  kennt  sie  nach  den  ge- 
nannten beiden  Seiten  hin.  Es  kennt  sie  aber  nur  In  Be- 
ziehung auf  seine  Religion');  die  Bestrafung  von  Angriffen 
gegen  eine  fremde  Religion  würde  rechtlich  eben  so  wenig 
Sinn  haben ,  wie  die  von  Angriffen  gegen  fremde  Staaten.  — 
Verbrechen  gegen  die  Religion  in  dem  bezeichneten  Sinne 
kennt  das  Rom.  R.,  das  ältere  Germ.  R.,  das  Gan.  R.,  die 
Deutsche  Reichsgesetzgebnng.  Die  älteren  Deutschen  Rechta- 
lehrer,  sobald  sie  an6ngen,  in  yiren  Lehrbüchern  die  eliH 
seinen  Verlwechen  uach  bestunmten  Systemen  yorzutragen, 
pflegten  die  Verbrechen  gegen  die  Religion  besonders  auszu- 
zeichnen*). Zu  Ende  des  vor.  Jahrhunderts  kamen  indess 
theilweise  andere  Ansichten  auf^).  Feuerbaeh  qprach  deu 
Satz  aus,  die  Gottheit  könne  kein  Rechtssubjeet  sein,  also 
uudi  kein  Gegenstand  einer  RechtsTerletznng,  also  auch  keines 
Verbrechens.  Man  wollte  nun  auch  yielCich  kein  Verbrechen 
gegen  die  Religion  mehr  annehmen.  Feuer b ach  selbst  stellte 
die  Gotteslästerung  unter  die  Injurien  —  gegen  Reügions- 
ges elischaften  — ,  Fluchen  u.  s.  w.  unter  die  Verbrechen 


1)  Die  Relif^ion  ist  eine  jener  GemeinsaniUeiten,  die  das  Volk 
zu  einem  (Manzen  machen.  Es  würde  daraus  freilich  folgen, 
dass  es  nur  Volks-  (Staats-)  Religionen  gäbe.  Aber  ist  das 
denn  am  Ende  nicht  wfthr?  Ist  nicht  namentlich,  je  denken- 
der nnd  gebildeter  ein  Volk  ist,  auch  seine  Religion  gelMo- 
tertcr,  edler  ?  Wollen  doch  die  Regierungen  sogar  Regiemogs- 
religionen  machen ! 

2)  Mehrere,  wenn  der  Geist  der  Duldung  Massen  mit  verschie- 
denen Religionsbekenntnissen  und  Cuhen  zu  Einem  Volke 
oder  Staate  vereinigt  hat. 

S)  Meister  sen.  pr.  f.  .er.  ,,dc  delictis  adversns  deum*,  Mei- 
ster jun.  „de  del.  quae  in  relig.  committnntur'S  Quistorp 
,^von  den  Verbrechen  gegen  die  lui  Staate  eingeführte  Reli- 
gion^', Dorn  »von  den  Verbrechen  gegen  Gott*. 

4)  Stühe  1  schrieb  (ITlii)  eine  Abhandlung:  yQuatenus  actiones 
religioni  non  convenientes  poenis  criminalibns  coerceripos- 
sintf. 
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gegeo  dk  (Sitten-)  PoKim.  Andere  Eeeblalebrer  sprachen 
Md  sprechen  uocli  nur  Ton  » Verbrechen  gegen  ReUgionft- 
YeehteS  oder  TOn  VerlelzuDgen  gewiMttr  Pflichten  dep 
Religion^').  Andere  dagegen  halten  lest  «n  dem  Begriffe 
ond  an  dem  Ansdriieke  ,>  Verbrechen  gegen  die  Religion 
Ueberau  hat  man  dabei  die  eigeutlicbe  strafrechtliche  Bedeu- 
tung der  Verbrechen  gegen  die  Religion  nicht  genau  festge- 
halten. NanKBntlieh  auch  dadurch  nidbt,  dass  man«  die  Quel- 
len nach  ihrem  Wortsinne,  nicht  aber  nach  den  Anforderun- 
gen des  gegenwärtigen  staatlichen  und  religidsen  Lebens  auf- 
fassend, als  Religion,  die  durch  die  in  Frage  stehenden  Ver- 
brechen getroffen  werden  könnte,  nur  die  der  drei  im  Deu^ 
sehen  Reiche  recipirten  christlichen  Kirchenconfessionen  aiH 
sah,  anstatt  dass  jede  mit  irgend  einiger  Serecbtigong  der 
Existeni  factisch  bestehende  Religion  in  dem  Staate,  in  wel- 
chem sie  besteht,  auf  gleichen  Rechtsschuts  muss  Anspruch 
machen  können.  Noch  weniger  haben  oft  die  neueren  Deutr 
sehen  St«  G.  B.  an  dem  Richtigen  festgehalten.  Einselne  Ton 
ihnen  heben  nur  Verbrechen  in  Beziehung  auf  die  Religion 
hervor,  andere  auch  dies  nicht  einmal;  geradezu  j» Verbrechen 
gegen  die  Reh'gion^  stellt  nur  Hannover  auf;  am  nächsten 
kommen  diesem  ßaden,  Grossh.  Hessen,  JMassau,  Thüringen, 
indem  sie  von  Verbrechen  reden,  welche  eine  Herabwürdi- 
gung oder  Herabsetzung  der  Religion  enthalten.  In  den  Straf- 
Yorscbriften  selbst  herrscht  sodann  nur  zu  vielfach  ein  be- 
klagenswcrlher  Cieist  absolutistisch- polizeilicher  Strenge  und 
Unduldsamkeit  vor.  —  Die  Schw.  St.  G.  B.  gehen  fast  in  keiner 
anderen  Lehre  so  sehr  auseinander  wie  hier.  Den  Ausdruck 
»Verbrechen  gegen  die  Religion^  haben  nur  Xessin,  Luzern 
nnd  Basel;  Su  Gallen  spricht  von  »Verbrechen  gegen  die 
Kirche^;  Thurgau  von  »Herabwürdigung  der  Religion^; 
Aargau  und  Zürich  tou  jiReligionsstörung^^;  Graubünden  tou 
»Störungen  in  Beziehung  auf  die  Religion  Waadt  Ton  »Ver- 
brechen gegen  den  religiösen  Frieden  ;  Freibnrg  von  Ver- 
breeben   gegen  die  Cultuspolizei  ^ ;  Scbaffbauaen  kennt  nur 


1)  Heffter  Lehrb. ,  MarezoU  Lehrb.,  Bauer  Lebrb.  spricht 
von  «so  gen  «unten  ReligionsYerbrecheB,  welche  die  Re- 
ligion gefährden/' 

2)  Jarke  Handb.,  Ahegg  l^krb. 
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j^Preflsrergehen  gegen  die  Religion  ^ Dabei  behandeln  die 
bierber  geredineten  FSIle  Basel  nnd  Sdiaflbaosen  als  conr. 
Veigehen,  Freibnrg  gar  nnr  als  PoiiieifibertFetangen,  währ 
rend  die  anderen  sie  als  eigentliche  Verbreeben  anfFassen. 
Aehnlicb  ist  ein  Anseinandergehen  im  Einzelnen. 

Artem  und  «Oscineliie  «tmuMtofttee  der  VerligegMen 

MTM  die  Bellsimi. 

I.  Arten.  Das  Gem.  SCrafreeht  kennt  fSotfesUlsteniog, 
Flachen  und  Schwören  (auch  wohl  als  Unterart  der  Gottes- 
lästerung), Störung  des  Gottesdienstes,  sepalcri  Tiolalio ,  Ket- 
zerei and  Zauberei»  wovon  indess  die  beiden  letiteren  facUsch 
nicht  mehr  eiistiren,  Ketzerei  nicht,  weil  die  Strafgesetze 
darüber  darch  Desaetado  nicht  mehr  besteben,  and  Zauberei 
nicht,  weil  Niemand  mehr  daran  glaubt.  Die  neueren  Deut- 
schen St.  G.  B.  haben :  GotteslSstening,  unter  diesem  Namen 
oder  unter  dem  der  Verspottung  der  Gegenstande  der  Re- 
ligionsTerehrung,  die  auch  getrennt  neben  jener  genannt  wird, 
Störung  des  Gottesdienstes,  Unfug  an  Leichen  oder  Gräbern, 
Sektenstiftung.  Aehnlich  die  Schweiz.  Diese  wie  jene  jedoch 
vielfach  verschieden.  Die  letzteren  stellen  folgende  Sjrsteme 
auf :  Aargan  bestraft  Gotteslästerung  (mit  Beschimpfung  der 
Gegenstände  der  rdigiösen  Verehrung]  und  Störung  der  Re- 
ligionsubung,  beide  zusammen  unter  dem  Namen  des  Ver^ 
brechens  der  ReUgionsstÖrung.  St.  Gallen:  Störung  des  öfiSsut- 
fichen  Gottesdienstes  und  Beschimpfung  der  Kirche,  unter 
welcher  letzterer  begriffen  werden:  Besdhimpfung  der  Gegen- 
stände dw  religiösen  Anbetung  und  Verehrung  (also  Gottes- 
lästerung), Beschimpfong  der  Religionsgesellschaften,  gefähr- 
licher oder  gewaltsamer  Widersland  gegen  einen  Geistlichen 
in  Ausübung  des  ^Amtes.  Tessin :  Oeffentliche  Verbreitung 
von  Unglauben  oder  Gottesleugnung;  öffentliche  Angriffe  oder 
Belddigungen  gegen  die  Heiligkeit  oder  Wahrheit  der  Re- 
ligion des  Kantons;  Störung  des  Gottesdienstes»  thätliche  Be- 
leidigung eines  Priesters  vor  dem  Altare;  Gotteslästerung. 
Luzem :  Gotteslästerung,  Heiligthumsentweihung,  Störung  des 


1)  Dem  Bundesstrafr.  sind  die  Religionsverhrediea  nach  seioem 
GegeniUiniie  fremd. 
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GolftesdieiiileB,  Seklcnsüftaiig  (und  «luicrdeiii  noch  nebfm 
PtkiiifiüiberlretinigeD).  Bwel:  Verletimig  4er  Ehrfaidit  vor 
dar  chritllicheD  Rel^pon  darch  Holm  iiad  Veracbtnog  (Got- 
ledästomiig)  und  Stdrnng  des  Ckmesdieastei.  Zürich:  IW- 
gionsstömng«  und  xwar  des  ersiMi  Grades  dnrcb  Gewülldiii«- 
tigkeiteii  gegea  RefigionidieBer  ^reod  ibier  AmtsYerridi*' 
tmigeQ,  oder  g^ewaUsame  Störoagen  des  Gottesdienstes;  zwei<^ 
ton  Grades  durch  nicht  thätliche  Beiddigniig  der  foiiclioiu*> 
resden  ReHgionsdieoer  oder  durch  Gewaitthatigkeiteii  an  Ge^ 
genstindea  des  Gottesdienstes  ohne  jene  Stömng.  Thnrgaa: 
Störung  des  Gottesdienstes,  Herabwtirdignng  der  Gegenstande 
der  Verehrang  oder  der  Lehren  der  Rei^n  (Gotteslästerung). 
Granbänden :  Gotteslästerung  oder  Henibwäirdignng  der  Ge^ 
genstände  der  Verehrung  oder  der  Lehren  der  Religion,  und 
Störungen  in  Besng  auf  die  Religion,  vorunter  Yersfanden 
werden:  Störungen  des  Gottesdienstes,  und  zu  öffentlichem 
Aergcrniss  Terübte  Ciewalttbätigkeiten  an  functionironden  Re» 
ligionsdienern  oder  zum  -  Gottesdienste  bestimmten  Gegen- 
ständen. Waadt :  Störung  des  Gottesdienstes,  Störungen  der 
Leichenruhe.  Freiburg:  Störungen  des  Gottesdienstes  oder 
der  Leichenrnhe,  Proselytenmacherei  (und  einzelne  Polizei^ 
Übertretungen).  Scbaflhausen  endlich  nur  Pressvergehen  gegen 
die  Keiigion,  wozu  auch  die  Verbreitung  gotteslästerlicher 
Schriften  gehört.  IL  Allgemeine  Grundsätze.  Sie  können 
sich  nur  auf  Subject  und  Object  beziehen.  Gemeinrechtlich 
werden  folgende,  nicht  alle  ohne  Streit,  anerkannt :  1.  Sub- 
ject der  Verbrechen  gegen  die  Religion  kann  Jeder  sein ,  ohne 
Unterschied ,  ob  er  einer  der  drei  in  Deutschland  anerkannten 
christlichen  Kirchen  angehört  oder  nicht,  oder  ob  er  dem  in 
dem  konkreten  Falle  angegriffenen  Bekenntnisse  angehört* 
2.  Object  soll  immer  nur  eine  der  drei  genannten  christlichen 
Confessionen  sein  können;  also  nur  Gegenstände  deren  reli- 
giöser Verehrung,  nur  deren  Gottesdienst  und  Diener  und 
auch  nur  die  Gottheit  nach  deren  Auffassung.  Nach  den 
Quellen  wäre  das  allerdings  richtig.  Allein  die  Quellen  kön- 
nen nicht  mehr  massgebend  sein,  weil  einerseits  kein  Deut- 
sches Reich  mehr  besteht,  auf  das  sie  grossentheils  sich  be- 
zieben, und  weil  andererseits  in  den  Deutschen  Staaten  auch 
anderen  Religionen  eine  staatlich  berechtigte  Existenz  einge- 
räumt isL  Schon  hierdurch  wäre  es,  abgesehen  [von  den  all- 
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gemeiDen  Gnindsitzen  über  die  religiösen  Verbrechen  (s.  d. 
y.  §.)  ein  recbUicber  Widersprach*  ihnen  nicht  denselben  straf- 
redittichen  Schutz  einznriiamen,  wie  jenen  zuerst  genannten. 
8.  Immer  eine  Hcndlang,  wdche  eine  Verletzung  der  Religion 
nach  den  oben  herrorgehobenen  zwei  Seiten  enthüt.  4.  Hier- 
anf  gerichteter  Dolus.  Die  anderen  Deutschen  und  Schweiz. 
St  G.  B.  haben  in  Betreff  des  Objeots  theilweise  andere  und 
awar  mehrfach  yerscliiedene  Grundsätze  aufgestellt  Von  den 
letzteren  enthalten  gar  keine  Beschränkung,  so  dass  die  ricl^ 
.tigen  TOrgetragenen  CrrundsÜtze  Anwendung  finden  müssen: 
Schaffluinsen,  Waadt,  Freibarg;  femer  Aargau,  das  Ton  jeder 
^im  Staate  bestehenden^  Religion  qiricht'j;  so  wie  den 
Worten  nach  auch  Luzem,  das  zwar  allgemein  spricht,  aber 
doch  die  meisten  der  ab  strafbar  aufgeführten  Handlungen 
nur  im  Sinne  der  katholischen  Religion  bezeichnet.  Nur  von 
den  im  Staate  anerkannten  Religionen  sprechen  dagegen: 
Xhurganund  Graubünden;  den  »gewährleisteten^:  St  Gallen; 
den  )9ge8cfaütiten^:  Zürich;  nur  Yon  der  Y)Chri8llicfaen  Reli- 
gion*^, aber  ohne  weitere  Beschränkung:  Basel;  blosYonder 
Staatsreligion  (religione  dello  stato):  Xessin*). 

$.  134. 

Das  Rdm.  R.  straft  die  Gotteslästerung  (blasphemia),  ab 
ein  Verbrechen  unmittelbar  gegen  die  Gottheit,  mit  Capital^ 
strafen  *].  Das  Can.  R.  fasst  sie  in  gleichem  Sinne  auf,  be- 
drohet sie  aber  nur  mit  Kircfaenbussen  und  Geldstrafen  und 
erst  beim  Rückfall  schwerer^).  Die  Reichsgesetze,  indess 
▼leifiidi  yariirend,  unterscheiden  unmittelbare  und  mittelbare 
Gotteslästerung,  und  ausserdem  noch  besonders  leichtfertige! 
GottesschwÖren  und  Fluchen,  und  strafen,  zuletzt  vor  der 
P.  G.  0.,  die  unmittelbare  das  erste  Mal  mit  14  Tagen  Ge- 


1)  Aehnlich  wie  Oesterreich. 

«)  Vgl.  über  Alles:  Aargau  80—82,  St.  Gallen  138-1/|2,  Tessin 
117—120.  Laxem  158  u.  159,  a.  Pol.  G.  B.  128-  134,  Zürich 
127  —  129,  Basel  Corr.  G.  41,  Schaffh.  Zucht.  Pol.  G.  63, 
Thurgau  363-3C6,  Graub.  80,  81,  Waadt  133,  134,  Freib.  418 
bis  iSXL 

3)  Nov.  77. 

4)  C.  1.  X.  4«  aaled. 
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filngoiM  hn  WtMer  nmi  Brod,  das  swaite  Mal  nal  CSddbmM 
^aof  HaMame  oder  araiie.  JmgfraMi  aar  Amstaer  ver- 
waadal  werdeo  aoU),  das  dritte  Mtü  9m  Leben  oder  mit  Bo» 
MhoHiBg  etficher  Glieder;  die  mittelbare  iPÜlküilicb  an  Lab 
oder  Gnt;  das  GottesscbwöreD  and  FJocben')  mitGeföngnise  ' 
oder  Geldbnsse  Die  P.  G.  O*  nimnrt  nnr  die  GotteslSato- 
rang  auf,  die  nnmitlelbare  ine  die  miUelbare»  nnd  verordnet^ 
dass  sie  ,»an  kib»  leben  oder  gliedern*^  gestraft  werden  soll, 
nnler  Bescbtong  der  besonderen  Reicbsgesetse  dartibcr')« 
Spätere  Reicfasgesetie  beslinunen  wieder  genaoer  nnd  barter» 
dass  die  nnmitlelbare  Gottealästernng  (anmittelbar  gegen  Gott, 
die  GttttUebkeit  Cbristi  und  die  Saoramente)  scbon  das  eiste 
Mal  »am  Leben  oder  mtl  Benefamang  ettlicber  Glieder^  and 
mit  Infamie;  die  miltelbare  (gegen  die  Mniter  Cbristi  nnd 
Gottes  Heiligen)  aber  nnd  das  leicbtfertige  Gottesscbwören 
nnd  Flacben,  erst  nacb  TorbergegaDgeiier  fruchtloser  freund^» 
lieber  Ermahnung,  jene  an  Lob  und  Gut,  dieses  mit  Gefäng- 
niss  oder  Geldbusse  bestraft  werden  solle  *].  Doctrin  und 
Praxis  haben  Begriff,  Eintheilangen  und  Strafe  mehrfach  ver^ 
scbieden  aufgefasst'J.  In  der  neueren  Zeit  hält  man  sich  stren- 
ger an  die  Quellen,  nnd  ist  nnr,  mit  der  Praxis,  einig,  dass 
die  Todesstrafe  (gegen  die  schon  CarpsoT  hier  Bedenken 
erhob,  die  gleichwohl  noch  zu  Ende  des  yor.  Jahrh.  in  ein- 
zelnen Fallen  stattfand)  nicht  mehr,  sondern  nnr  willkürliche 
(Zuchthaus,  Gefängniss ,  Geldhosse)  ansnwenden  sei.  Am  wei- 
testen gebt  man  dabei  darüber  auseinander,  nnter  welcben 


i)  Die  „bdscn  Schwfire'  spielen  in  dem  Dentschoi  R.  des  Mittel- 
dters  eine  grosse  Rolle.  Atteh  in  der  Schweis.  Schon  der 
Lvs«  Geschworne  Brief  v.  1252  bestraft  sie ,  freilich  unter  dem 
GesichlspnnUte  der  Gotteslästerung.  Sie  wurden  wohl  ger 
schwerer  als  die  einfache  Gotteslästerung  bestraft.  Die  Strafe 
der  letzteren  war  in  der  Schweiz,  häufig  Aasreissen  der  Zunge 
hinten  xmn  Naehen  berans.  Vgl.  »Segesser,  Gesch.  t.  Lim. 
IL  656  f. ;  Blumer,  Gesch.  der  Schw.  Deniokr.  S.  407. 

2^  Vgl.  R.  Absch.  v.  1495  C  26,  Königl.  Satz.  Ton  den  Gottes- 
lästerern V.  1495,  R,  A.  T.  1500,  1512,  1530,  Tit.  1—*. 

3)  P.  G.  O.  Art.  lü(i. 

4)  R.  A.  V.  1518  nnd  1577,  Tit  t— 3. 

5)  So  kicktfcrtiget  Flachen  nnd  Schweren  ab  rine  Art  der  6#t- 
teslästemng,  4m  UUUamu%  der  Matter  Gottes  ober  ür  Esr 
Ibolakea  als  nnmindbarc«  ür  Pr«tostaatsn  ok  outtdbore. 


Digitized  by  Google 


—  424  — 

Geflichtspmikt  die  Strafbarkeit  der  Crotleslästerung  zu  bringea 
mI,  ob  unter  den  einer  Beleidigung  anmiUelbar  der  Gottbeit, 
odor  . einer  Injurie  gegen  die  Kirchengesellschaft,  oder  der 
Zerstömng  der  Gnindlage  der  Moralitäl ,  oder  der  staatlichen 
Ordnung,  u.  s.  w. ').  Der  richtige  (vesichtspunkt  ist  oben 
angegeben.  Der  Begriff  der  Gotteslästerung  ist  danach  fest- 
zustellen als :  Schmähung  der  Gottheit  unmittelbar  oder  durch 
Schmähung  der  Sacramente,  der  Mutter  Christi  oder  der 
Heiligen.  Daraus  ergeben  sich  die  Erfordernisse :  1.  In  Be-  . 
treff  des  Subjects  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  (s.  d. 
T.  $.).  2.  Object  ist  die  Gottheit  oder  jeder  andere  Gegen- 
stand |der  religiösen  Anbetung  oder  Verehrung.  In  Betreff 
der  Verschiedenheit  der  religiösen  Bekenntnisse  gellen  gleich- 
falls die  allgemeinen  Grundsätze  des  v.  3.  Die  Form  der 
Handlung  ist  gleichgültig ;  diese  muss  nur  eine  Schmähung 
(Herabwürdigung,  Beschimpfung)  enthalten;  dieser  Begriff 
gehört  dem  Lehen  an.  4.  Darauf  muss  der  Dolus  gerichtet 
sein;  cnlpos  kann  das  Verbrechen  nicht  beganp^en  werden. 
In  solchem  Sinne  ist  im  Allgemeinen  das  Verbrechen  auch 
in  den  Deutsch.  St.  G.  B.  aufgefasst ,  die  nor  noch  sämmtlich 
das  Erfordemiss  der  öffentlichen  Begehung  aufstellen,  da« 
bei  es  aber  nicht  immer  ausdrücklich  Gotteslästerung*],  son- 
dern meist  Verspottung  oder  Herabwürdigung  der  Gegen- 
stände der  religiösen  Verehrung  nennen.  Aehnlich  ist  es  mit 
den  Schweiz.  St.  G.  B.  Von  diesen  kennen  das  Verbrechen 
(s.  d.  V.  §.):  Aargau,  Tessin»  Luzern,  Graubünden  (nur  diese  vier 
gebrauchen  den  Namen  Gotteslästerung),  St.  Gallen,  Basel'), 
Thurgau^).  Zunächst  den  Thatbestand  betreffend,  forderen: 
1.  Tessin  Oeffentlichkeit  der  Handlung;  ferner  Aargau,  St. 

1)  Vgl.  namentlich  Feuer b ach  §.  303,  Heffter  9.422,  Wäch- 
ter §.  231,  Jarke  Handb.  Bd.  1  §.  1. 

2)  Dies  Mir  nodi  Oeitareich,  Saehsen,  Bmuscbweig,  Thil- 
ringen. 

3)  „Wer  —  die  Ehrfurcht,  welche  der  christlichen  Religion  ge- 
bührt, durch  Hohn  und  Verachtung  verletzt.*   Es  ist  zwar 
darin  nicht  ausdrücklich  die  Rede  von  Gegenständen  der  Vcr-' 
ehrang  der  christlichen  Religion;  aber  diese  können  nur  ge- 
meint sein. 

4)  In  dem  Zürcher  St.  6.  §|.  127  und  129  will  das  dasige 
Ob.  («er.  dai  Yeriirechen  finden,  den  Nachdruck  darauf  le- 
gend, das«  darin  Ton  Handlimgen  gegen  yreligiöM  Anstalten^ 
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GtH»,  Bisel,  Loieni«  CSnnbäiidflii  aofdriieklidi  dn  öflSnl» 
ISebes  Aergenim  (Basel  unter  dem  AmdraA:  i>iq  Anderer 
AdiIois*),  also  gleiebfiilb  eine  Oeffentlicbkeit  dar  Handlongv 
Denn  einerseite  kann  ohne  OeffSfintlidikeit  des  Begebens  kein, 
öffentliches  Aergemiss  entstehen ;  andererseits  hringt  die  Oef- 
fentüchkeit  der  Handlang  nothwendig  und  von  selbst  ein  öffent- 
liches Aergemlss:  sittliche  und  religiöse  Entröstang  aller  sitt- 
lich and  religiös  Gesinnten ,  henror.  St.  Gallen  schweigt  über 
das  Erfordmiss  ganz.  Aargaa  stellt  das  Erfordemlss  des 
öffentlichen  Aergemisses  nnr  als  Straferhöhangsgrnnd  an£ 
3.  Für  die  Strafabstafang  unterscheiden:  Tessin:  Angriffe 
unmittelbar  gegen  die  Gottheit  (nur  diese  nennt  es  Gottes- 
lästerung) und  andere  Angriffe  gegen  die  Heiligkeit  oder 
Wahrheit  der  Religion  (die  es  nicht  technisch  b^eichnet); 
Luzern:  Lästerung  Gottes  unmittelbar;  HeOigthumsenlweihung, 
nämlich  jede'  ans  Haas  oder  Verachtung  der  Religloii  an  kon- 
sekrirten  Hostien,  oder  an  Gefässen,  in  welchen  solche  wirk- 
lich« aufbewahrt  sind»  verübte  Thätlichkeit;  andere  Be- 
schlmpfuog  von  Gegenständen  des  Gottesdienstes'). 

Die  Strafe  ist  in  AargAU,  bei  öffentlicbem  Aergerniss  oder  ga- 
•meiner  Gefahr,  Eettenstrafe  zeitlich  im  I.Grade,  sonst  Zuchthans 
zeitlich  im  1  Gr.  Luzern:  für  Heiligthumsentweihung  Zuchthaus 
oder  Kettenstrafe  bis  auf  10  J. ,  für  Gotteslästerung  i.  e.  S.  Züchte 
bans  bii  mnt  6  J.,  für  Besehimpfuug  der  Gegenstiiiide  des  Gottes- 
dienstes (corr.)  Geldbusse  von  10— tOO  Fr.  oder  angemessenes  Ge- 
ISngniss.  St.  Gallen:  Zuchthaus  von  3  Mon.  bis  zu  l*/'  J*  Tessin: 
für  Angriffe  gegen  die  Heiligkeit  oder  Wahrheit  der  Religion  Gef. 
1.— 2.  Gr.,  fiir  Gotteslästerung  Geldb.  1.  oder  2.  Gr.,  in  beiden 
Fällen  zugleich  oÜentlicher  Verweis,  iür  die  Gotteslästerung  bei 
MUdemngsgründeik  aber  «nchblos  öffentlicher  Verweis.  Basth  (eoir.) 
FreiheitsstnifiB  yob  14  Tagen  bis  xn  1  J.  Tbnrgaa:  Geldb.  mcht 


die  Rede«  unter  diesen  aber  auch  die  iin  Staate  anerkannten 
Religionsgesellschaften  begriffen  seien,  ächauberg,  Beitr. 
V.  27S  f.  XIII.  239. 
0  Wollte  mma.  nntar  diesen  »Gegenständen  des  Gottesdienstes 
nicht  Gegenstände  der  religiösen  Verehrung  Terstehen»  so 
könnten  eben  nur  die  *-  gewiss  'geringer  stehenden  —  zum 
Gottesdienste  gebrauchten  Gefässe,  Kleider  u.  s.  w.  darunter 
verstanden  werden,  was  ohne  richtigen  Sinn  wäre.  — Aaran, 
und  Graubünden  unterscheiden  gleichfalls  Gotteslastemng  (Got- 
tes «unitteibar)  und  anderer  Gegenstände  der  .religiösen' Ver» 
ehrnng  fopd  Lehren  dw  Religion) ;  aber  sieht  filr  die  Straf- 
abstnlnng. 
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«Bttr  50  GvMcm  oder  Qtt ;  GrasBimden :.  G«f.  bif  z«  2  Moo.  oder 
Geldb.  bis  £U  100  Gvldeo«). 

Schon  das  Rom.  R.  straft  die  vorsätzliche  Störung  des 
(christlichen)  Gollt  sdienstes  danach  das  Gem.  R.  die  tur- 
balio  sacrorum ,  nämlich:  jede  durch  einen  absichtlich  darauf 
gerichteten  Unfug  voi  aulasstc  Verhinderung  oder  Unterbrechung 
eines  öffentlichen  Acts  der  (ioltesverehrung.  Erfordernisse')  sind 
Gemeinrechtlich:  1.  Kin  gottesdiensllicher  Act,  nämlich  ein  Act 
der  Gollesverehrung,  2.  Oefifentlichkeit  desselben;  Privalan- 
darhl  gehört  daher  nicht  hierher*).  3.  Positiv  ist  gefordert, 
dass  ein  Geisllicher  dabei  einen  religiösen  Act  seines  Amtes 
vornehme.  4.  Ein  Unfug,  unbefugter  Lärm,  Beschimpfung 
oder  sonstige  allgemein  störende  Handlangen  an  Personen  oder 
Sachen.  5.  Eine  dadurch  bewirkte  Verhinderung  oder  Unter- 
brechung des  Gottesdienstes.  6.  Hierauf  gerichteter  Dolus. 
Die  Strafe  ist  oach  dem  R.  R.  bei  verübter  Gewalt  Todes- 
strafe, sonst  körperliche  Züchtigung  and  Exil;  nach  der  Praxis 
Zuchthaas  oder  Gefängniss.  —  Das  Verbrechen  ist  in  dem 
angegebenen  Sinne  im  Ganzen  aufgenommen  von  den  meisten 
Deutsch,  aad  Schweiz.  St.  G.  B.  Nur  ist  in  diesen  nirgends 
das  positive  Erforderniss  aufgestellt,  dass  ein  Geistlicher  amtlich 
fungiren  müsse.  Wetter  abweichende  GmndsStze  haben  die 
Schw.  St  G.  fi.,  die  das  Verbrechen  besonders  hervorheben, 
gar  nichl  «ufgesleUL  Indess  gehen  sie  doch  im  Einzelnen 
aosekiander:  indem  namentlich  St  Gallen  nnd  Gnnbiinden 
mir  gewaltsame  Störungen  des  Crottesdienstes  hierherziehen, 
dagegen  Luzem  nnd  Freibnrg  gende  Gewaltthätigkeiten  ans« 
schfiessen  npd  nnr  von  nngeböhrUchem  Betragen,  Geschrei 


J)  Aargau  80—82,  Lu/,etn  i58,  159,  Pol.  G.  ß.  128,  St.  Ballett 
140,  142,  Tessin  117,  120,  Basel,  Corr.  G.  41,  Thurgau  366, 
Granb.  $U 

2)  L.  10.  G.  de  epUe.  et  der.  N*v.  123.  c.  31. 

3)  Webet  gleiehfaUs  die  aUgeneinen  G«iiids8tM  über  Sobiect 
wbA  Objett  gelten  (ob.  i.  133). 

%  4)  Wohl  aber  Pmeisionen  auch  ausserhalb  der  Kirche.  Leieben» 

begängnitie  nur  unter  Umständen  (s.  jedoch  d.  L  •.}. 
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Q»  dgl.  sprechen,  ScbaflluHueB  alier  des  Veritreekens  gar  nnhC 
enrilhiit').  Sie  tlniEtt: 

Awac^M,  wie  6«ttMlitfterang,  Mch  mdt  dewwlbai  UateMchei- 
dragen;  Zürich,  wenn  die  Störung  durch  Gewaltthätigkeit  verübt 

ist,  mit  Zuchthaus  bis  zu  3  J. ,  oder  Gefängniss  nicht  unter  2  Mon., 
mit  welchem  (lelz,teren)  Geldh.  bis  zu  80ü  Fr.  verbunden  werden 
KftDn,  wenn  ohne  Gewaltthätigl^eit  mitGeldb.  bis  zu  400  Fr.,  wo- 
aiit  defiSiigBBW  verbandeii  werd»  kttsn;  Thwgau,  nacb  dentelben 
UnteneheidiiBgeA  mit  GefiEagsiis  mtküt  unter  3  Man.  oder  Arbeitsb. 
bis  za  2  J*  im  ersten ,  mit  Geldb.  nicht  unter  50  6«ld*  oder  mit 
Gef.  im  zweiten  Falle;  St.  Gallen  mit  Zuchthausstrafe  von  1 — 4  J.; 
Tessin  mit  Gef.  2.  oder  3.  Gr.  und  mit  öffentlichem  Verweise; 
Basel  (corr.)  wie  Gotteslästerung;  Graubünden  mit  Gef.  bis  zu  4 
Mob.  od«r  Geldb.  bia  zu  300  Gold. ;  Woodt  mit  Gef.  bis  za  6  Mon. 
oder  Geldb.  bis  zu  400  Fr. ,  in  schweren  Fällen  anch  mitZncbtb«; 
Freiburg  (polizeilich)  mit  Geldb.  von  1  — 12  Fr.  oder  gleichgelten- 
dem Gef. ;  Luzern  (poIizeiL)  mitGeldb.  tob  10— 100  Fr.  oder  an- 
gemessenem Gef.'). 

«.  136. 

VnAis  «n  lielclien  oder  CürAbem  (Störunge  der 

lielchemroke)« 

Im  Rom.  R.  wird,  uod  zwar  unter  dem  religiösen  Ge- 

sichlspunktc,  jede  vorsätzliche  Misshandlung  eines  mensch- 
lichen Leichnams,  oder  der  Grab-  oder  Ruhcställe  desselben, 
be.slraft Die  Gcmeinr.  Doctrin  hat  daraus  das  Verbrechen 
der  sepulcri  violatio  mit  dem  angeriebenen  Begrifle  geschaffen, 
dessen  Erfordernisse  sind:  1.  Als  Object  ein  menschlicher 
Leichnam,  gleichviel,  ob  er  schon  beerdigt  ist  oder  nicht,  und 
im  letzteren  Falle,  ob  er  unmittelbar,  oder  mittelbar  durch 
einen  Angriff  auf  das  Grab  (jedoch  nur,  wenn  eine  Leiche 
sich  darin  befindet)  oder  auch  nur  auf  das  Grabdenkmal^) 


1)  Nach  Luz.  und  Freib.  treten  also  bei  Gewalttblitiokeiten  die 
Strafen  der  letzleren  ein;  nach  St.  Gallen  und  Graub.  aber 
für  nicht  gewaltsame  Störungen  gewöhnliche  Polizeistrnfcn 
(für  dflentKeben  ÜQfog) ;  fdrScbatb.  gUt Beides;  wie  es  denn 
iiberbavpt  der  beeonderon  Anfttellang  des  Delicti  nidit  bedarf. 

2)  Aargau  80-82,  Zürich  128.  129,  Thurgau  363.  36.5,  Tessin 
118,  Basel  Corr.G.4l,  St.  Gallen  138.139,  Graab.  30,  Waadt 

133.  Freiburg  418 ,  Luzern  Pol.  G.  B.  128. 

3)  Vgl.  1.  5.  C.  da  aep.  noL 

4)  Unftig  bloa  anf  dem  Todtanaker,  olme  im$  M|^itli  ein  be- 
«tiiiimtef  Grab  dadarcb  angegriffen  wird,  gebüvt»idit  hterber. 
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■uashandelt  inrd  2.  Als  Handlung  jeder  Unfog,  der  die 
Ruhe  der  Leiche  stört:  MissluiiidlaDgeii  der  Leiche  selbst, 
Entweiidiin(^  derselben^)  oder  ihrer  Bekleidang,  Stönmg 
des  Leichenniges,  Zerstomngen  des  Grabes  oder  an  dem» 
selben  oder  dem  Grabdenkmale  n.  dgl.  3.  Dolus,  der  anf 
StÖmng  der  Leichenruhe  gerichtet  ist.  Die  Deutsch.  St.  G.  B. 
&ssen  das  Verbrechen  Tidfach  verschieden  anf,  namentlich  in 
Betreff  der  Entwendung  von  Leichen,  die  manche  unmer  als 
einen  eigentlichen  Diebstahl  ansehen.  Von  den  Schweif.  St 
G.  B.  erwähnen  der  Störung  der  Leichenruhe  nur  Freiburg 
und  Waadt,  und  zwar  dahin,  dass  Störung  eines  Leichen- 
zuges oder  Begehung  unanständiger  Handlungen  anf  einem 
Gottesacker,  nach  Waadt  mit  Geldbuss^  bis  zu  €0  Fr.  oder 
mit  Gefängniss  bis  zu  15  Tagen,  nach  Freibarg  (polizeiL)  mit 
Geldbusse  von  1  — 12  Fr.  oder  gleichgellendem  Gefängniss 
bestraft  werden  soll').  Der  Tbalbcsland  ist  danach  theils 
enger,  theils  weiter  als  der  Cremeinrechtiicbe ;  enger,  indem 
Misshandlangen  der  Leiche  ausserhalb  des  Leichenzuges  und 
Kirchhofes  nicht  hierher  gehören;  weiter,  indem  auch  Unfug 
aaf  dem  Kirchhofe,  ohne  an  einem  Grabe  yerübt  zu  sein« 
mitzählt.  Das  Delict  ist  also  mehr  unter  den  der  religiösen 
Polizei  gebracht^). 

5.  137. 

SelLtenntlfltiiiis. 

Die  Gemeinrechtl.  Gesetze  wider  die  Ketzerei  (i.  w.  S.) 
werden  zwar  allgemein  als  veraltet  betrachtet.  Die  Doclrin 
bebt  aber  noch  vielfach  die  Grundsätze  des  Verbrechens 


1)  L.  3.  §.  4.  1.  8.  11.  de  sep.  viol.  1.  4.  6.  C.  eod.  L  38.  de  relig. 
Nov.  60.  c.  l.  §.  i. 

2)  Die  Entwendung  einer  Leiche  kann  in  der  Regel  kein  Dieb- 
stahl sein,  in  soferu  die  Leiche  keine  Sache  des  Vermögens 
ist;  «waaluiiswcise  indes«  allerdings,  wenn  sie  z,  B.  einem 
Arzte,  der  sie  gekauft  hatte,  gestoUen  wire,  am  sie  einem 
anderen  Arzte  zu  verkaufen. 

3)  Waadt  13'l,  Freiburg  418. 

4)  Nach  anderen  St.  G.  B.  kann  die  Störung  der  Leichenruhe 
nnr,  wenn  die  Erfordernisse  da  sind,  als  (mittelb.)  GrOtles- 
lüstening,  Stwang  des  Gottesdienstes,  ndcr  eher  als  Gewalt- 
thStigkett  od«r  als  gewdhnlieher  pdiMilidier  ünfog  an^e- 
fasst  werden. 
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(crnneii  haeretieae  pravitalis)  liemr»  mit  teioen  UatmrtoB : 
Apofltarie,  Häresie  i.  e.  S.  nnd  Sdnmiaf  maoelHiial  aneh  be* 
KMiden  der  Sektenstiftnog Das  NMhere  darüber  ist  Uer- 
ta  übergehen.  Die  neueren  Deatscfa.  St.  G;  B.  kennen  meist 
das  Verbrechen  gar  nicht,  nur  swei  (Oesterrdeh  nnd  Baiem) 
heben  (beschränkt)  die  SektenstiAnng,  lieiiehangswdse  Ver- 
kitiiBg  som  Unglaoben  nnd  Alifallen  Tom  Christenihnm  her- 
Tor.  Von  den  Schweif,  haben  Üimlicfae  Vorsciiriften  nur  drei. 
Tessin:  Jede  Handlnng,  weiche  snm  Ölfendiehen  Aergemiss 
darauf  gerichtet  ist,  IJugianl»en  oder  Gotteslengnung,  oder 
eine  ketzerische  Lehre  zu  rerbreiten,  oder  eine  reUgidse  Sekte 
zn  stiften,  soll  nach  dem  St  6.  B.  mit  Zwangsarb.  1.  Gr., 
nach  dem  (neueren)  Pressgesetze  aber  (freilich  nach  den 
Worten  nur,  wenn  es  durch  die  Presse  TCrübt  ist,  danach  in» 
dess,  weil  dies  gerade  der  schwerere  Fall  ist,  wobt  unbedenk- 
lich allgemein)  nur  mit  Gef.  Yon  6  Mon.  bis  zu  2  J.  und  zugleich 
einer  Geldb.  Ton  500  Fr.  bestraft  werden.  Lnzern  und  Frei- 
burg: Störung  der  öffentlichen  Ruhe  dnrdi  Versuch,  Prose-  ' 
Ijten  zu  machen  *),  oder  das  Veranstalten  tod  Versammlangen 
zum  Zwecke  von  Scklenstiflung,  nach  Freibarg  auch  jede 
Proselytenmacherei  bei  Kranken  oder  in  Spitälern,  oder  wenn 
dadurch  Uneinigkeit  in  Familien  gestiftet  wird,  soll  (corr.) 
nach  Lnzern  mit  Arbeitsh.  von  3  Mon.  bis  zu  2  J.,  nach 
Freiburg  mit  Zuchth.  von  2  Mon.  bis  za  2  J.  bestraft  wer- 
den*). Das  Verbrechen  hat  danach  zugleich  einen  polizei- 
liehen  Charakter  bekommen. 

§.  138. 

Amämw  rellsl^ne  ITevteeeliea» 

Tbeils  Gemeinrechtlich,  (beils  von  einzelnen  Deutschen 
St  G.  B.  werden  noch  einige  andere  Handlungen  in  ihrer 
Bezielinng  auf  die  Religion  als  strafbar  oder  ds  besonders 

1)  Früher  auch  der  HexereL  Hiftorisclie  Bemerkangen  über  die 
Letztere  in  der  Schweis  s.  bei  Segetser,  Gesch.  Lnzern 

n.  S.  651  f. 

2)  Mäiulich  durch  Ausbreitung  einer  von  dem  bestehenden  Glau- 
bensbekenntnisse abweichenden  Glaubenslehre  (Irrlehre},  um 
Anhinger  dieser  frrlehre  zu  erwerben. 

3)  Tessin  117  und  Pressges.  v.  13.  Juni  1834  Art  3,  Laxem  Pol* 
G.  B.  129,  Freibnrg  419. 
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slnfbar  heryorgehobmi.  Aneb  eimeliie  Scfaw.  St  G.  B»  iMben 
sie  so  aii%eBaiiiiii«i.  Sie.  sind 

1.  Beschimpfung  einer  Religionsgescllschaft  als  solcher.  St, 
Gallen  straft  mit  Zuchthaus  von  3  Mon.  bis  zu  V/t  J.  2.  Beleidi- 
gung von  Religionsdienern  (Geistlichen,  nicht  /,.  ß.  auch  Küstern, 
Cantoren  u.  5.  vv.)  während  der  Ausübung  goltesdienstlicher  Hand- 
langen oder  tonst  ihres  Amtee.  Es  straftnt  nur  wenn  sie  in  Thät- 
lieMieit  bestand:  Tessm,  wie  die  gleiche  Beleidi|tattg  öffentlteher 
Beamten  im  Dienste  (ob.  §.  127) ;  Thurgau  und  Graubünden,  wie 
jjewaltthälige  Störung  des  Gottesdienstes  (ob.  §.  135) ;  nur  wenn 
durch  gefahrliche  Drohungen  oder  gewaltsame  Handanloüung  Wi- 
derstaad geleistet  war,  St.  Galleu,  wie  bei  gleichem  Widerstande 
gegen  die  Obrigkeit  (ob.  9.  127);  allgemein  Zürich,  und  zwar  mit 
denselben  Strafen  wie  bei  der  gewaltthätigen  oder  nieht  gewalt* 
thätigen  Störung  des  Gottesdienstes.  3.  In  grosser  AMgemeinlieift 
schreibt  das  Zuchtpol.  G.  v.  Schafl'hausen  vor,  dass  „Pressver- 
geheu  gegen  Religion  (und  Sittlichl;cit),  wo/.u  auch  die  Verbrei- 
tung gotteslästerlicher  (und  unsittlicher)  Schriften  gehört'',  mit 
Znchthens  von  9  Tagen  bis  zu  3  Mon.  nnd  Geldbasse  Ton  10  bis 
200  Gulden  bestraft  werden  sollen.  Es  können  hier  nur  Verspot- 
^  tungeu  und  Beschimpfungen  von  Gegenständen  dei:  Verehnutg  der 
Religion,  durch  die  Fresse  verübt,  gemeint  sein'). 

f.  139. 

V«vli«nievhmnsen  mid  all««»«!*«  dviimMItBe* 

Der  Begriff  der  SitUichkeit  wird  hier  in  einem  engeren 
Sinne,  in  Beziehung  auf  die  Befriedigung  des  Geschlechls- 
Iriebes,  genommen.  Unter  Verbrechen  gegen  di(3  Silllichkeit 
(delicla  carnis,  Fleisches-  oder  Unzuchlsverbrechen)  werden 
danach  diejenigen  strafbaren  Handlungen  verstanden,  welche 
die  verbotene  Befriedigung  des  Geschlecbtslriebes  zum  Zweck 
haben.  Die  Rechte  aller  V^ölker  stellen  deren  mehrere  auf, 
davon  ausgebend ,  dass  nichts  mehr,  als  gerade  diese  .\rl  der 
Uositllichkeit  geeignet  sei,  die  Heiligkeit  und  zugleich  die 


1)  Abgesehen  von  lediglich  auf  die  Culuispoliz,ei  sich  beziehen- 
den geringeren  Uebertretnngen ,  z  B.  unterlassene  Schlies- 
sung der  Läden  n.  s.  w.  an  Sonntagen  n*  dgl* 

2)  Vgl.  über  Alles:  St.  GaUen  1«0— 142,  Tbnrgan  363—365, 
Graub.  80.  81,  Tessin  119,  Zürich  128.  129,  Scbaffh.  Pol. 
G.  B.  63. 
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Ehf»  des  FttMliMlebeM,  daniU  4ietet  Mlbtt  aad  mumI  .Mo« 
4cr  weaMdidiBteo  Gmodlagen  des  Staats  sa  Tenichtaa  *X 
Es  war  dies  aadi  Torbemcbend  die  Ansklit  das  Röm.  R., 
das  nebeabei  auch»  BaaMatlidi  später,  den  Standpankt  der 
(BerÖlkeroDgs'«-)  Polisei  einnaliiii.  Das  Rödi.  R.  wurde  ia 
deanettMii  Sione  vod  der  Gemebrechtl.  Doctrin  ond  Praxis 
aii%enoiBiiica.  Eine  lange  Zeit  machten  für  diese  sioli  jedocb 
die  besonders  strengen  Grundsätze  geltend,  die  hier  diü  Gan* 
R.  ans  dem  Mosaisohen  Rechte  heröbergenommen  hatte;  bis 
besonders  im  achtiehnten  Jahrhnndert  der  nea  erwachte  Geist 
der  Philosophie  milderen  Ansichten  Eingang  Terschallte'),  die 
freilich  bis  zum  Anfange  des  19.  Jahrb.  sehr  lax  geworden 
waren.  In  der  neueren  Zeit  haben  Doctrin,  Piaxis  und  Ge- 
setzgebung wieder  strengere,  oft  nur  zu  strenge  Grundsätze 
der  blossen  Abschreckung,  aufgestdlt  *).  Dje  Schweiz.  St 
G.  B.  haben  auch  yer  an  die  Gemeinrecfalliehe  Doctrin,  aber 
nicht  an  deren  laxe  AuCEassung  sich  angescUossen,  anderer- 
seits aber  auch  nicht  an  die  übergrosse  Strenge  dar  neueren 
D.  St.  G.  B.  —  In  der  Lehre  Ton  den  SittiiohkeitSTerbrechen 
kommen,  für  den  Thalbestand  der  meisten  wiederkehrend, 
mehrere  Begriffe  in  Frage:  1.  Für  die  meisten  derselben 
wird  wirkliche  Voliziebung  des  Beischlafs  erfordert.  Gemein- 
rechllich  wurden  hier  früher  jene  obscöoen  Erörlerungen  über 
emissio  und  immissio  seminis  angestellt.  Doctrin  und  Praxis 
haben  sich  in  neuerer  Zeit  darüber  vereinigt,  dass  die  slatl- 
gefundene  Vereinigung  der  Geschlechtslheile  genüge.  Dies 
gilt  auch  für  die  neueren  St.  G.  ß.,  selbst  wenn  sie  eine  aus- 
drückliche, so  sich  aussprechende  Vorschrift  nicht  haben.  Jene 


1)  Wie  zu  Ende  des  Mittelalters  ia  der  Verfolgang  der  Hexerei 
Religion  und  Sittlichkeit  (in  der  hier  geraeinten  Bedeutung 
mit  einander  in  Verbindung  gebracht  wurden,  ist  bekaunt. 

2)  Die  sich  freilich  nicht  immer  auf  philosophische  Weise  gel- 
tend nachten.  Um  die,  doch  euuiuil  vorhandenen  strengeren 
Ge«etse  su  beseiUgen,  kam  man  anf  aUerlei  Auswege  md 
Vorwände,  uad  dadurch  namentlich  aach  auf  die  aeuidflUif en 
Unterscheidangea  und  UatenucliaBgen  über  eniMio  and  im^ 
missio  seminis. 

3)  Bemerkens  Werth  ist,  dass  im  Rom.  Ii.  die  strengsten  Straf- 
gesetze gegea  die  Sitilichkeitsverbrechen  herrühren  tob  den 
Kaisern  AuKast,  Gonstantin  nnd  Justiniaa,  deren  Familien 
diirdi  die  scandalöses ten  ünzachtSYerbrecheD  berüchtigt  cind. 
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SHMmngeii  wördea  die  Gemeiiiiieit  begünstigen:- eine  Ebe- 
fraa  I.  B,,  die,  des  EÜMbraclis  angeklagt,  die  Vereinignng  zu- 
gestände, aber  bebanptete,  sie  babe  es  bis  su  der  em.  oder 
imin«  nicbt  kommen  lassen,  vare  erst  recbt  dne  gemeine 
Ebebrecberin.  Von  den  Scbw*  St  Ck  B*  bestimmen  nnr  vier 
näber  den  Begriff  des  Beiscblafs:  Tbnrgaa  182,  Granbänden 
132  (jedocb  nur  fnr  die  Notbsncbt):  )»wenn  eine  Vereinignng 
der  GescUecbtstheiie  stattgefunden  bat^;  Scbafihansen  101, 
Basel  97:  ),»irenn'  die  kdrperUcbe  Vereinigung  wirklieb  be- 
gonnen bat^.  Beides  ist  dasselbe:  sobald  die  Vereinigang 
begonnen  bat,  bat  sie  staltgefnndcD.  2.  Gemeinrechtlieb 
kommt  es,  wo  zu  dem  Tbatbestande  der  SittlichktitSTerbre* 
eben  überhaupt  eine  wollüstige  Handlung  erfordert  wird  (also 
nnr  nicht  bei  der  Entführung) ,  nur  auf  einen  BeiscUaf  an. 
Die  neueren  St.  G.  B.  haben  jedoch ,  auf  einem  mehr  prüden 
polizeilichen  Standpunkte,  für  den  Thatbestand  einiger  noeh 
überhaupt  das  Erforderniss  blos  »unzüchtiger  Handlungen^ 
anstellen  zu  müssen  geglaubt,  ohne  diesen  Begriff  naher  an- 
zugeben. Sie  haben  dabei  grossentheils  um  so  mehr  Ver- 
wirrung berrorgebracht,  als  sie  einerseits  zum  öftcrn  noch 
besonders  von  Unzucht^  sprechen,  ohne  auch  hier  den  Be- 
griff zu  bezeichnen,  und  nun  alle  drei  Ausdrücke:  Beischlaf, 
Unzucbt,  unzüchtige  Handlungen,  in  einer  Weise  durchein- 
ander werfen,  dass  man,  abgesehen  von  der  schwankenden 
Bedeutung  der  beiden  letzteren  Ausdrücke  für  sich,  nicht 
weiss,  ob  sie  alle  drei  Ausdrücke  als  identisch,  oder  ob  und 
wie  Terschieden  verstehen  wollen.  Diese  Verwirrung  wirkt  - 
in  der  Praxis  um  so  schädlicher,  als  sie  dem  Richter  nicht 
etwa  zur  Veranlassung  wird,  das  freie  Ermessen,  das  solche 
Ungewissheit  ihm  gestattet,  dazu  zu  gebrauchen,  dass  er  das 
Recht  des  einzelnen  Falles  jedesmal  zur  Erscheinung  kommen 
lasse,  als  er  Tielmehr  eilt,  sofort  bestimmte,  für  alle  Zeiten 
ihn  bindende  » Prinzipien über  die  Bedeutung  der  einzelnen 
Ausdrücke  iestzuslellen,  die  dann  an  die  Stelle  des  lebendigen 
Rechts  des  Falles  treten  sollen.  Das  Richtige  kann  nur  sein, 
sich  an  die  im  Volke  herrschende  Rechtsanschauung  zu  halten* 
Diese  kennt  jenen  prüden  polizeilichen  Standpunkt  nicht.  Da- 
bei wird  auch  im  Leben  namentlich  der  Ausdruck  Unzucht 
nnr  für  Beischlaf  oder  widernatürliche  Wollustbefriedigung 
gehraucht.  j>Ian  darf  ihm  daher  auch  keine  andere  Bedeutung 
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nach  den  GeMttM  Megen,  wflmi  üme  nicht  durchaus  klar 
dis  Gegentheil  mtpfeebeB.  Di^Ms  ktitefe  mnss  auch  für 
'  d«B  Audraek  nanichtige  Handfaingen  gelten.— Von  den  Schw. 
St  G.  B.  itt  ranichst  TeiiiB  swdMot;  es  spricht  nnr  yon 
den  flmMlMn  Veriiredbeo,  deren  Begriffs,  ds  4eni  Leben  an- 
gilMirig,  Teranieetieiid:  itapro,  adnllerio,  foniieesione,  bi*- 
gMHt,  lenocino.  Eben  io  Waadt:  riol,  adnltdre,  bigamie, 
comption,  sMoctioB;  dabei  spricht  es  iwar  aecb  Ton  »at- 
tentat  k  k  podeor^  (Art.  208),  aber  ganx  Idar  in  einer  Weise, 
dess  es  diM  mir  widematürikhe  Woflnatb^riediguDg  oder 
dber  Beisehlaf  danmter  Tersteht  Eben  so  Fr^vnrg  Art 
189  f.,  das  daher  aach  in  seiner  Oentschen  Ansgabe  die  Worte 
(att  k  k  pndeor)  mit  »Unxncbt^  übersetzt mid  diesen  Aus- 
druck auch  in  den  Art  426  f.  gebrauebt  Den  Ausdruck  Un- 
sucht  gebrauchen  ferner  Aargaa  118,  St  Galkn  143  und  Corr. 
Ges.  177  f.,  Lnzem  164  und  Corr.  G.  186  f.,  ScbaShausen 
98.  95.  100,  Corr.  G.  58—57  (und  im  $.  58  »unzüchtige  Be- 
handlung unmündiger  Blädchen<<),  Basel  88. 89. 92,  Corr.  Ges. 
43.  44,  Granb.  185.  187.  188.  146.  Aargan  und  St  Gallen 
erwühnen  danken  des  »Beiscbkfs*  gar  nicht,  so  dass  gar 
kein  Zw^l  darüber  entstehen  kann,  dass  sie  unter  Unzucht 
eben  nur  Beischkf  oder  iridematnrliche  Wollustbefiriedigung 
▼erstehen.  Richtig  kann  dies  auch  nur  nach  den  anderen  an- 


1)  Allerdings  entsinrecheik  Art  158.  159  von  Freiborg  aad  Aart. 
i99.  200  von  Waadt  in  ihrer  Fassang  beinahe  wörüicb  dem 
Art.  331  des  Franxös.  St.  G.  B. ,  und  unter  dessen  Worten 
,;toat  aiitre  attcntat  la  pudeur"  versteht  die  Frauxös.  Juris- 
prudenz, nicht  blos  die  widernatürliche  Wollustbefriedigung, 
sondern  anch  andere,  nicht  einmal  auf  Befriedigung  des  Ge- 
schlechtstriebes gerichtete,  aber  die  Schamhaftigkeit  ver- 
letzende Handlungen.  Allein  einerseits,  was  Waadt  betrifft, 
enthalten  die  Motive  nicht  nur  nichts,  was  annehmen  Hesse, 
dass  man  auch  der  Anschauung  der  Französ.  Jurisprudenz 
hier  sich  habe  anschliesscn  wollen,  Tielmehr  niius  man  um  so 
mehr  das  Cre}i;entheil  annehmen,  als  sie  selbst  beMUKon,  dass 
früher  im  Kanton  Deutsches  Strafrecht  und  namentlich,  wenig- 
stens als  Aushiilferecht,  die  P.  G.  O.  gegolten  habe.  Das  Ge- 
sagte «ilt  zum  Theil  von  Freiburg,  dessen  Motive  nicht  be- 
hannt  geworden,  das  andererseits  namentlich  m  den  Art.  426 f., 
das  Wort  »ünzneht**  ganz  nnzweifiBÜMill  in  «ner  Bedentong 
gebrancht,  welche  Beifddaf  oder  widernatärliolie  Wollost- 
befriedignng  anzeigen  soH.  S.  noch  nnten  1. 146.) 
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fdoommen  werden;  dem»  wem  sie  aadi  bd  emyehie&  Sill« 
ädikeitsyetlireclien  ausdrücklich  des  BeiscUais  erwalinea,  so 
geben  sie  dodi  durch  gar  nichts  la  erkennen,  dass^sie  mit 
1» Unsacht^  etwas  Anderes  hefdchneo  wollen;  im  Gegentheile 
sprechen  sie  saramtlich  mehr  oder  weniger  dentlich  ans,  dass 
beide  Aasdräcke  dasselbe  bedenten  sollen;  so  wird  z.  B.  i« 
Verbindang  mit  jiUnnicht*  von  einer  s»gemi8sbraiichten^ 
Person  gesprodiMi,  oder  die  Worte  Beischlaf  und  Uosncht 
werden  durcheinander  bei  derselben  Verbrecbensart,  Blnt^ 
schände  u.  s.  w.  gebraucht,  u.  dgl.  Basel  ist  dabei  um  so 
klarer,  als  es  andere  Unzucbtshandlungen  ausdrücklich  (Corr« 
Ges.  47)  )»Unsittlichkeiten^  benennt').  Von  »unzüchtigen 
Handlungen  sprechen  neben  » Unzucht  und  ))  Beischlaf^ 
nur  Zürich,  Xhurgau,  Freiburg.  Freiburg  ohne  Verwirrung. 
E&  erwähnt  der  ^»unzüchtigen  Handlungen nur  einmal,  Art. 
423:  )>Wer  Öffentlich  mit  unzüchtigen  Reden  oder  Hand- 
lungen die  Silllicbkcit  verletzt,  soll  um  4  —  12  Fr.  gcbüsst 
werden  Ganz  klar  sind  hierunter  nur  die  Unsiltlichkeitcn  ') 
das  Gorr.  Ges.  v.  Basel  verstanden,  wodurch  zugleich  deutlich 
der  Gegensatz  gegen  Unzucht  hervorp^ehobeu  wird.  Nicht  min* 
der  klar  ist  Thurgau.  Es  gebraucht  den  Ausdruck  »unzüchtige 
Handlungen dreimal;  einmal  (g.  169)  ganz  in  der  Weise  wie 
Freiburg;  zweitens  {$.  165)  bei  der  Verführmg  von  Kindern 
unter  14  J.,  im  ausdrücklichen  Gegensatze  zum  Beischlaf; 
sodann  drittens  166)  bei  der  Verführung  in  besonderen 
Pflichtverhältnisseo,  nämlich:  ,) Haben  Pflegeeltern  —  mit 
ihren  Pflegekindern  —  unzüchtige  Handlungen  vorgenommen 
oder  auf  irgend  eine  Art  dieselben  zur  Unzucht  verleitet^  n.s.w. 
Auch  hier  dürfte  klar  ein  CSegensatz  ausgesprochen  sein,  der 
dann  wieder  um  so  mehr  anzeigt,  dass  Thurgau  in  der  »Un- 
zucht nur  den  Beischlaf  (oder  die  widernatürliche  WoUust- 
befriedigmg)  versteht.  JVicht  so  klar  ist  Zürich.  Bs  gebraucht 


1)  Dass  aaeh  der  Aosdraclc:  yinzftdittge  Behandlimg'  tob 
Schaffh.  nur  Beischlaf  bedeaten  soll ,  zeigt  dewUicli  «ehoA  die 

Ueborschrift  des  g.  58:  „Quasinothzucht". 

2)  Diesen  Ausdruck,  oder  den  , ^unsittliche  Handlungen^  sollte 
man  xur  Vermeidung  von  Missverständnissen  überhaupt  da 
wählen,  wo  mm.  «nden  unsittliche  Hmdhrngeii  gegenüber 
dem  Beischlaf  und  der  UBnatfirlidwB  WeUnstb^ed^uf  her- 
vorheben will. 


Digitized  by  Google 


den  Aasdruck  » unzüchtige  Handlungen    dreimal ,  ehmiat 
(§.  142)  gleichfalls  in  jenem  Sinne  wieFreibnrg;  das  zweite- 
mal (§.  143)  bei  der  V'erführung  in  besonderen  Pflichlver- 
hältnissen,  ähnlich  wie  Tburgan,  aber  ohne  alle  Hervorhebong 
eines  Gegensatzes  gegen  Beischlaf  oder  Unzucht.  Dadurch 
würde  zwar  noch  keine  Verwirrung  entstehen;  aber  nun  de- 
fmirl  es  drittens  (§.  144):  »Wer  sich  durch  gewerbmassige 
Beförderung  der  Begehung  unzüchtiger  Handlungen  der  Kup- 
pelei schuldig  macht u.  s.  w.  Der  BegrifT  der  Kuppelei  be- 
zieht sich  nur  auf  Beförderung  des  Beischlafs  oder  der  Pä- 
derastie; man  weiss  also  gar  nicht,  was  Zürich  unter  »un- 
züchtigen Handlungen     verstehen  will.    Indcss   soll  wohl 
auch  im  zweiten  Falle  (§.  143)  der  Sinn  des  ersten  {§.  142) 
gemeint  sein.  Der  Begriff  der  Unzucht  steht  danach  wie  für 
die  übrigen  St.  G.  B.  fest      Bestritten  kann  demnächst  noch 
der  Begriff  der  unzüchtigen  Handlangen  für  sich  sein.  Voll- 
zogener Beischlaf  und  widernatürliche  Wollastbefriedigung 
siikl  jedenfalls  von  ihm  ausgeschlossen.  Trotzdem  kann  an- 
dercmeito  nadi  dem  Wortsiime  der  Begriff  so  weit  aufgefasst 
werden,  düe  Handlangen  hindnfallen,  deren  strafirecbtfiolie 
Verfolgung  aas  dem  AeehlageUeCe  auch  nach  der  scmpolö- 
seilen  Ansohaiiangsweiae  heraflislreteBwiirde.  Im  AUgemeineii 
wird  man  daher  nnr  soldie  Handlongen  daronter  Terstehen  . 
können,  die  zugleich  onter  frecher  Verletzung  des  Seham- 
gefülils  auf  Befriedigung  des  GesiAlechtstriebes  geriditel  sind. 
naaPfiÜMie  moss  der  konkrete  Fall  ei^eb^  8.  Bei  einzelnen 
(ünsittlichkMtsYeebrechen  (Verfiilffang,  Entlnlirmig,Nodizacht) 
wird  Gemeinreclillicli,  wie  theflweise  nach  den  neaeren  St. 
6«  B.,  zum  Thatbeslande  eine  ebchare  oder  nnbeschollene 
Person  gefordort   i^Unverleomdet^  sagt  die  P.  6.  0.  AH» 
lia.  119.  In  der  Gemeinr.  Doetrin  bezieht  sieh  das  Erfoi^ 
demiss  nnr  auf  Franenspersonen  und  man  yersleht  mit  Recht 
daronter  eine  Person,  wdcbe  noch  im  Besitze  ihrer  weib- 
lichen Ehre,  ron  welclier  also  nicht  bakannt  ist»  dnss  aie  sieh 
freiwillig  Jemandem  zu  einem  aoiserehelidien  Bdsehlale  'hin- 
gegeben habew '  So  nnr  kann  d^  Begriff  der  Unbescholtenheit 


1)  Anf  den  Widerspruch,  der  in  der  Ueberschnft  de«  Titels  5 
liegt :  yVon  dsn  ¥erhMch«B  d«r  Unsacht^,  toll  niebt  Weiter 
surttckgegaiigan  werdca.  Thorgan  hat  ihn  •minder. 
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l»ezüg1ich  einer  Fravenipenon  meh  gegesober  den  neueren 
St  G.  B.  tnfgelttft  werden,  woraus  er  beniglich  einer  Henne^ 
pmon  ndk  Ton  selbst  ergibt.  Kein  St.  G.  B.  enthalt  etwis 

EDtgegengesetstes* 

S.  140. 
Ktebraelu 

Der  Ebebmch  greift  unter  allen  Yeibrechen  gegen  die  Sitt- 
licbkeit  am  nnmittelbarsten  und  einsefaneidendsten  in  das  Fa- 
milienleben ein.  AUerdings,  wenn  man  namentlich  die  Folgen 
desselben  beinglich  der  Ehre  der  Familie  betrachtet,  beson- 
ders der  Ebebmch,  der  von  und  mit  einer  Ehefrau  begangen 
wird.  So  war  das  Addterinm ')  auch  Im  Röm.  R.  nur  die 
Verletzung  des  diellchen  Verhältnisses  (strenger:  der  Rechte 
des  Ehemanns)  durch  Untreue  der  Ehefrau.  Subject  des  Ver- 
brechens waren  die  untreue  Ehefrau  und  der  Dritte,  mit  dem 
sie  die  Ehe  gebrochen,  glekbTiel,  ob  dieser  selber  verhei- 
ralhet  war  oder  nicht.  Nur  in  Besiehnng  auf  die  ehebreche- 
rische Frau  (adultera)  hiess  er  adnlter').  Der  Xhatbestand 
des  Verbrechens  ist  so  stets  derselbe  gebli^>en.  Veränderungen 
erlitten  nur  Bestrtfnngsrecbt  und  Strafe.  In  der  älteren  Zeit 
trat  nur  das  hänslicbe  Strafrecht  des  beleidigten  Mannes  ein; 
daher  fand  eine  Strafe  (TödtungJ  gegen  den  Dritten  (adnlter) 
nur  unter  Umständen  statt  Das  häusliche  Strafrecht  wurde, 
bei  dem  wachsenden  Sittenverfall,  laxer.  Aogustas  schrieb 
daher  für  adultera  und  adnlter  Öffentliche  Bestrafung  vor. 
Jenes  Tödtungsrecht  blieb  daneben.  Die  Strafe  war  jetzt 
relegatio  für  adultera  und  adultcr.  Constantin  drohcte  für 
diesen  die  Todesstrafe  an.  Justinian  veränderte  die  Relegatio 
für  die  adultera  in  Einsperrung  in  ein  Kloster Auch  von 
dem  älteren  German.  R.  wurde  nur  das  Recht  des  Mannes 
der  Ehebrecherin  durch  den  Ehebruch  für  Terletst  angesehen^). 


1)  Das  Wert  i.  e.  S.  g0BoniinMi{  im  w.  S.  hesriehnft  et  auch 

das  stuprum. 

2)  Vgl.  1.  6.  §.  1.  1.  Vi,  §.  i.  C.  ad  1.  J.  de  adalt.  1.  101.  de  v.  s. 
Auch  schon  das  bräuUiche  Verhältniss  gehörte  hierher,  1. 13* 
9.  3.  ad  ].  J.  de  adalt. 

3)  Vf[1.  Uber  AUes  1.  20— h.  f.,  |. «.  sMf.  J.  da  pahl.  jad.  1. 30. 
§.  1.  C.  h.  t.  Nov.  117.  c.  8.  Nov.  134.  c.  lO.  12. 

4)  L.  ilip.  35.  9«  3*  1.  Alam.  6i.  1.  Bft)ttv.  7.  c.  1. 
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Di»  Sinfe  wir  AbidmadeB  der  Haare,  Abrdnen  disr  Klei* 
iler  icm  Leibe  and  ao  VerstoMen  m  dem  Hauae  ab  Ehr- 
loae Indesa  hatte  daa  Caii.  B.  conaequeiit  m  seiner  Fest- 
haitoBg  an  der  Lehm  dea  Neuen  Testamenta,  den  Gmndaati, 
dass  der  Ehebmck,  ab  VerleUnng  des  Saeramento  der  Ehe, 
gleieh  sündhaft  und  gteich  strafbar  aei,  mdge  die  Fraa  dem 
Manne,  oder  der  Bluin  der  I^a  ontren  werden  *).  Diese 
Lehre  wnrde,  wenn  gleidi  nnler  vielem  Widerstreben  nnd 
nor  sehr  ailmülig,  ynn  der  Deotachen  Praxb  anfgenommen 
und  ans  dieser  in  die  P.  G.  0.  *),  Die  Strafe  war  nach  dieser 
»nach  sage  nnser  rotbatn  and  nnser  kmeilichen  rechten^. 
Ihn  wandte  deshalb  noch  lange  die  Todesstrafe  an.  Spater 
strafle  man  jedoch  immer  nülder;  snletit  den  Ehebrecher  nnd 
die  Dritte  mebt  nnr  mit  Geld  oder  geringer  Gefüngnbstrafe, 
nnd  nnr  die  Ehebrecherin  (untreue  Ehefran)  schwerer  »ob 
turbationem  sangnims*.  In  neuerer  Zeit  sind  die  Strafen 
wieder  strenger  geworden,  besteben  aber  immer  nnr  höch- 
stens in  Gerangnisstrafe.  Bestraft  wird  inuner  nur  auf  Antrag 
des  beleidigten  Ehegatten,  der  blos  gegen  den  beleidigenden 
Ehegatten  oder  auch  gegen  den  oder  die  Dritte  klagen  kann*),— 
Wesentlich  im  Sinne  des  Gem.  R.  ist  der  Ehebruch  auch  Yon 
den  neueren  Deutsch,  und  Schweis.  St  G.  B.  aufgcfasst,  nur 
dass  jene  zum  Thcil  das  Antragsrecht  des  beleidigten  Ehe- 
gatten modifidrt  beatinunen      Die  Gmndsätse  der  Schw. 


1)  Vgl.  Wilda,  Straft,  d.  Gem.  S.  825. 

2)  Caus.  32.  qu.  'k.  c.  4.  qn.  5.  c.  19.  20.  23.  qu.  6.  c.  4.  51. 

3)  Nach  Segesser,  Gresch.  v.Lazern  IL  S.  686  f.  ist  anzunehmen, 
daH  in  Liizen  nodi  im  IS.'  Jahrii.  für  den  Stiebreeh  des 
Mannes  keine  birgerüche ,  tondem  nnr  cenenische  Strafe  ein- 
trat. Der  Mann  hatte  das  Recht,  sowohl  die  im  Ehebruch  tr- 
tappte  Frau,  als  den  Maun,  den  er  auf  seiner  Schande  ge- 
funden, zu  tödten.  Vgl.  dazu  Blnntschli,  Gesch.  t.  Zürich, 
1.  S.  427. 

4)  P.  6.  O.  Art  m.  Yemhicden  ist  der  s.  g.  tfffentliehe 
Ehebruch  aach  apiteren  Reiefaages.,  der  R.  P.  O.  t.  1548 

und  1577. 

5)  Nach  P.  G.  O.  a.  a.  O.  Im  Rom.  R.  konnte  nach  dem  Jul. 
Ges.  zwar  Jeder  klagen,  aber  nur  unter  Beschränkungen. 
Constantin  und  Justinian  räumten  die  Klage  nur  dem  belei- 
digten Ehanam  nnd  den  oiehsten  Angehorigan  desaellMn  oder 
der  Adaltera  ein.   L.  2.  11.  15.  17. 19.  39.  76.  h.  1. 1.  30.  C.  h.  t. 

i)  Zawetlea  ia.  einem  ▼arschvoben  piatistischan  Simia. 
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•St  6.  Bl')  riod  (md  wesenlKciieD  libereinstiiBBMd  mit  den 
B«aä,  R.)  folgende:  L  Begriff  des  Ehebruchs:  Yonatxliche 
VerletiQBg  der  ehdichen  Treae  durch  auserehelkhen  Bei- 
BcUal.  IL  ThatbesUnd :  1.  Sabject  müssen  immer  sein  rwm 
Ptfsonen  *)  yersehiedenen  GescUeohts,  Ton  denen  wenigstens 
«ine  ▼erhmthet  ist.  Durch  widernatürUohe  Untucht  kann 
nur  dieses  Verbrechen,  kein  Ehehrack begangen  werden«  Sind 
beide  Theile  yerheiradiet*),  so  ist  das  nur  ein  Strafznmes» 
lungsgrund*].  Die  Ehe  rauss  eine  rechtmässige'}  sein;  wer 
in  nicfatiger  Ehe  lebt,  kann  nicht  einmal  einen  Versuch  des 
Shebmebs  begdben ;  eine  Scheidung  blos  von  Tisch  und  Bett 
bebt  den  Bestand  der  Ehe  nicht  auf.  2.  Als  Gegenstand  des 
Verbrechens  erscheint  die  bestehende  Ehe,  die  in  ihrem  Be- 
stände verletzt  ist.  Also  nicht  der  beleidigte  Ehegatte*). 
X  Als  Handlung  ein  ausserehelicher  Beischlaf     4.  Dolus, 

J)  Voa  denen  )«?doch  Basel  über  den  Ehebruch  gar  keine  Straf- 
bestimniungen  aufgenommen  hat,  indem  dort  die  Bestrafung 
des  Ehebruchs  besonders  durch  das  Ebegesetz  (v.  J.  1S37)  re- 
golirt  ist;  sodann  Tessin  ihn  nur  als  Yerbrechen  gegen  die 
Familie  („ordine  delle  famiglie**),  «nd  St.  Gallen  (nach  Feuer- 
bach)  speziell  als  Verbrechen  gegen  den  ehelichen  Vertrag 
auffasst. 

2)  Waadt  208.  210  und  Freiburg  430  nennen  den  nicht  verhei- 
ratheteu  Theil  nnr  }}Complice^';  da  aber  auf  ihn  weder  der 
Begriff  eines  Anstifters,  noch  eines  GehiUfen,  noch  eines  Be- 
günstigers passt ,  so  kann  darunter  nur  mitthSter  (Mitnrheber) 

verstanden  werden. 

3)  Nach  älteren  Deutsch,  Rechtsqueiien  wohl  yOberhurerei'^ 
genannt. 

4)  Ali  selehen  IHhrt  ihn  ansdvficUich  anf:  Thnrgau;  üb  Straf- 
erhdhnagsirmid:  Zürieh;  «aadrneMich  nntersdieiden  einftchcn 
nnd  dl^pelten  Ehebrach :  SC  Gallen,  Laz.ern ,  und  einfachen 

und  qualificirten :  Schaffhansen;  aber  jene  den  doppelten  nur 
als  Strafs^umessungsgrund,  und  nur  ächaffb.  den  qualiüc.  für 
höhere  Strafabstufung. 

5)  Naeb  Rom.  R.  reichte  schon  eine  nach  fna  gentium  gültige 
Ehe  ans«  daher  die  ^nxor  injusta''  in  1.  13.  8*  1.  h.  t. 

6)  Der  daher  auch  nur  ein  beschranktes  Vcrzeihungsfeeht  hat 
(manchmal  gar  keines). 

7)  Das  Rom.  R.  forderte  nur  überhaupt  impndicitia,  res  veneris, 
tnrpitndo,  L  13.  §.  5.  L  33.  pr.  L  29.  |^r.  h.  t.  Die  P.  6.  O. 
Art  120  verlangt  aasdrflefclieh  ^wlnachlen''  Ehcfaraeh,  nnd 
das  allgemeine  RechtsbewnssUein  fasst  den  Ehebruch  nur  als 
dnrch  Beischlaf  voUsagen  anC  Die  Sahw.  St.G.  B.  enthalten 
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in  Mar  in  dem  BewnsatMitt  der  VerietioBg  der  Heifigkeit 
der  Ehe,  und  auf  Seite  des  TerbefraUieteD  Theils  zugleich  der 
Verletzung  der  ehelichen  Treue  hesteht');  auch  der  unver- 
heirathete  Mitschuldige  auiss  daher  die  Ehe  des  anderen  ge> 
fcannl  haben.  HI.  Strale.  Dia  Scfaw.  St  G;  B.  gehen  hier 
dreifach  auseinander:  t.  Den  verheiratheten  Theil  bestrafen 
harter  als  den  nnverheiratfaeten:  Tessin,  Zürich,  Thnrgan, 
Granbünden.  2.  Den  Ehebruch  der  Frau  bestrafen  scharfer 
als  den  des  Mannes:  Tessin»  Zürich,  Thnrgan.  3.  Die  iibri* 
fen  St  6.  B.  madien  keinen  Unterschied ;  ^  n  md  8« 
genannten  Unterschddnngen  können  bier  daher  nur  als  Stmf- 
znmessungsgründe  gelten.  Die  Strafe  ist: 

In  Aargau  die  beiden  ersten  Male  blos  polizeiliche  Strafe,  beim 
zweiten  Rückfall^)  Zuchthaus  zeitlich  im  2.,  und  bei  fernerem 
Rückfall  Zuchthaus  anhaltend  im  3.  Gr.  St.  Gallen  das  erste  Mal 
(corr.)  Geldbusse  yon  60  —  300  Fr.,  beim  Rückfall  Geldbusse  von 
300'— 1600  Fr.  oder  Zncbdiaiit  von  3  b»  6  Mo«.  Lnzern  (hur 
cofT.)  GefiiDgniss  von  1—6  Mon.  Schaffhausen  (nur  corr.):  Den 
einfochen  Eh^nch  trifft  das  erstemal  Gefängaiss  Ten  8  Tagen 
und  Geldbasse  Ton  30  Gulden,  so  wie')  Ausschliessung  von  öffent- 
lichen Stellen  auf  6  J.,  im  ersten  Rückfall  Verdoppelung,  und  im 
zweiten  Vervierfachang  der  Strafe  mit  Verlust  des  Activbürger- 
rechts  anf  Lebenszeit.  Den  qaalificirten  das  erstemal  Geföngniss 
Ton  14  Tagen  und  Geldbusse  von  40  Gulden ,  so  wie  Ausschliessung 
von  öffentlichen  Stellen  auf  12  J, ;  im  Rückfalle  Verdoppelung  und 
Verlust  des  Activbürgerrechts  auf  Lebenszeit.  Freiburg  (nur  corr.) 
Gefängniss  von  1—6  Mon.  Waadt  Gefängniss  bis  zu  6  Mon.  oder 
GeMbosse  bis  zu  600  Fr.,  anch  Verbindung  beider  Strafen,  aber 
nnr  bis  zur  HSlfle  jeder  derselben,  wobei  ein  Tag  Gefiagniss  2  F^. 


nichts  Entgegenstebendes,  indem  sie  eben  nnr  aUgemein  von 
»Ehebmch*  reden. 

1)  Tessin  unterscheidet  gewaltsamen  und  nicht  gewaltsamen  Ehe- 
bruch, unter  dem  ersteren  Nothzucht  und  s.  g.  unfreiwillige 
Schwächung  einer  Ehefran  verstehend.  Durch  solche  Bereich- 
nnng  wird  der  im  Uebrigen  beibehaltene  Gremeinrechtl.  Tkat* 
bestand  dieser  beiden  Verbrechen  nicht  geKndert,  so  daSs  der 
gewaltsame  Ehebrach  hierher  nicht  gehört. 

2)  Das  Gesetz  spricht  von  einem  ,/Aum  drittenmal  wieder- 
holten Ehebruche 'S  Die  mildere  Auslegung  lässt  nor  die 
Annahme  eines  Rückfalles  zu. 

3)  Den  »Ehebrecbar*  sagt  daiGcsetz$  es  sott  damntar  wohl 
nicht  blos  der  -vcrheirathctc  Ehebrecher,  sondern  fiberhanpt 
die  beim  Ehebrnche  schnldige  Mannsperson  verstanden  wer- 
den. 
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gleichsteht.  Zürich:  Den  Ebthrnch  einer  Ehefrau  trifft  an  der 
Frau  Gefangniss  von  1  —  8  Mon. ,  an  dem  Mitschuldigen  Gefängniss 
von  14  Tagen  bis  zu  4  Mon.,  nebst  Busse  von  40 — 400  Fr.  Den 
Ehebruch  des  Ehemannes  an  diesem  Gefangniss  von  8  Tagen 
bis  zu  1  MoD.»  an  der  (BWgriteircümwi)  Fmiwiifperioii  6e- 
fingniM  bic  SU  2  Wochen,  nebet  Baete  bis  x«  200  Fr.  Wenn 
beide  Theile  verheirctbet  sind,  hann  die  Strafe  bei  dem  Manne 
bis  zu  8  Mon.  Geföngniss  und  1200  Fr.  Busse,  und  bei  der  Frau 
bis  zu  1  J.  Gefangniss  erhöhet  werden*).  Thui'gau :  Ehebruch  der 
Ehefrau  trifft  an  der  Frau  Gefangniss  bis  zu  3  Mon.  oder  Geld- 
bnsse  Ton  100—300  Gnlden,  an  dem  (nnverbeiratfaeten)  Mitschnl- 
digen  Gefangniss  von  14  Tagen  bis  zu  6  Wochen,  oder  Busse  von 
80 —  200  Gulden;  Ehebruch  des  Mannes  an  diesem  Gefa'ngoiss  von 
14  Tagen  bis  zu  2  Mon.,  oder  Geldbusse  von  100—  300  Gulden,  an 
der  (unverheirathetcn)  Mitschuldigen  Gefangniss  von  14  Tagen  oder 
Bnsse  von  50—  200  Gulden.  Tessin:  Den  Ehebruch  der  Fran  trifft 
an  dieser  Creföngniss  3.  Gr.*),  an  dem  Mitschuldigen  Gefiingniss 
2.  Gr.  nebst  Geldbnsse  3.  Gr. ;  den  des  Ehemannes  an  diesem  Ge- 
fangniss 2.  Gr.,  an  der  Mitschuldioeu  Gef.  1.  Gr.  nebst  (Tcldbusse 
2  Gr.  Graubünden:  Den  verheiratheten  Theil  trifft  Geldbusse  bis 
zu  100,  den  unverheiratheteu  bis  zu  50  Gulden;  im  Rückfall  jeden 
Gefiingniss  bis  zu  4  Mon.;  in  allen  F8Uen  hann  Ausschluss  vom. 
ofienüichen  Aemtem  zeillich  Tcrbunden  werden.  IV.  Unter* 
suchnng  und  Bestrafung,  i.  Von  Amtswegen  untersuchen  und  be- 
strafen :  unbedingt  Aargau  und  St.  Gallen,  bei  bestimmten  er- 
schwerenden Umstanden^),  und  sonst  nur  auf  Klage  des  beleidigten 
Ehegatten:  Graubiinden.  2.  Nur  auf  Autrag  des  beleidigten  Ehe- 
gatten nntersnchen  und  strafen  die  sSmmtlichen  übrigen.  S.  Aus- 
drücldich  ein  Verzeihungsrecht  des  beleidigten  Ehegatten  nehmen 
dabei  an ,  und  zwar  unbeschränkt  bis  zur  (begonnenen)  VoUstre« 


1)  Ein  Prinzip  ist  in  diesen  Bestrafiugen  nicht  zu  erkennen, 
namentlich  nicht,  warum  bald  der  Ehemann,  bald  die  Ehe- 
frau Geldbusse,  bald  keine  solche,  entrichten  solL 

2)  Der  Mann  kann  verlangen,  dass  die  erkannte  Strafe  (aber 
nicht  über  deren  Zeitdauer  hinaus)  in  Hausarrest  oder  Ein- 
sperrung in  einem  Kloster  verwandelt  werde. 

3}  Wenns  »1.  eine  ledige  Weibsperson  von  einem  Kinde  ent- 
bonden  nnd  ein  Ehemann  der  Vaterschaft  beschnldigt  wird; 
2.  eine  verheirathete  Weibsperson  niederkommt ,  nachdem  der 
Ehemann  bereits  seit  mehr  als  i'J  Mon.  gestorben  oder  un- 
unterbrochen von  ihr  abwesend  war ;  3.  hinlängliche  Beweise 
▼orhanden  sind,  dass  ein  Ehegatte  die  fleisdiliclien  Aus- 
schweifangen  seines  Ehegenossen  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
begünstigt;  4.  der  Ehebruch  so  ofienkundig  geworden  ist ,  dass 
er  öffentliches  Aergerniss  gegeben  hat^.  Höchstens  dieses 
letztere  lies^e  sich  rechtfertigen. 
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dmng:  Tessin,  Zürich^),  Schaffhaaieft,  Waadt,  Freiburg;  mw 
nur  bis  zur  Anstellang  der  Klage:  Thnrgav.  Hierbei  ist  zu  be- 
merken: 1.  Eine  aasdrücklich  gegebene  Verzeihung  hebt  die  Straf- 
barkeit auf  und  kann  daher  nicht  zurückgenommen  werden'). 
2*  Wo  iie  nicht  ausgesprochen  ist,  tritt  nur  Verjährung  nach  all- 
gemeinen GfundaitzcB  (mit  apesialler  Besiebung  anf  die  der  nnr 
mf  Privatantrag  zu  ttrtlinden  Verbrechen)  ein.  Nor  Tessin  ver- 
ordnet positiv,  dass,  wenn  der  beleidigte  Ehegatte  nicht  innerhalb 
15  Tagen  nach  erhaltener  Kenntniss  des  Ehebruchs  die  Anklage  an- 
gestellt habe,  stillschweigend  Verzeihung  angenommen  (ßngirt) 
werden  aolle.  3«  Der  Beleidigte  kann  allen  Biitscbnidigen ,  oder 
beliebig  Einem  Terseihen;  es  kann  also  nnr  g^em  denienigen  Ter- 
fahren  werden,  den  er  anklagt.  Dieser  Satz  steht  Gemeinrechtlich 
fest,  liegt  in  dem  Verzeihungsrecht,  aber  auch  in  der  Vorschrift, 
dass  nur  auf  Anklage  verfahren  werden  soll,  indem  eine  Anklage 
(Klage)  ihrem  Begriffe  gemäss  nur  gegen  bestimmte  Personen  ge- 
richtet werden  knin,  und  gilt  daher  auch  für  die  Scbw.  St.  G.  B., 
die  und  soweit  sie  (andi  ohne  Anerkennung  eines  Verzeihung!- 
rechts)  nur  auf  Anklage  strafen,  in  sofern  sie  nirgends  das  Gegen- 
theil  oder  eine  Beschränkung  aussprechen.  4.  Das  Gegentheil  spre- 
chen nur  aus  Waadt  und  Freibarg;  nach  beiden  soll  gegen  beide 
HGlfdittldife  verfiüiren  werd«i,  wain  ani&  nar  gegen  £in«n  dio 
Klag^  angebracht  war ;  dagegen  aber  auch  gegen  Beide  fortfidlen, 
wenn  sie  anch  nnr  gegen  Einen  xnrfickgezogen  iat*). 


1)  Die  Unbeschranktheit  des  Verzeihiiogsrechts  folgt  hier  dar» 
aus,  dass  auch  nach  begonnener  Untersuchung  von  dem  Be- 
leidigten znriidtge zogen  werden  kann,  nnd  dann  die  ünter- 
fnobnng  niedergeaeblagen  werden  aolL 

2)  Aach  nicht,  wenn  der  Ehebrecher  damit  einverstanden  sein 
sollte:  dorch  die  Verzeihung  war.  das  Verbrechen  einmal  ge- 
tilgt. 

3)  Wörtlich  soll  das  letztere  nnr  der  Fall  sein,  wenn  yder  kla- 
gende TheU  die  Klage  nuriicknieht,  oder  den  Ehebrncb 

verzeiht*,  also  nnr  die  ganze  Klage,  die  ganze  That.  Allein 

das  Gesetz  geht  von  einer  Solidarität  der  beiden  Mitschnl- 
digen  bezüglich  der  Bestrafung  aus.  Diese  Solidarität  kennen 
die  anderen  St.  G.  B.  nicht;  daher  können  denn  auch  die  — 
dem  Sinne  nach  ^eicliUmlenden  »  yorsofarillen  von  Schnffll* 
und  Thnrgan,  dass,  wenn  der  Beleidigte  dem  bdeidigenden 
Ehegatten  verziehen  habe,  weder  Untersuchung  noch  Strafe 
stattfinden  solle,  die  Theilung  nicht  aufheben  wollen.  — 
Vgl.  über  Alles  Aargau  112,  St.  Gallen  176  und  Corr.  Ges.  59, 
Tessin  315,  Luzern  Pol.  G.  B.  139,  Zürich  139.  140,  Thnrgaa 
171—174,  SchaiEh.  Goxr.  6. 60-62 ,  Wndt  207—310,  Freibnrg 
429-431,  Granb«  143—145.  —  EinzehMs  Abweicbende  von 
dem  Vorgetragenen  enthält  das  Ehegesetz  von  Basel  (v.  1.  Au- 
gust 1837);  namentlich  wird  danach  dem  Ehebmch  gleich  ge- 
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8.  141. 

Das  Rom.  R.  kennt  die  Bigamie  als  besonderes  Verbrechen 
nicht  Auch  das  iiltere  Germ.  Re(  ht  nicht,  ohwobl  die  all- 
gemeine Sitte  der  Vielweiberei  entgegen  war  *).  Das  Can.  R. 
aber,  die  Ehe  als  ein  Sacrament  betrachtend,  musste  die 
Doppelehe  als  eine  besonders  schwere  Sünde  ansehen,  ein- 
mal wegen  des  darin  enlhallenen  Ehebruchs,  und  zum  anderen 
wegen  des  frevelhaften  Missbrauclis  des  Sacraments  durch  die 
Eingehung  der  ferneren  Ehe.  So  wurde  ihm  die  Bigamie 
ein  besonders  schweres  (kirchliches)  Verbrechen,  gleich  straf- 
bar für  den  Mann  wie  für  die  Frau,  strafbarer  als  der  blosse 
Ehebruch').  Dieser  Ansicht  schloss  sich  die  Deutsche  Praxis 
des  Mittelalters  an  ;  die  Bigamie  wurde  auch  als  bürgerliches 
Verbrechen  behandelt,  indess,  im  Allgemeinen,  unter  milder 
Auffassung*].  Die  P.  G.  0.  nahm  ganz  die  strenge  Lehre 
des  Can.  R.  auf:  „welche  übelthat  dann  auch  eyn  ehebruch 
und  grösser  denn  das  selbig  laster  ist^*').  Ihr  folgte  Doctrin 
und  Praxis,  fortwahrend  jedoch  darüber  im  Streit,  ob  die 
P.  G.  0,  unbedingt  Todesstrafe  vorschrei!)e,  die  dann  freilich 
von  der  Praxis  schon  lant^^st  u'u  hl  mehr  angewendet  wird ; 
sie  straft  mit  mehrjährigem  Zuchthaus.  —  Nach  der  Gemein- 

•ehtet  der  TerdSchtige  (dielnreelMruche)  Wandet  eiaec  Ehe- 
gatten, fortgesetzt  trotz  dreimaliger  Verwarnung  des  Eh^e- 
richt«.  Die  Strafe  ist  Geldb.  v.  .50  —  800 Fr.,  oder  Einsperrung 
V.  8  Tagen  bis  4  [\Ion.,  für  den  Mitschuldigen  ^/z—*/»,  im  Wie- 
derholangsfalle  Verweisung  an  £.  E.  Bann  nebst  Busse  von 
MO— 1000  Fr.  «der  Gel  ▼Dn  Mob«  Beatraft  wird  nur 
auf  Antrag  des  Beleidigten. 

•  1)  Die  Doppelehe  der  Frau  war  adulterium,  die  des  Mannes  zog 

nach  der  Sitte  Infamie  nach  sich  und  konnte  zugleich  unter 
den  Gesichtspunkt  des  stoprum  fallen  ;  1.  1  §.  iS  de  his  qut 
not.  ittf.  L  10  G.  ad  1.  J.  de  adidt,  aber  oneh  1.  11  ff.  13  D. 
eod. ,  ferner  Not.  It7  e.  11. 

2)  Vßl.  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S.  852  f 

3)  Caus.  34  qu.  1  c.  8  X.  de  div.  Tit.  X.  de  bigam. 

•  ^)  Namentlich  auch  nach  den  Schweiz.  Rechtsquellen ;  m  Luzern 

z.  B.  trat  (im  ih.  Jahrb.)  Ausstellung  im  Halseisen  ein;  in 
Zfirich  war  aekwere  Strafe  «n  Leib  angedrobet;  vgl  Se- 
gesser, Gesch.  T.  Lnx.  H,  S.  687;  Blnntacbli,  Gesch. 
Zürich  I,  S.  417. 
S)  P.  G.  O.  Art.  121. 
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TecbtficfaieB  AnfCuswig  ist  das  Verbr«c!ieii  ra  di»  neaeron 
Bealschen  und  Schweix.  St  Cr.  B.  übergegaogcn,  die  auek 
•darchgängig  die  Bigamie  liarter  als  den  Ehebnicli  strafe»» 
md  daliei  Tielfocli  iß  inen  deoft  Gern»  B.  nur  als  Zmnessniigs- 
grande  erkannteii  Momente  ab  StrafatstnfhDgsgründe  behao- 
Ma.  Die  Ctrandsltfe  nach  den  Schw.  St  G.  B.  im  Gan» 
•xen  äbereinstinmiend  mit  den  Gemeinrechtl.,  sind:  I.  Be- 
griff: BSgamie  ist  die  Vollzielinng  einer  Ehe  zvisdien  Per- 
sonen, von  denen  wenigstens  die  Eine  in  einer  noch  beste-^ 
henden  Ehe  lebt,  mit  dem  Bewnsstsein  dieses  Verhältnisses. 
JL  Tbatbestand:  1.  Als  Sobject  zwei  Personen'),  ganz  wie 
ibeim  Ehebmch  (s.  d.  y.  3.  VoHziefanng  einer  nenen 

Ehe.  Gemeinrechtlich  wird  —  tiili  der  Analogie  des  Ehe- 
brnchs  willen  —  yoUnehnng  nicht  blos  durch  Trannng,  son- 
dern zugleich  durch  Beiwdmnng  (s.  g.  matrim.  consnmmatnm) 
gefordert.  Begründet  ist  das  Erfordemiss  nicht,  auch  nicht  för 
^e  Scbw.  St.  G.  B.  Ob  die  nene  Ehe  die  zweite  oder  fer- 
nere Ehe  des  bereits  Yerheiratbeten  war,  ist  für  den  That- 
bestand  glGichgöltig,  da  jede  fernere  Ehe  nichtig  ist,  und 
hann  nur  als  Schärfnngsgrand  gelten  *).  3.  Dolus ,  der  in  dem 
Bewusstseio  der  bestehenden  Ehe  bei  Eingebung  der  neuen 
'  Ehe  besteht  Eine  culpose  Bigamie  gibt  es  nicht').  III.  Surafe* 


1)  Von  denen  TcMin  lud  St.  Gallen  das  Verbrechen  im  System 
wie  den  Ebebracb  (s.  d.  v.  §.)  stellen,  Aar||^  aber  es  als 

Yerbr.  gegen  die  öfi'entl.  und  bürgerl.  Ordnung  auffasst. 

2)  Nach  Waadt  206  und  Freiburg  166  soll  zwar  der  bisher  an-  . 
verheiratbete  Theil  ausdrücklich  nur  als  yCompUce^'  bestraft 
werden;  e.  darüber  fedoeh  ob^  Not.  2,  S.  43S. 

3}  C.  5.  6.  X.  de  bi^am.  Die  s.  g.  aaceessive  PolyKemie  ist  heia 
Verbrechen.  Dass  die  frühere  Ehe  durch  Beiwohnnnfi;  voll- 
zogen sei,  forderte  man  Gemeinr.  wohl  früher,  aber  ohne  Grund, 
daher  jetzt  nicht  mehr.  Dass  bei  an  sich  vorhandener  Nich- 
tigkeit der  früheren  Ehe  dennoch  Bigamie  dasei,  solange  die 
nichtige  Ehe  aiekt  «fareh  riehterliclien  Sjimeh  formen  ange- 
hoben worden,  kam  weder  Gemeinr.«  noch  nach  den  aenercn 
Ges.  B.  behauptet  werden. 

4)  £s  ist  danach  auch  gleicbgültio;,  ob  man  von  Doppelehe  (Bi- 
gamiej  oder  von  mehrfacher  Ehe  spricht. 

5)  Früher  ndunen  wawebnial  Rcebülehie»  eine  «nlpose  Bigamie 
nnter  dem  Namen  qnasi-higamin  na.  Von  den  Sebww  St.  6. 
Bücbem  hat  sie  auch  Granbünden  <41 ,  dahin ,  wenn  » in 
Besag  anf  die  Fortdauer  der  frälieren  Ehe  ein  aal  FahrläMig- 
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Sie  ist  überall  crimnidL  Es  werden  mtkl  drei  Fülle  vnler- 

schieden:  i.  Nor  Einer  der  Schuldigen  war  yerheiralliety  und 

er  hatte  dies  dem  anderen  nicht  Teiliehlt  2.  Er  hatte  es  dem 

anderen  yerhehlt  3.  Beide  Theile  waren  schon  yerheirathet. 

Danach  strafen :  , 

St.  Gallen  am  1.  mit.  Zochthaiu  von  1—21.,  Kn  2.  und  3.  zu- 
g^eicli  unter  Ausstellung  an  der  Schandsäule ,  also  jetzt  unter  Yet» 
längerung  der  Zuchthausstrafe  auf  ^4 — 1  ^.  Zürich  zu  1.  mit  Zucht- 
haus von  1—4  J. ,  zu  2.  von  3—6  J. ,  zu  3.  von  2 — 5  J. ;  den  bisher 
unverheiratheten  Tbeil  tri£lt  (nur  zu  1.)  Gefängniss  von  6  Mon. 
bis  z«  1  J.  Lvsern  zu  i.  mit  Znchthans  von  1— i  J.  nnd  dl0  tedig« 
Person  mit  Einsperrung  von  6  Mon.  bis  za  1  J.,  zn  2.  mit  Zucht- 
bans  Ton  3 — 6  J.  und  zu  3.  von  2 — 5  J.  Basel  zu  1.  mit  Zuchthaus 
von  2  —  8  J.  und  die  bisher  ledige  Person  von  1  — 4  J. ,  zu  2.  mit 
Kettenstrafe  2.  Gr.  von  2—8  J. ,  zu  3.  mit  Zuchthaus  von  6—12  J. 
Schaifhausen  zu  1.  mit  Arbeitshaus  von  2  —  6  J.  (beide  Theile), 
zn  2*  mit  Zuchth.  von  2— '8  J.,  za  3.  soll  es  ein  besonderer  Er« 
sebwerungsgrund  sein.  Thurgau  zu  1.  mit  Arheitshans  von  1— >3  J* 
nnd  den  ledigen  Theil  mit  Gefängniss  bis  zu  6  Mon. ,  zu  2.  mit  Ar. 
beitshaus  von  3  — 6  J.,  zu  3.  mit  Arbeitshaus  bis  zu  4  J.  —  Nur 
zu  1.  und  2.  unterscheiden,  und  strafen  danach,  wobei  dann  das 
Moment  zu  3.  als  Scbürfiingsgrund  eiseheinti  Aargau  zu  1.  mit 
Zuebtbans  zeitlich  im  2.  Gr.  (beide  Theile),  zu  2.  mit  Kettenstrafe 
zeitlich  im  2.  Gr.  Waadt  zu  1.  mit  Zuchthaus  von  18  Mon.  bis 
zu  6  J.  (beide  Theile) ,  zu  2.  von  3  —  8  J.  Freiburg  zu  1.  (beide 
Theile)  Zwangsarbeit  oder  auch  Zwangsverhaft  von  6  Mon.  bis  zu 
2  J. ,  zu  2.  von  1—4  J. ;  die  Strafe  kann  in  Verbannung  aus  der 
Eklgenossekisebaft  bis  zn  6  J.  (in  beiden  FSUen)  verwandelt  werden. 
Gar  nicht  unterscheiden,  sehen  vielmehr  die  Momente  zu  2.  und 
3.  nur  als  Schärfungsgründe  an,  und  strafen:  Tessin  beide  Theile 
mit  Einsperrung  3.  Gr.  Graubiinden  den  schon  verheiratheten 
Theil  mit  Zuchthaus  bis  zu  1  J. ,  den  anderen  mit  Gefängniss  oder 
mit  Zuchthaus  bis  zu  2  J. ;  neben  der  Zuchthausstrafe  kann  den 
einen  vrie  den  anderen  Thal  AnsschloM  von  öffentlichen  Aemtem 


heit  beruhender  Irrthum^  da  war.  Nach  Freiburg  166  soll 
»die  Einwendung  scholdloser  Unwissenheit  znlSssig''  sein: 
die  verschuldeter  also  nicht.  Das  wfire  gleichfalls  colpose 
Bigamie;  indess  ist  es  nur  eine  ungenaue  Uebersetzung  des 
(originalen)  Französ.  Textes:  nlexcepiion  de  la  bonne  foi 
peut-^tre  admise.* 
i)  Tessin  Art.  323  bestraft  ausserdem  die  Eingehung  einer  Ehe 
unter  Verschweigung  nicht  dispensirter  Ehebind«missa,  oder 
zur  Umgehung  dersdben  im  Auslände,  mit  einer  Kantons- 
biirgerin,  mit  GedBIngnIss  1.  oder  Goldbusse  2.  Gr. 
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oder  Verlast  der  Ehren,  amf  Zeit,  treffen.  Die  calpMe  BIgurie 
wird  mit  Gtfiiigiii«  bis  w  3  M«a*  betlnftO* 

142. 
1  n  c  e  8  t. 

In  allen  Völkern  lebt  eine  natürliche  sittliche  Sehen  vor 
dser  geschlechtlichen  Verbindung  zwischen  den  nächsten  Bluts- 
Terwandten,  namentlich  zwiscbenAsCdBdeBteiiaBdDescendenten, 
in  sittlich  gebildeten  Völkeni  auch  vor  der  zwischen  Geschivi- 
aten.  Eine  Verletzung  dieser  Sitte  ist  strafbare  Verletzni^ 
der  sittlichen  Grundlage  des  Familieiilebens').  Wohl  nur 
mehr  äusserlich  bat  sie  im  Rom.  R.  eine  yorberrschend  po- 
liieiliche»  oder  eigentlich  politische  Auffassung  gefunden.  Das 
crimen  incestus  oder  incesti  bezieht  sich  dort  auf  die  Ehever- 
bote wegen  zu  naher  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft. 
Es  wurde  unterschieden  ine.  jur.  gent.  und  jur.  civ.,  je- 
aacbdem  er  als  nach  dem  Bechtsbewusstsein  aller  Völker  strafbar 
sei,  oder  nur  nach  dem  positiven  ßöm.  R.  Jener  war  der 
geschlechtliche  Umgang  zwischen  Ascendenlen  und  Descen- 
denten ;  dieser  der  zwischen  Seitenverwandten  und  Verschwä- 
gerten nach  den  Röm.  Eheverboten '].  Der  Unterschied  hatte 
mehrere  strafrechtliche  Wirkungen  (worüber  jedoch  Streit) : 
Bei  dem  inc.  j.  c.  fand  unter  Umständen  Rechtsunwissen- 
heit Berücksichtigung,  bei  dem  j.  g.  nicht.  Beim  inc.  j.  c. 
wurde  die  Ehe  nur  mit  Relegation ,  bei  dem  j.  g.  mit  Depor- 
tation (indess  auch  wohl  nicht  immer)  bestraft.  Stuprum  und 
adulterium  wurden  bei  beiden  gleich  —  mit  Deportation  — 
bestraft,  wozu  Justinian  Ehren-  und  Vermögensstrafen  hin- 
zufügte^]. Das  Can.  R.  erweiterte,  nacb  strenger  Auffassung 


1)  Aargau  83  —  85,  St.  Gallen  177—180,  Te»sin  322,  Zürich  141, 
Luzern  163,  Basel  84—87,  Schaffh.  89-91,  Xhurgaa  175-177, 
Waadt  206,  Freibarg  165-167,  Granb.  139-142. 

2)  Mit  Unrecht  wollen  mancbe  Rcditolalircr  4an  Incest  anch 
jetzt  noch  nur  unter  die  Polizeiverbrechen  rechnen,  i.  B. 
Feuerbach  §.461,  Martin  ft.280,  «ach theilweiae Heffter 
§.  /i35. 

3)  Bestritten  ist,  wohin  der  Incest  zwischen  Verschwägerten  in 
gerailcr  Linie  gehörte,  1.  6  |.  i  da  coad*  sine  causa,  1.  68  de 
Tita  nnpt. 

4)  Seine  christlichen  Vorgänger  hatten  die  Eheverbote  und  da- 
nach, den  Incest  erweitert  und  iauner  Gapitaistrafen  «nge« 
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des  MoswdiMi  E.,  die  Eheverbote,  unterschied  dabei  aber 
diejenigen,  von  denen  Dispensalion  stattfinde  oder  nicht,  und 
danach  den  inc.  juris  divini  und  humanis,  beiden,  neben  der 
Infamie,  kirchliche  Strafen  androhend^).  Dass  auch  das  altere 
Germ.  R.  die  gescblechtUche  Verbindung  zwischen  Ascendenlen 
and  Descendenten  als  strafbar  betrachtet,  ist  nicbi  zn  bezwei- 
feln. Desto  mehr  bedurften  die  erweiterten  Eke-  und  Stra^ 
yerbote  des  Can.  R.,  um  sich  geltend  zu  machen,  in  dea 
ersten  Zeiten  nach  der  Einfuhrung  des  Christenthums  unter 
den  German.  Völkern  einer  wiederholten  Einschärfung.  Die 
Böm.  rechtlichen  Strafen  gingen  dabei  in  die  Deutsche  Praxis 
dee  Mittelallen  nicht  über ;  bestraft  wurde  der  Inccst  viel- 
mehr zuerst  nur,  ausser  der  kirchlichen  Russe,  mit  Bussen 
an  den  Richter,  auch  Vermdgenseinziehung  und  Verbannung; 
in  der  spateren  Zeit  jedoch  immer  strenger,  so  dass  zur  Zeit 
der  P.  G.  O.  für  die  schwereren  Fälle  schon  die  Strafe  des 
Ehebruchs  angewendet  wurde').  Am  meisten  war  dabei  der 
Thatbestand  schwankend  geworden.  Diesen  herzustellen,  war 
besonders  die  Absicht  der  P.  G.  0. Sie  beschrankte  ihn 
im  Sinne  des  Rom.  R. ,  dadurch  zugleich  auf  solche  Fälle,  in 
denen  keine  kirchliche  Dispensation  von  dem  Eheverbote  stalt- 
fand*), namentlich  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten, 
Geschwistern,  mit  der  Schwiegertochter,  Stieftochter  und  Stief- 
mutter']. Die  Strafe  sollte  die  des  Rom.  R.  sein.  Die  spä- 
tere Praxis,  den  Begriff  der  P.  G.  0.  beibehaltend,  wurde 
härter;  der  Incest  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten 


drohet.  Justinian  kehrte  wesentlich  zu  dem  früheren  Rechte 
zurück.  Vgl.  über  das  Rom.  R.  1.  3S       2,  3  de  adalt.  F.  C. 

de  inc.  et  inulil.  nupt.  Nov.  l2. 

1)  Gaus.  3  qu.  4  c.  h.  Caus.  35  qu.  2  c.  2. 

2)  Vgl.  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S.  855  f.;  Jarhe,  Handb. 
S.  82  f.  In  der  Schweiz  traten  im  späteren  Mittelalter  strenge 
Freiheit«-  und  Ehrenstmfen  ein,  Segeater,  Gesch.  ▼.  Lv- 
sern  II,  S.  688. 

3)  Art  117.  VgL  Bemherg.  Art  142. 

4)  Man  mochte  es  onpeeeend  finden,  eU  Blntschande  eine  Ver- 
bindung zu  charakterisiren ,  die  zu  scbliessen  man  für  Geld 
die  Erlauhniss  prhtlten  honAte;  Wächter,  Ahh.  mu  dem 

Strafr.  I.  S.  182. 

5)  Also  nicht  Schwictgermuttcr  (nach  dem  R*  R«  streitig). 
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mrde  meist  mit  don  Tode ')  ibeilnft,  ■mtidam  wtä  Blmai^ 
baten»  Verbaimiiiig,  GefangiiiM»  tMch  wohl  Geldlnuae»  Spitor 
Inten  die  Stelle  der  Todesstrafe  Znefalhaiis.  Aach  die  neaereR 
Deatscheo  St.  G.  B.  haheii  das  Verbrechen  im  Ganzen  mdk 

der  Gemeinr.  Doctrin  aufgefasst.  Die  Schweiz,  gehen  hier 
wieder  sehr  auseinander.  Der  Thatbestand  wird  bald  Ge- 
meinrecbüicb,  bald  enger,  bald  weiter  aufgefasst;  die  Strafe 

ist  Tielfach  verschieden;  Waadt  kennt  das  Verbrechen  gar 
nicht.  Die  Grundsätze  nach  den  anderen  sind :  I.  BegrilT: 
ReischUf,  vollzogen  mit  Jemandem,  mit  welchem  wissentlich 
wegen  in  naher  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  eine 
Ehe  einingehea  'gesetzlich  verboten  ist.  II.  Thatbestand :  U 
Das  genannte  Verwandtschafts-  oder  Schwägerschafts -Ver* 
bältniss,  gleichviel,  ob  es  auf  ehelicher  oder  unehelicher  Ge- 
burt berahet*);  nur  muss  es  in  dem  letzleren  Falle  so  von 
der  bürgerlichen  Gesetzgehnng  anerkannt  sein,  dass  es  ein 
'  Ehehinderniss  bildet;  ferner  gleichviel,  ob  die  Ehe,  dmeh 
welche  das  Schwägerschaflsverhaltniss  begründet  worden,  noch 
besteht  oder  nicht*].  Adoptiwerhältniss  gehört  keinenfalls 
hierher,  da  es  eben  weder  Verwandtschafts-  noch  Schwager- 
schaftsverhällniss  ist.  In  Betreff  der  Nahe  der  Grade  ist  Ver- 
schiedenheit. Den  Heischlaf  zwischen  Ascendenten  und  Des-* 
cendenten  und  zwischen  Geschwistern  (gleichviel,  oh  voll- 
oder  halbbürtig)  führen  alle  auf;  ausserdem  Tessin :  Seilen- 
verwandte bis  zum  3.  und  V^erschwägerte  bis  zum  2.  Grade 
einschliesslich;  St.  Gallen:  Stiefeltern  und  Stiefkinder;  Schaff- 
hauscn :  zwischen  Stiefeltern  und  Stiefkindern,  Schwieger- 
eltern und  Schwiegerkindern,  Oheim  und  Nichte,  Muhmen 
und  Neffen;  Basel:  zwischen  allen  Verwandten  (und  Verschwä- 
gerten}, denen  wegen  dieses  Verhältnisses  die  Ehe  versagt  ist; 
Freiburg:  zwischen  Verwandten  zweiten  Grades  einschliesslich; 
Graubünden:  zwischen  Stiefeltern  und  Stiefkindern,  Stief- 
grosseltero  und  Stiefenkelo,  Schwiegereltern  und  Scb wieger- 


1)  Man  bezog  sich  auf  die  Bibel,  also  auf  ein  güttltches  6e- 
setii^,  wider  welches  sogar  das  „\vLi  adgratiandi  des  Landes- 
iürsten  nicht  exerzieret  werden  köime'^,  Mekbacb,  Amn. 
s.  P.  6.  O.  Art  117,  vgl.  L  eysev  IL  ad  Fand,  sp«  196. 
in«  4*  6* 

2)  Ausdrücklich  «ugesprochen  von  St.  GeUen  148,  Ziirieh  135. 

3)  Wird  Gwmumf.  iMtwilMr  bsstriMtn. 
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söhnen  nnd  Schimgertöchtern.  2.  Beischlaf  zwischen  den 
genannten  Personen ') ,  gleichviel  ob  ehelicher  oder  unehe* 
Ucher;  die  blosse  Eingehung  der  Ehe  Tvürde  also  das  Ver- 
brechen nicht  herstellen').  3.  Dolos,  das  Bewusstsein  des 
Verhältnisses  in  1.  bei  Vollziehung  des  Beisehlais  *)•  4.  Fiel- 
bnrg  fordert  ausserdem  öffentliches  Aergemiss. 

in.  Strafe:  Aargau:  Zwischen  Asc.  und  Desc.  Kettenstrafe 
zeitlich  im  2.  Gr,,  und  bei  Concurrenz  mit  Ehebruch,  anhaltend 
im  1.  Gr. ;  zwischen  Geschwistern  Zuchthaus  zeitlich  im  2.  Gr. 
Tessin:  Gefüngniss  und  Geldbnsse  3.  Gr.  St.  GaUen:  Zochthaiu 
TOB  3  -  4  J. ,  weichet  mit  Prügelstreicben  Terschirft  werden  kmmu 
Zürich  :  Zwischen  Asc.  und  Desc.  Zuchthaus  von  2—6  J. ,  zw  i.schen 
Geschwistern  Gefangniss  von  1  J.  bis  Zuchthaus  von  3  J. ,  in  bei- 
den Fällen  kann  Verweisung  aus  der  Eidgenossenschaft  oder  aus 
dem  Bezirke  hinzutreten.  Anstatt  des  Zuchthauses  kann  Gefäng- 
nis« eintreten  für  den  ThMter,  der  noch  nicht  20  J.  alt,  und  zu- 
gleich verführt  war.  Luzern:  Zwischen  Asc.  und  Desc.  an  den 
Asc.  Zuchthaus  von  4—8  J. ,  an  den  mannbaren  Desc.  von  2  bis 
6  J.,  zwischen  Geschwistern  von  1— 4  J.  Schaßhausen:  Zwischen 
Asc.  und  Desc.  an  jenen  Kettenst.  von  10— 16  J.»  nebst  Verlust  der 
elterlichen  Redite  und  der  gesetzlichen  Erbfolge  in  den  Nachlass  der 
concubirenden  Desc,  an  den  mannbaren  Desc.  Arbeitsh.  v.  6  J.$ 
zwischen  Greschwistern  Arbeitsh.  2.  Gr.  von  1 — 3  J. ,  zwischen  an- 
deren Personen  Arbeitsh.  2.  Gr.  von  3  Mon.  bis  4  J.,  nach  den  Ab- 
stufungen der  Strafe  an  Asc.  und  Desc.  Hinzutretender  Ehebruch 
soU  nur  Schärfungsgrund  sein.  Basel:  Zwischen  Asc.  nnd  Desc. 
nnd  Geschwistern  Kettenst.  2.  Gr.  von  2—16  J. ,  womit  Landes- 
verweisung von  4  bis  10  J.  verbunden  werden  kann;  zwischen 
anderen  Personen  (corr.)  Freiheitsst.  von  3-10  Mon.  Tlinzutre- 
tender  Ehebruch  ist  Schärfungsgrund.  Thurgau  :  An  Asc.  Arbeitsh., 
oder  Zuchth.  bis  zu  6  J. ,  an  Desc.  und  Geschwistern  Gef.  nicht 
unter  3  Mon.  oder  Arbeitsh.  bis  zu  3  J.  Graubünden :  An  Asc 


1)  Das  Erfordemtss  ist  ein  Gemeinrechtlich  unbestrittenes;  um 
so  weniger  können  andere  blos  unziichti°e  Handlungen  hier- 
her gezogen  werden  —  obwohl  auch  sie  die  Heiligkeit  des 
Famiiienbandes  verletzen  —  wenn  nicht  die  Gesetzgebung 
ausdrficMich  sie  aulRihrt,  Dies  ist  in  naueren  Deutschen  St. 
G.  B.  geschehen.  AusdrficMich  forderen  Beischlaf  Basel  96» 
Schaffli.  92,  Luzern  160,  Zürich  13.5,  Tessin  316,  Thurg.  170. 
Graub.  136.  Von  „Unzucht**  spricht  St.  Gallen  143,  blos  von 
Blutschande  Aargau  108  und  Freibnrg  436;  s.  darüber  oben 
Anm.  zu  §.  139. 

2)  S.  jedoch  Tessin  323. 

3)  Heffter  $*  438  nimmt  auch  einen  culposen  Incest  an,  wenn 
blos  das  gesetzliche  Eheverbot  dem  Thäter  unbekannt 
war  (ignorantia  iuris),  freilich  im  Widerspruche  mit  55, 
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ZachÜMiis  Toa  4—10  J.,  an  Desc.  von  1  — 6  J.i  aa  Grcschwisters 

bis  '/n  3  T. ;  in  allen  Fällen  kann  Ausschluss  von  oiTenüichen 
Aemtern  und  vom  Stimmen  und  Mehren  oder  Verlust  der  bürger- 
lichen £hren  hin^tatreten;  andere  Personen  trifft,  die  Kinder  im- 
mer fedodi  milder  alt  die  Eltern «  Crefingnits,  oder  ZvehllimeMt 
sa  3  J.«  mit  tvelchem  letelerein  AusscUm  von  öfienilicben  Aein* 
tern  nnd  vom  Stimmen  und  Mehre»  verlnuideii  wardieB  kMUi. 
Freibnrg:  Zachtheus  bis  zu  8  J.  *)i 

f  MS. 

VerIV&hrulig  zur  IJnziiclit. 

Schon  das  Rom.  R.  hebt  die  Verführung  einer  Frau  oder 
Jungfrau  (oder  eines  Knaben)  als  besonders  strafbar  hervor'). 
Die  Gemeinrechll.  Doctrin  nnd  Praxis  hat  sich  dem  vielfach 
angeschlossen,  namentlich  wenn  der  V  erführer  zu  der  Ver- 
führten in  einem  solchen  Verhältnisse  stand,  das  ihm  beson- 
dere Pilichten  bezüglich  ihrer  Sittlichkeit  auferlegte,  z.  B.  als 
Lehrer,  Beichtvater  u.  s.  w.  Immer  aber  ist  dabei  der  Crc- 
sichtspunkt  des  Schutzes  der  weiblichen  Ehre  einer  unerfah- 
renen oder  abhängigen  Frauensperson  vorherrschend,  so  dass 
also  auch  nur  eine  Mannsperson  als  Subject  des  Verbrechens 
betrachtet  wird.  Mehrfach  weiter  geht  die  neuere  Strafge- 
setzgebung, indem  sie  namentlich  einerseits  die  Sittlichkeit 
beider  Geschlechter  scbul/eu  will,  andererseits  auch  schon 
das  blosse  Treiben  unzüchtiger  Handlungen  ohne  Verfüh- 
rung, gegen  denjenigen,  der  zu  der  Gemissbrauchten  in  je- 
nem Pflichten -Verhältnisse  steht,  bestraft.  Man  kann  dieses 
letztere  als  eine  Art  von  Fiction  der  Verführung  ansehen. 
Sehr  weit  gehen  die  Schweizer.  St.  G.  Bücher  auseinander. 
Einige  nehmen  ohne  Prinzip  oder  Consequenz  durchaus  fremd- 
artige Elemente  in  den  Thatbestand  hinein,  so  namentlich 
auch  blos  unsittliche  Handlungen  (ob.  §.  139).  Graubünden 
fordert  gar  keine  Verführung,  sondern  blos  das  Vorhanden- 
sein jenes  Pflichtenverhultnisses ;  Tessin  sieht  dieses  Verhält- 
niss  nur  als  einen  Erschwerungsgrund  an.  Andere,  nament- 
lich Aargau,  Luzcrn,  auch  Zürich  und  Freiburg,  rechnen 
auch  einen  Fall  der  Kuppelei  hierher.  Dieser  letztere  wird 
aus  der  folgenden  Darstellung  ausgeschieden  werden  [s.  d.  f.  §.]• 

.  1)  Vgl.  über  Alles  die  Itote  i  auf  t.  5.  ciU  SteUen  nnd  «nsserdem 

Basel  Corr.  G.  44. 
2)      soJI  Xodesstrafe  eintreten»  1.  1  6.  2  de  extr.  crim« 

29 
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I.  Begriff:  Beischlaf  (beiiehnngsirdse  auch  blos  unsiltliche 
Handlungen)  mit  einer  xa  demselben  durch  den  Thätcr  ver- 
leiteten unbescholtenen  Person  anderen  Geschlechts.  II.  That- 
bestand:  1.  Subject  kann  a.  sowohl  eine  Manns-,  als  eine 
Fraaensperson  sein;  nur  Tessin  fordert  anaschliesslich  eine 
Mannsperson,  und  SchaCThausen  dann,  wenn  das  besondere 
PflichtenTerhältniss  fehlt,  b.  Sie  mnss  (mit  Ausnahme  tob 
Tessin  und  beschränkt  Scba£Qiausen  ]  in  einem  besonderen  • 
Pflichtenverhäilnisse  zn  der  verführten  Person  stehen,  und 
zwar  im  Allgemeinen  gewöhnlich  der  Art,  dass  ihr  über  das 
sittliche  Leben  der  letzteren  eine  Aufsicht  anvertraut  war. 
Besonders  werden  genannt:  Lehrer,  Erzieher,  Vormünder, 
Pflegeeltern,  Beichtväter.  Einzelne  St.  G.  ß.  fügen  hinzu: 
Thurgau:  Vorsteher  oder  Aufseher  öffentlicher  Anstalten; 
Basel :  Aufseher  bei  Straf-  und  anderen  Gefangenanstalten ; 
Luzem  und  Freiburg:  dieselben  und  ferner  Polizeidiener,  so 
wie  nebst  Zürich :  Hausgenossen  und  Dienstboten ;  ausserdem 
Zürich  noch  Lehrmeister ;  Waadt  (welches  keinen  Incest  kennt) 
auch  noch  Ascendenten.  c  Nach  Tessin  muss  der  Verführer, 
wenn  es  sich  um  die  Verführung  einer  Person  von  12 — 15  J. 
handelt,  über  20  J.  alt  sein.  2.  Object  kann  a.  sowohl  Manns- 
ais Frauensperson  sein,  immer  muss  der  Verführte  anderen 
Geschlechts  als  der  Verführer  sein*);  nach  Tessin  kann  Object 
überhaupt  nur  eine  Frauensperson  sein');  nach  SchafThausen 
nur  dann,  wenn  keines  der  erwähnten  Pflichtenverhäilnisse 
vorliegt,  b.  Immer  unbescholten  (s.  ob.  Anm.  zu  §.  139)  und 
c.  zu  dem  Verführer  in  der  durch  dessen  besonderes  Pflichl- 
verhältniss  (Nr.  1)  gebildeten  Beziehung  stehen,  jedoch  mit 
Ausnahme  von  Tessin  und  theilweise  Schafibausen.  d.  Nach 
Waadt  und  Freiburg  immer  unter  18  Jahren,  nach  Luzern 
in  einem  Falle  (s.  d.  f.  Nr.]  minorenn  und  nach  Tessin  in 

1)  Zweilelhaft  kaim  dies  sein  nach  denjenigen  St.  G.  B. ,  welche 
widenuitürliehe  WoUnsthefriedigiuiK  sogar  tmter  Nethzvdil 

oder  unfreiwillige  Schwächung  bringen  (s.  §.  146).  Indess  ist 
das  Hineinziehen  der  widernatürlichen  Unzucht  in  den  That- 
bestand  anderer  Sittlichkeitsverbrechen  etwas  so  ekelhaft 
Anomales,  dass  man  es  nur  bei  klarer  Vorschrift  der  Ge- 
Mtae  annehmen  kann. 

2)  Aach  dies  kann  zweiftlliaft  sein;  indess  imterseheidet  das  Ge- 
setz ausdrücklich  „stupro  violento''  und  «stupro  di  sednzione* 
und  spricht  nur  bei  jenem  von  der  widernat.  WoUof tbeir. 
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dDem  FaDe  (s.  gleichfalk  die^  f.- Nr.)  in  dem  Aher  wter 
15  Jahren  sem^j.  *  3.  Die  Handlimg  besteht  o.  in  einem 
▼ollzogenen  Beiaddaf  ^  (ob.  $.  139),  nach  Zorich  und  Thof^- 
gau  jedoch  auch  schon  überhaupt  in  unzüchtigen  Handlnngen^} 
(cit.  §.),  b.  zu  welchem  oder  welchen  eine  Verlnhmng  statt-» 
gefattdBn  haben  mnm,  nut  Ansaahme  von  Granbünden,  nach 
welchem'  allem  der  Bdschlaf  in  dem  bezeichneten  Pflichten- 
Terfaältnisse  genügt^),  und  theflweiae  von  Tessin,  nach  wa- 
chem der  Beischlaf  (der  über  20  J.  alten  Mannsperson)  mit 
einem  nicht  über  15  J.  allen  JSIädchen  immer  ab  durch  Ver- 
führung herbeigeführt  angesehen  (fingirt)  wird.  Dort,  wo 
zum  Thatbestande  die  Verletzung  des  besonderen  PflichtTei^ 
bältnissea  erfordert  wird,  kommt  es  auf  die  Mittel  der  Ver- 
führung nicht  weiter  an.  Dasselbe  gilt  for  Tessm  bei  Ver- 
fohrnng  einer  Person  unter  15  J.,  indess  wird  dann  bei  dio* 
aer  erfordert,  dass  sie  bei  ihrer  Familie  sich  anilrielt  oder 
sonst  unter  Aufsicht  stand.  Ausserdem  aber  werden  beson- 
dere Mittel  der  Verführung  erfordert :  nach  Tessio  ein  nicht 
erfölltes  Eheversprechen;  nach  Schaffhausen  falsche  Tranang 
oder  ein  anderer  Betrug,  durch  welchen  die  Verführte  in 
einen  solchen  Irrthum  versetzt  ist,  in  Tveichcm  sie  ZU  dem 
gestatteten  fieischlafe  sich  für  yerp fliehtet  halten  miisste. 

III.  St  r  Aargau:  Zuchthaas  zeitlich  im  2.  Gr.  Tessin: 
Verführung  einer  Person  von  12  — 15  J.  Gefangniss  2.,  geschärft, 
wenn  der  Verführer  in  einem  der  bezeichneten  besonderen  Pflicht- 
Verhiltniase  stand,  zn  €refiiiigniM  3.  Gr.|  andere  Verfohrung  Ge- 
laagnus  und  Geldbatie  i.  bis  2.  Gr.*)*  St  Gallen:  Znehtliaiia  von 
6  M.  bis  2  J*,  welches  mit  ZüchtigaBg  durch  Prügelstreiche  geschärft 
werden  kann.  Zürich  t  Gefäiipiiia  nebit  Butte  bit  »i  400  Fr.  Ln» 


J)  Ein  negative*  firfbrderniss  ergibt  sich  noch  aiia  dem  Thatbe- 
stande der  s.  g.  unfreiwilligen  Schwächung  (unten  §.  146). 

2)  Widernatürliche  Unzucht,  ein  betonderet  Verbrechen  bildend« 
gehört  nicht  bierher. 

9)  Bei  denen  Iii  er  gerade  darauf  sn  teben  sein  wird,  in  wiefern 
ne  geeignet  sind,  in  dem  Verführten  die  CreffUde  lilr  Sitte 
und  Schamkaltigheit  in  ihren  Keimen  zu  ersticken. 

4)  Auch  Aargau  spricht  blos  von  ,,Missbrauch^' ,  gibt  aber  durch 
die  ausdrückliche  Bezeichnung  des  Verbrechens  als  ,,Verfüh- 
rung''  zu  erkennen,  dass  es  diese  letztere  zum  TbaUiestande 
fördere. 

5)  Die  Strafe  fiiUt.liMrt,  wenn  die  Verführte  freiwillig  nnd  unter 
gesetzliehtm  Gonsens  den  Vccführer  heiratheL 
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sm:  Zachthaas  bis  zu  6  J.  Basel  und  Sduffbausen :  GegeaAa- 
gestellte  bei  Straf-  oder  anderen  G^angenanstalten  Zuchthaus  von 
1—4  J.,  gegen  die  anderen  Personen  von  4—8  J.  (Schaffhausen  im 
ersten  Falle  Arheitsh.  2  Gr.  von  6  Mon.  bis  4  J. ,  im  zweiten  Ar- 
beitshaus von  1—8  J.).  Thurgaa;  Gefangniss  od«r  Arbeittkaos  bis 
xa  2  J. ,  tvottit  Entsiebimg  der  bürgeriicbeii  Ehrenrecbte  und  Amts« 
nnd  DiensttMielzung  verbunden  werden  kann.  Waadt:  Zuchthans 
von  1—6  J.,  und  /.pitlicher  oder  lebenslänglicher  Verlust  der  vä- 
terlichen Gewalt.  Graubiinden :  Gefangniss  oder  Zuchthaus  bis 
zu  1  J. ,  womit  Geldbusse  und  Ausschluss  von  uileutlicheu  Aem. 
tem  und  yom  Stimmeii  und  Mehren,  oder  Verinst  der  bfirf^erliehea 
Ehren  verikuidett  werden  kenn.  Lnzem  and  Freibinrg  unterschei- 
den: Hnosgcnossen  ,  weiche  minderjährige  (oder  unter  18  J.  alte) 
Anverwandte  de«  Hausherrn  oder  der  Hausfrau  verführen,  sowie 
den  eine  (gleich  alte)  bei  ihm  dienende  Frauensperson  verführen- 
den Hausherrn  trifft  (corr.)  nach  Luzeru  Gefangniss  oder  Arbeits- 
baQS  von  1^6  Mon.  1 6ie  anderen  VerfiUirnngen  nach  Lnzern  Zucht- 
haus bis  ztt  6  J.,  nach  Freibvrg  Verhaft  im  Zwanghanse  von  4 
bisdOJ.O. 

Einfacher  aunnereliellclier  Cirenclileelttsir^nuss« 

Dm  Röid.  R.  strafte  die  Unzucht  oder  Uosittlichkeit  der 
Mannspersooen  an  sich  nicht,  sondern  nur  dann  und  darmn, 
wenn  und  weil  gewisse  von  der  Sitte  geheiligle  Verhältnisse 
dadurch  verletzt  wurden.  So  den  Incest,  den  Ehebruch.  So 
auch  nur  unter  bestimmter  VoraimetsaDg  deo  einfachen  aus- 
scTchelii-hcn  Geschlechtsgeanss.  NamUch  nur  als  stuprum: 
den  Heischlaf  zwischen  einer  Mannsperson  und  einer  imver- 
leumdeten  Frauensperson  (mulier  libera  et  honcsle  vivens); 
das  Strafbare  lag  in  dem,  den  gesammten  sittlichen  Zustand 
mit  vcrlctztendeu  Verderbnisse  einer  solchen  Person.  Be- 
straft wurden  stupratas  und  stuprala,  mit  Confiscation  des  Ver- 
mögens, hei  Geringen  mit  Relegation  und  körperlicher  Zü<  h- 
tigung  *).  Straflos  war  indess  wieder  —  aus  politischen  Grün- 
den —  der  Concubinat :  eine  dauernde  geschlechtliche  Verbin- 


J)  Aargaa  110,  III,  Tessin  313,  314,  317,  St.  Gallen  143,  Zürich 
143,  Luxem  164,  Corr.  G.  i40-l'i2,  Basel  92,  93,  Schafihau- 
sen 78,  98,  Thurgau  167,  Waadt  20.5,  Freibarg  164,  432—434. 
Graub.  138,  St.  Gallen  Corr.  G.  178  schärft  ausserdem  die 
Strafe  der  „Unzucht*  für  denjenigen,  der  dann  eine  nnbe- 
Schollene  Frauensperson  verleitet  hat  (unt.  §.  144). 

2)  L.  29  M  ad  1.  J.  de  ad/ vgl.  1.  90,  38  G.  eod. 
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dang  eines  Maines  nit  emer,  aacii  mvcrlewideteii  Fnaeae^ 
penon ;  das  VerbSltniss  bedorfte  nur  einer  öffenttidien  Aiw 
leige Straflos  war  femer  nnbeifingl  der  Beischlaf  mit  einer 
Höre  (ibniealio).  Nur  war  die  Hw»  TermÖge  ilra  Gewer* 
bes  intaus,  und  sie  »asste  ibr  Gewerbe  bei  eintr  PoKee»* 
strafe  der  Poliiei  anmelden,  aocb  besondere  Ktetdug  tragen 
Das  ältere  Dentscbe  R.  sab  gleicblalls  den  anssereheüdieQ 
Beiscblaf  des  Mannes  nur  unter  dem  GesScbtsponkie  der  Vor* 
letiong  der  Recbte  des  Ebemannes  (Ebebrncb)  imd  dm  Ver» 
deibens  einet  nnbescboltenen  Fsauenspersoa  (Fianenschin 
dnng}  als  strafbar  an.  Der  FraoenscbÜnder  moaste  dem,  in 
dessen  Yormandscbaft  die  Gescbändete  war,  büssen.  Die 
Frauensperson ,  die  sieb  einem  fremden  Manne  bmgab,  konnte 
getödtet  werden,  und  mnsste  spater  dem  Könige  ibr  Webro 
geld  zahlen Das  Can.  R.  mnsste  auf  einem  sittliehen  Standr 
ponfcte  aocb  hier  andere  Grnndsätse  anftteUen:  jeder  ansser» 
eheliche  Beiscblaf  war  Sfinde,  fär  beide  Tbeile  gleich  schwere^ 
und  für  jeden  gkicb  schwer  mit  Kircbenbnsse  zu  ahnden  *), 
Die  geistlicben  Gerichte  straften  danach  jeden  ausserebeKchen 
Beischlaf;  daneben  kam  die  weltliche  Busse  mehr  und  mehr 
in  Abgang ;  bis  späterbin  wieder  die  weitlichen  Gerichte  «u 
strafen  pflegten*).  Die  öffentliche  Hurerei  war  dagegen  im 
MittelaltOT  stets  geduldet,  zur  Verhütung  grösseren  Uebcis*). 
Dies  ist  von  der  Gemeinr.  Doctrin  und  Praxis  festgehalten, 
obwohl  kein  Gesetz  es  verordnet und  zwar  dahin,  dass  mit 

1)  L.  3  pr.  de  concub. 

2)  L.  43  pr.  §.  1  —  3  de  ritu  nupt.  1.  13  2.  L  29  9-  i  de  «dult. 
U  24  de  hi»       not  int  1.  20,  29  G.  de  «dnlt. 

3)  Xarbe,  Handb.  III,  S.  124  f.;  Wild«,  SCrafr.  S.  809  f. 

4)  C.  1,  2  X.  de  adul.  et  stupro. 

5)  Jarke,  a.  a.  O.  S  127.  Indess  «ichl  überall,  und  vielfach 
nur  hei  beschwei (!ndeu  Umständen,  z..  B.  wenn  das  Verj^ehen 
an  heiliger  Stalte,  7.u  heiliger  Zeit,  au  Minderjährigen  verübt 
war,  vgl.  Segesser,  Gescb*  Ladern  II,  S.  684  f.  Auch 
war  stets  die  Fornicatiott  in  öffentlichen  „FrattenhSiiieni*  ge- 
duldet, vgl.  Blnntaebli,  Gesch.  t.  Zoridi  I,  S.  160. 

6)  Jarke  S.  144,  Segesser  S.  684. 

7)  Die  P.  G.  O.  schweigt  hier,  weil  es  sich  nicht  um  peinliche 
Verbrechen  handelt.  Die  K.  P.  O.  von  1530  Tit.  23,  1548 
m  25,  1S77  Tit.  26  f.  i,  anf  die  man  aieb  wali)  beraft, 
wollen  zwar  yleichtfertige  Beiwohnnngen*  wülkirlicli  bestraft 
wissen,  Ttrateben  abcv  danmtcr  mir  daa  nnm  dffentlicfaea 
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der  inllkürKclien  Strafe  belegt  werdeo  der  aasserebelicbe 
(natargemässc)  Beuchtaf  mit  einer  Fraoensperson ,  die  nicht 
Hure  ist  (Stupram),  mit  EinwUois  des»  Ton  der  Beotscheii 
Sitte  nie  anerkaoDteii  Goncnbinats  und  mit  einer  Hare  (for- 
nicatio),  sowie  besonders  das  (nicbt  polizeilich  concessionirtel) 
gewerbmassige  Treiben  der  Horerei.  Der  Begriff  einer  Hure 
(meretrix)  wird  dabei  angenommen  als  einer  Frauensperson, 
die  sieb  entweder  um  Gelderwerilies  willen  oder  ans  blosser 
roher  Sinnlichkeit  ohne  besondere  Auswahl  einem  Jeden  hin« 
gibt —  Die  neueren  Deutschen  St.  G.  B.  pflegen  nur  noch 
die  gewerbmässige  Hurerei,  Lobnhurerel  (also  nicht  die  mit 
der  Hure  concumbirende  Mannsperson)  polizeilich  zu  bestra- 
fen, nicbt  aber  das  einfache  Stuprum  und  das  Concubibat; 
das  letztere  Verbaltniss  wird  nur  durch  polizeiliche  Massre- 
geln aufzulösen  gesucht»  wo  es  zum  öffentlichen  Aergemisse 
gereicht.  Die  Schweiz.  St.  G.  B.  sind  hier  zum  Theil  noch 
strenger« 

1.  Das  Stuprum  (einfache  ünznclit)  bestrafen  :  TeMin  mit  Haus- 
arrest und  Geldbusse  1.  Gr.  St.  Gallen  Geldb.  von  32  Fr.  (bei 
Verführung  einer  unbescholtenen  Frauensperson  wird  die  Strafe 
fdr  diese  gemildert^  für  den  Verführer  [„Schwängerer'']  aber  auf 
oder  fiber  das  Doppelte  erhöhet).  Beim  Rückfall  wird  luterschie- 
den,  ob  der  Thäter  AnslSnder  oder  InlMnder  ist.  InlSnder  trifft 
beim  zweiten  Rncklall  Arbeitshans  von  3  —  6  Mon.  AaslSnder 
schon  beim  ersten  Gcldbnsse  von  64  —  200  Fr.  oder  Gefangniss 
von  1  J. ,  beim  Aweiten  Landesverweisung  für  immer.  Die  Strafe 
fallt  fort,  wenn  die  Thäter  vor  Entbindung  der  Geschwächten  ein- 
ander heirathen*).  Lnzem:  GeldbuMe  von  fO— 40  FV.,  im  ersten 
Rückfall  Verdoppelung ,  im  zweitlen  Arbeitshaus  von  1—2  J.  Die 
Strafe  fällt,  auch  noch  für  den  ersten*)  Rückfall  fort,  wie  nach 
St.  Gallen.  Schafl'hausen  straft  nur  bei  erfolgter  Schwängerung  : 
mit  Gefängniss  von  2  Tagen  und  Geldbusse  von  10  Gulden;  im 
ersten  Rückfül  mit  Verdoppelung im  zweiten  mit  Zacbthaus  voft 
14  Tagen  imd  Bosse  von  60  Gidden ;  im  dritten  mit  Zacbthaus  von 
6  ^lon.,  in  beiden  zugleich  mit  Stellung  vor  den  Kirchenstand. 
Die  Geldbasse  wird  jedesmal  verdoppelt  gegen  den  Hausvater,  der 


Aergcrniss  gereichende  Zusammenwohnen  eintnr  IVIannsperson 
mit  einer  leichtfertigen  Frauensperson. 

1)  L.  43  de  rite  nupt.  Dist.  34  c.  6,  16  c.  X.  de  der.  excom. 

2)  Diese  Vorschrift  ist  nach  ihrer  Stellung  nur  für  den  ersten 
StraffiU  gegeben;  der  Grand  passt  t£er  anstreitig  onch  «nf 
den  Rückfall. 

3)  Hier  nach  klar  absichtlicher  StcUnng  nicht  fiir  den  »«reiten. 
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•nae  M ajdd  gifdiwängert  hat,  wofegoi  dannO  ^«  Geachwüngerle 
straflof  bleibt ;  die  ganze  Strafe  wird  verdoppelt  und  ea  tritt  Ein* 

grenzung  bis  zu  2  J.  hinzu  gegen  den  männlichen  Dienstboten, 
der  seines  Herrn  Tochter  geschwängert  hat.  Basel  straft  nur  die 
geschwängerte  Frauensperson,  das  erste  und  zweite  Mal  nur  bür- 
gerlich'), und  erst  im  zweiten  RAdtfim  corr.  mit  FreiheitMtra& 
TOD  2—12  Man.  Freiborg  mar  die  dritle  aviaereheliehe  Scbwaiiser» 
Schaft  mit  Zuchthaas  von  1—2  J.  Graubünden  verweiset  die  eilt* 
fache  Unzucht  lediglich  zur  polizeilichen  Bestrafung.  Aargau, 
Zürich,  Thurgau  und  Waadt  beben  gar  keine  Strafvorschriftea 
darüber^).  2.  Den  Concubinat  erwähnen  besonders  nur  und  sit^ 
ftns  Tesiin  Bit  Gefängniaa  md  GreUbmee  2.  Gr.,  wenn  eine  der 
darin  lebenden  Personen  Terbeiralliet  ist,  mit  denselben  Strafen, 
aber  bis  zum  Maximum  2.  Gr. ,  wenn  beide ,  mit  denselben  Stra- 
fen 4.  Gr.;  Schaphausen  mit  Gefängniss  von  4  Tagen  bis  zu  3 
Wochen  *).  3.  Die  Hurerei  —  abgesehen  von  der  Hurenwirthschaft, 
8.  d.  f.  8*  —  strafen,  aber  immer  nur  an  der  Hure:  St  Gallen: 
nit  der  Strafe  der  Unznsbt  an  inlSndischen,  mit  Absebneiden  der 
Baare  and  Abschaffen  für  immer  aus  dem  Lande  an  anslandischen. 
Luzern :  Arbeitshaus  von  3  Mon.  bis  1  J.  SchaiThausen :  mit  Gef. 
von  14  Tagen  bis  6  Wochen,  und  im  Rückfall  mit  Zuchthaus  bis 
zu  6  Mon.,  wenn  die  Person  aber,  mit  der  Lastseuche  behaftet, 
aidi  bingab ,  mit  Znchthans  von  4—8  Wochen,  und  bei  erfolgter 
Ansteckuig  von  8  Wocben  bis  za  3  Mon.  Freibnrg  mit  Znebt- 
lians  bis  zu  1  J.  Waadt  bis  za  6  Hon.'). 

$.  145. 

Unter  Koppalei  Tenteht  das  Gem.  Strafr.  iiboiliaiipt  die 
▼orsaldiche  Beförderoog  der  Unzaclit  zwischen  anderen  Per- 
sonen. Sie  ist  also  ilurem  strafreehüiclien  Wesen  nach-Theil- 
nahme  an  UnznchlkTerbiechen;  Sie  wird  aber  bezogikli  ifaver 
Bestrafong  anders  behandek,  als  nacli  den  allgemeinen  Gnuld- 
sätzen  von  der  Tlieilnahine.  Der  Gnmd  ist  em  tief  sittlicher: 
die  allgemeine  Anerkennung  der  besonderen  Gemeinheit,  die 
gerade  in  solcher  Beförderung  fremder  Unsittlichkeit  liegt, 


1)  Eine  gut  gemeinte,  aber  bockst  gefiikrliehe  Vor  sehr iflL 

2)  Nach  §.  116  des  Ehegesetsea  1837. 

3)  Tessin  316,  St.  Gallen  Corr.  G.  177—181,  Luzern  Corr.  G. 
135,  136,  138,  SchaiThausen  Corr.  G.  53,  Basel  Corr.  G.49, 
Graub.  138,  Freiburg  428. 

4)  Tessin  318,  Scbaffh.  Corr.  ß.  55. 

5)  St.  Gallen  Corr.  G.  188,  m,  Lozem  Corr.  6.  187,  Scbaffh. 
Corr.  6.  56,  57,  Freibnrg  425-427,  Waadt  197. 
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zmnil  weBD  sie,  jtie  gewdhaBch,  ia  gewioiMnichtiger  Absicht 
geschieht.  Indessen  wird  sie  nicht  in  allen  Fällen  Gemdn- 
rechtlich  so  ansgeseicbnet.  Dm  Rom.  R. ')  bestraft  sie  nnr 
in  drei  Fallen:  1.  Die  Beförderung  oder  BegÖDstigung  des 
Ehebraeht  Fran  durch  den  eigenen  Mann  (leaochmnn 
mariti);  die  Strafe  war  die  dea  Ehebrechers  selbst  2.  Be- 
förderong  oder  Begünstigung  eines  fremden  Adnherinms  oder 
Stnpmms ;  die  Strafe  war  die  <]joBb^elicte.  Es  gehörte  dahin 
anch  die  Heirath  mit  einer  w&stntliaS  wegen  dieser  Delicte 
Yerurtheilten  Franenspeison.  3.  Das  gewerbmässige  Halten 
TOtt  Huren  för  Andere  (leDodninm  im  eigentL  S.) ;  es  inia- 
mirte  früher  nnr ;  Jostinian  verbot  es  bestimmt Der  älteren 
Deutsch.  RechtsanMcht  war  das  Befördereo  fremder  Unzncfat 
begreiflich  ein  sehr  schweres  VerbrecheD :  der  mann,  der  den 
Ehebmch  seiner  Frau  gestaltete,  wurde  mit  dem  Tode  be- 
straft; der  Herr,  der  die  Unzucht  seiner  Sdavin  duldete, 
wurde  gezüchtigt"].  Das  Can.  R.  sah  die  Beförderung  eines 
jeden  UozuchtTerbrecheDS  für  gleich  strafbar  an,  wie  das  be- 
fi)rdcrte  Vgrbrechen  *]•  Es  machte  sich  indess  för  die  Praxis 
der  fjierlchte  ü  solchem  Unfange  sieht  geltend;  namentlich 
wurde  überall  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  —  ohne  Ent- 
gegentreten der  Kirche  —  das  öSentliche  Halten  von  Huren  für 
Andere  (Frauenhäuser)  geduldet,  selbst  geschützt  (s.  d.  f. 
Desto  strenger  wurde  unter  dem  cagentlicben  Namen  der  Kup- 
pelei das  Ueberlassen  tou  Kindern ,  Mündeln  u.  s.  w.  an  An- 
dere zur  Unzucht  bestraft').  Auch  die  P.  G.  O.")  erwähnt 
nur  zwei  Fälle  der  Beförderung  fremder  Unzucht:  Verkup- 
pelung der  eigenen  Frau  und  Kinder,  und  Unterstützung  der 
Unzucht  mit  einer  ehrbaren  Frauensperson.  Die  Strafe  ist 
im  ersten  Falle  die  »gemeyner  rechten^  nebst  Ehrlosigkeit, 


1)  Das  hier  übri{;eiis  seinen  Grundsälzea  von  der  Theiliiahme 
(ob.  s.  73)  ganz  tren  bleibt. 

2)  L.  2.  I.  a.  L  U.  II.  13.  1.  14.  f.  1.  1.  29.  ».  1. 1.  8.  9. 10.  de 
adalt.  1.  1.  §.  2.  de  exlr.  crim.  Nov.  134.  c.  10.  Nov.  14.  lieber 
Alles  ist  viel  Streit,  s.  Wächter,  Abband.  I.  S.  204  £» 

3)  Jarke,       a.  O.  S.  154. 

4)  Caus.  32.  qu.  1.  c.  1.  seq. 

5)  Blnmer,  Geseh.  der  Schw.  Demokr.  I.  S.  416;  Segesser 
s.  a.  O»  S.  689. 

4)  Art.  122,  123. 


Digitized  by  Google 


—   4W  — 

MB  iwtitoB  LandemrweinHig,  Fnuiger,  AfctdmekkiBg  der 
Obffeot  kdrpeijfehe  Ztüditigang  »oder  ander*.  GemeiDredi6- 
lieb  vird  die  ,) Kuppelei*  nach  der  P«  O.  O.  und  nach  dem 
Rom.  fi.  aofgefaieU  £s  wkd  nnterschieden:  Kuppelei  i.  w.  S.: 
IKe  Torsätiliche  Untorstütm  beitminiler  fremder  ünincht*- 

o  ____ 

wbrechen.  Sie  nrafiMil:  o.  Koppelei  i  e.  S.i  Die  beiden 
Fittlo  der  P.  Gi  O.»  mii  zwar  oo.  ab  qoeHfidrle  die  des 
ersten,  hb.  als  einfache  die  des  zweiten  Falles,  b,  Hnren- 
wirthecbaft:  Das  gewerbliche  Halten  liederlicher  Fraoensper^ 
sonen  zur  Wolhutbefiriedigung  Anderer').  Die  Strafe  ist 
überall  wiUknrlieh«  Die  neuen  St.  G.  B.  haben  das  Veibve- 
chen  indess  nicht,  in  sohshem  beschränkten,  sondern  strenger 
in  dem  oben  bezcichaeten  sittfichen  Sinne  aafgefasst,  doeh 
TieUach  Terschieden.-  Im  Ganzen  stellt  nach  ihnen  die  Knp- 
l»elei  sich  dar  ab:  jede  Torsätsliche  Beferdemng  der,  auch  nickt 
strafbaren  Unsacht  zwischen  anderen  Personen.  Ausgenommen 
sind  zwar  änch  hier  Sodomie,  Nothzm^t  und  Kntfähmng, 
siMf  nur  weil  fiir  deren  Beförderong  schwerere  Strafen  der 
Theilnabme,  nach  allgemeinen  Grandsätzen,  eintreten.  Der 
Thatbestand  ergibt  danach  im  Welteren  wk  tob  selbst')» 
zugleich  unter  Festhallnng  der  Grundsätze  von  der  TheR- 
nahme,  die  hier,  abgesehen  von  der  Bestrafung,  zur  Anwen- 
dung kommen,  weshalb  denn  auch  die  Kuppelei  nur  dann 
Yollendet  ist,  wenn  die  beförderte  Unzucht  wirklich  betrieben 
wurde.  Im  Thalbestande  wird  gewöhnlich  unterschieden  ein- 
fache und  quaiificirte  Kuppelei;  die  letztere  als  die,  entwe- 
der, Ton  denjenigen  Personen,  welche  wegen  Verführung  in 
einem  besonderen  PflichlenTevhältnisse  bestraft  worden  (ob. 
$.  143),  begangen,  oder  aber  gewerbmassig  betrieben,  wozu 
denn  auch  die  nicht  polizeilich  concessionirtc  Hurenwirth- 
schaft  gerechnet  wird.  Auch  die  Schw.  St.  G.  B.  fassen  sie 
im  Allgemeinen  so  auf,  jedoch  im  Einzelnen  Terschieden.  Es 
treten  folgende  ModUicationen  ein :  i.  Grauhünden  fasst  den 


1)  Kuppelei  ist  also  nicht,  sonderik  nur  nach  den  allgemeuMn 
Grundsätzen  von  der  Theilnahme  zu  bestrafen :  Befürderang 
u.  s.  w.  der  Sodomie,  der  Nothzucht  und  Entfiihruno;,  des 
Ehebruchs  und  Stuprums  mit  nicht  ehrbaren  Frauenspersonen 
(ausser  wenn  SheaiMii  oder  Eltem  hefördertsB). 

3)  Namentlich  leuchtet  auch  der  Unterschied  von  der  «Verföh- 
mng*  ein  s  der  Verfiihrer  vcrleiteC  Mur  Unsneht  aut  ihm  seihet» 
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BegriflP  der  Kuppelei  ganz  in  dem  genaonten  w^ten  Sinne 
der  St  6.  B.  auf  nnd  unterscheidet  die  Fülle  der  qualific. 
und  einfachen  Kuppelei  nur  für  die  Strafzumeflsung.  2.  Aar- 


3.  Die  anderen  unterscheiden  qoaliic.  und  einucfie  tur  die 
Strafabstufung.  4*  Die  gewerbmüssige  rechnen  zu  der  qualific. 
nur:  Tessin,  St.  Gallen,  j^ürich.  B«»el»  Schafihausen,  Thur- 
gau.  5.  Als  qaalifidrt  hebt  Tessin  noch  besonders  hervor 
den  Banb  einer  ehrbaren  Frauensperson  zum  Zwecke  der 
P^stitudon.  6.  Die  in  besonderen  PflichtTerhältnissen  ver- 
übte rechnen  alle  dazu,  wobei  die  V^kuppelung  der  eigenen 
Frau  hinzufügen :  St  Gallen  und  Thnrgau.  7.  Dabei  fassen 
Aargau,  Zjirich  und  Freiburg')  die  Kuppelei  im  Pflichten- 


Verfuhrung  auf,  so  dass  also  auch  wirkliche  Verleitung  zur 
Unzucht  mit  Anderen  und  zugldch  die  besonderen  ^gen- 
schafien  des  Objects  der  Verkuppelung  wie  bei  jener  Ver- 
fuhruDg  erfordert  werden  (ob.  $.  148)  *}.  Die  anderen  haben 
solche  Beschränkung  des  Thatbestandes  nicht;  doch  fordert 
Tessin  ausser  dem  Falle  des  Raubes,  dass  das  Object  minorenn 
sei.  Es  strafen: 

Graubünden  mit  theil weisem  oder  gSnzlicbem  Tciliist  der  bür« 

gerlichen  Ehren  und  Geldbusse  bis  zu  200  Golden ,  oder  Gefängniss, 
oder  Zuchthaus  bis  /u  1  J.  Aargau  (nur  die  «jualif.),  wie  die  Ver- 
führung in  besonderen  Pilicbtenverhaltnissen.  Zürich  die  in 
besonderen  PflichtenverhäUnisseu  wie  die  gleiche  Verführung, 
die  few«rbmSssige  mit  6ef.  biA  zu  i  J.  nnd  sngleieh  mit  BoMe  von 
100— lOOOFr.,  womit  Bezirksverweisung  verbunden  werden  kann, 
und  gegen  einen  Wirthschaftstreibenden  Untersagnng  derselben 
auf  2  J.  bis  lebenslänglich  verbunden  werden  muss.  Thurgau,  die 
erste  mit  Arbeitshaus  bis  zu  2  J. ,  die  gewerbmässige  mit  Gefäng- 
niss  nnd  Entziehung  d«r  bürgerlichen  Ehrenrechte,  womit  ver- 
bunden werden  kann  Geldb.  bis  zu  100  Gulden,  und  gegen  einen 


1)  Nicht  auch  Luzem,  das  sich  namentlich  von  Aargan  wesent- 
lich dadurch  unterscheidet,  dasf  letzteres  ausdrücklich  amA 
bei  dem  Falle  des  Ueberksaens  an  Andere  von  Verfiihmng 

spricht. 

2)  Würde  das  eine  oder  andere  an  dem  Thatbestande  fehlen,  so 
würde  nach  Freiburg  einfache  Kuppelei  vorliegen ,  nach  Aar- 
gan etwaige  besondere  PolizeivorschriAen  zur  Anwendung 
kommen,  nach  Zürich  aber  nur  bei  öffnitlichem  Aergerniss 
Strafe  eintreten  (s,  unten  i.  149). 
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Gut-  oder  Sehenkwirth  vsrlbiiiideB  werdemnnM  Eststtlmiig  dtt 

Wirthschafubetriebes  0*  Tessin:  die  qoalifieirte  mit  Gef.  4.  Gr., 
den  Raub  einer  anbescholtenen  FraaenspersoD  zum  Zweck  der  Pro- 
stitution aber  mit  Zwangsarbeit  1.  Gr.;  die  einfache  mit  Gef.  1.  bis 
2.  Gr.,  und  im  Kücklall  2. — 4.  Gr.,  gegen  einen  Fremden  zugleich 
mit  Verbannang.  St.  Gallen:  die  ^ualific.  wie  Verführung  im  be- 
fondor«!!  PfliehteiiTerhültiiiMe,  di«  einftche  (uater  der  ee  fedoeh  nar 
die  Unterstützung  eigentlicher  Huren  versteht)  corr.  mit  Arrest 
▼on  8  Tagen  bis  1  Mon.  Luzern:  die  qualißc.  wie  Verführung  in 
besonderen  Pflichtenverhältnissen,  die  einfache  mit  Gef.  von  Vk 
Tagen  oder  Arbeitshaus  bis  3  Mon.  und  eventuell  Untersagung  des 
WirtbselMlIslietrieiiee  «nff  immer*  im  Rlickfiül  mit-Arlieif&u  Ton 
6  Mon.  bis  1 J.  Sdieffliaiueii  t  die  nnd  zwar  die  im  beson- 

deren PfltchteoTerhältnisse  mit  Arbeitshaus  2.  Gr.  y»  1  —  6  I. ,  die 
gewerbmässige  von  6  Mon.  bis  4  J. ,  die  einfache  corr.  mit  Gef.  v. 
8  Tagen  bis  3  Mon.  Basel:  nach  denselben  Unterscheidungen,  mit 
dem  Unterschiede  jedoch,  dass  die  gewerbmässige  Kuppelei  erst 
im  RückfiiU  qiulif.  wird,  mit  Znchtheiu  von  2—8  J.  oder  Ketten- 
strefe  2.  Gr.  —  mit  Zvchth.  von  1—4  J.  —  corr.  mit  Freiheits- 
strafe von  2—12  Mon.,  womit  Stillstellung  im  Activbürgerrechte 
oder  Verweisung,  beides  bis  zu  4  J.,  verbunden  werden  kann. 
Waadt :  die  qualif.  mit  Zuchth.  von  1  — 4  J.  und  Geldb.  von  100— SOO 
Fr. »  und  Verlast  der  Yätwlichen  Gewalt  über  du  verkappelte  Kindt 
die  eialiclie  mit  Geldb.  t.  50—500  Fr.  oder  Zochtlieiit  tob  6  Mon. 
bis  zu  2  J. ;  eventuell  kann  immer  Untersagnng  des  Wirthschafts« 
betriebes  bis  zu  10  J.  zugefügt  werden.  Freiburg:  die  qualif.  wie  Ver- 
führung in  besonderen  Pflichtenverhältnissen,  die  einfache  mit  Ge- 
fiingaiss  von  15  Tagen  oder  Zuchthaus  bis  zu  3  Mon.,  zugleich 
eventaell  mit  Untersagong  des  Wirtbschafksrechts  für  immer*). 

MotfumclM  wmI  mmfrelwUllse  SeliwAclivims« 

Das  Röm.  R.  zeichnet  eine  mit  Anwendung  Ton  Gewalt  an 
der  gemissbrauchten  Person  verübte  Unzucht  als  Siltlichkeits- 
Terbrechen  nicht  weiter  aus,  sondern  fasst  die  angewendete 
Gewalt  auch  hier  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der  vis,  und 

Noeb  Zürich  kann  die  gewerbmässige  and  zwar  als  das  schwe- 
rere Yerbr.,  ideal  mit  der  anderen  conearrirea.  Nach  Tbm^- 

gau  nicht. 

2)  Aargau  110.111,  Tessin  319— 321,  St.  Gallen  143,  Corr.  G.  184, 
Zürich  143.  144,  Luzern  164,  Corr.  G.  143,  Basel  M.  95,  Corr. 
G.  45,  Schafih.  99,  Corr.  G.  54,  Thurgan  179— ISi,  Waadt  198, 
Freibarg  164. 435.  Graab;  14S,  Tessia  Art  137.  bestraft  ausser- 
dem Anweisung  oder  BegoBstignog  der  Aasscbweiftmgw  aller 
Art  der  Jagend  mit  Gef.  1—  3  Gr. 
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swar  der  y»  pvU.  (früher  soll  es  im  priv.  gewesen  seb)  anf 
Gani  anders  das  Deolsclie  Recht,  wenn  ein  gewaltsamer  Aih- 
griff  gegen  dfe  weibliche  Ehre  (ein  Ranb  der  weiblichen  Ehre) 
stattgefunden  hatte.  Das  dadurch  begründete  besondere  Ver- 
brechen der  Nothnunft»  Nothzucbt,  gehörte  sn  den  schwer- 
sten nach  der  Gennaniaehen  (sittlichen)  Redilaanschanuni^;  es 
gehörte  zu  den  höchsten,  todeswürdigen  Verbrechen  und  wurde 
vielfach  mit  dem  Wehrgdde  gebüsst.  Diese  strenge  Ansicht 
erhielt  sich  durch  das  ganze  MitteUilter  *)•  Ihr  scbloss  sich 
die  P.  6. 0.  an  *),  Eine  Gonsequenz  der  Aufifassung  war  es 
dabei,  dass  nur  auf  Adkh^e  der  Verletzten  gestraft  werden 
solle.  Die  Gemeinr.  Doetrin  Ist  der  Deutsdien  Rechtsan- 
sdianung  treu  geblieben.  In  der  neueren  hat  man  gleichwohl 
doch  in  sofern  romanisiren  zu  müssen  geglaubt,  als  man  einer- 
B&iA  die  Nothzncht  mehrfach  nicht  zu  den  Sittlichkeitsverbre- 
chen, sondern  unter  die  der  GcwalUhätigkeil  stellt  An- 
dererseils hat  man  schon  früher  ein  neues  Verbrechen,  aU 
ein  verwandtes,  ihr  hinzugefügt  Das  Rom.  B.  belegt  näm- 
lich mit  besonders  schwerer  Strafe  überhaupt  den  Beischlaf 
mit  einem  noch  nicht  mannbaren  Mädchen Da  mussle  die 
Doctrtn  generaUsiren.  Es  wurde  der  allgemeine  Begriff  eines 
stnprum  non  voinntarium  aufgestcill.  Darunter  wurde  unter- 
schieden: st.  violcntum  (Noihzuchl),  und  st.  nec  vioL  ncc  vo- 
lunt.  (auch  wohl  viol.  impropr.  oder  quasi  viol.,  auch  forni- 
catio  quasi  viol.):  wenn  bei  der  Gern  issbrauchten  nuda  (oder 
sola)  voluntatis  absentia  da  war;  und  dahin  wurde  gezählt  der 

1)  L.  3.  §.  /*.  de  vi  publ.  1.  29.  §.  9.  de  adult.  Vgl.  Wächter, 
Abb.  I.  24. 

2)  Jarke,  Uandb.  III.  S.  IM  f.  Wilda,  Strafr.  S.  829  f.  Vgl. 

Phillips»  Englische  Reichs- und  Rechtsj|;esch.  II.  S.  71.  Nach 
der  1.  Alani.  besonders  wurde  die  gewaltsame  Schändung  einer 
(freien)  Jungfrau  mit  fiO,  die  einer  Ehefrau  (wegen  des  hinzu- 
tretenden  Ehebruchs)  mit  SO  Solid,  gebüsst,  Xit.  58.  SO. 

3)  Art*  119;  yfo  jemand  t  eyner  unvcrleambten  ehefirftven,  witt- 
wenn  oder  langfimwen,  mit  gewalt  und  wider  preB  willen,  ir 
inngkfrewlich  oder  frewlich  ehr  nem,  derselbig  üheKhetter 
bat  das  leben  verwiirht". 

4)  So  Feuerbach,  Ahegg,  Heffter.  Ilenke  z,ieht  sie  halb 
%u  den  einen,  halb  zu  den  anderen.  Bei  der  früheren  Stei- 
faug  bleiben  Martin,  Jarbe,  Wichter,  MaresoU,  Mit- 
termaier  (an  Fenerbaeb). 

5)  L,  38.  s.  3.  de  poen. 
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Bdachlaf  mk  emer  WahinniNg«,  Blödsnnigeft,  SdilafeBden 
wni  aneni  noch  mvkt  maanbaFeii  M liMen Es  wurde  da- 
bei —  ausser  der  Gewalt  der  gaiiie  Thatliestaiid  der  Noth- 
iiicht  erfordert,  also  aamenflich  erae  aobeschelteiie  Fraoens- 
persoo.  Nenere  Recfatslelirer  geben  auch  dieses  firfordemiss 
«■f,  «ad  siefaea  gar  den  Fall  mit  bierber,  wenn  eine  be- 
eob  ölten e  Person  gewaUsam  genüssbrancbt  ist.  Das  Ver« 
brechen  nennen  sie  iibeiliaapt  «nnfreiwülige  SchwScbmig*  *). 
Bie  neneren  St.  G.  B.  baben  sich  meist  den  Ansschreitnngen  dir 
neueren  Gemeinr.  Doctrin  angescblossen,  tbeib  sind  sie  noeb 
weiter  gegangen.  Nicbt  nnr  werfen  sie  vieUacb  Nothsncbt 
nnd  unfrei  willige  Schwäcbnng  durcheinander;  die  meisten 
nehmen  auch  ohnedies  beschoUene  Fraaenzimmer,  manche 
sogar  Mannspersonen  und  widernatürliche  Unzucht  in  den 
Thatbestand  der  Noihzuchl  auf*).  Von  den  Schw.  Si.  G.  B,*) 
haken  nnr  Waadt  und  Freiburg  ganz  afn  dem  GemeinrechÜ. 
Xhatbestande  der  Nothzucht  fest*);  dieser  gegenüber  stellen 

1)  Koch,  J.  ).  er.  6.  248,  Meister  (seo.)  5§.  284.  290,  Meister 
(jun.)  §§.  29S.  300,  Kleia.s.  404. 

2)  Dast  in  dem  Allem  (rar  keta  Prinzip  ItejB;t,  leachtet'ein.  6e« 
radeKu  unsittlich  ist  dabei  die  Ansicht,  dass  an  einem  noch 
nicht  mannbaren  Mädchen  gar  keine  NoUrAucht  begaogcn 
werden  kann,  weil  norh  Kein  eigentlicher  Beischlaf  mit  ihr 
vollzogen  werden  könne,  oder  gar  weil  sie  noch  keine  volle 
jungfräuliche  Ehre  habe ! 

3)  Eine  Anszeichnang  lässt  sich  nnr  rechtfertigen  für  den  Miss- 
brauch hewnsstloscr  Personen.  Sonst  reichen  überall  die 
Grundsätze  von  der  Sodomie,  Verführuns,  Gewaitthatigkeit 
nnd  beziehungsweise  Concurrenz,  der  Verbrechen  aus. 

4)  Von  denen  übrigens  die  Nothzncht  St.  Gallen  nnr  als  Miss- 
handhing  an  der  Perwm,  nnd  Lnsem  «Ii  Ycrfarechen  gegen 
die  Freiheit,  die  anderen  aber  unter  den  SittlichheilsverlHre- 
chen  Bufftihren. 

5)  Sie  sprechen  von  viol,  Nothzucht,  ohne  weitere  Bezeichnung. 
Umsomehr  mnss  man  bei  dem  Entgegensetzen  anderer  gewalt- 
samer  ünzvdit  berechl^  aein,  an  dern  reinen  Gemeinr.  That* 
bestände  der  Nothzucht  hier  festzuhalten ;  s.  ob.  f.  130. 6. 433. 
Zu  leugnen  ist  freilich  nicht,  das»  es  Bedenken  erregen  mnaa, 
in  den  beiden  gerade  dem  Französ.  R.  am  meisten  sich  nähern- 
den St.  G.  ß.  den  ausschliesslich  Deutschen  Begnß  linden  zu 
wolleo.  Indess  warum  sollten  sie,  trotz  jener  Annäherung, 
nicht  da«  Richtige  haben  festhalten  könnea,  zumul  da  Waadt 
überhaupt  so  tre£Elich  redigirt  ist,  und  Freiburg  in  dieser 
Materie  wesentiieh  Waadt  nachfolgt. 
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sie  gewalllhätig  verübte  Unzucht,  mit  dem  Thatbestande  der 
Gemeinreehll.  unfreiwilligen  Schwächung  und  zugleich  der 
gewaltsamen  widernatürlichen  Wollustbefriedigun^  (an  MeiH 
sehen).  Ihnen  am  nächsten  kommen  Basel  und  Scbadhansen» 
in  sofern  sie  zur  Nolbzacht  als  Object  eine  ehrbare  Frauens- 
person fordern ') ,  dagegen  nehmen  sie  in  anderer  Beziehung 
einen  Theil  der  Gemeinrechtl.  unfreiw.  Schwächung  in  den 
Thatbesland  mit  hinein.  Die  anderen  geben  auch  jenes  Er« 
forderniss  auf,  und  fordern  als  Object  überhanpt  nnr  ein 
Franenzimmer,  oder  lassen  gar  auch  eine  Mannsperson  zu, 
oder  wie  Tessin,  nur  eine  unbescholtene  Frauens-  oder 
Mannsperson.  Sämmtlich  unterscheiden  sie  gleichwohl  in  an- 
nähernd ähnlicher  Weise  Nothzucht  und  unfreiw.  Schwä- 
chnng,  mit  Ausnahme  von  Aargau,  Tessin  und  Graubünden, 
die  nur  Nothzucht  aufführen :  I.  Nothzucht.  A.  Begriff. 
Sie  ist  Gemeinr.  gewaltsam  erzwungener  Beischlaf  mit  einer 
unbescholtenen  Frauensperson.  So  auch  noch  Waadt  und 
Freiburg.  Nach  den  anderen  ist  sie  bald  gewaltsam  erzwun- 
gener Beischlaf  mit  einer  Frauensperson;  bald  überhaupt  jede 
gewaltsam  erzwungene  Wollustl)efriediguno^  mit  einer  Person 
des  einen  oder  aiitlcren  Geschlechts;  bald  jede  unfreiwillige 
WoUuslbefriedigung;  bald  diese  nur,  in  sofern  als  der  Thäler 
die  Gemissbrauchte  absichtlich  in  den  Zustand  der  Bewussl- 
losigkeit  versetzt  hatte.  Wie  dies  nach  den  einzelnen  St.  G.  B., 
ergibt  das  Folgende.  B.  Thatbestand:  1.  Subjcct.  Gemein- 
rechtlich nur  eine  Mannsperson.  So  auch  nach  den  sammt- 
lieben  Schw.  St  G.  B. ').   2.  Object.  Gemeinrechtiicb  nur 


1)  Beide  sagen:  „wer  eme  Weibsperson  (Scbaffh. :  Person)  durch 
wirklich  ausgeübte  Gewalt  —  ausser  Stand  setzt ,  seinen  Lüsten 
Widerstand  zu  leisten  und  sie  in  einem  solchen  Zustande 
entehrt^.  Der  Zusatz  von  Schaffh.:  wenn  mit  der  Moth- 
snclrt  Unzncht  gegen  die  Natur  xosammeBtreffe»  kann,  sebon 
wegen  seiner  verwoxrenen  Redaetion  nicht  entgegenstehen 
(s.  unt.). 

2)  Ueber  Aargau  vgl.  jedoch  den  folg.  §.  Graub.  scheint  zwar 
im  6. 133  die  Schändung  eines  noch  nicht  mannbaren  Frauen- 
Ummers  Nothzvcbt  wenigstens  nicht  benennen  nm  wollen; 
Kleicbwohl  bat  es  auch  diese  Handlung  unter  das  Marginale 

Nothzttcht  gebracht  und  mit  deren  Strafe  belegt. 

3)  Zweifel  kann  entstehen  für  Tessin  und  Thurgau.  Nach  ihnen 
soll  Nothzucht  auch  an  Mannspersonen  begangen  werden 
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eine  uDbeschoIteBe-t  giekliyiel  ob  yerheirathotc  oder  unver- 
heirathele  Fraueuperson.  So  auch  nach  Waadt,  Freiburg, 
Basel,  Schaffbausen.  Tessin  zwar  sowohl  Franeos-  als  Manns- 
person;  beide  müssen  aber  gleichfalls  unbeschollen  sein*). 
Thurgau  auch  beseboltene  Frauens  -  oder  Mannspersonen.  Die 
anderen  wieder  nur  Frauenspersonen ,  aber  auch  beseboltene. 
Dagegen  scheidet  Thurgau  (nach  der  schlechten  Theorie  der 
Gemeinr.  Doctrin)  Kinder  unter  14  J.  aus.  Ferner  nach  den- 
jenigen St.  G.  B.,  welche  die  widernatürliche  Unzacht  nichl 
in  den  Ihatbestand  hineinziehen  (s.  d.  f.  Nr.),  auch'  die  eigene 
Ehefrau,  auch  wenn  sie  von  dem  Ebemanne  qiioad  tboram 
et  mensam  getrennt  lehL  Gemeinr*  schon  darum ,  weil  der 
Mann  auch  durch  einen  erzwungenen  (naturgemässen)  Bei- 
schlaf seine  Frau  nicht  entehren  kann ;  auch  abgesehen  hier- 
von, weU  durch  solchen  Beischlaf  doch  nie  die  Sittlichkeit 
der  Frau  verletzt  wird,  die  Gewalt  für  sich  allein  aber  bei 
der  Nothzucht  das  strafbare  Element  nicht  ausmacht 3.  Die 
Handlang  besteht  Gemeinr.  a.  in  einem  Beischaf,  der  b,  durch 
Gewalt  erzwungen  ist.  Diese  Gewalt  kann  physische  oder 
psychische  (vis  abl.  oder  comp.)'),  sie  muss  in  beiden  Fällen 
der  Art  sein,  dass  ein  ernstlicher  Widersland  dadurch  wirklich 
überwäUigt  worden  ist  (ob.  47.  48).  Beide  Erfordernisse 
finden  sich  auch  in  den  sammllichen  St.  G.  B.  wieder;  doch 
haben  einzelne  neue  hinzugefügt.  Zu  a. :  Tessin  und  Thurgau 
fügen  die  widernatürliche  Wollustbefriedigung  hinzu.  Zu  b.: 
Aargau,  Zürich  (dieses  auch  noch  den,  nicht  gewaltsamen, 
Beischlaf  mit  einem  unreifen  —  qnaestio  facti  —  Mädchen), 

können.   Sabject  nÜMte  aUo  auch  eine  Freuenipenon  sein 

köniien.  Alleia  wird  zum  Thatbestande  Beischlaf  (oder  wider- 
natürliche Wollustbefriedigang) ,  durch  Gewalt  erzwangen, 
oder  im  Zustande  der  Bewusstlosigkeit,  gefordert,  so  möcht 
e»  physisch  unmöglich  sein,  dass  ein  Frauenzimmer  dies  er- 
zwingen oder  erreichen  lUinne.  Sie  kann  daher  aneh  nicht 
Snhfaet  einet  Conatt  sein. 
'  i)  Ausdrücklich  ist  dies  nur  für  die  Frauensperson  feüovdert ; 
es  wäre  aber  kein  Sinn  darin,  für  die  Maanspereen  dieses 
Erforderniss  fallen  /.u  lassen. 

2)  Crimen  vis  kann  begründet  sein. 

3)  Nach  dem  üllsren  Dentsehen-R.  nnr  physis«die,  vgl.  ür  die 
•Sehwets  Segesser,  Gesch.  Lax.  IL  S.  618*  So  auch  noch 
nach  der  P.  G.  O.  „mit  gewalt  ond  wider  jren  Witten''.  Die 
Doctrin  nahm  Jedoch  aasi  dem  Rom«  R,  die  vis  comp«  hinzu. 
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Lnzcrn,  Basel,  ScbafinMOsen,  Thurgan  fügen  [aus  dem  Ge- 
meinr.  Tbalbesiande  der  nnfreiw.  Schwächung)  die  absieht- 
Ucbe  ^)  VeneUnng  io  einen  Zustand  der  ßewusstlosigkcit  (um 
in  diesem  die  Tbat  zu  Yernben)  hinzu;  Tessin  dasselbe  und 
zugleich  die  Benatzmig  einer  schon  vorhandenen,  den  Wi- 
derstand ausscbliessenden  Krankheit,  sowie  bios  Verübung  des 
Beisdilafs  (oder  der  unnatürlichen  Wolluslbefriedigung)  an 
einem  Kinde  unter  zwölf  Jahren,  und  ohne  dieses  letztere, 
Ciraabünden  (also  noch  weiter  in  den  Gemeinr.  Thatbestand 
der  unlreiw.  Schwächung  hineinigreifend)  zugleich  die  Be- 
nutzung eines  jeden  Zustandes  von  Willens-  oder  Bewusst- 
losigkeit.  Anstatt  des  Widerstandes  gegen  eine  Gewalt  tritt 
hier  also  überall  Unmö^^lichkeit  eines  Widerstandes,  bezie- 
hungsweise absichtliche  Versetzung  in  den  Zustand  desselben 
von  Seile  des  Nolbzüehti^ors  4.  \  ollendel  ist  die  Nolh- 
ZQcht  durch  wirklichen  Beischlaf;  die.  verühte  Gewalt  stellt 
erst  den  Vorsuch  her 

C.  Strafe:  Aar»au:  Kettenstrafe  zeitlich  im  2.  Gr.,  wenn  aber 
der  Beleidigten  cLa  wichtiger  Nachtheil  an  ihrer  Gesundheit  durch 
die  €r«walt  zugefügt  worden,  «nluritend  im  1.  Gr.  Tesfin :  Zwangs- 
arbeit 2.  Gr.,  wenn  die  Misshandelte  Nachthefl  an  ihrer  Gesund- 
heit erlitt,  3.  Gr.,  wenn  das  Verbrechen  unter  gefahrlichen  Miss- 
handlung^en  vorübt  worden  'i.  Gr.,  und  wenn  der  Tod  der  Miss- 
handeltcn  erfolgt,  lebenslängliche  Eisenstrafe St.  Gallen:  Zochth. 
von  2  —  8  J.,  von  8  J.  und  mit  Prügeln  zu  verschärfen,  wenn  die 
Mtsabandelte  anter  14  J.  war;  anseerdem  angemessen  zu  verlän^ 
gern,  wenn  die  Misshandelte  erheblichen  Nachtheil  an  ihrer  Ge- 
sundheit erlitten;  Zuchth.  v.  20  J.  (in  besond.  schweren  Fällen 
lebenslang),  wenn  sie  in  Folge  der  Missliandlung  gestorben.  Zü- 
rich: Zuchthaus  nicht  unter  4  J.,  in  schwerereu  Fallen  Ketten- 
Strafe,  selbst  anf  Lebenszeit;  bei  Notbsncbt  an  einer  öffinitlichen 
Dirne  bann  anf  Gefiingniss  nicbt  miter  1  J.  znriickgegai^n  wer- 

1)  Nur  Zürich  sagt:  ,^ absichtlich ",  die  Anderen  haben  »arg- 
listig''; dies  bedeutet  dasselbe,  oder  mau  müsste  bei  dem  blos 
absiehüidie»  Handeln  Einverstandntss  mit  der  GeBiissbmacbten 
zulassen  wollen,  wodorcb  aber  das  Kritsrinm  der  UsAreiwil- 
ligkeit  fortfiele. 

2)  Bei  unreifen  Kindern  Fiction  eines  Widerstandes. 

3)  Gemeinr.  bestritten ;  nach  den  Schw.  St.  G.  B.  unbestreitbar, 
in  sofern  sie  alle ,  mit  Ausnahme  von  Wnadt  nnd  Freihurg, 
die  wirUiebe  Veräbnng  der  tiebandw^  fwdern. 

4)  Hinzutretende  Verletzung  eines  besonderen  PflichtenverhSlt* 
nisses  gegen  die  Misshandelte  (ob.  S..143iX  soll  einen  besei^ 
deren  Zumessangsg^rund  büdeu* 
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to*  Lttonis  ZttcliAaM  von  4-^9  J«;  wen»  ^  Miiikaiifelt» 
,  ^WBIaaden  Nachtheil  an  ihrer  GesaiMlhl^t  «rlittm  oder  unter  i6 
alt  war,  Kettenstrafe  von  8  — 12  J. ;  wenn  sie  eine  ehrbare  Person 
war,  Kettenstrafe  von  5 — 8  J.  Basel:  Kettenstrafe  2.  Gr.  von  4 
bis  12  J.;  wenn  die  Misshandeite  wichtigen  Nachtheii  an  der  Ge- 
sondWit  erlitten,  voll  8— J.;  wenn  aie  an  den  Polgen  der  Ml«f- 
knndlang  gextorben,  Todetstntfe,  bei  besonderen  MUderoagsgriin- 
den  aber  Kettenstrafe  1.  Gr.  von  16—24  J.  SchafThausen  nach  den- 
selben Unterscheidnni>en  Kettenstrafe  von  4 — 12,  von  8 — 16,  To- 
desstiafe  oder  Kettenstrafe  von  16—24  J.  Thurgau:  Arbeitsbaus 
nicht  anter  3,  oder  Zuchthaus  bis  zu  10  J.,  bei  einem  bleibenden 
Naehtlieil  M  der  Gerandlieit  Znehthavs  van  8  J«,  beim  erfolgten 
Tode  lebenslängliches  Zuchthaus.  Waadt:  a.  Zncbthaus  von  2  bii 
10  J.  und  lebenslänglicher  Verlust  des  Activbürgerrechts.  b.  Die 
Dauer  der  Zuchthausstrafe  wird  verdoppelt,  wenn  die  Misshan- 
delte  unter  \h  J.  war  oder  eine  schwere  Kürperbeschädigung  er- 
litten« wenn  der  Verbrecher  in  Ansübang  des  Terbreehens  frem- 
der Hfilfe  eich  bediente,  oder  zu  der  Mieahandeken  in  einem  be- 
sonderen Pflichtenverhältnisse  stand  (ob.  §.143);  c.  die  Zuchthans- 
strafe ist  von  12  —  25  J. ,  wenn  die  Misshandelte  in  Folge  der  Miss- 
handlung gestorben  ist;  d.  es  tritt  Todesstrafe  ein,  wenn  der 
Thäter  lmv  VerÜbung  seines  Verbrechens  oder  um  sich  der  Ver- 
folgone  zu  entziehen,  einen  TodtscMag  verübt  hat.  Freibarg  nach 
denselben  Unterscheidungen  a.  Zwangsarbeit  oder  Zwangshaus- 
vcrhaft  von  2 — iOJ.,  b.  Verdoppelung  derselben  ,  c.  von  15  — 30  J., 
d.  lebenslänglich.  Graubünden:  Wenn  das  Verbrechen  an  einer 
bescboltenen  Person  verübt  war,  Gefängniss  oder  Zuchthaus  bis 
za  3,  wenn  an  einer  nnbescholtenen,  Znchthans  bis  za  10,  wenn 
ein  bedeutender  bleibender  Nachtheil  an  der  Gresundheit  entstaa- 
o  den,  von  10  — 20  J.,  wenn  der  Tod  erfolgt  ist,  von  10  J.  bis  lebeos- 
lünglich.  Mit  dem  Zuchthaus  kann  immer  körperliche  Züchtigung 
verbunden  werden.  D.  Bestrafung.  Gemeinrechtlich  findet  Be- 
strafung der  ^«iothzucht  nur  auf  den  Antrag  der  Gemissbrauchten 
(beziehnngsweise  ihrer  gesetzlichen  Vertreter)  statt.  Von  den  Schw. 
St.  G.  B.  haben  dies  nur  Waadt  und  Freiburg;  beide  strafen  fe- 
doch  von  Amtswegen  hei  einem  öflentlichen  Aergernisse.  Alle  an- 
deren strafen  ohne  Ausnahme  von  Amtswegen.  Doch  fallt  nach 
Tessin  dte  Strafe  fort,  wenn  die  Misshandelte  freiwillig  und  unter 
dem  gesetzlich  erforderlichen  Gonsense  den  Nothsflchtiger  hei- 
rathet>). 

II.  Unfreiwillige  Schwacbmig.  A.  Bogriff.  GeiDeinrecht- 
Kcb:  Jeder  an  einer  Frauensperson  ohne  Crewalt,  aber  anch 


1>  Ueber  Alles  Anrgaa  10$.  106,  Teasin  307— 3ia  3i4,  St  GaUen 
165-167,  Zarich  130— Lasern  218.  919,  Basel  90.  91, 

Schaflh.  96.  97,  Thurgau  162. 163,  Waadt  199.  901— 201»  Frei- 
barg 168.  160-163,  Graab.  132.  133. 
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ohne  ihren  Willen  —  an  einer  bescholtenen  auch  mit  Ge- 
walt —  Yolltogene  Beischlaf.  Von  den  Schw.  St.  G.  B.  haben 
Tessin  nnd  Granbünden  sie  ganz  in  den  Begriff  der  Nolhnicfat 
hinübergenommen ;  die  anderen  wenigstens  etwas  aus  ihrem 
Thatbestande»  jedoch  mit  Ausnahme  von  AVaadt  und  Frei- 
barg. Aargau  dabei,  ohne  den  nicht  zur  Nolhzucht  geschla- 
genen Theii  noch  besonders  zu  erwähnen  *).  Die  meisten  haben 
indess  andererseits  den  Thatbestand  wieder  erweitert,  beson- 
ders durch  Hincinnahme  der  unnatürlichen  Wollustbefriedi- 
gung, so  dass  der  Gemeinr.  HegrilT  überall  nicht  mehr  passt. 
Der  Begriff  kann  daher  für  die  Schw.  St.  G.  B.  nur  negativ 
dahin  aufgestellt  werden  als :  Beischlaf  oder  widernatürliche 
Wollustbefriedigong,  yerübt  ohne  Einwilligung  der  gemiss- 
brauchten  Person,  in  sofern  die  That  sich  nicht  als  Nolh- 
zucht darstellt B.  Thatbestand.  1.  Subjcct.  Manns- oder 
Frauensperson  kann  dieses  sein,  blos  eine  Mannsperson  nach: 
St.  Gallen,  Zürich,  Luzern  und  Schaffhansen.  2.  Object. 
Gleichfalls  Manns-  oder  Frauensperson.  Nor  eine  Frauens- 
person nach  St.  Gallen,  Zürich,  Luzern  und  Schaffbausen. 
Auf  Unbescholtenheit  kommt  nirgends  etwas  an.  Dagegen 
wird  ferner  erfordert :  nach  Schallliausen  unmündiges  Alter 
(nach  den  Grundsätzen  des  Civ.  K.j ;  nach  Zürich  Zustand  der 
Willens-  oder  Bewussllosigkeit  zur  Zeit  der  That;  derselbe 
Zustand  oder  ein  Alter,  in  welchem  die  gemisshrauchtc  Person 
noch  keine  Kenntniss  von  der  ßcschaffenbeit  der  mit  ihr  vor- 
genommenen Handlung  halte  (qu.  facti)  nach  St.  Gallen,  unter 
15  J.  nach  Luzern  und  Thurgau,  und  unter  16  nach  Hasel. 
Waadt  und  Freihurg  fordern,  wenn  keine  Gewalt  verübt  ist, 
gleichfalls  Zustand  der  Willens-  oder  Bewusstlosigkeit,  oder 
ein  Alter  von  weniger  als  13  J.  3.  Handlung,  a.  Beischlaf;  nach 
Basel,  Waadt,  Freiburg,  Thurgau  aber  auch  widernatürliche 
Wollustbefriedigung,  und  nach  Thurgau  ausserdem  an  einem 
nicht  über      J.  alten  Kinde  jede  andere  unzüchtige  Hand- 


1)  Gleich  dein  (alten)  üesterr.  St.  G.  B. ,  fiir  welches  durch  diese 
Lücke  bisher  eine  Menge  von  Controversen  hestanden,  die 
ersi  hei  der  Redaction  1858  durch  Ergänzang  im  Sinne  der 
neueren  D.  St.  6.  B.  Phöben  sind.  T  heil  weite  hat  die- 
selbe Lücke  noch  Scbaffhaasen. 

2)  Nur  für  Tbirgan  treten  anch  andere  nnsüchtige  Uandlosgen 
hinzu. 
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long  (ob.  §.  139).  b.  Beischlaf  oder  widernatürliche  Wol- 
lustbefriedigung müssen  yerübt  sein,  entweder,  nach  den 
saramtlichen,  das  Verbrechen  aufrührenden  St.  G.  B.  mit 
Ausnahme  von  Schaffhausen,  unter  Benutzung  des  Zustandcs 
der  Willens-  oder  Bewusstlosigkeit  der  missbrauchten  Person, 
nach  St.  Gallen,  Waadt  uod  Freibarg  auch  unter  absichtlicher 
Versetzung  derselben  in  solchen  ZuBland oder  nach  Waadt 
und  Freiburg,  durch  eine  Gewalt;  welche  an  sich  der  bei  der 
JVothzncht  gleichsteht,  aber  ausser  dem  Falle  der  eigentlichen 
Nothzucht  angewendet  worden  ist');  oder  an  dan  unter  2. 
benannten  jugendlichen  Personen. 

C.  StrafB.  St.  Gallen:  Zachthras  bis  zu  3,'  beim  RvekfaU 
bis  zu  6  J.  Zürich:  Zachthaus,  oder  Geföngniss  nicht  unter  iJif 
wenn  aber  die  Gemissbrauchte  als  öffentliche  Dirne  lebte,  kann, 
Gef.  unter  1  J.  eintreten.  Luzern:  Zuchth.  von  2  —  8  J.  Basel: 
wenn  die  gemissbraachte  Person  unter  14  J.  alt  war,  1 — 4jährige 
Znchthaus-  oder  Kettenitraft  2.  Gr. ,  in  den  andereB  Fallan  (corr.) 
Freiheitsstr.  von  3—12  Bfon.  Schaffhausen:  (eorr.)  Znchthans  t. 

14  Tagen  bis  zu  1 J.  Thurgau:  Beischlaf  oder  unnatürliche  WoUnst« 
befriedigung  mit  willens-  oder  bewusstlosen  Personen  Gefano^niss 
oder  Arbeitshaus  bis  zu  2  J.;  mit  Personen  unter  15  J.  Strafe  der 
Noth%ucht  und  bei  Verübung  mit  Gewalt  oder  absichtlicher  Ver- 
setzung in  den  willens-  oder  bewusstlosen  Zustand  (nach  den 
GrnnMtzen  Thurgans  über  Nothzacht)  Zuchlhaiis  bis  zu  10  J. ; 
andere  unzüchtige  Handlungen  mit  einer  Person  unter  15  J.  Gef. 
oder  Arbeitsh.  bis  zu  4  J. ,  und  wenn  besonderes  Pflichtenverhäit- 
niss  (wie  bei  Verführung,  ob.  §.  143)  vorlag,  mit  Personen  unter 

15  J.  die  Strafe  der  gleichen  Verfnlming,  mit  iÜteren  Ge&  oder 
Arbeitshaus  bis  zu  2  J.  nebst  den  Ehrenstrafen  wie  hei  jener  Ver* 
fahrung.  Waadt:  nach  den  Unterscheidungen  wie  bei  der  Noth- 
zucht (Nr.  I.):  a.  Zuchthausstrafe  von  1— 6  J.  und  lebenslänglicher 
Verlust  des  Activbürgerrechts ,  b.  Verdoppelung  der  Zuchthausstr., 
c.  Zuchth.  von  12—25  J.,  d.  Todesstrafe.  Freibarg:  nach  den- 
selben Unterschetdangen:  •*  Zwangsarbeit  oder  Zwang^haosver- 

1)  Waadt  und  Freiburg  fordern  zwar  im  Art.  159  nur  Gewalt; 
sie  sprechen  von  dieser  aber  auch  im  Art.  160  und  schärfen 
darin  gleichwohl  zugleich,  wenn  Mittel  zur  Sinnenberaubung 
angeweiidet  waren;  das  Wort  Gewate  soll  daher  hier  über- 
haupt das  ohne  Einwilligang  der  Gemisshrancfaten  Terübte 
Thun  bezeichnen. 

2)  Also  namentlich  zur  Befriedigung  widernatürlicher  Wollust, 
oder  zum  Beischlaf  mit  bescbolteaen  Frauenzimmern.  Nach 
den  anderen  St.  G..  B.  ist  bndes  entweder  Nothzucht  oder 
aber  widernatürliche  ünzncht,  heziehonfsweise  Fomieution» 

.  coacorrirend  mit  Gewalt  «n  dier  Person. 
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fefeft  VOM  3— 6  Jm  41.  VndoppeloBC  dmelben,  c.  dMsdbe  Strtfs 

vom  16— 30  J.,  d.  auf  Lebensz.eit.  D.  Bestrafung;.  Gremeiareclitlicb, 
wie  nach  den  Schw.  St.  G.  gelten  dieselben  Grand»ät2e»,wie  bei 
der  Motbzucht  (s.  d.  v.  §.)  0- 

f.  147. 

EntfÜlltruiis. 

Das  crimen  raptus  vurde  im  alt.  Rom.  R.  wahrscheinlich 
nur  als  er.  vis  bestraft  Constantin  drohete  unbedingt  Todes- 
strafe an  (man  nimmt  Feuertod  an).  Später  wurde  die  Strafe 
wieder  milder.  Justinian  codificirte  das  von  ihm  vorgefundene 
Recht,  freilich  modificirend  Das  vorherrschend  strafbare 
Moment  war  Verletzung  der  Familienrechle.  Das  Can.  R. 
nahm  ira  Wesentlichen  die  Grundsätze  des  Rom.  R.  an '). 
Das  ältere  Deutsche  R.  hob  als  besonders  schweres  Verbre- 
chen den  ))  Frauenraul)  ^,  den  Raub  einer  ehrbaren  Frau  oder 
Jungfrau,  hervor;  es  mussle  nach  einigen  Volksrechten  mehr- 
faches Wehrgeld  dafür  bezahlt  werden.  Der  Begriff  wardc 
manchmal  auf  den  Raub  gegen  den  Willen  der  Entführten 
beschränkt,  manchmal  aber  auch  ausgedehnt  auf  die  Entfüh- 
rung zwar  mit  dem  W^illen  der  Entführten,  aber  gegen  den 
ihres  Mundwalles;  schwer  strafbar  war  immer  auch  die  letz- 
tere *).  Es  war  also  vorherrschend  strafljares  Moment  der 
Angriff  auf  die  weibliche  Ehre,  andererseits  aber  auch  die 
V  erletzunff  der  Rechte  der  Familie.  Unter  denselben  Gesichts- 
punkten fasst  die  P.  G.  0.  das  Verbrechen  der  »  Entführung 
auf).  Diese  hat  auch  die  Gemeinr.  Doctrin  und  Praxis  stets 
beibehalten.  Nach  der  P.  G.  0.  soll  gestraft  werden  nach 
dem  )) Keyserlichen  rechtes  aber  nur  auf  Klage  des  Ehemanns 
oder  Vaters.  Die  Praxis  hat  die  danach  zutreffende  Schwcrt- 


1)  Ueber  Alles:  St.  Gailcii  164,  Zürich  133.  134,  Luzern  220.  221, 
Basel  96,  und  Corr.  G.  43.  Schaffh.  Corr.  G.  58,  Thur^au 
161-ieCw  I6S,  Wandt  SM— 904»  Freibug  159-163. 

2)  Vgl»  1.  5.  !•  2.  L  6.  de  vi  pabl.  I.  3.  C.  de  vi,  1.  na.  f.  3.  C 
de  rapta  virg.  U I.  G.  Tb.  aod.  Not.  123  c.  31.  Nav.  143,  ISO 
(nicht  gloss.). 

3)  Gaus.  27.  qa.  2.  c.  ^9.  Caus.  36.  qu.  2.  c.  .5.  c.  6,  X.  de  raptor. 

4)  Wilda,  Strafi«.  der  Germ.  S.  829  f.  839  f.  845  I. 

i)  P.  G.  O.  Art.  118s  ySo  eyuer  jemandt  Min  eli«weib  oder  tpt 
nsverieimilite  jiuig^owen  wider  des  eheinanns  oder  des  ehe« 
liehen  iratters  willen,  ejmer  iinefarKcher  w«its  entjpliiret^. 
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stnfe  schon  lasge  aicht  n«lir,  aUit  deiw  Zoelilliaiii  odter 
Gefängiiits  angemult;  sie  straft  meist  tod  Aaitswegen.  Trott 
jeoer  äberemslinmiendeB  Anlbssiiiig  des  Verbrechens  schwankt 
die  Doalrin  über  Siellong  desselben  im  System.  Die  älteren 
Rechtslehrer  säUten  es  so  den  FkisdiesTerbrechen,  die  neoe^ 
rcn  bald  zu  diesen'),  bald  zu  denen  gegen  die  persönBche 
Freiheit Verscineden  ist  die  Auffassnng  der  neueren  Ueol» 
sehen  St.  6.  B.  Mit  Ausnahme  von  Baden,  bringen  aDe  es 
unter  die  Yerbrechen  gegen  die  persönlhshe  Frmheit  (der  Ge» 
iralt  an  der  Person)  *);  der  Gesichtspunkt  der  Verletzung  der 
weiblichen  Ehre  wird  selten  mehr  herTOrgehoben,  sogar 
Mannspersonen  ktenen  entfuhrt  werden ;  auch  die  Verletzung 
der  Familienrechte  kommt  nidit  überall  mehr  in  Betracht. 
Das  zurückgebliebene  Gemeinsame  liegt  nur  noch  in  dem 
Wegführen  einer  Person  gegen  irgend  einen  berechtigten' 
Willsn«  zum  Zwecke  der  Befriedigung  der  Wollust  oda  der 
Ehesdiliessung.  Ein  gemeinsamer  Charakter  ist  darin  schwer 
zu  erkennen.  Mehr  Zusammenhalten  findet  sich  in  den 
Schweiz.  St.  G.  B.,  von  denen  jedoch  Waadt  und  Freiburg 
die  Entführung  als  ein  selbstständiges  Verbrechen  gar  nicht 
aufführen  *)  und  daher  hier  ausscheiden.  Die  Grundsätze  der 
übrigen')  sind:  I.  Begriff.  GemeinrechtKch :  Rechtswidriges 
AVegführen  einer  ehrbaren  Frauensperson  von  ihrem  Aufent- 
haltsorte, wider  ihren  oder  einen  anderen  berechtigten  Willen, 
verübt  von  einer  Mannsperson  zum  Zweck  der  Eheh'chung 
oder  des  ausserehelichen  Beischlafs.  Er  passt  auch  für  Aar* 

1)  Heuke,  Wächter,  Ueffter,  Mittermaier. 

2)  Feaerbach,  Bavcr,  Ahegg,  MarezolL 

3)  Die  IncoDsequenx  kvditet  Mhon  «in,  wenn  man  nor  an  den 
Fall  der  EntfÜhrunor  mit  Einwilligung  der  Entführten  denkt; 
gefühlt  scheint  das  Basel  7>u  haben,  indem  es  diesen  Fall 
im  St.  G.  B.  unter  die  Verbrechen  gegen  die  Freiheit,  im 
Corr.  G.  unter  die  Sittlicbkeitsvergehen  stellt.  . 

4)  Beid«  /Stellen,  dem  Französ.  St.  G.  B.  Art.  354  t  mtk  an- 
'  nakenid,  ein  Verbrechen  der  Wcgfiüurmng  (Entführ an en- 

Wvemenl)  minderjähriger  Personen  auf,  und  heben  darunter 
nur  als  milder  den  Fall  hervor,  wenn  eine  nünderj. Fraaens- 
person  mit  ihrem  Willen  entführt  ist. 

5)  Von  denen  aar  Teisin  das  Terbfeehen  vncer  den  lihrigen 
SittlichlwitsverhrechNi  (gegen  die  Ordmng  dar  Paailie),  die 
anderen  aber  antev  den  Yerbrechin  g^en  du  peraänliche 
Freiheit  anfüöhrenr 
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gau ,  St  GalleD,  Btsel,  Sehaffliaiiseii  *)  and  Tlmrgaa*).  Zweifel- 
hofier  könnten  seinZfiriGh,  Luiern,  Granbiinden ;  allem  man 
wird  anch  bei  ibnen  nicbt  fehlen,  wenn  man  dasselbe  «n- 
ummt '}.  Nach  Tessln  aber  ist  das  Verbreehen  Wegfahren 
einer  unbescholtenen  Franens-  oder  Mannsperson,  wider  ihren 
Wiyen  anm  Zweck  des  ansserebelichen  Benchlafs  oder  der. 
widernatürlichen  WoUnslbefriedigung.  H.  Thatbestand.  1.  Sub- 
ject  kann  nur  eine  Mannsperson  sein*);  nur  nach  Tessin  anch 
ein  Franenztmmer,  in  sofern  es  sich  am  widernatürliche  Wol- 
hutbefriedigung  bandelt*).  2.  Ob  ject  ist  nnr  eine  nnbeschol- 


1)  Alle  Vier  fordern  als  Object  eine  Fmeagperson,  vnd  die 
Absicht  der  Ebelichung  oder  Entehrang. 

2)  Es  spricht  zwar  anstatt  der  Entehrung  von  „Missbrauchen 
zur  Unzucht'';  man  kann  aber  daran,  dass  der  Gemeinrecht- 
liche Begriff  k«t  festgehaheo  werden  soUen ,  vin  so  weniger 
ZWeifela,  als  selbst  bei  der  EntfaluniDg  einer  ledigen  Frauens- 
perton  mit  ihrer  Einwilligung,  zum  Zweck  Unzucht  mit  ihr 
zn.  treiben,  auch  ohne  Erreichung;  dieser  Absicht  Gef^inoniss 
bis  zu  6  Mon.t  und  bei  Erreichun^^  derselben  nicht  unter  4 
Mon«  eintreten  solL 

3)  Sie  sprcdien  ganz,  wie  Thnrgaii,  führen  eis  Object  aber  nicht 
«nsdrücMich  blos  Frauenspersonen,  sondern  nnr  überhaupt 
^eine  Person"  auf.  Das  kann  nun  nm  so  mehr  auch  auf 
Mannspersonen  sich  beziehen  sollen,  als  namentlich  alle  Drei 
bei  der  Mothzucht  ausdrücklich  nur  Frauenspersonen  als  Ob' 
ject  aofiiihren.  Dagegen  ist  aber  anzunehmen,  dass  das  Ge- 
setz,  wenn  es  von  dem  sowohl  nach  Doctrin  und  Praxis  des 
bisher  geltenden  Gemeinen  Rechts,  wie  in  dem  allgemeinen 
Rechtsbewusstsein  entschieden  feststehenden  Thatbestande 
hätte  so  erheblich  abweichen  wollen,  dies  deutlich  und  ge- 
radezu würde  ausgesprochen  haben.  Dasselbe  gilt  theilweise 
zugleich  für  das  alsdann  weiter  aufenstellende  Erfordemiss 
der  Unbescholtenlieit,  wofür  ferner  spricht,  dass  alle  Drei, 
wie  Thurgao,  die  Entführung  der  einwilligenden  ledigen 
Person  zum  Zwecke  des  Missbrauchs,  auch  ohne  Erreichung 
dieses  Zwecks,  Luzern  gar  unbedingt  mit  Zuchthaus,  be- 
strafen. 

4)  Die  Entföbrung  mnss  filr  die  eigenen  Zwecke  geschehen;  ein 

Frauenzimmer  könnte  nnr  Theilnebmerin  sein,  oder  es  läge 
Freiheitsberaubung  concurrirend  mit  Kuppelei  für  sie  vor. 

5)  Weil  es  hier  nicht  gerade  auf  eine  gewaltsame  widernat. 
Wollustbefriedigung  ankommt,  so  steht  die  Sache  anders  als 
bei  der  Nothzncht,  s.  d.  f.  Zwar  stellen  Basel«  Schaff- 
hausen, Zürich,  Luzern,  Thuigan,  Graubünden  auch  den  Fall 
auf,  wenn  der  Entführer  die  entlöhrte  Person  in  gleieher  Ab» 
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tene  Frauensperson,  gleichviel  ob  Ehefran,  WHtwe  oder  Jang- 
frau  Nach  Tcssin  auch  eine  unbescholtene  Mannsperson 
3.  Die  Handlung,  o.  Ein  Wegführen  yod  dem  actoellen ') 
Aufenthaltsorte  der  entführten  Person  an  einen  anderen  Ort. 
Ein  Verbergen  in  demselben  Hause  ist  kein  Entführen,  «kch 
nicht  ein  Verbergen  yon  Haus  znHaus  in  demsdbeix  Orte^: 
Nach  St  Gallen,  Zürich,  Lozern,  Thurgau,  GniibÜDdeii  je- 
dodi  kann  an  die  SteOe  des  Wegfährens  nneli  blosses  Ge- 
ftngenlialten  treten,  Ob  das  Wegbringen  mit  Gewalt  oder 
mit  List  geschehen,  ist^  gleichgültig').  Es  kann  seihst  ohne 
Beides  geschehen  c!  Es  mnss  aber  immer  ein  recbtswid« 
riges  sein,  d.  h.  es  muss  geschehen,  entweder  gegen  den  Willen 
der  entführten  Person»  nach  Tessin  blos  gegen  den  Willen 
der  entführten  Person,  oder  aber  gegen  den  emes  Britten, 
der  TermÖge  seiner  FamiHenstellang  zu  derselben  ein  begrün- 
detes Widerspruchsrecht  hat').  Das  ist  bei  einer  Ehefrau  der 
Ehemann,  bei  Kindern  der  Vater,  bei  Minderjährigen,  die 
nicht  mehr  in  Tüterlicber  Gewalt  sind,  der  Vormond;  Aargaa 
führt  anch  noch  den  Versorger  auf).  Nach  Basel  und  Schaff- 


sicht überlieton  woUa.  Allein  es  kann  dann  nur  entweder 
Beihulfe  zur  Entführung,  oder  das  schwerere  Verbrechen  der 
Kuppelei,  eventuell  concnrrirend  mit  Gewalt  an  der  Person, 
-vorhanden  sein.  Der  Charakter  der  Entführung  wäre  sonst 
durch  solchen  Zusatz  völlig  verwischt. 
0  Der  Mann  kann  «eine  eigene  Vrwt  nicht  entführen,  da  er  ihr 
wtdet  ihre  GescUechtsehre  nehmen,  noch  durch  ihr  Weg- 
führen in  der  vom  Gesetze  j;eineinten  Art  Familienrechte  ver- 
letzen kann.  Wohl  dagegen  ein  Bräutigam  seine  Braut.  Un- 
erfindlich ist  der  Gemeinr.  Streit  über  letzteres,  weil  1.  un. 
C  de  rapt.  virg.  Mir,  c.  pen.  X.  de  rapt.  aber  dagegen  sei. 

2)  Einzelne  BesctoSnlnuigen  bczüglieh  des  Alters  s.  vnt.  bei  der 
Strafe. 

3)  Gleichviel  ob  gewöhnlichen  oder  nur  augenblicklichen. 

4)  Schon  die  älteren  Praktiker  nahmen  dies  an. 

5)  P.  G.  O.  Art.  118:  unehrlicher  weiss  "^'p  Die  St.  G.  B.  ent- 
halten nichts  Entgegensteheades. 

i)  Z.  B.  durch  Benntznng  eines  Zustandes  der  WiUens-  oder 
Bewiisstlosigkeit ,  was  Tessin  ausdrücklich  aufführt. 

7)  An  einer  Nonne  kann  Gemeinrechtl.  das  Verbrechen  verübt 
werden,  wenn  auch  gar  kein  Wille  entgegensteht,  weil  da 
*  eben  Niemand  einwittigeB  kann,  vgl.  L  54.  C.  de  episc.  et  der. 

S)  Keinen  Sinn  hat  es,  wenn  Zürich  vad  l^azetn  tfberhanpt  Ton 
Personen  sprechen,  deren  Schatte  die  Entiiihrte  anvertrant 
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Jmbmb  soll  die  unter  14,  naeh  St.  GaUen  wuL  Tlmrgaa  die 
onter  16,  und  nach  Tessin  die  unter  12  J.  alte  entführte 
Penon  immer  als  nicht  einwilUgend  angesehen  (fingirt)  wer- 
den. 4.  Dojas.  Das  Wegbringen  n«  s.  w.  muss  in  der  Ab- 
sicht geschehen  sein,  die  Entführte  entweder  zu  ehelichen, 
odjsr  za  anssereheliohem  Beischlafe,  nach  Tessin,  hei  gewalt- 
samer Entführung  anch  zu  widematiirUcher  WoUnstbefriedi- 
gung,  zu  missbranchen.  5.  Vollendet  ist  das  Verbrechen  dnrch 
wirkliches  Wegbringen,  beziehungsweise  durch  Festhalten  an 
dem  bestimmten  Orte  der  Gefangenschaft.  Einerseils  ist  also 
Vollendung  durch  das  blosse  Bemächtigen  zum  Zwecke  der 
Wegüihmng  u.  s.  w.  nicht  vorhanden.  Andererseits  kann 
aber  auch  nicht  Erreichung  des  Bestimmungsortes  oder  gar 
der  zu  4  erwähnten  Absicht  gefordert  werden 

C.  Strafe.  Die  Strafgesetzbücher  niiterschcMea  hier  irielfiidi. 
AI»  Hauptunterschied  tritt  hervor,  dass  eini<i:e  immer  nur  den 
Entführer,  andere  aber  auch  immer  oder  unter  Umstanden  die 
einwilligende  Entführte  strafen.  Nur  jenes :  Tessin.  £s  unter- 
scheidet s  i.  Die  gewaltsenie  Entfiihning  (ratto  ^iolento)  einer  Ehe- 
frau trifft  Zwangsarbeit  2.->3.,  die  gleiche  einer  anderen  (ehrbaren) 
Person  i.  Gr.;  bei  Hinzutreten  von  Nothzuchl  oder  schweren  Be- 
schimpfungen oder  gefahrlichen  Misshandlungen  kann  die  Strafe 
bis  zu  der  4.  Gr.  gehen  oder  lebenslänglich  sein.  2.  Die  Entfüh- 
rung durch  Verföhnmg  (ratto  di  sednzione),  nämlich  die  einer 
einwilligenden  Person  im  Alter  von  12-15  J.,  die  bei  ihren  Eltern 
oder  sonst  unter  Aufsicht  lebte  trifft,  aber  nur  wenn  der  Ent- 
führer über  20  J.  all  ist,  Gefangniss  2. ,  wenn  aber  besonderes 
Pflichtenverhältniss  (ol).  §.  l'(3)  vorlag,  3.  (rr.  .Aargau  (ohne  wei- 
tere Unterscheidung):  Kettenstrafe  zeitlich  im  1.  Gr.,  und  bei 


wer.  Sie  konnte  so  anvertraut  sein  nur  durch  Ehemann ,  El- 
tern oder  Vormnnd;  virie  nnn,  wenn  diese  eingewilligt  hat- 
ten? —  Zweifelhaft  kann  übrigens  das  Verhältniss  der  Matter 
werden.  Zwar  nicht  dem  Vater  gegenüber ;  wohl  aber  wenn 
der  Vormund  einverstanden  war  und  die  Mutter  nicht,  oder 
umgekehrt.  Richtig  mochte  wohl  in  beiden  Fallen  der  Dolus 
fehlen  nnd  derjenige ,  der  mit  dem  Willen  der  Entführten  nnd 
dea  Vormunds  oder  der  Mutter  (wenn  an^  g^g^n  den  des 
Einen  oder  des  Andern  von  dies«i  Beiden)  entföhrt«  straf- 
los sein. 

1)  Durch  das  blosse  Wegbringen  ist  sowohl  die  weibliche  Ehre 
der  Entführten,  als  eventuell  das  Recht  der  Familie  bereits  * 
angetastet. 

2)  Es  wird  hier  statt  Mangeb  an  Einwilligang,  Verlohrang 
fingirt. 
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«bSdlidieii  Folg«ii  (lör  die  Getnodheit)  2.  Gr.  Zürichs  GMSig«;« 
nin  TOB  1  J>  bis  Zachthaus  von  3  J.  Zürich  itraft  jedoch  die  Ent- 
führung mit  Einwilligung  der  Entführten  nur,  wenn  diese  unter 
15  J.  alt  war.  Luz.eru  :  Zuchthaus  von  1 — 3  J. ,  und  wenn  die  Ab- 
sicht erreicht  war  (selbstverständlich  ohne  Notbzucht  oder  unfrei- 
willige Sckwiehviiff)  ▼ob  4—8  J. ,  bei  Entföhrwg  einer  über  18 1. 
•Itea  Person  mit  deren  Einwilligang  aber  nur  (corr.)  6ef.  vm  i 
bis  3  Mon.  Granbiinden :  Entführung  wider  den  Willen  der  Ent- 
führten trifft  Gcfängniss  oder  Zuchthaus  bis  zu  2  J. ,  wenn  aber 
der  Zweck  (ohne  Nothzacht)  erreicht  war,  Zuchthaus  bis  zu  6  J., 
mit  Einwilligung  der  lUHfilhrten  G«fiiiigiiifs  bis  xa  8  Mon. ,  bei 
Erreickwig  der  Absicht  Get  «der  ZncbUi.  bis  za  2  J.  Ancb  die 
einwilligende  Entführte,  wenigstens  anter  Unständen,  strafen, 
und  unterscheiden  danach:  St.  Gallen:  Entführung  wider  den  Wil- 
len der  Entführtpn  Zuchthaus  von  6  Mon.  bis  1'/«  J.,  welchem 
Züchtigung  mit  Prügeln  zugefügt  werden  kann,  bei  Erreichung 
der  Absicht  Zaebthavs  von  1  —  6  J. ;  bei  Einwilligung  der  Ent- 
filltrien  tritt  Strafe  nur  ein,  wenn  die  Entführte  unter  16  J. 
oder  eine  Ehefrau  war,  und  es  trifi't  den  Entführer,  auch  bei 
erreichter  Absicht,  nnr  die  zuer.st  genannte  Strafe,  und  die  Frau 
Zuchthausstr.  von  1  J.  Basel:  i.  Entführung  wider  Willen  der 
Entführten:  a.  ohne  binzugetreleiie  Entehrung  oder  Misshandiung 
Kettenstrafe  2.  Gr.  von  2—4  J.,  b.  mit  sdlch«r  Hinzutretung  von 
4—12  J.,  c.  bei  Entfuhrung  einer  Person  nnter  l'i  J.  treten,  wenn 
Entehrung  erfolgt  ist,  die  besonderen  Strafen  der  IN'othzucht  oder 
unfreiwilligen  Schwächung  ein*)«  2.  Eiuführung  mit  Einwilligung 
der  Entführten  wird  überhaupt  nur  bestraft,  wenn  diese  eine  Ehe-* 
fraa  ist,  and  zwar  a.  ohne  Gewalt  an  Personen,  beide  Tbeile  Veifft 
(corr.)  Freibeitsstr.  von  3  —  12  Mon.,  b.  bei  solcher  Gewalt,  den 
Entführer  immer ,  die  Entführte,  wenn  die  Gewaltanwendung aach 
nur  mit  ihrem  Wissen  erfolgt  war,  2  —  4jähr.  Zuchthaus-  oder 
Kettenstrafe.  SchaAhausen :  1.  Bei  Entführung  wider  Willen  der 
Entführten  a.  ohne  Entehrnng  oder  Misshandiung  trifi't  den  Ent- 
fiibrer  Arbeitshaus  (2.  Gr.)  von  1— 4  J.,  b.  bei  Entebrang  oder 
Misshandlung  oder  wenn  die  Entführte  unter  14  !•  alt  war,  Ar- 
beitshaus 1.  Gr.  von  3 — 6  J.  2.  Bei  Entführung  mit  Einwilligung 
der  Enlf.  a.  ohne  (iewalt  an  Personen  trifft  beide  Theüe  corr. 
Strafe  (die  aber  uu  Corr.  G.  B-  nicht  näher  angegeben  ist),  b.  mit 
Gewalt,  den  Entführer  immer,  die  Entfiibrte  aber,  wenn  die  Ge- 
walt mit  ihrer  Einwilligung  verübt  wurde,  Arbeitshaus  2*  Gr.  von 
6  Mon.  bis  4  J.  Tburgaa :  1.  Entführung  gegen  den  Willen  der 
Entführten:  Gefängniss  oder  Arbeitshaus  bis  zu  3  J. ,  und  bei  er- 
reichter Absicht  Arbeitshaus  (bis  /.u  S  J.);  2.  mit  Einwilligung  der 
Entführten ;  Strafe  tritt  überhaupt  nur  ein,  wenn  die  Entführte 
eine  Ehefrau  ist  oder  (eine  Person  über  15  J.»  welche)  in  ihrem 


1)  Letzteres  ist  erbebUobnur,  wenn  der  MangdnnEinwiUigvig 
ein  lediglich  fingirter  war. 
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elierliclwB  Hwue  lelit  oder  miter  Vorniiuidlfchaft  steht,  mid  zwar 

gegen  den  EntfiUirer  aa.  bei  Absicht  des  Missbraachs  zur  Un« 
zncht,  Gef.  nicht  unter  4  Mon.  oder  bis  xu  6  Mon.,  jenachdem  die 
Absicht  erreicht  war  oder  nicht;  bb.  hei  der  Absicht  der  Ehe- 
lichang  (auch  wenn  eine  Ehefrau  entführt  war;*  das  Gesetz  spricht 
aUgemein)  Geföngnue  bie  zu  3  Mon.,  oder bloe geriehtlicher  Ver- 
weis, b.  Die  Eiitläbrte  trifft  V*  der  Strafe  des  Entfiibrers  oder 
aaeh  blos  gerichtlicher  Verweis.  D.  Bestrafung.  Bios  auf  An- 
trag der  Betheiligten  strafen  SchaiThausen,  Thurgau  und  Grau- 
bünden; alle  anderen  strafen  von  Amtswegen.  Doch  soll,  wenn 
eine  Ehelichung  stattgefunden  hat,  V^rfahreii  und  Strafe  nur  dann 
eintreten ,  wenn  die  Ehe  aaf  die  Klage  der  dazn  bereehtigt«!  Per- 
sonen für  nichtig  erklärt  wird  ,  nach  Zürich,  wie  aach  nach  Thur- 
gau*)« Nach  Tessin  fällt  die  Bestrafung  fort,  wenn  die  Entführte 
freiwillig  and  unter  dem  gesetzlichen  Gonsense  geheiralhet  hatte 

m 

l¥ideriiaturlielte  Unzucht. 

Die  Knabenschiindung  war  im  Röui.  1\.  schon  unter  der 
Republik  als  sluprum  mit  Strafe  bedrohet  ( nefanda  Venus, 
inonstrosa  Venus,  nef.  libido),  durch  eine  lex  scatinia  oder 
scanlinia,  wahrscheinlich  mit  hoher  Geldbusse.  Die  lex  Jul. 
de  ad.  schärfte  die  Strafe :  Conüscation  des  halben  Vermö- 
gens, und  Todesstrafe.  Noch  schwerere  Strafe  drohete  ge- 
gen das  überhandnehmende  Verbrechen  Conslantin  au,  maa 
meint  den  Feuertod ,  den  Valenlinian  bestimmt  festsetzte. 
Justiniao  nahm  die  Strafe  Constantins  auf,  sagte  aber,  es 
sei  die  Schwerlslrale  ^) .  lieber  Manches  ist  Streit.  Das 
Can.  Recht  erklärte,  nacli  dem  Mosaischen  Rechte»  als  slraf- 

J)  Nor  so  sind  die  betrefienden  Stellen  sn  Terstehen ;  zwar  sagt 
Thorgan:  „wenn  die  Ehe  Ton  drafaugm  Personen  ange- 
fochten wird,  welche  dieselbe  als  nichtig  anzufechten  be- 
fugt sind";  und  Zürich  gar:  „Hat  der  —  geehelicht,  so  kann 
nur  auf  Klajie  derjenigen  Personen,  welche  berechtigt  sind, 
die  Ehe  als  nichtig  anzufechten,  Untersuchung  und  Su-afe 
eintreten.  *  Oer  Gedanke  der  Gesetze  ist  aber  unstreitig ,  dass 
die  Heiüi^eit  der  einmal  giittig  geschlossenen  Ehe  dnrch  Un- 
tersuchung und  Bestrafung  nicht  zerrissen  werden  soll. 

2)  Vgl.  über  Alles:  Aargau  l'iO,  141,  St.  Gallen  173—175,  Tes- 
sin 311—314,  Zürich  17«— 180,  Luzern  212,  213,  Corr.  G.  76, 
Basel  132-134,  Corr.  G.  46,  Schaflh.  132,  133,  Thurgan  156 
bis  161 ,  Granb.  129-131. 

3)  Paul.  sent.  rec.  II.  26§§.  12.  13.  V.  4.  g§.  '..  14.  1.  3.  6.  C.  Th,  de 
adnlt.  f.  4.  J.  de  jad.  pubL  J.  31.  G.  de  adult.  Nov.  77. 
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bar  jede  unerlaubte  WoUustbefriedigung  (Sodomie),  und  zwar 
als  todeswnrdig,  die  Anwendang  dieser  Strafe  freilich  den 
weltlichen  Gerichten  nberiassend  *J.  Die  Grundsätze  des  Can. 
Rechts  gingen  in  dkniUelalteriiehe,  auch  Deutsche*)  Praxis') 
ober,  später  mit  oonatanter  Feiierstrafe.  So  ineh  in  die  P. 
6.  O.  *)  i&r  bestimmt  aufgefüliHe  Wk  Sodomie:  nüm- 
Keb  Mensch  mit  ?ieh.  Mann  mit  Mann,  Weib  mit  Weib.  Die 
Doctrin  —  vielfach  streitend  —  distinguirt  danach  sod.  pro- 
pria:  die  von  der  P.  G.  0.  aufgeführte,  impr.  in  anderen 
Fällen  und  Arten  *).  Jene  bestrslle  man  mit  dem  Tode,  seit 
dem  18.  Jahrfa.  nicht  mehr  mit  Feuer,  sondern  mit  dem 
'  Schwerte,  nach  der  Mitte  des  18.  Jahrb.  meist  nur  noch  mit 
Znchthans;  die  anderen  sonst  willkiirlich;  die  manustnpratio 
gewöhnlich  gar  nicht.  Immer  wurde  der  Tfaathc»tand  des 
Verbrechens  strenge  gesondert  Ton  dem  Thatbestande  der 
übrigen  UnzuchtsTerbrechen,  so  dass  Sodomie  nur  mit  diesen 
(ideal)  concurriren ,  niemals  ein  Merkmal  in  dem  Thatbestande 
derselben  ausmachen  konnte.  Gerade  hierdurch  unterscheidet 
sich  —  oft  auf  ekelhafte  Weise  —  die  neuere  Gesetzgebung. 
Oft  auch  die  Schweizerischen.  Von  diesen  kennen  das  Ver^ 
brechen  als  ein  selbstständiges  gar  nicht:  Waadt  und  Frei- 
burg, indem  sie  es  nur  bei  der  unfreiwilligen  Schwächung 
aufführen.  Grundsätze  nach  den  übrigen  sind:  I.  Begriff. 
Der  Begriff  des  Gem.  R. :  Befriedigung  des  Geschlechtstriebes 
auf  andere  Weise  ab  durch  einen  (naturgemässen)  Beischlaf, 
passt  im  Allgemeinen  auch  für  die  Schweiz.  St.  G.  B. ,  frei- 
lich mit  dem  negativen  Zusätze :  soweit  sie  nicht  den  That-  ^ 
bestand  anderer  SiltUchkeilsverbrechen  ausmacht«  'Der  Be- 
griff modificirt  sich  indess  für  Zürich  dahin,  dass  es  nur  Un- 


1)  Caus.  15.  qu.  1.  c.  4.  Caus.  32.  qu.  7.  c.  12— l'i. 

2)  Im  älteren  ( vorchrisll. )  Deutschen  Recht  linden  sich  keine 
Spuren  des  Verbrechens;  v^l.  Wilda,  Strafr.  der  Germ., 
S.  8S8. 

3)  VgL  Über  di«  Schweis  betoadcrs  Segesser,  Gesch.  ▼.  L»- 
zern  Ii.  S.  6'i8 ,  wo  auch  hervorgehoben  wird ,  dass  das  Vcr» 
lircchen  im  14.  und  15.  Jahrh.  gewöhnlich  mit  dem  Namen 
„Kelzerei*  („helzern*)  belegt  wurde.  In  Luzern  wurde  im 
J.  140Ü  ein  solcher  ^Ketzer''  zum  Feaertode  verurtheilt. 

4)  P.  G.  O.  Art.  116. 

5)  Thcorttisirend  distinguirte  man  noch  Tielfiwh  weiter,  s.  na- 
mentlich  Dorn,  Prahl.  Com.  I.  f.  212. 
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incbt  V0&  Maiiii  mit  JIImii  Uerhenählt.  IL  Tfaalbestand. 
Die  Erfordernisse  ergeben  sich  ilaiiach  überall  von  sdbst 
Frtgtioii  kann  für  die  St  G.  &,  ausser  Zöricli  nnd  Scbaff- 
baiisen,  welches  die  WoHostbefriedigang  an  einer  anderen 
Person  oder«  an  irgend  einem  (anderen)  lebenden  Wesen  for- 
dert, nur  sein,  ob  aacb  die  mannstnpratio  hierher  gehören 
solL  Besonders  anfgeführt  wird  sie  nirgends;  indem  das  Gem. 
Becht  sie  (in  der  Regel)  nicht  bestrafte,  mnss  sie  daher  aus- 
scheiden. 

III.  Strafe.  Aargau  :  Zuchth.  zeitL  im  2. ,  nach  Umständen 
anhsiltend  im  1.  Gr.  Tessin  (insofern  es  die  vvidernat.  Unzucht 
nicht  schon  speziell  bestraft,  s.  d.  v.  §§.):  Gef.  2. — 4.  Gr.  und  V'er- 
weis  in  geheimer  Gerichtssitzung.  8t.  Galleu:  Zucbth.  von  2 -4  J., 
lacoltativ  «nter  Sehürfung  mit  Prügelstreichen.  Zürich :  Gtf.  oder 
Zuchth.  bis  zu  2  J. ,  bei  Erzwingung  durch  Gewalt,  oder  an  einer 
Person  unter  15  J. ,  Zuchth.  bis  zu  10  J. ,  in  allen  Fällen  facultativ 
nebst  Verw  eisung.  Luzern :  Zuchth.  von  1  —  6  J.  und  demnäch- 
stige Slciluujj;  unter  Polizeiaufsicht  bis  zu  derselben  Dauer.  Schap- 
hausen :  Arbeitsh.  1.  Gr.  Ton  1—8  J.,  nebst  Landesverweisung  ge- 
gen Fremde  und  Eingrenzung  und  Wirthshansverbot  gegen  Bin- 
heimische.  Basel :  1— lOjähriges  Zuchth.  oder  Kettenstrafe  2.  Gr., 
facultativ  mit  Landesverweisung  segen  Kantonsbiirger  auf  2— 10, 
gegen  Andere  auf  2—24  J. ;  gegen  Personen  unter  20  J.  aber  nur 
(corr.)  Freiheitsstr.  von  S  Tagen  biszul  J.,  facultativ  nebst  Slill- 
stellnng  im  Activbürgerrecht  und  Verweisung,  beides  bis  zu  5  J. 
Thurgau:  Gef.  nicht  unter  3  Mon. ,  oder  Arbeitshaus  bis  zu  3  J. 
Graubünden  :  Gef.  oder  Zuchth.  bis  zu  2  J.;  bei  Erzwingung  durch 
Gewalt  (oder  Drohungen)  oder  bei  absichtlicher  Versetzung  in  einen 
Zustand  der  Willens-  oder  Bewusstlosigkeit,  oder  bei  Benutzung 
solchen  Zustandes  tritt  die  Strafe  der  Nothzucht,  nach  den  Un- 
terscheidungen hei  dieser,  ein.  IV.  Bestrafung  ündet  fiberall  von 
Amtswegen  statt;  nur  nach  Thurgau  und  Graubiinden  soll,  nach 
Thurgau  immer,  nach  Graub.  bei  der  qualiticirten,  blos  entweder 
auf  Antrag  der  missbrauchten  Person  oder  der  gesetzlichen  Vor- 
treter, oder  bei  stattgehabtem  öfl'entlichem  Aergeriuss  gestraft 
werden*). 

i.  140. 

Gemeinrechtlich  ist  mit  deo  aufgelührtea  die  Reihe  der 
SiUlichkeilsverbrccbcD  geschlossen.    Parlicularrecbte  ballen 

I)  Vgl.  nher  Alles:  Aargan  107,  TeHstn'2M,  St.  GaUeuiia,  ZA* 
rieh  1S8,  Luzern  162,  Schaffh.  96,  Basel  99,  Corr.  Ges.  47, 
Thurgau  17»,  Graub.  134,  HS, 
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Inn  und  irieder  schon  früher  anf  mehneilig  poliidHchen, 
die  l^ttfidikeit  wahrlich  nicht  fördernden  Slandpnnkten  noch 
manche  andere.  Mos  in  geschlechtlicher  Beziehung  nnsittfiche 
.  (nicht  eigentlich  unzüchtige:  auf  WoUusthefriedigung  gerich- 
tete) Handhingen  mit  Strafe  hedrohet.  Die  neneren  St.  6.  B. 
hahen  Vieles  davon  aufgenommen,  sogar  Manches  hinzuge- 
Ihan.  Auch  Schweizerische.  Namentlich: 

TeMtn;  '  Oeffentliche  Verletzung  der  Schamhafti|^E«tt ,  oder 
überhaupt  vou  guten  Sitten  (auch  durch  Berauschung)  wird  be« 
straft  mit  Verweis  und  Geldb.  1. — 2.  Gr.,  beim  Rückfall  mit  Gef. 
1  Gr.  oder  Geldb.  2.  Gr.  Gewobnheitssäufer  trifft  Gef.  1.  Gr. 
oder  Geldb.  2.  Gr.  St.  Gallea  :  Das  Verfertigen,  Feilhalten,  Ver- 
breiten oder  öffentUehe  Aa&telleD  nnxüehtiger  ächriften  oder  Bil- 
der wird  mit  (Beschlagnahme)  und  (corr.)  Busse  von  20 — 300  Fr. 
bestraft.  Zürich  :  Jede  untüchtige  Handlung  irgend  einer  Art  (auch 
die  eben  nach  St.  Galleu  aufgerührte),  wenn  sie  auf  eine  öß'ent- 
liebes  Aergcrniss  erregende  Weise  verübt  istO«  wird  bestraft  mit 
richterlichem  Verweise,  GefiiDgiiist,  Basse  bis  za  400  Fr.  oder 
Bezirks-  oder  Kantonsverweisnng,  einzeln  oder  in  Verbindung. 
Luxem  :  »Wer  immer  mit  Rede,  Schriften  oder  durch  andere  Dar- 
stellungen oder  Handlungen  u.  s.  f.  die  Sittlichkeit  verletzt,  soll 
mit  it  —  20  Fr.  bestraft  werden."  Basel:  „Grobe  Unsittlichkeiten* 
werden  (corr.)  mit  Freiheitssir.  von  8  Tagen  bis  z.u  1  J. ,  facol- 
tfttiv  nebst  StillsteÜting  im  Activbiirg^rrecbt  und  Verweisung,  bei- 
des bis  zu  2  J. ,  im  Rückfall  auch  nebst  körperlicher  Züchtigung 
bestraft.  Schaflhausen  :  „Jede  Verletzung  des  oilentlichen  Scham- 
gefühls'' trifft  (corr.)  Gcfänguiss  von  3  Tagen  bis  3  Mon. ,  oder 
Geldb.  \'on  10  —  100  Gulden.  Thui*gau:  wie  Zünch,  mit  Strafan- 
drobung  von  Gefiingniss  oder  Geldbosse,  oder  nncb  nar  richtex» 
liebem  Verweise.  Freibnrg :  Oeffentlicbe  Verletzung  der  Sittlicb- 
keit  durch  Reden  oder  (andere )  Handluigen  wird  bestraft  mit  4 
bis  12  Fr. ,  durcb  nnziichtige  Schriften  n.  s.  w.  aber  mit  Bosse  bis 
zu  60  Fr.<). 

i)  Die  Praxis  ist  hier  mitunter  exzessiv.  So  wird  nicbt  nur 
gewerbniHssige  Hurerei  grundsätzlich  als  öflVntliches  Aerger- 
niss  erregend  bestraft ,  sondern  üfi'entl.  Aergerniss  auch  dann 
angenommen,  wenn  die  Handlung  erst  hinterher  mchtbarge- 
wOTden  «nd  dadurch  öffeatlicbes  AMgemiss  eotittmden  iet« 
und  Aehnl.,  vergl.  Schauberg,  Beiträge  IT.  107.  IV.  16 
XVII.  255  f.,  obwohl  doch  das  Gesetz  Verübung  auf  öffent- 
liches Aergerniss  erregende  Weise  fordert.  Solche  Praxis 
läuft  Gefahr,  mehr  der  Chikane,  als  dem  Rechte  und  der 
guten  Sitte  zu  dieneu. 


2)  TcMin  338,  239,  241,  St.  Gdleu  Corr.  G.  185,  Zürich  142, 
Luzcrn  Corr.  G.  13$,  Basel  Corr.  G.  47,  Schaffh.  Corr.  G.  S9, 
vgl.  das.  63«  Tburguu  169,  Freibarg  423,  424. 
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pritUr  ZiUi. 

$.  150. 
Vorbemerliung^en. 

£s  gehören  hierher:  Meineid,  falsche  Aaschuldigung , 
MüDzverbreohen ,  V^erbrechen  gegen  den  Familienstand.  Sie 
enthalten  zwar  sämmllich  Verletzangen  yon  Priyatrechlen, 
sogar,  mit  Ausnahme  des  zuletztgenannten ,  nur  von  Vermö- 
gensrechten. Sie  könnten  danach  nur  unter  den  Verbrechen 
gegen  das  Vermögen  oder  die  Person  ihren  Platz  beanspru- 
chen. Indess  würden  sie  doch  unter  denselben  immer  einen 
besonders  ber?orgehobenen  strafrechtlichen  Platz  einnehmen, 
ond  zwar  dämm,  weil  sie  zugleich  sämmtlich  das  allgemeine 
Vertrauen  zu  wesentlichen  Instittttionen  des  Staates  in  einer 
Weise  erschüttern,  welche  deren  Existenz,  beziehungsweise 
dem  allgemeinen  Verkehr  erheblichen  Eintrag  zuführt  So 
das  letztere  der  aufgeführten  der  Integrität  der  Familie;  der 
Meineid  und  die  falsche  Anschuldigung  der  Rechtspflege ;  je- 
ner zugleich  unter  Verletzung  Ton  Gegenständen  der  religiö- 
sen Verehrung ;  die  Münzverbrechen  dem  allgemeinen  gericht- 
lichen Verkehr.  Die  hier  aufgestellte  Ansicht  findet  sich  theil- 
weise  in  der  neueren  Gemeinr.  Doctrin,  wie  in  der  neueren 
Strafgesetzgebung  wieder.  Auch  in  Schw,  St.  G.  B. 

151* 

Wie  sehr  auch  den  Römern  der  Eid  heilig  war,  so  findet 
aidi  do«A  der  falsche  Eid  als  ein  allgemeines  selbstständiges 
Verbrechen  im  Röm.  R«  mcbt  hervorgehoben.  In  der  frü- 
hmn  2eit  war  «nsdriidklidi  anerkannt,  dass  man  die  Ahn- 
dang des  in  dem  Msdien  Eüdschwnr  liegenden  Frerels  gegen 
die  Götter  den  Göttern  überlassen  müsse.  HanptsächUch 
wurde  er  daher  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Fabom  oder 
Stellionats  bestraft,  wobei  dann  freilich  auch  Ton  einer  poena 


0  Daher  gehört  namentlich  der  Bankerott  nicht  hierher. 
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perjurii  gwprocbea  irird').  Auch  dea  Deatacben  Völkm 
w«r  der  Eid  hocbbeOig  und  sein  Bmeh  ein  schwerei  Verge- 
lten -gegen  die  Götter ;  eine  schwere  weltliche  Bestrafung 
scheint  er  aber  erst  in  Folge  christlicher  Auffassung  gefun- 
den zu  haben.  Das  Gan.  R.,  deu  Bruch  des  Eides  lediglich 
Ton  der  religiösen  Seite  auffassend,  stellt  ihn  den  schwersten 
Verbrechen  bei').  Er  wurde  nun  auch  in  Deutschland  zu  den 
schwersten  Verbrechen  gezählt,  und  mit  erhöheten  Bussen, 
auch  wohi  dem  Tode,  meist  aber  mit  Abhauen  der  Hand, 
oder  der  Finger,  womit  gefrevelt  war,  gestraft').  Diese  letz- 
tere Strafe  wird  auch  als  die  gewöhnliche  Ton  der  P.  G.  0. 
bestätigt  In  der  Rechtsanschauung  des  Volkes  hat  sich  der, 
so  noch  in  den  Gesetzen  begründete  yorherrschend  religiöse 
Charakter  des  Meineids  erhalten.  Die  Doctrin  des  Gem.  R, 
hat  aber  mehr  nnd  mehr  angefangen,  in  seiner  Behandlung 
xn  schwanken,  nnd  die  neuere  St.  Gesetigebnng  hatYoUends 
dazu  beigetragen,  diesen  Cliarakter  sn  yemichten  oder  doch 
in  den  Hintergrund  zu  drängen ,  indem  sie  an  die  Stelle  der 
religiösen  Heiligkeit  des  Eides  polizeilich-bnreaukratische  In- 
teressen stellte.  Schon  die  älteren  Rechtslehrer  schwankten 
über  die  Stellung  im  System ,  die  sie  dem  Meineide  anweisen 
sollten,  freilich  veranlasst  durch  den  Widerstreit  in  den  An- 
sichten des  Rom.  und  Deutsch.  R.  So  bringt  z.  ß.  Meister 
ihn  unter  die  Fälschung,  Qui Storp  und  Dorn  unter  die 
religiösen  Verbrechen.  Von  den  neueren  bringen  ihn  unter 
die  Fälschung:  Feuerbach,  Martin;  unter  die  Religioos- 
verbrechen  :  Jarke,  Ahegg;  in  die  Mitte  zwischen  beiden: 
Heffter;  unter  Verletzungen  der  Sittüchkeits-  und  Religions- 
pflichten: Bauer,  Henke.  In  ähnlicher  Weise  stellen  ihn 
'  verschieden  die  neueren  St.  G.  B.  Von  den  Deutschen  fasst 
ihn  nur  Sachsen  ansdrückUch  als  Verbrechen  gegen  die  Re- 

1)  L.  22.  de  dolo  nudo,  L  13.  t.  .6  de  jnref.  L  2»  C.  de  reh.  cred. 
L  13.  G.  de  lest.  1.  41.  C  .de  transact.  L  17.  C  de  dignit. 

2)  Caus.  22.  qu.  1.  c.  17. 

3)  Vgl.  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S.  978.  In  den  Schweizer. 
Rechlsquellen  aas  dem  Mittelalter  kommen  hauptsächlich  nur 
Blusen,  «nd  wenn  dnrch  falsche«  gerichtliches  Zeugnis«  Je- 
mand SU  echw/erer  .Strsfe  yjennrtheilt,  die  Anvcndnw  dieser 
seihen  Strafe  voir.  T[^.  Sege.S8er,  €kfteh.  Tpn  Lnzem  IL 
S.  660,  6Ö1. 

♦)  P,  G.  0^  Art.  107,  vgl.  Art,  6«, 
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ligion  aaf;  ?od  den  Schweif,  keines.  Und  doch  sollte  gerade 
die  religiöse  Seite  so  wesentlich  fnr  die  richtige  Behandtong 
des  Verbrechens  sein.  Fitr  diese  letztere  ist  übrigens,  tbeü- 
weise  bereits  durch  die  Qnellen  des  Gem.  R.,  noch  mehr  aber 
dorch  die  neueren  St.  G.  B.»  eine  Trennung  geboten,  jenaeh- 
dem  es  sich  om  falsches  Zei^iss  oder  am  anderen  Meineid 
handelt.  Von  dem  letsteren  ninächst  hier.  I.  Siriinng  im 
Systeme :  Als  Betrag  fassen  ihn  aaf :  Aargan  (ohne  spezifische 
Aaszdchnang)*),  und  St.  GaHen.  Als  dem  Betrage  Terwandte 
Art  der  VermögensbeschÜdigang :  Granbünden.  Als  Veriire* 
eben  gegen  öffentliche  Treue  and  Glaaben:  Zürich,  Luzern, 
Waadt,  Freibarg.  Als  Verbrechen  gegen  den  Staat:  Hasel. 
Ohne  nähere  Gharakterisiraog  der  Stellang:  Tessin,  Schaff- 
haiisen,  Tbnrgaa*).  II.  Begriff:  DcrGemeinr. :  Vorsätzliche 
Verletzung  der  durch  dnen  gerichtlichen  Eidschwur  über* 
nommenen  Verpflichtung  zur  Wahrhaftigkeit  und  Treue,  gilt 
zwar  im  Ganzen'),  aber  überall  mit  einigen  Modificationen. 
Diese  beziehen  sich  darauf,  dass  thciis  auch  ein  anderer  als 
gerichtlicher  Eid,  oder  gar  andere  Handlungen,  die  den 
Eid  überhaupt  vertreten  sollen,  oder  endlich  der  fahrlässige 
Meineid  in  den  Thathestand  mithineingenonimen  werden^), 
ni,  Arten.  Gemeinr.  i.  Meineid  i.  e.  S.  (pcjeratio) :  Rekräfti- 
gnng  einer  hewussten  Unwahrheit  durch  einen  Eidschwor. 
2.  £idesbruc-h  (perjurium  in  sp.):  Vorsätzliche  Verletzang 
eines  durch  den  Eidschwur  geleisteten  Versprechens.  Jener 
besieht  sich  auf  einen  assertorischen,  dieser  auf  einen  pro- 
missorischen gerichtlichen  Eid').  Beide  Arten  finden  sich 
anch  in  den  Schweiz.  St.  G.  B. ;  doch  kennen  (abgesehen  von 


1)  Gan/v  wie  das  Oester.  St,  G.  B. 

2)  Der  religiöse  Charakter  kommt  hiernach  nirgends  mehr  oder 
nur  untergeordnet  znm  Vorschein. 

3)  Mit  Amiidhiiie  von  Aargau ,  wo  d«r  Meineid  «ich  dirstellt  «b 
m  Betrog,  veriUit  «rter  Verlttsttng  der  dnrch  evacm  £id 
noch  besonders  übernomneDen  Verpflichlnng  uae  Trene  nnd 
Wahrhaftigkeit. 

4)  Namentlich  in  Betreff  des  falschen  Zeugn.  s.  f.  §. 

5)  Nach  den  Quellen  ist  jedoch  Streit  darüber,  ob  der  Eides- 
hmcb  allgemeia  zu  bestrafen  seu  Pas  Itom.  R.  straft  ilM  nur 
in  einzelnen  Fällen,  vgl.  1.  41.  C  de  trans.  1.  2.  Cdeindicta 
iriduit.  I.  17.  .C.  de  dignit. ,  und  die  P.  G.  O.  nur  Art.  108 
beim  Brach  der  Urphede,  abgesehen  Ton  dem  im  Art.  68  er- 
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dMn  ffthdiMi  Zeugdic^  stnflbarco .  Eidatbmili  nicht : 
AftTgaa*),  TflMin,  St  Gatten'),  Züridi*),  Wndt  Dagegen 
Venttt  Jjtmtn  (amser  4«n  faftcben  Zmgakae)  nur  Eidcsbnusk. 
^  Der  fiMopsige  Meneid  (i.  w«  S/):  Arn  kenoeii  (abges^n 
Tom  fiüicben  Zengniaie)  tob  den  Sohwviter.  St  G.  B.  bot 
Zvieh  und  Tluii««i«).  IV.  TluilbeatMid  (des  Mebetds  im 
w«  S.,  jedoch  nit  .AmdihuB  dei  .lüSoiidereB  Tliatbett  des* 
felBclMO  Zengnisflee):  1.  Venidieriiiig  einer  (objectiv)  nnweb- 
fen  Xhalsaclie*),  oder  Verletnng  eines  gegebenen  Ver^re- 
ebens.  9.  Gemeinr.  müssen  Vecsidiening  nnd  Verspredien 
TOT  Geridit  abgegeben  sein.  So  andi  naeh  Aaigan,  Tessin, 
Wandt  Nacfc  den  nbrisen  treten  andi  andere  Behörden  hinin'). 
3k  Der  yersiehemde  nnd  Versprechende  mnssten  Terpflichtel 
sein»  nicht  nur  überhanpt.  sondern  anch  gerade  in  Betreff  des 
In  Frage  stehenden,  yersicherten  oder  Tersprochenen  Tha(- 

wähnten  falschen  Zeugniss  (s.  d.  f.  §.)»  und  nur  das  Can.  R. 
stellt  ihn  ganz  dem  Meineide  i.  e.  S.  gleich,  Tit.  X.  de  )ure- 
jur.  Bei  der  religicisea  Auffassung  des  Meineides  ist  die  An- 
nahme der  allgemeinen  9trafb«rkett  des  Eidbmeht  von  Dodrin 
nnd  Praids  gereehtfertigt;  jedenfidb  Übiiffeat  anch  nach  den 
Reicbsgesetzen  über  das  leiehtCntige  Schwören  (ob.  f.  134). 
0  Piu*  Aargau  könnte  Zweifel  sein,  der  indess  fortfallt,  in  so- 
fern es  heisst  (s.  §.  163a):  „wenn  —  wirklich  ein  falscher 
Eid  geschworen  wird'  ;  dies  ist  bei  dein  Eidesbrucbe  nicht 
der  Fall;  bei  demselben  wird  erst  hinterher  ^egeu  den  an 
sich  nicht  falsch  gcschwcnrenen  Eid  gehandelt 

2)  Art.  204 :  ^Wer  mit  Bewusstsein  der  Unwahrhafli|^it  aeiner 
Aussage  einen  falschen  Eid  ablegt^^  u.  s.  w. 

3)  s.  124  spricht  ähnlich  wie  St.  Gallen  (nach  d.  v.  M.)  und  im 
9.  176  :  ^ehauptuDg^. 

4)  Dem  Gemeinen  IL  nnbehannt. 

5)  Ohne  PritrAip,  inso&m  Sie  das  religidse  Element  sq  erheblich 

zurückstellen. 

6)  War  die  versicherte  Thatsaclie  wahr,  der  Versichernde  hielt 
sie  aber  für  unwahr ,  so  ist  nicht  einmal  Conat  des  Meineids 
da.  Gemeinr.  bestritten,  aber  nnr  nm  des  religiösen  Gharak^ 
ters  des  Eides  wiUeii;  bei  dessen  Zirückdräugnng  fülk  der 
Streit  für  die  neueren,  namentlich  ftir  die  Schw.  St.  6.  B. 
fort,  bei  denen  überall  mehr  der  Charakter  des  Falsnms  her- 
vortritt. 

7)  Zweifelhaft  nach  Basel»  das  allgemein  spricht  ^bei  der  Be- 
hörde. Es  wird  daraaf  anhmnMcn  (naeh  Nr.  i  des  Textes), 
ob  auch  andere  als  geriehtliehe  BehMen  devt  Eide  verlangen 
nnd  abnehmen  hnnnen. 
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lunstaiMU»,  eine  irabrliaflte  Venkhennig  oder  Versprechaiig 
abxogeben  4.  Venkherung  und  Veriprechen  müssen  Ge* 
meinrechtlidi  durch  einen  Eid  bekräftigt  sein.  So  auch  nach 
Aargan,  SU  GaUen,  Tesrin»  Zürich,  Lnzem,  Basel,  Schaff- 
bansen, Waadt,  Freibnrg.  Nach  Granbünden  und  Thnrgau 
(hier  jedoch  mit  geringerer  Strafe)  reicht  auch  ein  Handge- 
lübde  an  födesstatt,  und  nach  Thnrgau  zugleich  eine  andere 
BekräiUgung  an  Eidesstatt  aus.  5.  Der  Eid  und  die  an  die 
Stelle  tretende  Handlung  müssen  vor  der  zur  Ab-  oder  An- 
nahme competenten  Behörde  geleistet  sein*).  6.  Sie  müssen 
ausserdem  nach  den  daför  geltenden  Formen  geleistet  sein, 
und  zwar  sowohl  nach  den  gesetzlich  yorgesdiiä»enen^),  ab 
namentlich  der  eigentliche  Eid  auch  nach  den  besonderen  re- 
ligiösen Formen  der  Confession  des  Schwörenden.  7.  Der 
Eid  oder  die  ihn  vertretende  bekräftigende  Handlung  musste 
rechtlich  Ton  dem  Schwörenden  u.  s.  w.  gerade  für  die  ab- 
gegebene Versicherung  oder  Versprechung  gefordert  werden 
können  *),  In  dieser  Beziehung  enthalten  Beschränkungen : 
Luzern  kennt  nur  den  falschen  Versprechungseid,  Tessin, 
Waadt  nur  den  Haupteid  in  einem  Civilprozosso 8.  Der 
Dolus  besteht,  abgesehen  davon  ,  dass  hei  dem  Meineide  über- 
haupt Kenntniss  und  ßewusstsein  der  Bedeutung  eines  Eides 
erforderlich  ist,  hei  dem  Meineide  im  e.  8.  darin,  dass  der 
Schwörende  im  Bewusstsein  von  der  Unwahrheit  seiner  Aus- 


1)  Bei  der  Auffassung  des  Meineides  als  religiöses  Verbrechen 
muss  dies  sehr  zweifelhaft  sein ;  unbedenklich  erscheint  es 
bei  der  Hervorhebung ,  des  Falsums.  Der  Grundsatz  ist  aus- 
dricklick  anerkamit  in  Wudt  189,  FMihurg  152. 

2)  Gemeinr.  bestritten.  Angenommen  yom  Ob.  Ger.  v.  Ziirich 
(Sckanberg  lY.  76). 

3)  Bios  nach  diesen  bei  denjenigen,  deren  Religion  die  Ablei- 
stung eines  foriiilichen  Eides  verbietet:  Wiedertäufer,  Men- 
noniten  a.  s.  \v. ,  bei  denen  dann  strafrechtlich  nur  von  einem 
wirklich  geleisteten  Eide  die  Rede  sein  kann ;  so  ensdrücklicb 
anerkannt  von  Basel  83,  und  Scbaffh.  88. 

4)  Es  kann  z.  B.  von  einer  Partei  hein  Zeugeneid,  keine  Be. 
schwörung  der  Antworten  auf  Satz.stiicke ,  ferner  ein  Hanpteid 
nur  gefordert  werden,  wenn  er  gültig  zu-  oder  zurückge- 
schoben oder  rechtskräftig  auferlegt  war* 

5)  In  Betreff  der  Ausscheidang  des  falschen  Yersprechnngsetdes 
8.  ob.  III.  Gremeinr.  ist  es  (jedoch  bestritten)  gleich j>ülti^ 
ob  Haupt-  oder  Nebeneid  im  (Civil*)  Proxesse  vorlag* 
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sage  schwört;  bei  dem  Eidesbruche  darin,  dass  er  vorsätzHch 
und  im  Bewusstsein  des  geschworenen  Eides  das  beschworene 
Versprechen  nicht  hält.  9.  Die  Culpa  bei  dem  fahrlässigen 
Meineide  besteht  darin,  dass  der  Schwörende  durch  schuld- 
haften Mangel  an  Aufmerksamkeit  (ausdrücklich  wird  Unbe- 
sonnenheit gefordert)  entweder  das  unrichtig  Beschworene  für 
wahr  hielt  oder  dem  geleisteten  Versprechen  nicht  nachkam. 
10.  Vollendet  ist^):  der  Meineid  im.  e.  S.  durch  Beendigung 
der  Nachsprechung  (oder  Nachschreibung)  der  Eidesformel, 
oder  durch  Beendigung  der  an  die  Stelle  des  wirklichen  Eides 
tretenden  Erklärung  einer  anderen  Handlang.  Der  Eidesbrucli 
durch  jedes ,  dem  Versprechen  entgegengesetzte  Handeln  oder 
durch  Unterlassen  des  versprochenen  Handelns,  11.  Der  Ver- 
sach des  Meineides  im  e.  S.  kann,  dort  wo  tum  Anfange  des 
strafbaren  Versuchs  eine  Ansföhrangshandlung  gehört,  begin- 
nen erst  mit  derjenigen  körpeilichen  Handlung,  darch  welche 
der  Eid  wirklich  abgeleistet  werden  soll,  also  darch  Anfhe- 
bang  der  Scbworfinger,  oder  Anfangen  des  Nachsprediens 
oder  des  Niederschreibens  der  Eidesformel*},  Wo  schon 
Vorbereitnngshandlangen  den  Versnch  herstellen,  selbstredend 
schon  froher,  namentlich  unter  Umständen,  schon  darch  das— 
rechtlich  begründete  —  Erbieten  zam  Eide.  Beim  Eidesbrache 
entschdden  über  den  Anfang  des  Versachs  die  konkreten 
Thatsachen ;  er  kann  schon  gleichfalls  |n  dem  Erbieten  zu  dem 
Eide,  oder  aacfa  in  der  geschehenen  Abieistang  selbst  gefon- 
den  werden ;  nie  kann  diese  lor  sich  allein  ihn  herstellen  *). 

V.  Strafe^).  Aargau:  Kettenitrafe  aillialtend  im  2.  Gr.,  und 
wenn  ein  sehr  wichtiger  Schade  verursacht  worden  ist ,  langwierig 
im  1.  Gr.  St.  Galleu :  Zuchthaus  von  1 — 4  J.  and  schwerer  gleich- 
falls  nach  den  Grundsätzen  vom  Betrüge.  Tessin :  Verlust  des 
Actiirbiirgerrechts  nnd  Geldbusse  2. — ft.  Gr.  Zürich:  den  vorsätz- 
lichen traft  Zaehthaiis  bis  zn  5  J.,  den  lUirlMssigen  Geföngniss 
nebit  Basse  bis  zn  900  FT.,  oder  letztere  allein.  Lnzem  beärdü 

1)  Nech  Aargau  gelten  für  Vollendung  und  Versuch  überall  die 
Gmindsätze  fito  ToUtndmig  nnd  Vomeh  des  Betruges.  Aus- 
drücklich soll  der  durch  blosses  Erbieten  zum  Eide  ToUfiihrte 
Betrug  mit  Zuchthaus  zeitlich  im  1.  oder  2.  Grede  bestraft 

werden. 

2)  Gemeinr.  bekanntlich  sehr  bestritten. 

3)  Ueber  die  Theünahuie  am  Meineide  unten  §.  133. 

4)  Gemeinr.  in  der  Regel  Znchtheasstrafe  Ton  mehreren  Jahren» 
beim  Eideibrach  meist  nur  Gefilagnits. 


Digitized  by  Google 


I 


—   4M  — 

aar       iNirsälslidim  «te  fiiluiSsMfQiii  EideahMch  (eorr«) 

mit  14tägigeiii  Gcfangniss  bis  zu  Smonatl.  Arbeitshaus^  oder  mit 
Geldb.  von  /i0  -  300  Fr.  Basel:  Zuchthaus  von  1—4  J.  SchafThau- 
sen  :  Meineid  i.  e.  S.  Arbeitshaus  von  1  —  8  J. ,  Eidesbruch  von 
6  Mon.  bis  zu  6  J.  Diese  letztere  Strafe  soll  auch  den  treffen, 
4er  einen  fthAm  EM  vor  Geridtt  augeboten  hat,  im  Begfifc 
•tmid,  ihn  xn  leisten,  und  ihn  nur  4«rnm  nicht  «ugeschworeB  hat, 
weil  der  GejtJker  ihnerliess*)*  Thnrgan:  1.  Meineid  i.  e.  S.,  a.  vor' 
sätziicher,  aa.  bei  wirklicher  Eidesleistuno  :  Arbeitshaus,  bb.  bei 
Handgeliibde  an  Eidesstatt  oder  Beziehung  darauf :  (lefangniss ; 
b.  fahrlässiger  :  Gefängniss  oder  Geldhnsse  nicht  unter  50  Gulden; 
2.  Eideehnieh,  nnr  vorsützliciier  s  Arbeitihmu.  In  •Uta  Ffillea 
hann  mit  GefSngniss  Geldbusse  und  Entziehung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  verbunden  werden.  Waadt:  Zuchthaus  von  1 — 2  J., 
und  Geldbusse  von  500—5000  Fr.,  und  5 — lOjahrige  Unfähigkeit  zur 
Ausübung  politischer  Hechte  und  der  Zeugenschaft.  Freiburg. 
Meineid  i.  e.  S. :  Zwangsarbeit  von  i—2  J.  and  GeJdb.  von  500  bis 
5000  Fr.  Eidesbmh  t  G^.  von  II  Tagen  bis  Zocfatb.  von  3  Blon., 
oder  Geldb.  von  40—300  Fr.  Graabandea:  Zochth  bis  zu  i  J.  nad 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte;  wenn  aber  Jemandem  er- 
heblicher Nachtheil  an  Leib,  Ehre,  Freiheit  oder  Gut  zugefügt 
worden,  Zuchth.  bis  zu  10  J.,  und  wenn  Jemand  das  Leben  ver- 
loren bat  —  wohl  nar  für  das  fiüsehe  Zeagniis  berechnet  —  bis  ku 
20  J.  VI.  ModÜieattoaen  der  Befbraibn^:  Sehallhaasen:  bei  Wi- 
derruf des  Meineids  i.  e.  S.,  aus  eigenem  Antriebe  und  bevor  noch 
ein  Rechtsnachtheil  für  einen  Anderen  entstanden  ist,  tritt  nur 
Arbeitshaus  2.  Gr.  von  6  Moa.  bis  4  J.  ein.  Thurgau  :  Bei  Wider- 
ruf) gleichfalls  des  Meineides  i.  e.  S.,  bevor  das  betreüende  Ur- 
teil in  Rechtsloall  erwachsen  ist,  kann  bloa  auf  GefÜngaiss  er- 
kannt werden  ^. 

8.  152. 

Besonder«  ralacbea  ZensmlM* 

Das  Rom.  R.  hebt  das  falsebe  Zengniss  —  das  heschwo- 
Tene  wie  unbescfaworere  —  unter  den  falsa  besonders  her- 
vor *),  Nach  dem  Can.  R.  mussle  auch  das  —  beschworene  — 
Zengniss  mehr  unter  den  Begriff  des  Meiuaids  fallen  In 

1)  EvlMihnng  tritt  noch  ein  bei  einem  dorch  solche  Handlangen 
avsgefiihrtan  Betrvffe,  s.  nnt.  ff.  203. 

2)  Gleichviel  ob  aus  eigenem  Antriebe  oder  nicht. 

3)  Vgl.  über  Alles:  Aargau  163  a,  167,  St.  Gallen  204  ,  205,  Tes- 
sin  162,  Zürich  124-126,  Luzern  i.*)?,  Corr.  G.  61,  Schaff- 
hausen  8i,  82,  83 -8S,  Thargaa  279  ,  284—287,  Basel  79,  81 
bis  83,  Waadt  19t,  Freiboi«  156»  339.  Granb.  190. 

4)  T..  1  pr.  ].  37  ad  I.  Com.  de  fiila. 
S}  C.  L  A»  de  erim«  ftdai. 
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den  äfteren  DeaUchen  Recbleii  ÜM  liofa  eiae  gnmMtiiiGte 
UntendieidnDg  zwiBchen  dem  ^  stefi  besdiworeiMB  *  M» 
sehen  ZevgnisM  und  aaderem  Mdiieid»  nicht  aachveieeo* 
läne  richtige  ReehlBaneehaniiog  mmtle  ehtr  schon  irih  dat 
eebwerere  Befilnfong  des  Meehen  ZevgiiiMes  in  Grinnoal» 
meheo,  besonders  wenn  os  gegen  die  ünsehM  abgelegt  war, 
henrormfen  INese  Ansehanong  ging  in  die  P.  6.  Ol  über; 
Sie  erwfihnt  des  Mdneidei  nit  seiner  (bergehrachleo)  Strafe 
überhaopt,  hebt  dann  aber  noch  besonders,  ab  naeb  den 
GnmdsXlien  der  Talioh  la  bestrafen,  das  falsche  eidUeha 
Zengniss  anm  Nachtbeil  eines  peinlich  Angeklagten  hei^ 
Tor An  dieser  Unterscheidang  hat  aoeh  stets  die  spHere 
CSemeinr.  Doctrin  and  Praxis  festgehalten,  das  febehe  Zeug- 
niss  in  peiolichen  Sachen  schwerer  als  anderes  fdsches  Zeug- 
niss  bestrafend,  das  leCttere  aber  ganz  als  Meineid  i«  e.  S* 
behandelnd*).  Die  neueren  St  6.  B.  haben  sich  dem  nir 
mm  Theil  angescUossep.  Einige  gehen  weiter,  indem  sie  ^ 
analog  dem  Rom.  B.  —  fiir  das  felsche  Zengniss  überhaupt 
besondere  Gmndsätie  der  Bestrafiing  gegenüber  den  übrigen 
Arten  des  Meineids  i.  w.  S.  aofiteUen,  Dies  geschieht  anch 
TOn  den  mdsten  Schw.  St..  6.  B.,  wobei  sie  jedoch  immer 
das  felsche  Zengnbs  entweder  ansdrüehlich  als  eine  Art  dss 
Meineides  i.  w.  S.  anfetellen,  oder  ihm  doch  im  Sjstem  die- 
selbe Stellung  wie  dem  Meineide  einräumen.  Nur  Aargaa 
bd^t  das  felsche  Zeogniss  gar  nicht  weiter  und  Zürich  das  in 
CiTilsacben  nicht  .hervor,  steHt  dagegen  das  in  Strafsachen  in 
die  Lehre  von  den  Ehrrerletznngcii  als  y^Verleumdnng*,  wenn 
es  zum  Nacfatheile,  in  die  vom  Betrüge,'  wenn  es  zu  Gunsten 
eines  Angeschuldigten  abgelegt  ist  Graobunden  redet  nur 
besonders  von  einem  felschen  gerichtliehen  Zeugnisse ,  das  — 
ohne  Beei^gung  —  auf  Grund  Ton  Bestecbnog  abgegeben 
worden  ist  Gleicbwobl  mass  es  auch  für  sie  Alle  bezüglich 
des  Begriffs  und  Thatbestandes  ab  eine  besondere  Art  de» 


1)  S»  aach  im  Rom.  R. ,  freilich  anter  anderem  formdlen  Gt~ 

sichtspnDkte,  1.  1.  ad  1.  Com  de  sie. 

2)  P.  G.  O.  Art.  68,  vgl.  Art  107. 

3)  Obwohl  doch  zuweilen  behauptet  wird,  dass  dort,  wo  der 
Zeoge  Tor  der  Abgabe  des  Zeugnisses  vereidigt  wird,  das 
»«ht  unter  den  Art  68  P.  G.  O.  feHeade  lilaDke  Zeagaiss 
aar  als  Bidetbrach  —  gelinder  —  mi  bestrafen  aef. 
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IMieides  im  w.  S.  nntencbieden  werden.  Die  GmndsatEe 
über  fabches  Zeagniss  sbd:  I.  Begriff:  Cremeinr.:  Yorsäti- 
liclie  Verlelziing  der  dorch  eipen  Eid  öbemoiiimeneii  Yer- 
jj^fliebtong  in  einem  fremden  (GiTil-  oder  Griminal-]  Prozesse 
(als  Zange  öder  SachTerstandiger)  vor  Gericht  die  Wahrheit 
auszusagen.  Dieser  Begriff  passt  den  Schw.  Sl  G.  B.  gegen- 
über nnr  noch  iör  das  Bundesstrafrecht').  Am  meisten  naliert 
sich  ihm  Schdihansen:  es  lasst  nur  neben  dem  förmlichen 
Eide  auch  Handgeiübde  an  Eidesstatt  zu«  Waadt  und  Frei- 
bnrg  weichen  dadurch  ab»  dass  sie  auch  nicht  einmal  dieses 
forderen,  sondern  jede  vor  dem  Richter  in  einer  Civil-  oder 
Stra&ache  abgegebene  falsche  ZengeiH  oder  Sachverständigen- 
Aussage  hierherziehen.  St.  Gallen  fordert  wieder  einen  wirk- 
lichen Eid,  lässt  diesen  aber  auch  vor  anderen  Behörden  als 
gerade  yor  Gericht  abgelegt  zu.  Dieses  letztere  auch  Thür- 
gau  unter  Aosdehnaog  auf  Handgeiübde  an  Eidesstatt  oder 
Beziehung  auf  solche.  Zürich  reebnet  dahin  nur  das  vor  einer 
Behörde  absichtlich  oder  fahrlässig  abgelegte  falsche  Zengniss» 
Vorlegen  falscher  Urkunden,  oder  Unterdrücken  von  That- 
sachen,  zn  deren  Aütlbeilung  eine  rechtliche  Verpflicblung  vor- 
banden war,  alles  dieses  aber  nur,  wenn  es  zum  Nacblheile 
eines  Angeschuldigten  (wegen  Verbrechen  oder  Vergehen) 
geschehen  ist.  Tessin,  Luzern,  Basel  ziehen  jede  falsche 
Zeugen-  oder  Sachverständigen-Aussage  vor  Gericht  oder  , 
anderer  Behörde  hierher.  Luzern,  Thurgau  und  Freihurg 
nehmen  ausserdem  fahrlässiges  falsches  Zeugniss  an.  II.  Der 
Xbalbcstand  ergibt  sich  danach  für  die  einzelnen  St.  G.  B. 
TOn  selbst.  Nur  Einzelnes  ist  zu  bemerken:  1.  Als  Subject 
kann  nur  derjenige  betrachtet  werden,  der  ausdrücklich  als 
Zeuge  oder  Sachverständiger  yor  der  Behörde  vernommen' 
ist,  beziehungsweise  als  solcher  vor  ihr  bandelt.  2.  Der  Aus- 
sagende musste  rechtlich  verpflichtet  sein,  über  die  falsch  vor- 
g€i>rachle  'f  halsache  die  Wahrheit  zu  sagen  *),  3.  Die  Aus- 


J)  Es  .spricht  zwar  von  Zeugniss  vor  einer  Bandeshehörde  über- 
haupt ;  das  Gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege  vom  27. 
August  1851  Art.  74  fordert  jedoch  für  Strafs.  ausdrücklich 
die  jedesmakge  Vereidigung  der  Zeugen,  welches  auch  für 
andere  FSlle  die  Regel  win  witd. 

2)  Wer  abo  Thatsachen  verschweigt,  die  ihm  zum  Nachtheile 
oder  zur  Schande  gereichen,  begeht  das  Vfirbrechem  nicht. 
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Safe  moss  öbjectir  fakeh  sem.  4.  Die  faltefae  Aussage  umss 
m  Beriehang  auf  die  Sache,  für  welche  sie  abgegeben  wird» 
>on  Erheblichkeit  sein').  5.  Die  Behörde,  vor  welcher  die 
Aussage  gemacht  worden,  mnss  sowohl  für  die  Sache,  in 
welcher  diese  gemacht  worden,  als  anch  für  die  Entgegen- 
nahme der  Aussage,  nnd  in  sofern  era  Eid  (oder  eidesstatt^ 
liehe  Versichemi^^)  erforderlich  ist,  m  dessen  Abnahme  com- 
pelent  sein*).  6.  Ob  der  Eid,  in  sofern  es  auf  ihn  ankommt, 
▼or  oder  nach  der  Aussage  geleistet  worden,  ist  gleichgültig. 
7*  Der  Dolus  moss  ausser 'dem  Bewusslsein  der  Falschheit 
der  Aussage  noch  das  Bewusstsein  der  Erheblichkeit  derselben 
ISr  die  äehe  enthalten.  8.  Ausserdem  treten,  wo  es  auf 
Meineid  ankommt,  noch  dessen  Erfordernisse  ein'). 

III.  Strafe.  Tessin:  1.  Id  Strafsachen :  a.  Zum  Nachtheile  des 
Angeschuldigten  ^)  tritt  die  Strafe  der  falschen  Anschuldienii*^  ein 
(s.  unt.  §.  15'i).  b.  Zum  Vorlheil  eines  Schuldigen,  aa.  wenn  das 
angeschuldigte  Verbrechen  mit  Todesstrafe  oder  lebensläoglicher 
Zwangsarbeit  bedrohet  war,  ZwangsArbeit  1.  Gr.,  bb.  wenn  mit 
■adereo  Criminalstrafen,  Get  2.  bis  3.  Gr.,  ce,  wenn  mit  corr. 
Strafen,  1.  oder  2.  Gr.  c.  In  allen  Fällen  soll,  wenn  das  falsche 
Zengniss  um  Gewinnes  willen  oder  ans  einem  anderen  schänd- 
liehen  Motive  abgelegt  ist  und  zugleich  grossen  Schaden  ange- 
richtet, Geldbttsse  2.-4.  Gr.  hinzutreten.  2.  In  Civilsachen  Geld- 


Ausdrücklich  anerkannt  in  Waadt  und  Freiburg.  Gemeinr. 
freilieh  streitig.  Mit  Recht  anders,  wenn  de,  wo  der  Meineid 
von  seiner  rel^posen  Seite  anfgefSÜst  wird,  die  Aussage  eid- 
lieh bekrSft^  war.  Waadt  nnd  Freibnrg  schreiben  «osser- 

dem  vor,  das»  kein  strafbares  falsches  Zeu^niss  u.  s.  w.  da 
sein  soll,  wenn  z,u  Gunsten  von  Verwandten  oder  Verschwä- 
gerten in  gerader  Linie ,  Geschwistern  oder  Ehegatten  (auch 
nach  ihrer  Ehetrennung)  falsch  gezeugt  worden. 

1)  Unbedenklich ,  wo  der  Meineid  nicht  blos  nicht  von  seiner 
religiösen  Seite,  sondern  sogar  hanptsächlich  als  Betrug  auf- 
gefasst  wird.  A.nsdräcklich  ausgesprochen  in  Tessin  158.  Es 
ist  danach  die  Streitfrage  zu  beurtheilen,  in  wie  fern  falsche 
Angaben  des  Zeugen  über  seine  persönlichen  Verhältnisse 
(Alter  a.  s.  w.)  als  falsches  Zengnias  anfevfiwsen  sind. 

2)  Gemeinr.  auch  hier  streitig,  s.  d.  v.  §. 

3)  Die  Frage  der  Vollendung  ergibt  sich  von  selbst.  Das»  ein 
wirklicher  Schade  u.  s.  w.  zugefügt  worden,  ist  (ansser  bei 
Aargau)  nicht  erforderlich. 

4)  Eines  Unachnldigen,  sagt  das  Gesetz;  in  Beziehung  anfdas 
snm  Nachthett  eines  Angeschnldigten  Ausgesagte,  ist  dieser 
iauner  naschnldig. 
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bosse  2.-4.  Gr.  St.  Gallen:  Im  AUgcnMine»  wie  4cr  Mcmeidl  i. 

e.  S.  Aasserdem  in  Strafsachen:  1.  wenn  ein  Todesartheil  a.  blos 
ergangen,  Zuchth.,  b.  wirklich  vollzogen,  Zuchth.  v.  20  J.  bis  le- 
bensl.  2.  wenn  eine  andere  Strafe  a.  Mos  erkannt,  Schärfung  der 
Strafe  des  Meineids  durch  Züclitigung  mit  Prügeln,  b.  wenn  auch 
▼irflsogen,  so  trifft  den  fidschen  Zeugen  die  voUxofrene')  Stmfe, 
eventuell  nach  den  Grundsätzen  der  idealen  GoMWenz  der  Verbr^ 
chen.  Zürich:  1.  Vorsätzliches  falsches  Zeugniss  zum  Nachtheil  eines 
Angeschuldio;tcn) ,  a.  wenn  der  Verleumdete,  wenigstens  mit  auf 
Grund  des  talscheu  Zeugnisses,  bereits  uicht  nur  verurtheilt  ist, 
sondern  aaeh  wenigstens  einen  Tkeil  der  Strafe  ausgestanden  bat, 
so  tritt  die  anf  das  angeschnldigte  Verbrechen  (in  abstracto)  en- 
ge drohe  te  Strafe  ein;  b.  ausserdem ')  die  Strafe  des  nahen  Ver- 
suchs des  ans;e  schuld  igten  Verbrerheus,  und  wenn  dieses  selbst 
nur  Versuch  war,  verhällnissniässig  verminderte  Strafe;  c.  wenn 
besonders  Todesstrafe  aa.  zwar  erkannt «  aber  noch  nicht  voll- 
asogen  war,  so  tritt  Zochthans  Ton  5  J.  bis  EettenstraCe  zu  12 
ein;  bb.  wenn  auch  ToUzogen:  so  tritt  bei  Torheriger  Verständi- 
gung Mehrerer  zu  dem  falschen  Zeugnisse  gegen  diese  die  Todes- 
strafe ein^),  ohne  solche  Verständigung  (aher  doch  selbstredend 
wenn  die  Strafe  mit  auf  Grund  des  falschen  Zeugnisses  erkannt 
war)  Kettenstrafe.  2.  Fahrlässiges  falsches  Zeugniss  zum  Nach- 
tbeile  des  Angeschuldigten  trifft  Gefiingniss  bis  zn  6  Mon.  und 
Busse  bis  zu  40O  Fr.,  auch  letztere  allein.  3.  Bei  hinzugetretener 
Beeidigung  kommen  bezüglich  des  Meineides  zugleich  die  Grund- 
sätze von  der  Concurrenz  der  Verbr.  zur  Anwendung.  3.  Vor- 
sätzlich falsches  Zeugniss  zu  Gunsten  eines  Angeschuldigten  trifft 
Crefiingniss  nicht  unter  1  Mon«  nebst  Busse  bis  zu  SOO  Fr. ,  oder 
Zncbthaos  bis  3  Luzem  i  1.  Vorsätzliches  fiUsches  Zengniss 
znmNachth.  n.  s.  w. :  a.  gerichtliches,  aa.  unbeschworoies  Zuchthans 
oder  Kettenstrafe,  beide  bis  zu  6  J. :  hb.  beschworenes  Verdoppe- 
lung der  Strafe;  cc.  wenn  in  Folge  des  falschen  Zeugnisses  eine 
Strafe  über  einen  Unschuldigen  ausgesprochen  und  vollzogen  wor- 
den, so  tritt  diese  erlittene  Stra£»  ein,.fiüls  sie  hSrter  ist;  b.  an- 
dere wissentlich  falsche  Aussagen  bei  von  Amtswegen  von  einer 

0  Von  selbst  versteht  sich,  dass  das  falsche  Zeugnis«  für  Aus- 
sprechuiig  der  Todesstrafe  erheblich  gewesen,  also  zu  der- 
selben wenigstens  bestimmend  beigetragen  habe. 

S>  Nicht  zm  übersehen:  immer  nur  der  bereiu  wirklich  voll- 
zogene Theil. 

3)  Wörtlich:  „Ist  der  Verleumdete  noch  nicht  verurtheilt  oder 
die  Strafe  noch  nicht  an  ihm  vollzogen  worden",  was  zu  a. 
nicht  passt.  Je  unnützer  die  Kasuistik  in  den  G.  B.  ist,  desto 
häufiger  widerspricht  sie  sich. 

4)  Wie,  wenn  nnr  Eine  fiilsche  Zmagieunstikge  da  war?  RidMig 
kann  das  Gesetz  nur  den  Fall  eines  wirklich  anf  solche  Weise 
verüblen  Mordes  im  Auge  haben« 


Digitized  by  Google 


:^  489  - 

eine  Behörde  (corr.)  mit  Gcf.  bis  zu  2  Wochen  oder  Geldbasse  von 
8  —  50  Fr.  2.  Fahrlässiges  (nur)  gerichtliches  (gleichviel,  ob  eid- 
lich oder  nicht)  corr.  Gef  Ins  /ai  i  Mon.  SchaiThausen  straft  wie 
Meineid,  wenn  aber  m  peinlichen  Fallen  in  Folge  des  geri cht* 
Ii  ehern  beeidigten  iUsebe»  Zeugnisses  eine  StMÜs  Über 
TJAsebiildigeii  (s.  ob.)  evsgtspvoebt»  iiv<erdeii,  so  wird  die  von  dett 
Unschuldigen  schon  erlittene  Strafe,  wenn  sie  niebt gelinder  als 
die  Meineidsstrafe  ist,  auch  an  dem  falschen  Zeuges  vollzogen. 
Diese  letztere  Vorschrift  hat  auch  Basel,  das  ausserdem  das  falsche 
gerichtliche  eidliche  Zeugniss  in  Civil'  wie  m  Straffallen 
nut  Eettsa^efe  2.  Gr.  2-- 6  J.,  die  zwer  eidliebe,  aber  niebt 
gnriebtiicbe  Aossi^e  (vor  Behörde)  mit  Znebthans  von  1— 4  J. ,  nnd 
das  weder  eidliche  noch  gerichtliche  Zeugniss  (vor  einer  Behörde) 
(corr.)  mit  Freiheitsstrafe  von  8  Tagen  bis  zu  12  Mon.,  womit 
Stillstellung  im  Activbürgerrecht  bis  avl  4  J.  verbunden  werden 
kann,  bestraft  Tburgan :  1«  Vorsätzliches  falsches  a.  gerichtliebes 
Zengniss  (oder  CSntaebten) :  eidliebes :  Arbeitsbens ,  niebt  eidlicbes: 
Gefilngniss  nicht  unter  2  Hon.  oder  Arbeitshans  bis  za  2  J. ;  in 
einer  Strafsache  besonders  eidliches:  Arbeitshaus  nicht  unter  i  J. 
oder  Zuchthaus  bis  z,u  15  J.,  nicht  eidliches:  Arbeitshaus,  oder 
Zuchthaus  bis  zu.  10  J.,  in  geringeren  Fällen  Gef.  bis  z.u  3  Mon.; 
«urenn  aber  ein  mit  Todesstrafe  (abstrakt)  be4rohetes  Verbrechen 
angesehnldigt  war:  2kiehthans  nicht  unter  10  J.,  nnd  wenn  ein 
Todesurtheil  (auf  Grand  des  falschen  Zeugnisses)  gesprochen 
und  wirklich  vollzogen  worden;  lebenslänoliches  oder  zeitliches 
Zachthaus  nicht  unter  12  J. ,  falls  jedoch  zwei  oder  mehrere  Zeugen 
oder  Sachverständige,  in  Folge  vorheriger  Verabredung  das  falsche 
Zeugniss  (oder  Gntaehten)  in  der  Absiebt  abgegeben  haben,  die 
Todesstrafe  beriieizufiihren ,  Todesstrafe;  b.  vor  anderen  Behör^ 
den  abgegebene  wissentlich  falsche  Angabe  durch  Handgeliil)de  an 
Eidesstatt  oder  Beziehung  auf  dieses  :  Gefangniss.  2.  Fahrlässiges 
falsches  Zeugniss  (oder  Gutachten):  Gef.  oder  Geldb.  nicht  unter 
ISO  GnMen.  Mit  der  Get-Str.  kann  aneb  hier  in  allen  Fitten  (Mdk 
und  Entsiebnng  der  biirgerlieben  Ehrenrechte  ▼arbanden  werden* 
Wandt  nnd  Freibnrg:  Vorsätzliches  gerichtliches  falsches  Zeugniss 
oder  Gutachten  und  zwar  nicht  eidliches,  Irillt,  nach  Waadt 
Zuchlh.  V.  3  Mon.  bis  zu  3  J.  und  Unfähigkeit  zur  Ausübung  po- 
litischer Rechte  oder  eines  Amts  und  der  Zeugenschaft  auf  5  —  10  J., 
naeb  Freibarg  Zwangarbeit  oder  Zwanghansverhaft  von  3  Mon. 
bis  zu  6  J.;  eidliches,  nach  Freiburg  Verdoppelung,  wenn  aber  auf 
Cvmnd  des  falschen  Zeugnisses  u.  s.  w.  wider  einen  Unschuldigen 
(s.  ob.)  eine  Strafe  ausgesprochen  und  vollzogen  ist,  diese  näm- 
liche Strafe  falls  sie  härter  ist  als  jene  Strafe  des  falschen  Zeug- 
nisses;  nach  Waadt  Zuchth.  v.  1— 10  J.  und  lehensl.  Verlust  des 


0  Auch  hier  nur  der  wirklich  vollzogene  Theit,  zwar  nach  den 
Worten  des  Ges.  die  blos  ansgesproehene,  was  aber  nach 
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Activbiireerrechts,  wenn  aber  auf  Grand  des  folfehen  Zeugnisses  a* 

ein  Unsqholdiger  zu  einer  Gefängnissstrafe  von  mehr  als  10  J.  oder 
zu  einer  Zuchthausstrafe  oder  zum  Tode  (blos)  verurtheilt  (rechts- 
luräftig)  ist,  Zuchthaus  von  10—30  J.  nebst  lebeusiaugiicheui  Ver. 
lost  des  Activbürgerrechts  eintreten.  Ausserdem  straft  Freiburg 
Boeh  <Mcli  Luzem)  andere  wissenllieh  falsche  AnzeigeiiL  oder  er- 
forderte Angaben  bei  Behörden  mit  Gef.  bis  zu  15  Tagen  oder 
Geldb.  V.  8  —  50  Fr. ,  so  wie  faln  liissiges  falsches  Zeuf^niss  mil  Gef. 
bis  zu  1  Mon.  Graubündeu:  Es  treten  die  Strafen  der  Bestechung 
ein  (unt.  §.  215) ,  vorbehaltlich  der  schwereren  Strafe  eines  wirk- 
licken Meineids.  Baodesstrafrecht:  6^  und  Geldb.,  wenn  aber  in 
einer  Unters.-Saclie  in  Folge  des  Isischen  Zeognisses  eine  Todes* 
oder  Zuchthausstrafe  erkannt  und  (die  letztere  auch  nur  theil- 
w«^ise)  vollstreckt  worden  ist*):  Zuchth.,  welches,  falls  die  Her- 
heiführung der  Todesstr.  bezweckt  war,  lebeosläncrlich  sein  kann. 
Die  (passive)  Bestechung  von  Zeugen  wird  noch  besonders  be- 
straft (anten  g.  216) >).  lY.  Modificationen  der  Bestrafong:  Luxem: 
Bei  Widerruf  des  falschen  Zeugnisses ,  aus  eigenem  Antriebe,  bevor 
es  eine  Wirkung  gehabt  hatt  *1m  bevor  auf  Grund  desselben  ein 
Urtheil  gefallt  worden,  wenn  es  nicht  beeidigt  war,  Gefängniss 
bis  zu  6  Wochen,  wenn  beeidigt  bis  zu  12  Wochen.  Nach  SchafT- 
hausen :  Arbeitshaus  2.  Gr.  von  6  Alon.  bis  zu  4  J.  Nach  Tburgau 
vrirkt  der  (gleich&lls  aus  eigenem  Antriebe  erfolgte)  Widerruf  der 
nicht  zu  beeidigenden  Angabe  in  derselben  Verhandlung,  der  zu 
beeidigenden  vor  Ableistung  der  Eides  Straflosigkeit  (als  Ab- 
stehen vom  V^ersuch}.  Bei  später  (ebenfalls  freiwillig)  erfolgtem 
Widerruf,  jedoch  nur  wenn  er  vor  Rechtskraft  des  Urtbeils  ge- 
schehen ist,  kann  auf  Geföngniss  erkannt  werden  (mit  Geldb. 
und  Entziehung  der  Ehrenrechte).  Waadtt  Bei  einem  freiwilligen 
Widerruf  vor  eingeleiteter  strafrechtlicher  Verfolgung  kann, 
wenn  ein  Urtheil  in  der  Sache  noch  nicht  ergangen  war,  Straf- 
losigkeit, wenn  dasselbe  aber  schon  ergangen  war,  Verminde- 
rung der  Strafe  um  die  Hälfte  eintreten.  Freiburg :  Wird  die 
Aussage,  bevor  sie  «ine  Wirkung  erreicht  hat  (oben),  wider- 
rufen (freiwillig),  so  tritt  für  das  nicht  beschworene  falsche 
Zeugniss  Gef.  bis  zu  6  Wochen,  liir  das  beschworene  bis  zu  12 
Wochen  ein. 


dm  angenommenen  Grundsätze  der  Talion  keipen  richtigen 

Sinn  gibt. 

1)  „Ein  Angeschuldigter  mit  —  belegt  worden  ist." 

3)  Tessin  158—161,  St.  Gallen  204  -  206,  Zürich  187-190.  255, 
Luzem  153.  153.  156,  Gorr.  G.  58.  60.  62,  Scbaffh.  81^85.  87, 
Basel  82,  Corr.  6.  23,  Thurgau  280—  285.  287,  Waadt  188  bis 
19i.  194,  Freiburg  151—155.336.  338.  340,  Graub.79,  Bundes- 
strafrecht 56.  62. 
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Die  Verleitung  zum  Meineide  wird  Gemeinrechtlich  nach 

den  allgemeinen  Grundsätzen  von  der  Anstiftung  behandelt*]. 

Die  neueren  St.  G.  ß.  haben  sie  jedoch  mannichmal  besonders 

behandeln  zu  müssen  geglaubt.  Auch  iheilweisc  einige  Schw.: 

Waadt,  Freiburg,  Graubünden').    Alle  drei  lassen  iodess 

gleichfalls  die  allgemeinen  Grundsätze  tod  der  AnsUriung  auch 

hier  bestehen  und  verordnen  nur  über  eine  Verleitung,  die 

nach  jenen  Grundsätzen  nicht  strafbar  sein  würde. 

Waadt  und  Freiburg:  Verleitung  eines  Zeugen  oder  Sach- 
▼erstSodigen  zu  einer  falschen  Angabe  in  gericlillicben  An« 

gelegenheiten,  wird,  wenn  die  falsche  Angabe  nicht  erfolgt  ist, 
nach  Waadt  mit  Zuchthaus  von  3  Mon.  bis  zu  1  J.  und  zugleich 
Geldb.  von  50— 1000  Fr  ,  ferner  mit  5  — lOjähriger  Unfähio;Ueit  zur 
Ausübung  politischer  Rechte  und  der  Zeugeuschaft,  nach  Freiburg 
mit  Zwangsarbeit  von  3  Mon.  bis  1  J.  und  zugleich  Geldb.  100 
bia  1000  Fr.  bestraft.  Nach  Graabfinden  soll  |ede  Verleitnng  ta. 
einem  falschen  Eide  oder  falschen  Ilancigclübde  an  Eidesstatt,  in 
sofern  sie  nicht  als  Anstiftung  strafbar  ist^),  mit  Geldb.  bis  zu 
100  Guld.  oder  mit  Gefangniss,  oder  mit  Zuchthaus  bis  zu  2  J.  be- 
straft werden,  womit  Ausschluss  von  öfi'eniiichen  Aemteru  und 
▼om  Stimmen  nnd  Mehren,  oder  zeitlicher  Verlust  der  barg erlichen 
Ehrenrechte  verbunden  werden  kann  4). 


1)  Auch  P.  6.  O.  Art.  107,  dass  der  Anrichter  mit  dem  Falsch- 
schwürer  ^gleiche  peen*  leiden  soll,  wird  in  diesem  Sinne 

aufgefasst. 

2)  Es  erwähnen  ihrer  auch  noch  ausdrücklich  Aargau,  St.  Gal- 
len, Luzern;  die  beiden  letzteren  aber  nur  anter  Aasaprechong 
des  allgemeinen  Grundsatses,  dass  der  „Verleiter  za  diesem 
Verbrechen^'  wie  der  Meineidige  selbst  bestraft  werden  solle. 
Aargan  bestimmt  nur,  dass  der  Betrug  zu  einem  Criminal- 
verbr.  werde,  „wenn  sich  um  ein  falsches  Zeuo;niss,  so  vor 
Gericht  abgelegt  werden  soll,  beworben  wird'^  (§.  164),  wie- 
derholt aber  hierüber  nichts  bei  Bestimmnng  der  eigentlichen 
Strafe  des  Meineides  (i.  168). 

3)  Eben  so  der  von  einem  fiilscben  Eide  bewnsst  g^machle  Ge- 
brauch ,  in  der  Absicht,  Nntzen  daraus  sn  sieben,  q|der  einem 
Anderen  Schaden  zuzufügen. 

4}  Wandt  193.  194,  Freibnrg  i$7,  Granb.  19i. 
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Falsche  Ansclmlilisunip. 

Das  Rom.  R.  bestraft  die  wissentlich  falsche  Aaklag^e 
wegen  eines  JUelicts ,  mit  der  Slrafe  der  Talion  bei  crimina 
ordinarla,  wiflkürlich  bei  crim.  cxtr.  and  deU  priv.  (indest 
bestrillenj  Das  Can.  R.  spricht  allgemein  von  der  Talioo, 
wenigstens  bei  jeder  Criminalklagc  *).  Auch  allere  Germ« 
Rechte  haben  die  Talionsslrafe.  Die  P.  G.  0.  erwähnt  des 
Verbrechens  nicht.  Die  Gemeinr.  Doctrin  und  Praxis  hat  es 
nach  dein  Rom.  R.  aufgenommen,  jedoch  meist  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Fälschung),  und  auf  die  falsclie  Denuncialion 
ausgedehnt,  die  Strafe  der  Talion  jedoch  langst  aufgegeben, 
so  dass  nur  noch  willkürlich  (allerdings  bis  zu  hoher  Zucht- 
hausstrafe) bestraft  wird.  Aehnlich  die  neueren,  auch  die 
Schw.  St.  G.  B.  Diese  gehen  indess  vielfach  über  die  Stel- 
lung im  System  auseinander.  Unter  den  Injurien  führen  das 
Verbrechen  auf:  Aargau,  Zürich  (als  gerichtliche  Verleum- 
dung"), Basel,  SchalTliauscn,  Thurgau,  Waadt,  Graubünden. 
Unter  den  Verbr.  gegen  ofTentliche  Treue  und  Glauben:  Lu- 
zern,  Freiburg.  Als  (qualif.  i  Betrug  (nach  Oeslerr.):  St.  Gallen. 
Ohne  nähere  Charaklerisirung,  aber  neben  dem  falschen  Zeug- 
nisse: Tessin.  T.  Begriff.  Gemoinr.:  Bei  Gericht  mit  der 
Wirkung  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens  angebrachte 
wissentlich  l.ilsche  Anklage  oder  Denunciation  wegen  eines 
Verbrechens  (i.  w.  S.).  Diese  Denunciation  passt  für  kein 
Schw.  St.  G.  B.  mehr.  Sämmtlicb  lassen  sie  auch  Anzeige 
bei  anderen  Behörden  als  Gerichten  zu;  manche  auch  ein  an- 
deres Benehmen  als  Anzeige;  manche  auch  eine  fahrlässige 
falsche  Anzeige;  mynche  fordern  nicht  die  wirklic  he  Einleitung 
eines  Strafverfahrens.  II.  Thiithesland.  1.  (iemeinr.  eine  An- 
klage oder  Denuncialion,  also  jede  Anzeige,  welche  die  Ein- 
leitung eines  Strafverfahrens  bezweckt  und  an  sich  zur  Folge 
haben  kann,  ohne  dass  es  auf  ihre  Form  ankommt'].  So 

1)  L.  f.  f.  1.     &.  1.  3.  ad  Scs.  Tnrpfll.  1.  1.  4.  1.  4.  de  bis  qni 

not.  iDf.  1.  7 — 10.  C.  de  calumn. 

2)  Caus.  2.  qu.  8.  c.  4.  Gaus«  4.  qn.  4.  c.  2.  Gans.  5.  qu.  6.  c.  3. 
c.  5.  X.  de  procar. 

3)  Bei  einer  DeouDciatioa  (wie  hei  Anklage)  wird  der  Zweck 
der  Eiideitaog  eines  Strefvcrfabrena  eosdriiekUeh  ausgespro- 
chen. Es  hitte  keinen  Sinn,  diesen  Anssprucb,  eine  blosse 
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«Bell  nadi  Aargau,  Lme»,  Fre&urg,  Waadt,  wobei  letzteres 
ÜBvtet,  dait  ^Äiifeige  tob  dem  beteeffenden  Beanleo  nach 
VoiscbrKt  der  Str.  Pr.  0.  eDtgegeogeBOMieB  sein  anisie. 
Nach  daa  andere»  reicht  aacfa  jedes  andere  Beoebmen  nns, 
das  arglistig  auf  Herbeiführung  eines  Strafirerfabrens  gerichtet 
mid  4aza  geeignet  ist*).  Zöricb  rechnet  sogar  hieffaer  das 
absichtlicfae  Unterdrücken  von  Thalsaeben,  za  deren  Hitlhtt- 
Inng  rechtliche  Verpflichtung  da  war  und  welche  zur  Rechfc- 
feriigung  eines  nnscholdig  Angeklagten  dienten;  und  Basel 
dasselbe,  ohne  der  rechtlichen  Verpflichtung  za  erwübnen. 
Ein  ähniiches,  bbs  fahrlässiges  fienebniea  lassen  zo:  Zürich, 
Thurgan,  Granbünden.  2.  Die  Anzage  noss  Gememr.  bei 
dem  coropetenten  Gerichte  gemacht  seio.  Nur  Waadt  fordert 
ausdrücklich  eine  competente  Behörde.  Nach  Aargau, 
Lozeni,  Freibnrg  kommt  es  nur  dacauf  an,  dass  die  Behörde 
entweder  selbst  ein  (gerichtliches  oder  TorlSofig  aussergeriebt- 
Kches)  Strafyerfahren  einleiten,  oder  yon  Amtswegen  die  An- 
zeige an  die  competente  Behörde  zur  Einleitung  abgeben 
musste.  Nach  den  anderen  gilt  dasselbe,  sofern  ^  überhaupt 
anf  eine  Anzeige  ankommt.  3.  Sie  wuss  die  Bescfanldigang 
eines  Verbrechens  enthalten  und  zwar  gegen  eine  bestimmte 
(gleichWel  ob  ausdrücklich  genannte  oder  sonst  nur  kenntlich 
bezeichnete)  Person.  Hierbei  sprechib  nur  von  einem  Ver- 
brechen i.  e.  S.:  Aargau  und  St.  Gallen  (s.  jedoch  unt  HI); 
von  Verbrechen  oder  Vergehen  (also  nicht  einfachen  PoKzei- 
äbertrelnngen):  Tessin,  Basel,  Scbafibausen.  Freiburg;  all- 
gemein von  einer  strafbaren  Handlung:  Zürich,  Luzem,  Thor- 
gau,  Graubänden,  wobei  gleicbfalb  an  blosse  Polizeiübertr. 
nicht  gedacht  sein  und  werden  OMg;  iron  letzteren  aber  auch : 
Waadt*).  4.  Die  Beschuldigung  niuss  objecti?  falsch  sein. 
5.  Der  Dolus  ist  (auch  Gemeinr.)  ein  doppelter:  ßewusstsein 
der  Falschheit  der  Beschuldigung,  und  Absicht,  durch  die- 


Fonn,  noeh  btseaders  x«  Ttrhuigen,  wo  die  Anaeige-Mit  deai 
g«|^ründeten  Bewssstsein  gesebichl,  4ms  dar  Zweck  «iotrcten 

werde. 

1)  Tessm  fuhrt  z.  B.  Hinlegen  von  Gegenständen ,  die  den  Ver- 
dacht des  Verbrechens  erregen  können,  an  Jemaaden«  liaus 

2)  Durah  die  ellgsnmtne  HiBweiaang  anf  die  5t  Fr.  O.,  die aueh 
Ten  P«L-Uehartr.  handall* 


Digitized  by  Google 


—   494  — 


sdbe  ein  Strafverfahren  nnd  Bestrafang  *J  berbeiraführen  *). 
6.  Cnlpa  lassen  in  Thnrgan,  ohne  wdteren  Znsatz,  Zürich 
mit  dem,  dass  Unbesonnenheit,  nnd  Graobunden,  dass  diese 
oder  Le^tsinn  da  jsein  müsse.  7.  Vollendung  ist  Gemeinr. 
da,  wenn  wirklich  ein  gerichtliches  StraiVerfalffen  eingdeitet 
ist  Dies  fordern  anch:  Aargau,  St.  Galten,  Tessin,  Lnzem, 
Basel,  Schaffhansen.  Nach  Zürich,  Thurgan,  Waadt,  Grau- 
bünden ist  die  Einleitung  irgend  eines  Verfahrens  gar  nicht 
erforderlich. 

in.  Strafe.  Aargan:  Znchthaos  zeiüxeh  im  1.  Gr.;  wenn  aber 

der  Thäter  eine  dem  Bescbuldigteu  verpflichtete  Person  ist,  oder 
sich  besonderer  Arglist  bedieut  hat,  zeitl.  im  2.  Gr.  Tessin  :  Wena 
ein  Verbrechen  i.  e.  S.  beschuldigt  ist,  tritt  bei  erfolgter  (rechts- 
liräftiger)  Verurtheilung,  eine  um  einen,  wenn  noch  keine  Ver- 
nrtheümig  da  i«t,  eine  um  zwei  Grade  niedrigere  Strafe  ein,  als 
die  des  bescfanldigten  Verbrechens*);  bei  einer  Vernrtheilting  zur 
Todesstrafe  tritt  Zwangsarbeit  4.  Gr.,  und  wenn  sie  Tollstreckt 
war,  lebenslängliche  Eisenstrafe  ein.  Wenn  ein  (corr.)  Vergehen 
angeschuldigt  war,  tritt,  jedoch  in  geringerer  Zumessung,  dessen 
Strafe  ein,  /.ugleich  mit  üf['entlichem  Verweise  nnd  Geldbusse  1. 
oder  2.  Gr.  Speziell  soll  noch  die  &lscbe  Anklage  ohne  ausdrück- 
liche Anzeige  bei  der  Behörde,  so  lange  darauf  keine  Vemrthet- 
lung  erfolgt  ist,  nur  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  vom  Ver- 
such bestraft  werden.  Andererseits  soll  überhaupt  ein<?  besondere 
Versuchsstrafc ,  nämlich  ^ur  öilentlicher  Verweis  eintreten,  wenn 
gar  kein  gerichtliches  Strafverfahren  eingeleitet  worden  ist.  Die 
Zurücknahme  der  falschen  Anklage,  als  solche,  vor  beendigtem 
Verfahren,  hat,  wenn  der  Beschuldigte  noch  gar  nicht  belästigt 
war,  Erlass  der  Strafe,  ausserdem  öflentlichen  Verweis  und  Geld- 
bnsse  2.  Gr.  zwc  Folge.   St.  Gallen:  £s  treten  die  Strafen  des 


1)  Auch  lot/tere:  es  wäre  keine  falsche  Anklage,  wenn  die  An- 
zeige geschehen  wäre,  um  dem  Denunciirten  —  vielleicht  aus 
guten  Motiven  —  die  Veranlassung  zu  geben,  sich  von  einem 
allgemein  gegen  ihn  herrschenden  Verdacht  zu  reinigen. 

2)  Hiedarch  besonders  unterscheidet  das  Verbr.  sich  von  der 
Verleumdung,  die  an  der  Ehre  kränken  will.  Thurgan  hat 
dabei  die  verwerfliche  Vorschrift«  dass  bei  einer  nicht  erwie« 

senen  Beschuldigung  der  Dolus  so  lange  präsumirt  werden 
soll,  bis  der  Ankläger  glaubhaft  nachweisen  kann,  er  habe 

sie  für  wahr  gehalten, 

3)  War  die  Strafe  des  letzteren  nur  Ehrenstrafe,  und  ist  diese 
auf  den  Beschuldiger  nicht  anwendbar,  so  trifft  diesen,  bei 
erfolgter  Verurth.  Zwangparbeit  1.  Gr.»  ohne  solche  Geföng- 
nisa  3.  Gr. ,  in  beiden  FäUen  zogleidi  Pranger. 
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MMneides  und  ItUelieB  Zeugnisses  einf).  Zürich:  Oleielifills  die 

Strafen  des  falschen  Zeagiiisses  in  Stnlwchsii.  Luxem :  Bei  Gri- 
minalverhreclien  Zuchthaus,  und  wenn  es  mit  Todosslrafe  (ab- 
strakt) bedrohet  war,  Kettenstrafe;  ist  aber  eine  härtere  Strafe 
wirklich  vollzogen,  diese.  Bei  corr.  Vergehen  die  (abstrakt)  an> 
gedrohele  Strafe  desselben.  FMiburg:  Bei  Crimittsiverlireeheii 
(wemi  Boeh  keine  StnUe  ToliMCieB  ist),  Znchthans  von  l->6 
sonst  wie  Lasern.  Basel:  Bei  falscher  Ankl.  eines  Verbrechens 

1.  e.  S.  Zuchth.  von  1  —  6  J.,  wegen  eines  corr.  Vergehens  die 
Strafe  des  falschen  Zeugnisses.  Schaifhausen :  Falsche  Ankl.  wegen 
Verbr.  i.  e.  S.  Arbeitshaus  2.  Gr.  von  6  Mon.  bis  6  J. ,  wegen 
eines  corr.  Vergehens  (corr.)  Zndklhans  von  6  Tagen  bis  9  Mon., 
oder  Gefittipuss.  Thoi^n:  1.  YorsitKlielie  fidsche  Anklage:  Ge« 
fangniss  oder  Arbeitshaus  bis  zu  2  J. ;  wenn  aber  ein  Strafver- 
fahren wirklich  eingeleitet  worden,  kann  Zuchtbaus  eintreten; 

2.  fahrlässige:  Gefangniss  bis  zu  6  Mon,  oder  Geldb.  bis  zu  200 
Golden  oder  Mos  gerichtlicher  Verweis.  Waadt:  Geldbasse  bis 
IM  €00  Fr.  oder  Znchthans  bis  x«  10 Mon.,  bei  Anklage  eines  Ver^ 
brechen»,  dessen  höchste  Strafe  (abstrakt)  Zuchthaas  odw  Gefäng- 
niss  bis  zu  3  J.,  oder  eine  schwerere  ist,  Zuchthaus  von  4  IMon. 
bis  zu  2  J.  und  Geldbusse  bis  zu  1000  Fr.  Thurgau :  Vorsätzliche 
tische  Aukl.:  wenn  kein  Strafverfahren  eingeleitet  ist,  Geldbasse 
oder  Gefiingniss,  wenn,  Gefängniss  oder  Zndithans  bis  zu  10  J.| 
wenn  ein  Todesnrtheil  Teranlasst  und  voUstreckt  ist,  kran  die 
Strafe  bis  M  lebenslänglichem  Zuchthavs  ansgedchut  werden.  In 
allen  Fallen  findet  zugleich  Ausschluss  von  öffentlichen  Aemtern 
und  vom  Stimmen  und  Mehren,  oder  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehren  statt.  Fahrlässige :  Geldbussc  oder  Gefäogniss ,  oder  beide 
zugleich*). 

§.  155.  . 

Das  Röm.  R.  bat  viele  Vorschriften  über  Münmrbreeheii. 
Früher  strafte  es  nur  die  Fälschung  von  Mänzeii,  Uknm 
niimariom,  crim.  falsae  monetae'J.  Später  kamen  daneben 
andere  Kncfcsichten  der  Bestrafung  aof;  Constantin  brachte 


1)  Ausserdem  verfällt  aber  allgemein  einer  corr.  Strafe  (wegen 
Betrags):  „wer  sich  wissentiich  einer  laischen  Angabe  gegen 
die  Regierung  oder  eine  gesetzliche  Behörde,  niOndlich  oder 
schriftlich  schuldig  macht'S   Corr.  G.  §.  95. 

2)  Aargaa  142,  143,  St.  Gallen  207,  Corr.  G.  95,  Tessin  150  bis 
157,  Zürich  187—191,  Luzern  154.  155,  Corr.  G.  59,  Basel  135. 
lae,  Corr.  G.  23,  Scbaffh.  135,  Corr.  G.  64,  Thargaa  188  bis 
191,  Waadt  le^,  Frti|Mirg  137*  154,  Granb.  901.  20^ 

3}  Die  1.  Com.  de  fab.  hiess  dsTon  auch  lex  nnmaria. 
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eia  MajesCatSTeilHreeken  Innaii  Noch  nebr  wurde  der  Be» 
gnS  erweitert  durch  Herbeiiteheii  der  slaalsrechtlichen  Ao- 
sicbt  des  Mittelalters,  dass  das  Mänirecht  ein  Regale  sei,  das 
nur  In  Folge  kaiserlicher  Verleihong  ausgeübt  werden  dürfe'}. 
Die  P.  G.  0.  unterscheidet  nach  dem  Allem  mehrfach:  Zu* 
erst  (blos  theoretisch)  drei  FäUe  der  FSlschnng  von  Münien; 
1.  »wenn  eyner  betiieglicher  weiss  ejnes  andern  xeychen  dar- 
anff  schlecht^;  %  i^wenn  ejner  unrecht  metall  darzu  setxt^^ 
3.  ^so  ejner  der  müntz  ihre  rechte  schwere  ge?erhch  be* 
nimmt*.  Sodann  'für  die  Straff nfübrnng:  1,  Wer  folsche 
Münzen  macht  oder  zeichnet  (1.  u.  oben:  Falsehmünzen)» 
oder  wer  solche  falsche  Münze  absichtlich  aufwechseit  und 
wieder  ausgibt,  wird  mit  dem  Feuertode  bestraft  2.  Wer 
der  Münze  blos  ihre  rechte  Schwere  nimmt  [Mün^lschung 
i.  e.  S.);  oder  wer  y^on  habende  ireiheyt  müntite^  (blosse 
Anmassung  des  Münzregals},  soll  (willkürlich}  an  Leib  oder 
Gut  gestraft  werden.  3.  Dieselbe  Strafe  trifft  den,  welcher 
,»eines  andern  müntz  umbreget,  oder  wiederum  in  tiegel  brecht 
und  geringe  müntz  daraus  macht  ,  was  sich  aber  nur  auf  die- 
jenigen, welche  das  Münzregal  besitzen  und  auf  deren  Be- 
amte bezieht*).  Der  Feuertod  ist  schon  lange  ausser  An- 
wendung gekommen.  Die  Gera.  Doctrin  und  Praxis  kennt 
meist  nur  noch  Gorängniss-  oder  Zuchthausstrafe,  in  leich- 
teren Fällen  auch  Geldbussen  Streit  war  immer  über  die 
Stellung  des  Verbrechens  im  System.  Die  älteren  Rechts- 
lebrer  fanden  gewöhnlich  in  dem  Münzverbrechen  Falsum  und 
DTajestälsverbrecben  und  stellten  es  unter  das  letztere,  als 
das  schwerere:  so  Meister,  Quistorp,  Dorn  u.  s.w.  Von 
den  neueren  fassen  es  auf  ab  Verbrechen:  gegen  die  Finanz- 
hoheit des  Staats:  Martin,  Ahegg,  Marezoll;  gegen  die 
aufsehende  Gewalt:  Feuerbacb;  gegen  ÖlTenllichc  Treue  und 
Glauben:  Henke,  Bauer;  unter  doppeltem  Gesichtspunkte 
als  Fälschung  und  als  Verbrechen  gegen  die  Polizeihobeit  und 
danach  trennend:  Heffter.  Die  neuen  D.  und  Schw.  St. 
G«  B.  £usen  das  Verbrechen  hn  Ganzen  nach  dem  Stand- 


i)  L.  8  9.  19  27.  ad  1.  C.  d«  fals.  1.  2.  C.  de  lala.  moB. 
2>  IL  Feud.  56. 

3)  P.  G.  O.  Art.  Iii. 

4)  Das  blosse  Aamumm  des  Münuregals  filk  aui  seit  Aafhortn 
d«s  Dealschsn  Reih  b* 


% 
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pwikle  dm  Gem.  R.  auf,  in  Belteff  der  SteBmg  im  Sytlma 
gleichfilb  lUMmk  scIiwaBkoid.  Von  den  Mm,  tteBai  m 
mitor  die  VeriiredieB  gegen  difontliche  T^ue  und  Glenben: 
Zürich,  Loten,  Waadt,  FMlrarg;  Ühnücli,  nSmlicli  gegen 
den  öflfontlichen  Veriuiiar:  Teflsin;-  ab  Verbrechen  gegen  den 
Staat,  nnd  awar  ohne  speiiellere  Ansieichnang:  Basel,  Schaff- 
iiaasen ;  speriell  anter  die  Verbrechen  gegen  Torbehaltenen 
Rechte  des  Staats:  Aargan,  St.  Gdlea;  ganz  fär  sich  aUeb, 
aber  in  die  Nihe  der  Fülschnng  bringen  es:  Xhargaa,  Gran-* 
bänden.  Gnindsütse  der  Schw.  St.  6.  B.  *):  I.  Begriff.  Ge- 
meinraehflich:  Im  weitesten  Sinne:  VorsÜtiliche  rechtswidrige 
Handhu^^  znr  Tinschnng  Anderer  in  Bezug  auf  gemünztes 
Geld  QUetaDgeM).  Dieser  Begriff  bleibt  für  die  Schw.  St  G.  B. 
Zwar  sollen  nach  St.  Gallen,  Thargan,  Granbonden  die  Straf- 
Torsehrifken  über  eigentliche  Mönzrerbrechen  aach  Anwen- 
dung auf  VerfiUschnng  a.s*w.  yon  Papiergeld  finden;  gleicii- 
wobt  bleibt  immer  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
M nnzrerbrechen  nnd  Verbrechen  bezüglicfa  auf  Papiei^ield  *). 
IL  Thatbestand  überhanpt  (nach  dem  angegebenen  Begriffe  im 
w.  S.):  1.  Gemönites  QM,  Geld  nberiianpt  ist  jeder  Gegen- 
stand, der  in  einem  Lande*]  onter  ansgesprodiener  oder  still- 
schweigender AutoritSt  der  Staatsregiemng  als  «m  aUgemebes 
Tanscbmiltel  des  Verkehrs  gilt  Als  gemünztes  Geld  bezeichnet 
man  dieses  Tauschmittel ,  wenn  es  ans  Metallstücken  besteht, 
die  io  ihrer  Form  ein  allgemein  anerkanntes  Zeichen  ihrer 
Geltung  (unter  der  Aulorität  des  Staats)  tragen,  a.  Gleich- 
gültig ist  die  Art  des  Metalls^),  b.  Ferner,  ob  es  in-  oder 
ausländisches  ist,  wenn  es  nur  im  Lande  ab  Qeld  güt  (Coors 


1)  Dm  BnndesgesetK  über  das  Eidgem  lfan£wes«ii  enthält  über 
Münzverbrechen  nichts,  lässt  also  die  Kuit.-St.-(]res«tzge- 
bangen  darüber  bestehen. 

2)  Einerseits  bezüglich  des  Münz  reg  als,  andererseits  in  sofern 
der  Stoff  der  Bittnzen  «Is  solcher  in  der  Regel  einen  grösseren 

.   odw  geringeren  Werth  hnt,  des  Papier  nicht. 

3)  Hiebt  immer  noth wendig  in  dem  ganzen  Staate;  an  den  Gren- 
zen gellen  oft  IMünzen,  die  in  anderen  Theilen  des  Staats 
nicht  gelten  (oft  gar  gesetzlich  so). 

4)  Das  Rüm.  R.  straft  nur  das  Nachmachen  goldener  Münzen 
mit  dem  Fenertode,  1.  8.  9.  pr.  ad  1.  Corn.  de  fids.  1.  2.  C. 
eod, ;  einige  Rechtslehrer  wollen  daher  andi  dieselbe  Strafe 
dr  P.  G.  O«  daran!  beschränken. 
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bat),  c.  Ebenso,  ob  der  Com  too  der  Staatorogieraiig  an«» 
drückfich  oder  stillschweigend  aiierkeimt  ist;  nur  Betel  for- 
dert  ansdräcUiche  AnerkeDnaog  »Termüge  obrigkeitlielier  Vi»w 
ordawigett^  iL  Awgesoblossen  siod  dagegen  ausser  Conrs 
geseUte  (venrnfiBae)  Münssorlen,  so  wie  SehamünaeB,  Bl^ 
daillen,  RecbeapfenDige  *).  e,  Podtir  siad  dem  geMoastett 
GeUe  gleiekgestelk;  nacb  St  Gallen  »die  als  Münze  gelleae 
den  Greditpapiere  eines  Staats  ^  nach  Tkiirgaii  »Baakaolea*, 
nach  Granbäaden  allgemein  )»Papiergeld'^,  voraasgesetzt  natör- 
Uch  überall  das  Coarshaben  im  Kanton.  Bei  der  Singalarität 
dw  Vorscbriftoo  sind  sie  streng  nach  ihrem  Wortsinne  aii 
3iwstchen').  2.  Eine  Handlung,  durch  welcbe  in  Beziehang 
anf  Geld  eine  rechtswidrige  Tuuschung  hervorgebracht  wer- 
den soll.  Von  welcher  Art  die  liaadlung  sei,  ist  gleicbgültag; 
darch  die  Verschiedenheit  derselben  werden  nur  verschiedene 
Arien  der  Münzverbrechen  gebildet.  3.  Bechtswidrigkeit  der 
Handlung  *).  4.  Eine  Tauschung  in  Bezug  auf  gemünztes  Geld. 
Die  Verschiedenheit  derselben  ist  nnr  wieder  erheblich  für  die 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Artf^n  der  Münzverbrechen. 
5.  DoluSy  einerseits  ßewusstsein  der  Unrechlmässigkeit  der 
Handlung,  andercils  Absicht,  auf  rechtswidrige  Täuschung 
gerichtet.  liL  Arten  der  MüniYerbrechea.  Die  Schw.  St. 


1)  Zweifel  küiiBt«  entstehen  für  Waadt,  das  Ton  »coars  I^gal<* 

spricht,  worunter  aber  auch  der  stillschweigend  anerkannte 
verstaudea  werden  Kann.  Einen  anderen  Zweifel  bietet  Aar- 
gau dar:  es  spricht  von  Fäi&cbuno;  „nach  einem  in  was  immer 
tat  emeai  Staat  gangbaren  Gepräge*;  indess  gerade  wegen 
dieser  AUgemeinhett  hätte  die  Vorsehrift  gar  kein  Sion,  sie 
würde  sich  auf  Münzen  in  China  etc.  erstrecken ,  wenn  sie 
nicht  durch  das  Erforderniss  des  inländischen  Gurstrens  be- 
schränlvt  würde;  s.  unt.  Anm.  Nr.  2.  zu  diesem  g. 

2)  An  und  mit  ihnen  kann  nur  ^ewohnl.  Betrug  oder  Fälschang 
begangen  werden,  ausgenonnen  netürlicb,  wenn  ibnen  des 
Gepräge  echter  Münzen  gegdben  würde. 

3)  Auch  nech  Graab.  können  also  nicht  hierher  gehören  Actien 
oder  andere  auf  jeden  Inhaber  Untende  Docwnente,  Schnld- 
urkunden,  Quittungen  u.  s.  w. 

4)  Danach  können  Münzbeamte  «U  solche  eigentliches  Falsch- 
avilnsen  nnr  durch  FSlselrang  des  Warthes  der  MÜBsen  ver^ 
vben.  Nicht  mit  Unrecht  sagen  danach  Zürich,  Luxem,  Frei- 
bur^:  ,,Wer  Münzen  verfälscht,  oder  onbelugter  Weise  nach- 
macht''. Vgl.  noch  St.  GaUea  129. 
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G.  B.  unterscheiden  sÜmmtlicb»  wenn  gleich  nicht  immer  für 
die  Strafabslufung,  das  eigentliche  Falschmünzen  und  die 
Münzfälschung,  gebrauchen  indessen  nicht  immer  diese  Aus« 
drücke,  sondern  meist  nur  den  letzteren  allein.  Ausserdem 
wird  noch  besonders  hervorgehoben  das  wissentliche  Ausgeben 
Allscher  Münzen ,  bald  mit,  bald  ohne  Unterscheidung,  ob  es 
im  Einrerständnisse  mit  dem  Falschmünzer  geschehen  sei  oder 
nicht,  immer  aber  mit  der  Unterscheidung,  ob  die  3Iünzc 
als  falsche  wisiesCiich  «der  unwissentlich  angenommen  war. 
A,  Das  Falscbmöazan:  Das  Anfertigeo  falscher  Münzen.  Es 
bat  (ausser  den  attgemeineD  Erfordernissen  aimmtUcher  Munz- 
terbrechen)  folgende  besondere:  1.  Es  muss  eine  im  Lande 
Com  kibendn  Münze  selbstständig  angefeHigt  s^n.  2.  Din 
Art  4ttr  Anfertigung  ist  gleicbgüiüg:  Sdblagen,  Prägen,  Gies** 
«M  tt.  I.  w.  sin  bit  nnch  «bigen  St  G.  B.  nnT  Einflosi 
auf  die  StnfeMttlbnf .  8.  0in  Bfiliiie  mm  niae  fidtche  sein. 
lUnran  ivM  nnr  trfordert,  dam  sin  nben  (von  dem  NiMin« 
redMigten]  als  eine  eehln,.  also  mit  dem  2nidhen  (Stempel) 
ciiier  ncbinn  angefertigt  ist»  HinfM  ist  tn  bencblen:  o.  Einer- 
seits kann  Falmshminien  nicbt  sein  du  Anfertigen  von  Mtin« 
len,  die  gar  kein  Gepräge  einer  Gours  iiabenden  tragen; 
h,  andcremeits  kann  aber  aticb  niobt  voRstiindige  Ueberein« 
sümamg,  mit  dem  Gepräge  der  echten  Jürnie  gefordert  wer^ 
don,  iondetn  nur  eine  aolelie  Afbnüehkcit,  die  für  gawöbn- 
Holl  1  die  com  Thatbestandn  des  Varbrecbens  gehörige  Tän- 
acbttng  faervortnbringen  gneignet  ist.  4w  Ob  die  faiacbe  Müntn 
einen  geringeren  (inneren]  W^rtb  iMt,  ab  die  nachgnmacbta 
eebtn,  oder  einen  glaicben,  oder  gar  einen  höberen,  ist  gleiob« 
giltig*):  as  ist  immer  «in  Eingriff  in  das  Mfinaregal  nnd  in 

1)  £s  gehört  hierher  auch  das  Verändern  einer  verrufenen  Münze, 
in  einer  Weise,  dass  sie  einer  karsirenden  gleicht:  ob  einem 
Knopf,  odov  «aar  saleban  «Msar  Goora  gasatetin  Kiaaa  dfe 
Präge  einer  geltenden  gegeben  wird,  ist  gleiabgSltig»  S*  ja« 

doch  unten  B. 

2)  Eiue  Fälschung  so  roh,  dass  sie  im  gewöhnlichen  Vermehr 
gar  keine  Täuschung  hervorbringen  könnte,  sondern  nur  bei 
Personen,  die  aasserbalb  eines  solchen  stehen,  würde  niebt 
hierher  gehdren.  Nar  so  kann  die  Tursehrift  von  Lazem  14i 
und  Fraänrg  id7,  trenn  dort  von  einem  nicbt  ^oscbcnden 
Ansehen  gesprochen  wird,  verstanden  werden. 

3)  Ausdrücklich,  dass  sogar  ein  höherer  Werth  das  Verbrechen 
nicht  ausschliesst,  sagen  Tessin  und  GrauJiünden. 
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sofern  eine  ßenachtheiligung  des  Verkehrs  da ,  als  die  Münzen 
ihren  Preis  nur  durch  die  Autorilät  des  Staats  haben.  5.  Der 
Dolus  muss  nicht  blos  auf  das  Anfertigen,  sondern  zugleich 
auf  das  Ausgeben  gerichtet  sein  (folgt  aus  dem  allgemeinen 
Erforderuiss  des  Dolus  auf  rechtswidrige  Täuschung).  Eine 
gewinnsüchtige  Absicht  kann  nicht  für  wesentlich  erforderlich 
erachtet  werden.  6.  Gemeinr.  wird  (weil  zugleich  Betrug  vor- 
liegt) das  wirkliche  Ausgeben  (Verbreiten)  der  falschen  Münze 
gefordert.  Von  den  Schw.  St.  G.  B.  fordern  dies  nur  Zürich 
und  Graubünden ;  Waadt  fordert  einen  Versuch  der  Verbrei- 
tung, Thurgau  blos  die  Absicht  derselben.  Die  anderen 
schweigen  über  das  Verbreiten  ganz,  woraus  indcss  weder 
folgt,  dass  das  Ausgeben  zum  Thatbestaude  gehöre,  noch  an- 
dererseits, dass  keine  Absicht  zum  Ausgeben  da  sein  müsse. 
B.  Münzfälschung  i.  e.  S.:  Das  widerrechtliche  Verändern 
einer  Cours  habenden  echten  Münze,  in  einer  Weise,  dass 
ihr  ein  höherer  Werth  beigelegt  wird ,  als  den  sie  repräsentirt. 
Besondere  Erfordernisse  sind:  1.  Eine  echte  und  zwar  cur- 
sirende  Münze.  PosiÜY  bringen  St.  Gallen,  Zürich,  Luzern 
und  Freiburg  auch  Terrufene  (ausser  €our$  gesetzte)  und  so- 
gar oneciite  Münzen  hierher,  worin  ein  Prinzip  nicht  zu  er- 
keaneii  ist').  2.  recfatswidrige  Veränderung  an  der 
Münze  selbst,  in  welcher  Art,  ist  gleichgültig:  Vergolden, 
Versilbern,  Ausradiren  oder  llinzafügen  tod  ZaUen  oder  an- 
deren Werthzeicheo,  Beschneiden  n.  s.  v.  S,  Durch  das  Ver- 
ändern muss  bewhrkt  sein,  dass  die  Münze  einen  geringeren 
Werth  hat,  als  sie  entweder  nach  ihrer  echten  Präge,  oder 
nach  der  Veründernng  repHlsentiren  soll  (Beilegung  des  Scheins 
eines  höheren  Werthes,  als  zu  wehshem  sie  ausgeprägt  ist, 
materielle  Verringerung  dieses  Werthes)  4.  Hieranf  (nnd  zu- 
gleich auf  Ausgeben)  muss  der  Dolos  gerichtet  sein.  5.  Zur  Voll- 
endung gehört  Gemeinr.  auch  hier  wirkliche  Verausgabung.  So 
auch  nach  St.  Crallen*),  Zürich,  Luzern,  Thurgau,  Freiburg, 


1)  Wegen  den  Tvrrafenen  Hünzen  $*  vw,  Seite,  Note  1;  das 
dort  Bemerkte  muss  nm  so  mehr  für  unechte  gelten. 

2)  Bezüglich  der  so  gefälschten  vernafenen  und  arsprttnglieh 
unechten  Müny.en  ergibt  sich  das  correspondirende  Erlorder- 

niss  von  selbst. 

■3)  Es  ergibt  sich  dies  daraus,  dass  ein  verursachter  Schade  ge- 
fordert wird. 
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Granbvnden  (die  andem  sehweigen) C.  WiSMiitlidies  Aus- 
geben fidffehen  Gddes.  Besselbe  könnte  nach  allgemeinen 
OnmdsäUen  nur  unter  den  Begriff  der  Tbeilnahme  (Beihiilfe, 
wenn  vor  der  F^lachong  ver^rodien,  sonst  Begnnatigung) 
fallen,  wenn  sie  im  EinTentündnisse  mit  dem  Fälsdier  ge- 
schehen, sonst  nnr  unter  den  des  Betmges.  Die  P.  G.  0.  be» 
straft  das  absichtliehe  Einwechseln  nnd  Wiederansgeben  fal- 
scher Münzen  gleich  dem  Falschmünzen  selbst  (init  dem  Fener- 
tode).  Die  Gemeinr.  poctrin  nnd  Praxis  pflegt  diese  Voi^ 
Schrift  nnr  Ton  solchem  gewerbmassigen  Einwechseln  n.s^w. 
sa  yerstehen,  ohne  Unterscheidung,  ob  es  im  oder  ohne  Ein- 
▼erstandniss  mit  dem  Fälscher  geschehen  ist.  Anderes  Aus- 
geben bestraft  sie  dann  entweder  ab  Theilnahme  oder  als  eb- 
Inchen  Betrag.  Die  neueren  St.  G.  B.  pfi^en  anders  zu  unter- 
scheiden, und  dabei  strenger  aufzufassen.  Die  Schw.  untei^ 
scheiden:  1.  ob  das  falsche  Geld  als  solches  wissentlich,  %  oder 
nicht  wissentlich  (also  als  echtes)  angenommen  war.  Zu  2.  • 
wird  als  einfacher  Betrug  oder  sonst  ab  corr.  Vergeben  auf- 
gefasst  Zu  1.  wird  gewöhnlich  weiter,  untersebiedeii:  ob  die 
Annahme  a.  im  oder  h,  ohne  EiuTerstandniss  mit  dem  Münz- 
fälscher (i  w.  S.),  im  letzteren  Falle  auch  wohl,  ob  mit  oder 
ohne  gewinDsüchtige  Absicht,  geschah.  Für  beide  Fälle  wer- 
den besondere  Strafen  aufgestellt,  für  a.  entweder  schwerere» 
oder  es  werden  die  Vorschriften  von  der  TheilDahme  ange- 
wandt. Auf  ein  absichtliches^  gewerbliches  oder  nicht  ge- 
werbliches ,  Einwechseln  kommt  es  dabei  nicht  an ;  eben  so 
nicht,  ob  das  Geld  falschgcmünztes  oder  sonst  gefälschtes  war. 
Die  weiteren  Erfordernisse  ergeben  sich  yon  selbst.  Voll- 
endung ist  durch  Ausgeben  der  Münze,  auch  nur  in  Einem 
Falle,  Torbanden.  Ueber  die  emzelnen  St.  G.  B.  unter  der 
f.  Nr. 

IV.  Strafe*):  A.  Des  Falschmünzens ;  Aargan :  Kettenstrafe, 
anhaltend  im  2.  Gr.   St.  Galien :  Zuchth.  von  1  —  4  J. ,  bei  einem 


4)  Nach  St.  Gallen  mnss  noch  besonders  der  Betrag  des  ge- 
fälschten Geldes  25  Fr.  übersteigen;  bis  zu  diesem  Betrage 
ist  nur  qualitic.  Betrug  da,  Art.  201. 

2)  Zürich  hat  zugleich  die ,  sich  freilich  Toa  selbst  Terttehende 
Vorsehrift,  dass,  wenn  das  Mfiazverbrechen  zugleich  als  Be- 
trag schwerer  zu  ahnden  sei,  diese  schwerere  Strafe  eintre- 
ten, und  dabei  das  Münzveri».  als  ^schweraagegrwid  gelten 
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Betrage  von  25  Fr.  mit  körperlich  Züchtigung  geschärft, 
Xessin:  Wenn  die  falsche  Münze  den  inneren  Werth  der  echten 
hat,  Strafarbeit  1.  Gr.,  wenn  nicht,  2.-4.  Gr.,  nebst  Geldbus&e 
3.-5.  Gr.  Zürich  :  Bei  einem  Prägen  Zuchth.  von  5  J.  bis  zu 
Eettenstrafe  von  10  J. ;  bei  Gi essen  Zm»]itlia«s  Luzem:  Wenn 
•in  Betrag  nicht  über  SO  Fr.  utfiOanht  ist,  ZnehduuR  von  2^ 
wenn  mehr,  Kettenstrafe  von  &<-lO  I,  Basel}  Kettenstrafe  2.  Gr. 
von  4 — 8  J-,  und  wenn  Verbreitung  erfolgt  ist,  von  6—12  J.  Sehaff- 
hausen :  Kettenstrafe  von  2  —  8  J,  Thurj>au :  Arbeitshaus  nicht 
unter  1  J>  oder  Zuchthaus  bis  zu  6  J. ;  bei  erfolgter  Verausgabung 
ArbeitslMu  Ten  3  J.  bis  Znditbaas  z«  12  J.  Bei  nnbedeatea^n 
Betrage  kann  unter  die  Miniinn  beainle*ge|6angen  werden.  W«a<U> 
1.  Wenn  inländische  Münze  gefiiUeht  war :  Zucbtbans  von  l->6  J.» 
wenn  aber  die  falsche  Münze  nur  gegossen  war,  von  3  Moii.  bis 
za  3  J.;  2.  wenn  ausländische,  die  Hälfte  der  genannten  Strafen» 
3.  Bei  Verbindung  zu  Falschmünzerei  zum  Zweck  der  Verbrei- 
tnng  4w  Mseben  Mfiezc  im  Kanton,  ftn4et  Verdoppelung 
Strnfiin  statt.  Freibarg:  Wenn  der  Beirag  nicht  über  80  Fr.> 
Zwangsarbeit  von  2—8  J.,  wenn  mehr,  von  5—10  J.  Graubünden: 
Zuchthaus  von  i  ■— 10  J.,  nebst  Ausschluss  von  öffentlichen  Aem- 
tern  und  vom  Stimmen  und  Mehren,  bei  Kantonsfremden  aber 
nebst  zeitlicher  oder  lebenslfinglicher  L^ndesvcnreisnng.  B.  De* 
MttnittUebens  kn  e»  S. :  Aargen:  Zaebtbans  1.  Crrv  Tessint  Bei 
einem  Betrege  bie  na  10  Fr.  Geldbusse  1.  —  2.  Gr.,  von  über  10 
his  50  Gefängniss  und  Geldbusse  2.  Gr  ,  bei  höherem  die  Strafe 
des  Falschmünzens,  St.  Galleu  :  Bei  einem  Betrage  von  mehr  als 
25—100  Fr.  Zuchth.  von  1—4  J.,  bei  höherem  geschärft  mit  körper- 
Kcber  Zttebtigung.  Zürich :  Znchtbans  bis  zn  I  J. ,  »bei  geringerer 
QdXbrlkhkeit**  Geiangniss  nicbl  nnter  2  Wochen*).  Lazere? 
Znehthaua  bis  sn  %  J.  Basel :  Zuchthaus  Ton  i«*4  J.  Schaffbai»* 
sen :  Arbeitshaas  von  6  Mon.  bis  zu  A  J.  Thuro[au  :  Arbeitshaus» 
bei  unbedeutendem  Betrage  Gefangniss  und  Gddbussc.  Waadt: 
Geldbasse  von  50— iOOO  Fr.,  oder  Zuchthaus  bis  zu  2  J.  Freiburg: 
Zwangsarbeit  bis  zn  4  J.  G.  (Selbstständiges)  Verbreiten  ftilschen 
Creldes.  Die  einselnen  St.  G.  B.  heben  nur  folgende  Falle  beson- 
ders hervor,  so  dass  abo  in  dea  nicht  hervorgehobenen  die  allge- 
meinen Grundzätze  eintreten  (oh.) :  Aargau :  Verbreiten  im  Ein- 
varständnisse  mit  dem  Falschmüja^i^r     e.  S. ;  dije  Strafe  ist  die 


solle.  Hess  überall  Confiscation  des  falschen  Geldes  ond 

der  Instrumente  zur  Fälschung  eintritt,  versteht  sich  von 
selbst.  Nach  Basel  loUen  bei  Münzverbrechen  i.  e«  S*  Fronde 

auf  iO  — 20  J.  des  Landes  verwiesen  werden. 
O  Bas  Ausciiailen  von  Stempeln  »der  anderen  Instrumeuten  zur 

^ftbmng  dae  Vevbnecbm  wnni  «bnn  als  anbm  Yerancli 

betrachtet. 

2)  Auch  hie»  güi  dn«.  Ansebafilen  vnn  ImtrwwHi»  als  naber 
Vfüsnek 
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dei  Falt€liBiSii*cM ;  tHun  aMkw  EiofWtlihidsiMi  StMfe  dtt  Be- 
trugs «U  Verbr.  i.  e.  S.  (irott).  9t.  Gallvn  verordnet  misdrticMiob 
die  Anwendung  der  allgemeinen  Vorschriften  über  Theilnahme^, 
beziehungsweise  Betrag.  Tessin :  Verbreiten  im ,  vor  der  Fäl- 
schung stattgefandenen  £kDver5täadnis5  mit  dem  Falscher  trifft  die 
Stmfe  des  Letxt^ifB.  Wiedenrasgebe  toh  alt  eeht  MigeiKMUitii«ni 
felecfaeu  GeMe:  l»ei  einem  Betrag«  bi«  29  P^.  CMdb.  1.,  bei 
boberem:  2.  Gr.  Züricb:  <.  Verbreitung  im  Einverständnisse  mit 
dem  Falschmünzer  i.  e.  S.  trilTt  die  Strafe  dieses  Letzteren.  2.  In 
gewinnsüchtiger  Absicht  geschehenes  absichtliches  Einwechseln 
und  Ausgeben  überhaupt  gefälschten  Geldes,  ohne  £inverstäu<lnisc 
mit  dem  Fäkcbert  Zscbibana  bis  sn  3  J.  oder  Gcfilngniae,  md 
Mgleieb  Geldbasse  bis  %n  1000  Fr.  3.  Wiederausgabe  von  als  echt 
«ngenoinnienem  falschem  Gielde  :  Gcf.  bis  zu  1  Mon.  oder  Basse 
bis  zu  lOOöFr. ,  oder  beides  verbunden.  Luzern  :  1.  Schon  die 
Annahme  überhaupt  falschen  Geldes  zum  Zweck  der  Verbreitang, 
im  BiMventSndnisse  mit  dem  Fälscher  i*  w.  8.,  tr^  die  Straf« 
de»  Letzteres.  2.  Twbretten  obne  EinverstSndntss  mit  dem  Fibidtor, 
aber  Ul  n^innsüchtiger  Absicht,  trifft  (corr  )  Arbeitsbaas  TOn  3 
Mon.  bis  zu  1  J.,  bei  mildernden  Umständen  Gefängniss  bis  zu  3 
Mon.,  oder  Geldbusse  bis  zu  200  Fr.  3.  Zu  3.  bei  Zürich:  Gef. 
bis  zu  1  Mon.  oder  Geldb*  von  4  —  100  Fr.  Basel:  1.  Ebenfalls 
•cbo»  die  AsBahme  som  Zweck  der  Verbreitmigr*),  im  Sinver- 
atttadniMe  aber  nor  mit  dem  Palsebraflaser  i.  e.  S. :  Kettenstrafe 
2.  Gr.  von  3—8  J.  2.  Verbreiten  überhaupt  falschen  Geldes  ohne 
Einverständniss  mit  dem  Fälscher  (corr.)  Geldbusse  bis  zum  sechs- 
fachen Betrage  des  vorgegebenen  Werthes,  womit  Freiheilsstrafe 
van  1  Tage  bia  za  6  Mon.  verbunden  werden  kann.  SebaAaaaam: 
I.  Im  PaUe  1  zu  Baael  Arbeitsbnaa  von  1  —4  I.  9.  Im  Fatto  f  ztt 
Basel :  (corr.)  Gddbnsse  zum  sechsfachen  Betrage  des  ausgegebe- 
nen Geldes,  womit  Zuchthaus  oder  Gefängniss  von  8  Tagen  bis 
1  Mon.  verbunden  werden  kann*).  Thurgan  :  1.  Verbreiten  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Münzfälscher  (i.  w.  S.)  :  die  Strafe  des  Letz- 
tere»» 2.  Wieder aasgabe  von  ab  eeht  eingenommen»  Mschnt 
Geldes  Gce  oder  Geldb.  bis  z«  90O  Old.  Waadl:  1.  Scfaoftdie  A»^ 


0  Dies  kann  zweifelhaft  sein.  Art.  131  verweiset  bezüglich  <ler 
Verbreitung  im  Einverständniss  mit  dem  Münzfalscher  auf  die 
Vorschriften  von  Bestrafung  der  Nebengehülf^n.  Dies  kann 
auch  so  verstanden  werden»  als  wenn  auch  die  nicht  vorher 
dem  Fileeber  zugesagte  Verbreitong  als  Beibfllfe  beattaft  wer- 
den solle;  dies  wäre  aber  anomal  nni  bürter» 

2)  Das  Gesetz  ist  dunkel:  Wer  —  »zu  verbreiten  auf  sieb 
nimmt*;  man  könnte  schon  die  (nach  der  Fälschung  ge- 
schehene) blosse  Zusage  dahin  rechnen;  es  wSre  die  härtere, 
und  darnm  nickt  gerecbtfnrtigte  Aasfe«^ng. 

J>  Die  bMre  Stnlh-  des  Cr.  G.  B.  f|.  ^9»  168  ist  adjgebobea 
dmrcb  daa  Gbrr;  6.  f.  9t.      indeaa  Mrt  f.  S03. 
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nähme  des  falfchgemönzten  (i.  e.  S.)  Greldes  zum  Zweck  der  Vet^ 
breitnng  trifft  die  Strafe  des  Falschmünzers  (i.  e.  S.)  ,  and  bei  Ver- 
bindung Mehrerer  /.um  Zweck  der  Verbreitung :  Verdoppelung  der 
Strafe.  2.  Wiederausgabe  von  als  echt  angenommenem  falschem  Gelde: 
Geldb.  bis  SO  Fr.  oder  Znehtb.  bis  15  T.;  beim  Rückfall  und  wenn 
die  verausgabte  Summe  20  Fr.  oder  mehr  beträgt,  bis  zu  200  Fr. 
oder  /u  6  Mon.  Zuchthaus.  Freiburg :  Wörtlich  nach  den  Unter- 
scheidungen von  Luxem:  zu  1.  die  Strafe  des  Falschers,  zu  2. 
Zuchth.  von  3  Mon.  bis  1  J.,  beziehungsweise  Gef.  bis  3  Mon. 
oder  Geldbusse  bis  200  Fr.,  zu  3.  Gef.  bis  1  Mon.  oder  Geldbusse 
von  4^100  Fr.  Granbünden :  Verbreitung  ohne  EinverstSndniss 
mit  dem  Fälscher:  Gefangniss  oder  Geldbusse')*  D.  Besondere 
Grundsätze  über  andere  Theilnahme  haben  nur :  Aargau :  Jede 
Beihülfe  zum  Falschmüuzen  i.  e.  S.  trifft  die  Strafe  dieses  Falsch- 
münzens. Dasselbe  verordnen  Tessin  und  St.  Gallen  für  die  Münz- 
fiilsclnuif(  i.  w.  S.  Jede  Beibnlfe  des  FalsdinninBeus  i.  e.  S.  trifft 
nacb  Basel  Kettenstrafe  2.  Gr.  von2'— S7..  vndnaeh  Scbaffliaasen 
Arbeitshaus  von  1 — 4  J.  Graubünden :  Jeden  Gehülfen  der  Münz- 
fälschung i.  w.  S.  trifft  die  Strafe  des  Fälschers,  oder  eine  mildere, 
nach  Massgabe  der  Umstände.  E.  Besondere  poliz.eimässi'je  Straf- 
Torschrifte«!  haben  noch:  Zürich,  Luzeru  und  Freiburg :  Das  Ver- 
fertigen und  unbefhgte  Ausliefiern  von  Mfinxstempeln  oder  anderen 
Münz  werkzeugen  an  irgend  Jemanden  (ohne  Einverständniss  mit  dem 
Münzfälscher)  wird  bestraft  nach  Zürich  mit  Gef.  bis  1  Mon.  oder 
Busse  bis  100  Fr.,  oder  beidein  zusammen  ;  nach  Luzern  und  Frei- 
burg mit  Gef.  bis  3  Mon.,  nach  Freiburg  von  3  Mon.,  wenn  der 
Fehlbare  Stecher  oder  sonst  Eisen-  .oder  Stahlarbeiter  ist.  I<iach 
Weadt  trifft  sebon  das  blosse  unbefugte  Anfertigen  oder  den  Besits 
solcher  Instrumente  (letzteren  jedoch  nur,  wenn  damit  Absicht 
der  Münzfälschung  verbunden  ist,  ,.dans  un  but  dolosiv"),  Zucht- 
haus bis  3  Mon.  oder  Geldh.  bis  'lOO  Fr.,  und  wenn  der  Fehlbare 
Graveur  oder  sonst  Eisen-  oder  Stahlaibciter  ist,  bis  10  Mon., 
beziebongsweise  100—1000  Fr.  Nneh  Tbnrgau  trifft  Gef.  bis  2  Mon. 
oder  Geldb.  bis  300  Gulden  denjenigen ,  der  von  einer  HfinzfiiU 
schung  (i.  w.  S.)  oder  dem  Unternehmen  (Versuch)  eines  solchen 
Verbrechens  oder  von  einer  Niederlage  oder  der  Verhreiiung  fal- 
scher  oder  verfälschter  Alunzen  Keuntniss  hat  und  nicht  sofort 
der  Obrigkeit  Anzeige  macht.  V.  Modalitäten  der  Bestrafung: 
Nach  Freiburg  sollen  Mitschuldige  eines  Mänzverbrechens  <i.  e. 
S.)2)  straflos  werden,  wenn  sie  das  Verbrechen  entdecken  nnd 
der  Obrigkeit  die  Mittel  zur  Habhaftwerdung  der  übrigen  Verbre- 
cher verschaffen.  Nach  Waadt  iindet  Bestrafung  der  Wiederaos- 


1)  Die  Verbreitung  im  Einv.  mit  dem  Fälscher  wird  nur  als 
BegüusLi^uu^  nach  allgem.  Grundsätzen  behandelt,  s.  unter  D. 

2)  Das  Ges.  sagt  zwar  nnr :  »der  Müazfalsehung*  (dn  ertme  de  fausse 
monnaie) ,  allein  der  Zweck  passt  für  alle  (gemeingefährliche) 
Arten  des  Verbrechens ,  wenn  gleich  das  Mittel  nicht  löblich  ist. 
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gäbe  iron  alt  cdit  aiigeainiiMMBi  Gdda  aar  aaf  Btg»  (dei  Be^ 

trogenen)  sUttO* 

Anmerkung:  1.  Der  Tbatbestand  der  Fälschung^  vom 
Papiergeld  ergibt  sich  von  selbst  nach  dem  der  Münzfälschung 
in  Verbindung  mit  dem  der  Fälschung  von  Urkunden.  2.  Zür 
rieh  verordnet  123),  dai«  Münzverbrechen  von  Kantons- 
angehörigen gegen  einen  fremden  Staat  —  sofern  nicht  be» 
sondere  Staatsverträge  etwas  Anderes  erforderen  —  nach  den 
Bestimmungen  des  St.  G.  B.  bestraft  werden  sollen«  Graub. 
schreibt  vor  (§.  177),  dass,  wer  sich  „in  Bezug  auf  nicht 
Kars  habendes  Metall-  oder  Papiergeld'*  eines  Münzverbre- 
chens  schuldig  mache,  mit  Gef.  oder  mit  Zuchth.  bis  4  J. 
bestraft  werden  solle.  Diese  letztere  Vorschrift  kann  nun 
vorab  sich  nicht  auf  verrufenes  Geld  beziehen ,  weil  sie  sonst 
keinen  richtigen  Sinn  hätte;  also  nur,  wie  die  von  Zürich, 
auf  das  in  fremden  Staaten  kursirende  Geld.  Beide  Vor- 
schriften fallen  danach  unter  einen  völlij^  anderen  Gesichts- 
punkt als  die  eigentlichen  Münzverbrechen,  nämlich  unter 
den  der  Straibarkcit  eines  unmoralischen  und  zugleich  die 
internationalen  Beziehungen  gefährdenden  Benehmens« 

§.  156. 

Verbreclien  gegen  den  Familienstand« 

Das  Rom.  Recht  bestraft  als  falsum  die  Unterschiebung' 
eines  fremden  Kindes,  selbst  mit  Capilalstrafe ,  aber  nur  auf 
Anklage  der  Rethoiliglen  Die  (iemeinr.  Doctrin  und  Praxis 
erwähnten  ihrer  früher  zwar  als  einer  Art  des  Falsums,  aber 
nur  für  willkürliche  Bestrafung').  Neuere Rcchlslehrer  pUegea 
sie  besonders  hervorzuheben.  Neuere  St.  G.  B.  pflegen  ein 
allgemeines  Verbrechen,  auf  Beeinträchtigung  des  Familien- 
standes anderer  Personen  —  nach  Analogie  des  Französ.  St. 
G.  B.  (ohne  alle  IN oth wendigkeit)  —  aufzustellen,  zu  welchem 
denn  auch  die  Unterschiebung  einer  fremden  Geburt  gebracht 
wird.   Von  den  Schw.  St.  G.  B.  so :  Thurgau,  AVaadt,  Frei- 

1)  Vgl.  über  Alles:  Aargau  72  —  76,  165,  St.  Gallen  125-132, 
Tessin  207,  208,  Zürich  113—119,  Luxem  l'iO— 145 ,  Corr.  G. 
53—55,  Basel  58—62,  Corr.  (i.  69,  Schaffh.  6'i-67,  Corr.  G.  78, 
Thurgau  288-  298,  Waadt  157—166,  Freiburg  126  —  132  ,  330, 
332,  Graub.  171-177. 

S)  L.  19.  I.  1.  1.  30.  i.  L  ad  1.  C.  de  Itls.  L  1.  G.  eed. 

3)  Vgl.  Eb|{«ii  «.  418,  Qaistorp  «.  «14» 
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Inrg,  fenev  jedock  «wr  ik  eine  Art  de»  (|aaKftciHeii  Be* 
trag»  —  Zürich  und  Laiera;  blos  die  Unterschiebang  eioer 
fremden  Gebort  fiibrt  als  Verbrechen  gegen  die  Familie  aof: 
Tessin.  Der  allgemeine  Charakter  des  Verbrechens  gegen  den 
Familienstand  Anderer  besteht  darin,  dass  Jemandem  auf  wi- 
derrechtliche Weise  die  Rechte  einer  bestimmten  Familie  yor- 
sStzlich  yerschailt  oder  Torenthalten  werden  ')*  Die  das  Ver^ 
brechen  ausmachenden  Falle,  und  Handlongen  können  sehr 
verschieden  sein.  Meist  sind  sie  blos  betrögerischer  Natur, 
so  dass  ihr  Thathestand  wesentlich  aus  dem  des  Betruges  zu 
entnehmen  ist.  Manchmal  kommt  der  der  Gewalt  an  der 
Person  hinzu.  Die  einzelnen  Fälle,  welche  unterschiedeu 
werden,  sind:  1.  Unterschiebung  eines  Kindes  (suppositio 
partus):  Betröglicbe  Einschiebong  dnes  Kindes  in  eine  diesem 
fremde  Familie,  so  dass  es  die  Rechte  eines  Mitgliedes  dieser 
Familie  erlangt.  Hier  werden  die  Rechte  der  Familie,  in 
welche  das  Kind  eingeschoben  wird,  Terletzt.  Ob  das  Kind 
ein  dem  Thäter  selbst  gehöriges  oder  fremdes ,  ob  der  Thäter 
selbst  der  verletzten  Familie  angehört  oder  nicht,  ist  gleich- 
gültig. 2.  Unterdrücken  der  FamiHenrecbte  eines  Kindes, 
dadurch,  dass  dieses  heimlich  oder  )][cwaltsam  seiner  FamiHe 
▼orenthallcn  wird.  Hier  werden  die  Familienrechte  des  Kindes 
verletzt.  3.  Verbindung  beider  Fälle  mit  einander  (auch  durch 
Verwechselung)*).  4.  Anderes  belriiglichcs  oder  sonst  vor- 
satzlich rechtswidriges  Verfahren,  durch  welches  Jemandem 
unmöglich  gemacht  wird,  seinen  Familienstand  zu  beweisen. 
5.  Belrügliche  Anmassung  der  Rechte  des  Mitgliedes  einer 
fremden  Familie.  Sanuntliche  Fälle  werden  bestraft  von  Zü- 
rich, Luzern,  Freihurg;  nur  die  i  ersten  kennen  Thorpn 
und  Waadt»  nur  die  3  letzten  Tessin.  Die  Strafe  ist : 

iy  Oft  drücken  die  GesPt/.e  sich  unricht)jj  aas.  So  sagt  Thur- 
Kao :  ,>VVer  die  Familienrecbte  eines  MeimheD  zu  dessen 
NachtheiU  Mcvdnlckft  oder  veiindtlt'^}  e«  wi»d  daduid» 
nur  Eine  Seite  des  Verbr.  getroffen.  So  Waadt  and  FvcU 
hors :  «Wer  —  den  bürgerUcheo  Stftnd  «iiMr  Ptrsan  ver- 
ändert*^^; nicht  der  Stand  selbst  aber  wird  verändert,  son- 
dern es  wird  nur  der  Schein  eines  anderen  Standes  verschafft 
odei"  es  werden  Rechte  desselben  angemasst. 

2)  Unter  Kind  mvss  in  allen  PSUen  ein  Sind  lasolehem  Criihen 
Alter  verstanden  werden,  in  vvelehem  es iflber  aidl adbst noch 
kein«  Aaaknnft.gebta  iiaw.  Heffttr»  t> 
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Tessin :  Zwangsarbeit  1. ,  und  weDU  eine  VcrwediMlnng  ^cr 

Kinder  stattgefunden  hat,  2.  Gr.  Zöricfa  ;  Zu  1—4.  Gefangnisa 
nicht  unter  1  Mon. ,  verbunden  mit  Busse  bis  ICKK)  Fr. ,  oder  Zucht- 
haus; zu  5.  Gef.  mit  Busse  bis  400  Fr.,  oder  bei  erschwerenden 
Umatänden  Zuchthaus.  Lnzern:  Zu  1.  —  4. :  Einsperrung  oder 
Zucbthaas,  zu  5.  Einspeming,  oder  bei  eradiwerenden  UmatSiidett 
Znchlhans.  Thurgau :  Arbeitshans.  Wnadt :  Zu  1.— 3.  Zuchthaoa 
▼on  1—10  J. ,  nebst  Busse  bis  4000  Fr.,  wenn  aber  das  Kind  (des- 
sen Rechte  unterdrücht  worden)  nicht  wieder  herbeigeschafft  wer- 
den kann,  Zuchthaus  von  J. ,  nebst  Bnsse  von  600— 6ü00  Fr. ; 
zu  4«  Kit  ZvchthtM  von  1--$  J.,  nebst  Busse  bis  lOOO  Fr..;  in  allen 
Falleii  bann,  wenn  der  Tbäter  freiwillig  da«  Kind  oder  die  Be- 
weisstücke zurückschafft,  die  Strafe  Gef.  von  1  J.  oder  Busse  Yon 
600  Fr.  nicht  übersteigen,  bei  ZurücUschafFung  des  Kindes  nach 
Umständen  aber  auch  alle  Strafe  fortfallen.  Freiburg :  Zu  1.  — 3. 
Zwangsverhaft  von  4->lO  J.  nebst  Busse  von  500  -  4000  Fr.,  wenn 
ober  da«  Kind  nicht  wieder  bcrbeigescbafft  werden  bonn,  Ver- 
doppelung; za  4.  Zwongsorbcit  oder  Zwang&verhaft  von  2—5  J., 
nebst  Geldbusse  von  .500—4000  Fr. ;  in  allen  Fällen  bei  freiwilliger 
Zurückscliaü'uDg  des  Kindes  oder  der  Beweismittel  kann  die  Strafe 
Gef.  v.  1  J.  oder  Busse  v.  600  Fr.  nicht  übersteigen,  bei  Zurück- 
scbaflnng  des  Kindes  nach  Umständen  auch  alle  Strafe  wegfallen; 
zn  5.  Zwangsarbeit  oder  Zwangnrerbaft  von  t'-S  J.  *)• 

Anmerkung*  Tessin,  Zürich  und  Thnv|^ati  beben  bie» 
noch  die  besondere  Art  des  Betrugs  benrur,  wenn  Jemand 
durch  Verschweigen  gesetzlicher  EhehindermMe  zn  einer 
nngiiltigen  Ehe  verleitet.  Die  Strafe  ist  nach  TeasiA  Gef..  1. 
und  Busse  2.  Gr. ;  nach  Zürich  Gef.  nicht  unter  i  J.  Bebat 
Busae  bis  i(»00  Fr.,  oder  Zocbthaas;  nach  Thurgan  Arbeits- 
haus bb  zn  3  J.,  nach  beiden  letzteren  aber  nur^  wemi  dio 
Ehe  ab  nichtig  erklärt*)  ist*). 


1)  Tesain  324«  ZUricb  2»,  253.  Lwsbero  266  ,  267,  Tbnrgoii  2», 
Wandt  2«9-851,  F^ibnrg  19^-202. 

2)  Zürich  sagt  zwar  nur ,  wenn  die  Klage  auf  Nichtigkeit  er- 
hoben werde ;  diesen  Worten  nach  wäre  kein  Prinzip  in  der 
Vorschrift  zvt  erkennen. 

3)  Tesain  323  (s.  xugl.  ob.  S.  M4  IHote  1) ,  Zürich  25i»  Thnvg.274. 
Nach  Tbnrgan  9.  275  kann  als  Versucb  sebon  da»  Thon  von 
SebfitM  bei  BobMo  zun  Zweck  diw  Tirannng  (Vorkerei- 
tnngihandlig)'  beaiHdl'  wsvitn. 
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Verbrechen  gegen  die  Pmen* 

«.157. 

Der  politische  Charakter  des  Rom.  R.  machte  sich  beson- 
ders auch  in  der  Lehre  von  der  Tödlung  —  freilich  wie  auch 
bei  anderen  Verbrechen  gegen  die  Person  —  geltend.  Die 
Tödtung  eines  Sklaven  wurde  in  der  älteren  Zeit  nur  als 
Vermogensbeschädigung  aufgefasst,  und  war  —  später  zu- 
gleich noch  —  ein  mit  der  Aquilisclien  Klage  zu  verfolgendes 
Privatdelict.  Die  Tödlung  eines  Rom.  Bürgers  dagegen,  als 
ein  Verbrechen  unmittelbar  gegen  das  Gemeinwesen  verübt, 
konnte  unter  Umständen  sogar  Perduellio  sein.  In  späterer 
Zeit  kam  mehr  und  mehr  die  Tödlung  eines  Menschen  für  Be- 
griCfsbeslimmung  und  Bestrafung  des  Verbrechens  (homicidium) 
in  Betracht  Die  Öffentliche  Strafe  der  vorsiit/lirhen  Tödtung 
War  früher  das  Beil,  dann  aquae  et  ignis  inlerdiclio,  auch 
Deportation  ;  bei  Geringeren  Kreuzigung  oder  Vorwerfen  vor 
wilde  Thiere.  Als  besonders  qualificirt  wurde  hervorgehoben 
das  Parricidiuui ,  früher  blos  als  Elternlodlung  mit  der  poena 
culei ;  später  daneben  (nach  der  1.  Pomp,  de  parric.  als 
Tödtung  bestimmter  Verwandten  und  Affinen  und  des  Pa- 
trons, mit  der  Capitalstrafe  der  1.  Corn.  de  sie.  Erst  in  der 
späteren  Zeit  wurden  auch  fahrlässige  Tödtungen  mit 
Strafe  bedrohet.  Die  öffentliche  Strale  des  homicidium  wurde 
schon  auf  eine  Menge  von  Handlungen  angewendet,  die  nur 
auf  Tödtung  gerichtet  waren ,  oft  gar  nur  absichtlich  das  Le- 
ben Anderer  gefährdeten  ())in  lege  Corn.  dolus  pro  faclo  ac- 
cipilur^^).   In  einzelnen  Fällen  war  Tödtung  erlaubt'].  Im 

1)  Die  politische  Aiifibissuno;  des  VcrbrccheBS  ist  gleichwohl  noch 

in  manchen  späteren  Bestimmungen  zu  erkennen,  wenn  z.  B. 
in  der  1.  Corn.  de  sicar.  manche  Handlungen ,  welche  das 
Leben  von  Menschen  und  zugleich  die  gemeine  Ruhe  und 
Sicherheit  geföhrden ,  als  wirkliche  Tödtunfr  bestraft  werden. 

2)  Vgl.  über  Alles:  1.  2.  seq.  ad  1.  Aquil.  §.  11.  J.  de  l,  Aqoil. 
1.  9.  ad  L  Pomp,  de  parr.  1.  3,  §.  5.  ad  1.  Com.  de  sie.  1.  i* 
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Slttenn  GennaDiieheB  Rechle  hatte  das  Verbre^en  der  Töd-  • 
taug  eine  betoadere  Stellaog  durch  die  Bedeatung  der  Fa- 
fluHe  und  ihrer  Rechte.  Die  grössere  Freiheit  des  lodividamiis 
bedingte  luid  bewahrte  eine  grössere  Freiheit  and  Selbststän- 
digkeit der  FamOie,  gegenäber  der  Gemeinde  (dem  politischen 
Ganzen),  als  im  Röro.  R.  Die  Tödtung  war  ranächst  eine 
unmittelbare  Verletzang  der  Familie,  welcher  der  Gdödtele 
aogehöfte.  Diese  hatte  das  Recht  and  die  Verpflichtung  der 
Bestrafiing  (der  s.  g.  Rache,  Famüienracbe).  Dorch  Tödtnn- 
gen  wnrde  besonders  die  Familienfehde  hcorrorgenifen.  Da- 
dorch  ergab  sich  zugleich  eine  weitere,  politische,  Bedentong: 
Der  Gemeinde  mnsste  an  Beilegung  der  Fehde  gelegen  sem; 
sie  trat  vermittelnd,  später  entsdbeidend  ein.  Die  Fehde  warde 
bdg^gt  darch  Hergabe  bedeutender  Yermögenstheile,  oft 
unerschwinglich  fiir  den  Einzelnen,  so  dass  die  Familie  des 
Tödtenden  beisteuern  mnsste.  Nach  und  nach  war  das  »Wehr- 
geld^  eines  Jeden  genau  bestimmt,  nach  Alter,  Geschlecht, 
Stand,  Abstammung.  Dabei  kam  es  nor  auf  die  Thalsache 
der  Verletzung,  also  der  Tödtung,  an;  die  blosse  Absidit, 
auch  durch  Handeb  manifestirt,  aber  ohne  Uerb^föhrung  des 
Erfolgs,  hatte  noch  nicht  verletzt  Daher  keine  BestndfiAig 
des  Versuchs;  aber  auch  Wehrgeld,  wenn  die  Tödtung  ohne 
Absicht,  selbst  blos  durch  Zu&ll,  eingetreten  war.  Doch 
waren  die  anvorsätzlichcn  Tödtangen  geringer  strafbar.  Ein- 
zelne Tödlungen  waren  (auch  hier}  ganz  straflos  und  busslos: 
in  olfener  Fehde,  zur  Nothwehr,  bei  Verletzung  weiblicher 
Ehre,  Ehebruch  u.  s.  w.  Andere  dagegen  mussten  schwerer 
gebüsst  werden ,  besonders  wenn  ein  höherer  Friede  gebrochen 
war.  Vornehmlich  war  Eine  Art  der  Tödtung  hervorge- 
hoben: der  Mord:  die  mit  kaltem  Blute  beschlossene,  heim- 
liche Tödtung  M;  der  ofi'ene,  der  Hinterlist  und  Feigheit  feind- 
liche Charakter  des  Volks  forderte  hier  entweder  unbedingt 
die  schwerste  ^  Todes  —  Strafe ,  oder  Hess  nur  Büssung  mit 
dem  drei-  bis  neunfachen  Wehrgelde  zu*).  Als  später  das 


1.  7.  eod.  I.  i.  9.  ad  L  Fonp«  de  parr.  1.  6.  i.  2.  ds  poea. 

1.  38.  §.  12.  eod. 

1)  Mord  war  wohl  meist  die  vorsatzliche  Tödtung  mit  Verber- 
guBg  des  LeMlmaau.  Diese  Vevbergung  galt  ds  das  Zeog- 
niis  der  feigen,  hinterlistigen  Gesinnang  und  That* 

2)  Aveh  der  htimliche,  hinterliitige  Diebstahl  wnrde  nach  aun- 
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•  Syitem  der  öBienlKclieii  SMha  nehr  dorchinog,  w«rde  der 
Todtflchlag  mit  der  «ehrlicbaa  Pm  des  Schwerte»«,  der 
Mord  nil  den  Rade  beetnft.  Neben  dieser  Öffimtlicheo  Be- 
stnfaiig  erUelt  sieb  des  Conponiren  des  Todtssbligt,  «icbt 
des  Hördes,  ttocb  fort,  nadideoi  längst  endere  sobnrera 
(eigentlicbe)  Friedensbräcbe  nnsäbnbar  geworden  weren,  und 
Mar  der  Öflentlicfaen  Bestrafbng  anbeimfieien  Das  Oin«  R. 
stcbt  ▼enailtefaid  iwiscben  dem  Röm.  mid  alteren  Devtseb.  R. 
Zwar  nimmt  es  den  alibibUscben  Gmndsati  anf,  dassi  wer 
Menscbenblnt  Tcrgiesse,  dessen  BInt  wieder  yergossen  werden 
müsse;  aileb  nur  nnter  Anwendung  auf  den  sändbaRen  (rer« 
breoheriscben}  Willen.  Bs  nnterscbeidet  daber  einerseits  strenge 
swischen  Torsatslicher  und  nnvorsätzticber  Tödtnng,  wie  es 
andererseits  entscbicden  dem  Gompositionensystem  entgegen* 
stebt*)*  <—  Rom.  und  Can.  R«  drangen  in  Dentscbland  *ein. 
£8  erbob  siob  ein  beltiger  Kampf  derselben  gegen  das  Deolscbe 
Recht  Folge  dayon  war  eine  grosse  Verwiming  in  der  Be- 
bandfamg  d^  Tödtnng  dorcb  gana  Dentscbland,  sowoU  be- 
znglicb  der  Auffassung  der  Begriffe,  als  namentlicb  des  £in- 
bergebens  des  Gompositionensystems  neben  der  öffenllicbea 
Bestrafung,  eine  Verwirrung,  die  nocb  lange  nach  der  P.  0. 0. 
forldanerte CUeicbwohl  hatte  gerade  die  sorgfiiltige  Be- 
chen Volksrecbleu  mit  dem  neunfachen  Wcrthe  des  Gestoh- 
lenen gebiisst. 

1)  T|tL  Wild«,  Strtfr.  der  Germ.  S,  €SS  f.;  BlontschH, 
Gtteh.  %on  Zürich  I.  5.  73  f.;  Blumer,  G«sch.  der  Schw. 
Demokr.  I.  S.  156  f.;  Derselbe,  in  der  Zeitschr.  f.  Deutsch. 
Recht  Bd.  8.  S.  297  f.  S.  auch  ob.  §.  7.  Auch  die  Italienische 
Praxis  hatte  schon  im  Mittelalter  den  Unterschied  zwischen 
Mord  und  TodUcblag  aufgenommen. 

8)  Garns.  2S.  qa.  5/e.  9.  8.  4.  Tit.  X.  de  bomic. 

3)  Aus  dem  Schweix.  R.  des  IMitteialters  mögen  einKoIne  Data 
hier  Platz  finden  :  Der  Mord  wurde  gewöhnlich  mit  dem  Rade 
bestraft  (wie  städtische  Eifersucht  ge^en  die  kaiserliche  Ge- 
richts^ewait  Ausnahmen  machte,  s.  ob.  §.  7).  Vielfach  ver- 
sdiieden  xfntp.  4ie  GrnndsStse  über  Bestrafang  des  Todt- 
•cblags,  desaen  Begriff  weiter  als  in  der  späteren  Doctrin 
genommen  wurde.  ZunXchst  wurde  besonders  unterschieden, 
ob  er  in  der  Hitze  des  Zorns,  ohne  dio  Absicht  zu  tödten 
(manchmal  auch  wohl  mit  dieser)  vorgenommen  sei  oder  nicht. 
Namentlich  la  Zürich  wurde  danach  strenge  der  Untertehied 
swiackea  dem  geaMiaea  ehrliebea  vmA  dem  icbiadliebeft  ani- 
redltebea  Todueblage  festgehahe».  Itar  letalere  wntde  In  der 
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kMidhMig  der  Iidir»  yini  der  Tödinog  ni  der  P.  6*  O.  olbiK 
bir  inm  Zivteck«  der  über  dieteUbe  bwftcbendeD  VemimMg 
mid  ZertplUteiwif  ein  Ende  in  neeheii«  nad  zwer,  ukH 
dateli  Sdudtog  eioee  neiNii  BedMs*  eondem  durch  miflibii 
Inte  BeetiMMng  der  Begriffe  and  der  Strefim  Mch  der  be»* 
Mtcii  UBier  den  daaels  bervicbenden  Ansieliten.  Sie  fordert 
lun  Tbalbtetende  des  Verhreobens  der  Tödtnng  daen  wiifc^ 
lieh  Terureecbten  Tod;  lie  «nlerscheideC  xviKhen  Tonito^ 
Hoher,  fehriSariger  «nd  aofalKger  Tödtnog;  lie  erklärt  die 
letilere  Inr         stralios,  «od  bestraft  die  IMiüBige  aar 


Regel  mit  dem  Schwerte  bestraft.  Der  andere  konnte  in  der 
Refjel  gebüsst  werden;  die  Übrigheil  halte  die  Verpflichtung, 
dahin  zu  wirken ,  dass  zwischen  dem  Todtschläger  und  der 
Familie  des  Erschlagenen  eine  Sühne  za  Stunde  kam-  Doch 
war  dies  r««laiässig  nur  dnr  Fall,  wc'aa  d«r  Todtcchlag;  voa 
Bmgtt  an  Barger  oder  an  Fremden  Ternbt  war;  and  auch 
dann  noch  manchmal  nur ,  wenn  es  dem  TodtechlSger  geglückt 
war,  ans  dem  Gerichtsbezirke  ungefangen  zu  entkommen; 
wurde  er  über  der  That  ergriffen,  besonders  bei  einem  Todt- 
achlage  an  einem  Bürger ,  fo  wurde  er  enthauptet.  Den  Frem- 
den, der  einen  Bfirger  «radüag,  traf  Enthauptung.  Gelinder 
pflegte  wieder  gehüsct  xu  werden,  wenn  der  Todlscla^;  aus- 
serhalb der  Stadtgrenze  verübt  war;  auf  dem  Lande  kam  da- 
her in  der  Regel  nur  Busse  vor.  Schwerere  Strafe  ,  in  der 
Regel  das  Schwert,  trat  wieder  ein,  oder  sogar  die  Strafe 
des  Morde«,  wenn  der  Todttchlag  im  beaondera  gelob- 
ten Frieden  Terilbt  war.  Frauen,  die  «inen  Todtscblag  ver- 
übt hatten,  wurden  nicht  euthaaptet.  In  «inadbcn  Fällen 
war  der  Todtschlag  erlaubt  oder  straflos :  in  offener  abge- 
sagter Fehde,  wenn  Kiner  den  Anderen  auf  seiner  Schande 
bei  seinem  ehelichen  VVeibe  traf,  bei  Nolhwehr  gegen  ge« 
waffnnte  Hand  •  wann  ein  Verbreebcr,  der  von  deai  Weibel 
gelangen  werden  aoll,  siidi  snr  Wehre  setzt  nad  in  dem 
Streite  erschlagen  wird ,  u.  s.  w.  In  der  Regel  geordnet  war 
das  Recht  und  die  Pflicht  der  Verfolgung  in  der  Familie  des 
Erschlagenen  gegen  den  Todtscbläger ;  den  Minderjährigen, 
die  ihr  Recht  noch  nicht  geltend  machen  konnten,  wordc  es 
Mil  «patare  Zeit  Torbabalttn.  Ancb  fthriSsiige  T«dtaogen 
wurden  —  gelinder  —  gebüsst  und  ausserdem  Tielfaeb  mit 
Kirchenbussen  belegt.  —  Diese  Grundsätze  erhielten  sich  im 
Ganzen  bis  tief  in  das  16. ,  im  Einzelnen  sogar  bis  in  das  17. 
Jahrhundert  hinein.  Vgl.  darüber  Bluntschli,  Geseb*  von 
Zdrieb  L  S.  i67,  Mi  t  IL  S>  49.  Blnmer ,  Geaab.  4  Sebw. 
Demokr.  I.  S.  156  H«  396  £  Sega« »er,  Gcocb.  Lmarnll. 
S.  m,  m  I.  S.  ancb  ob.  |.  7.  .  . 
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inllküilicli.  In  Betreff  der  vorsätdicheii  nnterseheidet  gie 
ireiter.  fett  die  Begriffe  bestimmeDd,  iwischen  Mord,  tti| 
dem  Rade,  und  TodtscUag,  mit  dem  Schwerte  ni  bestrafen. 
Dabei  bebt  sie  jedoch  eiiiMliie  Arten  der  Tödtnng  besandera 
herror.  Ueberall  ordnet  sie  öffentliche  Bestrafeng  an  Die 
P.  Cr«  O.  ist,  freilich  durch  ond  nach  mancher  Yerwimmg, 
die  Grundlage  der  spateren  Gemeinr.  Doctrin  und  Praxis  ge- 
worden und  geblieben»  Diesen  haben  wieder  die  nenereur 
anch  die  Schw*  St.  G.  B.  sich  angescUossen,  die  freilich  im 
Einseinen  anch  in  dieser  Lehre  ?ielfrch  auseinandergeben  *). 

1*158. 

TiMiiiMntMidi  «ndi  Arten  der  Mdtuiv  AlMvIuMip«* 

Das  Verbrechen  der  Tödtang  besteht  in  einer  rechtswi- 
drigen Handlung,  durch  welche  Jemand  den  Tod  eines  an- 
deren Menschen  herbeiführt Erfordernisse  sind ;  1.  Object 
der  Tödlung  kann  nur  ein  lebender  Mensch  sein.  1.  Lebend 
ist  erst  das  vom  3Iutterleibe  abgesonderte  menschliche  Wesen ; 
doch  wird  Gemeinrechtlich  und  auch  nach  den  neueren  St. 
G.  B.  der  Anfang  des  Gelturlsacts  hierher  gerechnet*).  2.  Eine 
Missgcburt  (monstrum)  ist  kein  menschliches  Wesen').  3.  Der 
lebende  Mensch  ist  Object  des  Verbrechens,  ohne  weiteren 
Uolerschicd ,  ob  er  schon  lebensfähig  oder  sterbenskrank,  ob 

1)  P.  6.  O.  Art.  130-150. 

2)  Die  raeiatea  Torschriften  des  St.  G.  B.  v.  Tessin  über  die 
TödtuDg  .waren  in  dem  Ges.  v.  19.  Dec.  1822,  dieses  Gesetz 
selbst  ist  aber  wieder  durch  das  t.  20.  Juni  1842  aufgehoben. 

3)  Der  Selbstmord  ist  dadurch  von  voruherem  aus  dem  straf- 
reclitlieben  Begriffe  der  Tödtang  ansf^chieden,  was  sowohl 
Gemeinrechtlich ,  als  nach  den  neueren  St.  G.  B.  gerechtfertigt 
erscheint.  Es  bedarf  daher  für  den  Thalbestand  keioer  Be« 
merkung  über  das  Subject  des  Verbrechens  weiter. 

4)  P.  G.  ü.  Art.  137:  »vor,  inn  oder  nach  der  geburt.'^  Eheoso 
sprechen  von  Tödtung  des  Kindes  ^ während  der  Gebart": 
Aargaa  113,  Lasern  179,  Schaffh.  106,  Tlmrgaa  107,  Waadt 
218,  Freibarg  173,  Gr  anbänden  102.  Die  anderen  haben  keine 
Vorschrift,  die  einer  anderen  Auffassung  Raum  gäbe. 

5)  L.  Vi.  de  statu  houi.  1.  38.  de  v.  s.  Was  im  einzelnen  Falle 
Missgeburt  sei,  würde  evenlnell  durch  Sachverständige  fest- 
zustellen sein ;  bei  Bejahung  darch  diese  könnte  noch  immer 
die  Fr^;e  vom  Irrthnm  zor  Sprache  kommen.  Mit  Recht 
haben  die  Schweiz*  St*  G.  B.  nicht  einmal  polizeiliche  Vor- 
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ferner  zom  Tode  vemrlheat  oder  (wena  möglich]  völlig  recht- 
kw  var  An  eineai  flchon  todten  Memchen  kann  eben  aadi 
nicht  der  Versuch  des  Verbrechens  der  TödUing  begangen 
Verden.  II.  Eine  widefreehtliche  Handlung.  Von  welcher 
Art  die  Handlung  sei,  ist  gleichgültig ;  sie  kann  eine  oifene» 
gnwahlhätige.  eine  heimliche,  hinterlistige  sein;  eine  blosse 
Unterlassung  kann  nicht  hierher  gehören').  HL  Der  Tod 
eines  Menschen.  IV.  Derselbe  moss  als  Wirkung  aus  der  ta 
IL  genannten  Handlung,  ab  seiner  Ursache,  entstanden  sein. 
Wann  dies  der  Fall,  ist  qaaestio  factL  Verwerflich'  Ist  dabei 
die,  MHch  grossentheils  antiquirte  Aufstellung  eines  allge- 
mehien  Begriffi»  tou  ^^Tödtlichkeit*  der  Verletzungen  und  der 
Eintheihingen  dieser  mit  Beziehung  darauf  in  yulneraabsohite 
et  non  absolute,  in  abstracto  et  in  concreto,  ^per  se  et  per 
acddens  lethalia*);  ferner  besonders  Inr  die  dolosen  Tödtun-' 
gen  die  gewöhnliche  Lehre  tou  der  Zurechnung  der  Zwischen- 

Schriften  ge^en  Tödtung  von  Missgeburten.  Der  Freussische 
Staalsrath  bemerkte  im  J.  1840  richtig:  man  müsse  daran 
nicht  ermnereu,  so  schiitee  man  die  Missgehnrten  am  si- 
chersten. 

1)  C.  20.  X.  de  horaic.  Caus.  23  qu.  5.  c.  14.  P.  G.  O.  Art.  131. 
Ueber  die  Lebensfiihigkeit  heim  Kindermord  besonders  s.*iitt* ' 

ten  §.  163. 

2)  L.  4.  de  aga.  et  al.  liber.  1.  3.  de  incend.  c.  6.  §§.  1—4.  X.  de 
homic.  Vgl.  ob.  §.  62  and  mit  Beziehung  auf  das  dort  Ge- 
sagte die  Stellen  aach  der  Schw.  St.  G.  B.,  die  hier  nurvmi 
Unterlassung  sprechen,  und  zwar  bei  dnr  Tödtung  überhaupt: 
St.  Gallen  i45,  Thur^au  97;  besonders  beim  Kinderniorde : 
Aargau  114,  Tessio  263,  Luzern  179,  Scballh.  105,  VVaadt218, 
Freibarg  173,  Graubünden  ÜfA, 

■3)  Sokhes  Gener alisirfn,  Terbnnden  mit  einem  Uebergreilim  der 
Jnrispradenz  und  der  Medicin  in  ihre  gegenseitigen  Gebiete, 
bat  in  der  Gemeinr.  Doctrin  und  Praxis  eine  Verwirrnng 
bervorgebracbt ,  die  man  noch  immer  nicht  vollständig  besei« 
tigen  kann,  ^iach  dem  Master  des  Baiersch.  St.  G.  B.  haben 
mehrere  St.  G.  B.,  toa  den  Sehw.  Lnzcrn  166,  Thnrgen  97 
imd  Granhiinden  87»  tut  wörtlidb  übereinstimmend,  folgende 
Vorschrift  angenommen  :  ,,£ine  Verletzung  ist  als  tödtlich  zu 
betrachten,  sobald  dargethan  ist,  dass  dieselbe  als  wirkende 
Ursache  den  Tod  des  Verletzten  herbeigeführt  habe.  Es  ist 
sonach  bei  der  rechtlichen  Beurtheilung  der  Tödtlichkeit  einer 
Verletzung  unentseheidend,  ob  eine  solche  in  anderen  Füllen 
dorch  Httlfo  der  Kunst  etwa  schon  geheilt  worden  sei;  ob  ihr 
todtlicher  Erfolg  dnxch  seitige,  nweckmStsige  Hülfe  hätte 

33 
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nnidien  (ob.  §.  69).  V.  Dolus  odor  Culpa,  nach  den  Grand- 
flätzen in  den  folgenden  §§.  VI.  Vollendet  ist  jede  TödtoDg 
erst  durch  den  wirklich  vermittelst  der  Terbrechcn'schcn  Haiid^ 
long  herbeigeführten  Tod ;  bis  wann  nach  der  Handlung  er 
eingetreten  sei,  ist  gieicbgiiltig.  —  Besondere  Arten  der  Töd- 
tang  werden  von  den  St.  G.  B.  unterschieden  :  1.  Die  TOr^ 
sälzliche  Tödtung:  !•  Mord,  2.  Todtschlag,  3.  Kiudermord'). 
IL  Fahrlässige  Tödtung.  Unter  der  vorsätzlichen  Tödtung 
"wird  {gewöhnlich  noch  besonders  die  Verwandtentödtung  h^ 
vorgehuben,  ohne  dass  sie  jedoch  eigenttich  als  eine  beson- 
dere Art  derselben  betrachtet  werden  kann.  Dagegen  stehen 
andererseits  mit  dem  Kindermorde  in  einiger  VerbindoDg,  als 
uneigentUche  Tödtungsarten,  die  Kinderabtreibung  und  die 
Aussetzung  hülfloser  Personen.  Sodann  hat  auch  der  Selbst- 
mord noch  immer  einige  strafrechtliche  Beziehungen ,  die  einer 
Darstellung  im  System  bedürfen.  Endlich  steht  mit  der  gan- 
zen Lehre  von  der  Tödtung  in  der  nächsten  Verbindung  die 
Lehre  vom  Zweikampfe.  Ausserdem  haben  einzelne  St.  G.  B. 
noch  manche  Polizeivorscbriflen ,  die  sich  auf  das  V  erbrechen 
der  Tödtung  beziehen,  namentlich  in  BetrclT  der  Beerdigung 
von  Leichen,  deren  Spezialität  aber  weiter  kein  Interesse  dar- 
bietet. 

§.  159. 

Bie  ▼•raSMlclie  MMna«. 

Die  vorsätzliche  Tödtung  ist  eben  die  mit  dem  Vorsatze 
zu  tödten  rechtswidrig  verübte  Tödtung.   Sie  hat  also  den 

verhindert  werden  können;  ob  die  BeschMdigaBg  mittelbar 
oder  durch  andere,  jedoch  aas  ihr  entstandene  Zwischenar- 
Sachen  den  Tod  bewirkt  habe;  ob  dieselbe  all^^emein  tudtlich 
sei,  oder  nur  wegen  der  eigenlhünilicheu  Leibesbeschaiien- 
heil  des  Verletzten,  oder  wegen  der  zufälligen  Umstände, 
naler  wtldicn  cie  ilun  zugefügt  wnrde,  den  Ted  herbeige- 
ftktt  habe.*'  Soll  diese  Vorschrift  eine  andere  Bedentnng 
haben,  als  die,  den  Richter  vor  jenen  falschen  ellgemeinen 
Sätzen  der  Doctrin  zu  warnen,  so  ist  sie  selbst  eine  falsche 
und  verderbliche  ;  jedenfalls  ist  sie  buchst  überflüssig.  Für 
einzelne  Fälle  werden  gleichwohl  leider  ähnliche  positiv  bin- 
dende —  Fräenmtioncn  «nfrtellende  —  Vmchriften  gegeben. 
i)  Nur  Aargan  nnd  St  Gellen  unterscheiden  Mord  und  Todt- 
achlag  wörtlich  nicht,  haben  anch  andere  Begriffe  an^ealeUt. 
die  §S.  160,  161. 
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Thalbestend  der  Tödtang  überlmqit  mit  dem  Hinnitreleii  des 
ErforderDisses  des  Dolus.  1.  Dieser  bat  bier,  indem  es  sieh 
um  eio  Verbrecben  handelt,  das  zu  sdnem  Tfaatbestande  das 
Eintreten  eines  bestimmten  äusseren  Erfolges  der  TerbrecheH 
tischen  Handlang  fordert ,  einen  doppelten  fiestandtheil :  a. 
Das  Bewostsein  der  Reehtswidrigkeit  der  Handlang'*).  6.  Die 
Absicht  zu  tbdten  (animos  occidendi  in  s.  str.*)).  2*  Anf  das 
Motir  kommt  es  im  Udingen  nicht  an  *) ;  daher  auch  nicht 
auf  eine  Feindseligkeit  der  Absiebt,  die  bler  nur  eben  in  be- 
sonderer Beziebong  auf  das  Motiv  hervortreten  könnte  Dar 
her  kann  denn  andb  dorch  EinwilKgang  des  Getödteten,  durch 
Mitleid  mit  emem  Todtkranken,  iiinddn  ans  Lebensüberdruss 
u.  s.  w.  der  Thatbestand  der  vors&tzUchen  Tödtung  nicht  anfr 
gehoben  werden.  Doch  nehmen  ~~  gegen  die  gewöhnliche 
Ansicht  der  Gem'einr.  Doctrin ')  —  manche  nenere  St  G.  B. 
hier  erhebliche  Strafmilderung  an*).  Von  den  Schweiz,  nur 
Thurgau'].  3.  Wie  der  Dolos  an  sich  überhaupt  nur  Einer  ist 
(ob.  SS*  56  und  57) ,  so  auch  bei  der  Tödlung.  Die  beiden  Hauptr 
arten  der  yorsätzlichen  Tödtung  —  Mord  und  Todtschlag  — 
werden  nur  durch  die  Verschiedenheit  des  psychischen  Zur 
Standes  begründet,  in  welchem  der  Dolus  bei  der  Tödtang 
gefasst  wird,  ob  nätnüch  in  oder  ausserhalb  des  Zustandet 
der  Ueberlegung  (wie  man  gewöhnlich  sagt:  ausserhalb  oder 


1)  Vermöge  dieses  Erfordernisses  begehen  kein  Verbrechen  :  der 
Scharfrichter  und  der  Soldat,  die  in  Ausübang  ihrer  Funk- 
tionen tüdten  ;  wohl  aber  sind  sie  strafbar ,  sobald  und  soweit 
sie  ausserdem  todtend  handeln.  Positiv  wird  von  Graubiin- 
den  S«  101  für  straflos  erklärt,  wenn  Jemand,  der  vermöge 
seines  Amtes  in  d«r  Verfolgung  eines  gefiUirlicben  Verbreeiiers 
begriffen  ist,  denselben,  insofem  er  seiner  sonst  auf  keine 
Weise  habhaft  werden  kann,  nach  TergeUicker  Anffordernng, 
sich  zu  ergeben,  tödtete. 

2)  Gewöhnlich  bezeichnet  man  (falsch)  den  Dolus  bei  der  Töd- 
tang überhnapt  als  nniaMU  beftidendi  oder  nccandi. 

3)  Vor  dem  positiven  Gesetze,  anders  vor  dem  aUgemeineu 
Rechtsbe  wusstsein . 

♦)  Ueber  Aargau  besonders  s.  die  folgenden  §§. 
5)  Die  sich  auch  wohl  auf  L  4.  9*  2.  h  5.  ad  1.  Gorn.  de  sie. 
beruft. 

<)  So  aneh  sehen  das  Rrenss.  A.  L.  R.    1791,  IL  90i  f|.^,  834. 
7)  ABdersfPO  mnss  der  Rickler  es  fiir  seine  keiligste  Pfliekt  er- 
eckten,  von  Amtswegen  Begnadiguig  im  erwirken. 
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hn  Zustande  des  AflfecU,  daher  überlegter  VorsatE,  oder  affect- 
ToUer  Dolos,  dolos  praeraeditatas,  doL  ex  impetu)').  Die 
dadorch  so  erbeblich  bedingte  grössere  oder  geringere  Straf- 
wüidigkeit  der  yorsStdichen  Tödtong,  dass  danach  jene  zwei 
besonderen  Arten  derselben  scharf  unterschieden  werden,  hat 
ihre  nothwendige  psychologische,  und  daher  anch  von  dem 
allgemeinen  Rechtsbewnsstsein  anerkannte  Begründung.  Im 
Znstande  der  heftigen  Gemüthsaniregnng  kann  der  Mensch 
ein  anderes  menschliches  Wesen  yernichten  wollen  nnd  ver- 
nicbten,  ohne  dass  er  seiner  besseren  menschlichen  Natur 
sich  entänssert.  Einer  solchen  That,  mit  Ueberlegung  aosgc- 
fiihrt,  ist  nur  ein  entmenschtes  Wesen  fähig,  dem  darum  frei- 
lich die  Kraft  einer  sittlichen  Widererhebung  nicht  genommen 
SU  sein  braucht')« 

Anmerkung^  Die  Begriffe  von  Mord  und  Todtschlag 
und  das  dgenlUche  unterscheidende  Merkmal  derselben  haben 
in  Deutsdiland  in  der  Rechtsanschaunng  des  Volks  stets  fest- 
gestanden. Die  Gmndansehaunng  findet  sich  selbst  in  jener 
ältesten  Aufibssung  des  Mordes  (ob.  $.  157)  wieder.  Um  so 
unerfindlicher  mnss  daher,  wenn  gleich  in  der  Gemeinrechtl. 
Doctrin  Schwankungen  darüber  stattgefunden  haben,  die 
Mühe  der  neueren  St.  G.  B.  erscheinen,  die  Begriffe,  jedes» 
zwar  nicht  anders»  aber  besser  nnd  genauer  als  das  andere» 
recht  fest  bestimmen  ftu  wollen.  Wie  sehr  gerade  dadurch 
die  Praxis  auf  Abwege  geleitet  wird ,  zeigt  die  Erfahrung 
nur  zu  sehr.  Auch  die  Schw.  Sl  G.  B.  weisen  eine  bunte 
Mnsterkarte  solcher  Definitionen  au£ 

f.  m 

Der  lH[«ril« 

Begriff  und  Thatbestand  des  Mordes  werden  in  den  Schw. 
St.  G.  B.  im  Ganzen  übereinstimmend  —  auch  mit  der  neueren 
Gemeinr.  Doctrin  und  den  meisten  neueren  Deutschen  St.  G. 
Büchern  aufgestellt.  Erheblich  abweichend  sind  nur  Aargau 
und  St.  Gallen,  über  welche  daher  unten  besonders.  I.  Der 

1)  Ueher  die  erheblichen  Ahweichangen  neuerer  St  G*  B.»  eneh 
Schweiz. ,  in  Betreff  des  Todtachlags  unten  S.  161. 

2)  Ueber  die  Rolle ,  die  der  nnbestimmte  Dolos  gerade  in  der 
Lehre  von  der  Tödtang  spielt»  unten  s*  i&U 
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Begriff  des  Mordes  besieht  nur  als  Gegensatz  zu  dem  des 
Todlschlags.  Er  wird  begründet  nur  durch  die  Verschieden- 
heit des  psvchischeii  Zustandes,  in  welchem  der  zu  dereinen 
"wie  der  anderen  Art  der  vorsätzlichen  Tödtung  in  gleicher 
Weise  erforderliche  Dolus  gefasst  wird.  Mord  ist  danach  die 
Tödtung  eines  Menschen,  hervorgegangen  aus  einem  im  Zu- 
stande der  Ueberlegung  gefassten  Vorsatze.  II.  Der  beson- 
dere Thatbestand  des  Mordes  wird  daher  nur  durch  die  be- 
sonderen Erfordernisse  gebildet,  die  in  der  bezeichneten  ße- 
Ziehung  für  den  Vorsatz  zu  tödten  bestehen.  Diese  sind : 
t.  Der  Vorsatz  za  tödten  muss  im  Zustande  der  Ueberlegung 
gefasst  sein.  Der  Vorsatz  zum  Handeln  kann  überhaupt  nur 
gefasst  irerden,  nachdem  der  Mensch  zwischen  dem  Thun  und 
Lassen  gewählt  hat.  Dieser  Wahl  geht  immor  eine  Betracht 
tiing  ülier  die  Gründe  der  Entscheidung  für  das  Eine  oder 
Andere  Torhor  (ob.  $.  54]«  Ist  dabei  min  der  Mensch  in 
einem  psycliischen  Zustande,  vermöge  dessen  er  föhig  ist, 
die  Gründe  des  Für  und  Wider  zu  betrachten,  die  Sacha 
ako  nach  allen  ihren  Seiten  hin  gleichsam  Tor  sich  hinzulegen 
(herüber  und  hinüber]  und  sie  sich  so  anzusehen,  so  ist  er 
im  Zustande  der  Ueberlegung.  In  einem  solchen  Zustande 
muss  der  Vorsatz  der  Tödtung  gefasst  sein,  wenn  Mord  da 
sein  soU*).  Dieser  Zustand  ist  der  normale  psychische  Zu- 

i)  Der  Begriff  iind  damch  das  hesprochtne  Erforderntn  des 

Mordes  werden  bisher  allgemein  anders  bezeichnet,  ohne  das» 
man  indess  dadurch  etwas  Anderes,  als  das  iin  Texte  Ge-  i 
sagte  ausdrncl^en  will.  Der  MojU  soll  nicht  (blos)  im  Zu- 
stande der  Ueberlegung,  sondern  mit  Ueberlegung  gefasst, 
also  aus  einer  wirklichen ,  wie  manche  Rechulebrer  ausdrück- 
lich hinznsetzcB :  nhigtn,  besonnenen,  Ueberlegoag  hanror^ 
gegangen  sein.  Das  ist  so  unrichtig,  dass  es,  ohne  die  ganze 
Lehre  vom  Morde  über  den  Haufen  zu  werfen,  wörtlich  so 
gar  nicht  gemeint  sein  kann.  Allerdings  wird  der  Mensch, 
der  im  Zustande  der  Ueberlegung,  also  dieser  letzteren  fähig 
ist,  in  der  Rej^el  meh  moht  ohne  diese  handeln,  zninal  bei 
einer  so  sehweren  That,  vnt  die  Tödtoag.  Allein  so  dorch- 
ans  noth wendig,  dass  der  Mensch  in  solchem  Zustande  gar 
nicht  ohne  Ueberleu;ung  handeln  könnte ,  ist  das  nicht.  Wenn 
er  daher  wirklich,  oljwohl  dazu  fähig,  dennoch  ohne  Ueber- 
legung gehandelt  hat,  so  kann  das  strafrechtlich  keineswegs 
seine  That  mildem.  Wollte  man  das  Gegentheil,  nnd  |ene 
Definitionen  wörtlich  nehmen,  so  wurde  darin  eine  FrivUe-' 
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stand  des  3Ienschen.  Nur  besondere  Umstände  können  ihn 
ausschiicsseu.  Diese  sind  entweder  Gründe  der  Unzurech- 
nungsfähigkeit (ob.  §.  40),  oder  aber  solche  heftige  Gemüths- 
bewogungen,  die  das  Bewusstsein  des  Menschen,  wenn  auch 
nicht  aufheben,  doch  in  erhebb'cher  Weise  trüben  (s.  d.  f.  §.], 
2.  Dass  der  Vorsatz  der  Tödlnng  auch  im  Zostande  der  Ue- 
berlegung  (vollständig)  ausgeführt  sein  müsse,  kaDO  Dicht 
als  ein  besonderes  Erfordemiss  aufgestellt  werden.  Psycho- 
logisch ist  nümlich  nnr  Folgendes  möglich :  Der  im  Zustande 
der  Ueberlegung  gefasste  Vorsatz  wird  sofort  ausgeführt; 
dann  föttt  wenigstens  der  Anfang  der  Ausführung  in  den- 
seihen  Znstand  der  Ueberlegung,  in  welchem  er  gefasst  wurde. 
Seine  Ausfülurnng  wird  ganz  aufgegeben;  dann  kann,  wenn 
eine  spätere  Ausführung  stattfand,  diese  nur  in  Folge  einea 
ganz  neu  gefassten  Vorsatzes  geschehen  sein»  die  wieder  im 
oder  ausser  dem  Zustande  der  Ueberlegung  erfolgt  sein  kann. 
Seine  Ausfülvung  war  ausdrücklich  auf  einen  anderen  Zeit- 
punkt verschoben.  War  dieser  Zeitpunkt  dann  schon  bei  der 
Verschiebung  bestimmt,  und  erfolgt  danach  in  demselben  die 
Ausführung,  so  kann  psychologisch  der  Anfang  derselben 
wiederum  nur  in  einen  Zustand  der  Ueberlegung  fallen.  War 
adier  die  Ausführung  nur  auf  eine  unbestinraite  Zeit  verschoben 
und  sie  erfolgt  nun  später,  oder  aber  sie  erfolgt  zu  einer  an- 
deren als  der  bestimmten  Zdt,  so  ist  in  der  That  keine  Aus- 
führung eines  blos  früher  gefassten  Entschlusses  da,  sondern 
es  ist  nolhwendig  ein  neuer,  auf  Zeit  und  Umstände  gebauter 
Vorsatz  vorhanden,  der  zu  sofortiger  Ausführung  kommt, 
und  es  kommt  nur  die  Frage  in  Betracht,  welcher  psychische 
Zustand  dabei  vorhanden  war.  Unter  allen  Umstanden  muss 
daher  allerdings  der  Anfang  der  Ausführung,  wenn  Mord  da 
sein  soll,  in  den  Zustand  der  Ueberlegung  hineinfallen*). 
Dies  aber  für  die  ganze  Ausführung  fordern,  wie  gewöhn- 


ginwg  des  LeichtsiBns  und  d^  Bochtü  licgw;  der  «nbtson- 
nene  Menseh,  der  Mangel  «n  Ueberlegang  rieh  hat  zwt  Ge- 
wohnheit werden  lassen ,  der  Bösewicht,  der  eben  nicht  über. 

legen  will  ,  würden  danach  gar  keinen  Mord  begehen  können. 
1)  Nur  das  hat  auch  wohl  das  Ob.  Ur.  v.  Zürich  gemeint  (Schau- 
berg XVII.  261),  wenn  es  sagt,  das  Gcsetx  fordeie  nicht 
einen  vorhedachteB  Enttddoas  and  eine  überiegta  Awühmng 
sondern  mur  eines  von  beiden.* 
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lieh  geschieht*),  würde  den  Hegriflf  dos  Mordes  für  gerade 
die  roheslen  und  gemeinsten  3Iordthaten  völlig  aufheben.  Ks 
ist  eine  bekannte  psychologische  Erscheinung,  dass  gerade  bei 
dem  YOn  den  grössten  Bösewichtern  verübten  Morde  die  nit 
kaltem  Blute  begonnene  That  in  einer  das  klare  Bewusstsein 
unterdrückenden  Aufregung  weiter-  und  yollführt  wird,  so 
dass  die  letzte,  eigentlich  tödtende  Handlung  selbst  sehr  häufig 
im  Zustande  grosser  Aufregung  erfolgt').  ID.  BegrilTund  That* 
bmtand  nach  Aargau  and  St  Gallen.  Beide  St.  G.  B.  haben  — 
den  Oester.  St.  G.  B.,  wenn  aachniciitvonstindigsi^aMGUies- 
iend,  doch  sehr  sich  nähernd  —  die  Lehre  Tom  Morde  — 
und  danach  anch  die  yom  Todtschlage,  welchen  ktzterea  th 
dem  Namen  nach  nicht  kennen  —  wesentlich  anders  anfge« 
fittst.  Beide  beaeichnen  jede  Yorsätzliche*)  Tödlung  als  Mord, 


1)  Die  hier  vertheidigte  Ansicht  hatte  ich  schon  in  meinem  Lehrh« 

des  Pr.  St.  R.  aufgestellt.  Sie  ist  später  angegriffen  worden  | 
ich  kann  mich  von  ihrer  Unrichtigkeit  nicht  überzeugen. 

2)  Die  Schweiz.  St.  G.  B.  —  gleich  den  Deutschen  —  schwanken 
vielfach  in  der  Ausdruckweise ,  sowohl  bezüglich  der  Fassung 
als  der  Ausführung  des  Vorsatzes.  Namentlich  sprechen: 
Baael  |.  9S:  ,»Wemft  die  That  mit  Vorbedacht  und  Ueberle- 
gmkf^  beschlossen  und  ausgeführt  worden.^  Schaflhanaen  102 1 
„Wer  die  Tödtung  mit  Vorbedacht  beschlossen  und  ausge- 
führt hat."  ■Waadt212,  Froiburg  169,  Graubündeii  88  :  „Wer 
die  Tödtung  (das  Verbrechen)  mit  Vorbedacht  ausgeführt  hat" 
(commi«  avcc  prdm^itation)»  Zärich  145:  »Wer  den  Ent- 
sddnM  (snr  Tödtang)  mit  Vorbedacht  gefiisst,  oder  das  Ver- 
brechen mit  tJeberlegnng  ausgeführt  hat ;  ^  fast  wörtlich  so 
Luzern  169.  Thurgau  98  :  „Wer  die  Tödtung  mit  Vorbedacht 
verübt,  oder  die  That  un  Atiecle,  aber  in  Folge  eines  mit 
Vorbedacht  gefassten  fortdauerudeu  Entschlusses  vollbringt. 
Tessin  212  ▼erlangt  aar  einen  Tor  der  That  geÜMSleh  Eaft- 
•chlnss,  das  Leben  eines  Anderen  anxngreifen.  Die  mitge- 
theilten  Stellen  zeigen,  dass  Thurgau  das  Richtige  ausge- 
sprochen hat,  die  Vorschriften  von  Zürich  und  Luzern  aber 
gar  keinen  richtigen  Sinn  geben ,  sondern  psychologische  Un- 
möglichkeiten voraussetzen,  und  schon  darum  der  im  Texte 
ab  richtig  anfgeatellten  Ansicht  für  die  Anwendung  keinen 
Eintrag  thnn  können.  Das  Letztere  ist  auch  mit  den  anderen 
der  Fall;  die  Gesetzgeber  haben  nicht  daran  denken  können, 
die  klarsten  Fälle  des  Mordes  zu  Todtscblag  stempeln  zu 
wollen. 

3)  Beide  nnterscheiden  anch,  obwohl  es  den  Anschein  hat,  dabei 
nicht  zwischen  directem  and  indirectem  Dolos.  Zwar  spricht 
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ohne  im  obeo  genanDten  Sinne  Mord  und  Todtschlag  weiter 
in  nnleracheiden.  Aargan  setzt  statt  dessen  dem  (,>Tor8etz- 
üchen^)  Morde  den  »nnrorsetzlichen  Mord®  entgegen,  eine 
Tödtnng,  die  ans  des  Lehre  Yom  indirecten  Dolus  constmirt 
worden  ist ;  St.  GaÜen  aber  liat  auch  einen  solchen  Grundsatz 
nicht  aufgestellt  (s.  über  Beides  den  f.  $.).  Der  Thatbestand 
des  Mordes  ergibt  sich  danach  Ton  selbst  Doch  fordert 
Aargau  ausdrücklich  eine  {»feindselige®  Absicht  zu  todlen'), 
so  dass  also  dadurch  hei  Tödtnng  eines  Einwiltigenden,  eines 
Todtkranken  aus  Mitleiden  der  Thatbestand  des  Mordes  aus- 
geschlossen wird (s.  ob.  $.  159).  IV.  Strafe.  J>iese  ist  hier 
nicht  blos  für  den  ThSter,  sondern  gewöhnlich  —  bei  der 
Schwere  des  Verbrechens  hat  man  es  für  nothwendig  gehal- 
ten, müsste  es  aber  nur  desto  bedenklicher  erscheinen  — 
audi  spezieU  für  den  Theilnehmer,  oft  auch  für  den  Versucht 
bestimmt 

1.  Den  Thäter  trifft  nach  den  säinmtlichen  Schw.  St.  G.  B. 
die  Todesstrafe,  nur  nach  Freibiirg  lehenslanoliche  Zwangsarbeit 
oder  Zwangsverhaft.  Ueher  ^Milderunt^sjrründe  bestimmen  beson- 
ders :  St.  Gallen :  Es  soll  nach  allgemeinen  Grundsätzen  Strafinü- 
dernog  eintreten,  wenn  der  finnwdete  durch  unmittelbar  ▼orher- 
gegangene  thätliche  Beleidigong  gereizt  hatte^) ;  Teuin :  Bei  leb- 

Aargau  von  „Handlungen,  woraus  nach  dem  gewöhnlichen 
allgemeinen  oder  ihm  besonders  bekannten  Laufe  der  Dinge 
der  Tod  erfolgen  muss;^  nnd  St.  Gallen  erklärt  es  für  gleich- 
gültig, ob  „  die  Absicht  des  ThSters  auf  Tödtnng  geradesn 
oder  auf  eine  feindselige  Verlet/,ung  mit  augenscheinlicher 
Gefahr  der  Tüdlung  gerichtet  war."  Allein  durch  diese  Aus- 
drücke haben  unstieitig  nur  solche  Fälle  bezeichnet  werden 
sollen,  in  denen  der  Thater  das  Bewasstsein  hatte,  dass  der 
Tod  ans  seiner  Handlung  erfolgen  werde,  wobei  denn  psy- 
chologisch nothwendig  auch  die  Absicht  zu  tödten  da  war. 
Allerdings  mag  dabei  auch  eine  Präjiiuntion  des  Dolos  ge- 
meint sein,  s.  ob.  §§.  nC)  f. 

1)  Der  Ausdruck:  „feiudselij^e  Verletzung'*  in  St.  Gallen  (s.  d. 
Y.  Note)  hat  eine  andere  Bedentang. 

2)  Für  die  Bestrafung  dieser  PiOle  gibt  das  St.  G.  B.  keinen 
Anhalt.  Das  Freuss.  A.  L.  R. ,  das  gleichfalls  beim  Todt> 
schlage  von  einer  feindseligen  Absicht  spricht,  hat  für  solche 
Fälle  besondere  Vorschriften,  s.  ob.  S.  51.5  Note  6. 

3)  Nach  der  P.  G.  O.  Art.  148  sollen  verti-agsmassige  Theilneh- 
mer am  Morde  mit  dem  Tode  (Rade)  bestraft  werden. 

4)  Die  anderen  eigentlichen  Mildernnffsgriinde  können  dnrdi  diese 
Vorschrift  nicht  ausgeschlossen  sein. 
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Irnftem  Zorn  oder  anderen  erheblich  mildernden  UmeUnden  kann 
Eisenstrafe  auf  Lebeus/.eit  eintreten.   Graubiinden  :  Bei  ganz  be« 

sonderen  Milderungsgründen  kann  auf  Zuchtbaus,  aber  nicht  UO:» 
ter  15  J.,  erkannt  werden,  Thurgau  :  Tödtung  auf  ernstliches  und 
bestimmtes  Verlangen  des  Getüdteten  triiit  Arbeitshaus  nicht  unter 
3  I.  oder  ^cbtbans  bis  10  J.,  wenn  aber  zugleich  der  Getödteta 
todtfcrank  oder  tödtlich  verwundet  war,  Gefängntis  oder  Arbeits- 
haus. 2.  Strafe  der  Theilnehmer:  Aargaa:  Der  Anstifter  und  un- 
mittelbare (iehülfp  werden  bestraft  wie  der  Thäter ;  andere  Bei- 
hiilfe  (  ,  A'orschub " )  trifl't  Kettenstrafe  anhaltend  im  1.  Gr.  St. 
Galleu  :  Anstifter  und  liauptgehülfen  triiit  die  Strafe  des  Tbäters. 
Zürich :  Die  GehiUfen  trifft  Zochthans  von  8  J.  bis  Kettenstrafs 
von  20  J.  Graubünden  :  Die  mittelbare  Beihülfe  soll  mitZachU 
haus  bis  15  J.  bestraft  werden*).  Nach  Basel  soll  die  Nichtanzeige 
oder  sonstii^e  ISiclithindernns:  eines  nachher  ausgeführten  Mord- 
anschlags  mit  Kettenstrafe  2.  Gr.  von  2  —  12  J.  bestraft  werden, 
$.  Strafe  des  Versuchs :  Aargau :  Kettenstrafe  anhaltend  im  2.  Gr« 
Zörich :  Der  nahe  Versuch  wird  mit  Znchthavs  bis  ^  J.  oder  Ket- 
tenstrafe bis  15  J.  bestraft.  Basel :  Strafe  des  Versuchs  überhaupt : 
Kettenstr.  2.  Gr.  v.  14-20  J.   Graubünden:  Zuchth.  v.  3-20  J.«). 

V.  besondere  Arten  des  3Iordcs.  Gcmeinr.  werden  als 
s.  g.  qualificirte  Arten  des  Mordes  hervorgehoben:  Giftmord, 
Verwandten-  (und  Herren-)  3Iord,  Raubmord,  Meuchelmord, 
Lohnmord.  Auch  neuere  St.  G.  B.  zeichnen  diese  Arten  aus*). 
A.  Ciflmord.  Die  Anwendung  von  Gift  wurde,  vermöge 
dessen  heimlich  zerstörender  Wirkung,  in  den  früheren  Zeilen 
vielfach  in  \  erbindung  gebracht  mit  der  Ausübung  von  Zau- 
berkünsten. Diese  Ansicht  wirkte  mit  dazu,  die  Vergiftung 
für  besonders  strafbar  zu  halten.  Sie  findet  sich  in  dem  Köm., 
wie  in  dem  älteren  Deutsch.  R. Nach  dem  leUtereo  wurde 

1)  Das  GeselA  sa^t :  „Wer,  ohne  seihst  7.nr  That  anj^estiftet  zu 
haben  oder  an  der  Ausführnn«;  unmittelbaren  Antheil  zu  neb- 
men*  v.  s.  w.  Man  darf  aus  dieser,  allerdings  nicht  glück- 
lichen Fassung,  nicht  schliessen,  dass  die  unmittelbare  Bei« 
hülfe,  wie  die  Anstiftong,  mit  dem  Tode  bestraft  werden 
solle. 

2)  Die  Vorschr.  v.  Tessin  2.59,  dass  Versuch  auch  bei  einem  aus 
Irrthum  gewählten  untauglichen  (non  idoneo)  Mittel  den  Ver- 
such herstellen  solle ,  kann  sich  wohl  nnr  auf  nnsvlängliche 
Mittel  beziehen  (ob.  §.  69). 

3)  Tessin  qualificirt  den  Mord  (doctrinell)  in  Bez,iehung  auf  die 
Person  des  Gemordeten,  der  Mittel  der  Ausführung,  der  Ver- 
anlassung zu  dem  Verbrechen. 

4)  Vgl.  1.  4.  C.  de  male&  et  matb«*  aber  a«ch  h  36.  de  s. 
Sachs.  Sp.  IL  U.  Schw.  Sp.  (Lassb^)  iU. 
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der  Giftmord,  wie  Zauberei,  mit  dem  Feaertode  bestraft, 
selbst  Wühl  schon  der  Versuch.  Auch  die  P.  G.  O.  bestraft 
die  Beschädigung  an  Leib  oder  Leben  durch  Gift,  wie  den 
))fürsct/lichen^^  Mord,  mil  dem  Feuer,  gar  unter  mehrfachen 
Schärfungen  Wie  danach  die  Gemeinr.  Doctrin,  aach  ab- 
gesehen vom  Giftmorde,  zugleich  ein  besonderes  Verbreehen 
der  Vergiftung  aufgestellt  hat,  unten  §.  170.  Hier  Tom  Gift- 
morde. Er  zeichnet  sich  von  dem  einfachen  Morde  nnr  durch 
das  Mittel  aus,  durch  welches  er  ansgeftihrt  wird.  Er  hat  in 
dieser  Hinsicht  drd  besondere  &fordernisse;  1.  Gift.  Ber 
Begriff  des  Giftes  ~  stets  in  der  0octrin  bestritten  gewesen  — 
kann  nur  relativ  festgestdit  werden ,  als  eines  Stoffs,  der  anf 
chemischem  (nicht  mecban^hcm)  \Vcge  den  körperlichen  Or- 
ganismus des  Menschen  2U  zerstören  geeignet  ist').  Ob  diese 
Eigenschaft  da  sei,  ist  in  jedem  einzekien  Falle  qaaestio  facti, 
in  beantworten  aus  der  Natur  des  Stoffes,  seiner  Quantität, 
der  Art  und  den  Umständen  der  Beibringung  u.s.w.  2.  Hin- 
einbringung in  den  menschlichen  Körper,  oothwendi^;  ver- 
möge der  chemischen  Wirkung  des  Giftes  3.  Heimlichkeit 
des  Betbringens.  Die  P.  G.  0.  fordert  sie  ausdrücklich;  in 
ihr  allein  kann  auch  nur  noch  der  Grund  der  besonderen 
Hervorhebung  der  Vei^ftung  überhaupt  und  des  Giftmordes 
besonders  liegen  *),  —  Ueber  die  Bestrafung  des  CUftmordes 
enthalten  nur  besondere  Vorschriften:  Tessin  bedrohet  ihn 
mit  der  geschärften  (specialmente  esemplare)  Todesstrafe.  Die 
folgenden  enthalten  nur  Vorschriften  bezügiich  der  Theilnabme 
oder  des  Versuchs:  Aargau:  Beihälfe  (Vorschub)  trifft  schwere, 
Versuch  schwerste  Kettenstr.  langwierig  im  1.  Gr.  Den  vollen- 
deten Versuch  trifft :  nach  Luzern  Xodesstr.,  nach  St.  Gallen 
Zuchth.  V.  20  J.  bu  lebensL,  nachBaselKettenstr.  l.Gr.T.  20-24  J., 
nach  Schaffhausen  Kettenstr.  von  16—24  J.').  B,  Verwandten- 
nnd  Herrenmord.  Die  doppelte  Bedeutung  des  Parricidium 
im  Röm.  R.  ist  oben  [§.  157)  hervorgehoben.  Auch  die  älteren 


0  P.  G.  O.  Art.  130. 

2)  Vgl.  TeMin  916,  St.  Gallen  149. 

3)  Die  Art  der  Hincinbringuc»  ist  an  sich  gleichgültig;  OMlk 
vero;iftet  durch  Haodscbahe,  Farföms  |i.  s.  w. 

4)  Vgl.  Aargau  114. 

5)  Aargau  114.  116.  117,  Tessin  246.  250,  St.  Gallen  148,  vgl.  149, 
Lusem  171,  Bairi  103,  SebalDu  107. 


1 


Digitized  by  Google 


—   523  — 

Deutschen  Rechte  bestraften  den  Verwandten-  und  Gatten- 
niord  schwerer,  vielleicht  erst  nach  den  Ansichten  des  Rom. 
R.  und  der  chrisll.  Kirche  Die  BegrilTe  von  besonderer 
Treue  gegen  den  Lehens-  und  Dienstherron  vrrschafflen  leicht 
den  weiteren  Vorschriften  des  Wöm.  R.  über  das  Parricidium 
Eingang  und  Ausdehnung.  So  verordnet  auch  die  V.  G.  O. 
Schärfung  der  Strafe  bei  dem  Morde  von  ))  hohen  trefflichen 
personen,  des  ihellers  eygen  herrn,  zwis<  hen  eheleuten  oder 
nahen  gesiplen  freunden  Doctrin  und  Praxis  haben  diese 
Qualihcaiion  stets  festgehalten,  und  daraus  früher  zugleich 
Veranlassung  zur  Aufstellung  eines  (qualificirten)  Verwandtcn- 
todtschlags  (als  eines  uneigenllichen  Parricidium**)  ge- 
nommen. Beides  ist  in  neuere  St.  G.  B.  übergegangen'). 
Von  den  Schw.  8t.  G.  ß.  beben  den  Verwandten  mord  als 
einen  qualificirten  nur  hervor:  Aargau,  Tessin  und  BaieL 
Die  Qualification  wird  nur  gebildet  durch  das  erwähnte  Yeit^ 
häHniss  zwischen  dem  Thäter  und  dem  Gemordeten,  oder  die 
erwähnten  Eigenschaften  des  letzteren.  Aargau  bezeichnet 
nur  Verwandte  in  auf-  and  ahsteigender  Linie;  Basel  ansser- 
dem  Ehegatten;  Tessin  ausserdem:  Mitglieder  des.  Grossen 
Baths,  des  Staatsraths,  des  Appdlationsgerichts,  Vorausgesetzt, 
dass  sie  in  Aosühnng  ihrer  amtUcben  Functionen  oder  in  Be- 
.  Ziehung'  darauf  Gegenstand  des  Verbrechens  sind.  Nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  muss  es  gleichgültig  sein,  ob  die  Ver- 
wandtschaft oder  Schwägerschaft  auf  ehelicher  oder  unehe- 
licher Gehurt  beruhet  Tessin  straft  mit  der  gesciriirfteu 
Todesstrafe.  Aargau  hat  nur  dieselbe  Strafrorschrift  für  Vor- 
schub oder  Versuch,  wie  beim  Giftmorde,  und  Basel  bedrohet 
den  Versuch  mit  Kettenstrafe  1.  Gr.  t.  18^24  J.  C,  Raub- 
mord (latrodnium):  Mord,  7eräbt  auf  gewaltthätige  Weise, 
zum  Zweck  einer  TOrzunefamenden  Entwendung  ^J.  Seine  Be- 

1)  Vgl.  VVilda,  Straft,  der  Germ.  S.  714  f. 

2)  P.  G.  O.  Art.  137.  Die  Streitigkeiten  der  Doctrin  und  Praxis 
fiber  die  Aailegung  dieses  Art.  sind  hier  ohne  Interesse. 

3)  Spezifisch  vnterschieden  vom  Verwandtenmord  wird  (obwohl 
nicht  von  allen  Rechtslehrern)  der  Kindermord. 

4)  Die  Gemeinr.  Doctrin  hat  diese  Art  des  Mordes  stets  als  eine 
qualif.  hervorgehoben,  ohne  über  den  Begriff,  mithin  auch 
den  Grund  der  Hervorhebung,  jemals  ins  Reine  kommen  zu 
hönneM.  Die  ktronei  <lei  Rom.  R.  waren  wohl  nur  die,  welehe 
bewtffiiet  tof  Rsoib  OMgingen ;  der  Bford  war  Mittel  wmm 
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Sonderheit  besteht  in  zwei  3Iomenten:  1.  Per  Mord  mnss 
mittelst  Gewalt  an  der  Person  des  GetÖdteten  ausgeübt  sein, 
und  2.  in  der  Absiebt,  dass  er  das  Mittel  zu  einer  Entwen- 
dung sein  soll gleichviel  ob  das  zu  Entwendende  eine  Sache 
des  GetÖdteten  ist  od«r  nicht Es  heben  ihn  nnr  herror: 
Aargau,  Tessin  und  Basel,  mit  denselben  Strafbestimmuugen 
wie  für  den  Verwandtenmord,  Aargau  mit  der  angegebenen, 
Basel  olme  alle  Definition,  Tessin  mit  dem.  Zusätze,  venu  er 
durch  Angriff  auf  offener  Strasse  yerübt  ist.  D,  Meuchel- 
mord (homic*  proditorium  s«  insidiosum) :  der  auf  hinterlislige 
Weise  verübte  Mord^). '  Aargan,  zugleich  den  Giftmord  dar« 
unter  begreifend  (ob.)  und  Basel  heben  ihn  liervor,  mit  den- 
selben Strafbestimmungen  wie  den  Raubmord").  B,  Lohn- 
oder  Banditenmord  (assassinium)  :  Mord,  fiir  (Geld-j  Lohn 


Raube,  aber  latrociniiim  war  auch  da  ohne  vollzogenen  Mord. 
Die  ältere  Gemeinr.  Doctrin  bis  zum  jüng.  Meister  (pr.  j. 

er,  9. 152)  hin  verstand  darunter  den  um  Gewinnes  willen  ver- 
übten Mord.  Fouorbach  ,  §.  219,  den  Mord  verübt  „xur  Er- 
reichung sinnlicher  Verstaudesy^weke";  er  ueual  Raubmörder 
auch  dc^f  yder  Menschen  tödtet,  um  daraus  Pasteten  für  den 
Kauf  KU  machen*.  Wächter,  Lehrh.  1. 170,  will  den  Befpriff 
beschränken  auf  „Mord,  begangen  oder  unternommen,  um 
einen  Rauh  auszuführen'^;  ifcffter,  §.518,  auf  einen  .»Mord, 
um  sich  einer  Sache  des  GetÖdteten  zu  bemächtigen  \  — 
Die  Definition  des  Textes  ist  dem  St  G.  B.  von  Aargau  ent- 
nommen, und  trifft  die  Bedeutung,  die  man  im  Leben  dem 
Ausdrucke  Raubmord  heilen;!. 
1}  Wahrscheinlich  soll  die  Definition  Wächters,  indem  er  von 
Raub  spricht,  Beides  bezeichnen. 

2)  Nach  Heffter  wäre  es  kein  llfnibniord,  wenn  der  Wächter 
gemordet  würde,  um  die  bewachte  fremde  Sache  zu  ent- 
wenden. 

3)  Auf  M tückische  Weise'  sagt  Aargau. 

♦)  Manche  Rechtslehrer  pflegen  das  homic.  prodit. :  Mord  durch 
Verrath  verübt,  wieder  besonders  zu  unterscheiden.  Als  qua- 
lific.  Mordart  wird  er  Gemeinr.  angesehen,  weil  der  Giftmord 
gesetzlich  qualificirt,  und  gleichfalls  heimtückisch  verübt 
werde. 

5)  Tessin  hebt  zwar  als  qualificirte  Tödtung  die  durch  Gift, 
oder  andere  hinterlistige  ^Mittel  (allri  modi  insidiosi)  verübte 
hervor;  erwähnt  dann  aber  bei  der  Qualilication  des  Mordes 
nur  den  Gitimord.  Eine  Ausdehnung  würde  hier  schwerlich 
gerechtfertigt  sein. 

6)  Der  Name  stammt  ans  der  Zeit  der  Erenzzüge.  Die  Qnali- 
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gedungen  nnd  ansgeföhrt.  Nnr  Baiel  bebt  ibn  berror,  ganx 
wie  den  Raobmord  F.  Ausserdem  irird  endlicb  nacb  Tessin 
der  dorcb  Brandstiflnng  ausgefnbrte  Mord  mit  der  gescb'ärlllen 
Todesstrafe  belegt'). 

16K 

Der  XMliscIiUMr« 

Der  Todtscblag'  wird  von  den  Scbw.  wie  Dentsdi.  St  G.  B. 
sehr  yerscbieden»  nnd  mitunter  erbeUicb  abweicbend  von  dem 
Gem.  Recbt  anfgafasst.  Von  den  Sciiw.  sind  dem  letzteren 
nnr  treu  geblieben:  Tessin  nnd  Tbnrgan.  Ibren  eigenen  Weg 
geben  ancb  bier  Aargan  nnd  St  Crallen.  Erbeblicb  modifl- 
dren  die  Anderen:  I.  Der  Begriff  des  Todtscbiags  bestebt 
Gemeinrecbtlicb  nur  als  der  einer  besondren  Art  der  yor- 
sätzlicben  Tödtnng  gegenüber  der  des  Mordes.  Gemeinrecbt- 
licb ist  Todtscblag  danacb  jede  vorsätzlicbe  Tödtnng»  die  nicbt 
Mord  ist.  Der  Begriff  ancb  in  seiner  positiven  Fassung  er- 
gibt sieb  daraus  von  selbst:  die  vorsätzlicbe  Tödtung,  be- 
scblossen  nnd  ansgefübrt  in  einem  so  beftig  aufgeregten  See- 
lenzustande,  dass  das  lüare  Bewusstsein  getrübt  ist Dieser 
Begriff  gilt  jedocb  nnr  für  die  zwei  ersten  oben  genannten 
St.  G.  B.  Für  die  sieben  zuletzt  erwSbnten  ist  der  Begriff 
des  Todtscbiags  ein  weiterer.  Nämlicb  zwar  einerseits  der 
bezeicbnete,  andererseits  aber  ancb,  nnd  zwar  wieder  unter 
Modificationen,  eine  Tödtnng,  die  aus  der  Absiebt  Mos  zu 
bescbädigen,  berrprgegangen  Ist*).  Dl.  Der  Tbatbestand  be- 

fication  bat  ihren  Grund  in  der  HerTorhebung  des  latrocininm, 
das  gleichfalls  um  des  Gewiniies  willen  qualificirt  werde. 

1)  Tessin  führt  ihn  zwar  «vf  wie  den  Henebelmord  (ob.)  nnd 
Aargaa  als  qoalif.  Art  des  Mordes,  aber  beide  ohne  praktische 

Anwendung. 

2)  Vgl.  über  Alles:  Aargau  113-117,  St.  Gallen  144-148.  1.50. 
151,  Tessin  242—247.  250.  251,  Zürich  145.  146,  Ladern  169 
bis  171,  Basel !».  100.  102—104,  SdiafEhaoien  103—107.  100, 
Thnrgott  98,  Waadt  212—214,  Freibarg  ItiO.  170,  Gnmb.  88-OOl 

9)  Gemeinr.  wird  meist  nur  vom  Affect  gesprochen,  lieber  die 
Unrichtigkeit  dieser  Ansicht  unten  im  Text.  In  meinem 
Lehrb.  des  Preuss.  Str.  R.  §.  186  sprach  ich  /.war  gleichfalls 
Tom  Affect ,  aber  mit  dem  ausdrücklichen  Zusätze ,  dass  auch 
beftige  Leideaiduiflan  hierher  gehören.  VgL  Mitteratater 
im  Arch.  für  Preuss.  Str«  R.  IL  S.  300  f. 

4)  Ueber  Aargan  nnd  St  Chdten  nnten  besonders. 
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lieht  in  seiner  Besonderheit  sich  immer  nur  auf  den  Dolos» 
ist  aber  nolhweodig  ein  verschiedener  für  die  verschiedenen 
Begriffe.  A.  Für  den  (leineinr.  Begriff:  Der  Xhäler  mussCe 
sich  in  einem  (uninrechnungsfähiiror)  Seelenzustande  beGnden, 
der  die  Ueberlegung  aosscbioss.  Psychologisch  kann  dies  nur 
ein  Zustand  solcher  innerer  Aufregung  des  Menschen  sein,  in 
welchem  das  Bewnsstsein  wonn  freilich  nicht  ganz  aufgehohen, 
doch)  getrübt  ist.  Grund  und  Enlslebung  dieser  Aufregung 
sind  gleichgültig:  Zorn,  Schreck,  Furcht,  Gram,  Nahrungs- 
sorgen, Hass,  Eifersucht,  andere  Affecte  oder  Leidenschaften 
2.  In  solchem  Zustande  muss  der  Vorsatz  zu  tödlcn  gefasst, 
nnd  3.  derselbe  Vorsatz  auch  ausgeführt  sein  'J.  Positiv  (und 
merkwürdig)  fordert  Xessin,  dass  die  Ausführnng  binnen  6 


1)  Die  F.  6.  O.  spricht  nur  von  y^^chtyX  und  zorn^,  die  Ge- 
meinr.  Doctrin  aber  schon  länu;st  von  jedem  „Afiect*\  So 
auch  Zürich,  Luiern,  SchafThauseu,  Thur2;s»u,  CiraubündiMi, 
mit  deu  meisten  D.  St.  G.  B.  Indem  sie  jedoch  nur  vom 
Affect  sprechen,  liegt  die  laconseqaeDz  anf  der  Hand.  Mord 
und  Todtfchlag  sollen  —  nnbesiritten  —  liir  den  hier  in  Frage 
stehendMi  Begriff  Arten  der  vorsätzlichen  Tödtung  sein,  und 
zwar  die  einzi}j;en.  Mord  ist  dio  im  Znsiande  der  l'^eber- 
leguu^  beschlossene.  Todtschlaj;^  muss  mithin  jede  ausser- 
halb dieses  Zustandes  beschlossene  (und  ausgeführte)  sein, 
oder  es  miisste  zwischen  Mord  und  Todtschlag  noch  eine  an« 
dere  Torsützliche  Tödtang  in  der  Mitte  stehen.  Die  anderen 
Schw.  St.  G.  B.  haben  jene  Inconsequenz  nicht.  Tcssin  spricht 
von  „omicidio  subitaneo*'  und  dabei  von  „qualunque  slalo  di 
violenta  comuiozione  d'animi)".  Waadt  und  Freibuig  (nach 
dem  Fr.  St.  G  13.,  aber  nur  von  homicide,  und  Freiburg  von 
bomie.  nnd  menrtre  redend,  auch  ohne  die  weiteren  beengen- 
den Definitionen  des  Fr.  St.  G.  B.)  von  volontnirement,  zwar 
auch  als  Gegensatz  zum  involontairement,  aber  auch  zur  pr^- 
nidditation^^  Basel  (am  richtigsten)  fuhrt  nur  Mord  und  Todt- 
schlag als  vorsätzliche  Tüdtangen  auf,  und  bezeichnet  nur 
den  Begriff  des  Mordes. 

S)  Unfitnttt  hetsst  es  gewöhnlich,  dass  der  Entschlnss  in  dem- 
selben Affecte ,  in  welchem  er  gefasst  worden ,  ohne  inmittelst 
stattgehabte  Ueberlegung,  ausgeführt  sein  müsse,  Heffter 
§.  237;  vgl.  auch  Feuerbach  §.  217,  Martin  §.114,  Ahegg 
6.  235.  Es  führt  das  leicht  zu  Verwirrung.  Der  Thäter  kann 
den  in  der  Aufregung  gefassten  Vorsatz  wieder  aufgegeben, 
nnd  noch  längerer  Zeit  von  nenem  gclasst  und  nnn  sofort  «ns- 
geführt  haben,  ohne,  dass  des  Thntbestnnd  des  Todtschlags 
fortlült. 
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Stunden  seil  dem  EnUteben  der  Änfregung  erfolgt  seiD  müsse. 
4w  Der  Dotos  maas  in  der  directen  und  Bestimmten  Absicht 
zu  tödten  bestehen*].  B,  Für  den  besonderen  Begriff  von 
Zürich,  Lniem,  Basel,  Schaffhausen*),  Waadt,  Freiburg, 
Grauhünden.  1.  Der  Dolus  muss  nicht  auf  Herbeiführung 
des  Todes,  aber  auf  eine  andere  körperliche  Beschädigung 
des  Getödleten  gerichtet  sein  (aus  welcher  der  Tod  entstanden 
ist).  2.  Auf  die  Beschaffenheit  dieser  Beschädigung  kommt 
es  nicht  an;  auch  schon  geringe  Xhätlichkeiten  und  31isshand-> 
langen  genügen.  3.  Der  Seelenznstand,  in  welchem  der  Dolus 
gefasst  wird,  ist  gleichgültig;  er  kann  der  der  Ueberlegung 
wie  beim  ]>]orde,  oder  der  der  Aufregung  wie  bei  jenem 
ersten  Begriffe  des  Xodlschlages  sein ;  es  hat  (las  nur  Einfluss 
auf  die  Strafzumessung,  nur  nach  Graubünden  auf  Strafab« 
stufung.  Bios  Luzern  fordert  ausdrücklich  Vorbedacht  wie 
beim  Morde»  so  dass  also  eine  Tödlung,  im  Zustande  j^ier 
Aufregung  verübt,  nur  den  Thatbestandder  Körperverletzung, 
concarrirend  mit  fahrlässiger  Tödtung,  herstellen  würde*). 
III.  Thatbestand  nach  Aargau  und  St.  Gallen.  Beide  ziehen 
jede  vorsätzliche  Tödtung  ohne  weitere  Unterscheidung  unter 

1)  Der  unbestimmte  und  indirecte  Dolus ,  wie  sehr  sie  auch  ge- 
rade beim  TodUchlage  in  der  Gememr.  Doctrin  and  Praxis 
ihre  verderbliche  RoUe  haben,  dürfen  «nah  nach  den  Schw. 
St.  6.  B.  nicht  in  BeUracht  kommen.  Zwar  nicht  darum ,  weil 
kein  einziges  derselben  seiner  speziell  beim  Todtschlage  er- 
wähnt; denn  er  wird  in  dem  allgem.  Theile  der  meisten  der- 
selben allgemein  aufgeführt.  Aber  weil  er  eben  psychologisch 
unmöglich  ist  (ob.  §.  57). 

3)  Welche  leUtere  beide  jedoch  diesen  Fell  nicht  Todtschlag  be- 
nennen; Basel  bezeichnet  ihn  als  navorsStzliche  Todtong, 
Schaffh.  gar  nicht. 

3)  Zweifelhaft  ist  Zürich  §.  148:  „Wer  ohne  Vorbedacht,  in  der 
Hitz,e  des  Affects  und  in  der  Absicht  zu  tödten;  ebenso,  wer 
zwar  mit  Absicht ,  jedoch  ohne  dass  diese  gerade  auf  Töd- 
tung gerichtet  wer*  n.  s.  w*  Indets  hStte  das  Gesets  wohl 
bestimmter  (nach  Art  Luzems)  gesprochen,  wenn  es  in  deas 
zweiten  Gliede  des  Satzes  nur  Vorbedacht  hätte  zulassen 
wollen.  Auch  der  Ausdruck  „feindliche  Absicht^  in  Schaff- 
hansen S*  109  könnte  denselben  Zweifel  erregen,  aber  nur 
wegen  der  schweren  Strafe  des  g. ,  gegenüber  namentlich  den 
Mildemngsgriinden  des  f.  IM;  indess  liegt  hier  ein  Redae- 
tionsversehen  vor,  das  auch  in  dem  früheren  Gr.  6,  B*  Ten 
Basel  war,  hier  aber  später  theilweise  redreasirt  istb 
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den  Begriff  des  Mordes.  Aargau  indess  nur  als  j^yorsätzUchen 
Motd^  daneben  als  nunTorsätzlichen  Mord^  aufstellend,  wenn 
Jemand  in  einer  nicht  aaf  Tödtnng  gerichteten,  aber  y,m  an- 
^  derer  feindseliger  Absicht  eine  Misshandlong  begehen  wollte^ 
der  Tod  aber  doch  erfolgt  ist^.  Das  ist  Begriff  und  That- 
bestand  des  Todtschlages  in  der  zweiten  oben  zu  IL  herror- 
gehobenen  Bedeatang St.  Gallen  stellt  auch  einen  solchen 
Begriff  nicht  auf.  Derselbe  Thatbestaod  kann  dort  daher  nur 
den  der  yorsätzlichen  KörperbescMdigong,  verbanden  mit 
fahrlässiger  Tödtnng,  bilden.  IV.  Versuch  des  Todtschlags. 
Es  vird  wohl  gestritten,  ob  es  einen  Versuch  des  Todtschlages 
geben  könne.  Wo  die  Absicht  zu  tödten  zum  Thatbestande 
gehört,  ist  er  nicht  zu  bestreiten;  wo  nicht,  ist  er  dagegen 
nicht  zu  denken,  weil  hier  nur  eben  durch  das,  nicht  gewollte. 
Eintreten  des  Todes  der  Thatbestand  des  Todtschlags  herge- 
stellt wird. 

V.  Strafe.  Aargau:  KeUensü-afe  anhaltend  iml. ,  unter  den 
erschwerenden  Umstanden  al)f?r,  die  den  Mord  qualiflciren  ,  2.  Gr. 
Tessin:  Zwangsarbeit,  und  zwar  3.  Gr.,  wenn  der  Todtende  der 
Angreifende,  1.  Gr.,  wenn  er  der  schwer  angegnüeue  Theü  war. 
Das  Parricidium  (i.  e.  S.  zwischen  Eltern  und  Kindern)  trißt  To- 
desstrafe. Andere  «pialificirte  Arten  lebenslängliche  Eisenstrafe; 
diese  sind  die  qualitic.  Arten  des  Mordes,  und  ausserdem  Todt- 
schlag  zwischen  Adopti\  -  Eltern  und  Kindern,  Ehegatten,  Oheim 
und  Nelieu  (auch  Tante  und  iNichle  u.  s.  w.),  Schwiegereltern  und 
Schwiefierkindern ,  verübt  unter  schweren  Misshandlungen,  um 
irgend  eines  Gewinnes  willen,  bei  Widersetzli^keit  gegen  Beamte» 
bei  Ausübung  obrigkeitlicher  Gewalt ,  bei  Angriffen  anf  die  Schem> 
faaftigkeit,  endlich  wenn  er,  ohne  alle  Veranlassung  aus  brutaler 
Bosheit  verübt  ist.  In  allen  Fällen,  mit  Ausnahme  des  Parricidiums 
(i.  e.  S.) ,  kann  beim  Zusammentreffen  mehrerer  erheblicher  Mil-> 
dernngsgründe  auf  Gefaugniss  nebst  Geldbasse  3*  oder  4.  Gr.  er* 
kannt  werden.  Zflrich :  Znchtb.  6  J.  bis  Kettenstrafe  von  20  J. ; 
wenn  aber  Todtschlag  bei  Begehung  eines  anderen  Verbrechens, 
oder  um  dieses  möglich  zu  machen,  oder  zu  dessen  Begünstigung 
Terübt  wurde,  so  kann  auf  lebenslängliche  Kettenstrafc  und  in  den 
schwersten  Fällen  auf  Tod  erkannt  werden;  dagegen  auf  die 
geringste  Bauer  des  Znchthavses,  selbst  in  besonders  geUttden 

1)  Auch  das  Wort  „feindselig'^  kann  hier  nichts  ändern. 

2)  £s  ist  zweifelhaft,  ob  auch  bei  den  hier  genannten  Verhält- 
nissen aussereheliche  Geburt  genügt;  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen wäre  za  be|ahen ;  da  aber  das  Gesets  der  aosserebe- 
lichen  Gebort  aosdriiddidi  nur  für  Ehern  und  Kinder  er- 
wähnt, so  wird  za  verneinen  sein. 
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Füllen  auf  Geü  von  2  J. ,  wem  catwefo,  ndimr  wakviek«la]it&, 
fifBBgfilgig»  KiMiMMUniig  beabiiiehtigt,  oder  der  Thiter  wider^ 

-TCcIitlich  angereizt  wer.  Lusern:  Kettenstrafe  von  10—20  J. ;  bei 
denselben  Erschwerungen  wie  nach  Zürich:  Todesstrafe  ;  bei  den- 
selben Milderungsgründen  (wobei  jedoch  die  Absicht  der  nur  ge- 
ringfügigen Misshandlung  , unzweideutig^  sein  soU)  Zuchthaas  bis 
zm  9  S,  Bttsel;  1«  Bei  Alirieht  z«  tödten:  Kettenstmfe  i.  Gr.  t.  iSbie 
24  J.«  zwischen  Eheleuten  und  A-  und  Deieendeiiten  Todeettrafe, 
Den  Versuch  trifft  im  ersten  Falle  Kettenstrafe  2.  Gr.  von  8—16  J., 
im  zweiten  1.  (ir.  von  14  —  20  J.  2.  Ohne  Absicht  zu  tödteu:  Ket- 
tenstrafe 1.  Gr.  V.  6—20  J.,  zwischen  A-  und  Descendenten  oder 
Eheleuten  von  10 — 24  J. ;  wenn  aber  die  Verletzung  nicht  mit 
We&n  oder  lebensgeführlichen  Werkxengeii  venibt  worden,  nnd 
xn^ieh  der  Todnnr  in  Folge  einer  ausserordentlichen,  demTbäter 
unbekannt  gewesenen  Kürperbeschafl'enheit  des  Verletzten,  oder 
wegen  Fehler  bei  der  Behandlung,  oder  Fahrlässigkeit  von  Seite 
des  Verletzten  einueti-eten  ist,  Zuchlh.  von  1— 8  J.  oder  Kettenstr. 
2.  Gr.;  bei  abttcbdteher  nnd  thitiidbar  Anreizung  aber  nur  die  ge- 
nannten Strelen  besiehnngtweiae  sn  3—10,  5 — 12, 1— 4  J.  ScbedB^ 
bansen:  1.  Bei  Absicht  zu  tödten:  Kettenstrafe  von  10—241. ;  bei 
schwerer  Anreizung  („zum  Zorn'\  also  auch  zu  anderen  Auf- 
regungen) kauu  auch  auf  Ketteustrafe  unter  10  J. ,  oder  auch  auf 
Arbeitshaus  1.  Gr.  erkannt  werden.  2.  Bei  blosser  Absicht  zu  be- 
ediüdigen  Kettenstrefe  von  6— 20  J.,  zwischen  A*  nnd  Descen- 
denten oder  Ehegatten  10—24  J.  Der  Mildemngsgmnd  zu  !• 
mnss  auch  hier  gelten.  Thui^an:  Zuchthaus  bis  zu  8  J. ,  bei 
schwerer  nicht  provocirter  Anreizung  Arbeitshaus  nicht  unter  23. 
Waadt:  1.  Bei  Absicht  zu  todten:  Zuchthaus  von  12  — 30  J. ;  beim 
Rückfall  kann  Todesstrale  eintreten.  Todesstrafe  muss  eintreten* 
wenn  er  verübt  ist  zwischen  O^gitimen  oder  natürlichen)  A-  nnd 
Descendenten,  Ehegatten,  legitimen  Geschwistern  oder  an  Beamten 
bei  Ausübung  ihres  Amtes  oder  in  Beziehung  darauf.  2.  Ohne  Ab- 
sicht zu  todten  :  Zuchth.  von  5—20  J. ,  wenn  die  Thätlichheilen  von 
der  Art  waren,  dass  der  Thäter  nach  dem  gewöhnlichen  Gange 
der  Dinge  vorhersehen  konnte,  dass  der  Tod  darauf  erfolgen 
müsse;  ansserdem  Znchthans  von  10  Mon.  bis  zn  15  J.  3.  Dm 
tfidtenden  Ascendenten  trifft  unter  allen  Umständen  Verlnst  der 
väterlichen  Gewalt.  Freiburg:  nach  den  Unterscheidungen  wie  bei 
Waadt:  1.  Zwangsarheit  oder  Zwaugsverhaft  von  20  —  30  J.,  oder 
(sowohl  bei  Rückfall,  als  bei  den  genannten  Ver waudtschafts -  und  ' 
anderen  Verhältnissen)  lebenslänglich.  2.  Dieselbe  Strefe  von  5  bis 
•  20  J.  oder  von  10  Mon.  bis  1$  J.  Granbünden:  1.  Bei  Absicht  zn 
tödten:  Zuchthaus  von  6—15  J. ;  bei  schwerer  Anreizung,  ancb 
bei  vorsätzlicher  üeberschreitung  der  Nolhwehr:  Gefängniss 
oder  Zuchlh.  bis  zu  6  J.;  2.  wenn  verübt  bei  Vollfiihrung  eines  an- 
deren Verbrechens,  gleichviel  ob  mit  oder  ohne  Absicht  zu  tödten 

I)  yWenn  ancb  ohne  Torbedacht*  sagt  das  Gesetz;  der  SatK  . 

34 
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Kettenttnife  von  10  J.  (bis  kbeaaUUiglicli;  3.  Muserdem  «hu«  die 
Absid^  xa,  tödten,  wenn  die  Handlung  von  solcher  Beschaffen- 
heit war ,  dass  der  Tod  als  w  ahrscheinliche  Folge  der- 
selben vorhergesehen  werden  konnte,  Zuchth.  von  6  — 12  J.,  aus- 
serdem his  %u  6  J.  4.  Wenn  die  Absicht  zu  beschädigen  lui  Zu- 
«tfeade  der  heftigen  Aufregung  gefaitt  «nd  MUgefährt  war,  Geföngnias 
Hiebt  uter  einem  halben  Jalve  oder  ZnahUiana  bis  »t  6  J.^). 

Anmerkung»  Darüber,  ob  üeberlegung  Torhaoden  ge- 
wesen oder  nicht,  ntthm  Mord  oder  Todtadhlag  anzanehmen 
aei,  pflegen  in  den  Lebrbucbem  mehrere  RegeUi  aufgestellt 
zn  werden.  Sie  gehören  in  den  Strafprozesa.  Nach  dem  im 
Texte  Vorgetragenen  tnoss  nur  davor  gewarnt  werden,  bei 
«iner  längeren  Zeitdauer  zwischen  Fassung  und  Ausföhrnng 
des  Vorsatzes  der  Ti$dtung  sofort  auf  Fassen  und  Ausfuhren 
im  Zustande  der  Ueberlegung  scMiessen  zu  wollen ;  wie  an- 
dererseits eine  kürzere  Zeitdauer  nicht  das  Vorhandensein  der 
Ueberlegung  aussehliesst.  Eben  so  ist  nicht  bei  jeder  Wahl 
von  Mitteln  zur  AuiUlhrnng  sogleich  Mord  anzunehmen; 
wohl  aber  wird  dies  bei  einem  planroässigen  Ausführen  der 
Fall  sein. 

§.  162. 

T54Siaiaff  im  HnuffluMadel.  ' 

Die  in  einem  Streite  Mehrerer  mit  einander  verübte  Töd- 
tung  findet  sich  scbon  im  Rom.  R. wie  in  den  alleren 
Deutsch.  Rechten*}  besonders  behandelt.  Die  Italienische 
Praxis  bildete  die  Lebre  aus.  Die  P.  G.  0.  *)  hat  sie  auf- 
genommen. Die  Gemeinr.  Doctrin  hat  weiter  daran  gebildet, 
oft  gekünstelt,  anter  Zurückgehen  auf  Bestimmungen  des 
Rom.  R.,  die  nicht  die  öffentliche  Bestrafung  betreffen.  IVicht 
minder  künstlich  haben  neuere  St.  G.  B.  sie  aufgestellt.  Die 
Schwierigkeit  der  Rrmittelang  sowohl  des  Urhebers  als  der 


ist  wohl  nicht  richtig;  hei  Vorbedacht  wäre  schwerer  zu 
strafimder  Mord  da. 
«)  Vgl.  über  Alles:  Aargan  118,  Teisin  242-249.  252  -  254.  256. 
257,  Zürich  148-150,  Lnzcm  172-176,  Basel  98.  99.  104.  113. 
114.  123,  Schaflli.  104.  109,  ThurgMi  101,  Waadt  211—216, 
Freiburg  168-171,  Graub.  91  —  94. 

2)  L.  11.  ad  1.  Aqail.  1.  1.  §.  3.  1.  17.  ad  1.  Com.  de  sie. 

3)  L.  Sal.  ftS.  I.  Alan.  45.  L  F^is.  U. 

4)  P.  G.  O.  Art.  M8. 
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Wirkung  der  etnielnbD  VerktinDgen ,  wie  «vdi  iu  Zmmmm^ 
wxkm  mehrerer  logefügter  Vcrlettiiiigeii  leiten  hier  «Herdings, 
jro  man  dem  Richter  nicht  die  Entscheidong  ans  dem  Rechte 
des  einielnen  Falles  anTertranen  wiU,  anf  eine  ägenthämüche 
legislatorische  Behandlung  hin.  Aargau,  St  Gallen,  Basd, 
Schaghausen  haben  (mit  Recht)  den  Fall  nicht  Jiervorgehob^o. 
I.  B^pnff.  Gemetnr.»  irie  nach  den  St.  6.  B.'):  Xödtung» 
Ternht  in  einer,  ohne  Torhenige  Verabredung  der  Tödtqng 
stattgehabten  SchlÜgerei  zwischen  mehr  als  zwei  Personen, 
n.  Thatbestand:  1.  Eine  Schlägerei:  ein  in  Thätliehkeiten  ans- 
gebrochener  Streit');  S.  zwischen  mehr  als  zwei*)  Personen; 
3.  ob  auf  Verabredung  oder  zufSttlig  ausgebrochen,  ist  gieieiH 
gültig^};  4.  eine  Tödtung  eines  der  Streitenden  durch  einen 
,  oder  mehrere  der  Streitenden*);  5.  nicht  vorher  unter  ein- 
zelnen oder  aUen  übrigen  Iheilnehmeni  der  Schlilgerei  Yer- 
abredet*);  6.  auch  nidit  ealstanden  ans  .einer  mit  der  iiber- 
kglen  Absicht  zu  lödten,  7.  woU  «her  aus  einer  Torsätziich') 
zugefügten*)  Verletzung.  BL  Strafe.  Nach  der  P.  G.  0.: 
1.  Ist  der  Getodtete  an  einer  einzigen  Verlelbnuig  gestorben, 
deren'  Urheber  bekannt  ist,  so  wird  dieser  allein  als  Todt- 
scblager  bestraft.  3.  Hat  der  Getödlete  mehrere  tödlUehe') 
Verletzungen  erhalten,  und  man  kennt  zwar  «Ke  Urheber  der- 


t)  Viele  St  6.  B.  itdlen  s«|^ieh'  den  Begrilf  einer  Kdrperver>- 
letsmui  int  Ranflunilel      sImüi^iImmi  GmuideSlMfteBf.  s. 

§.  174. 

2)  Dass  der  Verletzte  sich  auch  blos  passiv  verhalten  haben 
könne,  nimmt  mit  Aecht  an  das  Ol».  Ger.  Zürich  inScheiib. 
V.  47.  X.  325. 

3)  Bei  nur  zweien  würden  feae  Gr&nde  der  besondcreii  Behend- 
lang  des  Falles  wegfallen;  gleichwohl  hält  zwei  für  «asaei- 
chend  das  Ob.  Ger.  Zür.  in  Schaub.  V.  47.  X.  325. 

4)  Gcmeinr.  «treitig,  wegen  des  Wortes  yungeechichts^  injUr 
P.  G.  O. 

5)  Gkkhfidli  wegen  jener  Gründe  der  Herverhebwig. 

6)  Es  wiire  epnet  verebcedeter  Mord  Yorlienden. 

7)  Da  sonst  nur  fididMsftge  Tödtnng  vorliegen  könnte« 

8)  Oh  in  oder  ausser  dem  Zustande  der  Ueberlegnng  der  Vor- 
satz gefasst  (und  ausgeführt)  war,  ist  gleichgültig.  Vorbedacht 
schliessen  zwar  aus  Xhorgau  und  Graubünden ;  dies  soll  sich 
aber  nur  moi  den  Fall  eines  wirUiehen  Mordes  besiehen. 

9)  Hier  kommt  es  also  allerdinjis  anfeine,  deich  Sachvecstittdifle 
festsottcUande  Ttf  düifhfceit  (s.  ob.  f .  iSS)  an. 
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-selben,  weiss  aber  nicht,  welche  derselben  den  Tod  bewirkt 
hat,  so  werden  die  sämnitlichen  bekannten  Urheber  solcher 
Verletzungen  als  Todlschläger  bestraft.  3.  Alle  anderen  TheiU 
nehmer  der  Schlägerei  und  alle  anderen  Fälle  werden  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  behandelt.  Die  Praxis  straft  schon 
längst  in  dem  Falle  zu  3.  nur  ausserordentlich.  Danach  ent- 
hielte die  P.  G.  0.  hier  für  die  Praxis  nichts  PoslÜTes  mehr. 
Die  Doctrin  hat  manches  Nene  fainzugethao.  Die  Sdiw.  St» 
6.  B*  haben  (gleich  den  Deutsch.}  die  verschiedenartigsteit 
positiven')  Yorscbriften  aufgestellt: 

Teuin:  1.  Der  Getödtete  ist  nur  an  Einer  Verletsniig  ge* 
•torben,  aber  deren  Thäter  ist  nnbduuuit;  2.  er  ist  durch  das  Za- 
sammentreffen  mehrerer  Verlet/.ungen  gestorben ;  in  beiden  Fällen 
werden  Alle,  welche  Hand  an  den  Getödteten  gelegt  hatten,  mit 
der  Strafe  der  schweren  Kurperverletzung  (unt.)  belegt^)-  Zürich: 
1.  Et  sind  tödtUche  Verletzongen,  allein  oder  mit  nicht  tödtlichen» 
Mgefögt;  die  Stnrfe  ist  e.  der  Urheber  der  tddtUehen  die  der  Todt« 
Schläger«  b.  der  nicht  tödtlichen  (so  wie  dtt  GeWilfen  sn  den  tödt- 
lichen)  zwar  nach  den  Vorschriften  über  Körperverletzungen,  aber 
jedenfalls  Gef.  nicht  unter  9  Mon. ,  c.  der  sämmtlichcn  übrijien  Theil- 
nehmer  Gef.  nicht  unter  6  Mon.  2.  £s  sind  keine  au  sich  tüdt- 
liche  VwletzuDgen  /.ugefügt,  der  Tod  war  aber  die  Folge  dee 
Znsaaimentreffena  mehrerer ,  einzeln  nieht  tödtlieber  Verletzangen; 
dann  trifft  sämmtliche  Urheber  derselben  die  Strafe  der  Körper- 
verletzung 1.  Gr.  Luzern:  1.  Im  Falle  von  1.  a.  zu  Zürich,  wie 
dort;  von  b.  die  Urheber  der  nicht  todthchen  Verletzungen  sind  nach 
den  Vorschriften  über  Kürperverletzungen  zu  strafen^).  2.  Es  sind 
tödtlicbe  nnd  nicht  tödtliehe  Verletzungen  zugefügt,  die  Urheber 
Jener  aber  nicht  ermittelt  worden;  dann  sind  diejenigen  Theil- 
nehmer,  von  denen  soviel  feststeht,  dass  sie  nicht  Urheber  der- 
selben sind,  nur  für  die  ausserdem  verübten  Verletzungen  verant- 
wortlich, die  Anderen  aber  nach  den  Grundsätzen  der  schweren 
Körperverletzung  strafbar.  3.  Im  Falle  2.  zu  Zürich  werden  alle, 
velehe  an  den  Getödteten  Hand  angelegt  heben,  als  Urheber  einer 
schweren  Körperverletzung  beatraft.  Thnrgan  achreibt  nach  ape* 

1)  Die  nach  allgemeinen  Grundsätzen  behandelten  scheiden  hier 
aas.  Die  nicht  positiv  bestimmten  müssen  hinwieder  eben 
nach  allgemeinen  GrandsStzen  behandelt  werden. 

2)  So  nach  den  Wort«i;  nach  dem  klaren  Sinne  zu  1.  kann  zu 
2.  die  genannte  Strafe  unzweifelhaft  diejenigen  nicht  treÜen, 
die,  wenn  sie  auch  Hand  angelegt,  doch  keine  jener  Ver- 
letzungen zugefügt  :haben,  deren  Zusammenwirken  den  Tod 
verursacht  hat. 

3)  Und  die  anderen  Theifaiehmer?  die  Strafe  zu  1.  c.? 

4)  Ist  nur  Anwendung  einet  ullgemein«!  Grundsatzes. 
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xicUcr  Anwendwig  allgenMiMr  GnuidtSfM  fiber  TUtosduift  und 
TheilMluae  positiv  von  1«  Wenn  die  Urheber  4er  swgefiigleB 

Verletzungen  bekannt  sind:  a.  Es  sind  mehrere  tödtliche  Ver* 
letzangen  da,  so  trifft  jeden  Urheber  derselben  bei  (nicht  über- 
legter) Absicht  zu  tüdten  die  Strafe  des  Todtschlags,  beziehungs- 
weise bei  Culpa,  der  fahrlässigen  Tüdtang  durch  vorsätzliche  Kcr- 
perrerletztiDg.  b.  Es  sind  tödtUcfae  und  iiiebt  tddlUehe  Verleteunf^en 
xngefogt,  aber  es  ist  nicht  ermittek,  werf«ie,  wer  diese  zugefügt 
bat,  so  trifft  Alle  (welche  Verletzungen  zugefugt  haben)  die  Strafe 
fahrlässiger  Tödtung  durch  vorsätzliche  Körperverletzung,  c.  Wenn 
mehrere  Verletzungen  nicht  einzeln  (an  sich),  sondern  nur  durch 
ihr  Zosanunentreffen  tödtlich  waren,  so  trifft  jeden  Urbeber  der- 
selben, bei  Absicht  zu  tödten,  die  Strofe  des  (ToUendeten) '}  Todt- 
schlags, die  Anderen  die  der  fahrlässigen  Tödtung  durch  vorsits- 
liehe  Körperverletzung.  4.  Wenn  kein  Urheber  einer  Verletzung 
ermittelt  ist,  so  werden  Alle,  Avelche  sich  mit  dem  Getödteten  ge- 
rauft oder  sich  uuch  nur  thätlich  an  ihm  vergriffen  haben,  wegen 
»fahrlSssiger  durch  Theilnuhne  «m  fUnfhandel  TemÜMSter  Töd- 
tung^ mit  Arbeitshsos,  oder  aber  diejenigen,  bexÜgUch  deren  dk 
Tbäterschaft  einer  der  Verletzungen  nnwahrscheinlich  ist,  mit  Ge- 
iangniss  bestraft;  unter  Umstünden  auch  ganz  mit  Strafe  verschont. 
Waadt:  hat  Strafvorschriftoa  über  Schlägereien  überhaupt,  gleich- 
viel ob  Verletzungen  oder  Tödtungen  dabei  stattgefunden  haben. 
Ffir  den  Fall  einer  Tödtnng  wird  bestimmt:  Den  Tödtenden  trifft 
(wenn  nicht  die  Strafen  des  Mordes  odes  Todtschlages  Platz  greifen) 
Gef.  (oder  Zuchlh.)  von  10  Mon.  bis  15  J. ,  die  sämmtlichen  übrigen 
Theilnehmcr  an  der  Schlägerei  Gef.  bis  zu  2  J.  oder  Geldb.  bis  zu 
2000  Fr.;  gegen  diejenigen,  welche  angegriffen  oder  die  Schlägerei 
verlSngert  oder  tödtliche  Waffsn  oder  gefährliche  Werkzeuge  ge- 
tragen haben,  kann  das  Maxiamn  der  Strafon  um  die  Hüllle  er- 
höhet werden Frmbnrg:  1.  Wenn  bei  dem  Vorhandensein  tödt- 
licher  Yorlet/ungen  deren  Urheber  nicht  zu  ermitteln  sind,  so 
werden  alle  Theilnehiuer  der  Schlägerei,  welche  nicht  beweisen 
l(önnen,  in  einem  geringeren  Grade  schuldig  zu  sein,  wegen 
scfainriNrer  Körperrerletznng  bestraft  2.  Dieselbe  Strafe  trifft  bei 
dem  Vorhandensein  mehrerer  Verletsongen»  die  unr  durch  ihr  Zu- 
sammentreffen den  Tod  bewirkt  haben,,  deren  Urheber*)*  6rav^ 


1)  Nach  allgemeinea  Grundsätzen  Icünnte  nur  Yersucbsstrafe  ein- 
treten. 

2)  Straflosigkeit  kann  für  den  stnttfii^n,  der  emsüich  bemüht 
war,  den  Streit  beizulegen,  oder  der  durch  erlittene  Miss- 
handlungen u.  s.  w.  schon  genugsam  gehnsst.  hat  Andere 

Nebenvorschriflen  unten  bei  der  Körperverletzung. 

3)  Die  anderen  Vorschriften  Freiburgs :  „Wer  in  einer  Rauferei 
oder  Schlägerei  einen  Menschen  getödtet  hat,  wird  als  der 
Tödtung  schuldig  gestraft.  Finden  sich  an  dem  Leichnam 
theils  tödtliche,  thcäs  nicht  tödtliche  Verletzungen,  so  werden. 
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hiinden  :  1.  Die  Urheber  der  Verletzungen  sind  bekannt:  a.  Bei 
dte  Votinndensein  melircrer  iSdtlielier  und  nicht  tddtlfcber  Ver- 
teteongen  trifft  feden  Urheber  der  ersteren  die  Strafe  des  Todt- 
schlag«,  beziehungsweise  der  (fahrlässigen)  Tödtun^  durch  Kör- 
perverletzung, die  der  anderen  die  Strafe  der  betreffenden  Ver- 
letzungen, b.  Wenn  nicht  zu  ermitteln,  wer  die  tödtiicben,  wer 
die  nicht  tödtiicben  zugefügt  hat,  io  trifft  alle  (ermittelten  Ur> 
li^b«r  von  VerletKnngen)  Zntfhth.  bis  zu  6  J.  c.  Dieselbe  Strafe  triBt 
die  Urheber  von  Verletzungen ,  die  nur  durch  ihr  Zusammentreffen 
den  Tod  bewirbt  haben.  2.  Wenn  kein  Urhebor  einer  Verletzung 
ermittelt  worden,  so  trifft  Alle,  welche  an  einem  thätlichen  An- 
griffe gegen  den  Getödteten  Theil  genommen  haben,  Gef.  von  > 
mit  oder  ohne  Geldb.,  bis  Zacbtb.  zv  2  J.>). 

Her  KlndlenMrfk 

Die  Tödtung  eines  ncugebornen,  ebelicben  oder  unehe- 
lichen Kindes,  durch  die  Mutter,  ist  im  Rom.  R.  als  eine 
besondere  Art  der  Tödtung  nicht  herTorgeboben.  Anders  in 
dem  älteren  Deutschen  R.  Vor  der  Ausbreitung  des  Christen- 
tbums  flckeuit  namentlich  die  Tödtung  des  neugebornen  un- 
«helidieii  Kmdes  dnreh  die  Mutter,  zur  Verbergung  ihrer 
läthande,  gar  nicht  ader  nicht  schwer  gestraft  worden  zn  sein. 
Ibas  Christenthom  trat  dem  natürlich  entschieden  entgegen,  , 
und  es  inirde  mehr  und  mehr  jene,  und  zugleich  jede  TöÖ» 
toBg  ebes  nengebonien  Kindes  durch  die  Mutter,  als  beson- 
ders strafbares  Verbrechen  hervorgehoben*].  Zur  Zeit  der 
F.  G.  O.  bestand  noch  als  gewöhnliche  Strafe  dafür  die  des 
toUens.  0ie  P.  C  0.  Terordnet  aber  die  (mildere)  Strafe 
des  ErlrSnkens;  nur  ]»wo  solche  übel  ofil  geschehe  soll 
)(iim  mehr  forcbt  willen^  das  PfiUilen  bleiben»  oder  das  Er- 
trinken durch  Zangenreissen  geschärft  werden  Die  P.  G.  O« 
drohet  diese  Strafen  atigemein  an,  ohne  zwischen  ehelichen 
oder  unehelichen  Kindern  zu  unterscheiden ;  spricht  unmittel- 


dte  Urheber  dieser  letzteren  nach  den  Bestimmungen  wider 
Kdrperrerletzmigen  bestraft**  —  sind  nur  Avsspriiehe  allge- 
meiner Gnmdsütse  mid  nicht  naeh  den  positiven  Bestimmiu- 

gen  von  Luzern  aufzufassen. 

1)  Tessin  255.  Zürich  151,  Luz.  178,  Thorgni  102- 107,  Warndt 
243-245,  248,  Freiburg  172,  Graub.  95—99. 

2)  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S.  724. 
1)  P.  G.  O.  Art.  13t. 
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to  danmf  aber,  namaiitlKh  bmc^  der  BeweMUmuif, 
Bnr  TOii  de»  Falle  einer  heknlielieB  Ciebavt  eiMamiekelicimi 
Kindes.  Es  isl  deshalb  in  der  Gemeinr.  Boctrin  streitig 
worden,  ob  die  P.  6.  0.  nur  den  letzten  Fall  als  einen  gegen 
die  bisherige  Praxis  gelinder  in  bestrafenden  habe  henror- 
lieben,  oder  allgemein  jene  Strafe  des  Pfablens  (ab  Regel) 
lAschalfen  woHen.  Früher  war  die  letalere,  jetzt  ist  die  eiste 
Meinung  die  Yorherrschende.  Diese  ist  anch  in  die  meisten 
neueren  Dentsdien  nnd  Schweizer.  St.  G.  B.  übergegangen. 
Mit  Recht.  Der  »Kindermord*^  (intetiddhini),  der  nacb^all- 
gemeinen  Grandsätiefn  nnter  den  (foalificirten)  Verwandten- 
mord (|iarri4ifdiam);^en  würde,  steht  danach  diesem  spezifisch 
entgegen,  s|s  eisti^  gelinder,  wie  Mord  nnd  Todtschlag  zn  be- 
'  strafende  ^(ödtnng,  gelinder  durch  das  Vorhandensein  fo^fen» 
der,  gemeiniglich  zusammentreffender  mildernder  Umstände: 
1.  der  Tom  sittlichen  Standpunkte  aus  an  sich  anzuerkennen- 
den Furcht  des  Weibes  «yor  der  Ölfentüchen  Schande ;  %  der 
Sorge  um  die  Zukunft  des  unehelichen  Kindes;  8.  der  na- 
türlichen Erregthek  bei  und  kurz  nach  dem  Acte  der  Ge- 
burt. ^  Von  den  Schweiz.  St.  G.  B.  betrachtet  Aargau  den 
Kindermord  nur  als  einen  Fall  des  gemeinen  Mordes  ohne 
weitere  Auszeichnung.  Theoretisch  so  auch  St.  Gallen,  jedoch 
unter  speziellen  Bestimmungen ,  die  praktisch  eine  Auffassung 
ganz  nach  der  Gemeinr.  Doctrin  zulassen Aehnlich  Basel, 
aber  nur  bezüglich  des  Thatbestandcs  des  eigenllichen  Mordes 
(bei  überlegter  Absicht  zu  tödten).  Freihmg,  Waadt  und 
Tessin  ziehen  auch  die  Tödtung  des  nengebomen  ehelichen' 
Kindes  in  den  Thalbestand ,  die  beiden  ersleren  ohne  alle  Un- 
terscheidung, Tessin  mit  milderer  Strafyorschrift  für  die  des 
unehelichen.  Die  anderen  haben  die  Gemeinr.  Auffessung, 
I.  Begriff.  Vorsätzliche  rechtswidrige  Tödtung  eines  neuge- 
bomen  unehelichen  Kindes  durch  die  Mutter,  ßfach  Tessin*), 

1)  St.  G.  B.  Art.  152:  yWenu  in  i/^älien,  wo  eine  Mutter  ihr  un- 
eheUdies  Btngthornet  Kiad  um  du  Leben  bnngt,  «atweder 
der  Th«tbMlan4  iih«rhMpt,  oder  die  LebansUhigkMt  des 
Kindes  iMbesoiidere,  meht  rsefatlich  festgestellt  werden  kann, 
oder  andere  Vemmständnngen  dem  Richter  über  den  Vorsatz, 
oder  die  vollständige  Besinnungskraft  oder  den  freien  Willen 
der  Thäterin  noch  einigen  Zweifel  übrig  lassen,  soll''  u.b.w. 

2)  Dit  Sktwte  ist  für  dm  PsU  der  überiegten  Tddtwig  eine  ge- 
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Waadt  und  Freibotg  fallt  der  Zusatz :  » nndieliciieii  fort, 
n.  Thatbestand:  1.  Subject  kann  nur  die  leibliche  Mutter  des 
getödteten  Kindes  sein.  Auf  deren  Eigensdiaften  kommt  et 
weiter  nicht  an,  namentlich  anch  hier  nicht»  ob  sie  bescholten 
oder  nnbescholten  sei,  auch  nicht,  ob  nnverbetrathet,  Ehe- 
frau oder  Wittwe 2.  Object  das  leibliche  Kind  der  Thä* 
terin ;  dieses*  mnss  o.  Gemeinrechtlich  und  nach  den  erwähnten 
St  G.  B.  ein  uneheliches,  d.  h.  nicht  yon  dem  Ehemanne  der 
Thäterin  erzeugtes  sein*),  b.  Ein  neugebomes;  eiu  solches 
wird  angenommen  einerseits  schon  während  des  Actes  der 
Geburt  (ob.  $.  158),  andererseits  muss  das  gd)orne  Kind  als 
neugeboren  solange  noch  gelten,  als  mindestens  der  durch  den 
Act  der  Geburt  bedingte  aufgeregte  Zustand  als  fortdauernd 
angenommen  werden  kann');  die  Umstände  des  konkreten 
Falles  müssen  hierüber  entscheiden*).  Nur  Freiburg  be- 
schränkt den  Hegriff  auf  24  Stunden  nach  der  («ehurt.  c  Auf 
die.  Lebensfähigkeit  des  Kindes  kommt  nichts  an ;  doch  ist 
der  Mangel  derselben  nach  einigen  8t.  G.  ß.  Milderungs- 
gmnd.  Nur  Zürich  fordert  Lebensfähigkeit,  so,  dass  bei 
Ihrem  Mangel  kein  Kindermord  da,  und  die  Tödtung  straflos 
ist').  Nicht  auch  Freiburg,  das  ein  lebensfähiges  oder  leben- 
des Kind  fordert.  3.  Die  Handlung  muss  a.  selbstredend  zu 
einer  Z(m(  ^^cscbehen,  da  das  Kind  als  neugeboren  gilt.  b.  Die 
Art  derselben  ist  gleichgültig ;  nach  einigen  St.  G*  B.  gilt  die 
s.  g.  Unterlassung  (s.  ob.  §.  63)  als  Mildernngsgmnd.  c.  Ge- 
meinrechtlich muss  die  Handlung  heimlich  vorgenommen  wer^ 
den,  und  auch,  was  jedoch  streitig  ist,  nach  vorhergegan- 
gener Vcriu  imiichung  der  Schwangerschaft  und  Niederkunft 
Die  Schw.  St.  G.  B.  fordern  weder  das  eine  noch  das  andere; 
auch  die  besonderen  Gründe  der  Hervorhebung  des  Verbre- 


1)  Die  Theilnahme  ist  nach  deren  allt^emcinen  Crundsät/en  y.u 
behandeln,  ob.  §.  84.  Doch  haben  einzelne  Gesetze  spezielle 
Strafrorachrifteu. 

2)  Nicht  nothwendig  ist ,  dass  es  gerade  inderEhe  erzeugt  sei.  < 

3)  Ausdrücklich  ausgesprochen  von  Thurga«  und  Graubünden. 
Es  ist  hier  ähnlich,  wie  beim  Todtschlage.  Auf  keinen  Fall 
darf  hier  das  Vorhandensein  nur  Eines  der  beiden  Monienle : 
der  Furcht  vor  der  Schande  oder  der  Sorge  um  das  Kind, 
immer  den  Ausschlag  geben  können. 

5)  Vgl.  Entscheidung  des.  Ob.  Gr.  Zürich  in  Sehauberg  XVD. 
S.  359  f. 


Digitized  by  Gopgle 


—  537 

ekeas  fordern  es  niclit  4.  Der  Dohit  ist  der  voieiiti- 
lidieB  Tödlimg  ilberlieiipt,  und  swar  gleichviel,  ob  die  Ab*  '. 
sieht  za  tödten  schon  vor  der  Gebart,  oder  iiberhanptini 
Zustande  der  Ueberlegimg  gefasst  war  oder  nicht 

III.  Strafe.  St.  Gallen :  Zachth.  von  3  —  5  J  Tessin :  Bd. 
Tödtung  eines  ehelichen  Kindes:  Todesstrafe,  eines  unehelichen: 
Zwangsarbeit  3.  Gr.  Theilnehraer  werden  nach  den  besonderen 
Grundsätzen  des  Kindermordes  bestraft.  Zürich :  Zuchth.  von  6 
Ms  fldj.,  wnm  aber  die  Tbäterin  ab  öffentliche  Dirne  lebte  oder 
Toriier  echon  zweimal  aoMerebelieh  geboren  hatte ,  tob  10  J.  bis 
lebenslang.  La/.ern:  Todesstrafe,  wenn  die  Absicht  zu  tüdten 
schon  vor  der  Entbinduns;  gefasst  war,  sonst  die  Strafe  des  Todt- 
schlags ;  wenn  das  Kind  nicht  lebensfähig  war ,  Herabsetzung  (be- 
ziehungsweise Verwandlung)  auf  die  Hälfte.  Ausserdem  (mit  gros- 
ser überflüssiger  Kasaistik)  Znebthausstrafe  von  1 — 10  J.,  wenn 
der  aoblective  oder  objective  Thatbeitand  nicht  völlig  festgeatdlt 
werden  honnte.  Basel:  Bei  vorbedachtem  Morde')  Kettenstrafe 
1.  Gr.  von  18—24  .1.  Schailliausen  :  Bei  vor  Eintritt  der  Entbin- 
dung gefasster  Absicht  zu  todten  :  Todesstrafe  ,  sonst  Ketteustrafe 
von  6  —  16  J.  oder  Arbeitshaus  !•  Gr.  Thurgau:  Nach  denselben 
Unteraeheidungen  Zachthans  TOfi  10  J.an  o4eryon5«-10  J.|  wenn 
das  Kind  nicht  lebensfähig  war,  in  beiden  Fällen  ArbeitfhaiU. 
Waadt:  Bei  überlegtem  Entschlüsse  zu  tödten :  Zuchthaus  von  4 
bis  10  J. ,  sonst  von  2 — 1.5  J.  und  bei  Todtung  durch  Unterlassungs- 
handlungcn  von  10  Mon.  bis  10  J.  Theilnehmer  des  Verbrechens 
teUSt  Znchtfaaai  von  4—25  J.  Freibnrg :  Nach  deaadben  ünter- 
scheidan|(eii  t  Zwangsverbaft  von  4—20,  v<m  2->10,  von  1-^6  J.; 
fnr  Theilnehmer :  Zwangsarbeit  oder  ZwaagVTerhaft  von  5~1S  J. 
Graubünden:  Zuchthaus  von  .5—20  J. ,  bei  wiederholter  Tödtung 
bis  25  J. ,  beim  Rückfall  kann  lebenslängliche  Strafe  eintreten. 
Waadt  und  Freiburg  bestrafen  noch  die  Verheimlichung  des  Leich- 
nams eines  neogebomen  Kindes,  fenes  mit  Znebtlrans  toh  15  T« 
bis  10  Mob.,  dieses  mit  Zwaagshans  von  3  Mon.  bis  1  J.*). 

$.  1C4. 

VerltelntUclauiis  der  ^riiivani^ersclaaflt  uiad 

]¥lederKiiiil't. 

Die  Verheimlichung  der  Schwaogerschaft  und  Niederkunft 
bildet  nach  der  P.  G.  0.  Art.  35  und  131  ein  Indicium  des 

1)  Und  (wie  es  weiter  heisst)  „in  ausserordentlichen  Fällen  und 
bei  erlangter  Uebcrzeugung,  dass  hinreichende  besondere  Um- 
stände und  Gründe  zur  Milderung  vorhanden  sind;*'  das  ist 
aber  beim  Kindermorde  wohl  immer  anzunehmen. 

2)  St  Gallen  152»  Tessin  263,  264,  Zfirich  153,  154,  Lnaern  179 
bis  185,  Basel  101,  Schaffhaoaea  105,  106,Thurgaa  107—109» 
Waadt  218-222,  Freibarg  173-177,  Granblinden  102-104. 
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KimknnordM.  Die  Gemanr.  Plraxis  bat  sie  indei»,  mit  Ret- 
stimniung  frulier  der  Ooctriii,  schon  lange  als  selbstatiincliges 
Mict,  bürgerlich»  und  wenn  ein  Kind  todtgeboren  oder  bald 
nach  der  Geburt  gestorben  war,  peinlich  bestraft.  Es  war 
diEis,  wenn  man  es  anch  nicht  gestehen  wollte,  eine,  wegen 
Üfangeb  an  Beweise  ansserordentliche  Strafe  des  Kindermor^ 
des,  theilweise  aach  ane  polizeiliche  Massregel  zur  Veriiütang 
des  letsteren  durch  Abschreckung.  Particulargesetsgßbungeu 
bestimmten  in  solchem  Sinne  mitunter  sehr  harte  Strafen, 
unter  Terwirrender  Kasuistik*).  So  auch  tbeBweise  wieder 
neuere  St.  6.  B.  Von  den  Schweiz.:  Zürich.  Luzem.  Basel. 
Schafibansen,  Thurgau,  Freiburg,  Graubünden.  Sie  gehen  io- 
dess  dabei  mehrfach  auseinander:  Verheimlichnng  der  Schwan- 
gerschaft und  der  Niederkunft,  jede  bespnders  bestrafen: 
Luzem,  SchaShausen,  Freiburg;  Mos  der  Niederkunft:  Zü- 
rich, Äisel,  Thurgau.  Graubünden.  Basel  straft  ausserdem 
YerwabrIosniHi;  der  Leibesfrucht  zum  Zweck  der  Verheim- 
lichung der  SchwangerschaflU  l.  Begriff:  i.  Verheimlichung 
der  Schwangerschaft  :  Vorsätzliche  oder  fabrÜssige  Unterlas- 
sung der  Torgeschiiebenen  Anzeige  ihrer  Schwangerschaft  you 
Seite  einer  ausserehelich  Geschwängerten.  2.  Der  Nieder- 
kunft :  Absichtliches  Benehmen  einer  ausserehelich  Geschwän- 
gerten, Termöge  dessen  ihre  Niederkunft  überhaupt  ohne 
Zeugen  oder  nur  im  Beisein  solcher  Personen  erfolgt  ist,  die 
mit  Ihr  zu  einer  yerbrecberischen  Behandlang  ihres  Kindes 
einverstanden  sind.  3.  Der  besondere  Begriff  für  Thurgau 
ergibt  sich  von  selbst.  4.  Der  der  Verwahrlosung  für  Basel 
noch:  Unyorsätzliche  Beschädigung  der  Leibesfrucht  einer 
ausserehelich  Geschwangerten,  Teranlasst  durch  ein  Benehmen, 
welches  eine  Verheimlichnng  ihrer  Schwangerschaft  vor  den 
Augen  der  Welt  zum  Zweck  hatte.  IL  Der  Thatbestand  er- 
gibt sich  überall  von  selbst.  Zwar  sprechen  Zürich  und  Basel 
überhaupt  von  schwangeren  )>  Weibspersonen  * ;  nach  dem 
Grande  der  betreffenden  Strafvorschriften,  wie  nach  dum 
Stande  der  Lehre  zur  Zeit  der  Redaction  ist  aber  die  Be- 
ziehung nur  auf  ausserehelich  Geschwängerte  wohl  unbedenk- 
lich. Spezielle  Erfordernisse  der  einzelnen  St.  G.  B.  s.  bei 
den  Strafen. 

1)  Die  Geschichte  des  Delicts  nach  Preuss.  R.  s.  io  uieiner  Lehre 
Ton  der  TödtuDg  nach  P^.  R.  S.  Sit  f. 
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nL  Strafe.  Zürich:  YerlieialMbnifp  der  Niederkvnftt  Gef. 
von  l'-d  Mobm  und  bei  beharrlicher  Wetgemag,  oder  absichdieh 
herbeigeführter  Unmöglichkeit,  das  Kind  anzuweisen,  Zuchthaus 
his  7.U  4  J.  Luxem  und  Freibarg:  (corr.)  Verheimlichung  der 
Schwangerschaft:  Gef.  bis  2  Wochen  oder  angemessene  Geldb., 
der  Wiederkunft:  Gef.  bis  1  Mon.  oder  Geldb.;  beider:  Gef.  bis  2 
Hon.  oder  Eingrenznng  von  1  J.  Basel:  1.  Verheimlichnng  der 
Niederkanft :  a.  (corr.)  Freiheiisstr.  tob  3—12  Mon. ;  b.  wenn  ein 
todtes  Kind  geboren,  das  mindestens  30  Wochen  getragen  war, 
Zuchth.  Ton  1  —  16  J. ,  )enachdem  das  Kind  schon  vor  der  Geburt 
todt  gewesen,  oder  später  (vor  der  Entdeckung)  gestorben,  oder 
die  Matter  absichtlich  die  Ermittlung  des  Alters  der  Leibesfimdll 
und  des  Zustande«  derselben  nnmüglich  gemacht  hat.  Den  hei* 
helfenden  Schwängerer  treffen  dieselben  Strafen.  2.  Verwahrlo- 
sung der  Leibesfrucht:  (corr.)  Freiheitsstr.  von  1—8  Mon.  Schaff- 
bausen :  1.  Verheiinlirhung  der  Schwangerschaft  (JNichtanieioe  bei 
dem  Pfarramt  während  der  ersten  Hälfte  der  Schwangerschaft): 
(corr.)  Ge£  2  T.  bis  3  Woeb.  nebst  Geldb.  Ton  5—50  Gld.  Dienst- 
herrschaften ,  Vormfinder  und  Eltern  trifft  fdr  gleiche  Nichtanzeige 
Geldb.  V.  5— SOGld.  2.  Der  Niederkunft :  a.  (corr.)  Zuchth.  v.1—6  Mon. 
nebst  Geldb.  von  20—200  Gulden ;  b.  als  Versuch  des  Kindermor- 
des (wenn  das  Kind  nicht  getüdtct)  Arbeitshaus  2.  Gr.  von  6  Mon* 
bis  4  J. ;  als  Veranlassung  fahrlässiger  Tüdtung  des  Kindes :  Ar« 
heitshans  2.  Gr.  von  3  Mon.  bis  3  J.  Thargau:  Terheimlichvng 
der  Niederkunft :  Gef.  von  1  —  3  Mon.»  als  Veranlassung  zu  fahrl. 
Tödtung  des  Kindes  :  Gef.  von  3  Mon.  an,  oder  Arbeitsh.  bis  3  J., 
als  Versuch  des  Kindesmordes,  wenn  das  Kind  am  Leben  blieb *)i 
Gef.  oder  Arbeitsh.,  wenn  das  Kind  starb "^^j  Arbeitshaus.  Grau- 
hünden:  Verheimlichung  der  Niedcrkanft,  nur  polizeilich  xn  stn» 
len ;  wenn  durch  dieselbe  der  Tod  des  Kindes  (fahrlässig)  verur- 
sacht worden  ist,  Gef.  von  3  Mon.  bis  Zuchth.  von  2  J. }  wenn 
das  (ohne  Schuld)  todtgeborne  Kind  ohne  amtliche  Erlaobniss  be- 
erdigt oder  bei  Seite  geschafft  ist,  Gef.  bis  i  J.^). 


1)  Durch  von  dem  Witten  der  Mutter  nnabbängige  Umstünde, 
weil  sonst  freiwilliges  Abstehen  vom  Versuche  da  wäre. 

2)  Ohne  der  Mutter  zum  Dolus  xnzurcchnende  Handlungen,  du 

sonst  Kindermord  da  wäre. 

3)  Zürich  155,  156,  Luzern  186,  187,  Corr.  Ges.  72,  Basel  105, 
106,  Corr.  Ges.  50,  Schaffhausen  Iii,  112,  Corr.  Ges.  42-44, 
Thurgau  HO,  III,  Freiborg  Granb.  105-d07.  Granb.  Iii 
bestraft  ausserdem  das  Wegtragen  eines  heimlich  geborneii 
Kindes,  zum  Zweck  der  Verheimlichung  der  Gebart,  wenn 
dadurch  der  Tod  des  Kindes  (fihrlässig)  Terursacbt  ist,  mit 
Gef.  bis  3  J. 
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Abtreibung  der  lielbesfrucbt. 

Die  Abireibung  der  Leibesfrucht  war  bei  den  Römero 
früher  nur  als  Verletzung  der  Rechte  des  Ehemanns  auf  seine 
JVacbkommenschaft  aufgefasst,  spater  aber  -wohl  als  res  mali 
exempli  überhaupt  bestraft').  Das  Can.  K.  brachte  sie  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Tödtung  eines  werdenden  Menschen, 
aber  erst ,  wenn  sie  am  foetus  formatus  et  animalus  begangen 
worden'),  der  nach  der  Glosse,  wenn  ein  männlicher,  mit 
dem  40.,  wenn  ein  weiblicher,  mit  dem  80.,  nach  der  Glosse 
zum  Rüm.  R.  immer  mit  dem  40.  Tage  nach  der  Conccption 
angenommen  wurde.  Diese  Auffassung  ging  in  das  German. 
Recht  über,  in  welchem  schon  früher  wenigstens  bei  Er- 
schlagung einer  schwangeren  Frau  die  dadurch  zugleich  ver- 
ursachte Tüdtung  der  (gleichviel  ob  beseelten  oder  nicht  be- 
seelten) Leihesfrucht  besonders  gebüsst  werden  musstc^).  Die 
kirchliche  Ansicht  ist  auch  von  der  P.  G.  O.  aufgenommen, 
jedoch  mit  Ausnahrae  jenes  Zeilpunkles  von  40  Wochen. 
Die  Ablreibuns:  des  beleihen  (oder  beseelten)  Folus  soll  wie 
Todtschlag,  die  der  nicht  belebton  willkürlich  bestraft  wer- 
den *).  Die  GcmeiRr.  Doctrin  ist  hiervon  in  neuerer  Zeit  na- 
mentlich dadurch  abgewichen  ,  dass  sie  zwischen  belebtem  und 
unbelebtem  Fötus  gar  nicht  weiter  unterscheiden  will.  So 
auch  in  der  Regel  die  noucren  St.  G.  H. 1.  Degriff:  Vor- 
satzliche rechtswidrige  Tud'iuiig  einer  menschlichen  Leibes- 
frucht durch  Einwirkunpr  auf  dieselbe  im  Mutterleibe.  IL  That- 
bestand  :  i.  Subject  kann  die  Schwangere  selbst  oder  auch 
ein  Dritter  sein,  und  zwar  als  Theilnehmer,  wenn  er  mit  Ein- 
willigung der  Schwangeren,  als  (selbststiindiger)  Thäler,  wenn 
ohne  diese  ^)  handelte.   2.  Ohjecl  ist  die  menschliche  Lcibes- 


0  L.  4.  de  extr.  crun.  L  38.  §.  5.  L  39  de  poen. 

4.  c.  20.  Gans,  32.  qa.  2.  c*  8.  9. 

3)  Vgl.  Wilda,  Strafir.  der  Germ.  S.  718  f. 

4)  P.  G.  0.  Art.  133. 

')  Es  rechlfertio,t  sich  danach  die  Stellimo;  im  Systeme. 

(>)  Dieser  letztere  Fall  wird  gewöhnlich  für  die  schwerere  Ab- 
stttfang  der  Strafen  hervorgehoben;  fedenftUs  iet  er  straf« 
würdiger ;  eben  ao  wenn  der  Vater  der  Leibeafirncht  Thiter 
oder  Gehfilfe  ist. 

* 
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Irocht Deren  Erfordernisse  sind :  o.  Eine  wirkliche  Lei- 
besfrucht ;  eine  Molo  ist  keine  solche,  b,  Sie  mnss  (mr  Zeit 
der  That)  noch  nicht  abgestorben  sein c.  Gleichgültig  ist, 
ob  sie  schon  belebt  oder  noch  nicht  belebt,  oder  d,  ehelich 
oder  nicht  ehelich  erzeugt  war.  3,  Die  Handlung  mnss  o.  an 
der  Schwangeren  Torgenommen  werden;  b.  gleichgültig  in 
welcher  Webe,  ob  chemisch  oder  mechanisch,  durch  phy- 
sische oder  psychische  Einwirkung;  jedenfalls  den  Tod  der 
Leibesfrucht  zum  Erfolge')  haben,  und  d.  eine  widerrecht^ 
liebe  sän.  4.  Zur  VoUendung  isi  dieser  Tod  erforderlich^), 
und  zwar  gleicbyiel,  ob  derselbe  schon  im  Mutterldbe  oder 
erst  nach  der  Geburt  aus  irgend  einem  Mangel  an  Lebens- 
fähigkeit*) eintritt*).  5.  Der  Dolus  ist  der  der  Tödtung 

in.  Strafe.  Aargaa:  Zudithau  «nluiltend  im  1.  Gr.  für  ThI* 
ter  wie  Gehiilfen  ;  für  den  Vater  des  Kindes  aber  (aU  Thäter  oder 
Gehülfen)  anhaltend  im  2.  Gr.  Tessin  :  1.  Die  Schwangere  trifft, 
wenn  das  Verbrechen  vor  Ablauf  des  dritten  Mon.  der  Schwanger- 
schaft geschehen,  Gef.  1.,  wenn  später,  2.  Gr.;  2.  andere  Thäter 
ohne  den  Willen  der  Schwaogereii;  Ge£  4.  mid  Geldbnise  2  Gc 
3.  Die  Strafe  der  Beihülfe  ist  besonders  festgestellt:  a.  fdr  ärzt* 
liebe  Personen :  Gef.  und  Geldb.  3.  Gr.  und  im  Rückfall  4.  Gr.» 
mit  Untersaguug  der  Ausübung  ihrer  Kunst ;  b.  wenn  der  Tod  der 
Schwangeren  erfolgt  ist :  Zwangsarbeit  2.  Gr. ,  jedoch  für  Ver- 
wandte oad  Vertehwagerte  ersten  Grades,  die  mit  Einwilligung 
der  Getödteten  handelten,  nnr  Gef.  3.  Gr.  St.  Gallen:  1.  Die 
Schwangere  and  deinen  Gehülfen  trifft  Znehth.  von  2—4  J. ;  2.  die 


1)  Nicht  auch  die  Schwangere,  die  nnr,  wenn  das  Verbrechen 
gegen  ihren  Willen  begangen  worden,  als  Object  der  etwa 
hinzutretenden  Körperverletzung  vorkommen  kann, 

2)  Fehlt  eines  dieser  beiden  Erfordernisse ,  so  kann  nicht  einmal 
Versnch  da  sein. 

3)  Das  Gegenthefl  nimmt,  Mos  aaf  die  Worte  des  Gesetzes  ge- 
stützt, an  das  Ob.  Ger.  Zürich,  Schauberg  IV.  78. 

4)  Gemeinr.  bestritten,  auf  Grund  des  Röm.  R«,  das  iiier  aber 
schwerlich  massgebend  sein  kann. 

ö)  Dass  gerade  in  Folge  einer  frühzeitigen  Geburt,  oder  dass 
diese  immer  eintreten  müsse,  ist  nicht  erforderlich,  obwohl 
das  letztere  gewöhnlich  angenommen,  und  anch  In  neaeren 
St.  G.  B.,  £.  B.  Aargan»  St  Gallen,  unrichtig  aasgesprochen 
wird. 

6)  Der  Versuch  kann  nur  ganz  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
bebandelt  werden. 

7)  Gemeinr.  wollen  einige  RechtsL  das  Verbr.  anch  als  colposes 
anttehmen,  z.  B.  He  ff  ter  9.  265. 
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Thitcr  wider  den  Wfllen  der  Mutter  zu  10  J,,  und  wenn  die  Mat- 
ter fjestorhen  ist,  von  20  J.  bis  lebenslang.    Zürich  und  Luzern : 

1.  Fiir  die  Mutter  und  deren  Gehülfen  Gef.  v.  6  Mon.  oder  Zachth. 
bis  zu  3  J.,  nach  Luzern  Zuchth.  bis  zu  6  J.  2.  Fiir  andere  Thä- 
ter:  a.  Zachtbeas,  b.  wenn  die  M«tter  zugleich  schwer  an  ihrer 
Geanndheit  TerleUt  ist ,  Kettenstrefe  bis  15 «  wenn  sie  gestorben 
ist,  nicht  unter  15  J.  Basel:  1.  Für  die  Schwangere  Zuchthaus 
oder  Kettenstrafe  2.  Gr.  von  4—12  J. ,  fiir  ihren  Gehülfen  dieselbe 
Strafe,  wenn  es  aber  der  Vater  der  Leibesfrucht  ist,  Zuchth.  von 
6^20  J.  oder  Kettenstr.  2.  Gr.;  für  Jemanden,  der  schon  mehr- 
mals solcAie  Hülfe  geleistet  (so  derselben  oder  an  mehreren  Per^ 
SOnen)  immer  Kettcnslrafe  ^  Grr.  2.  Für  andere  Thäter  Ketten- 
strafe 2.  Gr.  von  8  —  16  J.  ;  wenn  es  der  Vater  der  Leibesfrucht 
ist,  Ketlenstrafe  1.  oder  2.  Gr.  von  12  —  20  J. ;  wenn  die  Mutter 
gestorben  ist,  Kettenstr.  1.  Gr.  von  16—20  J. ,  für  den  Vater  der 
Fmcht  von  20^24  J.  Schafflisusen :  1.  Für  die  Mtttter  oder  den, 
der  die  Abtreibung  mit  ihrem  Willen  sn  ihr  vornimmt,  Arbeits- 
haus 2.  Gr.  Ton-2— 8  J.,  wenn  die  Frucht  eine  uneheliche  war, 
von  4—12  J. ,  wenn  eine  eheliche  2.  Fiir  andere  Thäter:  wenn 
der  Tod  der  Mutter  erfolgt  ist,  Kettenstr.  von  14  —  24  J. }  wenn 
eine  todte  Geburt  erfolgt,  oder  wenn  die  Mutter  in  Lebensgefahr 
oder  in  daaernden  Nachtbeil  an  der  Gesundheit  gebracht  ist,  Ket- 
tenstrafe oder  Arbeitsh.  1«  Gr.  von  4 — 14  J. ;  ausserdem,  also  wenn 
eine  lebende,  aber  unreife  und  nicht  lebensfähige  Frucht  geboren, 
Arbeitsh.  2.  Gr.  von  3  Mon.  bis  6  J.  3  Gewerbsmässige  Beibülfe 
triflt  mindestens  Kettenstr.  oder  Arbeitsh.  i,  Gr.  von  8  — 16  J. 
Thurgau:  1.  Die  Matter:  Arbeitsh.  oder  Gef.  nicht  unter  6  Mon. 

2.  Gehülfen  derselben:  Arbeitsh.  bis  zu  2  J.  3.  Andere  ThSter: 
Zuchth.  bis  zu  8  J. ,  wenn  die  Schwangere  in  Lebensgefahr  oder 
bleibenden  Nachtheil  an  der  Gesundheit  gebracht  ist,  bis  zu  12  J., 
wenn  der  Tod  der  Mutter  erfolgt,  von  8  J.  an.  'i.  Versuch  :  die 
Mutter  und  deren  Gehülfen:  Gefkngniss,  für  audere  Thäter:  Ar- 
beitshaus. 5.  Gewerbmässige  Beih^e :  mindestens  Zuchth.  bis  12, 
bei  Versuch  Aribeitsh.  bis  zu  2  J.  Waadtt  1.  Die  Mutter  Zuchth. 
von  4  Mon.  bis  4  J.;  2.  wer  die  Abtreibung  an  der  Schwangeren 
mit  ihrem  Willen  vornimmt:  von  1  —  8  J. ;  wenn  aber  ärztliche 
Personen  (auch  Hebammen)  die  Abtreibung  vornahmen  oder  auch 
nur  dazu  halfen:  Zuchth.  von  3—12  J.  und  Untersagung  ihres  Ge« 
werhes  auf  5^20  3.  Verdoppelung  der  Strafen  zu  1.  und  2., 
wenn  die  That  ohne  den  Willen  der  Mutter  verübt,  oder  wenn 
diese  gestorben  ist,  oder  bei  gewerbmSsrigem  Treiben.  Fraiboi^s 
1.  Die  Mutter  und  deren  Gehülfen  Zwangsarbeit  oder  Zwangsver- 
haft von  2—10  J. ,  ärztliche  Personen  als  Gehülfen  /.ugleich  Unter- 
sagnng  des  Gewerbes  auf  10—20  J.  2*  Verdoppelung  dieser  Strafen 
iB  den  Fällen  von  3.  sn  Waadt.  Graubttnden:  1.  Die  unahdich 


1)  Andere  Gehülfen  werden  iMch  aflgemaiMn  Gmndiiitzfn  he- 
handelt. 
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SchwaDgere  Gef.  oder  Znchth.  bis  4  J«;  4ie  ehelich  Schwangere 
bis  6  J.  2.  Die  Gehülfen  der  Schwangeren :  dieselben  Strafen. 
3.  Andere  Thäter  :  a.  wenn  der  Tod  der  Mutter  verursacht  worden: 
Zuchtb.  voD  4  J.  bis  lebenslang;  b.  wenn  für  sie  Lebensgefahr 
•der  Meibeadir  Naditheil  «■  Iw  CietiHidheit  «BtatMid«!!»  yva  3 
his  16  J. ;  e.  «oMtidea  ZmMä,  bis  6  J. ;  d.  den  VertiMdi  aime  den 
Willen  der  Schwangeren:  Get  oder  Zn^tfa.  hu  2  J«*). 


Im  RöiB.  iL  hatte  frülwr  der  Vater  aiicb  das  Eedit»  «eine 
neugebomen  Kinder  anfiiiisetien.  Die  Matter,  die  das  tfaat, 
▼erfiel  der  hänaliehen  Kocht  Später  trat  allgemein  Strafe 
eslra  ord.  ein").  Das  Gan,  R.  eridarte  die  Anssetsimg  aller 
hilflosen  Personen  strafbar  *}.  Aach  im  Ülteren  Deutschen  R. 
stand  dem  Vater  das  Recht  der  Anssetinug  seiner  neagebor- 
nen  Kinder  tu  (oft  beschriUikt,  z.  B.  nicht  mehr,  nachdem 
sie  Nahrung  eriüikeoj  Die  Matter  hatte  ein  gleiches  Recht 
nicht.  Gegen  das  Recht  des  Vaters  wirkte  hräflig  die  Kirche. 
GleichwoU  wmt  es  andererseits  häufig  geworden,  dass  nea- 
fsborne  onehelicbe  Kinder  Ton  ihren  Müttern  «fosgesetzt  wor- 
den. Daher  hd>t  auch  wohl  die  P.  6.  0.  nar  die  Anssetzong 
darch  die  Matter  hervor,  freilich  ohne  Besdn^nkuDg  aaf  on^ 
eheliche  . oder  neagebome  Kinder').  Doctrin  und  Praxis  ha- 
ben, nach  dem  Can.  R«,  später  aneh  das  AnsseCien  anderer 
hötflosea  Personen,  als  Kinder,  hierhergezogen.  So  auch  die 
neaeren  St  G.  B.  *).  Von  den  Schweiz,  hdten  jedoch  Aar- 
gan, Tessin,  St  Gallen,  Basel,  ScbaUhaosen  nnr  die  Kinder- 
anssetingg  hervor.  I.  Begriff  (der  sich  nach  den  genannten 
5  St  G.  B.  oM^fidrt) :  Das  rechtswidrige  Verlassen  hälfloser 
Personen  in  holflosem  Zostende,  in  der  Absicht,  die  Sorge 
fthr  deren  Exntenz  Anderen  zo* fiberlassen.  II.  Thatbestand: 


1)  Aargra  lSO-122,  Tessin  390-272,  St.  GaUen  153-iS5,  Ziirieh 
157-159,  Lvaem  iSS-i90.  Basel  107-109,  Sehafih.  113—115, 
Thnrgaa  120-126,  Wandt  S2e-899,  Freibarg  iSi;-!»,  Gnn- 

bönden  lOS— UO. 

2)  L.  2.  C.  de  inf.  exp.  Nov.  123. 

3)  C.  OB.  X.  de  inf.  et  lang. 

4)  Wilda,  S,mt 

5)  P.  6.  O.  Art.  m. 

«>.  Die  §ßmm»  Lehre  isi  jetat  enadvanistiieh  and  ibevfliisig. 


—   544  — 

1.  Snbject  des  Terbrechens  kann  Jeder  sein.  2.  Object  jede 
hfilClose  Person, 'die  nämlieli  aosser  Stande  ist,  ohne  unmit- 
telbare fremde  Hälfe  sich  am  Leben  za  erhalten.  Nach  jenen 
5  St.  6.  B.  muss  der  Grand  dieser  Hülflosigkeit  in  dem  ju- 
gendlichen Alter  liegen;  nach  Tessin  ist  Object  ein  Kind  bis 
zu  sieben  Jahren,  aber  auch  nur  bis  zu  diesem  Alter.  3.  Ver- 
lassen einer  solchen  Person,  gleilshTiel  ob -der  Thäter  sie  an 
den  Ort  des  Verlassens  absichtlich  hingebracht  hatte  oder 
nicht,  aber  4.  in  einem  hälflosen  Zustande,  d.  h.  ohne  das 
Vorhandensein  jener  zur  Erhaltnog  der  Existenz  nothwendi- 
gen  unmittelbaren  Hälfe').  5.  Rechtswidrigkeit  des  Verlas* 
sens.  6.  Absicht,  die  Sorge  for  die  fernere  Existenz  des 
Verlassenen  Anderen  za  überlassen.  Ohne  diese  Absiebt  könnte 
nnr  die  zn  tödten  da  sein,  und  dadurch  nur  ToUendeter  oder 
yersuchter  Mord  (beziehungsweise  Kndermord). 

III.  Strafe.  Aargan:  Zachth.  zeitL  im  1.  Gr.,  wenn  die  er- 
folgte Rettimg  des  Kindes  mit  Grund  erwartet  werden  konnte, 
sonst  Kctleustrafe  anhaltend  im  1.,  oder  wenn  das  Kind  starb  im 

2.  Gr.  Tessin:  Ausset7.ang  eines  neugebornen  ehelichen  Kindes, 
SO  da»  es  leicht  gefanden  werden  konnte,  wenn  es  am  Leben 
blieb,  Gef.  2.  Gr.  md  Verweis,  wenn  es  starb ,  Gef.  3.  Gr.;  wenn 
es  ein  uneheliches  war,  Verminderung  der  (Tefangnissstr.  am  einen 
(^rnd.  Aussetzuno  anderer  Kinder:  Gef.  3. — 4.  Gr.,  und  gegen 
eine  speziell  mit  der  Beaufsichtigung  des  Kindes  beauftragte  Per- 
son :  Zwangsarb.  1.  Gr.  St.  Gallen  :  Zuchth.  bislJ.,  welches  mit 
Prügelstrafen  geschärft  werden  hann.  Zürich ;  Wenn  die  erfolgte 
Rettung  wahrscheinlich  war,  Gefängniss  ;  %venn  Rettung  nicht 
wahrscheinlich  war,  Gef.  von  1.  J.  bis  Zuchth.  von  2  J. ,  oder 
wenn  (in  diesem  Falle)  das  Kind  Schaden  nahm  ,  Zuchth.  bis  za  8  J., 
oder  wenn  es  starb,  Zuchth.  von  6  J.  bis  Kettcnstr.  au  15  J.  Lu- 
zern :  1.  Wenn  keine  Gefahr  za  erwarten  war :  a.  bei  Rettung 
(corr.)  Gef.  von  14  Tagen  oder  Arbeitsh.  bis  3  Mon.,  b.  bei  6e^ 
Sundheitsbeschädigung  Zuchth.  bis  1  J. ,  c.  bei  Tod  Zuchth.  bis 
•2  J.  2.  Bei  Gefahr:  /u  a.  Ziichtli.  bis  4  J. ,  /-u  b.  bis  8  J.,  /.u  c. 
Kettenstr.  i)is  S  J.  Basel:  A.  Kei  Absicht  /u  tüdten ,  wenn  das 
Kind  gerettet  wad:  Kettenstr.  i.  Gr.  von  12—16  J.  B.  Ohne  Ab- 
sicht zn  tödten:  1.  Ohne  anscheinende  Gefahr:  a.  wenn  das  Kind 
stirbt,  Znchth.  von  1—4  J.,  h.  wenn  nicht,  (corr.)  Freiheitsstrafe 
von  1—12  Mon.  2.  Bei  Gefahr  :  zu  a.  Kettenstr.  2.  Gr.  von  ,T. 
SchalThausen  :  zu  A.  nach  Basel :  Kettenstr.  von  h—iO  J.,  zu  B.  1.  a. 
Arbeitsh.  2.  Gr.  von  6  i\Ion.  bis  2  J. ,  zu  b.  (corr.)  Zuchth.  von  1 
bis  6  Mon.  und  Zuspruch  vor  dem  Kirchenstand ,  zu  2*  a«  Arbeitt- 

i)  Die  Matter,  die  versteckt  wartet,  bis  das  Kind  gefimdennnd 
nitCenommen  ist,  macht  sich  det  Yerbr.  nicht  sehnldig. 
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harn  i.  Gr.  too  2—10  J.,  zu  b.  ArWitth.  2.  Qr.  töb  6  Hon*  bif 
4  J.  Thnrgau :  Gef.  oder  Arbeitsh.  bis  2  J. ;  wenn  BeseliSdiganf 

eingetreten  ist ,  die  dem  Thäter  zur  Culpa  zugerechnet  werden 
inuss,  Gef.  oder  Arbeitsh.;  wenn  der  Ausgesetzte  gar  nicht  wieder 
txuD.  Vorschein  gekommen  ist,  Arbeitsh.  von  1  J.  an  oder  Zuchth. 
bie  5  J.  Waadt:  Bei  Wahrscheinlichkeit  der  Hülfe:  Zncfatb.  von 
4  Mon.  bis  4  J. ,  ohne  solche  Wahrseheinlichk. :  von  8  Mon.  bis  8  J« 
Der  Vater  verliert  zugleich  seine  väterliche  Gewalt  bis  auf  20 
Freiburg:  Bei  Wahrscheinlichkeit  der  RetUini^  Zwangsarbeit  von 
8  Mon.  bis  8  J. ,  ohne  solche  Wahrschciuliclilu  it  (corr.)  Gef.  von 
15  Tagen  bis  Zucbth.  zu  3  Mon*,  und  wenn  Beschädigung  erfolgt 
ist,  Zwangsarb.  von  4  Hon.  bis  4  J.  GraabÜnden  t  i.  Aiissetsnng 
eines  nengcbomen  nnehelichen  Kindes  innerhalb  24  Standen  nach 
der  Gebort,  gleichviel  ob  in  der  Absieht  zu  tödten  oder  die  Ket- 
tung dem  Zufall  zu  überlassen  :  a.  ohne  Wahrscheinlichkeit  der 
Rettung:  aa.  bei  erfolj^ter  Rettung  Zuchlh.  von  1  —  5  J. ,  bb.  bei 
dem  Tode  des  Kindes  von  5  — 10  J.,  und  wenn  der  Tod  als  eine 
«naosbleibliehe  Folge  der  Aossetznng  betrachtet  werden  mvsste')* 
facultativ  bis  zu  15  J.;  b.  bei  jener  Wahrscheinlichkeit,  Gef.  oder 
Zuchth.  bis  2  J.,  beim  Tode  des  Kindes  Zuchth.  von  6  Mon.  bis 
6  J.  2.  AussetzDg  anderer  hiUf loser  Personen:  Zuchth.  von  1  bis 
20  J.  «j. 

§.  167. 
Fahrlftnnlse  Tfidtun^. 

Die  P.  G.  0.  straft  die  fahrlässige  Tödlung')  willkiirücb*), 
Gemeiar.  I^octrin  and  Praxis  mit  Gef.  oder  Geldb.,  weoa 

1)  „Muss"  sagt  das  Gesetz»  was  keinen  richtigen  Sinn  gibt. 

S)  Das»  deort,  wo  keine  besonderen  Strafen  für  den  erfdgten 
Tod  oder  für  Körperbeschädigung  les^^esetzt  sind,  die  allge^ 
meinen  Strafvorschriften  der  Tödtung  und  Körperverletzung 
eintreten,  versteht  sich  von  selbst.  Vgk  über  Alles  :  Aargau 
123  —  126,  Tessin  265—268.  St.  Gallen  1.56,  157,  181,  Zürich 
160,  161,  Luzern  191-194,  Gorr.  G.  73,  Basel  110—112,  Corr« 
G.  51,  Schaffhansen  116  >  118,  Gorr.  G.  45,  Thnrgan  127—134, 
Waadt  223,  224,  Freiburg  178  —  180,  351,  Graub.  112  —  115. 
Luzern  Corr.  (i.  74  und  Freiburg  352  strafen  noch  das  Ver- 
tragen von  Kindern  in  auswärtige  Findelhäuser  mit  Geldb.  von 
200  —  800  Fr.  oder  Arbeitsh.  (Freib.  Zuchlh.)  von  3  — 6  Mon. 
Tessin  269,  Thnrgau  135,  Waadt  225  strafen  die  Unterlassung 
der  Rettung  einer  gefandenen  oder  verlassenen  Person.  Tes- 
sin zugleich  das  Bemächtigen  eines  solchen  Kindes ,  Tessin 
mit  Gef.  1.  und  Geldb.  2.  Gr.,  Thnrgau  mit  Gef.  oder  Geldb. 
bis  300  Gulden,  Waadt  mit  Geldb.  bis  60  Fr.  oder  Gef.  bis 
15  Tagen. 

3)  Uebar  ihre  fnibere  Behandlnng  s.  ob.  §.  157. 

4)  P.  G«  O.  Art.  146. 

35 
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kdn  anderes  Verbrecheii  concnrrirt.  Eben  so  die  nenereil 
St.  G.  B.,  die  dann  aber  bänfig,  wenn  ein  anderes  Verbre- 
chen ideal  concnrrirt,  dieses  concnrrircnde  Verbrechen  am 
aolchen  dabei  angetretenen  Erfolges  willen  besonders  hart» 
manchmal  sogar  mit  dem  Tode,  bestrafen,  besonders  wenn 
dasselbe  ein  gemeingefährliches  ist')»  Aehnllch  auch  einige 
Schw.  St  Cr«  B.  Diese  Concurrenzfölle,  eigentlich  Qnalifi- 
cationen  jener  besonderen  Verbrechen,  gehören  nicht  hier« 
her,  auch  namentlich  nicht  der,  toq  einigen  ausdrücklich  hier 
besprochene  Fall  der  iahrllissigen  Tödtnng  durch  yorsätsliche 
KörperTerletznng').  Abgesehen  davon  bat  von  den  Scfaw. 
St.  G.  fi.  Aargau  gar  keine  Sirafbestimmang  über  die  blosse 
fahrlässige  Tödtung.  —  Bq^riff  und  Thatbestand  der  fahrläs- 
sigen Tödtnng  ergeben  sich  von  selbst  Sie  unterscheidet  sich 
voa  der  Yorsätzlichen  nur  durch  die  vorhandene  Culpa  anstatt 
des  Dolos.  Die  Culpa  wird  auch  hier  gana  nach  den  allge- 
meinen Grundsätzen  beurlheilt. 

Die  Strafe  ist  nach  Tessin :  Cef.  oder  Geldb.  2.-3.  Gr.  St. 
Gallen:  (corr.)  Geldb.  von  50—500  Fr..  Ziiricfi :  Gef.  nebst  Busse 
bis  200  Fr.,  in  den  schwersten  Fällen  Zuchthaus  bis  4  J.  Luzem: 
(corr.)  Gef.  bis  3  Mon.  Scbaffhausen :  Bei  geringer  Culpa  cor- 
rectioneUe  Strafe  (die  aber  in  dem  Corr.  6.  B.  nickt  besttnunt 
ist),  bei  grober  Arbeitsh.  2.  Gr.  Ton  3  Mon.  bis  3  J.  Thurgaunnd 
Graubiinden :  Gef.  und  Geldb.,  auch  Geldb.  allein,  nach  Thurgau 
gegen  ärztliche  und  andere  zur  Ausübung  ihrer  Kunst  öffentlich 
ermächtigte  Personen  zugleich  Untersagung  der  Ausübung  ihrer 
Kunst  zetüieh  oder  bleibend.  Waadt:  Geldb.  bis  iOOO  Fr.»  oder 
Gel  bis  i  J.  Freibnri»:  Gef.  bis  3  Mon.").  Basel  straft  nach  all- 
gemeinen Grandaitzen  Ton  der  Cnlpa  (ob.  f.  €0). 

§.  168. 
Der  iSelbstmord. 

Der  Selbstmord  kann  alierdiogs  durch  eine  Gesetzgebung 
zu  einem  Verbrechen  gemacht  werden  :  bezüglich  des  Ver- 
suchs, der  Theilnahme  und  —  auf  dem  Standpunkte  des  reinen 
AbschredLungsprinzips  —  einer  Art  von  Bestrafung  an  dem 


1)  Vgl.  mein  Lehrb.  des  Preuss.  Str.  R.  §.  191. 

2)  Wie  einzelne  Gesetze  ihn  zom  Todtschlage  rechnen,  s,  ob. 
§.  161. 

3}  TcMin  257,  St.  Gallen  Coir.  G.  S2.  Zaridi  163,  Luem Corr. 
G.  63,  Schaffluuiien  ilO,  Thnrgenlli,  ÜS,  WaadtdiT,  Frei- 
borg  341,  Granb.  m 
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Leichnam  und  dem  Andenken.  Das  Rom.  R.  straft  den  Ver- 
such des  Selbstmordes  nur  bei  Soldaten,  das  Andenken  nur 
bei  dem  Selbstmorde  Ton  Verbrechern').  Das  Gan.  R.  er- 
klärt den  Selbstmord  allgemein  als  eine  schwere  Sünde'). 
Die  chrisUicbe  Ansicht  ging  in  das  Germ.  R.  über  und  er- 
zeugte, dort  die  Ansicht  «ner  aiugadehnten  Strafbarkeit  des 
Yerlireehaiis  *).  Die  P.  6.  0*  tritt  dieser  zwar  entscliiedeil 
mit  dem  Verbote  der  Bestrafiing  des  Selbstmordes  entgegen*). 
Die  Geraeior.  Doctrin  und  Presis  yerUieb  gleichwohl  lange 
dabei.  Erst  die  neuere  Praxis  straft  nicht  mehr.  Die  neaeste 
Doctrin  beginnt  bereits  wieder,  dagegen  zu  reagiren»  ohne 
jedoch  im  Ganzen  in  den  neuen  St.  G.  B.  Anklang  zn  finden« 
Von  den  Schw.  St  G,  B.  erwähnen  des  Selbstmordes  nnr 
zwei:  Tessin,  dass  der  Versnch  des  Selbstmordes  mit  Öffen^ 
lieber  Verwarnung  and  SteHnng  unter  die  spezielle  Aniridit 
der  Regierung  bestraft,  bei  dem  Selbstmorde  eines  nberfähr- 
ten  Verbrechers  aber,  dessen  That  grosses  Auftehen  gemacht, 
und  der  durch  die  Selbstentleibung  der  Strafe  sich  entziehen 
wollte,  dessen  Name  und  Verbredien  an  dem  zur  StniVoll- 
streckung  bestimmten  Orte  durch  Anschlag  bekannt  gemacht 
werden  soU.  Thurgau,  dass  Theilnahme  am  Selbstmorde  dnes 
Anderen  mit  Gef.  oder  Arbeitsh.  zu  strafen  sei*). 

Der  Zweikampf. 

Der  anssergerichlliche  Zweikampf,  als  ein  Mittel  zur  Aus- 
gleichung von  Ehrenhändeln,  hat  seinen  Ursprung  in  dem. 
Leben  des  Ritterthnms  im  Mittelalter.  Er  war  eine  nicht  blos 
erlaubte,  sondern  gar  für  nothwendig  erachtete  Ehrensitte. 
Die  Kirche  erklärte  ihn  für  eine  schwere  Sünde,  wie  sie 
schon  früher  dem  gerichtlichen  Zweikampfe  entgegen  getreten 


0  L.  38.  §.  12.  de  poea.  1.  6*  f.  7.  de  re  miliC.  L  3.  4. 6.  de  bottt 

cor.  qai  ante  sent. 

2)  Caus.  23.  qu.  5.  c.  9—12.  c.  11.  12.  X.  de  sepult. 

3)  Vgl.  ßluntschli,  Gesch.  v.  Zürich!.  S.  411,  wonach  der 
Selbstmord  fiir  ein  schweres  Verbrechen  gehalten  und  mit 
dem  Todtschlage  mehrfiicb  in  Verbindung  gebracht  wvrde. 

4)  P.  G.  O.  Art.  13S. 

5)  Tessin  306,  306,  Thergen  iOO. 
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war  Sie  konnte  £e  SHte  nidbt  Teraicbten.  Die  P,  G.  0. 
untemalini  et  nkiit,  dies  in  wollen;  de  enrähnt  des  Dnelb 
nkhL  Bei  dem  Ueberbandnefamen  des  Dnells  glaubte  man 
q^lter  das  sn  mässen.  Das  Reicbsgutacbten  Tom  90.  Jnni 
1668  stellt  es  anter  Strafe ;  dasselbe  ist  aber,  trotzdem  dass 
der  Kaiser  es  ratifieirtc»  ab  Reicbsgesetz  nicbt  pnbficirt  wor- 
den. Particnlargesetxe  nabmen  dagegen  dessen  Bestimmunj^en 
mid  Grundsätze  auf,  oft  mit  sebr  scbwcren  Strafen.  Wio- 
wobl  es  danacb  an  einer  Gemeinr.  Strafvorscbrift  gegen  das 
BaeS  lebk,  bat  die  Gemeinr.  Doctrin,  nicbt  immer  ancb  die 
Pkvxis,  dasselbe  doeb  scbon  seit  dem  16.  Jabrb.  stets  als  ein 
adbststandid^  Verbreeben  anfgestelk,  mebt  nnter  Berufung 
auf  die  Reäisgesetze  zur  Erbaltung  der  Landfriedens.  Ver- 
sebieden  blieb  dabei  nur  immer  die  Ansiebt  über  dessen  Stel- 
lüng  im  System.  Die  alteren  Grinnnalisten  braebten  es  meist 
in  die  Lebre  von  der  Tödtung  (Meister,  Dorn,  Qnistorp); 
die  neueren  meist  in  die  tou  der  strafbaren  SelbstbiSfe  (Bauer, 
Martin,  Fenerbacb,  Abegg,  Marezoll);  Henke  be* 
zeiebnet  es  als  «Verbreeben  gegen  sieb  selbst^,  Heffter  als 
]»PriTatkrieg^.  Ricbtig  kann  es  nur  in  Verbindung  mit  der 
Lebre  von  der  Tödtung  gebracbt  werden  *).  Neuere  St.  Gk 
Bücber  beben  sieb  der  Gemeinr.  Doctrin  angescblossen*),  mit 
äbnlicbem  Scbwanken  bezüglicb  der  Stellung.  Aucb  die  Scbw. 
St  G.  B.  stellen  das  Duell  als  besonderes  Verbreeben  auf: 
Tessin  als  Verbreeben  gegen  die  persönlicbe  Freibeit;  Grau- 
bünden ab  eine  Art  Friedensstömng;  St.  Gallon  und  Tbur- 
gau  ab  Art  der  Selbstbülfe;  die  übrigen  in  Verbindung  mit 
der  Tödtung  und  Körperverletzung.  Nur  Waadt  macbt  es 


1)  Gonc.  Trid.  Sess*  27.  c.  9.  vgl.  Tit.  X.  de  der.  pugn. 

2)  Die  Duellanten  wollen  sich  kein  Recht  verschaffen,  sich  seihst 
weder  -verletAcn,  noch  verletzen  lassen;  Priva^ienonen  kön- 
nen keinen  „Krieg"  führen. 

3}  Für  eine  verständige  Praxis  bedarf  es  Strafvorscbnfteu  be» 
xüglicli  des  Duells  nicht.  Für  sie  retclieB  die  allgemeinen 
Vorschriften  über  Todtschlag,  fahrlässige  Tödtung  und.  Kör- 
perrerletzungon  aus ,  zugleich  nnter  der  Beachtung  der  all- 
gemeinen Hechtsanschauung,  welche,  bei  Anerkennung  des 
Duells  als  einer  Ehronsitte,  jene  Erfolge  Auar  doch  für  straf- 
bar, aber  für  minder  strafbar  als  in  anderen  Fällen  erachtet. 
Nur  in  diesem  Sinne  darf  auch  eine  Gesetzgebung  das  Duell 
auffassen« 
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nicht  XU  eiMm  besondereii  Verbredien  (s,  xmU  M  Strafe). 
L  Der  Begriff  des  Daells  geiidrt  deni  Leben  an.  Bs  ist:  ein 
Kampf  zwischen  zwei  Personen,  mit  gleichen  und  tödliichen 
Waffen,  nach  hergebrachten  oder  verabredeten  Kampfregeln, 
nur  GenngthuuDg  für  eine  fihrenkrfinkong.  Thatbestand: 
1.  Als  Sttbject  zwei,  aber  auch  nur  zwei  Personen;  auf  Stand 
und  Geschlecht  kommt  es  nicht  äo.  3.  Ein  Kampf  o.  mit 
gleichen,  aber  h,  tödtlichen  Waffen,  c,  nach  ausdrücklich  yer- 
abredeten  oder  durch  das  Herkommen  bestehenden  Begehi^), 
wobei  die  Zuziehung  yon  Seirandanten  oder  Zeugen  nidbt  un- 
bedingt nothwendig  ist;  tL  unternommen  in  Folge  und  zur 
Crenngthttong  wegen  einer  wirklichen  oder  Termeintlichen 
Ehrenkränknng,  welche  entweder  unter  den  Duellanten  selbst 
vorgefallen  ist,  oder  für  welche  sie,  ab  eben  sie  betreffenden 
Ehrenpnnkt,  dnireten  wollen.  3.  Tödtung  oder  Verwundung 
als  Erfolg  des  Kampfes  ist  im  Al^emeinen  niclit  erforderücb; 
nur  einzelne  St.  G.  B.  strafen  Mos  bei  einem  solchen  Erfolge. 
4.  Danach  kann  der  Dolos  (auch  bei  diesen  zuletzt  erwähnten 
G.  B.)  einerseils  blos  auf  die  Ausfäbrung  des  Kampfes  be- 
schränkt, andererseits  aber  auch  auf  Tödtung,  selbst  mit  Ue* 
beriegung,  gerichtet  sein*].  5.  Vollendet  ist  das  Duell  durch 
Beginn  des  Kampfes;  wann  dieser  stattgefunden  habe,  müssen 
die  konkreten  Umstände  ergehen.  III.  Arten  des  Duells: 
Mao  unterscheidet  das  eigentliche,  vorher  förmlich  verabre- 
dete, ))Dueli^,  und  das  )»Bencontre^^ :  das  in  der  Hitze  eines 
(Wort-)  Streites  beschlossene  und  sofort  ausgeführte  Duell. 
Es  hat  densoIbcQ  Thatbestand  wie  das  eigentliche  DuelP). 
IV.  Strafe.  In  den  Grundsätzen  der  Bestrafung  gehen  die 
St.  G.  B.  mehrfach  auseinander«  namentlich  insofern  o.  einige 
für  den  Herausforderer  und  Herausgeforderten  verschieden 
abstufen ,  während  andere  (richtiger)  nur  Terschieden  zumes- 

1)  bei  der  Ueberscbreitiing  üaden  die  Grimdsätste  des  Duells 
nicht  mehr  Anwendung. 

2)  Die  Vermbrediug  eines  Kemplbs,  bis  einer  der  DaeUanten  gs» 
bktebea  sei ,  schliesst  den  ßegri£f  des  Daelle  nielrt  nns. 

3)  Nicht  aber  die  s.  g.  „Altake*;  diese  ist  nur  ein  einseitiger 
Angiifl  mit  tödtlicher  Waffe,  zu  dem  Zwecke  und  mit  der 
Au£fordei*uug,  den  AogegrifTenen  znr  Einlassung  in  ein  Duell 
am  swingen.  Bis  ein  wirkliches  Daett  damne  geworden  ist, 
finden  anf  die  Attake  die  nllgenif  inen  Grondsätne  von  Tüd- 
taag  nnd  lUirperverletBang  Anwendong. 
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jeo;  h,  schon  die  blosse  Heraufordemog  and  deren  An^ 
nähme  (im  Grunde  nor  VorbereiUingshandlnngen),  oder  erst 
das  vollzogene  Duell,  oder  aber  erst  Tödtung  oder  Körper- 
TerleUung  in  demselben,  bei  letzterer  nur  der  Verletzende, 
oder  auch  der  Verletzte,  bestraft  wird;  c.  bestellte  Zeugen 
(zu  denen  lauch  die  Sekundanten  gehören)  —  niemals  aber 
auch  Aerzte  —  bald  (als  Theilnehmer)  bestraft,  bald  gar  nicht, 
bald  nur,  wenn  de  nicht  Beilegung  Tersucht  haben,  bestraft 
.werden.  Strafe : 

Abi^h  t  Das  Dnell  ielbst :  Zncbth.  zeitl.  in  1.  Gr. ,  scbwere 

Verwundung:  im  2.  Gr.,  Tödtang:  Kettenslrafe  anh.  im  1.  Gr.; 
Theilnehmer  (auch  Sekundanten):  Zuchth.  zeill.  im  1.  Gr.  Tes- 
sin  :  Tödtung  oder  schwere  Verletxung  :  Zwanosarh.  1.  Gr.,  Icichle 
Verletzung:  Gef.  2.  Gr.;  gegen  den  Herausgeforderten  nur,  wenn 
er  zn  4er  Heraasforderang  veranlasst  hatte ;  sonst  trifft  ihn  aar 
Verweil.  St.  Gallen:  Tödtangs  Zncbth.  ▼on3  — 6J.;  Verwun- 
dung,  so  wie  das  blosse,  anders  als  durch  freien  Willen  der  Dael- 
lanten  unterbrochene  oder  geendete  Duell:  gegen  den  Herausfor- 
derer Zuchthaus  von  3  —  6  Mon. ,  den  Herausgeforderten  auf  so- 
lange Verwirkung  des  Activbürgerrechts  oder  Eingrenzuug.  Zii" 
rieh :  Tödtung  sowohl  ab  KörperTerletzvng :  Heruntergehen  unter 
die  niedrixaten  Strafen  derselben ;  daneben  facoltativ  Vesweisang 
ans  der  Eidgenossenschaft  oder  dem  Kanton.  Luzern :  Tödtung: 
Zuchth.;  schwere  Verletzung:  beide  Theüe  Einsp.  von  6  Mon  bis 
2  J.,  leichte,  sowie  der  blosse  Zweikampf:  nicht  unter  3  Mon.; 
blosse  Herausforderung  oder  deren  Annahme  (corr.)  Gef.  von  $  T. 
bis  1  Mon.  Dieselbe  Strafe  erhalten  Zeugen  und  Sekundanten» 
oder  welche  dem  ablehnenden  Heransgeforderten  Verachtung  be- 
zeigen. Basel:  Wenn  der  Gegner  des  zu  Bestrafenden  Inländer: 
Tödtung:  Zuchth.  oder  Kettenstr.  2  Gr.  von  3  —  12  J. ,  bei  Absicht 
zu  tödten  ,  letztere  von6  — 20J. ;  schwere  Verletzung:  Zuchth. 
▼on  1^  J.  oder  Landesverw.  von  1— 12  Verstümmeluag  Zuehth. 
oder  Kettenstr.  2.  Gr.  von  i— 10  J. ;  wenn  der  Gegner  zur  Zeit 
der  Verabredung  sowohl  als  der  Vollziehung  des  Duells  Ausländer 
war,  sowie  geringere  Verletzung  oder  der  blosse  Kampf:  (corr.) 
Freiheitsstr.  von  14  Tagen  bis  12  Mon.;  Herausforderung,  sowie 
Stellung  auf  dieselbe  zum  Streite :  von  3  Tagen  bis  6  Wochen. 
Sekundanten  trifft  immer  nur  (corr.)  Freiheitsstr.  von  1%  Tagen 
bis  12  Mon. ;  hei  Ktnntniss  der  Absicht  va  tödten  jedoch  die  Strafe 
der  Theilnahme  an  vorsätzlicher  Tödtung.  Schalihausen :  1.  Ohne 
Absicht  oder  Verabredung  der  Tödtung:  a.  Tödtung:  Arbeitsh. 
1.  Gr,  von  3—12  J.;  b.  schwere  Verletzung  (gegen  beide  Tbeile): 
Arbeitah.  von  3  Mon.  bis  6  J.  2.  Bei  jener  Absicht  oder  Verab- 
redung: sn  a.  ArheiUh.  1.  Gr.  von  10-16  J.,  xn  b.  Verschiring 
der  gewöhnlichen  Strafen  der  schweren  KörperYcrletung  bis  zur 
Hälfte  ihres  Maximums.  SehnndantOA  werden  mir  corr.  bestraft. 
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Thnrgmi:  D<r  bloise  Zweikampfs  GtiL  oder  Arbeitsh.  bis  2  1.; 
Todtuog  odtr  adiwere  Verletzung,  in  letzterem  Falle  beide  Theile: 
Arbeitshaus,  wenn  aber  der  Tiidtende  oder  Verletzende  den  Zwei- 
kampf aus  nichtswürdigen  Gründen  gesucht,  oder  annehmbare 
Versöhnung  zurückgewiesen  hatte,  kann  ihn  Zuchthaus  treffen. 
Sekundanten  nnd  Zeugen  trifft  Ge£  bij  3  Mon.,  bei  Todtung  oder 
schwerer  Verletzung  bis  i  J.  Anreizung  oder  Bezeugung  von  Ver- 
achtnng  gegen  Ablehnung  eines  Duells :  Gef.  oder  Geldb.  Frei- 
burg (immer  nur  corr.)  :  Todtung  oder  schwere  Verwundung  (au 
letzteren  Falle  beide  Theile):  Verbannung;  leichte  Verwundung 
oder  der  blosse  Kampf:  Cef.  bis  3  Mon. ;  in  allen  Fällen  trifft  den 
Hemnsgeforderten  nnr  die  HSUte  dieser  Strafen ;  HeransfiMrdemng 
oder  Annahme  derselben :  Gef.  von  8  —  30  Tagen ;  diese  letztere 
Strafe:  Zeugen  und  Sekundanten.  Graubünden:  Todtung:  Gef. 
oder  Zuchth.  bis  '»  J.  ;  beide  Theile:  schwere  Verletzung :  Gef.  bis 
2  J.;  leichte  Verletzung:  bis  3  Mon.;  der  blosse  Zweikampf:  bis 
6  Wecken;  Anreiznng  snun  Dnell  oder  dessen  Fortsetzung  triffst 
|e  nach  dem  Erfolge  dieselben  Strafen.  Sekundanten  nnd  Zeugen 
trifft  Get  von  3—12  Wochen;  sie  sind  stra^ei,  wenn  sie  das  Duell 
oder  einen  schädlichen  Erfolg  zu  verhindern  gesucht  haben.  Waadt 
endlich  wendet  auf  die  im  Duell  vorgefallenen  Tödtungen  und  Ver- 
letzungen die  Straf  vor  Schriften  für  den  Raufhandel  an^)  (ob.  §.  162 
nnd  nnt.  0.  17%).  Zeugen  nnd  SachTerstilndige  sind  nnr  strafibar. 
wenn  sie  Versöhoung  verhindert  oder  zur  Entstehung  oder  Er- 
schwerung des  Kampfes  beigetragen  haben*). 

§.  170» 

Wie  die  Gemdiir.  Doctrin  [nacb  P.  6.  O.  Art.  130  ein 
weitamfasseodes  Verbreeben  der  Vergiftung  aufgestellt  bat 
(ob.  $.  160)  —  (veneficinm  In  s.  g.) :  jede  Körper-  oder  Ge-  • 
MindbeitsbesGhädigiing  eines  Menscben  dnrcb  Gift»  so  «neb 


1)  Man  wollte  bei  der  Redaction  weder  der  Gemeinr.  Ansicht 
noch  auch  der  Französ.  Behaadlungsweise  sich  anschliessen, 
und  ging  dann  davon  aus,  dass  zwischen  Rauferei  nnd  Duell 
hauptsächlich  nur  der  unwesentliche  Unterschied  bestehe ,  dass 
jene  nicht,  dieses  aber  wohl  vorher  verabredet  sei;  Exposö 
des  mot.  p.  72  §eq.  Den  wesentlichen  Unterschied:  dass  beim 
DikII  nur  zwei ,  bei  der  Rauferei  aber  mehr  als  zwei  Perso- 
nen mitwirken  müssen,  mit  seinen  wichtigen  Folgen  (ob*  §.  163) 
übersah  man.    Die  Anwendung  muss  schwierig  werden. 

2)  Aargau  13i— 135,  Tessin  302-304,  St.  Gallen  106-108 ,  Zürich 
i5S,  170,  Basel  m^m,  Corr.  6.  S6-59,  Schaffh.  12S— 129, 
Lnscrn  204^207,  Corr.  Ges.  68,  Thnrgan  367—362,  Freibnrg 
3S$-358,  Granb.  83-66,  Waadt  247. 
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oeuere  St  G.  B.,  lugleich  voter  noch  weiterer  Auffassmig. 
Sie  imterscheiilen  danach;  i.  GifUnord,  2.  Vergiftongen  mit 
gemeiner  Gefahr,  3.  andere  Gesundheitsbeschädigmigen  durch 
GÜt  Von  den  Schv*  so  nur  Thurgaa  und  Graubünden')* 
Vom  Giftmord  s.  ob.  $.  160;  die  Vergiftung  mit  gem.  Gef. 
gehört  lu  den  gemdngefiifarl.  Verhr.  Es  bleibt  hier  lu  be* 
sprechen  jene,  zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehende  Ver- 
giftung. —  Begriff  und  Thatbestand  derselben  ergibt  sich  von 
selbst. 

Bezüglich  der  Strafe  verordnet  Thurgaa :  Tödtnng  darch  wis« 
sentlicbes  Beibringen  von  (^ift,  auch  nur  in  der  Absicht  au  be- 
schädigen, wil  d  mit  dem  Tude  bestraft.  Ciraubiindeii :  1.  Dieselbe 
Vorschrift;  2.  blosse  Gesuudheitsbeschädigung  durch  solche  Bei- 
bringung: Zachth.  von  5  — 20  J.«  wenn  solche  Beibringnng  ohne 
Mchtheiiige  Folgen  geblieben :  von  3  —  10  J«;  4.  bloss  fehrlissigo 
Gesnndbeitsbescbädigiiag,  Gef.  oder  Geldb.*)« 

§.  171. 

VorlbeiiKerWiiiiseii. 

Thallichc  AngrifTc  gegen  den  menschlichen  Körper  können 
nach  dem  Gem.  Slrafr.  unter  vielfache  strafrechlliche  Ge- 
sichtspunkte fallen.  Im  Wesentlichen  sind  diese  bedingt  durch 
die  mit  dem  ADgrifie  verbundene  Absicht  des  Thäters.  Die 
Angriffe  fallen  danach  unter  den  Gesichtspunkt  namentlich 
der  (versuchten)  Tödtung,  der  Unzucbtsverbrechen,  der  Frei- 
heitsberaubung (crimen  vis),  der  Körperbeschädigung,  der 
Injurie.  So  war  es  schon  sowohl  nach  dem  Rom.,  als  älteren 
Deutschen  R.,  nur  freilich  mit  der  erbeblichen  Abweichung 
des  Rom.  R.,  dass  dieses  gerade  kein  selbstständiges  Verbre- 
chen der  Körperbeschädigung  halle,  sondern  diejenicron  An- 
grifTe,  welche  nicht  andere  bestimmte  Verbrechen  bildeten, 
als  crira.  vis  auffasste  (allerdings  abgesehen  von  der  civilrechtl. 
Verfolgung).  Nur  (wenige)  neuere  D.  St.  G.  B.  weichen  in 
sofern  ab ,  als  sie  auch  die  in  der  Absicht  su  beleidigen  zur 

1)  Aargau,  Tessin,  Basel,  Waadt  heben  nur  den  Giftmord  her- 
vor, St.  Gallen,  Zirich,  SchafOuiMen,  Lmeni,  FreOnurg 
ausser  diesem  nur  di«  7ergift  mit  gem*  6cf* 

2)  Thnrgau  li6,  Granb.  ii6--119. 
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gefügtes  ThilKehkeiten  lediglicb  der  Kttiperb«cUidiguDg  zu« 
fiblcii,  naeli  dem  Fraazös.  St  6.  B. aber  gegeo  die  Dentiebe 
BechlsaucbaiiaDg  und  obie  alle  strafrechtt.  Cooseqnenz.  Voa 
den  Schw*  Sl  G.  B.  TerfSUurt  mir  Wandt  so,  imd  theilweise 
Tesflin.  Für  daa  Gem.  B.  hebt  die  P.  G.  0.  (nnr  tod  peinL 
Verbr.  bändelnd)  nur  einzelne  Arten  der  schwereren  Kdrpep- 
betcbädiguDg  horvor,  und  zwar  in  der  Lehre  yon  der  Tdd- 
tnng  ;  darch  VergifUmg,  Hblten  gefährlicher  Tbiere,  Unfmchl* 
barmacbuDg Doctrin  und  Prazb  strafen  jede,  aoch  leich- 
tere KörperbeschädiguDg,  die  yorsatzliche  allgemem,  die  &hr* 
lässige  nur,  wo  die  Quellen  sie  besonders  mit  Strafe  be- 
drohen. Die  Strafe  ist  willkürlich Die  neueren  St.  G.  B« 
pflegen  auch  die  fahrlässige  allgemein  zu  bestrafen,'  und  be- 
züglich der  Torsätzlichen  eme  Menge  kasuistischer  Abstufnn* 
gen  aufzustellen. 

§•  172. 

MegtM^f  'f  liatlBotütaiid  und  Arten  der  ÜSypep* 
bescliAdiffuiis  AberiuMipt« 

1.  Begriff*):  Jede  einem  Anderen  an  dessen  Körper  wider- 
rechtlich zup^efügte  Beschädigung  II.  Thatbestand:  1.  Un- 
mittelbares  Object  ist  immer  der  Körper  eines  Menschen*). 
2.  Eine  TbalUchkeit  gegen  denselben:  der  Handelnde  muss 
eine  äussere  körperliche  Thatigkeit  Yomehmen,  durch  welche 
—  unmittelbar  oder  mittelbar  —  der  Andere  an  seinem  Körper 
selbst  berührt  wird.  Auf  die  Form  der  Handlung  (Schlagen, 
Stossen,  ohne  oder  mit  Instrumenten,  Werfen,  Schiessen, 

1)  Also  beinahe  umgekehrt  wie  im  Rüm.  R. 

2)  P.  6.  0.  Art  130,  133,  136. 

'S)  Wie  in  dem  ilteren  DeHtscbea  R*  gerad«  bexfigUch  der  Kö^ 

pervei  let'Aungen  die  genaueste n  Strafhestimmungcn  beatanden, 
durch  ßu.sstaxen,  verschieden  fast  für  jede  Verletzanu;  eines 
Theiles  oder  Gliedes  des  menschlichpn  Körpers ,  ist  bekannt.; 
vgl.  Wilda,  S.  729  f.;  BluutscUii,  Gesch.  von  Zürich  I. 
S.  74  t  n.  51 1 

4)  Für  Waedt  (and,  jedoch  beschränkter  für  Tessin)s  {ede  Thit- 

lichkeit  gegen  einen  Anderen  aach  ohne  Verletzung  am  Körper. 

5)  Der  negative  Zusatz :  ohne  dass  durch  Erfolg  (Tod)  oder  Ab- 
sicht (der  Beleidigung,  Nothzucht  u.  s.  w.)  ein  anderes  Ver- 
brechen beigestellt  wird,  gehört  nicht  in  die  Definition. 

6)  Auch  wenn  der  bleibende  Sehlde  nur  des  Seelenleben  trifilt 
(s.  nnten  Nr.  3). 
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CSewen  n.  s.  kommt  es  nidit  an.  JedenftiHs  muBS  diese 
eine  widerrechtÜche  sein 3.  Die  Thatlichkeit  moss  einen 
Schaden  an  dem  Körper  des  Anderen  znm  Erfolge  haben 
Ob  ein  solcher  Yorhanden,  ist  konkret  feslznstellen.  Blosser 
Torübergebender  körperlicher  Schmen  kann  nicht  dahin  ge- 
hören; es  ist  Tiebnehr  immer  wenigstens  eine  Beschädigung*) 
erforderlich,  die  ein  Dritter  mit  seinen  Sinnen  objectiT  wahr- 
ndimen  kann  *).  4^  Das  Delict  kann  durch  Dolus  und  durch 
Culpa  begangen  werden Der  Dolos  muss  auf  die  Herror- 
bringung  ein«  körperlichen  Verletzung,  darf  aber  nicht  auf 
Hervorhringung  eines  anderen  benannten  Verbrechens  ge- 
richtet sein  *).  5.  Vollendet  ist  das  Delict  durch  die  Beschä- 
digung (anders  M  Waadt  und  Tessin).  m.  Arten.  Mit  Aus- 
nahme Aargau's  werden  unterschieden:  1.  Vorsätzlicbe,  tu 
schwere,  6.  leichte,  2.  fahrlässige,  in  der  Regel  ohne  weitere 
Unterschddung.  3.  Oft  noch  die  im  Raufhandel  zugefügten. 

S.  173. 

I.  Begriff  nnd  Thatbestand  ergeben  sich  von  selbst.  Nur  in 
Betreff  des  Versuchs  und  bezüglich  der  verschiedenen  Arten  der 
Körperbeschädigung  ist  zu  bemerken,  dass  bei  HerYorhringung 
einer  leichten  Beschädigung  strafrechtlich  nur  der  Versuch  der 

1)  Daher  enthält  Anslibang  des  zustehenden  Zücbtigungsreclitf 
das  Delict  nicht,  wohl  aber  Ueberschreitimg  dieses  Rechts* 

2)  Nach  Waadt  und  Tessin  ist  dieser  Erfolg  nicht  nothweudig. 
Auch  St.  Gallen,  Luzern  und  Freibarg  haben  (in  anderem 
Sinne)  einzelne  polizeiliche  Vorschriften  gegen  Werfen  u.  s.  w., 
die  keine  Beschädigong  fordern»  s.  d.  £  S. 

3)  So  auch  angenommen  vom  Ob.  6«r.  Zürich  in  Schonb. 
XIII.  /i65. 

♦)  Wenn  auch  nicht  gerade  unmittelbar,  sondern  nur  durch  ihre 
Folgen,  z.  B.  innere  körperliche,  oder  Seelenkraukheiten. 
Daher  ist  denn  noch  eine  allgemeine  Bezeichnung:  Gesand- 
heitsbeschSdigong,  oder  eine  entsprechende  Untertcheidong 
nicht  noth wendig. 

5)  Nur  das  Strafgesetzbuch  v.  Aargaa  kennt  blos  die  dolose 
Körperverletz,ung. 

6)  Nicht  ausschliesslich :  wer  durch  Schläge  beschädigen  und  be- 
leidigen wollte,  hat  (in  idealer  Conc.)  SörperTerletftiing  nnd 
Injorie  begangen:  die  Modific.  fnr  Waadt  nnd  Tesaiii  ergibt 
•ich  von  selbst. 
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ichwtrmii  da  ist,  falb  auf  diese  letztere  die  Absicht  gericbtet 
irar.  II*  Arten.  ^.  SännDlIidie  St.  G.  B.  unterscheiden  för  die 
Strafebstufung  schwere  und  leichte  yorsützUche  Körperbeschä- 
digaogen.  Jene  werden  positiT  bestimmt'),  so  dass  der  Be- 
griff der  letzteren  sich  danach  von  selbst  ergibt').  Der  Be«* 
griff  der  schweren  ist  fast  in  jedem  St.  G.  B.  ein  anderer. 
In  der  Regel  wird  er  gebildet  durch  das  Vorhandensein  eines 
der  folgenden  vier  Momente*):  1.  Objective  Schwere  der  Ver- 
letznng:  bleibender  oder  auch  nur  längere  Zeit  anhaltender 
Nachtheil  für  die  (körperliche  oder  geistige)  Gesundheit,  mit 
Einschluss  von  Verstümmelaogen  oder  Lähmungen.  Dieses 
Merkmal  stellen  sämmtliche  St.  G*  B.  auf,  die  meisten  die 
dnzeben  Fälle  noch  weiter  unterscheidend ;  dabei  die  folgen- 
den einzehie  kritische  Tage  aufstellend:  Krankheit  oder  Un- 
fähigkeit zur  Verrichtung  der  Berufsarbeiten  aAf  90  Tage: 
St.  Gallen,  Tessin,  Zürich,  Luzem,  Basel,  Freiburg;  tou 
60  Tagen  Thurgau;  von  10  und  dann  wieder  Ton  30  an  ab- 
stufend Waadt  Zürich  und  Waadt  rechnen  dabei  den  auch 
nicht  gewollten  schwereren  Erfolg  zum  Dolus  zu,  und  mildern 
nur  die  Strafe.  3.  Lebensgefahr,  wohin  auch  schon  die  Zn- 
fügnng  der  Verletzung  mit  lebensgefährlichen  Werkzeugen 
oder  in  lebensgefährlicher  Weise :  Aargau,  SL  Gallen,  Tessin, 
Basel,  Schaflliausen;  blos  Lebensgefahr:  Luzern  und  Freiburg. 
3.  Ein  besonderes  Verhältniss  des  Verletzten  zu  dem  Thäter, 
nämlich  nach  Luzern  und  Freiburg:  wenn  der  Verletzte  ein 

1)  Leider  meist  unter  einer  unglaublich  unglücklichen  Kasuistik. 

2)  Schaft'h.  stellt  jedoch  eine  (dritte)  noch  leichtere  Art  der  Ver- 
letzung auf,  die  von  den  Bezirksgerichten  geahndet  werden 
mU,  ohne  dus  aber  die  Natnr  derselben  ans  dem  (Gerr.) 
St.  6.  B.  hervorgeht. 

3)  In  ähnlicher  Weise  wurden  schon  im  Mittelalter,  nament- 
lich auch  in  der  Schweiz  schwere  und  leichte  Verletzungen 
unterschieden:  Zu  jenen  gehörten  alle,  die  mit  gewafi'neter 
Hand  zugefügt  waren,  Verstummelangen ,  Lähmungen;  zu  den 
leichteren:  da«  blosse  Sehlagen  (ntroekener  Fanstschlag*), 
das  yErdfitUigmachen",  die  blosse  »fflutruns".  Die  Strafen 
waren  auch  in  späterer  Zeit  noch  Russen  ,  doch  \vurde  schwere 
Verwundung  mit  Waflen,  besonders  bei  Eroreifung  auf  der 
That,  auch  in  der  Schweiz  oft  mit  Abhauen  der  Hand  be- 
straft; vgl.  Wilda  a.  a«  O.;  Blnmer,  Gesch.  der  Den*  S. 
iS&i  Segeaser,  Geseb.  Lu.  II.  S.  674  £;  BlnnUchli, 
Gescb.  T.  Zfiaicb  L  7%.  H.  51  f. 
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Ascendeot  des  Thäters  ist  4.  Besondere  Tücke  des  Tiiittcn; 
nämlich  ein  tückischer  AnfaH  nach  AargiBa  und  ein  nachtlidier 
Angriff  mit  vorhergegangenem  Aoflanern  nach  St  GaUen 
B,  Thnrgaa  und  Graubünden  unterscheiden  ferner  für  die 
beiden  Arien -^u  1,  ob  mit  oder  ohne  Vorbedacht  gehandelt 
worden. 

IV.  Strafe.    Aargait  (enthalt' StrftfrorscbrifteiL  nur  för  die 

schweren  Verletzan{(en) :  Zuchth.  zeitl.  im  1.  Cr.,  und  bei  vor- 
sät/.lich  zufjefügter  Verstiiniiuolung  Keltenstr.  zeitl.  im  1.  oder  im. 
2,  Gr.  St.  (ialleu:  Sch\s  cio  :  (^eldh.  von  100  — 800  Fr.  oder  Priigel- 
sUafe;  hei  objectiver  Schwere  je  nach  dem  Masse  dieselben  Strafen 
oder  Zuebth.  bis  6  J.,  nebst  Primeln;  bei  TorsätElicb  zugefügter 
grosser  Verstfimmeliing  oder  schwerem  Nachtbeil  an  der  Gesnnd» 
heit:  Zuchthaus  von  20  J.  his  lebenslang.  Leichte :  Geldbus.se  v. 
5  —  300  Fr.;  Wojfpii,  um  zu  verletzen  oder  zu  besudeln,  auch 
wenn  nicht  t;etroireu  worden,  Gcldh.  von  .5  —  50  Fr.  Tessin: 
Schwere:  Wenn,  ohne  Mitwirken  von  Zwischenursachen  der  Tod 
erfolgt  ist,  «nd  zwar  binnen  10  Tagen :  die  Strafe  des  TodtscUags, 
zwischen  10  nnd  40  Tagen :  dieselbe  Strafe  um  i  oder  2  Grade  ge- 
ringer ;  in  anderen  Fallen  (unter  höchst  heklagenswerther  Kasui- 
stik): Gef.  2. — 4.  Gr.  bis  Zwangsarbeit  1.  —  3.  Gr.  Leichte:  Haus- 
arrest mit  Geldb.  1.  oder  2.  Gr.,  oder  Gel.  1.— 3.  Gr.  Mit  den 
corr.  Strafen  soll  immer  öffentlicher  Verweis,  und  kann  Stellung 
anter  Polizeiaufsicht  verbunden  werden.  Zürich :  Schwere :  Gref. 
von  4  Mon.  an,  verbunden  mit  Busse  bis  400  Fr.,  bis  Zuchthaus 
oder  Kettenstr.  hin  zu  1.5  J.  Leichte:  Gef.  und  Gcldb.  von  'lO  bis 
200  Fr. ,  in  ganz  «^oi  intifiii»!ooii  Fallen  auch  letztere  allein.  Iiiuner 
kann  zugleich  BezirUsverweisung  eintreten.  Luzeru:  Schwere: 
Zuchthaos  bis  zu  Kettenstr*  v,  i5  1,  Leichte :  (corr.)  Geldb.  v. 
8  — 80  Fr.,  oder  6ef.  bis  2  Mon.  Werfen  (wie  bei  St.  Gallen): 
Geldb.  v.  4  —  20  Fr.  Basel:  Schwere:  Zuchthaus  v.  1  —  6  J.  oder 
Kettenstr.  1.  oder  2.  Gr.  \.  1  —  10  J.  Leichte:  (corr.)  Geidh.  bis 
20  Fr.  oder  Frciheitsslr.  bis  1  J.  SchafThausen :  Schwere:  Arbeits- 
haus 1.  oder  2.  Gr.  von  1  — 10  J.  oder  Kettenstrafe.  Leichte  :  Gcldb. 
von  40—300  Gulden,  bis  Gef.  v.  21  Tagen  bis  i  J.;  Missbandlungen 
von  Ascendenten  aber  Cref.  v.  14  Tagen  bis  Zuchth.  zu  12  Mon., 
nebst  Zuspruch  vor  dem  Kirchen  stände.  Thurgau:  Schwere:  mit 
(im  Zustande  der)  Ueberlegtino  :  (ief.  von  3  Mon.  an  bis  Arbeitsh., 
oder  Zuchth.  bis  10  J  ;  ohne  Ueberlei'uns; ;  Gef.  nicht  unter  1  M(m. 
oder  Arbeitsh.  Leichte:  mit  Ueberlegung:  Geldb.  bis  200  Gulden 
mit  Gef.,  oder  beides  allein,  oder  Arbeitsh.  bis  1 J.;  ohne  Ueber- 
legung: Geldb.  bis  200  Guldeu  oder  Gef.  bis  3  Mon.,  auch  beides 
verbunden.  Waadt:  Schwere:  Ge£  v.  15 Tagen,  oder  Zuchth.  v. 

1)  Nach  den  anderen  St.  G.  ß.  bilden  die  Momente  zu  2—4  nur 
Erschwemngsgründe,  freilich,  wovon  bei  der  Strafe,  zuweüea 
mit  Strafabstnfung. 
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3  Mon.  Iiis  J.  Leiehte:  6cf.  bis  za  15  Tagen.  Freibnrg:  Seliwer«: 

Zwangsarbeit  oder  Zwangsverhaft  v.  2—15  J.  Leichte :  Geldb. 
y.  8  —  80  Fr.  oder  (ief.  von  8  Tagen  bis  Zuchth.  zu  3  Mon.  Werfen 
(wie  bei  Luxem):  Geldb.  v.  4 — 12  Fr.  oder  Gef.  bis  3  Tage.  Grau- 
bünden; Schwere:  mit  Ueberlegung:  Zuchih.  v.  1 — 20  J.,  ohne: 
Gcf.  allein  oder  mit  GeMb.  Leiehtei  mit  Ueberl.i  Geldb.,  6«fL 
bis  zu  1  J.,  beide  in  Verbindung,  Znchth.  bis  2  J.,  ohne:  Geldb., 
Gef.  bis  3  Mon.,  beide  in  Verbindang.  V.  Besondere  Gründe  der 
Erhöhung  oder  Milderung  der  Strafe:  Tessin :  Bei  Körperver- 
letzungen gegon  lethliche  oder  Adoptiv- A-  oder  Doscendenten  tritt 
stets  eine  um  einen  Grad  höhere  Strafe  ein.  Zürich:  Wenn  der 
Thiter  reehtswidrig  gereist  war  oder  nar  leicht  rerletsen  wollle, 
loann  die  Strafe  dar  sebweren  Verletzung  bis  zu  Gef.  von  2  Wochen 
an  gemildert  werden.  Basel:  Wenn  der  Thäter  absichtlich  und 
Ihätlich  gereizt  worden,  treten  für  schwere  Verletzungen,  mit  Aus- 
nahme derer  an  Ascend.,  die  Strafen  nur  bis  zur  Hälfte  ihres  Ma- 
zimwms  ein,  wobei  Ketteiistr.  inZncbth.  Terwandelt  werden  kann, 
oder  es  ist  anch  nnr  corr.  zu  strafen.  Sehaffhansen.*  Ist  der  Tbätar 
idisifihtlieh  —  und  bei  schweren  Verletzungen  zugleich  thätlieh 
gereizt,  so  tritt  Herabsetzung  der  Strafe  auf  deren  Hälfte  ein. 
Thurgau:  Bpi  Verletzungon  ijegpn  Ascend  oder  durch  Beibringung 
von  Gift  wird  die  Stiafe  bis  zur  Hälfte  erhöhet.  Bei  Anreizung 
findet  Herabsetzung  der  Strafen  der  ohne  Vorbedacht  verttbten 
Verletzungen  bis  zu  Ys,  anch  Verwandlung  in  die  nächstniedrige 
Strafart  statt.  Waadt :  Die  Strafe  kann  bis  zur  Hälfte  des  Maxi- 
mums erhöhet,  oder  statt  Gef.  kann  Zuchth.  erkannt  werden ,  wenn 
die  Verletzung  verübt  ist:  bei  iN'acht,  in  einsamer  Gegend,  mit 
Verletzung  des  Hausrechts,  zwischen  Ehegatten,  von  Untergebenen 
gegen  Vorgesetzte,  an  einem  unter  16  oder  über  70  J.  alten  oder 
sonst  gebrechlichen  Menschen,  von  einer  Manns  -  an  einer  Frauens- 
person, durch  Verbindung  Mehrerer;  die  Strafe  wird  verdoppelt, 
und  statt  Gef.  tritt  Zuchih.  ein  :  bei  Verletzung  mit  Vorbedacht, 
oder  durch  lebensgefabrl.  W  erkzeuge  oder  an  Ascend.  Die  Strafe 
wird  gemildert  bis  zvat  Hülfle,  und  es  bann  blos  aof  Geldb.  er- 
kannt werden,  wenn  der  Tbäter  eine  geringere  Verletzung  beab- 
sichtigte. Freiburg :  Bei  Verletzung  mit  lebensgef.  Waffen :  Ver- 
doppelung der  Strafe.  VI.  Bestrafung:  Wegen  leichter  Verletzung 
findet  Strafverfahren  nur  auf  Privatantrag  statt  nach  :  Tessin,  Basel, 
Waadt  und  Freiborg,  und  —  jedoch  nur,  wenn  die  öÜ'enll.  Kuhe 
nicht  gestört  worden  —  Thurgau 


J)  Aargau  127—130,  St.  Gallen  158-163,  Corr.  G.  .Vt-57,  Tessin 
Ges.  V.  l'i.  Juni  18'i4  (durch  welches  die  betr.  Vorschriften  des 
St.  G.  B.  Art.  273  —  292  aufgehoben  worden),  Zürich  163  bis 
168.  172,  Luzern  195  —200.  203,  Corr.  G.  65-67,  Basel  115  bis 
«23,  Gor».  6.  52-55.  81,  Scbaffh.  119—124,  Corr.  Ges.  50.  5i, 
Thurgau  136^143.  l'tS— 150,  Waadt  230— 237.  239,  Freib.  18't 
bis  190,  Corr.  G,  343-347,  Graub.  121—123.  Nach  Waadt 
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$.  174. 

MMvpwhemMfM^gwng  Im  JBaufflMMidel« 

Diejenigen  Schw.  St.  G.  B.,  welche  die  Tödtung  im  Ranf- 
handel  besonden  behandeln  (ob.  $.  16S),  sletten  auch  beson- 
dere Grundsätze  für  die  Körperrerletzang  im  Ranfhandei  anf ; 
nur  sehr  beschränkt  Tessin.  L  Begriff  und  Thatbestand  er- 
geben sich  von  selbst  naeh  $$.  162.  173.  ob.  IL  Strafe.  Es 
könnten  hier  ähnliche  Unterscheidungen  für  die  Strafab^ 
stnfong  Antreten»  wie  bei  der  Tödtung  im  Ranfhandei,  zumal  da 
mehrere  Verletzungen  auch  nur  durch  ihr  Zusammentreffen  den 
Charakter  einer  ob  jectir  schweren  Verletzung  herstellen  kön- 
nen. Gleichwohl  wird  nicht  immer  hiemach,  dagegen  in  an- 
d<$rer  Weise  willkürlich  genug  unterschieden.  Die  beson- 
deren Grundsätze  der  Bestrafung,  wobei  mit  Ausnahme  von 
Tessin  und  MTaadt  immer  eine  stattgehabte  Verletzung,  nach 
Luzem  und  Freibnrg  aber  nur  eine  schwere  Verletzung  er- 
fordert wird,  sind: 

Zürich :  Die  Tlieilnehiner  der  Schlägerei,  denen  keine  Ver- 
letzung nachgewiesen  wird,  trifl't  Gef.  bis  14  Tage,  mit  (rcldb.  v. 
10  —  60  Fr.,  oder  beides  allein,  wenn  aber  .schwere  Verlet/.uii;jcn 
zugefügt  waren,  die  Strafe  der  leichten.  Luzcrn:  1.  Den  Urhebern 
von  Verletzungen,  welche  durch  ihr  Znsammentreffen  den  einge- 
tretenen Erfolg  bewirkten,  wird  Jedem  dieser  zugerechnet.  2.  Wenn 
bei  an  sich  schweren  Verletzungen  der  oder  die  Urheber  nicht  zu 
ermitteln,  so  trifft  jeden  Theilnehmer  der  Schlägerei  die  Hälfte  der 
Strafe  des  Erfolges,  diejenigen  aber,  von  denen  gewiss  ist,  dass  sie 
Hiebt  Urheber  desselben  sind,  nnr  die  Strafe  leichter  Verletzungen. 
Thargaa:  Im  Fall  1.  von  Lnzera  trifft  die  ermittelten  Urheber,  im 
Fall  2.  jeden  Theilnehmer  der  Schlägerei  die  Hälfte  der  durch  den 
Erfolg  oder  zu  2.  durch  die  einzelnen  Verletzungen  verwirkten 
Strafe,  oder  auch  die  nächstniedrige  Strafart;  zu  2.  jedoch  die- 
jenigen, von  denen  gewiss  ist,  dass  sie  nicht  Urheber  sind,  Gef.» 
Geldib.  oder  gerichtl.  Verweis,  oder  anch  gar  keine  Strafe.  Waadt; 
i.  Bei  sdiweren  Verletznngen:  die  Urheber  derselben  trifil  Cr^ 

10  Tagen  bis  4  J. ,  die  anderen  Theilnehmer  Gef.  bis  2  J.  oder 
Geldb.  bis  20O0  Fr.  2.  Bei  gar  keiner,  oder  bei  leichten  Ver- 
letzungen triHt  die  blossen  Theilnehmer  Geldb.  bis  60  Fr.  oder 
Gef.  bis  15  Tagen.  3.  Ausserdem  gelten  die  besonderen  I^ebenvor- 
Schriften  für  Tödtung  im  RaafhandeL  Freibi»Ki  Za  1.  von  Lii^ 


und  Freibnrg  soll,  wenn  Aseend«  ihreDesc.  misshandeln,  zu- 
gleich das  erstemal  gerichtl.  Verw,,  das  zweitemal  scitl.  oder 
lebsnsl.  Verlast  der  TiterL  Gewalt  eintreten. 
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Zern  dieselbe  Vorschrift  wie  dort;  zu  2.  v«  Lnsern  trifft  jeden 
Tbeilnehmer ,  der  nicht  beweisen  kann,  im  geringeren  Grade  schul- 
dig zu  sein,  die  Strafe  des  Urhebers.  Graubünden:  1.  Zu  i.  \oü 
Luzern :  alle  Urbeber  trifit  die  Strafe  des  Erfolges,  aber  „milder' 
(■Uo  unter  Heruutergcbung  nnt«r  die  geringste  Strafe).  2.  Alle 
Tbeiloebmer,  denen  zwar  keine  Verletuing,  aber  ein  tbStUcbef 
Vergreifen  an  dem  Verletzten  bewiesen  wird,  trifft  Gef.  oder 
Geldb.  oder  beides  zugleich.  Tessin:  Wer  in  einer  Rauferei  eine 
Feuerwaffe  nach  Jemanden  abschiesst,  erhält  Gef.  1  Gr. 

8.  175. 

Falirläiitiilse  ILOrperbeschftdlsaiis« 

I.  Begriff.  Die  fahrlässige  Körperbescbädigttog  ist  die- 
jenige BeschädigQDg  des  Körpers  eines  Menschen,  die  zwar 
durch  eine  gegen  diesen  gerichtete  Tbätigkeit,  aber  ohne  Be* 
absichtigung  der  verübten  Beschädigung,  zugefügt  ist.  II.  That- 
bestand.  1  Die  Erfordernisse  der  Körperbeschädigang  über- 
baapt 2.  Ausserdem  Fahrlässigkeit  in  Bezug  auf  den  ein« 
getretenen  Erfolg,  also  kein  Vorsatz  der  Körperverletzung« 
III.  Arten.  Nur  Luzern  und  Freiburg  unterscheiden  (für  die 
Strafabstufung)  schwere  und  leichte  Körperbescbädigung,  je* 
doch  nur  bezüglich  der  objectiven  Schwere  der  Verletzung 
(ob.  §.  173).  Nur  schwere  (gleichfalls  nur  objectiv  schwere) 
•trafen:  St.  Gallen,  Waadt,  Freiburg. 

IV.  Strafe.  Tessin:  Gef.  1.  Gr.  oder  Hausarrest,  nebst  Geldb. 
2.  oder  3.  Gr«  Zürich:  Gef.  oder  Geldb.  bis  200  Fr-,  oder  beides 
zugleich,  in  den  schwersten  Fällen  Znchth.  bis  2  J.  Thnrgau: 
Gef.  oder  Geldb.  bis  300  Gold. ,  bei  Auifibnng  eines  Beruft  xof^ 
gleich  facultativ  zeitliche  Entziehung  desselben.  Graubünden  t 
Geldb.  oder  Gef.,  oder  beide  zugleich.  Luzern:  Leichte:  Geldb. 
bis  20  Fr.;  schwere:  Gef.  v.  2Woch.  bis  2  Mon.  oder  angemessene 
Geldb.  Freibarg:  Leichte:  Geldb.  v.  16—20  Fr.;  schwere:  Gef. 
T.  15  Tag.  bis  9 Mob.,  oder  YcrbSltuissiii. Geldb.  St.G«flen:  Geldb. 

30—300  Fr.  Waadt:  Geldb.  bis  400  Fr.  oder  Get  bis  3  Mon. 
Basel  und  Sefaaffihaaten  atralien  nach  allgein.  Grands.  Ton  der  Culpn 


1)  Tessin ,  Ges,  14.  Juni  1844  Art.  il,  Zfiridi  160,  Luxem  M, 
202,  Thurgau  144. 145,  Wandt  240— 248,  Freib.  191,  GrMib.125. 

2)  Vgl.  oben  §.  171. 

3)  Auch  ein,  mittelb.  oder  unmitt. ,  körperliches  Berühren  des 
Verletzten  durch  die  Thätlichkeit:  wer,  in  eine  Stube  ein- 
tretend, baslig  die  Tbüre  anfreisst,  und  dadnrch  Jemandem 
einen  heftigen  Schreck  und  in  Felge  dessen  Smkhsit  Teror- 
saeht,  begebt  das  Bliet  nickt. 
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(oi>.  §  61),  Aargan  (nnr  doloie  Verbr.  behttidelnd)  gar  nicht  V.  Be« 
ttrafang  findet  nach  Freiburg  unbedingt,  nach  Thurgau  bei  leichten 
ITtrletzungen  nur  auf  Privatantrag  statt,  ausser  hei  gleichzeitiger 
Störung  der  üfLentlichen  Ruhe.  Privatantrag  muss  auch  nach  Tes- 
•in,  lb<el  und  Waadt  gefordert  werden,  obwohl  sie  darüber 
•thweigeik  (vgl.  ob.  §,  173)0* 

INrittir  «ttd. 
F^rMSMM^MO  el0r  f  Ar». 

S.  176. 
VorbemerlLiuiseii* 

Die  ionere  ^  sittliche  —  Ehre:  die  sittliche  Würdigkeit 
des  MenseheD,  kaDn  eben  nor  seinein  eigenen  siltUchen 
Bewnsstsein  anheimfallen,  von  etwas  Aensseriichem,  also 
auch  Ton  dem  äusseren  Rechte,  unmittelbar  aber  niemals  be- 
rührt werden.  Cregenstand  dieses  kann  nnr  die  äussere  *^  da-> 
her  auch  rechtliche  —  Ehre  des  Menschen  sein:  die  Würdig- 
keit des  Menschen  als  eines  Reehtssnbjects,  der  Person  hk  der 
rechtlichen  Bedeutung  dieses  Wortes.  Jedes  Mitglied  der 
staatlichen  GeseUschaft  hat  als  solches  Rechtsfähigkeit,  bis  ihm 
diese  etwa  —  ganz  oder  Iheilweise  —  aus  besonderen  —  recht- 
lichen —  CSründen  und  auf  geordnetem  —  rechtlichem  —  Wege 
genommen  ist.  Bis  dahin  muss  also  auch  Jeder  das  Recht  auf 
die  Anerkennung  seiner  Persönlichkeit,  seiner  rechtlichen  Ehre 
haben.  Ein  Angriff  gegen  diese,  eine  positive  Verletzung  der- 
selben, wird  Ton  den  Völkern  in  einem  geordneten  Rechts- 
Eostande  für  strafbar  erachtet  Zunächst,  bei  einem  weniger 
entwickelten  ßcwusstsein  von  Ehre  und  Recht,  alsdann,  wenn 
einzelne  Rechte  selbst  Jemandem  angegriffen,  verletzt  oder 
genommen  werden,  in  einer  Weise,  die  zeigt,  dass  der  Ver- 
letzende den  Verletzten  deren  nicht  würdig  halle.  Sodann 
bei  weiterer  Entwickelung  aber  auch  schon  durch  die  blosse, 
vermittelst  Worte  oder  symbolischer  Handlungen  ausge- 
drückte Erklärung,  das  man  Jemandens  volle  Würdigkeit  als 

1)  Tessin,  Ges.  v.  ih.  Jyini  18/i'i  Art.  15,  St.  Gall.  Corr.  G.  53, 
Zürich  171,  Lua.  Corr.  G.  64,  Xhurg.  l46.  147,  Waadt  23S, 
Freib.  342.  347,  Granb.  121.  Körperbeschädi^ngen  durch 
(blosse)  UeberschreiUiiig  des  zostekeaden  Z^ehtignngsrechts 
bestrafen  noch  besonders  (milder) :  Tessin  mit  Hausarrest  und 
Geldb.  1.^3.  Gr.  bis  Gel.  1.  Gr.  Su  GeUeo  mit  5— iOO  Fr. 
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«incs  Beohtflsnbjects  »eht  mehr  aatflfiBaiie.  Wie  jenet, 
kenn  auch  naneolfich  dieses  auf  netfecb  vencbiedeiie  Weise 
gescbelieB,  dorck  die  aasdräckUelie  ErklÜniBg  soldier  Be« 
iMoptaiig  wmk  Thalsacben  oder  des  Vorwarf  irea  Hsadhiogeii, 
welche  sobhe  Würdifkeit  eoAeken  oder  heeiBiraehligeii« 
Seihst  em  mittelbarer  Aiigriir  jener  südieheii  Vfiuä^fiuit, 
kann  hier  in  Betracht  kommen,  nnd  kommt  überall  in  Be« 
tracht.  Die  reehtliehe  Würdigkeit  des  Menschen  hat  zu  ihrer 
eigentlichen  Grandtage  anoh  die  sittliche  Würdigkeit  desseften 
(ob.  S.  4),  wer  daher  Jemandem  diese  letstere  abspricht,  spfiebt 
ihm  dadurch  auch  jene  ab.  Nach  den  angagebeneu  Seiten 
hin  finden  wir  die  strafbaren  Ehnrerletznngeo  auch  in  dem 
älteren  Rom. ')  sowohl  als  Deatsch.  R.  *)  an^Tefasst.  Ehen  so 
stets  in  der  Gemeior.  Doctrin  nod  Praxis  und  in  den  neueoen 
8t.  G.  B.;  nur  dass,  je  mehr  die  Strafbarkeit  der  £brfM> 
letzong  durch  blosse  —  wörtliche  oder  symbolische  Er- 
klärungen der  UnehrenhafUgkeit  zum  Bewusstsein  gelangte, 
die,  bestimmte  Rechte  angreifenden  Handlungen  mehr  und 
mehr  eine  gegen  früher  umgekehrte  Bedentnng»  nämlich  den 
Charakter  der  blos  mittelbaren  Ehrverletzung  annahmen,  nnd 
daher  auch  der  Auffassung  unter  dem  Gesichtsponktc  der 
Ehrverletzong  sich  um  so  mehr  entziehen  mussten,  als  sie 
auch  ausserdem  nach  und  nach  unter  besondere  strafrecht- 
liche Gesichtspunkte  fielen.  Bestraft  wurde  die  Injurie')  im 
älteren  Rom.  R.,  nach  \^crschiedeoheit  der  Fälle  (Schwere)- 
mit  in  sich  bestimmten  Geldstrafen;  später  mit  Geldstrafe, 
die  nach  der  Individualität  des  Falles  der  Kläger  (durch  die 
vom  Prätor  gegebene  astimatorische  Klage)  forderte  und  der 
Richter  festsetzte.  Noch  später  (zuerst  durch  lex  Cornelia) 
worden  einzelne  schwerere  Injurien,  mit  öffentlichen  Strafen . 
bedrohet ,  i)is  die  öffentliche  Bestrafung  allgemeiner  Grundsatz 
wurde;  jedoch  immer  nur  auf  Grund  einer  actio,  nicht  accu- 
salio,  und  so,  dass  die  astimatorische  Klage  (freilich  nicht 
cumulativ)  daneben  bestand.  Im  älteren  Deutschen  R.  wird 
auch  die  Ehr  Verletzung,  thätlicbe  wie  wörtliche,  im  Allge- 

1)  Vjil   1.  1.  §.  5.  l.  13.  §.  7.  1.  15.  pr.  §.  1.  I.  20.  23.  24.  de  inj. 
1.  1.  §.  2.  eod. 

2)  Vgl.  Wilda,  Strftfr.  der  Germ.  S.  775  f. 

3)  Die  verschiedenen  Bedeetoageii  des  Wortes  inforia  im  R.  R. 
sia  bokanat. 

36 
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meineD  mk  Gdde  gebässt,  und- nor  .ia  besoDcleren-FälSeii, 
nameiididi  lifli  Broch  «ines  beionderen  (Tornehiiilidi  des  be- 
soDden- gelobten)  Friedens  traten,  schwete,  I^eibesstrafen  em'). 
Die  fremden  Rechte*)  konnten  sich  hier  nicht  ganz  geltend 
mecfaen.  Besonders  standen  ihnen  entgegen  einerseits  die 
Ehrtositte  des  DneUs  ond  andererseits  der  Geist  der  Standes- 
genossenschaften. Es  entstand  eu  sonderlMures  Gemisch  Ton 
Rechtsgmndsätzen,  das  auch  durch  die  P«  G.  0.  nicht  be- 
seitigt wurde.  Diese  lieschäiligt  sich  nor  mit  dem  peinlich 
(meist  nach  den.Gmndsitsen  der  Talion)  zu  strafenden  Pas- 
qoill  Die  Pteis  hat  sich,  wie  folgt,  ausgebildet:  Sie  kennt 
1.  öfienllicbe  Strafe:  Geld-  and  Freiheitsstrafe ;  2.  Prirat- 
strafe:  Geldb.  ganz  nach  den  Grandsätzen  der  Aöm.  ästima-i 
torischen  Klage;  3.  s.  g.  gemischte  oder  Dentscbe  Strafe: 
Ebrenerklämng,  Widerruf,  Abbitte  ^J.  Immer  wird  nnr  anf 
Priyatantrag  bestraft,  das  Pasquill  auf  peinliche,  in  anderen 
Fällen  anf  Civilklage.  Die  öffentliche  und  die  Deutsche  Strafe 
können  cumulirt  werden;  die  anderen  nicht;  doch  ist  Streit 
über  Cumulation  der  Privat-  nnd  der  Deutschen  Strafe.  Alle 
Strafe  fallt  fort:  bei  Verzeihung,  bei  Retorsion,  nnd  (jedoch 
bestritten  bezüglich  der  Öffenll.  Strafe)  bei  Gompensation.  Kein 
Strafantrag  findet  statt :  von  Kindern  gegen  Eltern  (bei  leicht. 
Inj.),  zwischen  Eheleuten  Dabei  werden,  auch  von  der  Doc- 
trin,  mehrfache  Arten  der  Injurie  unterschieden,  meist  nur 
für  die  Strafzumessung Die  neoeren  St.  G.  B.  haben  mehr 
nnd  mehr  auch  hier  den  Grundsatz  der  öffentlichen  Strafe,  aber 
nnr  auf  Privatantrag,  angenommen  und  nur  theil weise  jene 
Deutsch.  Strafen  beibehalten.  Die  Rom.  ästimat.  Klage  kennt 


1)  Vgl.  Wilda  a.  a.  0.  und  fiir  die  Schweiz:  Bluntschli, 
Gesch.  V.  Zür.  II.  S.  52  f.,  Bluraer,  Gesch.  der  Dem-  S.  426  t, 
Segesser,  Gesch.  v.  Luz.  IL  S.  678  f. 

2)  Das  Can.  R.  endiiat  ober  Injarien  nichu  erheblich  Beson- 
deres. 

3)  P.  G.  O.  Art.  110. 

*)  Vgl.  Reichsschluss  v.  1668. 

5)  Vgl.  I.  11.  §.  1.  1.  17.  §.  6.  12.  de  inj.  1.  10.  §.2.  de  comp.  1.2. 
de  act.  rer.  amot.  1.  7.  §.  3.  h.  t.  iSov.  117.  c.  4. 
Vielfiiehe  Ausnahmen  von  der  beschriebenen  Behandlnngs- 
Avcise  pflegen  stattsofinden  hei  einzelnen  besonders  qnalific. 
Injurien:  der  Ma jestatsbdeidigang ,  Beletdignng  der ReligiiMls» 
geselisckaften,  Realinjorien  der  Kinder  gegen  fUtern  n.  s.  w. 
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kons.  — •  Voo  den  Sdiwcli.  behandelt  Aargau  £e  Injiirie  gar 
sieht  Graabuoden,  $.  203,  hat  nur  die  «oadriieldidie  Be- 
etimmung,  daas  aowehl  Verienmdaiigeii  ab  EhrariaMLiiiige& 
nach  den 'besonderen  Getetien  und  Statuten  md  in  deren  Er^ 
tnangefaing  nach  dem  £mienen  det  Richten  beMraft  werden 
aoUen.-  St. -Gallen,  Lnxern,  Basel,  SchalDiansen,' Freibnrg 
behandeln  sie  nor  in  ihren  correotionellen  Theilen. 

§.177« 

I.  Begriff:  Injurie  (Efarverletzung,  Khrenkrankung ,  Ehren- 
beleidigung)  im  w.  S.  ist  die  vorsätzliche,  rechUwidrige  Ver- 
letzung des  Rechts  eines  Anderen  auf  äussere  Anerkennung 
seiner  Ehre.  IL  Thatbestand:  1.  Subject  kann  jedes  mögliche 
Subjcct  eines  A^erbrechens  überhaupt  sein.  Gemeinr.  können 
Eltern  gegen  Kinder  keine  leichte ,  und  Ehegatten  gegen  einander 
keine  Injurie  begehen  (s.  d.  v.  §.);  Schw.  St.  G.  B.  haben 
diese  Ausnahmen  nicht.  2.  Object  der  Injurie  ist  ein  Mensch 
in  Beziehung  auf  seine  Ehre.  Ehre  ist,  in  sofern  sie  über- 
haupt dem  Rechte  anheimfallen  kann  (s.  d.  v.  §.) :  die  ausser- 
lich  anerkannte  rechtliche  (und  sittliche)  Würdigkeit  eines 
Menschen.  Daher  Erfordernisse  des  Objecls :  a.  (Rechtliche) 
Persönlichkeit;  diese  bat  einerseits,  da  es  völlig  Rechtlose 
nicht  mehr  gibt,  jeder  physische  Mensch ;  andererseits  aber 
auch  die  aus  menschlichen  Individuen  bestehende  *)  juristische 
Person*),  als  letztere  sind  aber  nicht  zu  betrachten:  Familie, 
Geschlechter,  Stände  *).  b.  Eine  bestimmte  Person,  dieindessauch 
durch  Umschreibung  u.  s.  w.  kenntlich  gemacht  werden  kann*), 
e.  Ob  der  Verletzte. selbst  die  Verletsong  sa  empinden  oder 
xn  erkennen  im  Stande  sei  (z.  B.  Kinte,  Bfödslnnigej,  ist 
gleichgültig'].  tL  Dagegen  können  nicht  Object  sem  Verstor- 
bene ;  sie  haben  keine  rechtliche  Persönlichkeit  mehr').  Gleich- 

1)  Daher  x.  B.  nicht  der  Fiscni. 

2)  Gemeinr.  heitritten;  nur  die  einzelnen  Mitglieder  einer  Cor- 
poration sollen  nach  £inigen  die  Beleidigten  sein. 

3)  Letztere  lasst  indess  za  Bamentiich  das  Ob.  Ger.  Zürich, 
Schauberg  III.  33. 

4)  L.  6. 15.  ft.  9.  h.  t. 
.  S)  L.  3*  §.  2.  eod. 

4)  Die  entg^nstehende  Bestimmung  des  Rdm.  R.  1.  i.  1. 4.  h.  t. 
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woU  Immo  sie  aflsdricklidi  zo:  Züridit  Laaern,  Thnrgra'). 
A  l2«aieiBr.  ktmi  mir  Objeet  mui,  wer  an  aemer  dganen 
filnra  verletzt  iat  Mittelbare  lajnrie  gibt  ea  nicbt.  Die  fe» 
wabalicbe  Ldire  ninniit  sie  freilkb  aa :  cw.  Wena  ia  der  Be- 
kidigaag  dner  bettimmteD  Person  zygieKb  eine  Beieidigaog 
für  eine  aodeve  bestfamte  Person  enlbalten  sei  AUein  dann 
sind  eben  beide  nnmittelbir  beleidigt'),  hb.  Wenn  der  (nn- 
mittelbar)  Beleidigte  in  einem  solchen  nahen,  besonders  Fa- 
milienverbiltniss  za  einem  Anderen  stebe,  dass  der  Letztere 
sich  dadaroh  als  nutbeleidigt  betrachten  fcümie.  Diesistaber 
im  Rom.  R.  nur  für  einzelne  bestimmte  Verbällaisse  positiv 
vorgescliridien  *)*  die  jetzt  nicht  mehr  eine,  solche  Vorschrift 
begründende  Bedeotnng  haben :  Vater,  Vormnnd,  Ehemann 
können  jetzt  nur  als  rechtliche  Vertreter  der  Beleidigten  klagen* 
So  anch  nach  den  Schw.  St.  G.  B.^).  jf.  Welche  Seite  der 
Ehre  angegriffen  worden,  ist  gleichgültig :  Geschlechts-,  Stuik- 
des-,  Familien-,  Amts-;  politische  Ehre  u.  s.  w.;  auch  die 
sittliche  Ehre  als  Grandlage  der  rechtlichen  überhaupt,  g.  Auch 
ein  Angriff  gegen  ein  Ehrenrecht,  das  der  Angegriffene  ver- 
loren hat,  kann  eine  Injurie  sein,  wenn  durch  denselben  zu- 
gleich eine  allgemeine  sillliche  oder  rcchlliclie  Verachtung  aus- 
gesprochen werden  sollte  *j.  3.  Die  Handlung  muss  a,  eine 
wirkliche  (objeclive)  V  erlelzung  der  Ebre  eines  Anderen  ent- 
halten. Ob  eine  solche  vorhanden,  kann^  da  es  sich  eben  nur 
am  ein  Recht  auf  allgemeine  Anerkennung  der  Ebre  bandelt, 
weder  aus  der  subjeclivcn  Ansicht  des  —  vermeinllich  —  Be- 
leidigten, noch  auch  des  Richters,  sondern  in  jedem  einzelnen 


herabet  wohl  nar  lMm|rtaKchUeb  auf  dsr  fingirttn  Favtaetsaiig 
der  Pcrwaltchkeit  des  ErblaMer«  durch  dea  Erben,  eia  Grand, 

der  nicht  mehr  besteht. 

1)  Zur.  195.  Lux.  80,  Thm  ij.  199.  Dagegen  hat  Freib.  362  die 
betr.  Stelle  von  Luz,  ^era(ic/.u  gestrichen. 

2)  Wer  den  Sohn  Bastard  schimpft,  schimpft  dadurch  die  Mat- 
ter Ehebrecherm. 

3)  §.  1.  J.  'i.  t.  I.  1.  6.  3—6.  1.  2.  15.  §.  2\  h.  t. 

4)  Ausdrücklich  aoerkanat;  Zör.ld»,  Las.  80,  Tharg.  199,  Frei- 
burg 362. 

5)  Danach  ist  z.  B.  der  Vorwurf  eines  Verbrechens  zu  beor- 
theilen,  vgl.  Waadt  264,  Freib.  363$  nagena«  ist  St  GaUeufi». 
Nach  demselben  Grrandsatxe  ist  die  Einrede  der  Wahrheit  za 
benribeilen,  s.  ant. 


Digitized  by  Google 


—   565  — 

FflMe  nur  ans  der  allgemcum  VoUuNnisioIrt,  oder  in  soÜBni 
ei  «Ich  um  «iie  beioiideve  Standefeiire  bandelt,  m  der  An» 
Mck  de»  beeotfderen  SCeodeB  beurüieiit  werden,  b.  Auf  die 
Form  der  Hendlunf  komiil  et  nelit  änt  sie  kern  io  Wortee» 
Bildern,  ainnbildlkben  Aenseeningen  oder  (nar  nidit  nacii 
Wetdt)  in  körperliehen  TUtüchkeilen  bestehen;  auch  unier  he» 
sonderen  Uintänden  in  UnteriassoDgen  %  c  Die  Handlang 
moss  ene  reehtswiArife  sein.  Daoaeb,  indem  die  Wahrheit 
zu  sagen  nicht  viderrechtUch  ist*),  ist  die  Behanptnng  wahrer» 
wenn  gidch  beleidigender  Thatsaohen  an  sieh  keine  Injnrie^ 
sondern  kann  dies  nur  werden  dareh  besondere  ehrenkri»> 
kränkende  and  die  Absiebt  der  Ebrenkränknng  an  den  Tag 
legende,  begleitende  Umstände*)*  4.  Unomgänglich  erforder- 
lich ist  die  Absicht  zu  beleidigen;  diese  ist  aber  nach  allge- 
meinen Grandsätzen  (ob.  51)  Ton  selbst  yorhniden,  wenn 
die  beleidigende  Handlang  mit  dem  fiewosslseln  der  Eigen- 
schaft oder  des  Ewfoigea  der  Ehrenkrankong  Terübt  worden 
ist  %  5.  Vollendet  ist  die  Injorie  durch  die  aasgeführte  ehren- 
kränkenjde  Handlang  (den  Angriff  aaf  die  Ehre} ;  ein  Erfolge 
dass  der  Angegriffene  an  seiner  äusseren  Achtung  Verlust  oder 
Nachlheil  erlitteo ,  oder  nur  sich  selbst  beleidigt  gefühlt  habe, 
ist  nicht  erforderlich*).  III.  Arten.  Die  Doctrio  des  Gem.  R. 
stellt  deren  hauptsächlich  auf :  1.  Nach  der  Form  der  Hand- 
lang: o.  reale  oder  gemischte:  durch  Thällichkeiten  an  dem 
Körper;  b,  ideale  oder  reine:  auf  andere  Art  yerübt,  und 
zwar  Ott,  wörtliche  ( Verbalio j. ) :  mündlich  oder  schriftlich 

i)  Diese  immer  nur,  insofern  ein  rechtlicher  Zwang  zur  Vor- 
nahme der  unterlassenen  Handlung  da  war,  also  niemals  bei 
Mofsem  UntcrkswB  won  HtfflichktitabeKeagung. 

S)  L.  iS.  pr«  b,  t. 

3)  Ausdrücklich  anerkannt  in  Ziir.  196.  c.»  Lux.  8'i,  Thurg.  198, 
Freib.  367.    Vgl.  ferner  Tessin  327  §§.  4,  ü,  St.  Gallen  69. 

•i)  Meist  aus  Verkennung  dieser  Natur  des  Dolus,  tbeilweise  auch 
aus  klarem  —  politisch-terroristischem  —  Bewusstsein  geht 
di«  widierainnige  BMtinmtii^  mandiOT  Denttcher  St.  G.  B. 
hervor,  das»  es  der  Absiebt  za  beleidigen  gar  nicht  bedürfe; 
"Vgl.  dar.  mein  Lehrb.  des  Preuss.  St  R.  g.  203.  Wicht  hier- 
her können  gerechnet  werden  die  Bestimmungen  von  Zürich 
169  a.  und  St.  Gallen  76,  Luz.  86,  Frcib.  369. 

S)  Die  Gemeinr.  Streitfrage,  ob  es  einen  Yersnch  der  Injurie 
ledM»  ist  im  ihrer  All^meinbeit  OMrfindlicb;  der  Versuch 
einer  Realinjurie  ist  £•  B.  gar  nicht  m  bestreiteB.' 
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synboliscbe:  iSorch  andere  Zeichen  yeräbL  2.  Nach  der 
Art  der  Begebung :  VerleiimduDg  .und  Injurie  i.  e.  S.  [s.  d. 
f*  §S*)*  ^*  Oeffentliche  und  PriTaünjnrien,  theib  nach  dem 
Object  (Beamte  oder  Privatperaonen),  theils  nach  dem  Ver- 
fahren (ob  von  Amtswcgen  oder  anf  Privata'nirag  einzaleiten). 
4.  Schwere  oder  leichte,  je  nach  der,  durch  mehrfache  Uoi- 
stande  bedingten ,  Schwere  der  Yerietinng,  unter  jener  be- 
sonders Pasquill.  5.  Mittelbare  oder  unmitteOtare  (s.  d.  y.  §.)• 
Mit  Ausnahme  der  letzteren  sind  die  genannten  Arten  auch 
in  den  Schw.  St  G«  B.  unterschieden.  Die  Injurien  gegen 
Beamte  sind  bereits  oben  §.  127  *)  besprodien 

§.  178. 

TM»  Itealft^Jarle* 

Es  kennt  sie  gar  nicht  Waadt  (ob.  §.  171)  und  nur  be- 
schränkt  Tessin.  I.  Begriff:  Ebrverletzung,  verübt  durch  Thät- 
lichkeiten  an  dem  Körper  eines  Anderen  ').  II.  Der  beson- 
dere ThatbesCand  wird  gebildet  durch  eine  Handlung,  durch 
welche  in  ehrverlctzcndor  Weise  der  Körper  des  Verletzten 
wirklich  getroffen,  berührt  wird.  Im  Uebrigen  ist  die  Form 
gleichgültig*).   Tessin  beslrait  als  Injurie  nur  die  an  einem 


1)  Die  aafgestellten  Unterscheidangen ,  in  soweit  sie  überhaupt 
Grund  haben,  finden  sich  meist  schon  im  Rom.  (1.  1.  de  inj.) 
und  Deutsch.  R.  In  dem  letzteren  namentlicli,  auch  in  der 
SdkweiK,  wurden  nicht  nur  Thätlicbkeiten  irerscliiedener  Art 
einerseits,  und  Schelte  andererseits,  sondern  nnter  diesen 
auch  wieder  einfache  Schelte i.  e.  S.  und  „  Hauptlüven : 
Vorwurf  schlechter  Handlungen  oder  Eigenschaften,  und  zwar 
wieder  schwere  und  leichtere,  unterschieden.  VoadeuHrapt- 
lügen  wurde  weiter  unterschieden  die  yHiuterrede^  (Verleiüpi* 
dang).  Vgl.  Wilda,  BluBtschli,  Blnmer,  Segesser  a. 
a.  O.  (ob.  §.  176). 

2)  lieber  die  falsche  Anklage ,  die  einige  Schw.  St.  G.  B.  zu  der 
Injurie  zählen,  s.  ob.  §.  154. 

3)  lu  einem  weiteren  Sinn  Ttrsteht  man  .wohl  auch  darunter 
jede  absichtliche  Verletzung  eines  Rechts  überhaupt,  Tcrgl* 
Wächter  §.  153. 

4)  Schlagen,  Stossen,  Anspeien  (nicht  auch  Ausspeien  vor  Je» 
mandem,  das  symb.  Inj.  wäre).  Werfen,  das  aber  nach  der 
Verachiedenheil  der  Absicht,  z.  B.  jenachdea  mit  der  gewoiw 
fenen  Flasche  getnifien  werden  s«dl  (beim  Fehlen  Conat  der 
Realinf.)  oder  nicht,  «neh  symh.  Lif.  sein  hann. 
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ÖifenllielieD  Orte  oder  in  AnweseDhett  Mehrerer  (in  besehkii- 
pfender  Abeicht)  zagefiigten  ThäCfichkeiCeii']. 

m.  Strefe.  Tessm:  Get  1«  mid  Geldb.  1.^.  Gr.  St.  Galleit: 

die  Strafe  der  Eörperverletziug ,  jedoch  facnltativ  bis  zur  Hälfte 

des  Maxim,  zu  erhöhen.  Zürich:  Busse  bis  800  Fr.,  in  schwere- 
ren Fällen  zugleich  Gef.  bis  6  Mon.  Luzern:  Gef.  bis  6  Wochen 
oder  angremessene  Geldb.  und  facultativ  Widerruf  oder  Abbitte. 
Bu^l :  Freiheisstr.  tob  1  Tag  bis  4  Hon.  oder  Geldb.  tob.  3-- 100 
Fenken,  in  nahedeutenden  Fällen  fiicallatiT  blos  Verweis  oder 
auch  blos  Verfällung  in  die  Prozesskosten.  Schafibansen :  fihreO' 
erklärung,  Abbitte  oder  Widerruf,  facultativ  zugleich  Zuchthaas 
oder  Gef.  bis  6  Wochen  oder  Geldb.  bis  200  Gld.  Thurgau:  Geldb. 
oder  Gef.  Freibarg:  Gef.  bis 6  Wochen  oder  verhaltnissm,.  Geldb.» 
überdies  Widerruf  oder  EhrenerkUSrong*). 

t.  179. 
Die  v^ne  Injinrie« 

I.  Begriff.  Die  durch  Worte  oder  Zeichen  zugefügte  Ehren« 
krankuDg.  II.  Der  Thatbestaod  ergibt  sich  toq  sähst  HL 
Sie  ist  einfache  oder  qualificirte.  Die  leUlere  wd  durch  be- 
sondere erschwerende  Momente  gebildet  (s.  d.  f.  §§.).  .Bei 
der  einfacheo  fehlen  diese 

.IV.  Strafe  der  ein&ehen.  Tesstiiit  Geldb.  I.— 2.  Gr. ,  bei  Ver- 
Sbong  an  einem  öfifentl.  Orte  oder  sonsf*)  in  Gegenwart  mehrerer 
Personen:  Gef.  1.  und  Geldb.  1. — 3.  iW.;  bei  Verübung  gpgen 
einen  öffentlichen  Beamten  (als  solchen)  Verdoppelung ,  und  gegen 
ein  Mitglied  der  obersten  Behörde  (als  solches)  Verdreifachung;  in 
allen  Fällen  zogleich  difentl.  Verweis  und  öffM.  Widerrvf*).  St. 

1)  Von  selbst  versteht  sich  immer,  dass  bei  einer  (beabsichtigten 
oder  zugefügten)  Kürperbeschädigang  Goncurrenz  dieser  ond 
der  Realinjurie  vorbanden  ist. 

2)  Tessin  331,  St.  Gallen  73,  Zürich  196,  197,  Loz.  81,  82,  87, 
Basel  62,  Scba£Eh.  65,  67,  Tbnrg.  193, 191,  Freib.  363. 

3)  Ihre  fibrigcn  Unterarten  s.  ob.  §.  177.  Unter  der  einf.  zeich«  ^ 
nen  schwere,  für  die  Strafabstafung,  wieder  ans  nnr:  Tes- 
sin ,  St.  Gallen  und  Waadl  (s.  Nr.  IV.). 

4)  Eine,  anch  an  einem  tiffentl.  Orte,  aber  so,  dass  Niemand 
sie  gewahren  konnte ,  vernbCe  Beschimpfung  kann  keine  dffent* 
liehe  sein. 

5)  Schwere  Beleidigungen,  in  gerichtlichen  Verhandlungen  dem 
Gegner  zugefügt,  sollen  das  erstemal  blos  durch  Verwarnung 
des  Gerichtspräsidenten ,  bei  Rückfall  aber  mit  Geldb.  1.  Gr. 
geahndet  werden.  Es  können  natürlich  nnr  wiriilicho  Bdei^ 
dignngen  gemeiilt  sein;  waram  werden  dam  aber  mehtanch 
die  leichten  bestraft? 
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Gttlkiit  Gddb«  Ton  2-~50  Ff«;  bn  Bebirnng  «at  der  Injurie  vor 

dem  Richter  100—300  Fr. ,  und  in  schwereren  Fällen  zugleich  „Aus- 
stellung mit  einem  Prügel  im  Maul'*;  immer  zugleich  Abbitte. 
Waadt :  Verweis  oder  Geldb.  bis  60  Fr.  oder  Gef  bis  3  Tagen ; 
Vorwurf  einer  verbüssten  Strafe  oder  eines  verbüssten  Verbre- 
dkens gegen  den  Terurtheilten  oder  dewen  AogeliÖri£e$  Geldb. 
bis  eO  Fr.  oder  Get  bis  15  Tagen.  Zürich,  Luxem,  Basel,  Schaff- 
hausen,  Thargau,  Freibarg  strafen  wie  die  Realinjurie;  Freibni^ 
bestraft  noch  besonders  die  Theilnabme  an  einem  Charivari  (Tros- 
seliiarren)  mit  Geldb*  von  1->12  Fr.  oder  Gef.  bis  3  Tagen  ^). 

§.  180. 

Die  VerieiimdutiK* 

I.  Begriff.  Die  qualificirte  Injurie  W^rleiimdunf^  ist  Ge- 
meinrot htlich  :  wissentlich  falsches  Verbreiten  von  Hundlungen 
oder  Eigenschaften  eines  Anderen,  welche  diesen  als  sittlich 
oder  rechtlich  unwürdig  darstellen.  So  auch  nach  den  Schw. 
St.  G.  ß.,  von  denen  sie  jedoch  nicht  besonders  hervorheben: 
Tessin,  Kasel,  Schafniausen.    II.  Besonderer  Tbalbestand. 

1.  Die  Behauptung  ^  I  beslimniler,  2.  unwahrer  Thatsachen 
(Eigenschaften  oder  Haudlutigen] ,  3.  welche,  wenn  sie  wahr 
wären,  die  sittliche  oder  rechth'che  Ehre  des  Anderen  beein- 
trächtigen würden,  4.  in  einer  Weise,  dass  sie  anderen  Pcr- 
soaen  (mit  oder  ausser  dem  \  erleumdeten)  bekannt  werden, 
und  5.  mit  dem  Bewusstsein  der  Falscbbeil'j  uad  der  Absicht 
auf  das  Verbreiten  {Nr.  /i). 

III.  Strafe.  St.  Gallen:  Geldb.  von  100—300  Fr.,  in  schwere- 
ren Fällen  zugleich  „Ausstellung  mit  Prügel  im  Maul'*,  immer  zu- 
gleich die  Erklürnng ,  die  Unwahrheit  gesprochen  Kit  haben.  Zft- 
rich :  1.  ßei  Vorwurf  eines  Verbrechens:  Geldb.  von  30— 1000  Fr., 
zugleich  facuUativ  Gef.;  in  schwereren  Fällen  Zuchlh.  bis  2  J. 

2.  Bei  anderem  Vorwurf:  Geldb.  bis  600  Fr  ,  in  schwereren  Füllen 
zugleich  facullativ  Gef.  Luzern  und  Freiburg:  1.  Bei  Vorwurf 
eines  Criminalverbrechens :  Gef.  von  1—3  Mon. ,  oder  angemessene 
Geldb.;  in  den  schwersten  Fällen  Arbeitsh.  (Freib*:  Znchth.)  bis 
2  J,  2.  Bei  anderem  Vorwarf  Gef.  von  3  Tagen  bis  2  Mon. ,  oder 
angemessene  Geldb.  Thorgaa :  Geldb.  von  25  Gulden  an,  od.  Gef. 


1)  Tessin  328  —  333,  St.  Gallen  70,  71,  75,  Waadt  26^*— 266.  In 
Betreff  der  übrigen  St.  G.  B.«.  d.  v.  §.,  ausserdem  Freib.  371. 

2)  Gleichviel,  ob  durch  Worte,  Schrift  oder  Zeichen. 

3)  Für  dieses  Bewusstsein  stellt  Zürich  eine  (verwerfliche  Prä- 
sumtion bis  znm  Erbringen  der  Wahncheinliebkeit,  Tburgan 
bis  zum  Glanbhaftmaeben,  des  Gegentheils  .auL  . 
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Wmidt:  Zvdrth.  bis  iO  Hob.  ote  QeUb.  bii  600  Fr.,  «neh  liei4# 
Strafen  verbundeiif  )«doch  nur  so,  da»  dos  Mazimnm  jcdor  ^b- 
zelnon  dadurdi  nicht  überschritten  wtrdO* 

r 

f.  18L 

I.  Der  Begriff  dieser  qualificirten  Art  dor  Injivle  ist  Ge- 

mdnrechtlich  ein  doppeller :  Im  w.  S.:  jede  darcb  Schrift  oder 

andere  bleibende  Zeichen  öffentlich  Yerbreitele  Injarie.  Im  e.  S. : 

die  rechlswidrige  Behauptung  emei  {NsinUcben  Verbrechens 

Ton  einem  Anderen,  m  einer  ^ffsnlüch  ireibreiteten  Schrift, 

deren  Verfasser  sich  nicht  genannt  bat  Von  den  Scbw.  St* 

G.  B.  heben  das  Pasqaill  nur  besonders  ber?or,  und  zwar  in 

jenem  w.  S.  Tessin,  St.  Gallen  und  beschränkt  Thurgan*). 

n.  Der  Thatbestand  ergibt  sich  Yon  selbst ') ;  gleichgültig  ist, 

ob  die  Schrift  blos  dofch  öffentlichen  Aoshang  n.  s.  w.  oder 

sogleich  dnrch  Vervielfältigung  verbreitet,  und  dann  wieder, 

ob  die  letztere  auf  mechanischem  Wege  (Druck  n.  s.  w.)  oder 

in  anderer  Weise  geschehen  ist. 

in.  Strofe.  Tessin  t  Bei  dem  Vorwarf  eines  Verbrechens :  Ver- 
lust des  Activbärgenrechts  «od  Gcldh.  3.^.  6r.|  onsserdem  diese  . 

Geldb.  und  SaspeDsion  der  büx^erl.  Rechte  3.  Gr. ;  gegen  Beamte 
und  Geistliche  zugleich  iinmer  Gef.  1.  Gr.  Wenn  das  Verbrechen 
durch  die  ausländische  Presse  verübt  ist,  so  werden  säumtliche 
(wissentlich)  Mitwirkeode  verantwortlich ,  wenn  durch  die  inlMn* 
disehe,  treten  die  Bestimniiingen  des  Fressges.  (▼.  13.  Jmii  1334) 
ein.  St.  Gallen:  Geldb.  v.  100-400  Fr.,  für  Urheber  wie  für  Ver- 
breiter. Thurgau  :  Die  Strafe  der  Verlcuiuduiig  oder  einf.  Injurie 
wird  um  die  Hälfte  erhöhet ;  bei  Veriibung  des  Vergehen.s  durch 
die  Presse  sollen  zunächst  der  Verfasser,  dann  der  Herausgeber, 
dann  der '  Dtodccr  (auch  wenn  sie  nicht  wissendich  mitwirktet 
heilen^). 


1)  St.  Gall.  7i.  15,  Zur.  186.  192-195,  Luz.  77  —  80,  Freib.  359 
bis  362,  Thnrg.  192,  Wandt  963. 

2)  Thni^  benennt  Pas^Ul  die  Schrift  nnr  denn,  wenn  der 
Verf.  sich  (falsch  oder  gar)  nieht  genannt  hat,  behandelt  aber 
Druckschriften  immer  so» 

3)  Auch  dahin,  dass  es  seinem  Inhalte  aaoh  d^e  Verieamdong 
und  die  einfache  Injarie  umfasst. 

4)  Tessin  327  ,  330,  St.  Gallen  72,  Tbnrgau  202.  203,  206. 
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.  Einzelne  St.  G.  R  baben  Besonderheiten  für  Strafe  und 
Bestrafung,  gcmeinschafUich  bei  allen  oder  mehreren  Arten 
aufgestellt 

I.  In  Betreff  der  Strafe :  TeMin :  In  allen  Fällen  der  reinen 
Injarie  tritt  zugleich  die  Strafe  des  öilentlichen  Widerrufs  ein. 
St.  Gallen;  Bei  Zweifelhaftigkeit  des  beleidigenden  Charakters  der 
Handlang  oder  der  Absicht  zu  beleidigen,  wird  der  Beklagte  zu 
einer  Ehrenerklärung  dahin  verurtbeilt,  dass  er  »den  Kläger 
einen  rechtschaffenen  Ehrenmann  anerkenne  ^').  Zürich :  Anf  Ver- 
langen des  Beleidigten  kann  immer  öffentliche  Behanntmachnng 
des  Strafurlheils  auf  Kosten  des  Verurtheilten  erkannt  werden. 
Luzern  und  Freiburg:  1.  Die  Vorschrift  von  Zürich.  2.  Die  von 
St.  Gallen;  doch  lautet  die  Erklärung,  dass  Bekl.  nicht  die  Ab- 
sicht gehabt  habe,  den  Kläger  zn  beleidigen  und  seine  Ehre  zu 
krinken.  3.  Wer,  zn  Abbitte  oder  Widerruf  Temrtheilt,  dieselben 
verweigert,  wird  bis  zur  Leistung  eingesperrt.  Tbu^ans  i.  Die 
Strafe  jeder  Injurie  wird  um  die  Hälfte  erhöhet,  wenn  diese  gegen 
Ascendenlen  oder  gegen  Beamte  oder  Geistliche  (als  solche),  oder 
an  einem  oÜentlichen  Orte  (s.  ob.  §.  179),  bei  einer  feierlichen 
Gelegenheit,  oder  vor  einer  Tersammelten  Menge  Terfibt  ist  2. 
Retorsion:  sofortige  Erwiderung  einer  erlittenen  Inforie,  ist  nur 
in  soweit  strafbar,  als  sie  schwerer  ist  als  die  erlittene,  wobei 
überdies  die  Anreizung  durch  letztere  als  (mindernder)  Zumcs- 
sungsgrund  gilt'').  3.  Bekanntmachung  des  Strafurtheils  wie  bei 
Zürich.  III.  In  Betreff  der  Bestrafung :  1.  Sie  iindet  nach  sänunt- 
lichen  St.  G*  B.  nur  anf  Privatantrag  statt,  wobei  nach  Schafil. 
hausen  die  Klage  in  6  Monaton  verjährt  2.  Erben  könnm  die  dem 
Erblasser  (bei  seinem  Leben)  zugefügten  Injurien  immer  rügen, 
wenn  nicht  feststeht,  dass  er  selbst  sie  nicht  habe  rügen  wollen, 
nach:  Zürich,  Luzern,  Tburgau,  Freiburg.  Nach  St.  Gallen  geht 
nnr  die  bereits  von  dem  Erblasser  angestellte  Klage  auf  den  Erben 
Aber*).  3.  Injurien  gegen  einen  Verstorbenen  können  die  Erben 
rügen  nacb  Zürich,  Luzern,  ThurgaaO* 

*)  Wenn  der  Beleidiger  vor  Abbitte  u.  s.  w.  gestorben  ist,  so  ist 
durch  Erk.  die  Ehre  des  Beleidigten  für  ungekränkt  zu  erklären. 

2)  Lozern  und  Freiburg  haben  nur  die  letztere  (sich  von  selbst 
verstehende)  ITorschrift,  erklSren  aber  ausdriicklicb  auch  die 
Retorsion  für  stralbar;  die  anderen  schweigen,  wie  andb 
keines  der  Compensation  erwühnt. 

3)  (iemeinr.  bestritten. 

4)  T  essin  333.  334,  St.  Gallen  76.  78,  Zürich  195.  197.  19«,  Lu- 
zern SO.  83.  85—88,  Basel  81,  Schiffb.  66,  Tburgau  19S.  197. 
199.  201,  Wandt  966,  Frdh.  360.  369.  365.  360.  368-37D. 
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Die  persdnlidie  Fkviheil  des  Menschen  besteht  in  der  Frei- 
beit  (dem  'UngehindertBeiQ),  seine  äusseren  Handlangen  nach 
seinem  (stets  unantastbar  freien  inneren)  Willen  Tomineiinien, 
Es  ist  nnr  eine  äossere  Gewalt,  die  den  BlensclieD  hieran 
hindern  kann.  Eine  solche  nnrechtmSissige  Gewalt  bildet  die 
Verbrechen  der  Gewalt  oder  Gewaltthätigkeit,  oder  die  Ver- 
brechen gegen  die  persönliche  Freiheit.  Der  Umfang  der- 
selben ist  ein  sehr  weiter.  —  In  dem  alteren  Röm.  R.  waren 
nur  einzelne  gewalttbäiigc  Handlungen  strafbar.  Die  inneren 
Unruhen  Roms  führten  eine  Vennehrang  der  Zahl  immer 
durch  einielne  leges  de  yi  herbei.  Die  umfassendsten  waren 
die  zwei  leges  Jnliae  de  yi  publ.  et  priy.  onter  Augast  Dorcb 
die  Jurisprudenz  und  durch  spätere  kaiserliche  Verordnungen 
entstand  zuletzt  ein  aligemeineB  crimen  yis,  alle  Arten  der 
rechtswidrigen  Gewalt  umfassend,  in  sofern  diese  nicht  als  be- 
sondere Verbrechen  her?orgehoben  waren.  Unterschieden 
worden  yis  publ.  und  y.  priyata;  über  den  Unterschied  ist 
noch  Streit.  —  Ein  anderer  Gang  der  Entwickelang  fand  im 
Deutschen  R.  statt.  Jede  rechtswidrige  Gewaltthat  war  ein 
Bruch  des  allgemeinen  Friedens  (ob.  $•  7).  Naeh  ond  nach 
wurden  mehr  rinzelne  Falle  als  besondere  Friedensbräche 
(Verbrechen)  heryorgehoben.  Als  so  nicht  besonders  nnter- 
gebrachtfls  reines  Verbrechen  der  Gewahthitigkeit  nadi  Deut- 
scher Rechtsanschauung  blieb  zuletzt  nur  der,  bei  Verknn- 
dong  des  ewigen  Lansfriedens  darch  Maximilian  neugeschaf- 
fene Landlriedensbruch  mit  dem  Landzwange.  Dieser  erwähnt 
auch  nur  die  P.  G.  0.  Art.  189.  Um  so  mehr  wurde  yon 
Doctrin  und  Praxis  des  Gem.  R.  das  Rom.  crim.  yis  aufge- 
nommen. Bei  der  Behandlung  gebt  indess  die  Doctrin  im 
Einzelnen,  meist  willkürlich,  auseinander.  Einerseits  werden 
yiellacb  mehr  oder  weniger  besondere  Verbrechen  hierher  ge- 
zogen :  Nothzucht,  Entführung,  gewaltsame  Störang  des  Got- 
tesdienstes,  Aafrahr  u.  s.  w.  Andererseits  wird  das  Verbre- 
'cfaen  der  Gewaltthätagkeit  in  einem  engeren  Sinne  auf-,  und 
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ihm  eiD  Verbreehen  gegen  die  persönliehe  Fraheit,  oder  der 
Freiheilsbeniubaiig  im  e.  S.  entgegengestellt,  so  dast  unter 
dem  letiterea  nnr  Gefongeididten  mit  Unterarten  begriffen 
irird.  In  beidem  liegt  kdn  Prinzip.  Will  man  nicbt  ge- 
zwungen werden,  überbaupt  nnr  zwei  Arten  (oder  Gattungen) 
▼on  Verbreeben  zu  elassifidren :  die  mit  oder  ebne  Gewalt 
Terüblen»  so  kann  man  unter  dem  allgemeinen  Verbreeben 
der  Gewalttbatigkeit  nnr  sokbe  Handinngen  begreifen,  die 
ausser  dem  Merkmale  der  Gewalllbätigkeit  nocb  ein  bestimm- 
tes, allen  gemeinsames  Merkmal  baben.  Dieses  kann  nur 
weil  man  sonst  eben  kein  Ende  der  Zersplitterung  finden 
würde)  ein  subjectives  Moment  sein,  das  der  Willensncblung'). 
Insofern  es  auf  eine  Besonderbeit  derselben  nicht  ankommt, 
fallen  die  gewaltsamen  Handlungen  unter  den  allgemeinen  Be- 
griff des  Verbrechens  der  Gewalttbäligkeit.  Insofern  es  dar^ 
auf  ankommt,  scheiden  sie  von  demselben  aus.  In  solcher 
Weise  sind  dann  eben,  namentlich  nach  der  Deutschen  Kcchts- 
anschauung,  die  Verbreeben  der  Entführung,  Notbzucht,  des 
Raubes ,  der  Erpressung  u.  s.  w.  in  der  That  ausgeschieden. 
Zu  einer  Trennung  der  Gewalttbäligkcit  und  Freiheitsberau- 
bung i.  e.  S.  liegt  danach  aber  gar  kein  Grund  vor.  Von 
den  Deotschen  St.  G.  13.  haben  einzelne  die  Zusammenstel- 
lung in  jenem  richtigen  Sinne  der  Gemeinr.  Doctrin  vorge- 
nommen. Die  Scbw.  dagegen  geben  hier  fast  sämmtlich  nach 
mehreren  Seiten  auseinander.  Sämmtlich,  mit  Ausnahme  VOU 
Thurgau,  stellen  sie  kein  (allgemeines)  Verbreeben  gegen  die 
(persönliche)  Freiheit  auf  Sie  begreifen  darunter  aber  von 
der  einen  Seile  auch  mehrere  jener  besonderen  Verbrechen, 
jedoch  mit  Ausnahme  von  Waadt  und  Freiburg,  und  trennen 
(worin  nunmehr  gar  kein  Prinzip  zu  erkennen  ist)  dennoch 
andererseits  wieder  die  anderen  Fälle,  in  denen  keine  Frei- 
heitsberaubung i.  e.  S.  vorliegt  Bios  Thurgau ,  das  den  all- 
gemeinen Ausdruck:  Verbr.  gegen  die  Freiheit,  vermeidet, 
stellt  (ohne  gemeinsame  Bezeichnung)  mit  richtiger  Ausschei- 
dung das  Richtige  zusammen,  nur  wilikürlich  den  Menschen- 
rauh ausscheidend. 


1)  Richtig  spricht  dies  aus  Tessin  29S,  freilich  ohne  in  der  An- 
wendung überall  daran  festzuhalten. 
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§.  184. 

MmgrIM,  Thatbestand  und  .%rt«ii  der  VerbrecliM 
gegen,  die  personUelie  Frelltelt* 

L  Begriff.  Das  Verbrechen  der  Verletzung  der  persÖn- 
licheo  Freiheit,  der  GewalUbäligkcit,  auch  Vergewalligong 
(crimen  vis  oder  Tioleotiae},  besteht  Gemeinr.  in  dem  vor- 
sättb'chen  rechtswidrigen  Zwange  gegen  die  Willensäasserung^) 
eines  Anderen  durch  Anwendung  oder  Androhung  körper- 
licher Gewalt.  Dieser  Begriff  gilt  im  Ganzen  auch  für  die 
D.  und  8chw.  St.  G.  B.  II.  Thatbestand:  1.  Anwendung 
oder  Androhung  körperlicher  Gewalt:  also  die  Anwen- 
dung körperlicher*)  Kräfte  a.  entweder  wirklich  ausgeübt 
(vis  abl.)  oder  b,  angedrohet  (vis  comp.)-  Nur  St.  Gallen, 
Basel,  Waadl  lassen  auch  andere  Drohungen  zu').  2.  Die 
Gewalt  muss  gegen  eine  Person*)  gerichtet  sein,  und  zwar 
3.  so,  dass  dieser  einen  Zwang  in  Betreff  ihrer  freien  Willcns- 
ausserung  nngclhan,  sie  also  zu  einem  positiven  Thun  (Han- 
ileln)  oder  negativen  Verhalten  (Unterlassen  oder  auch  Leiden) 
gezwungen  wird'^l.  4.  Dass  sie  eine  unüberwindliche  (vis 
absoluta)  sei,  ist  nicht  erfurderiich.  5.  Ehen  so  isl  auch  die 
Form  der  gewaltsamen  Handlung  gleichirüllii?  ^)  ;  ihre  Ver- 
schiedenheit bedingt  nur  verschiedene  Arten  dos  V^erbrechens. 
6.  Die  Gewalt  muss  eine  rechtswidrige  sein.  7.  Der  Dolus 
besteht  in  der  Absicht  jenes  Zwanges  in  dem  Bewusstsein  der 
Unrechtmässigkeit  desselben  bei  dessen  Ausübung').  8.  Voll- 
endet ist  (danach  auch)  das  Verbrechen  in  der  Regel  durch 
Ausübung  des  Zwanges  auf  die  Willensausserung  des  An- 
deren, gleichviel  ob  ein  weiterer  Zweck  erreicht  ist  oder 


1^  \V  illenshestiinmuiii^  tagt  man  auch  wohl,  i.  Ii.  Ahegg, 
Lehrh.  §.  1S8,  was  aber  keinen  Sinn  hat. 

2)  L.  2.  4.  seq.  de  vi  priv.  1.  1.  9.  pr.  qu.  mct.  c. 

3)  Zweifelhaft  sind  Ziu-tch,  Lu/,ern  und  Freiburg,  welche  von 
vDrohaogen"  überhaupt  reden;  nicht  «ach  die  andereo,  welche 
Tcn  ygefihrlichen  Drehongea*  sprechen« 

4)  L.  1.  pr.  qn.  met.  c.  Mit  Unrecht  ziehen  manche  Gemeinr. 
Criminalisten  «ach  blosse  Gewalt  an  Sachen  hierher. 

5)  L.  2.  <3.  qn.  m.  c. 

6)  L.  .■>.  pr.  1.  6.  8.  de  vi  publ. 
•)  L.  3.  9*  4. 1.  &  de  tri  puhL 


Digitized  by  Google 


—   574  — 

nicht m.  Arten  (nach  d.  Schw.  St  G.  B.}  *) :  1.  Menschenraub» 
2.  widerrechtliches  Gefongenhalten,  3.  Uausrechtsverlelning  und 
Landfriedensbrach»  4.  gefährliche  Drohungen,  5.  Nöthigung, 
und  uneigentlich  6.  unerlaubte  Selbsthülfe  *]. 

S*  185. 

Im  Rom.  R.  bedrohet  die  1.  Fab.  de  plagiariis,  als  plagium 
mit  Capilalslrafe  zwei  Falle :  1.  wen»  ein  fremder  Sklave 
seinem  rechtmässigen  Herrn  entzogen,  2.  wenn  ein  freier 
Mensch  in  (factische)  Sklaverei  (servitusj  gebracht  wird*].  Jm 
alteren  Deutschen  R.  mussle,  wer  einen  Freien  in  fremde 
Gewalt  verkaufte,  dessen  Wtihrgeld,  manchmal  mehrfaches, 
bezahlen  Deutsche  Reichsgesetze  stellen  dieselbe  Missethat 
unter  Landfriedensbruch  auf*).  Die  P.  G.  0.  erwähnt  des  Ver- 
brechens nicht.  Die  Gemcinr.  Doctrin  und  Praxis  geht  daher 
auf  das  Rom.  R.  zurück,  zwar  natürlich  den  ersten  Fall  der 
1.  Fab.  nicht  aufnehmend,  dagegen  in  BetreCT  des  zweiten  da- 
bin auseinandergehend,  dass  bald  jede  ),rechtswidrige  Besitz- 
ergreifung eines Menschen^S  um  über  denselben,  zu  was  immer 
'  lur  einem  Zwecke,  willkürlich  zu  Terfügen^S  bald  aber,  und 
zwar  nach  der  gewöhnl.  Meinung,  nur  das  Versetzen  eines 
geraubten  Menschen  in  fremde  wirkliche  Sklaverei  oder  ähn- 
liche Gewalt,  als  Menschenraub  bezeichnet  wird.  Besonders 
«Dugezeichnet  wird  dabei  d^  Kinderraub'].  Die  neueren  St. 
G.  B«  schliessen  sich  der  gewdhnl.  Gemeinr.  Ansicht,  jedoch 
mit  Modificationen ,  an.  Auch  die  Schw.,  von  denen  indess 
Tessin  und  Waadt  das  Verbrechen  nicht  besonders  herTor* 

1)  L.  7.  de  vi  publ. 

2)  Die  Einth.  m  vis  pabl.  and  priv.  haben  die  neueren  St.  G.B. 
aufgegeben ;  sie  konnte  auch  Gemeinr.  (abgesehen  von  der 
Unbestimmtheit  der  Quellen)  keinen  Werth  haben. 

3)  Die  Belegstellen  der  Schw.  St.  G*  B.  s.  überall  in  den  f.  §§.  ~ 
Die  von  monchen  St.  6.  B.  «vch  noeh  zn  den  Verbr.  gegen 
die  Freiheit  gerechneten  Verbr.  der  Nothzucht,  Entführung 
u.  s.  w.  sind  an  den  betreffenden  (richtigen)  Orten  behandelt.  * 

4)  Tit.  D.  de  lege  Fab.  de  plag.  Das  Can.  R.  erkenot  dasselbe 
an,  c.  1.  X.  de  furt. 

5)  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S.  797. 

()  R»  A.  von  1512.  IV.     6.  Landfr.  O.     1521.  YIL  §.  8. 
7)  Ohne  UnterstnUnng  der  Qaellen»  Tgl.  I.  14.  16.  G«  h.  t* 
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hebea^),  und  nur  Thurgaa  auch  nocli  JiesoDders  den  Kinder-  ' 
diebstaU  ansieicliiiet.  L  Begriff:  CSeineittr.  nach  der  gewöbuL 
Ansiclit;  Vorsätdiche  rechtswidrige  VerMtiiiBg  eines  Menschen 
in  den  Zustand  dauernder  Abhängigkeit  Ton  fremder  Gewalt« 
So  nar  noch  St.  Gallen.  Nadi  ioa  anderen:  Bemächtigung 
euies  Blettsehen»  um  ihn  in  solche  Gewalt  zu  bringen.  Der 
Unteraehied  infloirt  nor  auf  die  VoUendung.  IL  Thalbestand: 
1.  Bemächtigung  eines  Menschen'),  gteichviel  ob  durch  List 
oder  Gewalt;  2.  zum  Zweck  der  Versetzung,  oder  nach  St. 
Gallen  zugleich  mit  Versetzung  in  Unabhängigkeit  yon  fremder') 
Gewalt,  welche  Abhängigkeit  3.  eine  völlige  und  4.  eine  dauernde 
sein  muss^].  5.  Speziell  erfordern  ausserdem,  dass  die  Ge- 
walt eine  (auswärtige  ausserhalb  des  Staatsgebiets)  sein  müsse: 
Aargau,  St.  Gallen,  Basel,  Schafihausen.  6.  Die  Bemächtigung 
und  Versetzung  müssen  ohne  den  (freien,  also  auch  nicht 
durch  List  erschlichenen)  Willen  des  Geraubten^  geschehen 
sein ').  Positiv  nehmen  auch  bei  ireier  Einwilligung  das  Ver- 
brechen an,  wenn  ohne  Einwilligung  der  Eltern  oder  Vor- 
münder (oder  deren  Vertreter),  Jemand  geraubt  ist:  Schafi"- 
hausen;  Graubünden:  ohne  Unterschied  des  Allers;  Zürich, 
Luzern:  im  Alter  unter  15.  Basel,  Thurgau:  unter  14  Jahren. 
Thnrgau  hebt  diesen  Fall  als  |»Kinderdiebstahl^^  hervor.  7.  Be- 

J)  Völlig  richtig ;  die  früheren  Gründe  der  Hervorhebung  —  anch 
fiir  die  Deutsche  Firazis  —  bestehen  längst  nicht  mehr.  Die 
Vcnrschriften  über  widerrechtliches  Gefangenhalten  reichmi 
ans.  \\  aadt  hc])t  ein  Entführen  von  Minderjährigen  hervor, 
das  unter  den  allgemeinen  Begrifi"  des  Gefangenhaltens  fallt, 
unter  welchen  es  auch  Tessin  ausdrücklich  bringt. 

2)  Eines  »freien''  Mensehen  wifarde  zu  sagen  sein,  wenn  es 
rechtliiÄ  Sklaven  gäbe«  ha  Uebr^en  kommt  anf  Sahfect  ud 
Qbject  im  Allgemeinen  nichts  an:  auch  Eltern  können  das 
Verbrechen  an  ihren  Kindern  begehen ;  der  Fall  wird  von 
Graub.  hervorgehoben  als  ,  Gewalünissbrauch  von  Eltern 
(oder  Vormündern). 

3)  D.  h;  dem  Geraabten  gegenüber;  aaeh  die  eigene  Gewalt  dek 
Räubers  gdiört  hierher,  wie  s.  B.  ausdrücklich  Chnnhiinden 
bemerkt. 

4)  Z.  B.  Verkauf  in  fremde  Sklaverei,  Leibeigenschaft,  Schifls- 
oder  Militairdieuste ,  von  Kindern  an  Seiltänzer,  vagirende 
Bettler  u.  s.  w.  Nur  Thurgau  lässt  beim  Kinderdiebstahl 
(s.  nnt.)  aoch  Torübergehende  am,  * 

5)  Kinder  und  ünmündige  klmnen  in'  dieser  Hinsicht  nur  ent- 
weder gar  keinen,  oder  mir  einen erschtichemen  Willen  haben. 
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michtigang  und  Venetniiig  mütseii  aacli  antserdein  reehl»' 
widrig  «eiD  *).  8.  Abtidil  der  Versetrang  in  die  erwihnle 
Gewalt:  9.  Vofiendet  ist  das  Verbrechen  nach  St.  Gatten 
*  durch  die  angefangene  Verselzong  in  die  fremde  Gewalt,  nach 
den  anderen  St.  G.  R.  durch  die  geschehene  Bemftohtignng  ni 
diesem  Zwecke.  III.  Strafe.  Sie  wird  mehrfach  abgestnUt 
und  zwar  gewöhnlich  jenacbdem  der  Gerauhte  in  Lebensge- 
fahr gekommen ,  ausser  Landes  gebracht  ist  oder  anf  längere 
Zeit  die  Freiheit  verloren  hat. 

Aargau :  Kettenstrafe  zeitl.  im  2.  bis  anhaltend, im  I.  Gr.  St. 
Gallen:  Zuchth.  bis  4  J.  nebst  Ziichlij^.  bis  60  Streich.  ;  von  20  J. 
bis  lebensl.,  wenn  der  Geraubte  in  gewinnsüchtiger  Absicht  für 
todt  ausgegeben  and  die  Absiebt  erreicht  ist,  oder  wenn  er  aasser 
Europa  {(ebracbt»  oder  gestorben  ist  und  der  RSnber  die  Todes- 
geiabr  vorhersehen  konnte.  Zürich :  Zacbtbsns  oder  Keltenstr. 
bis  24  J.  Luzern :  Zuchthaus  oder  Kettenstrafe  bis  20  J.  Basel 
und  Schafl'hausen  :  Kettenstrafe  2.  Gr.  (Schaffhauseu  Arbeitshaus 
oder  Keltenstiafe)  von  1  — 16  J. ,  und  wenn  der  Geraubte  ge- 
storben ist  und  der  Rünber  die  Lebensge&hr  «vermntben  konnte*, 
Todesstrafe«  Thorgan:  i.  Mensehenrnnb  i.  e.  S.  (s.  ob.  II.  6.): 
Arbeitsh.  oder  Zuchthaus.  2.  Kinderdiehstahl  a.  beim  Raube  eines 
Kindes  unter  7  J.  Arbeitsh.  oder  Zuchth.  bis  10  J. ;  b.  von  7— 14  3. 
Arbeitsh  oder  Zuchth.  bis  Ft  J. ;  c.  bei  Raub  nur  /.u  vorüberge- 
henden Zwecken:  Gef.  oder  Arbeitsh.  bis  2  J. ;  d.  Straflosigkeit, 
wenn  der  RSuber  die  Absicht  hatte ,  die  Lage  des  Kindes  xu  ver- 
bessern, diese  Verbesserung  wirklich  eingetreten  ist,  und  Elttm 
oder  Vormünder  hinterher  eingewilligt  haben.  Freibttrg:  Zwan«:«- 
arbeit  oder  Zwan»svcrhaft  von  4  — 10  J.  und  Geldb.  von  2iX)  bis 
200J  Fr.  Graubünden:  Zuchth.  von  2 — 20  J. ;  gegen  Eitern  oder 
Vormünder:  Gef.  bis  1  J.  oder  Zuchth.  bis  15  J.'). 

S.  186. 

WUlcmocIitUclMfl  OeftMismlMiltca. 

I.  Begriff.  Das  rorsätttiche  widerrechtliche  Festhalten  eines 
Menschen  innerhalb  eines  bestimmten  Raumes.  II.  Thatbe- 
stand :  Zu  den  Erfordernissen  der  Freibeltdberanbung  über- 
haupt (ob.  184)  tritt  nur,  dass  Jemand  durch  irgend  eine, 
gleichviel  welche,  Crewalt  (Einschliessen,  Rinden,  Festhalten 


1)  Z.  B.  ^ohue  Vor  wissen  und  Willen  der  Obrigkeit'':  Aargau, 
St.  Gallen,  Basel  u.  s.  w. 

2)  Aargau  176.  177,  St.  Gallen  168. 169.  Zürich  174^177;  Las. 
208—211,  Basel  130.  131,  Schaflh.  130. 13i,  Tborgan  161—156, 
Freib.  192,  Graub.  126. 127. 
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u.  s.  w.)  verfamdert  wird,  einen  bestimmten  Raum  za  ver- 
lassen *).  Wann  dabei  das  Erfordernis«  der  Widerrechtlicb- 
keit  Torbanden  sei ,  müssen  namentlich  in  Betiebnng  auf  Za- 
lassiglLeit  Ton  AnresfationeD  Vertenng  und  Gesetxe  jedes 
.einleben  Landes  ergeben^.  HI.  Strafe.  Meist  mit  grosser 
Kasuistik  je  nacb  der  Lisge  der  0auer : 

Aargan:  Zachdi.  zeitl.  im  1.  €hr*,  bei  gleicbzeitigcr  MiMband- 

lang :  Kettenstr.  zeitl.  im  1.  Gr.  St.  Gallen :  Geldb.  von  100  bis 
600  Fr. ,  oder  Zuchth.  bis  3  Mon.  oder  Zuchtb.  von  V«— 2  J.  Tessin: 
Gef.  1.  —  4.  Gr.;  bei  längerer  Dauer  als  3  Monate  oder  bei  Miss- 
haadiaDgen:  Zwaogsarb.  1.— 2.  Gr.  und  Verlust  des  Activbürger- 
rechtf ;  bei  Lebenagefiüir  ZwangMrb*  3.  Gr.,  bei  erfolgtem  Tode 
dnrcb  die  Ciefiingeiiscball:  Eisenitrefe  vit  Lebensseit.  Beim  Raube 
eines  Minderjährigen  immer  mindestens  Zwangsarb.  1.  Gr.  Zürich : 
Geldb.  bis  2000  Fr.  mit  oder  ohne  Gef.  oder  Zuchth. ,  oder  Zucht- 
haus von  6  J.  bis  Kettensti*.  zu  24  J.  Luzern:  Einsperrung  oder 
Znchth.  bis  8  J.  oder  Kettenstr.  von  5—20  J.  Basel :  Unter  3  T. : 
(corr.)  Geldb.  von  5— 50  Fr.  oder  Freibeitsatr.  von  3  Tagen  bia 
18  Mon. ;  bei  Jängarer  Daaer :  Zucbtb.  von  1—4  J.  Schafihausen  : 
Unter  8  Tagen  :  corr.  Strafe  ;  über  8  Tage :  Arbeitsh.  2.  Gr.  bis 
3  J,,  oder  1.  Gr.  von  2—8  J. ,  oder  Kettenstr.  von  6—16  J.  Thur- 
gau:  Gel..  Arbeitsh.  oder  Zuchth.  Waadt:  Zuchth.  bis  10  J.*), 
bei  W^bringung  von  OliaderiiKhrigen  m  fremde  Gewalt  oder  Ge- 
fluigeiischafts  Zocbtb.  von  3  Mon,  bia  5  J.  nebat  Geldb.  von  300 
bis  4000  Fr.  Freiburg:  Gef.  von  1—2  J. ,  oder  Zwangiarbeit  von 
1—20  J.  Graabändea :  Gef.  oder  Zachtb.  bis  15  J.  % 

«.  187. 

UjMuireelitnverletzuiis  und  JLamdffMedeiisbriicli. 

Einen  besonderen  Frieden  hatte  im  Deutschen  R.  die  Woh- 
nung. Die  Deutsche  Doclrin  und  Praxis  hat  daher  stets  die 
Verletsung  dieses  Friedens,  Verletzung  des  Haosrecbts,  be- 
sonders hervorgehoben.   Als  besonders  strafbare  Art  des 

1)  St.  (inlleii  fordert  ein  Festhalten  von  vollen  24  Standen,  ohne 
eiu  kürz,eres  correct.  zu.  bestrafen. 

2)  Aach  ein  Beamter  kann  übrigens  Subject  dieses  Verbrechens 
•ein.  Eben  ao  anch  die  eigenen  Eltern;  Freiburg  hebt  den 
Fall  der  Einsperrang  der  Kinder  in  ein  Kloster  hervor. 

3)  Die  Nichtan/.eio^e  einer  widerrechtlichen  Gefangenhaitang  wird 
zugleich  mit  (*eldb.  bis  60  Fr.  bestraft. 

4)  Aargau  138.  139,  Tessin  293.  295,  St.  Gallen  170.  171,  Züiich 
181  —  185,  Luxem  214—216,  Basel  134,  Corr.  G.  61,  Schaffh. 
134,  Tbargan  183.  184,  Waadt  252-254,  Freib.  194*195,  Gran- 
bttnden  128. 

37 
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Hausfriedensbruchs  war  schon  im  ällercu  D.  P\.  ausgezeichnet, 
wenn  er  mit  gesammeltem  Gefolge  begangen  wurde,  die 
»Heimsuchung^^').  Auch  die  neueren  St.  G.  ß.  heben  die 
Verletzung  des  Hausrechts  als  besonderes  Delicl  hervor,  manche 
zugleich  unter  Verbindung  (ähnlich  jener  Heimsuchung}  mit 
einem  wenigstens  analog  aufgefassten  anderen  Verbrechen  des 
Gem.  R. ,  das  freilich  jetzt  nicht  mehr  existirt.  Bei  Verkün- 
dung des  Allgem.  Landfriedens  Vfvatde  nämlich  geschaffen  und 
später  durch  die  P.  G.  0.  ausdrücklich  anerkannt  ein  von 
Doctrin  und  Praxis  »  Landfriedenshmch  ^  hezdchoetes  Ver- 
hredien:  Vorsätzliche  Verletzung  des  inneren  Reehtsfriedens 
im  Deutschen  Reiche  dvrch  öffentlidie  Gewaltthätigkeit  meh-  ^ 
rerer,  zu  dieser  vereinigter,  bewaffneter  Personen').  Aehnlich 
auch  die  Schw.  St  6.  B.,  von  denen  das  Verbrechen  jedoch 
nicht  hervorheben :  Aargaa,  Basel,  Zürich,  Schaffhausen;  St. 
Gallen  es  als  unerlaubte  Selbsthölfe  auffasst,  und  Thurgau 
auch  die  Bezeichnung :  Iiandfriedensbruch  gebraucht.  I.  Be- 
griff. Hausrechtsverietznng  oder  Hausfriedensbruch  ist:  Vor- 
sätzliches rechtswidriges  Eindringen  in  die  Wohnung  eines 
Anderen  wider  dessen  Willen II.  Für  den  Thatbestand  ist 
nur  besonders  zu  bemerken :  I.-  Zu  der  Wohnung  wird  Haus 
und  dazu  gehöriger  (befriedeter)  Hof  gerechnet  3.  Ob  das 
Eindringen  selbst  mit  Gewalt  geschehen,  ist  gleichgültig.  Die 
besondere  verbrecherische  Gewalt  bei  diesem  Verbrechen  liegt 
darin,  dass  der  Hausbewohner  wider  seinen  Willen  das  (auch 
ausserdem  auf  keinem  etwaigen  Rechte  beruhende)  Verweilen 
in  seinem  Hause  dulden  muss.  Das  Eindringen  mittelst  Ge- 
walt bildet  nur  einen  erschwerenden,  nach  einigen  St  G.  B. 
Strafabstufung  bedingenden  Umstand,  und  zwar  nach  Thur- 


1)  Vgl.  Wilda,  S.  952  f.;  Blnntschli,  Gesch.  von  Zürich  I. 
S.  73.  76.  II.  60;  Blamcr,  Gesch.  der  Schw.  Dem.  S.  413  f. 
Scgesser,  Gesch.  v.  Lux.  II.  S.  486  f.   Vgl.  ob.  i.  7. 

2)  Landfr.  v.  1495  §.  3.    P.  G.  O.  Art.  129. 

3)  Gemeinr.  wird  auch  als  Hausfriedensbruch  betrachtet,  wenu 
Jemand  in  einem  fremden  Hause  gegen  dessen  Bewohner  oder 

Andere  die  Ruhe  des  Hauses  störende  Verbrechen  begeht. 
Wäre  zugleich  ein  Eindrin»ion  in  das  Haus  zu  solchem  Zwecke 
da,  so  lagt!  Concurrenz  von  Vorl)rechen  vor;  ausserdem  kann  — 
wie  auch  meist  die  Praxis  aonhumt  —  die  Störung  des  häus- 
lichen Friedens  nur  SehSrfangsgrnnd  des  anderen  Verbre- 
chens sein. 
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gau  Laadfriedensbrach,  weno  es  dnrch  eia  Einfallen  Ton 

mindeBtens  drei  Pefsooeii  in  fremde  Wohnimg  oder  andere 

(auch  nicht  mit  derselben  yerbnndene  oder  unbeftiedete]  Gmnd- 

stüdra  geschieht.   St  CSnllen  fordert  «osdrüdclich  mm  Ihat» 

bestände  der  (einfaohen)  Hansrechtsverletsang  Gewalt  an  Per^ 

sonen  oder  Sa<^en  in  dem  Hanse.  Hl  Strafe.  Ausser  dem 

eben  (D.  2)  genannten  bildet  es  gewöhnlich  einen ,  Strafab- 

stnfiing  bedingenden  Erschwerungsgrond,  wenn  es  znr  Nacht« 

seit  geschehen,  oder  wenn  in  dem  Hanse  Rnhestörangen,  die 

kein  selbststündiges  Veri>rechen  ausmachen,  Teroibt  ^mI. 

Es  strafen:  Tessin:  6cf.  1.— 3.  Gr,  St.  Gallen:  Einstellong 
im  Actirbiargerreelit  auf  2  — 4  J«,  mit.  Graldb.  füm  100—  600  Fr.» 

oder  beides  allein ,  oder  Zuchthaus  von  3  — ■  6  Blon. ;  gegen  Be« 
amte,  die  ihre  Amtsgewalt  missbrauchen  oder  vorschützen,  %vird 
die  Strafe  um  die  Hälfte  erhöhet.    Luxem:  Gel.  von  ik  Tagen  bis 

1  Moa.  oder  Ärbeitsh.  von  3  Mon.,  oder  angemessene  Geldb.  Den 
ohne  Znlusung  den  Gesetzes  eindringenden  Beamten  trifft  Getdb. 
Ton  10—150  Fr.  Thnrgan:  Einfache  Haasrechts  Verletzung  („Stö- 
rung des  Hausfriedens"):  Geldb.  nicht  unter  50  Gulden ,  oder  Gef., 
oder  Ärbeitsh.  bis  1  T.  Landfriedensbruch :  Gef.  oder  Ai'beitsb. 
bis  4  J.  gegen  Anstifter  und  Anführer,  bis  2  J.  gegen  die  Xheil- 
nehmer.  Waadt:  1.  Einfache  :  Gef.  bis  15  Tase  oder  Geldb,  bis 
60  Fr.;  2.  unter  erschwerenden  Umständen,  nümlicb  dorch  Ein- 
steigen, Einbrechen  oder  falsche  Schlüssel,  oder  dnrch  Vorspie- 
<>;elung  einer  amtlichen  Gewalt,  oder  mit  grosser  Gefahr  für  Per- 
sonen oder  Eij^;enthum  ;  Zuchlh.  von  2  —  10  -\lon.  oder  Geldb.  von 
200—  600  Fr. ;  3.  wenn  durch  mehrere  bewaünete  Personen :  Zuchth. 
Ton  4  Mon*  bis  4  J.  Freiburg:  1.  Einfiiche:  (corr.)  Gel  von  3 
Tagen  oder  gleichgeltende  Geldb. ;  wenn  bei  fifecht :  Zachth«  von 

2  Mon.  bis  1  J. ;  wenn  von  einem  Beamten  ohne  Zulassung  der 
Gesetze  :  Geldb.  von  10—150  Fr.  oder  gleichgelten  des  (ref.  2.  Bei 
Eindringen  durch  Einsteigen,  Einbruch  oder  falsche  Schlüssel: 
Zwangsarb.  oder  Zwangsverh.  von  2— 8  J. ,  und  Verdoppelung  die- 
ser Strafe,  wenn  es  zugleich  mit  Vorspiegelung  einer  amtlichen 
Gewalt,  oder  grosser  Ge&hr  für  Personen  oder  Ei»;cnthum,  oder 
zur  Nachtzeit,  oder  von  einer  oder  mehreren  hewafl'neten  Per- 
sonen verübt  ist.    Gräul)ünden  :  Geldb.  bis  .50  Fr.  oder  Gef.  bis 

3  Mon.  IV.  Bestrafung:  Die  einfache,  weder  mit  Gewalt  an  Per- 
sonen oder  Sachen,  noch  sonst  mit  erschwerenden  Umstiindeik 
verbondene  Hansreehtsverletsnng  wird  nur  avf  Privatantrag  be* 
straft  nach  Thnrgaä»  Freibnrg*), 


1)  Tessin  298.  299,  St.  Gallen  103-105,  Luz.  Corr  G.  69,  Thor- 
gan3S2-354,  Freib.  196-198. 347,  Waadt 2S7-259,  Graub»  82. 
In  Betrefi  Basels  s.  mit.  1. 190, 
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188. 

deflUurliclie  ÜMliiiasm* 

In  Folge  des  gebotenen  allgemeinen  Landfnedens  stetlteo 
die  Reichsgesetze,  als  mit  dem  Schwerte  zu  bestrafen  aof: 
die  Androhung  von  Gewalttbätigkeiti  gegen  Gemeinden  oder 
Einzebe,  von  Jemandem,  der  ron  seinem  gewöhnlichen  Aof- 
enthaltsorte  entwichen  ist  nnd  sich  mit  Gesindel,  von  welchem 
Unterstützung  bei  Ansfühmng  seiner  Drohung  erwartet  wer- 
den kann,  in  Verbindung  gesetzt  hat').  Die  Drohenden  werden 
]» Landzwinger  ^  lind  das  Verbrechen  ist  von  der  Doctrin  da- 
nach Landzwang  genannt.  Neuere  St  G*  B.  heben  ein  ahn- 
lidies  Verbrechen  unter  dem  Namen:  gefährliche,  oder  bos- 
hafte, Drohungen  henror.  Auch  die  Schw.,  mit  Ausnahme 
von  Aargau,  Graubunden*}.  L  Begriff  und  Tbatbestand:  Be- 
drohungen gegen  Dritte  mit  irgend  einer  gewaltthätigen  Be- 
handlung der  Person  oder  des  Eigenthnmes»  gleichfiel  in 
welcher  Absicht*).  St  Gallen,  Basel,  Waadt  lassen  auch  Be- 
drohungen gegen  die  Ehre,  also  mit  anderer  als  gewaltthä- 
tiger  Bdiandlnng  der  Person,  zu  (falsche  Denunciation  u.  s.  w.). 
Die  Erfordernisse  ergeben  sich  von  selbst;  namentlich  ist 
gleichgültig,  ob  die  Bedrohung  mändlich  oder  schriftlich  oder 
durch  Zeichen  geschah.  Zürich  bestraft  (in  der  Lehre  vom 
Versuch)  jede  Drohung  einer  straibarenU andlnng,  wenn  dadurch 
die  Ruhe  eines  oder  mehrerer  Menschen  gestört  worden  ist 

n.  Strafe.  Tessiii :  Oeffentlicher  Verweis  und  Geldb.  2.-3.  Gr., 
zugleich  mit  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  und  Caution,  oder  in 
Ermanglung  der  lclz,lercn,  Gef.  i.  —  2.  (ir.  St.  Gallen :  (corr.) 
Geldb.  von  4—400  Fr.  oder  Gef.  von  1 — 24  Tagen,  zugleich  Voll- 
zeianfiiieht  aod  Cantion.  Zürich :  Gef.  bii  S  Mon.  und  Geldb.  bis 
SO  Fr.,  oder  auch  letztere  allein,  oder  «acli  Bios  Verweis.  Ln- 
v.ern  :  (corr«)  Geldb.  von  4—60  Fr.  oder  angemessenes  Gef.,  bei 
Androhung  schwerer  üebel  Gef.  von  14  Tajjen  bis  Ai  bpitsh.  von 
2  J.,  immer  /.ugleich  facultaliv  Slellunu;  uuter  Poli/.eiaufsicht  auf 
bestimmte  Zeit,  ßa&ei:  (corr.)  Geldb.  von  10—200  Fr.  oder  Frei- 
heitsstrafe von  24  Standen  bis  4  OIod.,  immer  zugleich  fitcoltatiT 

i)  R.  A.  T»  1512«  4.  I.  15.  Landfr.      1521.  S.  «.  3.  P.  G.  O. 

Art.  128. 

lind  theilweise  Ziirich  (s.  unt,  II.). 
3)  Es  darf  durch  diese  nur  nicht  der  Thalbesland  eines  anderen 
Veibrechens  hergestellt  werden,  z.  B.  der  Erpressung,  Enl- 
fnbrnng  u«  s.  w. 
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Personal-  oder  Realcantion.  ScIiafOiaiiMBs  Get  yob  S  Tagen  bis 
3  Hon.,  in  schwereren  Füllen  oder  im  Rückfiill  Znciifh.  bis  6  Mon.« 

immer  zugleich  facult.  Personal^  oder  Realcaution.  Thorgaa:  Ge- 
richtlicher Verweis,  oder  Gef.  bis  6  Mon.,  facult.  zugleich  Poli- 
zeiaufsicht von  6  Mon.  bis  2  J.  Waadt:  Geldb.  bis  600  Fr.  oder 
Zuchlh.  bis  10  Mon.  Freiburg:  (corr.)  Geldb.  von  12  Fr.  oder 
gleichgeltend|s  Gef. ,  in  schwereren  FSlleii  Gef.  Yon  f4  Tagen  bis 
ZmehA,  Ton  2  J.,  immer  sragleichfiiealt.  Poliseianfii.  sof  bestimmte 
Zeit.  III.  Bestralnng :  Nor  nnf  Pmstantvng  strafen :  Basel ,  Schaff- 
haiisen,  Thnrgan^). ' 

1  189. 

Die  widerrechlliche  Nölhigung  bildet  in  den  (meisten)  neuen 
St.  G.  B.  das  crim.  vis  des  l\öm.  R.  als  allgemeines  Aushülfe- 
ierbrechen für  alle  nicht  besonders  benannte  Falle  einer  rechts- 
widrigen Gewalt  gegen  die  Person  So  auch  in  Schweizer. 
St.  G.  B. ,  von  denen  jedoch  dasselbe  nicht  kennen:  Aargau, 
St.  Gallen ,  Basel ') ,  Schaffhausen  und  Graubünden.  I.  Begriff 
und  Tbatbestand  danach:  Jeder  (nicht  schon  besonders  mit 
Strafe  bedrohete)  verübte  Zwang  gegen  Jemanden ,  um  diesen 
zu  einem  Thun  oder  Unterlassen  (auch  Leiden  oder  Dulden) 
zu  nöthigen.  Die  Erfordernisse  sind  eben  die  im  §.  184  oben 
angegebenen.  VoUendet  ist  das  Verbr.  immer  durch  die  ver- 
üble Gewalt. 

II.  Strafe.  Tessin :  Oeffentl.  Verweis  und  Geldb.  1.  — 3.  Gr., 
oder  Gef.  1.  —  2.  Gr. ;  Gewalt  zum  Zweck  der  Nöthiguog  zu  ge- 
meinaamer  Begehung  eines  Verbrechens:  Terlnst  des  Aetiidbür- 
gerrechts  und  Gef.  2.— 4.  Gr.^).  Zilrieh:  Geldb.  bis  200  Fr.  mit 
oder  ohne« Gef.,  in  schwereren  Fällen:  Zuchth.  bis  4  J.  Luzern: 
(corr.)  Gef.  bis  1  Mon.  oder  angemessene  Geldb.  Thurgau,  das 
nur  auf  Privatantrag  straft :  Gef.  oder  Arbeitsb.   Waadt :  Zuc)»th. 


1)  Tessin  300,  St.  Gallen  Corr.  6. 105,  Ziirich47,  Lnzera  dorr. 
G.  112,  Basel  Corr.  6.  60.  81,  Schaffh.  52,  Thnrgaa  186. 187, 

Waadt  260,  Freib.  401. 

2)  Nur  mit  dein  Unterschiede,  dass  ihm  mehrere  Fälle,  als  im 
Rom.  K. ,  entzogen  sind. 

3)  Bei  Basel  Könnten  Zweifel  erregen  im  Corr.  Ges.  6-  61  die 
Worte:  9 oder  am  Gebrauche  seiner  Freiheit  hindert**;  das 
Marginal :  »Gefuigenhalten*  ist  jedoch  Mar. 

4)  Tessin  hebt  hier  ausserdem  hervor ,  wenn  durch  Gewalt  oder 
Hinterlist  Jemand  in  der  freien  Verfügung  über  sein  Vermö- 
gen verhindert  wird,  namentl.  auch  durch  gerichtl.  laterdic- 
tion;  die  Strafe  ist  Zwangsarb.  1.  Gr. 
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Iiis  6  I.  Freiburg :  (corr.)  Cref.  h\$  i  Moa.  oder  gleiehgeUende 
Geldb.*). 

§.  190. 

VmerlAubfe  lielbfitliüire. 

Die  Selbsthälfe  hatte  nach  Röm.  R.  nur  Pri^tstrafea  zur 
Folge.  Ob  dieie  noeh  anraweaden  aiaen,  wird  CemeiDr.  be- 
atritten. Entschieden  faetrachlet  aber  das  Gem.  R.  die  Selbst- 
bülfe  nicht  als  öffentliches  Delict.  Ist  sie  mit  Gewalt  Terban- 
den ,  so  wird  natürlich  diese  bestraft  Parlicnlargesetze  halten 
schon  längst  —  auf  polizeilichem  Standpunkte  —  ein  Ver- 
brechen gegen  die  Regierangs-,  speziell  gegen  die  richterliche 
Gewalt  darans  gemacht.  So  auch  viele  neue  St.  G.  B.  Von 
den  Schw.  nur:  Zürich,  Lnzern,  Thurgau,  Freiburg  und  be- 
schränkt Basel  and  Tessin.  I.  ßegrifT:  Eigpnmächtig,  mit 
Umgehung  der  yorgeschriebenen  Rechlshülfc  verüble  Ver- 
schaffung eines  wirklich  oder  vermcintHch  zusiehenden  Privat- 
rechts*), n.  Thatbestand:  1.  Selbstverschaffuiig  eines  Rechts, 
und  zwar  2.  eines  Privatrecbts,  welches  3.  durch  Hülfe  des 
Richters  überhaupt  oder  in  der  verschaiTlcn  Art  nach  den  Ge- 
setzen erlangt  werden  musste  (was  freilich  die  Regel  bildet, 
aber  auch  nicht  zu  weil  ausgedehnt  werden  darf) ').  4.  Gleich- 
gültig ist,  ob  das  Recht  wirklich  oder  nur  nach  der  Meinung 
des  Thäters  zustand.  5.  Gleichgültig  ist  die  Form  der  Hand- 
lung; nur  Basel  fordert  Angriff  des  Besitzes  eines  Anderen 
oder  Verletzung  des  Hausfriedens;  und  Tessin  irgend  eine 
Gewallthätigkeit  6.  Dolos,  der  in  dem  Bewusstsein  der  rechts- 
widrigen Eigenmacht  besieht.  7.  Vollendet  ist  das  V<erbrechen 
erst  durch  die  wirklich  erfolgte  Verschaffung  des  Rechts ;  je- 
doch nach  Tessin,  Basel  und  Thurgau  schon  durch  die  Vor- 


1)  TessiB  2M-297,  Zärich  173,  Lux.  Corr.  6.  70,  Thnrg.  186. 

187,  Waadt  261,  Freib.  348.  3Vj. 

2)  Die  Modific.  für  Tessin  und  Basel  5.  bei  Nr.  II. 

3)  Wie  z.  B.  vom  Ob.  Gor.  zn  Züricb  f  Schanber-  I.  S.  /|82),  das 
Selbsth.  annimmt,  wenn  die  Frau  des  Cridars  Gegenstände, 
welche  wirklich  ihr  gehören,  h<<imlich  (warum  gerade  nur, 
wenn  heimlich,  ist  gar  nicht  ersichtlich)  bei  Seite  schafft, 
oder  (das.  XVII.  S.  253),  wenn  der  Besitzer  einer  Sache,  die 
er  bi.sher  als  sein  Eigenthum  bphaudelte,  auch  dann  noch  über 
dieselbe  als  sein  Eioenthuin  verfügt,  nachdem  ein  Dritter  An- 
sprüche daran  zu  erheben  begonnen  hat. 
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nalmie  der  Handlang,  dorch  welche  die  Vencbaffbng  erfol*. 
gen  soll. 

m.  Strafe:  Teasin:  Gddb.  l.«-3.  Gr.,  bei  Grenzverrückuig, 
ZfVftöniligen  oder  gewallt hätiger  Störung  des  Besitzes  eines  An- 
deren ahpr  Gof.  1.  —  3.  flr.  Zürich:  Gnf.  bis  1  Mon.  mit  Geldb. 
bis  200  Fr.,  odes  Beides  allein.  Luxem  und  Freiburg:  Geldb.  v. 
8— tOO  Fr.  o(^r  Gef.  bis  1  Mon. ,  bei  Gewalt  gegen  eine  Person 
Gef.  1«  Tagen  bis  Arlieitoh.  v.  i  Mom.  (Freib. :  Ge£  10  Teg. 
bis  Znchth.  3  Mon.).  Basel:  Freüieitsstr.  1  Tag  bis  2  BIoii. 
oder  Geldb.  v.  4  —  100  Fr.  Thurgau:  Gef.  bis  f>  Wochen,  fücaltaCiv 
mit  Geldb.  bis  200  Guid»,  oder  Geldb.  bis  400  Gnld.  allein  0> 


/ilitftet  giüpittl 

Verbrechen  ^eyen  das  Vermäßen. 

S.  191. 

Die  Reehle  des  Vermögens  geniessen  im  Strafrocblc  nicht 
einen  gleichen  Schutz,  wie  die  Rechte  der  Person.  Jede 
Verletzung  der  letzteren  ist  der  Regel  nach  mit  Strafe  be- 
drohet; die  Verletzung  joner  nur  ausnahmsweise.  Der  Unter- 
schied ist  lief  begründet.  Ein  AngriiT  gegen  die  Person  ent- 
hält zugleich  einen  Angriff  gegen  den  silllichen  Menschen. 
Das  Rechtshewusstsein  findet  ihn  daher  für  sich  allein  strafbar. 
Der  Angriff  auf  äusseres  Gut  trifli  an  sich  eben  nur  dieses; 
er  erscheint  daher  dem  Rechtshewusstsein  strafbar  nur  durch 
das  Hinzutreten  besonders  erschwerender  Momente.  Dieser 
stellen  sich,  besonders  für  das  Deutsche  Rechtshewusstsein. 
namentlich  zwei  heraus-]:  einerseits  ein  Angriff,  der  zugleich 
und  zwar  nothwendig  mit  einem  unmittelbaren  Angriffe  auf 
die  Person  verhunden  ist;  andererseits  ein  heimliches,  hinter- 
listiges V  erfahren,  durch  welches  sich  eine  besondere  Feigheit 

1)  Tessin  175.  176,  Zur.  112,  Luz.  Corr.  G.  40,  Basel  Corr.  G 
26,  Thorg.  356,  vgl.  mit  31,  Freib.  315. 

2)  Man  pflegt  gewöbnlicb  andere  anfibustdlen:  nngewöhnlicbe 

Gefährlichkeit  für  Sicherheit  des  Eigenthums  und  Besitzes, 

Schwierigkeit  des  Ersatzes:  Marezoll,  Cr.  R.  §.  121;  oder 
an  den  Tag  gelegte  besondere  Verachtung  der  Gesetze  und 
socialen  Verhältnisse:  Heffter,  §.  485.  Das  sind  allerdings 
Nebenrüeksichten* 
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md  NiederlrScbtigkeil  der  CMDaang  «n  den  Tag  legt Ge- 
setie,  namentlich  auf  f^ieOichem  Standpunkte,  nnd  fremde 
Reditsanachanong  der  Doclrin  haben  freäich  Anderes  hinni- 
gethan,  c.  B.  die  Bestrafung  der  blossen  VermögeDsbeschadi- 
guigen.  —  Ans  dem  Bemerkten  ergeben  sich  zugleich  Gmnd- 
sätse  für  die  grossere  Strafwürdigkeit  der  Verbuchen  gegen 
das  Vermögen  (nicht  auch  der  Stellang  im  System,  s,  ob. 
$.  109):  1.  Verbittdang  eines  Angriffs  gegen  die  Person, 
i.  Heimlichkeit  und  Arglist  des  Benehmens.  3.  Absicht  der 
unrechtmässigen  Bereicherang.  4.  Vernichtung  odw  blosse 
Beschädigung  der  Sache.  5.  Angriff  gegen  das  Eigenthum 
oder  blos  gegen  den  Bestli. 

€tfUt  Mm. 

%.  192. 
irorbcmerk.uiii^«M« 

In  dieser  Lehre  hat  daß  Deutsche  Rechtsbewusstsein  sich 
mit  grossem  Erfolge  gegen  das  Eindringen  des  Rom.  R.  ge- 
wehrt, das  darin  von  jenem  völlig  abweichende  Grundsätze 
hat  Das  furtum  des  älteren  Rom.  R.  war  nur  Sachentwen- 
dung. Es  war  manifestum,  nec  man.,  concepturo,  noctnrnum. 
Die  Strafe  des  nec  manif.  (des  einfachen  f.)  war  poena  dupll; 
des  conc.  p.  tripli;  des  manif.  Capitaktrafe;  der  far  noc- 
tnmus  konnte  unter  Umstanden  getödtet  werden.  Die  Capital- 
strafe  des  f.  man.  kam  später  ausser  Anwendung,  und  an 
deren  Stelle  die  p.  quadrupli.  Dagegen  erweiterte  sich  der 
Begriff  des  furtum.  Es  wurden  untenchieden:  1.  f.  rei  ipsius 
oder  corporis:  die  bisherige  Sachentwendnng;  2.  f.  usus:  An- 
sichnehmen  einer  Sache»  um  sie  nur  zu  gebrauchen;  3*  f.  pos- 
sessionis: Entwendung  der  possessio,  in  mehrfacher  Weise, 
auch  durch  Entwendung  oder  nur  Veräussernng  der  eigenen 
Sache  des  Entwendenden,  an  welcher  einem  Dritten  die  pos- 
sessio zustand.  Immer  wurde  gewinnsüchtige  Absicht  gi^or- 

0  Freilich  nicht  so  nach  Rom.  R.  Während  nach  Deutsch. 
RechtsanschauuD^  den  Todtschläger  und  ofi'enen  Vergewal- 
tiger die  ehrliche  Peen  des  Schwertes  traf,  der  heimliche  Dieb 
dagegen  gehängt  wurde,  ist  dem  Rvm.  K.  Heimlichkeit  oder 
Nichtheimliclikeit  im  Ganzen  ziemlich  gleiehgiUtig, 
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4erL  Das  f.  irar  liriilMr  eiii  FriTatddkt;  es  wurde  Terfolgt 
durch  die  actio  forti,  die  indeis  iofaiiiirte.  Daaciieii  bestand» 
odio  fornm,  <fie  reipersecatoriscbe  coadictio  farÜTS.  £^tef^ 
Uo  wiirdeo  saersi  einzelne  Arten  des  f.»  aber  nur  des  f.  rei* 
als  erinina  her?orgdioben,  durch  leges  wie  durch  Praxis.  So 
das  f.  an  öffentlichem  Veraiögen  (pecnlatns)  durch  die  1.^  JuL 
pec.,  der  Diebstahl  mit  Waffen  nach  der  L  Com.  de  sie. 
Ferner  als  crim.  eztr.:  abigeatus,  ezpil.  hered.»  sep.  viol.  f. 
balnearlnm,  noct.,  die  Verbrechen  der  directarii,  effractores» 
saccularii  et  ezpUatores.  Die  Strafs  war  hier  natürlich  eine 
öffentliche:  Xodemtrafe,  Öffentl.  Arbeiten,  Züchligang.  Zu- 
letzt wurde  auch  jedes  andere  furtum  rei  extra  ord.  öffentlicfaf 
in  der  Regel  mit  Exil  oder  Züchtigung,  bestraft,  und  der 
Verletzte  bitte  die  Wahl  zwischen  der  act  f.  und  der  Cri- 
minalklagc  *).  —  Das  altere  Deutsche  R.  iasste  den  Diebstahl 
nur  als  heimliche  (hinterlistige,  feige)  Entwendung  einer  frem- 
den Sache  aus  fremder  Gewahrsam  auf.  Die  Strafe  war  hier 
Torzugsweise  eine  öffentliche.  Bezüglich  ihrer  wurde  der 
Diebstahl  mehrfach  unterschieden:  Zuerst  nach  dem  Werthe* 
des  gestohlenen  Objects:  grosser  und  kleiner  Diebstahl  (unter 
9  Schill,  oder  3  Sch.  und  mehr,  oder  ähnlich).  Jener  wurde* 
gewöhnlich  mit  dem  Tode  (Hängen],  der  andere  an  Haut  und 
Haar  (sehr  gewöhnlich  war  Abschneiden  der  Ohren)  bestraft 
Der  Unterschied* fiel  fort  bei  einzelnen,  für  besonders  schwer* 
erachteten  Diebstählen:  aus  Haus  und  Hof  (Gewere  i.  e.  S.}, 
zur  Nachtzeit,  Tom  Felde,  aus  Mühlen,  Kirchhöfen  und  ail- 
deren  besonders  befriedeten  Orten;  es  kam  theüweise  gar  die  . 
Strafe  des  Rädems  dafdc  ?or;  femer  bei  Wiederholung.  Bei 
allen  diesen  grossen  oder  schweren  Diebstählen  war  auch  in  \ 
der  Zeit  des  ausgebildeten  Gompositionensjstems  die  Busse 
meist  ausgeschlossen,  besonders  bei  Ergreifung  auf  der  That. 
Gefander  wurden  betrachtet  und  zunächst  nur  gebüsst  das 
Entwenden  tou  Früchten  auf  dem  Felde  zum  sofortigen  Ver- 
zehren, Yon  Holz  aus  dem  Walde.  Aehnlich  dem  Dieb- 
stehl,  aber  in  der  Regel  nur  zu  büssen  war  das  diebliche  Be* 
halten  (Unterschlagung)').   Die  Deutsche  Rechtsanschauung 

1)  Vgl.  Dollmann,  Entwendung,  S.  i  f.,  meine  Lehre  Tont 
Diebst.  nach  Pr.  R.  §.  2.    Rein,  Cr.  R.  der  Rom.  S.  293  f. 

2)  Vgl.  Wilda,  ötrafr.  der  Germ.  S.  859  f.,  meine  Lehre  v. 
Diebstahl  nach  P^«  R.  a.     O.;  fiir  die  Schweis  hesond. 
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eriudt  sich  im  Ganzen  gegen  das  eindringende  fremde  RecbL 
Indessen  brachte  dieses  doch  mehrfach  einen  sehwankenden 
Rechtszostand.  Diesen  zu  beseitigen,  war  auch  hier  das 
Streben  der  P.  G.  O.,  die  selber  wesentlich  an  dem  Dentscb. 
R.  festhielt,  nnr  in  ^ebenpnnkten  auf  das  Röm.  R.  zorück- 
gehend.  Ihr  hat  sieh  die  Gemeinr.  Doctrin  nnd  Praxis  an- 
geschlossen, freilich  mildernd  nnd  systematisirend,  nnd  dieser 
wieder  die  neuere  D.  und  Scbw.  Str.  Cresetzgebung,  leider 
nnr  zu  häufig  in  einer  höchst  beklagenswerthen  Kasuistik, 
und  unter  yerwirrender  Herubemahme  Ton  manchen  positiven 
Qualifications-  und  Erschwerungsmomenten  aus  dem  Frau- 
2 ÖS.  Strafr. 

$.  193. 

Beyrlll'  und  Tliatfiestsind  de«  Diebstahls. 

L  Begriff:  Gemeinr.:  Die.  rechtswidrige  Wegnahme  einer 
fremden  bewegUcben  Sache  aas  der  Gewahrsam  eines  Dritten, 
wider  dessen  Willen,  in  der  Absicht,  sich  dieselbe  zuzueit^nen 
und  sich  dadnrch  einen  unrechtmässigen  Gewinn  zu  versi  haften. 
Dieser  Begriff  gilt  für  die  sämmtlichen  Schw.  St.  G.  ß.  *). 
II.  Thalbestand:  1.  Subject  kann  überhaupt  Jeder  sein;  für 
einzelne  (namentlich  Familien-)  Verhältnisse  besteben  Aus^ 
nahmen.  2.  Object  ist  eine  fremde  bewegliche  Sache.  Also: 
a.  Eine  Sache;  es  handelt  sich  um  eine  Verletzung  an  Ver- 
mögensrechten durch  Verschaffung  eines  Vermögensgewinns; 
unter  Sache  kann  hier  also  nur  eine  solche  yerstanden  wer- 
den, die  irgend  einen,  nach  Geld  zu  schätzenden  Werth  hat'). 

Bluntschli  I.  S.  222,  Bluiner,  S.  406  f  ,  Segesser  II.  S. 
fiH  f  ,  wo  bez,euot  wird,  <lass  die  Schw.  Pvechtsf(ncllca  z,ur 
Geschichte  dieses  Veibr.  verhältnissuiässig  uur  spärliche  Bei» 
träge  liefarn. 

1)  Allerdings  hat  last  jedes  derselben,  wie  die  D.,  aneh  hier 

(ähulich  wie  bei  Mord  und  Todtschlag)  eine  andere  Defiaition 

aufgestellt,  aber  jedes  nur,  um  das  Nämliche  besserund  deut- 
licher als  seiue  Vorgänger,  aus/-udriiclien.  Die  ein/.eliieii 
Deiiuit.,  auch  der  Schw.  St.G.  B. ,  sind  luilgctheilt  in  lueineiu 
Lehrb.  des  Fr.  Str.  R.  S.  2t7. 

2)  Danach  ist  za  benrtheilen,  in  wie  fern  Leichen  und  Urkun- 
den Ob|ect  des  Diebstahls  sein  können.  Diese  z.  ß  nicht, 
wenn  sie  nur  als  Beweismittel  Werth  halten  und  entwendet 
waren.  In  der  Doctrin  ist  oft  hierüber  Streit;  auch  die  Praxis 
ist  verschieden.   Das  Ob.  Ger.  zu  Zürich  nahm  früher  beim 
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b.  Eine  bewegliche ;  Tbeile  einer  anbeweglichen  Sache  können 
dnrch  Absonderung  von  dieser  bewegliche  und  dann  (Segen- 
stand  des  Diebstahls  werden ');  und  e.  zugleiclt  eiiie  m  der 
Art  körperliche,  dass  sie  mit  den  HXDden  erfasst  wa4  danadi 
weggebracht  werden  kann^  Das  Wegnehmen  und  Wegliringen 
aus  fremder  Gewahrsam  ist  nach  Deutsch.  R«clit8&iiscbaa«ig 
dn  wesentliches  Erforderaiw  *).  d,  EHne  fremde,  dem  Ent- 
wendenden nicht  eigenthümUch  tngeiiörig An  der  eigenen 
Sache  findet  nicht  einmal  Tersneh  des  DiebstaUs  statt  Ge- 
meinscbafüiche  Sachen  sind  immer  theilweise  fremde^).  3.  Die 
Handlung  besteht  in  einem  rechtswidrigen  Wegnehmen  ans 
fremder  Gewahrsam.  Erforderiich  ist  also:  o.  Em  kdrper» 
liebes  Ansicb'nehmen  der  Sache  dorch  Fortnehmen  von  ihrem 
bitherigen  Pktze  (s.  1.  c.)  b.  Dastett^e  mnss  ein  beimlldiea 
setn  ®J ,  was  indess  nur  so  zn  Terstehen  ist,  dass  die  Wegnahme 


Diebstahl«  einer  Schnld-  (Beweis-)  Urkvade  über  200  Golden 
einen  Diebstahl  zn  diesem  Betrage  an,  hat  aber  spater  die 
Ansicht  angeoommeii,  dess  nur  der  (unbedeutendo)  Werth  des 
Papiers  für  den  Diebstahl  in  Betracht  komme,  und  haupt- 
sächlich Versuch  des  Betrugs  vorliege.  Vgl.  Schaub.  V.  28. 
Xm.  289,  sowie  das.  XII.  473  die  auch  für  die  letstere  An- 
sicht entsebeideBile  Abhandliug  von  Rahn.  Völlig  ridit^  ist 
auch  diese  Ansicht  nicht:  wollte  der  Thäter  die  Urkunde  als 
Bctrugsmittfl  blos  gebrauchen,  so  wollte  er  sie  sich  ja  nicht 
zueioiien:  s.  unt.  Nr.  4.  Wegen  der  Entwendung  von  Lei- 
chen s.  ob.  §.  136. 

1)  L.  52.  §.  8.  1.  57«  h.  t.  Abpllügen  gehört  aiclit  hierher»  L  2S« 
pr.  b.  t. 

2)  Luft  (Gas)  kann  nicht  gestohlen  werden,  vgl*  Criminalist, 
Zeitung  für  die  Preuss.  Staaten  von  Rouseri  und  Temme, 
Jahrg.  1841,  S.  221  f.  Andere  Ansichten  im  Arch.  d^s  Cr. 
K.  f.  t852.  S.  546  f. 

3)  Zweifelhaft  nacb  St.  Galleii  und  Basel,  welche  von  Sacben 
aprechen,  , worauf  einem  Anderen  das  Eisentbnms-  oder 
Besitzrecht  zusleht^^  Allein  nichts  deutet  an,  dass  man  die 
herrschende  Deutsche  Rechtsansicht  habe  vcrbissea  wollen; 
Basel  spricht  vielmehr  von  Zueignung*. 

4)  L.  4d.  pr.  h.  t.,  so  auch  stets  nach  D.  R.  Vgl.  Tessin  341  §.  1. 
Andere  dingliche  Rechte  eines  Dritten  kommen  niclitt  m  Be- 
tracht. 

5)  Also  8.  g.  Apprehension.  Gemeinr.  ist  viel  gestritten  über 
„Contractations-,  Ablations-  und  Apprehensionstheorie*.  Nach 
Deutsch.  Rechtsanschauung  kann  kein  Zweifel  sein. 

6)  Gerade  diese  Heimlichkeit  bildet  den  Charakter  des  Diebstahls 
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ohne  Gewalt  (vis)  von  doer  Person  oder  Versaoli  derselben 
Teräbt  sein  nmss  c.  Die  Sache  moss  aas  fremder  Gewainv 
sam  genommen  Verden.  Ob  diese  die  des  Eigenthiimers  oder 
eines  Anderen,  eine  berechtigte  oder  unberechtigte  sei,  üt 
gleichgültig.  Dagegen  moss  sie  eine  solche  sein,  wie  dsa 
Leben  sie  anerkennt,  also  einerseits  nicht  die  durch  jnristische 
Fictionen  bestimmte,  andererseits  aber  aadi  nicht  gerade  em 
onmittelbares  körperiiches  Innehaben.  Danach  kann  kein  Didb- 
sfahl  begangen  werden  darch  Wegfangen  oder  Wegnehmen 
▼on  Fischen  in  offenem  Wasser,  oder  anderen  Thieren  in 
offenem  Walde,  freiem  Felde,  freier  Luft;  aber  auch  nicht  an 
?erlorenen  Sachen  (s.  unten  $.  200).  Wann  eine  Sache  finr 
verloren  zu  erachten  sei,  ergeben  die  Umstände  des  kon- 
kreten Falles,  d.  Das  Wegnehmen  moss  ein  eigenmächtiges 
sein:  wer  sich  von  dem  Inhaber  tradiren  lässt,  begeht  keinen 
Diebstahl,  e.  Es  muss  geschehen  ohne  Einwilligung  dessen, 
ans  dessen  Gewahrsam  die  Sache  genommen  wird;  auch  eme 
beträglich  erschlichene  Einwilligung  schliesst  den  Diebstahl 
ans.  Einer  ansdrücklichen  Einwilligung  steht  das  wissentliche 
Geschehenlassen  gleich').  /.  Es  muss  auch  ausserdem  ein 
rechtswidriges  sein*).  4.  Dolos.  Der  Dolus  beim  Diebstahl 
muss  folgende  üestandtheile  haben,  und  zwar  so,  dass  wenn 
nur  einer  derselben  fehlt,  wohl  ein  anderes  Verbrechen,  aber 
kein  Diebstahl  da  sein  kann:  a.  Das  Bewusstsein,  dass  die 
Sache  eine  fremde  ist:  wer  eine  Sache,  die  er  für  seine  eigene 
hält,  auch  sonst  mit  unredlicher  Absicht,  z.  B.  dem  Miether, 
wegnimmt ,  begeht  keinen  Diebstahl,      Bewusstsein  der  Un- 

nach  DeuUch.  Rechtsansicht ;  auch  nach  Rom.  R  ,  L  1. 
9.  3.  h.  t.  1.  2.  §.  23.  vi  bon.  rapt.  §.  2.  J.  eud. 

1)  Es  würde  dadurch  der  Begriff  des  Raubes  gebildet,  zwischen 
welehem  und  dem  Diebstahl  bezüglich  dieses  Erfordernisses 
kein  anderes  Verbr.  in  der  Mitte  steht.  Manche  Recbtsl.  und 
St.  G.  B.  nehmen  ausdrücklich  in  die  DeHnition  TOm  Diebst. 
auf,  dass  Gewalt  an  Personen  fehlen  müsse. 

2)  Geuieinr.  bestritten ;  allein  wer  stillschweigend  geschehen 
lässt,  dass  ihm  etwas  weggenommen  wird,  dessen  Gewahrsam 
ist  nicht  verletzt  Alterdiogs  moss  das  Gesehehenlassen  auch 
die  Zueignung  des  Wegnehmenden  mit  einschliessen.  Dann 
kann  auch  kein  Versuch  des  Diebstahls  staltfinden. 

.  3)  Wer  z.  B,  zwar  ohne  den  Willen  des  Inhabers,  aber  mit  Ein- 
willigung des  Eigenthiimers  die  Sache  wegnimmt,  begeht 
keinen  Diebstahl. 
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ledilmiUsigkeil  des  WegneimieB»:  wer  eine,  aucli  wissentlich 
fremde  Sadie  mit  Termättlem  Rechte  wegnimmt,  z.  B,  in  der 
Meinung,  der  Eigentlnimer  habe  es  ihm  erlanbt,  begebt  keinen 
Diebstahl,  e.  Absieht,  sich  die  Sache  inineignen  (animosrem 
tibi  habendi),  sie  in  sein  Eigenthnm  zn  bringen :  bei  blosser 
Absicht  sie  in  gebraochen,  ist  kein  Diebstahl  da  <L  Die 
Absicht,  sich  durch  die  Zoeignung  der  Sache  einen  unrecht- 
massigen  Gewinn  tu  yerschaiTen  (animus  Incri  faciendi)  :  wer 
auch  die  fremde  Sache  sich  andgnet,  aber  um  sich  dadurch 
fiir  eine  wirkliche  oder  Termeintliche  Forderung  an  den  Be- 
stohlenen  bezahlt  zu  machen,  oder  nur  um  sie  zum  Nach- 
theile des  Eiffenthümers  oder  Besitzers  zu  zerstören,  hat  wohl 
unwlaubte  Selbsthälfe,  beziehungsweise  Torsatzliche  fieschädir- 
gung  fremden  Vermögens  begangen,  aber  keinen  Diebstahl'}. 
Gewinnsüchtige  Absicht  ist  übrigens  schon  die  des  Verschen- 
kens *).  5.  Vollendet  ist  der  Diebstahl,  sobald  die  Sache  aus 

1)  Z.  B.  iD  jenem  Falle  (Simon,  Rechtssprüche  der  Prenss. 
Gerichlsh.  I.  S.  366),  wo  Jemand  ein  Gewehr  entwendet  hatte, 
nm  damit  eineu  Selbstmord  zu  verüben ;  ferner  wenn  der  Dieb 
eine  Leiter  zum  Einsteigen  in  der  Nachbarschaft  entwendet. 

2)  Der  anün.  rem  sibi  bab.  nnd  Incr.  fac.  machen  zusammen  den 
animns  forandi,  die  diebische  Abncht  nach  Deutscher  Rechts- 
anschaunn^  aus.  Dies  wird  nur  zu  häufig;  übersehen;  beide 
werden  oft  für  identisch  «;ehalten,  so  vom  Ob.  Ger.  zu.  Zürich, 
in  dem  Falle,  wo  dasselbe  Jemanden,  der  einen  Wechsel  ent- 
wendete and  ihn,  um  ein  Fandgeld  m  lacrirea,  dem  Aas- 
steiler  als  gefimden  offerirte,  wegen  Concarrenz  Ton  Dieb- 
stahl und  Betrog  strafte,  da  doch  nur  Betrog  vtnrl^;.  Tgl. 
Schauh.  II.  210,  auch  ob.  Anm.  zu  Nr.  2.  a. 

3)  In  der  neueren  Str.  Gesetzoebung  ist  es  hin  und  wieder  Mode 
geworden,  von  dem  Erfordernisse  des  anim.  lucri  fac.  Ab- 
stand nehme»  an  wollen.  Ton  den  Schw.  St;€r.B.  erwähnen 
desselben  —  Tielleicht onabsichtlieh  —  nicht:  St.  Gallen,  Zü- 
rich, Luzern,  Waadt,  Freiburg,  Graubünden.  In  dem  ab- 
sichtlichen Auslassen  liegt  hein  Sinn.  Bei  der  rechtswidrigen 
Aneignung  einer  fremden  Sache  kann  möglicherweise  nur  eine 
dreifache  Absicht  —  abgesehen  von  Motiven  der  Eitelkeit, 
des  Neides  o.  s.  w.  —  gedacht  werden:  die  der  Selbsthttlfe,  der 
Beschädigung  (anch  Vemichtnng)  oder  der  onerlaohten  6e- 
\\  innverscbaffang.  Wie  anklar  jene  Ansicht  ist ,  zeigt  nament- 
lich die  Geschichte  des  neuen  Preoss»  Straff.,  Tgl.  mein 
Lehrb.  desselb.  §.  218,  S.  906  f. 

4)  L.  54.  §.  1.  h.  t.  Ueberflüssig  enthalten  daher  —  mit  D.  St. 
G.  B.  —  St.  Gallen,  Thorgan  nnd  Graobinden  den  Zosatz: 
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der  fremdeo  Gewahrsam  fortgenommen  ist«  also  durch  den 
Act  der  natürlichen  körperlichen  Besitiergreifnng.  Auf  die 
Erreicfanng  des  anim.  fnr.  kommt  es  weiter  nicht  an  *). 

1  194. 

Arten  und  Strafe  des  Dlebstalils. 

Das  Gem.  B.  wie  die  D.  St.  G.  B.  kennen  nur  den  Sach- 
die])slahl  (ob.  §.  192).  Die  Geineinr.  Doclrin  hat,  wesentlich 
auf  die  P.  G.  0.  gestützt,  folgende  Einlhellangen  des^^clhen : 
I.  Einfacher  (oder  gemeiner)  Diebstahl:  1.  grosser,  2.  kleiner. 
IL  Gesetzlich  ausp^czeicbneler:  A.  Oualilicirter  (schwerer): 
1.  Subjcctiv  qualiücirter :  a.  dritter,  b,  gefährlicher :  aa.  gewall- 
samer  (durch  Einbrach),  bb.  verwegener  (durrh  Einsteigen), 
cc.  gefährlicher  i.  e.  S.,  auch  bewaffneter  (mit  Waffen  ver- 
übt). 2.  Objectiv  qualific. :  Kirchendiebslahl.  B,  Ausgezeich- 
neter L  e.  S.  (gelinder  zu  bestrafender  als  der  gemeine):  1.  Ent- 
wendung unter  Miterben,  2.  Familiendiebstahi,  3.  (bestritten) 
Hausdiebstahl,  4.  Diebatahl  an  Früchten  zum  •  Verzehren. 
5.  Holzdiebstahl.  Die  verschiedenen  Strafen  des  Diebstahls 
sind  Gemeior.:  1.  Kleiner  gemeiner:  nach  der  P.  G.  0.  in 
der  RegeP)  Gcldb.  zum  Betrage  des  doppelten  Werlhs  des 
Gestohlenen,  im  Unvermögensfall  Kerker,  nach  der  Praxis 
Gefangniss,  früher  hauOg  körperliche  Züchtigung.  2.  Grosser 
gem.:  nach  P.  G.  0.  Strafe  an  Leib  oder  Leben;  nach  der 
Praxis  Gef.  oder  Zuchth.  bis  zu  mehreren  Jahren.  3.  Dritter : 
Dach  P.  G.  O.  der  Tod,  nach  der  Prax.  langjähriges  Zuchth. 
4.  Der  gefährL,  eben  so.  5.  Kircheodiebstahl :  nach  der  P. 
G.  0.  in  schwereren  Fällen  Feuertod,  in  leichteren  Strafe  an 
Leib  oder  Leben,  auch  wohl  nnr  geschärfte  Strafe  des  cor- 
respondirenden  weltlichen.  6.  Erbschafls-,  Familien-  und 
Haasdiebstahl  sind  beziehungsweise  in  einzelnen  Fällen  straf* 


jfVaa  sich  oder  einem  Anderen**  unrechtmässigen  Gewinn 

zu  verschaffen,  u.  s.  w. 

1)  Aargau  144,  Tessin  335,  St.  Gallen  182,  Zürich  211,  Lu/.ern 

232-234,  Basel  137,  Schaffh.  136,  Tbarg.  2i5,  Waadt  269, 

Freib.  215-217,  Graub.  155. 

2)  War  er  nämlich  oflcner  (handhafler),  so  trat  Pranger ,  Staup- 
hesen  oder  Landesverweisung,  in  mildercu  Fällen  poen.  quadr. 
ein.  Das  Rom.  R.  halte  hier  eingewirkt. 
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los,  wwdea  inmer  nor  auf  PrifataDtrag,  und  nnr  nut  Gef. 
bestraft  7.  Fracht-  und  Holzdiebstahl :  Geld  oder  bürger- 
liches Gefangniss lieber  Einzelnes  ist  überall  viel  Streit 
(s.  d.  f.  $.].  —  Die  oben  hervorgehobenen  Hauptarten  des 
Diebstahls  nach  Gem.  R.  finden  sieh  im  WesentÜchen  auch 
anf  denselben  Grundlagen  in  den  neuem  St.  G.  B.  wieder, 
und  zwar  so.  dass  in  diesen  als  Hauptarten  unterschieden 
werden'):  1.  Gemeiner  (meist  auch  grosser  oder  kleiner),  oft 
noch  zugleich  ohne  oder  mit  erschwerenden  Umständen; 
3.  qualificirler;  3.  milder  ausgezeichneter.  Dabei  fassen  die- 
jenigen, welche  zwischen  Verbrechen  im  e.  S.  und  Vergehen 
unterscheiden,  die  milder  zu  bestrafenden  Fälle,  meist  auch 
schon  den  kleinen  gemeinen  Diebstahl,  als  Vergehen,'  und  erst 
die  anderen  als  Verbrechen  i.  e.  S.  auf.  Die  Eintheilungen '] 
und  Strafen  der  Schw.  St.  G.  B.  sind: 

A«rga«s  Der  Diebttalü  ist  A.  Vergehen,  B.  Verbredieii.  Letz- 
teres *) :  T.  Nach  dem  Betrage  (also  grosser  gemein.),  wenn  das  ge> 
stohlene  Gut  einen  Werth  von  mehr  als  30  Fr.  hat.  II.  Nach  der 
Beschaflenheit  der  That :  1.  Wenn  er  unter  Benut/.unfj  eines  tie- 
meinen  oder  den  Bcslohienen  besonders  treüendea  Notbstaudes 
(Fetten-,  Watsersnoth  u.  s.  w.)  verübt  ist;  2.  wean  der  Dieb  mit 
Waffen  oder  gelühriicben  Werksengeu  verseben  war;  ferner,  je- 
doch nur  bei  einem  Betrat  von  über  10  Fr.,  3.  ^venn  der  Dieb- 
stahl von  mehreren  Personen,  oder  4.  an  einem  zum  (lottesdienst 
jrcweiheteu  Orte,  oder  5.  an  verschlossenem  (»ule,  oder  6.  zur 
Nachtzeit  verübt  ist.  Iii.  iNach  der  Kigeuschaft  des  gestohlenen 
Gntes:  1.  wenn  eine,  onmittelbar  zum  Gottesdienste  gewidmete 
Sache  zogleich  unter  einer  beleidifeenden  Veranehmng  des  christ- 
lichen Gottesdienstes  gestohlen  war;  ferner,  jedoch  nur  beim  Be- 
trag von  mehr  als  10  Fr. ,  Diebstahl  an  2.  Feld-  und  Baumfrüehten, 


1)  P.  G.  ü.  Art.  157 -168..  171 -175. 

2)  Leider  anch  hier  wieder  in  eben  so  nachtheiliger  wie  nnklafer 
nnd  verwiMrrener  Kasaistik.  In  Prenssen  hat  es  s.  B.  des  ans- 

drücklichen  Ausspruchs  des  höchsten  Gerichts  bednrft,  nm  , 
für  die  Praxis  fest/.ustellen,  dass  der  mit  Schiessgewehr  aus- 
geführte Wilddiebstahl  kein  —  gefährlicher  i.  e.  S.  (bewaff- 
neter) Diebstahl  sei.  Von  den  Schw.  St.  G.  B.  ist  Aargan 
nach  dem  Oesterr«)  zwar  abweichend,  aber  nnr  mehr  der 
Form  nach. 

3)  Das  Nähere  über  einzelne  bestimmende  Momente  derselben 

im  f.  g. 

4)  Woraus  der  Thntbestand  des  Vergehens  des  Diebst. ,  den  übri- 
gens das  St.  G.  B.  nicht  weiter  behandelt  (s.  ob.  §.  10),  sich 
von  selbst  ergibt 
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3.  Viäk  «vi  der  Weide,  4.  Ackergerätfaschaften  auf  dem  Felde, 

5.  Güter-  oder  Waarenwagen,  6.  von  einer  Bleiche.  IV.  Nach 
der  Eigenschaft  des  Thäters :  Diebstahl :  1.  von  Dienstboten  an 
der  Dienstherrschaft,  2.  von  Gevverkleuten  oder  TaojelöhDern  an 
dem  Meister  oder  Arbeitgeber,  3.  von  den  aus  Gastfreundschaft 
Aufgenonmenen  an  dem  Gaetfremide,  wenn  svf^eieh  in  allen  FSUeii 
der  Betrag  übee  iO  Fr.  ist.  V.  Der  Dicbftahl  als  Verbrechen  ist 
ein  qualificirter :  1.  wenn  die  Sonune  des  Gestohlenen  400  Fr.  über- 
steigt, oder  dem  Bestohlenen  ein  „ emplindlicher  Schade"  xugefngt 
ist;  2.  wenn  der  Diebstahl  mit  besonderer  Verwegenheit,  Gewalt 
oder  Arglist  ausgeführt  war*  Strafe:  1.  Zu  I.— IV.  Zuchtb.  zeitl. 
im  1.  oder  2.  Gr.,  wenn  aber  zwei  der  Umstände,  die  den  Dieb- 
stahl zooi  Verbrechen  machen,  znsanunentreffei|,  Kettenstr.  neitl. 
im  1.  od.  2.  Gr.  2.  Zu  V.  Kettenstr.  anhält,  im  I.Gr.,  wenn  aber 
der  Thäter  schon  früher  wegen  Diebst.  bestraft  war,  schwere  Ket- 
tenstr. anhält,  im  2.  Gr. ;  beim  Zusammentreffen  der  qnalificirten 
Momente,  langwierig  im  1.  Gr.,  und  wenn  zugleich  der  Dieb  ,;Schon 
zweimal  wegen  Diebstahls  fruchtlos  mit  Criminalstrafe  belegt  wor- 
den und  sich  das  Stehlen  so  zur  Gewohnheit  gemacht  hat,  dass 
wenig  HolTnung  zur  Besserung  übrig  bleibt"*),  Todesstr.  3.  To- 
desstr.  trifft  auch  den  Anführer  einer  Diebesbande.  Tessin*):  Ge- 
waltsamer Diebstahl  (furto  violento),  der  aber  (zum  grossen  Theil) 
wesentlich  unter  den  Gemeinr.  Begriff  des  Raubes  iällt  (daher 
nnter  Tit.  2),  nnd  nicht  gewaltsamer  (f.  non  vioL),  der  eigentlidie 
Diebstahl.  Dieser  ist:  I.  Einfacher,  II.  qualificirter,  III.  Entwen- 
dung unter  Verwandten  (gelinder  ausgezeichnet).  I.  Qaaltlicirter : 

1.  Nach  der  Person:  a.  Diebstahl  von  Vormündern,  Curatoren 
oder  Bevollmächtigten;  b.  von  Angestellten  in  eiuem  offenen  (ie- 
schäfte;  c.  von  Gästen,  aus  Gastfreundschaft  oder  im  Gasthofe  auf- 
genommen; d.  Ton  Spediteuren,  Schiffs- und  Fuhrleuten,  Führern, 
Gastwirthen,  WohnnngSTcrmiethern ,  und  den  Dienern  solcher  Per- 
sonen an  den  ihnen  anvertrauten  Sachen;  e.  von  Dienstboten  an 
der  Herrschaft,  wenn  das  (auch  durch  wiederholte  DiehstSlile)  Ge- 
stohlene über  20  Fr.  beträgt;  f.  durch  mehrere  Tersouen  verübt. 

2.  Nach  dem  Orte :  a.  Diebstahl  in  üfl'cutlichen  Gebäuden  von  Be- 
hörden oder  in  Kirchen ;  b.  bei  fremdem  Nothstande  (Feuers-  oder 
anderer  Noth) ;  c.  an  Vieh  von  der  Weide;  d.  an  Sachen,  die  nicht 
nnter  spezieller  Aufsicht  gehalten,  sondern  der  allgemeinen  Treue 
anvertraut  werden  müssen  (/-.  B.  gehauenes  HolAwer!;.  Kohlen  im 
Freien,  Bienenstöcke  u.  s.  w.);  e.  an  Früchten  auf  dem  Felde, 


0  Das  ist  weder  ein  juristische»,  noch  nberhau|»t  ein  riehter^ 
liebes  Moment,  zu  behaupten«  es  sei  bei  einem  Menschen, 

dem  Ebenbilde  Grottes,  gar  keine,  oder  auch  nur  wenig  Hoff- 
nung zur  Besserung  übrig!  Auf  Grund  dieser  Bestimmung 
ist  übrigens  noch  im  J.  1864  em  Todesnrlheil  im  Aargau  ge- 
fällt und  vollzogen. 
2)  Einigermassen  an  das  Oesterr.  St.  G.  sich  anlehnend. 
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gleiclivi«!  ob  gefatranlt  oder  ttklkc,  wean  te  WeiHk  l^Fr.  Üitr- 

steigt.  3.  Nach  der  Art  der  Aasfuhrung:  Diebstdil  mit  Nacl^ 
•chlÜMefn  oder  Haken,  darch  Erbrechen  von  Mauern,  Thüren 
oder  Behältern;  b.  durch  Einsteigen  in  fremde  Wohnungen,  Lä« 
den  oder  verschlossene  Räume;  c.  mit  Waffen,  oder  d.  unter  Ver- 
kleidung oder  Entstellanf  der  Person.  4.  Nach  der  Zeit:  Dieb- 
staU  hei  Nacht  in  Woha-,  MTcBtÜcheii  GcaehSfts-  oder  SUhiiB* 
Spielhäusern.  5.  Nach  dem  Betrage:  wenn  der  Werth  des  Grfl» 
«tohlenen  200  Fr.  übersteigt.  6.  Nach  der  Beschaffenheit  des  Ge^ 
genstandes:  an  dem  Vermögen  des  Staates  oder  öffentlicher  Gor- 
porationen.  7.  Durch  Rückfall:  wenn  der  Dieb  wegen  qaalif.  Diebst. 
schon  einmal,  wegen  anderer  schon  mehrmals  bestraft  war.  Die 
Strafe  dca  ^alit  DiehsUihU  tat  Zwangtarb.  1.-3. Gr.,  weaa  aber 
drei  oder  mehr  Qualificationen  zusammentreffen,  4.  Gr.  II.  Der 
einfache  Diebst.  hat  Tier  Grade,  nach  dem  Werthe  des  Gestoh- 
lenen: 1.  Dieser  ist  nicht  über  10  Fr.:  Strafe  Gef.  1.  Gr.;  2  von 
10—50  Fr.:  Gef.  2.  Gr.;  3.  von  .50—100  Fr.:  Gef.  3.  Gr.;  4.  über 
100  Fr. :  Gef.  4,  Gr.  III.  Entwendung  unter  Verwandten,  nämlich: 
Einficher  IHebetahl  awifcben  eheliche«  A-  und  Deecendeiilea, 
^tiirlichen  and  Adoptivkindern  und  Eltern,  £4e|fatten ,  und  Witt- 
wen  und  Wittwem  (an  dem  Vermögen  des  verstorbenen  Ehegatten): 
Strafe:  bis  100  Fr. :  öffentl.  Verwarnung  und  Hausarrest  bis  1  Mon.; 
über  100  Fr.:  Gef.  1.—^.  Gr.  Bestrafung  findet  nur  auf  Privat- 
antrag statt,  Theilnehmer  werden  wegen  Theilnahme  an  gewöhnL 
Diebatahl  bestraft  IV.  Nebenbestimmcmgen :  1.  Jeder  wegen  Diebet. 
Verurtheilte  kann  zugleich  unter  Polizeianfii,' gestellt  werden.  2.  Die 
Strafe  des  einfachen  Diebst,  fallt  fort,  wenn  der  Dieb  innerhalb 
24  Stunden,  und  zugleich  vor  ußenllicfaer  Bekanntwerdung  des 
Diebstahls  Ersatz  leistet.  St.  Gallen:  A.  Diebstahl  als  Verbrechen 
(i  e.  S.):  I.  Einfachen  bei  einem  Betrage  von  mehr  ab  60  Fr.; 
falls  dieser  Betrag  jedoch  nicht  auf  einmal  gestohlen  war,  wmt 
dann,  wenn  mindestens  einer  der  Diebstähle  über  32  Fr.  betrng, 
oder  der  Thäter  schon  einmal  wegen  Diebstahls  Strafe  erlitten 
hatte.  Strafe:  Bei  einem  Betrage  bis  300  Fr.:  poena  dupü,  bei 
Unvermögen;  Zuchth.  v.  3  Mon.  bis  1  J.,  facultativ  zu  schärfen 
mit  Prügeln;  tob  über  960—000  Fr.:  Zndith.  Ton  i  — 3  J.»  facolt. 
zu  schiMen  mit  Prügeln  oder  Eingrensnng,  nnd  &ogleich  Verwir- 
kung  des  Activhürgerrechts  bis  10  J.;  bei  Über  600  Fr.:  Znchth. 
v.  1— 6  J.  II.  Qualificirter.  Er  setzt  immer  einen  in  einem  oder 
mehreren  Malen  entwendeten  Betrag  von  über  2.5  Fr.  voraus,  und 
ist  dann  qualiücirt:  1.  wegen  Schwierigkeit  der  Beschützung: 
a.  dnrch  Terbindnng  von  wenigstens  zwei  Dieben;  b.  wührend 
fremden  Noihstaades;  c.  an  Waaren  von  der  Bleiche;  d.  an  leb«i- 
dem  Vieh,  e.  an  Bienenstöcken,  Ackergeräthschaften  auf  offenem 
Felde,  Obstbäumen;  f.  an  öffentlichen  oder  Privateinrichungen,  die 
der  öffentlichen  Sicherheit  anvertraut  sind  (z.  ß.  Denkmälern, 
Brunnen,  Brücken);  g.  von  Hausgenossen  und  Dienstboten:  h.  au 
Feld-,  Baum-  nnd  Gartenfrüchten  nnd  Fischen  a«s  Teichen* 

88 
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2.  Wegen  BeichfffMilieit  der  Handlung:  a.  wenn  der  Thäter  mit 

Waffen  versehen  war;  b.  bei  Einbruch;  c.  Einsteigen;  d.  Ein- 
schleichen in  Gebäude  zur  Nachtz,eit;  e.  in  Kirchen  an  Kirchen- 
geräthschaften.  Strafe:  Bei  einem  Betrage  von  nicht  über  100 Fr.: 
Zuchtb.  ZV  4  J.,  mit  Yerlost  des  Actiirbürgeffr.  und  facnlt.  Prügel; 
wenn  aber  mindestens  zwei  Qiudi&c.- Gründe  zusammentreffen: 
Zuchth.  V.  1  —  3  J. ;  bei  Betrag  über  100—  300  Fr.:  Zuchth.  v. 
1  —  3  J.;  über  300  —  600  Fr.:  v.  4—6  J. ;  über  600  Fr.:  6  —  10  J., 
und  wenn  in  den  drei  letzten  Fällen  mindestens  zwei  Qualiüc- 
Grüude  eintreten,  zugleich  Prügel.  B.  Als  Vergehen.  I.  Einfacher: 
J.  Obne  erschwerende  Umstünde :  Strafe :  poen.  dapli ,  oder  bei 
Unvermogenbeit  angemessenes  Gef.  2.  Mit  erschwerenden  Um- 
ständen: a.  Unter  Verletzung  besonders  eingegangener  Verbind- 
lichkeiten (von  Vormündern,  Dienstboten  u.  s.  w,),  poena  quadr. 
b.  Wenn  der  Betrag  mehrerer  Diebst.  32  Fr.  übersteigt,  und  zu- 
gleich der  Dieb  unvermögend  ist:  facult.  Arbeitsh.  v.  3—6  Mon. 
U.  Qualificirter:  i.  Durch  die  Qualificationen  des  Verbreebens  des 
Diebst.:  poen.  quad.  oder  entsprechendes  Gef.;  2.  durcb  Rückfall : 
Arbeitsh.  V.  3  —  6  Mon.;  3.  durch  Zusammentreffen  von  1.  und  2.: 
Ai'beitsh.  v.  6  Mon.  bis  2  J.  III.  Entwendungen  zwischen  Ver- 
wandten, nämlich  zwischen  Ehegatten,  Eltern  und  Kindern  oder  Ge- 
schwistern, so  lange  sie  (sämmtlich)  in  gemeinschaftlicher  Haus« 
baltung  leben:  Arrest  v.  24  Stunden  bis  6  Mon.,  durch  Fasten  xu 
schärfen,  aber  nur  zu  strafen  auf  Antrag  des  Fannlienbauptes. 
G.  Besondere  Bestimmungen :  Bei  Einsteigen  mit  Waffen  oder  bei 
Einbruch  wird  der  Versuch  als  vollendetes  Verbrechen  bestraft; 
bei  blossem  Einsteigen  oder  Einschleichen  als  vollendetes  Ver- 
geben, und  zwar  immer  mit  Einsperrung  von  3  Tagen  bis  1  Mon. 
Zürich:  AnsgeMicbncter  (qualif.)  Diebstahl:  1.  An  Sachen,  die 
dem  Gottesdienste  oder  der  Unterstützung  der  Annen  gewidmet 
sind,  aus  zum  Gottesdienste  bestimmten  Orten;  an  Sachen  von 
oder  aus  Grabniälern ;  2.  auf  öffentlichen  Strassen,  Seen  oder 
Flüssen,  au  dem  Gepäcke  von  Reisenden,  oder  an,  von  Fuhrleuten, 
Schiffern,  Boten  oder  durch  die  Post  verführten  Waareu;  3.  durch 
Zerstörung  öffentlicher  Siegel;  4.  bei  fremdem  Nothstande;  5.  auf 
Märkten;  6.  an  Sachen,  die  der  öffentlichen  Treue  überlassen  wer- 
den (Früchte,  Vieh,  Bleichslücke  u.  s.  w,),  wenn  zugleich  der  Be- 
trag 4  Fr.  erreicht;  7.  durch  deren  Wegnahme  erheblicher  Nach- 
theil für  Personen  oder  Eigenthum  entstehen  kann  (z,.  ß.  Feuer- 
spritzen, Blitzableiter);  8.  von  Gastwirtben  oder  Hausgenossen^); 


i)  Zu  den  letzteren  rechnet  das  Ob.  Ger.  die  in  einem  Gasthofe 
übemachlendctt  GSste,  Schanberg,  L  S.  426,  freilich  nicht 

dann,  wenn  sie  aus  der  Jedermann  zugänglichen  Wirthsstube, 
sondern  nur  in  einem  von  ihnen  und  dem  Bestohleneu  gemein- 
schaftlich benutzten  Räume  gestohlen  hatten,  das.  IV  .  133, 
XYR,  269.  Das  Wesen  des  HansdiebsUhls  ist  auch  so  nicht 
richtig  erkannt,  s.  d.  f.  f. 
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9l»-tetk  EiutdgM-'üi  Gflbfiade,  oder  Erbrechen  von  Gebäadea 
•der  BebilteineB,  oder  dmli  OietriiDhe  «der  NacMbtitiel;  10. 

ZOT  Nacktzeit  in  bewohnten  Gebäuden,  auch  ia  anderen  durch  Ein- 
echleichen ;  11.  wenn  der  Dieb  sich  mit  Waffen  versehen  hatte; 
12.  dritter  Rückfall.  Strafe:  Beim  dritten  Rückfall  Zachth.  bi» 
3  J.;  ausserdein:  wenn  der  Betrug  anter  100  Fr.  ist:  Gef.  v.  1 
Wedle  ble  Zodith*  in  2  J. ;  wenn  100  bie  nnter  800:  Zuchth.  bis 
6  J.;  wenn  MO  oder  mehr:  Znchtb.  von  3  J.  bis  Kettenttr.' t. 
12  J.  II.  Einfacher:  Strafe,  |e  nach  den  eben  genannten  Beträgens 
Geldb.  bis  20  Fr.  oder  Gef.  bis  6Mon.;  Gef.  v.  2  (Mon.  bis  Zuchth. 
zu  2  J. ;  Zuchth.  bis  8  J.  HI-  Gelinder  zu  bestrafender  Dieb- 
stahl; 1.  Familiendiebstahl:  zwischen  Ehegatten,  A-  und  Descen- 
denten,  Geechwisteni*),  und,  in  sofern  sie  in  derselben  Haosbel- 
tmg  leben,  zwischen  enderen  Verwendten;  fBrner  an  Vormün- 
dern, Pflegeeltern  oder  Erziehern;  2.  an  Ess-  oder  Trinkwaaren 
aus  i^üsternheit.  Die  Strafe  wird  gemildert,  und  tritt  nur  ein  auf 
Antrag  des  Beschädigten  oder  des  Familienhauptes.  Luzern: 
A.  Diebstahl  als  Verbrechen :  I.  Einfacher :  Darch  den  Beirag  von. 
nehr  eis  90  Fr.,  en^  wenn  dieser  dwrdi  melnrere  nedi  nnbe- 
strefte  oder  mit  Einr^ebnun^  sehon  friUier  bestralMr  DiebsiäUe  gft- 
bildet  wnrd.  Strafe:  bis  lOO  Fr.:  Znchth.  v.  3  Mon  bis  1  J.;  bis 
400  Fr.:  von  1  —  6  J.  ;  bis  1000  Fr.:  von  6  —  10  J. ;  über  1000  Fr.: 
Kettenstr.  v,  5  —  10  J.  II.  Qaalilicirter :  Durch  die  Beschaffenheit 
der  That:  a.  Wenn  der  Dieb  mit  Waffen  versehen  war;  b.  bei 
Einsteigen  in  Gebinde;  Erbrechen  von  Gebinden *oder  Behilt- 
nissen  in  densdben;  dnreh  NecbscfaUissel  n.  s.  w.;  c.  bei  fremdem 
Motbstende.  Ferner,  jedoch  nur  bei  einem  Betrage  von  über  0fr.« 
d.  an  zum  Gottesdienste  bestimmten  Geräthschaften  aus  einer 
Kirche;  e.  bei  Nachtzeit  an  nicht  eingesammelten  Fruchten;  f.  an 
Vieh  auf  der  Weide,  Bienenstöcken,  Bäumen,  Ackergeräth  auf  dem 
Felde,  Bleaehstncken,  Weeren  enfoffentlicben  Stressen,  von  Post- 
oder enderen  Wegen  oder  Frechtschiffen,  an  Waaren  oder  Effecten, 
die  im  Kauf-  oder  Posthause  niedergelegt  sind ;  g.  bei  Einschleichen 
zur  Nachtzeit  in  (vebäude  oder  anstossende  eingeschlossene  Plätze ; 
h.  an  Waaren  auf  Märkten ;  i.  in  Wirths.,  Gast-  oder  Schenkhäu- 
sern ;  k.  von  einem  aus  Mitleid  über  Nacht  Beherbergten;  1.  von  Dienst- 
beten, Lelirlingen,  Tagelöhnern,  Gewerbslenten  en  Herrscbeft  nnd 
Arbeitgebern  nnd  von  diesen  an  jenen.  Strafe:  Bei  einem  Werthe  bis 
20Fr.:  Zuchth  v.SMon.  bis IJ.;  bis  100 Fr.:  V.1-2J.;  bis 400 Fr.:  v.2 
bis  8  J. ;  über  400  Fr.:  Zuchth.  v.  8  J.  bis  Kettenstr.  v.  12  J.  B.  AlsVer- 
Igehen  (ohne  weitere  Unterscheidung) :  Strafe:  Körperliche  Züchti- 

1)  Im  f.  210  St.  G.  B.  werden  noeh  besondere  Schirfangsgrände 
en%efiibrt,  sowohl  für  den  qnalif.  als  einf.  Diebst.  Es  ist  de- 
bei  aber  eine  Uebersehreitnng.  des  höchsten  Strefinesses  nor 

gestattet. 

2)  Zu  denen  das  Ob.  Ger.  auch  Schwäger  rechnet,  Schau- 
berg, I.  S.  422. 
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gmg,  BimwBMmg  h»  i  h  «der  G«t  1  WodM  him  AfbeiUk. 
n  3  Mo» ;  inoMr  svgkMi^  StiUrtfllliiH  »  Aetivlittrffnrr.  2  bis 
6  I.  G.  Gelioder  n  btttrafimdcr«  <.  FaniiliendiebfUhl:  zwifehn 

Ehegatten,  Eltern  nnd  Kindern,  nnd  Geschwistern,  so  lange  sie 
(samintlich)  in  gemeinschaftlicher  Haushaltung.  Die  Bestrafung  wie 
hei  Zürich.  2.  Holz-  oder  Früchte£re¥el :  Eatwendnogea  von 
FMIchtom  ote  VÜH  n,  w.,  am  Orte  sdbit,  nm  Wertbe  mMct 
1  Fr.:  G«Mb.  von  9^90  Fr.  oier  angewifsems  6«f.  Baads  A. 
Diebst.  als  Verbrechen:  1.  Einfacher:  bei  einem  Betrage  von  50 
Fr.  oder  mehr.  Strafe:  Ziichth.  oder  Kettenstr.  2.  Gr.  v.  1  — 10  J. 
«nd  facultativ  Erhöhung  des  Maximums  um  die  Hälfte,  wenn  der 
Diebstahl  dnrch  Mehrere  in  Vereinigung  geschah.  Eine  Menge  er- 
sdrararaader  Uaatin^  gelte«  nur  ab  Zonetsangsgniadtt  zmm 
groaMB  TkaU  dietclbes,  die  aut  euMm  Betir.  über  6  Fr.  Loacrn 
als  Qnalific.-Gründe  aufisteltt.  IT.  QualUicirter :  1.  durch  Einsteigen 
in  ein  Gebäude;  2.  durch  Erbrechen  oder  Oeflnen  mittelst  Wach- 
scbltissel  u.  s.  w.  von  Gebäuden  oder  Behältnissen ;  3.  wenn  der 
Dieb  sich  mit  Wailen  versehen  hatte.  Strafe:  wie  des  einfachen. 
Dieselbe  Strafe  teißt  «aeb  den  Vcrsncb  beun  Einsteigen  oder  Suf- 
bmcb,  wenn  der  TbSter  nut  Waffen  verseben  war.  Ancb  Wer 
facultativ  Erböbnng  des  Maxim,  am  die  Hälfte,  bei  Vereiniguig 
Mehrerer,  oder  wenn  Einsteigen  oder  Einbruch  mit  Bewaffnung 
verbunden  war.  B.  Als  Vergehen:  I.  Einfacher:  1.  Zum  Betrajic 
unter  10  Fr. :  Freiheitsstr.  bis  2  Mon.  j  2.  von  u.  über  10  Fr  :  v.  14  Tag. 
Ua  IS  Man.)  S.  bei  Papieren,  Knnstsaeben  n.  s.  w. ,  deren  Wertb 
nacb  Gald  nicht  aasageben,  deren  Verlast  aber  niefat  nnbedentend 
für  den  Bestohleuen  ist:  Freiheitsstr.  bis  i  J.  oder  Geldb.  bis  1000 
Fr.  II.  Gelinder  zu  bestrafender:  Diebstahl  an  Früchten  xnm  Be- 
trage unter  4  Fr.,  bei  Tage  verübt,  so  wie  Waldfrevel  unter  dem 
Werthe  eines  Klafters  Hok:  Strafe:  polizeilich  <).  ächallhausen: 
A.  Dtehet.  als  Verbrechen ;  gana  wie  nach  Aargan,  nur  daas  an- 
statt 30,  10  und  400  Fr.  dort,  hier  50,  8  nnd  30O  treten.  Strales 
1.  Zu  I  — IV :  Arheitsh.  2.  Gr.  V.  1 — 6  J.,  be'/.iehangsweise  Kettenstr. 
T.  1  —  8  J.  2.  Zu  V.:  Kettenstr.  v.  8  —  12  T. ,  bezieh,  schwere  Ket- 
tenstr. V.  12  —  16  J..  oder  v.  16  —  20  J.  3.  Die  Todesstr.  ganz,  wie 
nach  Aai^au.  ß.  Als  Vergehen:  1.  Ohne  erschwerende  Umstände: 
bei  eineat  Betrage  von  mehr  als  5 Gnld:  Strafe:  Zochtb.  v. 8 Tag. 
bis  6  Mon.  2.  Mit  ersehwcrendm  Umatünden,  denselben,  welche 
den  Diebst.  als  Verbrechen  charakterisiren  nach  IL  III.  IV.,  wenn 
zugleich  der  Betrag  über  3  Guld.  ist:  Strafe:  Zuchth.  v.  8  Tagen 
bis  6  Mon«,  und  wenn  mehrere  der  Erschwerungsgründe  zusam- 
mentreffen, facult.  bis  1  J.  In  allen  zugleich  facult.  Stillstelluug 
im  Activbiirgerr.  v.  6  Mon.  bis  6  J.  G.  Ab  Polineüibertrelung : 
bei  einem  Betrage  von  bis  .9,  bezielh  3  Gold.  Thnrgan:  L  Ge- 
meiner :  1.  bis  25  Guld. :  Gef.  oder  Arbeitsh.  bis  3  Mon. ;  2.  bis 
100  Guld.:  Gef.  v.  1  Mon.  bis  Arbeiuh.  zn  2  J.;  3.  bis  400  Guld.: 


1)  Also  nur  Polizctübcrtreiung. 
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1  J.  Ins  Z«cktk.  za  8  J.  Mit  dem  Cef.  a«|^eMli  fiftolt.  EatzidluK 
4ut  Ehrenrechte  bis  3  J.  IL  Gefährlicher  (qnalif.):  1.  der  bewaff* 
nete ;  2,  durch  Einbruch  oder  verwegenes  Einsteigen  in  bewohnte 
Gebäude  oder  dazu  gehörigen  Hofraum Strafe :  Arbeitsb.  oder 
Znchth.  bis  10  J.  UL  Erschwerende  Umslände  für  beide  gen« 
JkHmi  im  G«intB  jUwelbwi,  di«  warn  4tB  ndefwi  St  G»  B.  •••• 
«tdeM  als  Qaalif.«*  oder  Znmaawiigsgr lindt  m^tftellt  sind.  Sic 
gelten  anch  hier  nur  als  Zumessangsgründe ,  so  «bar«  dass  beim 
Zusansnientreifen  mehrerer  Ton  ihnen  die  an  sich  verwirkte  Strafe 
am  7*  bis  erhöhet  werden  soll.  IV.  Milder  zu  behandelnder 
Diebstahl:  1.  Gemeiner  (wenn  auch  mit  erschwerenden  ümstän- 
4«b)  FfMüiUeiiditbMiM,  vnt  bei  Z&rieli.  St.  Gcmmt,  okM  «> 
schw.  Umst.  verübter  Diebstahl  zum  unmittelbarea  Gcbvbm»  zafli 
Betr.  bis  2  Quid,  ist  nur  Polizeifrevel.  3.  Ebenso  EntwendnngeA 
von  ungefalltem  Holze  und  von  noch  nicht  eingesammelten  Wald-, 
Feld-  und  Gartenfrüchten  zum  Betr.  bis  2  Gnld.  Doch  tritt  die 
Diebstahlsstrefe  ein,  wenn  zur  Nachtzeit  mehr  als  för  '/t  Gold* 
entwendet  wer,  lo  wie  beim  zweiten  RäckfiiU,  wenn  diefrükcnn 
Beträge  zusammen  2  Gold*  überstiegen.  V.  Nebenbestimraung: 
Froiwilliger  völliger  Ersatz  vor  Anzeige  hei  der  Obrigkeit  zieht 
Herabsetzung  der  Strafe  um  bis  */«  nach  sich;  theilweiser  theil- 
weise  geringere.  Waadt:  I.  Einfacher:  1.  Ohne  erschwerende  Um- 
stände :  a.  bei  einem  Betrage  bi«  10  Fr. :  Zuchlb.  bis  15  Tag. ,  in 
l^enngeren  Fällen  nnd  wenn  ee  der  erste  DtebstaU  ist,  fiMenh.  blne 
Terwcie;  b.  bis  200  Fr.,  Zuchth.  v.  10  Tag.  bis  10  Mon.;  c.  über 
200  Fr. :  von  6  Mon.  bis  3  J.  2.  Unter  erschwerenden  Umständen : 

a.  An  Sachen,  die  der  öffentlichen  Treue  anvertraut  werden. 

b.  Diebstähle  von  Gewerbsuntergebenen  oder  Arbeitsnehmern  an 
ibren  Vev^eetsten  oder  Arbeitfgebem  nnd  deren  Haoagenoeeen» 
jowie  «en  den  Arbeitsgebern  und  Vergesetatcn  an  jenen,  c.  Dieb» 
stähle  in  irgend  einem  Gebäude,  von  Jemandem,  der  darin  wohnt 
oder  freien  Eintritt  hat.  d.  In  irgend  einem  öffentlichen  Locale. 
e.  An  Sachen,  die  auf  der  Post,  Douane  oder  an  öffentlichen  Waa- 
renniederlagen  hingelegt  sind.  f.  An  öffentlichen  Gassen  aller  Art, 
eowte  en  «^ntUeben  Archiven  nnd  Sammlungen  von  Bachern  u.  s.  w, 
g.  Bei  fremdem  Hethstsnde*  h.  In  Kireben  oder  auf  Kirchhöfen, 
i.  Durch  mindestens  zwei  Personen,  k.  An  Fahrwerk  auf  öffent- 
lichen Wegen.  1.  Zur  Nachtzeit  auf  öffentlichen  Wegen  oder  in 
bewohnten  Gebäuden  oder  deren  Zubehör,  m.  Durch  Einsteigen, 
n.  Durch  Einbruch  (insofern  dieser  nicht  qualificirt).  Die  Strafe 
iH:  n.  bei  einem  Betr.  bis  5  Fr.»  Zncbtk.  3—20  Tagen.  h>  Bie 
50  Fr. :  von  1—10  Mon.  3.  lieber  50  Fr. :  von  4  Mon.  bis  4  J» 
U.  Qualificirter :  1.  Bewaffneter.  2.  Unter  Anwendung  von  Be- 
täubungsmitteln. 3.  Bei  Nacht  durch  mindestens  zwei  Personen 
in  bewohntem  Gebäude  oder  Zubehör.  4.  Durch  Einbruch  oder 
falsche  Schlüssel  in  dasselbe.  5.  Durch  Einbruch  oder  falsche 
ScUalssel  in  ein  Post-  oder  ZoUcdiiindf  oder  andere  offentliehe 
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IVfireniiiederlage  oder  ZwhthSr.  tiL/Darch  E»]HrecbeB.oder£il«ehe 
^ScUiissel  «n  verschlossenen  Cessen,  Koflern  oder  anderen  Behält- 
nissen, wenn  die  Oefi'nung  auch  nicht  am  Orte  der  Entwendang 
geschah.   Die  Strafe  ist  die  des  eini.  Dicbst. ,  unt.  ersehw.  Umst., 
.  jedoch  Erhöhung  derselben  um  die  Hälfte,  wenn  zwei  oder  meh- 
rere qualif.  Momente  ^nsammentreii'en  oder  der  Diebstahl  auf 
äflbatlichem .  Weg?  bei  Nacht  wad  mit  beimffiieter  Hand  -veräbt 
iiraTde..IIL  Gelinder  zu  bestrafender :  Entwendung  ToniMeh  nicht 
gesammelten  Früchten  (ausserhalb  eines  Waldes)  (Hmarandagc^O* 
1.  Bei  einem  Betr.  bis  2  Fr.  ist  nur  Polizeiübertretung  da.  2.  lieber 
2  Fr.    Strafe:  Geldb.  bis  60  Fr.  oder  Gef.  bis  15  Tage,  auch  Ver- 
bindung beider,  doch  nur  jeder  bis  zur  Hälfte.   3.  Ueber  10  Fr. 
Strafe  eines  eigentl.  Diebst.  Immer  kann  nur  avf  Frivatantrag 
gestraft  werden.  IV,  Nebenbestinunangen :  1.  Familieadiebstahl 
(mit  Ausnahme  des  ausgezeichneten)  :  zwischen  Ehegalten ,  und  in 
gemeinschaftlicher  Haushaltung  lebenden  A-  und  Descendentcn 
oder  Geschwistern,  ist  straflos ;  der  ausgezeichnete  wird  nur  ge- 
straft auf  Privatantrag  (des  Bestohlenen).   2.  In  den  Fällen  I.  1. 
a.  b.  2.  b.  .e.  wird  immer  nor  anf  solchen  Antrag  gestraft,  mit 
Ausnahme  des  Rückfalls.  3.  Alle  Strafe  wird  ausgeschlossen  durch 
freiwilligen  Ersatz  vor  Beginn  der  Verfolgung  gegen  den  Dieb  im 
Falle  I.  1.  a. ;  eine  Verminderung  der  Strafen  bis  zur  Hälfte  des 
Minimums  tritt  dadurch  ein  in  den  Fällen  I.  1.  b.  c.  und  2.  Die 
Begünstigungen  fallen  fort  beim  Rückfall,  k.  Die  Strafe ,  mit  Aus- 
nahme von  UI.  1.  2.,  kann  um  die  Hälfte  erhöhet  werden  bei  einer 
▼erbrecherischen  Verbindung  der  Diebe.  5.  Jede  Vemrtheilung 
wegen  Diebstahl  hat  Verlust  des  Activbürgerr.  zur  Folge ,  und 
zwar  a.  lebenslänglich  bei  Zuchth.  von  mehr  als  5  J. ;  b.  von  5 
bis  20  J.  bei  Zuchth.  von  über  10  Mon. ;  c.  ausserdem  bis  5  J. 
6.  Bei  Rückfall  kann  die  Strafe  a.  beim  ersten  nicht  unter  der 
Hälfte  des  Maximoms  der  Zndithansstr. ,  b.  beim  aweiten  nidit 
nnter  diesem  Maximum ,  c.  beim  ferneren  nicht  unter  1 J.  Zuchth. 
sein.    Freiburu; :  Im  Ganzen  ein  Gemisch  der  Vorschriften  von 
Luzern  und  Waadt:  A.  Diebstahl  als  Verbr. :  I.  Einfacher:  Ueber 
100  Fr.    Strafe  :  bis  400  Fr. :  Zwangsarb.  von  1— 6  J.,  bis  1000  Fr. 
von  6  —  10  J.,  über  1000  Fr.  von  10  —  20  J.  11.  Ausgezeichneter 
(qualif.):  Eineraeitt  der  qualif.  von  Luxem  in  den  Emilien  a.  b.  c.  d. 
g.  oben ;  andererseits  der  einfache  unter  erschw.  Umst.  t.  Waadt 
in  den  Fällen  von  a.  b.  c.  d.  e.  g.  i.  1.  oben.   Die  Strafe  ist :  bei 
einem  Betr.  bis  100  Fr.  :  Zwangsarb.  bis  2  J.  oder  Gef.  ;  bis  400  Fr. 
Zwangsh.  von  2—8  J. ;  über  400  Fr.  von  8—15  J.  B  Als  V  ergehen-: 
Strafe :  bei  einem  Betr.  bis  10  Fr. :  polizeiliche  Strafe  ;  über  10  Fr. 
Znchtlk  von  IS  Tagen  bis  2  J.,  immer  nebst  Einstellung  der  polit. 
Rechte  auf  1—6  J. ;  bei  geringfügigem  Betr.  aber  und  wenn  es  der 
erste  Diebstahl  war ,  facult.  auch  blos  Verweis.   C.  Nebenbestim- 
mungen :  1.  Entwendung  zwischen  Ehegatten  und  in  gcmeinschaftl. 
Haushaltung  lebenden  A-  und  Descendentcn  und  Geschwistern, 
wird  gar  nicht  bestraft.  2.  Anderer  Familien-  (in  derselben  Haus- 
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baltnng)  oder  Hausgenossendiebstahl  wird  nur  bestraft  auf  Antrag 
'  4m  BrirtoUenen  oder  '4m  HmiptM  4er  Pemilie  o4cff  Beasbahmig. 

3.  FVeiwüliger  vonatMii4iger  Ersatz  vor  oUer  VerfoliriiBg  ueht  Ver- 
minderung der  Strafe  um  bis  '/'nach  sich.  Graubündeii :  I.  Ein- 
facher. Strafe :  bis  30  Gulden  :  Gef.  oder  Zuchth  bis  3  Mon. ,  bis 
500  Gld. :  Gef.  oder  Zuchth.  bis  5  J  ,  über  500  Gld. :  Zuchth.  bis 
10  J.  II.  Ausgezeichneter  (qaalif.):  1.  Durch  Einbrechen,  Einstei- 
gen ,  EiBMhleiclieii  in  ein  GebSnde,  oder  heialichee  ZnrfttkMeiben 
darin.  3.  Doreh  Erbreehen  oder  Oeffiaen  mittelst  Nacbseiilüssel 
n.  8.  w.  Ton  Gemächern  oder  Behältnissen.  X  Bewaffneter.  4.  An 
Sachen,  /-um  (Toitosdienste  gewidmet,  an  solchen  Orten.  5.  An 
Sachen,  die  der  Post  oder  Boten  anvertraut  sind,  oder  der  Rei- 
senden. 6.  An  Vieh,  Pferden  oder  Bienenstöcken.  7.  Bei  frem- 
dem Notbstonde.  8.  Bei  wiederholtem  Rttekfril.  Strafe :  Bei  einem 
Betr.  bis  30  G. :  Gef.  oder  Zachth.  bis  6  Mon. ;  bis  500 :  Zuchth. 
bis  8  J.  ;  über  500:  bis  15  J. ;  bei  öfterer  Wiederholung  facult.  bis 
20  J.  III.  JNebenbestimmungen :  1.  Familiendiebslahl :  Zwischen 
Verwandten  und  Verschwägerten  in  auf-  und  absteigender  Linie, 
Geschwistciu,  oder  anderen,  aber  nur  in  der  nSmlichen  Hans- 
iMltang  wohnend«!,  Verwandten  oder  VerseKwigerten,  wird  nir 
bestraft  aof  Antrag  des  Bestohlenen  oder  des  Familienvortreietzten 
des  Diebes.  2.  Freiwilliger  Ersatz  hat  facultativ  Herabsetznng, 
ToUständiger  anch  gänzlichen  Nachlass  der  Strafe  zur  Folge 

§.  195. 

^Alleren  Aber  einzelne  Auszeirlinung^ii-IJmntftnde* 

I.  Kircbeodiebstabl.  Scboo  das  Rom.  R.  stritfte  Ent- 
wendung einer  res  sacra  ex  loco  sacr. ,  und  später  auch  einer 
res  religiosa  ex  loco  rclig.  als  Sacrilegium.  Auch  das  Gan. 
Recht  sah  ab  Sacril.  an  jede  Entwendung  einer  i«  res  sacra 
de  loco  sacro,  2.  r.  non  s.  de  1.  s.,  3.  s.  de  1.  non  s.  Die 
Ansicht  einer  besonderen  Schwere  solcher  Eniwendungen  war 
unter  den  Deuischen  schon  vor  der  Einführong  des  Cbristen- 
tbums.  Sie  ging  auch  in  die  P.  G.  0.  über'],  und  hat  sich 
in  Doclrin  und  Praxis  des  Gem.  R.  erhalten.  Kirchendieb* 
stahl  ist  danach  überhaupt:  Jeder  Diebstahl  an  zur  Gottes- 

1)  Aargau  l'iS  — 155,  Tessin  210.  341  —  350,  St.  Gallen  183-189, 
Corr.  G.  79-86.  89,  Zürich  212—220,  Luz.  235-244,  Corr.  G. 
89—91,  Basel  138-143,  Corr.  G.  63.  65,  Schaffh.  137—147,  Corr. 
6.  «9—72,  nrarg.  219—229,  Waadt  268. 270-271.  388-808. 
310.  311,  Freib.  215— 239;  373-876,  Granb.  156-166. 

2)  Vgl.  1.  16.  §.  4.  de  poen.  1.  9.  §.  1.  ad  1.  J.  pec.  I.  5.  C.  de 
sep.  viol.  Gaus.  17.  qu.  4.  c.  5.  21.  P.  G.  O.  Art.  171.  Wilda, 
S.  881;  aach  Blumer,  Gesch.  der  Dem.  S.  420. 


üiyiiized  by  Google 


—   600  — 

T«r«hniQg  geweiiieten  (o4«r  beiNklilUlioUkeii:  gewidineCei^ 
SacbeD  oder  Orten.  IKe  Stnfe  iai  nsch  der  P.  G.  0.  mek 
Verschiedenlieit  der  Fälle  Feuertod,  Strafe  en  Leib  oder  Le- 
ben, blos  ScfaäHiiiig  der  Strafe  des  weltlichen  DIebstabb. 
Die  Praxis  pflegt  überall  die  betr.  Strafen  des  letzteren  zu 
aebärfen.  Dies  reiebt  ans.  Bei  den  posltlren  Vorsebriflc« 
der  neuen  St.  G.  B.  ist  überall  zu  beacbten,  dass  das  be- 
schwerende Moment  des  Kirchendiebstabls  in  der  Verletzung 
sowohl  der  Heiligkeit  der  Sache  als  des  Ortes  liegt.  Wo 
nioht  der  Thatbestand  ansdrüclülcb  fiir  christliche  Religion 
beschrankt  ist,  mnss  er  für  jeden  gedaldeten  Gottesdienst 
gelten.  II.  Diebstahl  in  bewohntem  Gebäude').  In 
der  älteren  Deutschen  Rechtsanschauung  war  der  DIcibstahl 
aus  der  Gewere  I.  e.  S.  (Haus  und  Hof)  stets  schwerer.  In 
die  P.  G.  0.  Ist  diese  Anschauung  nur  bezüglicb  des  gewalt- 
samen und  Terwegenen  DIebst,  übergegaogeo.  Neuere  St 
G.  B.  haben  wieder  vielfach  die  schwerere  Bestrafong  des  m 
einem  bewohnten  Gebäude  überhaupt  Teräbten  Diebstahb  aus- 
gesprochen. Das  beschwerende  Moment  ist  hier  ein  mehr- 
faches :  Verletzung  der  Helligkeit  der  Wohnung,  Frechheit 
der  Nichtachtung  des  nnmittdbaren,  menschlichen  Schutzes 
för  Eigenthum,  die  dadurch  zugleich  begründete  besondere 
Ge£|hr  für  Personen.  Danach  Ist  unter  bewohntem  Gebäude 
(Wohnhans,  Wohngebände]  jedes  Gebäude  zu  Tcrsteben,  wel- 
ches schon  und  noch  zu  dem  gewöhnlichen  häuslichen  (nicht 
blos  gewerblichen  ]  Aufenthalte  you  Menschen  bestimmt  Ist, 
gleichviel,  ob  es  zur  Zeit  der  That  factisch  bewohnt  war  oder 
nicht,  wenn  die  Bestimmung  zum  Wohnen  nur  einerseits  schon 
wirklich  realisirt,  und  andererseits  noch  nicht  wieder  aufge- 
geben war.  ni.  Einbrechen  und  Erbrechen.  Der  ]»ge-  • 
waltsame^  Diebstahl  des  Gem.  R.  wird  nach  der  P.  G.  O. 
Art.  159  begangen,  wenn  Jemand  in  eine  Behausung  odor 
Behaltung^  bricht  Er  Ist  von  Doctrin  und  Praxis  immer 
vidfoch  verschieden  behandelt  worden ;  namentlich  ob  unter 
Behaltung  gleichfalls  nur  Gebäude,  oder  auch  transportable 

i)  Unter  Gebäude  telbit  »um  nan  jeden  lUam  irerstehcii,  der 
von  aufgebauten,  gemaaerten,  gezimmerten,  geflochtenen  U. 

s.  \v.  Wänden  umgeben  und  zugleich  mit  irgend  einer  Be- 
deckung oben  versehen  ist ;  es  unterscheidet  sich  namenüicli 
dusch  letztere  von  einem  blos  „omschlossenea  Renne.* 
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KistM  tt.  i.  w.  w  TmlilicB  acieo;  ok  wmk  ttibradi  im  Mm- 
bflwoliBl«  CSctode  IMmt  gal9n;  ob  4ie  OMÜficüm  d«i 
Art  159  auf  das  BiBbrechan  Sht  Mk  aieio,  odar  aw  mm 
dar  UM  zugläcli  mH  Wata  TctsalieB  war,  in  liaiieliaii  aci 
Aneb  die  St.  6.  B.  gelien  vielfadi  Mch  deaaelbeii  SaNan  Ida 
««laiaaiidar.  IMti  Man  abzelDa  auch  da»  Efabtaaban  Im 
daa  HBMcMowana  SoMritr  aiiiaa  Gebiadaa,  nawanllicb  Wobn* 
hmMBt  >dt  luarbar,  «ad  aadararaaila  valanaliaidaii  mahrara 
(naeli  AnMiHig  des  Franz.  St  G.  B.)  swischaii  iiiiieram  «nd 
Unssarsni  EwlMradi.  Dieser  ist  Yorhandaa,  wmm  dar  TliUar 
▼oa  attssan  her  in  das  Gebi^ade  eine  Oeffnoag  bricbt ,  nm  dnreb 
diese  in  das  Innere  desseiban  za  gelangen.  laoerar,  wann  er« 
bereits  im  Inneren  des  Hauses  befindlich,  in  diesen  »um 
Zwacke  der  Verübang  des  Entwendeas  bricht  (Thören,  Yar- 
bindnngsoMoern ,  ScbräiAe,  Kisten  n.  s.  w.).  In  aUaa  F&km 
Kagt  das  Beschwerende  darin,  dass  eine  nngewübslicbar Gewalt 
angewendet  werden  nnsste,  um  den  Sehi^  des  EigantbnBM 
dwrcb  Varscblass  sn  serstören.  Gemeinr.  kowt  angM^b  dar 
teilatite  Schutz  des  Gebindes  hinzu.  Dias  aocb  nadi  Z^irid^ 
liuzeni,  Thurgaa,  Waadt  und  (jedoch  zweiMiallQ  St  GallaB. 
Dai^aoh  ergeben  sich  auch  die  Erfordernisse  des  Brechang 
sdbft :  1,  Es  moss  mit  irgend  einer  Gewaltanstrengnng  ge- 
aebdian  sein'),  gleiebfial  aber,  ob  mit  oder  ohne  Instm- 
flMie^  %  Es  mnss  dadurch  ein  yeracbhus  zerstört  sein,  und 
zwar  ;t  ein  VmehlnsB,  dar  zur  Sicbemog  des  Eigenthums 
gegen  Entwendung  dienen  sollte.  4.  Es  muss  zum  Zwecke 
der  noch  zu  Terübenden  En^nendung  geschehen  sein,  also 
nidit  hinter  dieser  bar.  Ein  Eintreten  des  Diebes  in  den 
erbrochenen  Raum  ist  (auch  bei  dem  Susseren  Einbrüche) 
nicht  erforderlich;  auch  ein  Hineinlangen  mit  der  Hand  u. 
s.  w.  genügt.  6.  Vollandet  ist  der  Diebstahl  durch  Einbruch 
ent,  wenn,  und  zwmr  dorch  daa  Erhrecben  als  Mittel,  die 
Entwendung  geschehen  ist;  ausser  wo  positiv  ($.  194)  schon 
das  Brechen  selbst  als  das  ▼ollendete  Yerbrechen  gellen  soll. 
IV.  Nachacbluasesdiebstahi.  Er  ist  hauptsächlich  durch 
Deutsehe  Particulargesetze  qualificirt  worden.  Der  bescbwe- 

0  Das  Darchstossen  der  Gaxe  ein«*  FliegenschraAkeiif  z.  B. 

würde  nicht  hierher  gehören;  freilich  auch  schon  aus  dem. 
^    Grande  zu.  3  nicht.   Nor  rein  positiv  £ieht  Freiburg  dM  Er- 
brechen amtlicher  Siegel  hierher. 
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rende  Grand  ist  dem  des  Diebstahls  durch  Einbrach  durcbaas 
analog,  nur  dass  beim  Einbruch  der  Schutz  des  Verschlusses 
durch  besondere  Gewalt,  beim  NachscbiüsseldiebslabI  aber 
durch  mit  besonderer  Hinterlist  erworbene  oder  gebrauchte 
Instrumente  vernichtet  wird.  Danach  ergeben  sich  die  Er- 
fordernisse, insbesondere,  dass  als  ))IVacbschUissel'^  überhaupt 
nar  solche  Instrumente  gelten  können,  die  auf  hinterlistige 
Weise  entweder  erworben  waren  oder  gebraucht*)  werden 
müssen'],  und  andererseits  zugleich  nicht  zum  befugten  Oeff- 
nen  des  betr.  Schlosses  bestimmt  waren.  Dieses  letztere  Er- 
forderniss  haben  ausdrücklich  aufgegeben  St.  Gallen,  Frei- 
burg, Graubünden.  V.  Diebstahl  durch  Einsteigen.  Der 
»verwegene'^  Diebstahl  der  P.  G.  0.  Art.  159  steht  Gemeinr. 
ganz  dem  durch  Einbruch  gleich.  Das  beschwerende  Moment 
liegt  bei  ihm  (anstatt  der  Gewalt  beim  Kiiibruch]  in  einem 
verwegenen  Umgehen  des  Schutzes  durch  Verschluss.  Danach 
bestimmen  sich  die  Erfordernisse  des  Flinsteigons ;  Gemeinr. 
kann  dazu  nicht  jedes  Eingehen  in  ein  Gebäude  auf  einem 
anderen,  als  dem  gewöhnlichen  Wege  gehören'),  sondern  nur 
ein  solches,  welches  an  sich  (ohne  zutaliigo  äussere  Umstände) 
mit  einer  Verwegenheit  verbunden  ist*),  also  ein  Steigen,  sei 
es  hinaut  oder  hinunter,  und  zwar  immer  vermittelst  Instru-  - 
mente ').  Das  Erforderniss  der  Instrumente  haben  ausdrück- 
lich aufgeben  :  St.  Gallen,  Zürich,  Luzeru,  Hasel;  zweifelhaft 
ist  Tessin  ( con  uso  di  scale  o  in  altro  qualunque  modoj. 
VI.  Diebstahl  dur<  h  Einschleichen  war  schon  langst 
durch  Particulargesetze  ausgezeichnet,  wenn  ein  absichtliches 
(zur  Begehung  des  DiebslahlsJ  Einschleichen  entweder  bei 


1)  Also  nicht  zufällig  oder  befugt  la  den  Besil/,  des  Diebes  ge- 
kommene Schlüssel,  die  nur  zufallig  z,u  dem  Erüil'netea  pass- 
t«n;  so  auch  angenommen  Toa  den  Gerichten  in  Zörieh, 
Schaub.  IV.  427.^ 

2)  Daher  ist  der  Nachschlüssel-  (wieder  Einbrach-)  Diebstahl 
auch  für  ausgezeichnet  zu  erachten  nach  Aargau  und  Schafib., 
die  seiner  zwar  nicht,  dageiren  der  Qualiüp.  durch  betondere 
Arglist  (oder  Gewalt)  erwäbnea. 

3)  Anch  Tom  Ob*  Gr.  Zürich  angenommen,  Schanb.  V.  6. 

4)  Nach  diesem,  an  eich  richtigen  Crrande  ist  auch  dieser  Dieb- 
stahl nach  Aargau  and  Schaffh.  für  qualific.  zu  erachten. 

5)  Dabei  kann  ein  Mensch  dem  anderen  als  Instrnment  (Leiter) 
dienen. 


r 
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Nacht  odor  hei  Tage ,  immer  zu  einem  näcbtlichen  Diebstahl, 
in  ein  bewohntes  Gebäude  stattgefunden  halle.  An  Stelle  der 
Verwegenheit  des  Einsteigens  wurde  hier  (aber  immer  nur 
bezüglich  auf  den  nächtlichen  Schutz  des  Wohnhauses) 
die  Hinterlist  des  Einschleichens  gesetzt  *].  Neuere  St.  G.  B. 
haben,  unter  Verwischung  dieses  Charakters,  vielfach  ein  Ein- 
schleichen auch  zu  einem  Tagesdiebstahl ,  und  in  andere  Räum- 
lichkeiten als  bewohnte  Gebäude,  selbst  sogar  ein  heimliches 
Zurückbleiben  (freilich  immer  absichtlich  um  zu  stehlen)  her- 
gezogen. Den  Gemeinr.  Charakter  haben  von  den  Schweiz. 
St  G.  B.  nur  noch  beibehalten :  Freiburg  und  Thurgau  (letz- 
teres nur  als  Zumessungsgrund] ;  und  mindestens  das  Erfor- 
demiss  eines  nächtlichen  Diebstahls  in  einem  (auch  unbewohn- 
ten) Gebäude:  St.  Gallen,  Zürich.  Tessin  hebt  ihn  gar  nicht 
heryor.  VII.  Bewaffneter  Diebstahl  (gefährl.  i.  e.  S.'}» 
Gemeinr.  derjenige  Diebstahl,  bei  dessen  Vernbnng  der  Dieb 
Waffen  mit  sich  fährte,  mit  denen  er  sich  schon  vorher  ab- 
slcfatlich')  yersehen  hatte,  um  Ton  ihnen  nöthigen  Falls  gegen 
Personen ,  gleichviel  ob  zum  Angriff  oder  zur  Vertbeidigung, 
Gebraocb  zu  machen.  Bestritten  ist,  ob  auch  dat  Anaksb» 
nehmen  toh  väbrend  des  IMebstahls  gefundenen  W«IIbii  den 
Tbalbcstand  bentelle  *).  Das  Beacbwerende  liegt  hier  klar  yw  : 
in  der  dringenden  Gefabr  fdr  Mensdienld>en ,  begründet  ^en 
dmdi  das  ▼orbedachte,  absieblliebe  Mitnehmen  der  Waffisn. 
Was  als  Waffe  sn  betrachten  sei,  müssen  die  konkreten  Um- 
stände ergeben.  Nen«e  St,  G.  R  haben  den  Clemeinr.  Glyh> 
rakter  vieUach  verwischt,  ireifich  meist  unbedacht,  so  dass 
Absorditillen  ans  ihren  Bestimmungen  folgen  (s.  ob.  S.  501, 
Note  2).  Von  den  Schw.  haben  ihn  mir  Teiiassen:  Tessm, 
das  aügemein  Ton  emem  Inrto  i»con  armi^  (ndddiali)  spricht; 
Zürich:  ji^wenn  der  Thäter  — '  WiiFen  bei  sich  trug ;  Thor- 
gau ,  das  auch  das  Ansichnehmen  Ton  Waffen  während  der 
That  aufführt,  indess  nur  in  der  Absieht,  sich  derselben  (even- 
tneH)  bedienen  zu  wollen*).   VIH.  Diebstahl  während 

1)  Daher  auch  hier  eine  Qualif.  nach  Aargau  und  SchaiTh. 

2)  Also  mit  einem  bestimmten  Dolus  für  einen  eventuellen  Fall. 

3)  Einzelne  Rechtslehrer  wollen  gar  das  blosse ,  auch  zufallige 
Traj^eA  von  Waffen  bei  dem  Diebstahl  hineuuxiehen. 

4)  Die  anderen  sprechen  sämmtlieh :  wenn  der  Thäter  mit  Waf- 
fen „versehen  war^  oder  „sich  versehen  hatte**,  wodurch  eben 
die  Absicktlichheit  des  Mitnehmens  ansgedrückt  ist. 
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•ines  fremden  Nolkstandes  (aiclit  des  des  ThiUm]*  Schon 
liogst  durch  Parlicolargcsetie  ausgezeichnet,  hat  er  smocb 
beachwereaden  Charakter  io  dem  frechen  oder  argtialigen  Be- 
niitien  der  Verwirning,  Angtt  n.  a.  w.  wihreod  einer  ge- 
meinen oder  den  BestoUenen  apeiiell  helalienden  GeCriur  oder 
Moth.  Danach  die  Erfordernisse.  IX.  Famiiiendiehatahl. 
0ie  Römer  gaben  die  infamirende  actio  fnrü  nicht  anter  Ehe- 
gatten und  nicht  noter  solchen  Personen,  welche  durch  die 
nämliche  FamUieDgewalt  mit  euiander  Terbsnden  waren.  An** 
dererseits  fand  keine  actio  L  statt  bei  Entwendongen  ans  einer 
noch  nicht  angetretenen  Erbschaft  (um  den  Erben  sor  ba^ 
digen  Antretnng  zn  veranlassen) ;  dodi  wurde  später  das  crim. 
expU.  hered.  extr.  gegeben,  indess  nicht  gegen  Miterbca  und 
nidit  gegen  den  überlebenden  Ehegatten').  Die  P.  G.  O. 
Art  165  achrdbt  tot,  dass,  wenn  »ejoer  anss  lelchtfertigkeyt 
oder  unverstandt  etwas  hejndich  nem  von  gättern,  der  er 
sonst  e}  D  nechster  erb  ist^,  nach  |>  gemeinem  recht  ^,  aber 
nie  von  Amtswegen  gestraft  werden  soHe.  Doctrin  nnd  Praxis 
des  CSem.  R.  haben  aus  dem  Allem,  freilich  onter  vielfachem 
Streit,  den  )i Familien- nnd  Erbschaftsdidistahl «  geschaffen. 
Die  neueren  St.  G*  B.  haben  (meist,  die  Schweiz.  sSmmllic^ 
den  blossen  Erbschaftsdiebstahl  aufgegeben,  den  Fannlien- 
diebstahl  aber  mehrfach  positiv  auf  bestimmte  FamüiengKed^, 
häafig  zugleich  unter  dem  Erforderaisse  des  Zusammenlebens 
in  einer  gemeinsamen  Haushaltung,  andererseits  manchnud 
auf  den  gemdnen  Diebstahl,  beschränkt,  nnd  ihn  dann  zu- 
weilen für  ganz  straflos,  theils  für  minder  strafbar  erklart, 
tbeib  das  Familienverhältniss  auch  nur  als  einen  Strafmilde- 
ruogsgrund  betrachtet,  immer  aber,  sofern  sie  strafen,  die 
Verfolgung  abhängig  gemacht  von  dem  Antrage  entweder 
des  Bestohlenen,  oder  des  Hauptes  der  Familie,  oder  der 
Haushaltung,  oder  aber  des  speziellen  Familienvorstandes  des 
Entwendenden.  Es  handelt  sich  hier  um  einen  Diebstahl,  der 
milder  ausgezeichnet  (i.  e.  S.)  ist,  um  der  Heiligkeit  der  Fa- 
milienbande und  der  Familienehra  willen.  Danach  sind  die 
dunkelen  Stellen  der  Gesetze  unstreitig  in  einem  liberalen 
Sinne  zu  interpietiren *).  X.  Hausdiebstahl.  ImRöm.  R. 

1)  §  2.  J.  de  hered.  qoal.  et  difi.  Tit.  D.  et  C.  rer.  «not.  1.  2. 
5.  §.  1.  de  ohs.  parent.  Gaj.  II.  .W — 56. 

2)  Mit  Recht  lässt  danach  das  Ob.  Gr.  Zürich  zu,  den  Antrag 
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inrai  »lotta  ioiiestica,  qnae  servi  ^kmiiab,  liberli  |MAroDis, 
Tci  lacrcenarii  apud  quot  degunt,  «Mfriont^  nm  dem  tMaColi» 
in  rügen,  and  M  wwde  datier  keine  actio  forli 
gegebeo ').  In  den  iheren  Denlaelien  IL  worde  der  Ton  dem 
im  Hanae  wobnenden  CSennde  im  Hanse  mobte  DiebslaM 
viaUach  als  ein  oneigenliieiier,  ab  eb  dleliliebes  Behalten  (a. 
nnt  $.  300)  angeaefaen ,  da  die  entwendete  Sacbe  so  gnl  nntcf 
den  Hiiiden  der  Herrachall  als  dea  Geaindea  aich  befnnden 
hatte.  Doctrin  und  Fraxis  dea  Gem.  IL  hd»en  danach  fniher 
als  gelioder,  in  späterer  Zeit  meist  ab  schwerer  in  heatrafen, 
den  »Hanadiebatahl*'  anfgestellt:  Diebstahl,  begangen  von  einem 
Mitgliede  der  binaUchen  Genosaenseball  einer  Familie  in  dieselr. 
Besonders  erfordert  wird  snm  Thalbestande:  1.  Der  Dieb 
mnsa  iwir  nicht  ein  solehes  Mitglied  der  Familie  sein,  dessen 
£igenscfaaft  den  Thalbestand  des  Familiendiebstahb  herstellen 
w&rde;  aber  8.  in  die  h inaliche  Genossensehall  der  Fa- 
milie anfgenommen  sein").  3.  Er  mnm  in  der  Genossen» 
adiaft  gestohlen  haben.  In  der  neueren  Zeit  hat  die  Doctrin 
sich  gegen  jede  (auch  härtere)  Anaaeichming  des  Hans£eb- 
atabb,  ab  In  den  Quellen  nicht  begrändet,  ansgesprodien. 
Particnlargesetie  haben  aber  schon  längst  den  Haasdiebstahl 
Tielfiich  härter  ab  den  einfachen  bestraft,  weil  durch  den  Hans- 
diebstabl  das  nothwendige  Vortranen  der  Hausgenossen  gegen 
einander  gerietst  werde.  Diesem  sind  die  neueren  St.  G.  B.  . 
fielfach  gefolgt  (ohne  richtiges  Prinzip}. 

I.  196. 

Im  Rom.  R.  wurde  erst  später  (in  Folge  der  Gewaltlhi^ 
tigkdten  in  den  Bürgerkriegen)  die  rapina,  als  ein  über^ 
hanpt  mit  Gewaltthäligkeit  verübtes  furtum  besonders  herror- 

auf  Bestrafung  auch  nach  vollendeter  Untersuchung  und  rechts- 
kräftigem Uitheü  sMirichsonehmeB,  Sehauberg  III.  S.  34. 
XVI.  S.  44. 

1)  L.  17.  pr.  1.  89.  de  fürt.  I.  11.  §.  1.  de  poen. 

2)  Es  kann  dies  dauerhaft  oder  vorübergehend  der  Fall  sein; 
dass  ein  im  Gasthaiise  logirender  Gast  nicht  z,u  der  häat- 
liehen  Genossenschaft  der  Familie  gehört  (s.  d.  .§.  bei  Zü- 
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gehoben,  g«r  über  den  Thalbesttnd  des  fort  «Inninis.  Der 
Pretor  gab  die  «et-  li  bon.  rapU  «uf  d»  qnadr.  SpSleiUo, 
namentlidi  ab  vk  und  fort  überbanpt  öfifentlich  bealraft  werden 
konnten,  galt  diea  natürlich  aack  liir  die  rap.  Es.  wurden 
nur  einzebe  Arten  derselben  wegen  der  ?iolentia  manifeste 
noch  besonders  ansgeieicbnet  und  meist  mit  dem  Tode  be- 
straft, namentHcb  die  grassatores  et  Jatrones In  den  Deut- 
schen Recbtsquellen  wird  der  Raub,  ab  ein  besonders  schwe- 
rer Friedensbruch  stets  ausgezeichoet  nnd  mit  dem  Tode  be- 
straft, jedoch  ,  nicht  mit  der  schimpflichen  Strafe  des  Hängens, 
die  der  feige  Dieb  erhielt,  sondern  mit  dem  Schwerte,  der 
Strafe  des  offenen  Vergewaltigen.  .  So  namenllMh  auch  in 
den  Schweizer.  Quellen.  Schwerer  charakterbirt  war  wieder 
der  Strassenraub,  wegen  des  besonderen  Königsfriedens  der 
offenen  Landstrasse  *).  Die  ItaL  Praxis,  mebt  an  dem  Rom.  B. 
festhaltend,  konnte  auch  hier  das  einheim.  R.  in. Deutschland 
nicht  verdrängen,  und  auch  die  P.  G.  0.  (Art  126)  hielt  fest 
daran  nnd  an  der  Schwertesstrafe.  Eben  so  hat  auch  die 
Gemeinr.  Doctrin  und  Prazb  den  Raub  immer  als  einen  mit 
Gewalt  an  der  Person  verübten  Diebstahl  (letzterer  im  Deutsch. 
S.  aufgefasst]  betrachtet.  So  auch  die  meisten  neueren  St. 
G.  B.,  die  freilich,  wie  bei  Diebstahl  u.  s.  w.,  auch  hier  in 
yerschiedenartigen  Ausdrücken  für  die  Definition  wetteifern, 
zuweilen,  indess  selten,  aber  auch  neue  Momente,  betreffend 
Art  und  Absicht  der  Gewalt,  in  den  Begriff  hineintragcD. 
Die  Schw.  St.  G.  B.  sind  hier  ziemtich  übereinstimmend.  Nur 
Tessin  hebt  Raub  nicht  besonders  hervor,  sondern  unter- 
scheidet nur  von  dem  nicht  gewaltsamen  Diebstahl  den  ge- 
waltsamen, der  von  irgend  einer  Gewalt  gegen  Personen  be- 
gleitet ist,  und  Freiburg  bestraft  in  einem  Falle  den  Dieb- 
stahl, der  nachher  mit  Gewalt  an  der  Person  verbunden  war, 
gleich  dem  Raube. 

rieh),  leuchtet  ein.  Wenn  zwei  oder  mehrere  Familien  mit 
getrennter  Uauswirthschaft  in  Einem  liause  wohnen ,  hat  na- 
tiirtieh  jede  ihre  besondere  Hansgenossenschaft,  waa  aach  das 
Ob.  Ger.  Zürich  anniauat,  Sckaub.  XIL  338.  XVII.  269. 

0  I-  i>  vi.  bon  rapt.  1.  i.  eod.  1.  52.  S*  30.  1.  SO»  f.  3.  de  lort. 
1.  28.  6.  10.  15.  de  poen. 

2). Vgl.  Wilda,  S.  907  f.;  Bluntschli,  Gesch.  von  Zürich  I. 
S.  75.  77;  Blumer,  Gesch.  der  Dem.  v>.  157.  406;  Segesser, 
Geseh.  von  Lax.  II.  S.  646. 
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i.  197. 
CirundBfttze. 

I.  Bogriff:  Der  mittelst  Gewalt  an  eiaer  Person  verüble 
Diebstahl ,  beziehungsweise  auch  :  Gewalt  zum  Zweck  der  Ver- 
Übung eines  Diebstahls  (s.  unt.  II.  5.) II.  Tbathestand  :  Alle 
Erfordernisse  des  Diebstahls,  und  ausserdem  die  besonderen 
Erfordernisse  in  Betreff  der  Gewalt.  Diese  sind :  1.  Körper- 
liche Gewalt  gegen  eine  Person  (vis),  und  zwar  ganz  nach 
den  Grundsätzen  der  vis  überhaupt  (ob.  §.  184),  also  sowohl 
vis  abl.  als  comp. ,  auch  nicht  nothwendig  vis  absoluta.  Dass 
die  angedrohete  Gewalt  eine  sofort  auszuführende  (s.  g.  »ge- 
genwärtige") sein  muss,  versteht  sich  von  selbst.  2.  Gewalt 
muss  das  Mittel  zur  Entwendung,  Wegnahme  der  zu  verüben- 
den (gewinnenden)  Sache,  also  gegen  die  Person  des  Inhabers*) 
gerichtet  sein.  3.  Und  zwar  in  der  Art,  dass  durch  dieselbe 
ein  wirklicher  oder  etwaiger  Widersland  des  Beraubten  be- 
zwungen wird  oder  werden  soll*).  4.  Hierauf  muss  auch 
noch  besonders  der  Dolus  gerichtet  sein.  5.  Vollendet  ist  der 
Kaub  Gemeinr.  wie  der  Diebstahl,  durch  das  Wegnehmen  der 
Sache.  Doch  fordern  einzelne  Rechtslehrer  nur  VerÜbung  der 
Gewalt.  Letzteres  auch  die  Schw.,  mit  Ausnahme  von  St. 
Gallen,  das  sogar  nur  die  Versuchsstrafe  anwendet,  wenn  der 
Betrag  des  Geraubten  nicht  25  Fr.  übersteigt,  Waadt  und 
Graubünden,  und  bei  blosser  Drohung  auch  Thurgau.  III. 
Der  Thalbesland  (des  furlo  viel.)  nach  Tessin  ergibt  sich  aus 
dem  Begriffe  (s.  d.  v.  §.)  von  selbst.  Die  erforderliche  Ge- 
walt ist  an  sich  dieselbe  wie  bei  dem  Raube  überhaupt^), 
sie  braucht  nur  nicht  das  Mittel  zur  Verübung  eines  zu  be- 
gehenden Diebstahls  zu  sein ,  sondern  nur  in  einer  auch  der 
Zeit  nach  unmillelbarcn  Verbindung  mit  einem  zu  bege- 
headeo  oder  bereits  begaogenea  Diebstahl  zu  sUheo.  Posiüv 

1)  Der  ThatbesUnd  uach  Tessin  besond.  s.  unter  III. 

2)  Freilich  «acli  eo,  daw  »gleich  gegen  andere  "Bextoudft  Ge- 
walt aagedrobet  wird;  aar  ao.  ist  Freiburg  Art  203  an  ver- 
stehen. 

3)  Daher  ist  das  blosse  Wegreissen  des  Huts  vom  Kopfe  oder 
der  Uhr  aus  der  Haud  oder  Tasche  Kein  Kaub. 

4)  Auch  die  Vorschrift,  das  Verbrechen  sei  vorhanden,  wenn 
BOT  zwei  oder  mehrere  Tereinigte  Penoaen  tot  Jeoianden 

■  hiutreten,  nmihii  an  herauben,  kaim  Dpir  so  verstandea  wardea* 


iiJiyiLizeci  by  Google 


—   608  — 

ist  nur  TorgescfaiiebMi,  dass  das  YerbredMa  darcb  den  Ad 
der  Gewalt  selbst  bereite  Tolleodet  sei.  IV.  Straf«.  Die  St 
G.  Bücher  pflegen  mebrfach  abiostafen :  nameotlich  nach  der 
Schwere  der  zngefagten  Misshandlnngen ;  sodann  danach,  ob 
der  Räuber  bewaffnet  war  (wie  beim  Diebst.,  also  sich  ab- 
sichtlich mit  Waffen  vers^en  hatte);  ob  Mehrere  vereinigt 
waren,  und  endlich  ob  Strassenraub  vorhanden,  nämlich  der 
Bald»  auf  öffentlichen  (aoch  Wasser-)  Strassen  oder  Plätsen 
verübt  war. 

Es  strafen :  Aai^u :  1.  Kettenstr.  acitl.  im  1.  Gr.  3.  Schwere 
Eetteastr.  anh.  im  2  Gr.  wenn  iwar  n«r  Drohang  voriag,  aber 

von  Mehreren ,  oder  mit  Waffen«  oder  wirklich  Hut  geraubt  ist. 
3.  ^schwerste  Kettenstr.  im  2.  Gr.  wenn  das  Gut  mit  physicher  Ge- 
waltanwendang  gerauht  worden.  4.  Todesstrafe  bei  schwerem 
Nachtheii  für  die  Gesandbeit  oder, anhaltender  qualvoller  Miss- 
haadlmig.  Tessin:  Zwaagsarb.  4.  Gr.;  Todesstr.  bei  Misshaiid- 
Iwigen;  Zwangsarb.  3.  Gr.  wenn  nnr  ein  Herantreten  mehrerer 
Personen  voritegt  (v.  S.  Not.  4).  St.  Gallen  :  1.  Zuchth.  von  6  bis 
10  J.,  bei  erschwerenden  Umständen  bis  l'i  J.  ;  2.  des  Versuch« 
Zuchth.  von  3 — 6  J. ;  3.  des  vollendeten  oder  versuchten,  wenn 
von  den  absichtlich  mitgenommenen  Waffen  Gebrauch  gemacht 
ist,  bei  achwerom  Nachtheile  für  die  Geswidheit  oder  besonders 
qualvoller  Misshandlung:  Znchih.  Ton  30  3-  bis  lebensl.  Zürich: 
1.  Raub  1.  Gr.;  wenn  der  Tod  Folge  der  Misshandlnn^: war :  Ket« 
tenstrafe  von  15  J.  bis  lebensl. ,  in  den  schwersten  Fällen  Todes> 
strafe.  2.  2.  (ir.  :  bei  bleibendem  schwerem  Nachtheil  für  die 
Gesundheit  oder  bei  Peinigung  zuv  Entdechung  verborgener  Hab- 
seligkeiten :  Kettenstr. ,  facnlt.  lebensl.  wenn  der  Verbrecher  schon 
früher  wegen  Raubes  bestraft  war.  J.  3.  Gr. :  bei  schweren  Miss- 
handlnngen ohne  solche  Folgen :  Zuchth.  von  5  J.  bis  Kettenstr. 
Z.U  24  J.  4.  fi.  Gr.  (ohne  jene  erschwerende  Umst.)  ;  Zuchth.  o«1er 
Kettenstr.  bis  1.5  T. ,  in  besonders  geringfügigen  Fällen  Zuchth.  v. 
2  J.  an.  3.  Den  Anführer  einer  Räuberbaude  trifft  stet«  minde- 
stens Kettenstr.  von  20  J.  bis  lebensl.  Lnzern  i  Kettenstr.  bis  IS, 
in  besonders  geringfügigen  Fällen  bis  10  J. ;  Erhöhung  bis  um  2  J.  : 
bei  Einbrechen  oder  Einsteigen  in  eine  Wohnung  snr  Nachtzeit^ 
bei  Unkennllichinachen ,  bei  Versehen  mit  Waffen,  auf  offener 
Landstrasse,  oder  hei  Verbindung  Mehrerer.  Kettenstr.  von  20  J. 
bis  lebenslang  bei  Peinigung  zur  Entdeckung  verborgener  Habse- 
ligkeiten. Tmlesstr.  bei  Tödtung  oder  Meäendem  Maehtheil  an 
Gesundheit,  oder  gegen  den  Anführer  bei  einem  von  einer  Band« 
begangenen  Raube.  Basel:  l.  Bei  blossen  Drohungen:  a.  ohne 
Beraubtmg :  Kettenstrafe  2.  Gr,  von  2  —  8  J.  ;  b.  mit  Beraubung: 
Kcttfiislr.  1.  oder  2.  (ir.  von  4— Ii  J.  2.  Bei  physischer  Gewalt: 
a.  bei  Verwundung  mit  schwerem  bleibendem  ^Nachtheii  für  die 
Gesundheit  oder  mit  Beraobug:  Kettenstr*  t.  oder  2.  Gr.  ron  IjO 
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I»i8  2%  1.  3.  TMopH"Bg  ^  Strafe ,  w«im  Thäter  «eh  sduM 
eines  gleichen  oder  ähnlichen  (Erpressung  oder  DtriMühl)  Verbr. 
schuldig  gemacht  hatte.  4.  Todesstrafe:  a.  Wenn  zusammentrifft: 
wirkliche  Beraubung,  mittelst  physuscher  Gewalt,  zur  Nachtzeil, 
Ton  Zwei  oder  Mehreren,  mit gewaffneter  Hand,  vierter  Wieder- 
holungsfall Shnlieber  VerbMcben ;  döeli  soll  bei  beaonderen  GrSik- 
den  zur  Milderung  nur  EettcMtntfe  1.  Gr.  von  241.  etntreteii; 
b.  gegen  den  Anführer  bei  einem  von  einer  Bande  wirklich  be- 
gangenen (mit  Reraubung)  Raube;  c.  bei  Peinigung  zur  Entdek- 
kung  verborgener  Habseligkeiten;  d.  gegen  denjenigen,  der  (bei 
stattgehabter  Beraubung)  bleibenden  schweren  Nachtheil  tür  die 
Getniidbeit  (a.  ob.  3.  a.)  zugefügt  hat.  SchaiBhansen,  nacb  den 
TTüterscheidaDgen  von  Aargau:  1.  Kettenatr.  Ton  1  —  4  1.;  2.  toa 
12—16  J.;  3.  von  20—24  J.;  4.  Todefttr.  Thnrgan :  1.  Bei  Tödtung, 
bei  körperlicher  Peinigung  zur  Erpressung  verborgener  Habselig- 
keiten, bei  bleibendem  schwerem  Nachtheil  für  die  Gesundheit 
oder  bei  Lebensgefahr  :  Zuchth.  von  10  J.  an  bis  lebenslang.  2.  Bei 
geringeren  GeanndbeiUbescbÜdigungen ,  oder  bei  Einbrechen  oder 
Einsteigen  in  eine  Wobnnng  zur  Nachtzeit,  oder  bei  Verübvng 
mit  Waffen :  Zuchth.  von  5  J.  an.  3.  Ausserdem  Arbeitsh.  von 
l  J.  an  bis  Zuchth.  bis  12  J.  Waadt :  Zuchth.  von  1  —  12  J. ;  bei 
•chweren  Verletzungen :  von  6 — 15  J. ;  bei  bleibendem  schwerem 
Nacbtheü  fdr  die  Gesundheit  oder  bei  Todtung :  von  8—25  J. ,  bei 
voraStslicber  Tödtnng,  ancbnnr  zmn  Zwecke  der  Verbinderung  der 
Verfolgung :  Todesstr.  Ausserdem  treten  ein  die  allgem.  Vorscbr* 
für  den  Diebst.  ob.  §.  194  zu  Hl.  4.  5.  6.  Freiburg:  1.  Zwangs- 
arbeit oder  Zvvangsverh.  von  10  —  30  J. ;  2.  von  20  J.  bis  lebensl. 
bei  Quälen  zui'  Entdeckung  verborgener  Habseligkeiten ;  3.  lebensl. 
bei  bleibenden  aobädlichen  Folgen  für  die  Gesundheit;  bei  Tödtnng 
auch  nur  zur  Verfainderoog  der  Verfolgung;  gegen  den  Anführer 
oder  HSaptling  der  Räuberbande.  Die  Strafien  des  Raubes  treten 
auch  ein  ,  wenn  physische  Gewalt  von  einem  Diebe  ausgeführt  ist, 
um  sich  IUI  Besitz,  der  entwendeten  Sachen  zu  behaupten Grau- 
hünden :  1.  £s  tritt  die  betrefl'ende  Diebstahlsstrafe  ein  und  zu  die-> 
aer  eine  Erhöhung  von  2-lOjährigem  Zuchth.  hinzu.  2»  Bei  Töd- 
tnng :  gegen  deren  Urheber  Zuchth.  von  20  1.  bia  lebtnal.,  wenn 
aber  der  Tod  beabsichtigt  war  oder  ala  möglich  (soll  wohl  be-** 
Kenten:  wahrscheinlich)  vorhergesehen  werden  konnte,  facultativ 
Todesstrafe ,  wenn  aber  der  Urheber  der  tödtenden  Verletzung 
nicht  ermittelt,  oder  der  Tod  durch  das  Zusanuuentreffen  meh- 
rerer Verlelznngen  entatanden  ist ,  gegen  alle  TlkeflneluaMr  Zocht^ 
hava  von  10—20  J.,  fMvlt»  bia  24  J.  3.  Bei  bleibendem  schwerem 
Nachtheile  für  die  Geanndhefts  Znehth.  von  5  —  20  J.  In  beiden 
JPäUen  (2.  und  4.)  treten  dieae  Strafen  anch  bei  bloaaem  Veranch 


1)  Oder  »im  cnt  bei  gtAmdenem  Wideratmde  aeinen  Yorantn 
.  Jan  fttehlen)  -nnazvIiUiKen^;  daa.iat  eigeiitliAher  JUuib. 
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•n.  4.  AoMaidfeai  wird  4er  Vertoeh  mil  Zichtlk  vo»  t 

bU  10  I.  beilrafi«). 

iVri»re««tit»ir* 

5.  198. 

Das  Gemeinr.  Verbrechen  der  Concussion  bat  seine  ge- 
setzliche Quelle  aliein  im  Rom.  R.  Gleichwohl  hat  die  Doc- 
Irin  über  die  Bedeutung,  die  es  in  diesem  hatte,  die  dispa- 
raiesten  Aosicbten.  Am  meisten  wird  Folgendes  angenom- 
men: Die  concussio  wird  begangen  durch  den  Missbrauch 
oder  durch  die  Vorspiegelung  eines  zustehenden  Rechts.  Sie 
war  ein  crim.  extr.  Sie  ist  pabL  oder  priv.;  jene  von  Be- 
amten, als  solchen,  diese  von  Privaten  begangen').  So  ist 
anch  das  Gemeinr.  Verbr.  der  Concussion  oder  Erpressung 
ausgebildet.  Die  Strafe  ist  eine  wülkürliche.  ßetrefis  der 
Stellung  pflegt  man  das  Verbrechen  mehr  den  BetrogSTer- 
brechen  (ialsum),  als  denen  der  Gewaluhätigkeit  anzunäheren. 
Die  neneren  St.  G.  B.  haben  gleichfalls  ein  Verbrechen  der 
Erpressung  aufgestellt,  zwar  auch  mit  dem  erwähnten  Xhair 
bestände,  al>er  mit  wesentlicher  Erweiterung  desselben ,  und 
zwar  so,  dass  dadurch  dessen  nahe  Verwandtschaft  mit  dem 
Raube  bedingt  wurde,  zugleich  den  Fall  der  conc.  publ.  den 
besonderen  ßeamtenverbrechen  inweisend.  So  auch  die  Schw.» 
welche  jedoch  im  Einzelnen  auseinandergehen,  und  von  denen 
Airgau  das  Verbrechen  nicht  hervorhebt.  1.  Der  Begriff  da- 
nach: Die  Erpressung  ist:  Rechtswidrige,  in  gewinnsüchtiger 
Absicht  durch  körperliche  Gewalt  oder  durch  Drohungen  ge- 
schehene Nöthigung  zur  Einräumung  eines  Vermögensvor- 
theib.  Das  Verbrechen  steUt  sich  danach  dar  als  eine  Nöthi- 
gung (ob.  $.  189)  mit  einem  spesiellen  Dolus,  durch  den  et 
zn  einem  yermögensTerhrechen  und  zugleich,  in  Verbindung 


1)  Aargaa  166-160,  Teann  336-236,  St.  OaUan  190-193,  ZÜ- 

rieh  202—208,  Lazern  222-329.  Bfttel  144-151,  Schafib.  146 
bi«  152,  Thargau  207-211,  Waadt  275-279,  Freib.  203-209, 
Graub.  147—153.  Der  Art.  338  von  Tessin  war  früher  aufge- 
hobea ,  ist  aber  durch  Ges.  v.  21.  Juai  1842  wiederhergestellt. 
3)  Tit.  D.  de  conc.  1.  6.  •.  3.  de  off.  pmM.  P«nl.  s.  r.  ¥.  26.  f.  15. 
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mit  der  erforderlichen  Gewalt,  dem  Raube  verwandt  wird. 
Danach  II.  der  Thatbestand :  1.  Anwendung  einer  körper- 
lichen Gewalt  oder  Drohung  irgend  einer  Art.  Die  körper- 
liche Gewalt  ist  ganz  die  der  Freiheitsberaubung  (ob.  §.  184>]. 
Die  Drohung  aber  kann  auch  irgend  einer  anderen  Art  sein : 
a.  gegen  Leben,  Leib,  Ehre,  Vermögen  *),  h.  nicht  nur  des 
Genölhiglen  selbst,  sondern  auch  anderer  Personen;  sofern 
nur  der  gedrohelc  Angrifif  gegen  diese  in  irgend  einer  sitt- 
lichen Weise  in  dem  Genölbigten  eine  das  Nachgeben  moti- 
virende  Vorslellung  erwirken  konnte,  gleichviel  ferner  ob 
ofifen  oder  versleckt,  oder  unter  welchem  Vorwande  gedrohet 
wurde ;  daher  gehört  hierher  dann  auch  Missbrauch  oder 
Vorspiegelung  eines  zustehenden  Rechts,  z.  B.  Bedrohung 
mit  einer  begründeten  oder  nicht  begründeten  Denuncialion'). 
2.  Gewalt  oder  Drohung  müssen  Mittel  zur  Abnötbigung  eines 
Vortheiles  sein.  3.  Dieser  Vortheil  muss  ein  Vermögensvor- 
theil  sein,  welcher  4.  dem  Erpresser  nicht  zusteht.  5.  Voll- 
endet ist  das  Verbrechen,  sobald  der  Genölhigte  die  Hand- 
lung') vorgenomraeü  hat,  durch  welche  der  Vorlheil  einge- 
räumt werden  soll,  gleichviel  ob  der  Tbiiter  diesen  Vorlheil 
erreicht  hat  oder  nicht.  6.  Der  Dolus  besteht  in  dem  Be- 
wusstsein  der  Unrechtmässigkeit  der  Handlung  und  in  der 
Absiebt  der  Erreichung  eines  unrechtmässigen  Gewinnes*). 

III.  Strafe«  Xessin :  Zwangsarb.  2.  oder  3.  Gr. ;  die  blosse 
Drobasg  ohne  Wirkiuc:  Zwangsarb.  1*  Gr*  Nach  allen  anderen 


1)  Zweifdhaü  naeh  Zürich ,  Basel»  Schafih.»  die  nnr  von  ge- 
fährlichen Drohangen  sprechen;  s.  ob.  $.  IM  Nr.  IL  Note. 
Indess  Tom  Ob.  Ger.  Zürich,  wie  im  Texte,  angenoBnen; 
Schauh.  I.  486.  V.  19.  XVII.  267. 

2)  Ferner  bei  Beamten  schon  das  blosse  amtliche  Fordern  (oder 
Ueberfordern)  von  nicht  zukommenden  Vermögensvortheileo, 
indem  solches  Fordern  schon  in  sich  die  Ihrohang  der  zor 
Realisirung  desselben  notfmendigm  oder  zulässigen  Zwangs- 
mittel enthält}  indtss  trennen  manche  St.  G.  B.  diesas  (s. 
nnt.  §.  213). 

3)  Auch  Unterlassung ,  B.  Zurückhalten  oder  Mitstimmen  eines 
Actionärs,  Gesellschalters  n.  s.  w. 

<X  Der  üntsnchied  vom  llanbe  lenehtet  ein  s  n.  Bei  iSm  Erpres- 
sanghnnnaach  mit  einer  künftigen  Grefahr  vu  t*  W;  gedro* 

het  werden ;  b.  sie  ist  nicht  blos  auf  Gewinnung  einer  be- 
weglichen Sache  gerichtet;  c.  beim  Raube  nimmt  der  Räu- 
ber die  Sache  eigenmächtig  fort,  bei  der  Erpressung  nicht. 
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4m  StnüB  des  Raubes,  |edock  znm  Tlwil  mit  ModificttioBeii,  nibii^ 
lieb :  Zürich :  in  Fällen  geriiigerer  Bedeatong :  Gef .  aach  unter 

2  J.  mit  Geldbusse  bis  800  Fr.  Luzera:  Bei  anderer  Erpressaog 
als  durch  körperliche  Gewalt  oder  durch  Bedrohuno;  damit:  Ein- 
sperrung oder  Zuchthaus.  Thurgau ;  Für  denselben  Fall :  Ar- 
beitshans oder  Gef.,  iacultativ  mit  Geldb.,  oder  auch  Zuchthaus 
bis  8  J» ;  bei  BedrobAng  einer  gansen  Ortscbalt  oder  Gegvnd  mit 
Hord,  Ranb  oder  Brnndlegnni^  (Gremeinr.  zum  Landzwanfe  ge- 
hörig) :  Zuchth.  bis  15  T. ,  und  wenn  die  Absicht  erreicht  ist ,  nicht 
unter  10  J.  Freiburg:  Die  Straf«>  des  Raubes  liaon  um  die  Hälfte 
vermindert  werden,  wenn  keine  Umstände  vorliegen,  die  den  Raub 
erschweren.  Graubünden  :  Bei  Drohungen  geringerer  Art  als  der 
des  Raubes  tritt  in  den  geringsten  FäUen  Gef«  bis  1  J.,  in  den 
scbwereren  Zuchtb.  bis  10  J.  ein.  Waadt  und  Freibnrg  bestinii- 
men  noch  eigenthiimlich :  Wer  bei  einer  Heirath  oder  ähnlichen 
Gelegenheit  sich  Geld  oder  andere  Gegenstände  (widerrechtlich 
oder  gewinnsüchtig)  geben  oder  versprechen  lasst,  wird  mit  Geld- 
busse bis  100  Fr.  oder  Gef.  bis  1  Mon.  bestraft 'J. 

§.  199. 

CiirundnAtze. 

Die  Begiinstif^ung  von  Dieben  und  Kiiuborn  ist  sowohl  im 
Rom.  R.  als  im  iilloren  Deutschen  R.  besonders  hervorge- 
hoben *).  Danach  auch  im  Gem.  R.  immer,  und  nach  diesem 
wieder  in  den  neueren  St.  G.  B.  die  liehlorei.  Von  den  Schw. 
erwähnen  ihrer  besonders  nur:  Tessin,  beschränkt,  dagegen 
St.  Gallen,  Waadt,  Freiburg,  iheils  beschrankt,  theils  er- 
weitert. 1.  Begriff:  Gemeinr. :  Jede  wissentlich  einem  Diebe 
oder  Kiiuber  geleistete  Begünstigung Sie  wird  eingetbeilt 
in  die  Hehlerei  i.  e.  S.  (receptatio  furis  v.  rei  furtivao^ :  Ver- 
bcrgung  des  Diebes  oder  der  gestohlenen  Sache,  gleichviel 
ob  um  eigenen  Gewinnes  willen  oder  nicht,  und  Partirerei 
(parlicipatio) :  jede  andere  Theilnahme  nach  der  Thal,  oder 
Begünstigung,  namentlich  durch  Ankauf  oder  Annahme  und 
\\  ritorverfreibuog  der  gestoblenea  Sacbe  um  eigenen  Vor- 

1)  Tessin  339 ,  St.  GaUen  194,  Zür.  209.  210,  Luz.  230. 231 ,  Basel 
-     152.  1S3,  ScbaAh.  153. 15*.  Tbnrg.  313-214,  Wnadt  280.  381. 

Freib.  210.  2t  1.  381»  Gmidi.  iSI.  Die  besondere«  dtrafm  der 

amtlichen  Erpressung  nnt.  §.  213. 

2)  Tit.  D.  de  recept.  Tit.  C.  de  hisqui  latron.  W  ilda,  S.  635.  906. 

3)  Gewuhniich  auch  die  vor  der  That  versprochene  (Beihälfe). 
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Iheils  willen.  Nach  St.  Gallen,  Waadt  und  Freiburg  bezieht 
die  Hehlerei  sich  auf  alle  Verbrechen  gegen  das  V  ermögen 
aus  Gewinnsucht;  dagegen  nach  ihnen  sowohl  als  nach  Tes- 
sin  nur  bezüglich  der  durch  das  Verbrechen  gewonnenen 
Sachen,  nicht  aber  auch  der  Person  des  Verbrechers  (Frei- 
burg beschränkt  dabei  wieder  auf  das  Kaufen  der  erwähnten 
Sachen);  nach  Tessin  besonders  nur  auf  Raub,  Diebstahl» 
Betrug.  II.  Der  Thatbesland  ergibt  sich  danach  von  selbst, 
unter  Feslhaltung  des  Thalbestaudes  der  BegüosligUDg  als  der 
Grundlage. 

III.  Strafe.  Testio :  Get  1.  — 2.  Gr.  aebtt  Geldb.  nach  Ver- 
biltniit  des  Werthea  der  verfehlten  SaclMa.  St.  CUttenj  Strafe 

dea  Diebstahls,  wenn  der  Hehler  als  solcher  schon  einmal  bestraft 
war,  oder  der  Werth  (des  Verhehlten)  über  100  Fr.  betrug^,  oder 
die  Hehlerei  gcworbmässig  (wenigstens  einmal  wiederholt)  war. 
Ausserdem  wird  nur  das  Ansichbrtngen  gestohlener  Sachen  be- 
straft (corr.)  mit  dem  Doppelwerlli  der  Sachen  oder  Terhältnissm. 
Geldb.  Waadt:  Zuchth.  bis  t  J.»  nnd  gewerbmtiasige :  bis  2  J* 
nebst  Geldb.  bis  2000  Fr.  Es  treten  jedoch  ein  die  all{i;em.  Vor- 
schriften beim  Diehst.  ob.  §.  19'<.  TU.  1  —  3.  (indess  nicht  für  die 
gewerbmässige  Hehlerei)  4.  .'>.  Freiburg:  bei  einem  Werlhe  über 
100  Fr. :  Doppelwerth  des  Verhehlten  oder  die  halbe  Strafe  des 
Diebstahls ;  bei  gewohnheitsmässiger  *)  Hehlerei:  dreifacher  Werth 
oder  Strafe  des  Diebstahls*). 

f.  200. 

«nuadaAtee. 

Ble  UntencbUgang  gehört  nach  Böm.  R.  tum  furlam, 
und  hat  nach  Deutscher  Rechlsansdiaiiiug,  ab  ^»diehlicheB 
Behalten^,  dem  Diebstahle  immer  sehr  Dahe  gestanden.  Es 

.  I)  Dieser ,  dem  Französ.  St.  R.  entnommene  Begriff  des  nge* 
wohnheitsmässigen "  Begehens  eines  Verbrechens  ist  ein  so 
unbestimmter,  dass  über  sein  Zutreffen  eben  nur  das  verstän- 
dige Ermessen  des  Richters  in  dem  einz,eluen  Falle  entschei- 
den kann.  Jedenfalls  bedeutet  er,  auch  bei  Verbrechen  aus 
Gewinnsncht,  nicht  soviel  als:  gewerbmüssig. 
3)  Tessin  348.  356,  St.  Gallen  38,  Corr.  G.  87,  Waadt  399,  Frei- 
bürg  2/i5.  246.  —  Ausserdem  enthalten  Luxem  Corr.  Ges.  92, 
Waadt  301,  Frcib.  377,  corr.  Strafbestimmungen  gegen  den 
auch  nur  fahrlässigen  Ankauf,  Lvlz.  und  Freib.  gestohlener» 
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mirde  hier  indes«  unterschieden.  .Das  diebHcbe  Aneignen 
einer  dem  Tfaäter  anvertraaten  Sache  wurde,  wegen  der 
hintulrelenden  Verletzung  der  übernommenen  besonderen 
Treue,  dem  Diebstahle  gleich,  das  Aneignen  Ton  Sachen,  in 
deren  Gewahrsam  der  Thäter  auf  andere  Weise  gekommen 
war,  wurde  zwar  auch  als  Diebstahl  bestraft,  ging  aber  nicht 
an  Ldb  und  Ehre  Nor  des  ersten  Falles  erwähnt  die  P. 
G.  0.  Art  170.  Doctrin  und  Praxis  hAea  danach  das,  beide 
Pille  umfassende  Terbrecbeu  der  Unterschlagung  (oder  Ent- 
fremdung, auch  wohl  Vetiuitreuung]  geschalFen,  das  dem 
Diebstahl  ähnlich  (manchmal  auch  als  Betrug)  aufgefasst,  aber 
gelinder  (wiffltiirlich)  bestraft  wird.  So  auch  die  neueren  St. 
6.  B.,  von  denen  indess  Basel  and  Schaffhansen  das  Ver- 
brechen als  Betrag  behandeln,  und  Aargau,  gleichfalls  anter 
Betrug,  merkwürdiger  Weise  nur  das  Aneignen  gefondenw 
Sachen  erwähnt,  woraus  indess  die  analoge  Behandlong  der 
strafbarem!  Aneignung  auTOTtranter  Sachen  Ton  selbst  folgt. 
Umgekehrt  erwähnt  Tessin  nur  der  durch  irgend  ein  Ver- 
tragsverhältniss  auTertrauten  Sachen,  wonach  also  die  Untere 
schlagung  anderer  Sachen  w  analog  milder-  gestraft  werden 
kann*  I«  Begriff:  Die  rechtswidrige,  in  gewiBasachtiger  Ab- 
sieht vorgenommene  Aneignung  ^er  fremden  beweglichen 
Sache,  welche  der  Thäter  in  nicht  rechtswidriger  Weise  in 
seine  Gewahrsam  bekommen  hatte').  Thatbestand:  1.  Object: 
eine  fremde,  körperliche,  bewegliche  Sache,  ganz  wie  beim 
Diebstahl.  2.  Dieselbe  muss  auf  keine  rechtswidrige  Weise  in 
die  Gewahrsam  des  Thäters  gekommen  sein ;  es  wäre  sonst 
schon'  TOB  vornherein  ein  anderes  Verbrechen  da,  dessen 
Thatbestand  durch  die  spätere  Aneignung  nicht  wieder  ab- 
sorfairt  werden  könnte :  Diebstahl,  Raub,  Erpressung,  auch 

Waadt  auch  dnreh  andere  Verbrechen  erworbener  Sachen. 

Die  Strafe  ist  nach  Lasern  und  Freibarg  Doppelwerth  der 
Sache  oder  rerhältnissin.  Gef. ,  nach  Waadt  Gcldfe.  bift60Fr. 
oder  Zuchth.  bis  15  Tg.,  bei  mildernden  Umstanden  nnd  XU« 
gleich  erstem  Verübungsfall  auch  blos  Verweis. 

0  Vgl.  Gropps  und  Hudtwackers  crim.  ßeitr.  II.  S.  69  f.; 
Wilda,  Strafr.  8.  9*7  1 

2)  Geneinr.  wird  der  Begriff  hänllg  in  sofern  anders  angestellt, 
als  gefordert  wird,  der  Thäter  nrilsse  die  Sache  nur  nicht 
dorch  Diebsuhl  oder  Gewalt  in  seinen  Gewahrsam  bekonunen 
haben.  S.  nnt.  Thatbest. 
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Retrag.  Im  Uebrigen  ist  die  Art  iler  Ueberkommung  gleich- 
gültig, ob  durch  Rechtsgeschäft  { »  Vemnlreaong  im  e.  S. ") 
oder  durch  Zufall:  Depositum,  Mandat,  Ucbergabe  zur  Ver- 
arbeitung, Vermielhen,  Verleihen,  Zulaufen  eines  Tbieres, 
anderes  Finden  (der  >) FunddiebstabH  ist  Unterschlagung). 
3.  Der  Tbäter  muss  sieb  die  Sache  aneignen ,  sie  also  wie  ein 
Eigentbümer  bebandeln 4.  Hierdarcb  ist  das  Verbrechen 
aacb  vollendet.  5.  Der  Dolus  ist  ganz  wie  beim  Diebstahle. 
HL  Arten :  Im  Allgemeinen  die  oben  genannten.  Positiv  an- 
tefMfaeidct  Graubünden :  1.  Unterschlagung :  Aneignung  an- 
Tertraoten  Guts  in  gewinnsüchtiger  Absiebt ;  2.  Veruntreuung : 
Verwendang  anvertrauten  Guts,  zwar  in  der  Absiebt,  später 
Ersatz  dafür  zu  leisten,  aber  »ohne  dann  in  der  Folge  wirk- 
lieb Ersatz  leisten  za  können ') ;  3.  den  gewöbni.  s.  g.  Fund- 
Diebstahl. 

IV.  Strafe.  Aargast  wie  bei  Betrug  (s.  ont.).  Tenin  (Ver- 
vAtrenaag  i*  e.  S.):  bei  eioean  Betr.  unter  100  Fr.:  Geldb.  1.  odtr 
2.  Gr.;  bei  höherem:  Gef.  1.  and  Geldb.  2r Gr.  St.  Gall«n:  1.  Yer- 
nntreuuog:  bei  einem  Betr.  über  50  Fr.  wie  das  Verbrechen  (i.  e. 
S.)  des  einfachen  Diebstahls ;  bei  geringerem  Betr.  analog  wie  das 
Vergehen  des  einf.  Diebst.  2.  Funddiebstahl:  poena  dupli  oder 
tttrhältUMai.  G«f. ,  die  bei  einem  Betrage  über  32  Fr.  aekoa  ei»« 
tritt,  wenn  der  Fand  uicht  in  24  Stunden  hei  der  Behörde  ange* 
zeigt  wird.  Zürich:  Strafe  des  einfachen,  bei  Verlelzuno  beson- 
derer Verpflichtung  zur  Treue  aber  des  aus^jezeichneten  Dieb- 
stahls ;  zugleich  mit  Anwendung  der  besonderen  Vorschriften  über 
Familiendiebstahl  and  Rückfall  bei  Diebstahl.  Luzemt  1.  bei  einem 
Betr.  Aber  20  Fr.  Strafe  des  einfeehen»  «ad  bei  Verletzvag  beto»> 
derer  Treue  des  qualilic.  Diebstahls;  2.  bei  geringerem  (corr.)  Cre£. 
V.  1  Woche  bis  Arbeilsh.  zu  3  Mon.,  oder  poena  dupli,  oder  Ver- 
lust des  Activbärgerr.  v.  4  —  8  J.,  und  hei  Verietxnng  besonderer 


1)  Beim  Funddiebstahl  kann  unter  Umständen  schon  das  blosse 
Ableugnen  des  Fnades  dabin  gehören.  S»  hönaea  aaek  aar 
die  betr.  Vorschriften  der  Str.  6.  B.  verstanden  werden. 
Ausserdem  soll  der  Thatbestand  hergestellt  werdea  bei  Un** 
terlassnng  der  Anzeige  einea  Fondea  bei  der  Obrigkeit ,  nach 
Luzern  binnen  8  Tagen, 

2)  Ein  sehr  gefährlicher  Ausweg,  am  den.  Schwierigkeiten  des 
Beweises  aaeh  der  gewdbnlidien  Behendlang  za  entgehe«« 
Allerdings  sind  aoeh  die  Fräsamtiaaen  verwerflieb,  die  na- 
mentlich Thurgau  und  Freibarg  hier  aufstellen;  nher  durch 
diese  wird  das  Urtheil  des  verständigen  Richters  nicht  be- 
schränkt (sie  bedürfen  daher  auch  hier  keiner  speziellen  £r- 
wähnang). 
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Tjr«iie  Verdoppelimn;  dieser  Strafen.  3.  GleidifeUs  Anwendnng  der 

Vorschriften  übw  Räekfall  beim  Diebstahl  und  FaiuiliendiebstdUL 
Basel:  1.  Veruntreuung  (i.  e.S.)  von  Vormündern  oder  Curatoren, 
oder  sonst  bei  einem  Betr.  von  50  Fr.  oder  mehr  Zuchth.  oder 
Ketteustr.  2.  Gr.  v.  1 — 10  J.  2.  Veruntreuung  ausserdem  die 
Strafen  des  einfachen  kleinen  Diebstahls.  S.  Fanddiebstahl  Frei- 
lieitsslr.  bis  i  J.  oder  Geldb.  bis  300  Fr.  SchaShattsen:  1.  Ver- 
untreuung: bei  einem  Betr.  v.  50  Fr.  oder  mehr:  Strafe  des  ein- 
fachen grossen,  von  Vormündern  oder  an  gemeinnützigen  Anstalten 
begangen:  des  (jualilic.  Diebstahls;  2.  unter  50,  aber  über  5  Fr.: 
Zuchth.  von  8  Tag.  bis  6  Mon. ;  3.  bis  5  Fr.  polizeilich;  4.  Fund- 
diebst. :  die  Strafe  des  Betrags.  Thurgau:  Strafe  der  Strafen 
des  gemeinen  Didtst.;  in  geringeren  FiiUen  Gddb.;  dag^en- Er- 
höhung um  V'  bei  Verfibung  an  Sachen »  die  in  freuideni  Notb- 
stande  hinterlegt  waren,  so  wie  mit  \>rlct7,ung  besonderer  Treue, 
endlich  Anwendung  der  Vorschriften  liber  Familieodiebst. ,  Rück- 
fall und  Strafmilderung  bei  Diebstahl.  Waadt:  A.  Veruntreuung: 
1.  bei  einem  Betr.  bis  20  Fr.:  Geldb.  bU  CO  Fr.  oder  Znchtb.  bis 
1$  Ta{r.,  aneh  Verbindang  beider  xnr  Hiafte;  2.  bis  300 Fr.:  Geldb. 
bis  600  Fr.  oder  Zuchth.  bis  10  3Ion. ,  oder  gleiche  Verbindung; 
3.  über  300  Fr.:  Geldb.  bis  1000  Fr.  und  Zuchth.  bis  2  J.  ,  oder 
diese  Strafen  allein.  4.  Von  Vormündern,  Verwaltern  einer  Fallit- 
masse,  gerichtlichen  Verwahrern,  Advocaten,  Notaren,  geschwo« 
renen  I^rocnratoren,  Greschäftsagenten ,  von  Beamten  n.  s.  w.  mil- 
der Stiftongen,  an  Sachen,  die  in  fremdem  Notbstande  deponirt 
sind:  bei  einem  Betr.  bis  20  Fr.  Znchtb.  2—10  Mon.  oder  Geldb. 
bis  600  Fr.,  oder  beide  wie  oben  vereinigt;  über  20  Fr.:  Zuchth. 

6  Mon.  bis  4  J.  und  Geldb.  bis  2000  Fr.  3.  Bei  Veruntreuung 
und  Verletzung  anderer  besonderer  Pflichten :  bei  Betr.  bis  lOFr. : 
Stmle  wie  zu  1.,  bis  100 Fr.:  Znchtb*  t.  2—10  Mon.,  oder  Geldb. 
bis  600  Fr«,  oder  Verbindung  beidw  wie  ob.;  ober  100  Fr.:  2fOchth. 
V.  4  Mon.  bis  3  J  und  Geldb.  bis  1000  Fjr>  B.  Funddiebstahl: 
1.  Wenn  der  Verlierer  dem  Finder  bekannt  war:  Strafen  des  ein- 
fachen Diebstahls,  die  jedoch  um  die  Hiilfte  des  Minimums  gemin- 
dert werden  können.  2.  Ausserdem  bei  einem  Betr.  bis  40  Fr.: 
Mdh.  bis  60 Fr.  oderGef.  bis  15 Tag.,  bei  mildernden  Um8t.bios 
Verweis;  bei  höherem  Betr.:  Geldb.  von 50—  200 Fr. oder Znehth. 
bis  2  Monat.  C.  Ausserdem  gelten  die  allgemeinen  Vorschriften 
für  den  Diebstahl  im  §.  191.  III.  und  zwar  Nr.  i.  zu  A.  1—3.; 
Nr.  2.  XU  A.  1  —  3.  und  B. ;  Nr.  3.  zu  A.  1.  und  B.j  Nr.  ^i.  zu  A. 
Freiburg:  i.  Bei  einem  Betr.  v.  100  Fr.  oder  mehr:  Strafe  des 
•in&chenj  bei  Verletzung  besonderer  Treue  aber  des  ausge^Mch- 
neten  Diebst.  2.  Bei  geringerem  Betr.  (corr.) :  Strafe  des  Hiebst, 
als  Vergehen,  oder  poena  dupli ;  bei  Verletzung  besonderer  Treue: 
Verdoppelung  dieser  Strafen.  3.  Die  Anwendung  der  V^orschriften 
über  Familiendiebst.  und  Ersatz.  Graubünden:  Unterschlagunsi : 
Strafe  des  einfachen,  von  öfientl.  Beamten,  Verwaltern  frommer 
Stiftungen  oder  Vögten  aber,  des  ausgezeichnet.  Diebst.  2.  Ter* 


Digitized  by  Google 


—   617  — 

«iMwiig:  V*       Stndtn  su  i«.  3.  FmiMiebffti:     der  Stralini 

des  Diebst.  von  gleichem  Betrage.  4.  Die  Vomthxiibm  ttlier  Fmm> 
miliendiebct.  fia&n  g)eieiif«U8  Anwendung  ' 


§.  201. 
V«irlieiiterlL»iseM« 

Dem  älleren  Röm.  R.  reichten  die  civilreelillichea  Be* 
stimiiiiiiigea  über  ReehtorerleltaBgeii  durch  biDterlbtige  Ent- 
SleUang  der  Wahrheit  im  Allgemeiiieo  ans.  Nor  einxelne 
besondere  Fälle  wnrden  ab  strafbare  Cilsa  berrorgehoben, 
namentlich  zuerst  das  falsche  Zengniss,  nach  nnd  nach^dmn 
mehrere»  von  der  1.  Sempronia  de  falso  jndldo  (a.  u.  638) 
bis  m  der  1.  Com.  de  fab«,  webbe  letalere  besonders  gegen 
Fälschung  Ton  Testamenten  und  von  Gold-  nnd  Silbermönzea 
gerichtet  war.  Spätere  Gesetzgebung  und  Interpretation  fügten. 
Manches  (quasi  faba)  hinzu.  Die  Strafe  war  Deportation  und 
Vermögensconfiscaüon,  gegen  SUaTen  der  Tod.  Immer  waren 
aber  nur  einzelne  Fälle  strafbar,  die  freilich  mehr  oder  weniger 
eine  Verletzung  des  öffentlichen  Vertrauens  enthielten  t  sonst 
aber  eines  gemeinsamen  Charakters  entbehrten«  Der  wach« 
sende  Verkehr  machte,  besonders  nach  einer  Seite  bin,  eine, 
allgemeine  Strafbarkeit  betrügerischer  Handlungen  nolbwendig» 
und  so  entstand,  immer  mehr  sich  ausdehnend,  das  crimen 
(extraord.)  slellionatus.  Ueber  dieses  bt  Vieles  ungewiss  und 
streitig;  namentlich  auch  dessen  strafrechtliche  Bedeutung. 
Richtig  mag  wohl  sein,  dass  das  crim.  stelL  strafreehtlicb  ähn- 
lich ist,  wie  die  aclio  doli  ciTilrechtlich«  Es  umfasst  danadi 
jede,  nicht  schon  als  fabum  bezeichnete  betrügerische  Hand- 
lang, jedoch  nur  in  sofern  dadurch  eine  Vermögensbeschädi- 
gung zugefugt  ist  Falsum  (und  Quasifabum)  und  Stellionat 
unterscheiden  sich  danach  dadurch :  1.  Stellionat  bat  nur  Ver- 


i)  Aargan  165,  Tessin  353.  354,  St.  Galbn  195,  Gorr.  G.  88,  Zil. 

rieh  221—226,  Lux.  245-250,  Corr.  G.  96.  97,  Basel  156. 1.57, 
Corr.  Ges.  64-66,  Schaffh.  1.59.  163  —  165,  Corr.  Ges.  74.  77, 
Thurg.  230  —  237,  Waadt  283—288.  291.  292,  Freib.  236—241. 
382.  383,  Graub.  167—170.  S.  ausserdem  noch  über  Einzelaes 
ttnt.  im  §.  203  bei  den  Strafen. 
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ktrung  von  VennögeMrecIiteft,  Fatbm  amxk  die  aiuierer 
Rechte  zum  Gegenstände,  d.  Debi  Falsam  ist  schon  die  be- 
trügerische Handlung  für  sich  allein  strafbar,  beim  Steifionat 
erst  die  virUiche  VermÖgensbesdüldigung.  3.  Ab  Falsnm 
sind  nur  bestimmte  Handlongen  strafbar,  als  Stellionat  jede 
betrüglicbe  VermögensTeiletziiDg,  die  nidit  speziell  Fdsnrn 
ist.  Die  Strafe  des  SteHionats  ist  Relegation  and  Verlost  der 
Ehre,  bei  Geringeren  Bergwerksarbeit »  Die  Ülteren  Densch. 
Rechtsqaellen  enthalten  nnr  wenige  Sparen  Yon  Beatrafung 
betrügerischer  Handlangen;  Hauptsächlich  finden  sich  nur 
erwähnt,  aosser  der  Fälscbang  von  Münzen:  das  falsche  Zeog- 
niss,  Filschong  ton  Urkanden,  Ton  Grenzzeichea;  von  Waaren, 
yon  Mass  and  Gewicht.  Die  Strafe  war  Leibes-  (Abhaaen 
der  Hand),  aoch  Lebensstrafe;  bei  einzelnen  Stämmen  noch 
nnr  Geldbasse.  Andere,  meist  erst  später  vorkommende,  Be- 
trügereien im  Verkehr  ())tm  Handel  and  Wandd^)  worden 
ge wohnlich  nor  mit  Geld  gebüsst  Jener  besonderen  Fälle 
des  Deutsch.  R.  erwähnt  aodi  nor  die  P.  G.  0.,  ont»  Hin- 
zoiiigung  der  Untreae  der  Procuratoren  (PlräTarikation).  Düa 
Strafen  der  P.  6.  O.  sind  theils  aasdrocklich  die  genannten 
des  Deatsch.  R.,  theils  Landesyerweisung  oder  strenger,  tbeäs 
willkörfiche*).  ^  Ans  diesem  gesetzliehen  Material*)  hat  die 
Gemeinr.  Doetrin  and  Praw  stets  ein  ziemlich  verworrenes 
System  zusammengesetzt ,  haoptsachlich  dadordi,  dass  man, 
anstatt  den  einfiichen  Bestimmungen  and  Grandsätzen  Deatoch. 
Rechts  und  Deolsch.  Rechtsanschaanng  zu  folgen,  deso  mehr 
bemühet  war,  die  dankelen,  and  missrerstandenen  Vorschriften 
des  Röm.  R.  zur  Geltang  zn  bringen.  Lange  Zeit  sprach  man 
nar  von  falsam  und  steiHonatas,  welchen  letzteren  man  sich 
dabei  als  eine  Art  des  Falsam,  and  zwar  bald  als  «nen  Be- 
trug blos  bei  Gontracten,  bald  ab  eine  Art  von  PolizeiTer- 
gehen  vorstellte.  Die  falsa  worden  dabei  in  benannte  and  on- 


1)  Vgl.  1.  1.  §.  2.  13.  I.  21.  27.  §.  3.  1.  30  pr.  1.  32.  ad  1.  Com.  de 
faU.  1.  3.  §.  1.  stell.  1.  1.  §.  2.  de  dol.  mal. 

2)  Vgl.  Cropp,  Diebtt  S.  36  £,  Wilda,  Strafr.  der  Germ.  S. 
934  f.,  Blumer,  Gesch.  derDmokr.  S.41S.  417.  Segetser, 

Gesch.  V.  Lu7..  II.  S.  616  f 

3)  P.  G.  O.  Art.  111—115,  auch  68  und  107. 

4)  Das  durch  das  Can.  K.  keinen  bemerkenswcrthea  Zusatz  er- 
halten hat. 
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benaonte  eingetheilt;  jene  waren  die  derP.  G.  0.»  auch  wobl 
der  I.  Coro.  Spälerhin  erklärte  man  den  Unterscbied  zwt- 
Beben  fal§.  nnd  stell,  für  anpraktiscb,  und  nun  wurde  aucb 
wobl  das  Wort  Betrug  gebraucht.  Man  nnterachied  jetzt  auch 
wobl  anders:  Betrug  und  Falsum,  beide  im  w.  S.  gleichbe- 
deutend; sodann  Falsum  oder  Fälschung  im  e.  S.:  theils  die 
benannten  f^älle  der  P.  G.  0.,  theils  solche  Handlungen,  durch 
welehe  Sachen  (oder  auch  Personen)  falsche  Blerkniale  in  be- 
tröferischer  Absicht  beigelegt  werden;  Betrug  i.  e.  S.  (auch 
einfacher  Betrog,  Betrügerei):  die  anderen  Arten  desBelrags. 
In  der  neueren  Zeit  fing  man  wieder  an ,  mehr  auf  das  Rom. 
R.  inrücfczogehen,  und  zwar  zugleich  unter  Aufstellung  all- 
gemeiner philosophischer  Grundsätze,  z.  B.  eines  durch  das 
8lrafrecht  zu  schützenden  allgemeinen  Rechts  auf  Wahrheit. 
Barslelking  und  Anwendung  des  Rechts  haben  dadurch  wabr- 
fidt  nicht  gewonnen,  obwohl  die  bessere  Praxis  mehr  an  der 
DentscheB  RechtaaBschauung  featcohalten  pflegt.  Die  Strafe 
ist  wiHkMIeb.  Besonders  dargestellt  und  behanddt  werden 
gewöhnlich  Meineid  ond  Münzfähchung  (auch  Unterschla- 
gung] '). — Die  sener«  Strafgesetzgebung  hat  sich  in  anzuerken- 
nender Weise  mehr  der  Deutschen  Rechtsanschaonng  aoge- 
scblpssen;  die  neueste  jedoch  wieder  schwankend,  nnd  nament- 
lich mitnnter  der  Behandlungsweise  des  Französ.  St  G.  B. 
folgend.  Von  den  Schw.  St  G.  B.  stellen  einen  allgemehien 
Begriff  von  Betrug  i,  w.  S.  auf,  unter  wekhem  Betrag  i.  e.  S. 
und  Fälschungen  (i.  e.  8.)  UBterschieden  werden:  Aargau,  St 
Gallen,  Zürich,  Lnzern,  Basel,  Scbaflhaiisen.  Fälschangmid 
Betrug  I.  e.  S.,  ohne  jenen  allgemeinen  Begriff,  trennen: 
Tessin,  Xhurgau,  Waadt,  Freiburg,  Granbänden.  —  Die  nach- 
folgend« DanteUnng  soll  sich  ban^lsäcUich  dem  System  der 
erateteR  anscUieasen. 


0  Vgl.  Demhonder,  pr.  r.  er.  c.  119  s.,  Girpsov,  pr,  r.  er. 

qn.  93*  133,  Meckbach,  Anm.  z.  P.  G.  O.  Art.  112,  Kress, 
Comni.  in  C.  C.  C.  Art.  H2.  §.  6,  Meister  (jnn.),  pr.  j.  er. 
§.  2^4,  Quistorp,  P.  R.  §§.  405  f.,  Dorn,  Pr.  Comni.  §.159, 
Klein,  Grunds.  9.  469,  GroJ  mann,  Grunds.  §§.  321  f., 
Fenerbseb,  Lehib.  ||.  410  f.,  Wächter,  Lehrb.  M.  178  £, 
Escher,  Lehre  T.  Betr.  S.  4  £,  anch  meine  Lehre  Betr. 
nech'Prcnsa«  R.  S.  14  t 
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§.  202. 

BesrUr^  Tluitbesfand  und  Arten  des  Betni^«* 

I.  Begriff:  Betrug  i.  w.  S.  ist  die  vonäUliche  Entatelliiog 
der  Wahrheit  lom  Zweck  der  TaaschoDg  und  rechtswidrigen 
BesehädigoDg'  eines  Anderen H.  Thatbestand:  1.  Eine  ob» 
jective  Entstellang  der  Wahrheit'),  und  zwar  2.  in  Besiehnng 
•nf  bestimnite  Thatsachen.  Ein  allgemeines  Anpreisen  oder 
Tadeln,  oder  Uebertreiben  von  Eigenschaften  reicht  nicht  ans 
(in  der  Gemeinr.  Prax.  unbestritten).  3.  EntsteUnng  durch 
ein  positives  Verhalten,  gleichviel  ob  dorch  positives-  Vor^ 
bringen  der  Unwahrheit  oder  durch  Unterdrücken  der  Wahr- 
heit; nicht  aber  durch  blosses  Verschweigen  der  Wahrheit 
oder  anderes  blos  negatives  Verhalten ').  4^  Wie,  wenigstens 
die  Gemeinr.  Praxis  meist,  ,so  fordern  auch  Aargau,  Basel, 
^  Schaflhausen,  Thurgan,  Waa4t  ein  besonderes  listiges,  oder 
arglistiges  Benehmen,  so  dass  nicht  sofort  jede  Lüge  den 
Thatbestand  herstellt.  5.  Die  Entstelhmg  der  Wahrheit  muss 
in  der  Absicht  zu  tauschen,  d.  h.  in  einen  Irrtbum  zu  ver- 
setzen, einen  Lrrlhum  zu  erregen,  geschehen  sein^),  so 
wie  6.  in  der  Absicht,  den  Getäuschten  selbst')  an  seinem 

I 

1)  Ein  negatives  Merkmal,  das  aber  in  die  Definition  nicht  auf- 
xunehmen  ist,  besteht  noch  darin,  dass  nicht  ein  anderes,  be- 
sonders benanntes  Verbreeben  (IVIeineid,  Verleumdung  u.s.  w.) 
hergestellt  sein  darf. 

3)  Wer  meint,  die  Unwahrheit  ni  sagen,  aber  in  der  That  die 
Wahilieit  sagt,  betrügt  nicht.  Konnte  nicht  einmal  den  Ver- 
such des  Betruj^s  begehen. 

3)  Dieses  letztere  ist  Gemeinr.  bestritten  und  auch  Thuroan  und 
Graubiinden  sprechen  von  blosser  Vorenthaltung  (Zürich,  La- 
zern  und  Freiburg:  unerlaubter  Vorenthaltuno[)  der  Wahrheit; 
allein,  in  sofern  zugleich  znm  Thatbestande  Hervorbringung 
einer  Täuschung  erfordert  wird,  hat  jene  Bestimmong  keinen 

'  richtigen  Sinn  (s.  unten  Nr.  .5).  Tessin  erklärt  xwar  das  Be- 
nutzen eines  schon  vorhandenen  Irrthums  für  ausroichend, 
fordert  gleichwohl,  dass  das  Benutzen  von  hinterlistigen  Mit- 
teln der  Täuschung  begleitet  gewesen  sein  müsse. 

4)  Die  blosse  Benutzung  eines  in  einem  Anderen  ohne  Zuthnn 
des  Handelnden  vorhandenen  Irrthnms  stellt  den  Thatbestand 
nicht  her;  daher  gehört  denn  auch  blosses  Vorenthalten  der 
W^ahrheit  nicht  hierher  (s  d.  v.  Note);  so  auch  erkannt  vom 
üb.  Ger.  Zürich  (Schaub.  IV.  S.  73). 

5)  In  der  Preuss.  Praxis  ist  durch  völlig  verkehrte  Anifotsnng 
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Bechte 7.  (widcrreehllich)  ih  verletieii Von  wddier  Arl  das 
verieltte  Redit  sei,  ist  für  den  Begriff  des  Betruges  i.  w.  S. 
gleicbgüllig  'J.  S.  Der  Dolos  des  Betrügers  steht  danach  fest; 
dtt  edposer  Betrug  existirt  nicht.  9«  VoUendet  ist  der  Be- 
trog im  w.  S.  dorch  die  aof  die  TloschuDg  und  Rechtaver- . 
klinog  gerichtete  Handlang.  III.  Arten :  I.  Betrag  i.  e.  $• 
9.  Fübchnng  i.  e.  S.  Bade  haben  mehrere  Unterarten,  die 
jedo«&  nor  meist  besöglich  des  Objects  der  Reehts?erleteong 
hervorgehoben  werden  *).  3,  Dagegen  nimmt  eine  eigenthäm- 
liehe  Stetlaog  der  Bantootl  ein.  4.  Endlich  haben-  einielne 
St.  O.  B.  beim  fielmge  noch  einielne  FäUe  hervorgeböben, 
in  denen  meist,  aber  nicht  immer,  ein  beträgUehes  Handeln^ 
zugleich  unter  EigenthümUchkeiten,  oft  noch  nor  ein  nner* 
laobt  eigennütsigea  Handeln  ohne  beträgliches  Benehmen, 
vorliegt. 


einseliMr  Fülle  die  Ansteht  enttttadea,  et  könne  Jemmd  de* 
dnrch  betrogen  wwden,  dats  ein  Anderer  getSnacht  sei!  Schon 

danach  (s.  zugleich  die  folg.  Noten)  ergibt  sich  die  grundsätZ' 
liehe  Unrichtigkeit  der  Praxis  des  Oh.  (Jer.  Zürich  (Schauh. 
XVII.  279),  >,das  wissentliche  Vorlirinuen  einer  Unwahrheil 
im  Civilpi'ozesse ,  wenn  zugleich  noch  etwas  Positives  ge- 
schiebt  t  um  eine  Lfige  zu  nntwttiitzen,  dadon^  den  RidilOT 
za  tinschen  und  za  einem  der  Gregenpnrtei  nachtheiligeA  Ent- 
scheide zu  Teranlassen,  also  namentlich,  wenn  fär  die  Her* 
stellang  der  Lüge  Beweismittel  producirt  worden,  von  denen 
dem  Prodacenteu  im  Wissen  ist,  dass  sich  dieselben  auf  ganz 
andere  Verhältnisse  be/.iehen'%  als  Betrug  zu  bestrafen. 

1)  Hier  aber  ein  aUgemeines  strafrechtlich  geltend  zu  nMchendeS 
Recht  auf  Wahi^beit  anzunehmen,  ist  joristiseh  ohne  Sinn. 

2)  Danach  ist  in  dem  einzelnen  Falle  zu  beurtheilen,  in  wie  fern 
die  Simulation  strafbar  (Betrug)  sei;  an  sich  ist  sie  dies  nicht. 
Vgl.  Tr eichler,  über  Begriff  und  Strafljarkeit  simulirter 
Rechtsgeschäfte  in  Schauberg»  Beitr.  XI.  210  f. 

3)  Eine  Rechts-  (Vermögens-)  Verletznng  ist  euch  hei  dem  be- 
trüglichen  Betteln  vorhanden,  worüber  indess  gestritten  wird. 
Zuweit  geht  andererseits  das  Ob.  Ger.  Zürich  (Schaub.  Itt* 
35),  in  blosser  Störung  der  Gemüthsrube  eine  Rechtsverletzung 
zu  finden. 

4)  In  sofern  sie  nicht  aus  anderen  Gründen,  denen  gegenüber 
des  betrügerische  Vmthhren  nur  in  zweiter  Linie  der  Stra^ 
barheit  stand,  eis  besondere  Verbrechen  anderer  Gattung  ans- 
znzeichnen  waren. 
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i.  203. 

I.  Begriff  und  ThatbestaDd:  GemeSar.:  Eine  TonatzHche 
Rechtsverietzung  darch  Entslellang  der  Wahrheit  und  da- 
durch hervorgebrachte  Täaschung.  lo  einem  engsten  Shme 
wird  darunter  verstanden  die  so  zugefügte  Vcrmögensver- 
leCzung  in  gewinnsüchtiger  Absicht.  Der  Betrug  in  diesem 
wie  in  jenem  Sinne  unterscheidet  sich  von  der  Fälschung 
i.  e.  S.  dadurch,  dass  für  ihn  einerseits  eine  wirkKcbe  statt- 
gehabte Täuschung  und  Rechtsverletzung  erfordert  wird,  die 
andererseits  nicht  durch  fälschliche  Beilegung  bestimmter  Merk- 
male an  Sachen  verübt  sein  müssen.  Wäre  letzteres  der  Fall, 
so  würde  an  sich  (ideale)  Concurrenz  von  Betrug  und  Fäl- 
schung i.  e.  S.  vorhanden  sein ;  die  St.  G.  B.  steilen  aber  dann 
meist  die  qualificirte  Art  des  Betrugs :  Betrug  durch  Fälschung 
auf.  So  auch  in  allem  die  Schw.  St.  G.  B. ,  von  denen  indcss 
Tessin,  Waadt  und  Graubünden  den  Betrug  i.  e.  S.  nur  als 
Vermögensverletzung  in  gewinnsüchtiger  Absicht  kennen ,  und 
die  auch  ausserdem  im  Einzelnen  vielfach  auseinandergehen. 
Namentlich  fordern  die  Rechtsverletzung  zur  Vollendung  nicht 
St.  Gallen,  Zürich,  Luzem,  Freibnrg,  Graubünden,  wohl  aber 
eine  wiriLlieh  hervorgebrachte  Täuschung  Die  besonderen 
ErforderniMe  des  Betrugs  im  e.  S.  ergeben  sich  von  selbst. 

II.  Strafe :  Aargaa  behandelt  nur  den  Betrog  als  Verbreche« 
i.  e«  S.  Dieser  ist  vorbanden  (abgesehen  vom  Meineide):  i-  ohne 
Ansehen  der  Sonune  bei  Wegräamuug  oder  Verrfidtang  von  Grens- 
marhen,  so  wie  hei  betrüglicher  Herbeiführnng  eines  Geldstags 
(Bankerotts);  2.  bei  einem  Betrage  über  30  Fr.,  wenn  zugleich 
Schriftfäiscbaog  vorliegt,  oder  aber[;läubische  oder  sonst  hinter- 
listige Verblendung  angewandt  (fentr  bei  Fonddit hst.  und  Vcr- 
hreitong  feischer  Müu%e  ob.  §.  155)  i  Strafe :  Znchlb.  seit!,  im  1. 
bis  2.  Gr.,  bei  einem  Betr.  von  mehr  als  400  Fr.,  oder  bei  er- 
schwerenden Umst. ,  empiindlichem  Nacbtheil  für  den  Betrogenen« 
besonderer  Kühnheit  bei  der  VerÜbung,  Gewohnheit  zu  betrügen: 
Eettenstr.  zeitl.  im  1. ,  oder  auch  im  2.  Gr.  3.  Andere  Betrügereien 
sind  nnr  Polizeiveigehen.  Tesstn  (ohne  weitere  Qualifieation,  aneh 
nicht  dnreh  FiQschnng  i.  e.  S.)i  bei  einem  Betr«  bis  SO  Fr.s  Gef. 

i)  So  auch  angenommen  vom  Ob.  Ger.  Zürich,  Schauberg  IX. 
436.  XIII.  289;  in  der  let/.teieu  Entsch.  heisstes:  „Wennsich 
also  der  Andere  nicht  täuschen  lätst,  so  ist  der  Betrug  nicht 
voUendet^  Vgl.  aacb  das.  XVII.  S88. 
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1.  Gr.  und Geldb.  Gr.;  über  50  Fr.:  Gel  wU  6«Ub.  2.  €br.; 
äb«r  100  Fr.:  Gef.  4.  ond  Geldb.  3.  Gr. ;  über  300 Fr.:  Zwaagsarb. 
1.  und  Geldb.  3.  Gr.  Jedesmal  tritt  die  höchste  der  o;enaniiten 
Strafgrade  ein  ,  wenn  der  Betrüger  za  dem  Betrogenen  in 
einein  VerhältniMC  stand«  welches  den  Diebstahl  im  einem  qualiü- 
cirleB.  madit.  St.  Gkülans  I.  Bttrog  ala  ITarbr,  i.  «.  S.s  t.  dn- 
fluAer :  bei  einem  Betr.  über  SO  Fr.  (in  einem  oder  m^rereil  flUen 
Terübt,  nach  den  Grundsätzen  über  Diebstahl):  Strafe:  wie  beim 
einfachen  Diebst.  von  gleichem  Betrage.  2.  Qualificirter :  a.  Bei 
dem  Betr.  über  .50Fr. ,  wenn  er  verübt  ist:  mit  Verletzung  beson- 
derer Verpflichtung  zur  Treue ,  durch  Verbindung  Mehrerer,  durch 
UrinmdentSleebnng,  oder  dareh  nberjslSiibaMb«  iiad  äbnliebe  Mittel 
und  VorspiegeloBgm  (oder  durch  Falscbheiten  bei  obrigkeitlidi 
bewilligten  Lotterieen,  was  aber  obsolet,  da  Lottcrieen  verboten 
•ind):  Strafe:  des  qnalific.  Diebstahls,  h.  Ohne  Ansehen  des  Be- 
trages bei  Verletzung  öffentlicher  Treae  und  Glaubens,  nämlich: 
durch  gesundheitsschädliches  Verfälschen  oder  Verderben  von  Le- 
bensmittela  in  4^Btlicben  Verkehr ;  dardi  Verritckea  oder  W^eg- 
rSwaen  voa  Grenzsteinen  nnd  ahnlicben  Zeichen ;  darch  Fälacbea 
▼oa  Mass,  Gewicht,  Stempel  u.  s.  w.  im  öffentlichen  Verhehr  $ 
▼on  Beamten  durch  Mtssbrauch  ihres  Amtes  oder  Verletzung  ihrer 
Amtspflichten  :  Strafe  :  Zuchth.  bis  4  J. ,  bei  einem  Betr.  über  25 
Fr.  geschärft  mit  Prügeln;  bei  einem  Betr.  über  100  Fr.  Strafe 
de»  qaaUf.  Diebat.  II.  Betraf  alt  Ver||Kefaen:  i.  Kleiner :  bis  32  Fr* 

a.  Einfiidier:  Strafe  des  einfachen  Diebst.  von  gleichem  ßeti*age. 

b.  Qnalificirter :  nämlich  mit  Verletznng  besonderer  Verpflichtung 
zur  Treue,  von  Beamten  durch  Missbranch  des  Amtes  oder  Ver- 
letzung von  Amtspflichten,  von  Gewerbtreibenden  als  solchen, 
oder  von  Dienstboten  durch  Miisbrauch  des  Namens  ihrer  Herr- 
acbafts  Strafe:  poea.  qvadr«  oder  eataprecbeades  Gel.,  nieaiala 
jene  aaler  12 Fr.,  dietet  aater  3 Tag.  2.  Grosser ,  auch  durah Z«- 
MBunenrechnang  mehrerer,  wenn  zugleich  der  Tbäter  unver- 
mögend ist,  faculiativ  Arbeitsh.  von  3  —  6  Mon.  3.  Rückfall:  Ar- 
beitsh.  V.  3—6  Mon.,  wenn  aber  der  Rückfall  über  32  Fr.  beträgt 
oder  ein  qualif.  Betrag  ist,  Arbeitsh.  von  6  Mon.  bia2  J.  4.  Strafe 
voa  5-* 300  Fr.  liir  folgende  betriiglicbe  Haadlnngea  ohne  erfo^te» 
Schaden :  Fälschungen  an  Waaren  oder  Lebensmitteln  zum  offeneA 
Verkauf;  jede  ^vissentIich  falsche  Angabe  gegen  die  Regierung  oder 
eine  ge<;etzliche  Behörde ,  schriftlich  oder  mündlich  gemacht ;  Ver- 
heimlichung vor  Beauftragten  zu  einer  Schau  oder  Untersuchung; 
Anfetellnngbeirüglicher  Spiele,  worunter  auch  „Riemenstechen''  nnd 
Gückapiele  veniaadea  werdaai  eadlieh  Verpfiuiden  oder  Ver- 
äossern  zur  Verwahrung  anvertranlMk  Gutes,  was  aber  schon  von 
selbst  eine  Vermögensbescbädigung  enthält  (die  Lit.  a.  des  §.  9.5 
ist  aufgehoben  durch  Ges.  v.  13.  Aug.  1835).  5.  Von  20  —  100  Fr. 
für  eigenmächtiges,  aber  nicht  in  verbrecherischer  Absicht  gesche- 
henes Erbrechen  von  Scblüssem  oder  Siegeln,  unter  welchen  dem 
TUOar  etwai  aar  Vcrwahmng  anTettraal  wordüi*  ^  Van  j90  bif 
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200  Fr.  für  unberedltigtes  Eröffnen  fremder  gesiegelter  Bridis^ 
7.  Von  16  —  200  Fr.  gegen  Beamte,  Geistliehe,  ärztliche  Personen 
und  Hebeamlen  für  Verletzung  anvertrauter  Geheimnisse.  Auch 
zu  6.  und  7.  ist  eine  verbrecherische  Absicht  nicht  erforderlich. 
Zürich:  I.  Zum  Nachtheü  von  Vermögensrechten:  i.  Einfacher: 
zum  Betrage  unter  100  Fr.:  GeMb.  bic  400  Fr.  «Hein  oder  mit  CkL 
bis  6  Mott«;  unter  800  Fr. :  Gef.  mit  Geldb.  bis  800  Fr.,  oder  Znchth. 
bis  2J. ;  von  800  Fr.  oder  mehr:  Gef.  von  2  J.  an,  zugleich  facnlt» 
mit  Geldb.  bis  1600  Fr.,  oder  Zuchth.  bis  8  J.  2.  Ausgezeichneter: 

a.  durch  Fälschung  öffentlicher  Stempel,  oder  ähnlicher  Zeichen; 

b.  durch  Fälschung  von  Privatnrkanden ;  c.  mit  Nahrungsmitteln 
im  öffentlichen  Verkehr;  d.  von  Dienstboten  oder  anderen  Bedie»» 
steten ;  e.  mit  Verletzung  andere  Verpflichtung  zu  besonderer 
Treue;  f.  gegen  Minderjährige;  g.  durch  falsches  Spielen  von 
Spielern  von  Profession ;  h.  durch  Grenzverrückung;  i.  durch  Hin- 
tergehung von  Beamten  als  solchen;  k.  durch  abergläubische  Mittel. 
Strafe:  bei  einem  Beti*.  unter  lOO  Fr» :  Gtef*  bis  2  J. ,  facult.  mit 
Geldb.  bis  400  Fr.;  unter  800  Fr.:  Gel  ▼.  1  J.  an  mit  Geldb.  bis 
800  Fr.,  oder  Zuchth.  bis  6  J.;  von  800  Fr.  oder  mehr.  Zuchth. 
oder  Kettenstr.  bis  12  J.    II.  Betrug  zum  Nachth.  anderer  Rechte: 

1.  Betrügliches  V^erleiten  zu  einer  Ehe  Cinit  dem  Thäter  oder  einem 
Dritten):  Gef.  von  1  J.  an  mit  Geldb.  bis  1600  Fr.  oder  Zuchth. 

2.  In  anderen  0  Fällen  nach  dem  Kirmessen  des  Richters  die  Strafe 
der  am  nächsten  verwandten  Verbreeben.  lU.  Immer  gelten  die 
Nebenbestiinmnngen  beim  Diebstahl  Über  Rüchfall  und  Familien- 
diebstahl. Luzern  :  A,  Als  Verbrechen :  l  Einfacher:  zum  Betr. 
über  .50  Fr.  (auch  durch  Wiederholung):  Strafe  wie  beim  Dieb- 
stahl, doch  kann  statt  Zuchth.  bis  2  J.  Geldb.  erkannt  werden« 
und  zwar  iOO  Fr.  for  den  Monat.  2.  Qnalificirter :  a.  durch  Fäl- 
schung von  Privatnrknnden ;  b.  durch  Grensverrüdtnng;  c.  dureb 
in  Umlauf  Setxen  von  abbezahlten  Gülten-  oder  anderen  Hypo- 
thekarinstrumeuten ;  d  im  zweiten  Rückfall.  Strafe:  des  qualif. 
Diebst.  3.  Facult.  immer  zugleich  Verlust  einer  uussbrauchten  Be- 
rufsart. B.  Als  Vergehen :  1.  Gewöhnlich,  (bis  50 Fr.) :  Gef.  v.  1  Woche 
•n  bis  Arbeitsb.  v>  3  Mon.,  oder  poena  dupli,  oder  Verlast  des 
Activbargerr.  v.  4~S  J.  2.  Mildere  Fälle:  a.  Grebrancb  niobt  ge- 
fichteten  Masses  oder  Gewichts;  Fälscbnngen  von  Sachen  im 
offenen  Verkehr;  Verheimlichen  gegen  Beauftragte  zur  Schau  oder 
Untersuchung;  Treiben  abergläubischer  Künste.  Strafe:  Geldb.  v. 
2  —  200  Fr.  oder  angemessenes  Gef.   b.  Andere  Betrugereien  von 


1)  Besonders  werden  nocb  hervorgeboben  die  anderen  V«r» 
brecbensguttnngen  bereits  dargestellten«  Anmassong  eines 
öftentl.  Amtes,  Verbr.  gegen  den  Familienstand,  laltciiet 

Zeugniss  zu  Gunst,  eines  Angeschuldigten. 

2)  Luzern  unterscheidet  zwar,  wie  Zürich,  Betrug  an  Vermö- 
gens>  und  anderen  Rechten,  zahlt  zu  der  letzteren  Art  aber 
nnri  Amtsanmassang  und  Varbr.  gegen  den  FnmiliMland. 


Digilized  by  Google 


I 


1 


—   625  — 

Cfewtrbtreibttid«!!  in  ilirem  Gewerbe:- poea.  tripli  o4ev  «ntfpr. 

Gef.,  i^ne  nicht  unter  6  Fr.,  dieses  nicht  unter  3  Tagen;  beim 
zweiten  Rückfall  facalt.  Einstellung  des  Gewerbes  auf  Zeil  oder 
für  immer,  c.  Uchervorlheilen  von  Personen,  die  nicht  über  das 
Ihrige  verfügen  dürfen  (ohne  Vorwisseu  der  Vertreter  derselben): 
Geldb.  bU  900  Fr.  oder  Ge£  bii  8  Wodi.  4.  Hn4^  mit  Haad- 
sebriften,  auf  xaUimgsimfabige  PerMnen  UmtCBd:  Striae  des  Wu- 
chers :  e.  {.  g*  Fälle  und  Strafeif  wie  St.  Gallen  zu  Tl.  5 — 7  oben, 
aar  da  SS  auch  7n  e  das  Maxim,  der  Strafe  300  Fr.  betrügt.  Basel: 
A*  Beirut^  als  Verbrechen:  1.  Bei  einem  Betr.  v.  50  Fr  oder  mehr. 
2.  Von  Vormündern  oder  Curatoren.  Strafe:  Zuchth.  oder  Ket- 
teaitr.  T.  1— 10  J.  B.  AlsVcrgebmi:  i.  F^etbeitsetr«  bis  i  J.,  fiueiri^ 
tetiv  mit  Geldb.  bis  zum  Triplam,  sogleicb  Stülstdlnng  im  Aetiv- 
bürgerr.  bis  5  J. ,  im  Amte  bis  2  J.  2.  Besondere  Polizeivorschrif- 
ten :  Abergläubische  TrugUünste  (ohne  betrügerische  Absicht): 
Freiheitsstr,  v.  3  Tag.  bis  .3  IVIon.  oder  Geldb.  bis  100  Fr.  Schaff- 
haasen:  A.  Betr.  als  Verbr.  I.  Einfacher:  1.  Durch  Anbieten 
eiacs  üilscheD  geriebtlicbta  Zeugnisses  oder  Eides  2*  Doreb 
GreazTerracfatag«  3  Darcb  betii^;liebe  Herbeiföhraag  eiaes  Falli- 
ments (betrügl.  Bankerott).  4.  Bei  einem  Betr.  von  mehr  als  20 
Gnld. :  a.  durch  Fälschnn»  von  Urkunden;  b-  durch  abergläubische 
oder  ähnliche  Mittel;  c.  durch  Funddiebstahl.  5.  In  allen  anderen 
Fällen  bei  einem  Betr.  v.  öO  Guld.  oder  mehr.  Strafe:  Arbeitsh. 
S.  Gr.  1—8  J.;  wenn  aber  der  Betr.  300  Cruld.  übersteigt,  oder 
dem  Betrogenen  eia  empfiadlicber  Nacbtbeil  yerorsacbt,  c4er  der 
Betrog  mit  besonderer  Kühnbett  verübt  ist ,  oder  der  Thäter  sich  das 
Betrügen  zur  Gewohnheit  gemacht  hat:  Kettenstrafe  v.  1  —  8  J. 
II,  Qualilicirter :  1.  Von  Vormündern  oder  Curatoren,  bei  Betr. 
von  20  Guld.:  Arbeiuh.  2.  Gr.  v.  6  Mon.  bis  4  J.;  über  20  Gold.: 
▼Ott  2— iOl.;  über  iOOO  Gold.:  Kettenstr.  8-16  J.  2.  Dnr«sb 
Ablegnng  eines  iilsehen  gerichtlichen  Eides:  Ketteastr.  bis  16  J., 
nnd  bei  sehr  wichtigem  Schaden  bis  20  J.  B.  Als  Vergehen : 
1.  Einfacher:  über  5  Gulden:  Strafe:  Zuchth.  v.  8  Tag.  bis  12 
Mon.  2.  Qualific. :  Gleichfalls  über  5  Guld.  und  a.  durch  Fälschung 
von  Urkunden');  b.  durch  abergläubische  und  ähnUche  Mittel; 
«•  dareh  Faaddtebstabl;  -d«  darcb  Aaaiassung  eiacs  j$Jleatliebtft 
Amtes,  von  Vormündern  oder  Cnratorea;  e.  gegea  eine  Anstalt 
zu  gemeinnützigen  Zwecken  ;  f.  von  Personen  im  Dienst  oder  Lehre 
des  Betrogenen ;  g.  durch  Verhehlung  von  Lasten  auf  liegenden 
Gütern  bei  Verkauf  oder  Verpfänden  derselben :  Zuchth.  v.  14  T. 
bis  1  J.  3.  In  allen  Fällen  facult.  zugleich  StillsteUung  im  Activ- 

J)  Unzweifidbaft  wird  bicr  eia  wirUicb  aasge0ibrter  Betrag  ge- 
fordert, s.  ob.  §.  151. 

2)  Auch  Verbreiten  falscher  Münzen  ohne  Einverständniss  mit 
dem  Verfölscher  zählt  der  §.  74  Corr.  G.  ~  hier  auf;  gleich- 
wohl bat  der  §.  78  das.  eine  besondere  Strafe  dafür.  Es  scheint 
im  $.  74  eia  Redsotioasfiebler  vorsolicicsa. 

40 
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bürgerreeht  tob  6  Hon.  bis  6  1.  C.  Besonders:  In  recbtswidri'ger 
Absicht  zu  schädigen  oder  in  gewinnsüchtiger  Absicht  geschehe- 
nes Eindringen  in  fremde  Geheimnisse  durch  unbefugtes  Erbre- 
chen oder  Lesen  u.  s.  ^v.  fremder  Papiere :  Gef.  von  3  Ta^en  bis 
3  Mon.  und  Geldb.  von  10  —  100  Gulden;  jedoch  nur  auf  Privat- 
antrag. D.  Im  Uebrigen  ist  der  Betrag  zum  Betr.  bis  5  Gulden 
nur  Polizeideltct.  Tborgaa :  1.  In  gewinnsilcbtiger  Absiebt:  Strafe 
des  gemeinen  Diebst.;  */*  dieser  Strafe  trifft  den|enigen,  der  blos 
den  von  einem  Anderen  erregten  Irrthum  benutzt.  2.  Ohne  solche 
Absicht :  Gef.  oder  Arbeitsh.  bis  2  J.  3.  Hlosse  Täuschung  zu  un- 
erlaubten Zwecken,  ohne  Absicht  einer  Beschädigung  oder  eines 
nnerlaabten  Gewinnes,  durch  rechtswidrigen  Gebraucb  einer  für 
einen  Anderen  bestimmten  aebten,  öffentliehen  Urkunde  (also  Le- 
gitimation dnrcb  fremde  Pässe  u.  s.  w.)  :  Gef.  bis  3  Mon.  4.  Nor 
auf  Privatantrao;  wird  bestraft :  Bctruo  bei  Einj^chung  oder  Erfül- 
lung von  Vertra«i;en.  5.  Für  alle  Fälle:  a.  Es  kann,  und  im  Rück- 
falle muss,  zeitliche  oder  bleibende  Entziehung  des  gemissbrauch- 
ten  Gewerbes  oder  Berufs,  b.  bei  einer  Freiheitsstr«  ober  2  Mon. 
kann  Entsiehnng  der  bfirgerlicben  Ebrenrecbte,  c.  in  geringfngi- 
oeu  Fällen  kann  blus  Geldstrafe  eintreten«  in  anderen  die  Frei- 
heitsstrafe theilweise  in  Geldb.  verwandelt  werden.  Waadt:  1. 
Gewöhnlicher  (escroquerie) :  Bei  einem  Betr.  von  10  Fr.:  Geldb. 
bis  60  Fr.  oder  Zuchthaus  bis  15  Tg.,  auch  Verbindung  beider, 
einer  jeden  bis  zur  Hälfte »  bis  iOO  Fr. :  Geldb.  bti  600  Fr.  oder 
Zncbth.  bis  10  Mon. ,  oder  gleiehe  Verbindung  beider ;  über  100  Fr. : 
Geldb.  bis  2000  Fr.  und  Zuchtb.  bis  3  J,  2.  Das  Ausbedingen  be- 
sonderer Vortheile  bei  einem  Coucurse  von  Seite  eines  Gläubigers 
zum  Nachtheile  der  Masse:  Geldb.  bis  600  Fr.  oder  Zuchtb.  bis 
10  Mon.,  oder  Verbindung  beider  bis  zur  Hälfte  jeder*  3.  Pfand- 
betrag :  Entw^dong  oder  Beseitigung  zu  pfändender  oder  gepfiin- 
deter  Sachen  znm  Nacfatbefle  des  Glinbigers  t  a.  Vor  wirklich 
sdichener  Pfändung,  aber  nach  Ankündigung  der  Vornahme  do^ 
selben:  Bei  einem  Betr.  bis  40  Fr.:  Gef.  bis  15  Tg.,  bei  geringem 
Werthe  uud  zugleich  im  ersten  Verübungsfall  auch  blosser  Ver- 
weis ;  über  40  Fr. :  Gef.  von  iO  Tg.  bis  10  Mon.  b.  Nach  der  Ffän- 
dnng-:  an.  Wenn  die  Sachen  im  Besitze  des  Gepföndeten  geblieben 
waren:  Strafe  der  Unterschbgung  (Vemntreonng  i.  e.  S.).  bb* 
Ansserdem  die  Strafen  des  Diebstiäils  oder  Ranbes,  die  jedoch  bis 
zur  Hälfte  des  Minimums  herabgesetzt  werden  können,  'i.  Ausser- 
dem  gelten  die  aligemeinen  Vorschriften  beim  Diebst.  ob.  §.  194 
Nr.  lU.  und  zwar  Nr.  1.  zu  1.,  Nr.  2.  und  3.  zu  1.,  aber  nur  bei 
einem  Betrage  bis  10  Fr.,  und  zu  2.  a.  Nr.  4.  zu  2,  Freibarg*): 

1)  »Betrog'^  sagt  das  Gesetz ,  das  bei  der  Definition  des  Betm|^, 
als  wirklich  vollendeter  BeschMdignngi  keinen  richtigen  Sinn 
zu  geben  scheint. 

2)  Auch  hier,  wie  beim  Diebst.,  ein  Gemisch  der  Vorscbr.  von 
Lnzern  und  Waadt. 
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A.  Betrag  als  Verbrechen :  1.  Einfacher :  Bei  einem  Betr.  über 
100  Fr. :  Strafe  des  einfachen  Diebst. ,  bei  Anwendung  besonderer 
Kimstgrifie  —  Arprlist  —  aber  (Prellerei,  efcroqaerie) :  ZwanKsarb. 
oder  Zwangsverhaft  von  1  —  4  J.  nebst  Geldb.  von  200  —  500  Fr. , 
und  bei  einem  Obj.  über  500  Fr.  (Prellerei),  von  4 — 10  J.  mit  Geld- 
busse  von  1000  —  2000  Fr.  2.  Ausgezeichneter:  a.  die  Fälle  des 
^alific.  von  Luzern ;  ausserdem  b.  Unterschlagungen  und  Betrü- 
gereien Dritter,  betreffend  einen  yGeldstag^';  c.  Unterschlagungen 
derfenigen,  welche  eineii  Handel  unter  einem  erdichteten  oder 
nnter  dem  I^amen  eines  Anderen  treiben;  d.  durch  Anmassung 
eines  öffentlichen  Amtes,  Strafe:  z.u  a.— c.  die  des  ausgez,eichne- 
ten  Diebstahls  ;  zu  d.  bei  wirklicher  Beschädigung  Gef.  von  1  J. 
bis  Zuchtb.  von  2  J. ;  ausserdem  Gef.  bis  1  J.  e.  Das  Ausbedin- 
gen wie  bei  Waadc  2. ;  Strafe;  Geldb.  von  500—1500  F^.  oder  Gef. 
bi«  2  Immer  sogleich  facnlt*  Verlmit  der  gemiesbravchten  Be- 
rufsart. 3.  Ffandbetrug  (s.  Waadt) :  Strafe  des  Diebst.  mit  mil- 
dernden Umständen.  B.  Als  Vergehen:  1.  Gewöhnlicher:  Gef.  v. 
1  Mon.  bis  Zuchth.  von  3  Mon. ,  oder  poena  dupli,  oder  Verlust 
des  Activbürgerr.  auf  1—8  J.  2.  Müdere  Fälle :  a.  wie  a.  von  Lu- 
xem, nur  fiingt  die  Geldb*  mit  i  Vt,  an;  b«  c.  d.  e.  f.  g.  wie  un- 
ter denselben  Bacbet  von  Lnzem.  Granbilnden:  1.  Ia  gewinn« 
süchtiger  Absicht:  Strafe  des  einfachen  Diebst.  2.  Ohne  solche 
Absicht :  Strafe  der  vorsätzlichen  Vermögensbeschädigung.  Wegen 
Betrugs  in  Vertragsverhältnissen,  so  wie  zwischen  Personen,  zwi- 
schen welchen  Familiendiebstahl  begangen  wird ,  üudet  Bestrafung 
nur  anf  Frivatantrag  dea  Beschidigten  (alao  nicht  aach  des  Pa- 
milienoberbanptes)  statt  0. 

FAlMlnDiff  Im  mceren  Biammm . 

ScboD  im  Rom.  R.  waren  unter  den  falsa  als  besonders 
strafwürdig  Fälle  aafgezcicbnet,  in  denen  das  betrügiiche  Han- 
deln durch  hinterlisliges  Nachmachen  oder  Verandern  von 
Sachen ,  besonders  Gegenständen  des  gemeinen  V' erkehrs  oder 
des  öffentlichen  Vertrauens,  verübt  war.  Dasselbe  trat  in 
dem  Deutschen  R.  hervor.  Die  grössere  Arglist,  die  grös- 
sere Schwierigkeit  der  Entdeckung  und  dadurch  bewirkte 
grössere  Gefährlichkeit  führten  durchaus  richtig  zu  solcher 


i)  Aargau  161-168,  Tessin  361-363,  St.  Gallen  196—202,  Corr. 
G.  90-100,  Ziiricb  239^21$.  2$«.  250.  297«. Lnz.  254-^.  261 
bis  265,  Corr.  G.  99. 104—100,  Basel  154,  Corr.  G.  67 

bis  70.  73.  74,  Schaffhausen  155—162 ,  Corr.  G.  73—75.  81-84, 
Thurg.  238-248.  271.  272,  Waadt  282.  289-292.  298,  Freihurg 
2i2— 214.  247.  248r  249-254.  .266—258.  260.  261,  Graub.  .186-18^. 
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Auszeichnun*;.  Die  Gemcinr.  Doctrin  und  Praxis  und  die 
neueren  S(.  G.  ß.  haben  danach  den  allgemeinen  Begriff  der 
Faiscung  i.  e.  S.  conslruirl.  I.  Begriff:  JVachmachung  oder 
Veränderung;  einer  Sache  in  helriigerischer  Absicht.  II.  That- 
Leslaiul :  1.  l  nmittelbarcs  Object  kann  immer  nur  eine  kör- 
perliche Sache  sein  2.  Diese  muss  nachgemacht  oder  ver- 
ändert sein  -),  und  zwar  3.  so,  dass  sie  den  Schein  der  echten 
Sache  hat,  dass  also  Nachmachung  oder  Veränderung  durch 
die  äusseren  Sinne  nicht  wahrgenommen  werden,  diesen  viel- 
mehr die  Sache  sich  so  darstellen  soll,  als  sei  sie  echt Die 
Art  und  Weise  des  IVachmachens  oder  V  eränderens  ist  an  sich 
gleichgiiltig.  4.  Es  muss  in  belrüglichcr  Absicht  geschehen, 
also  um  Jemanden  zu  läuschen  und  an  seinem  Rechte*)  zu 
zerletzen.  5.  Ueber  die  \  ollendung  ist  Gemeinr.  Streit.  Bald 
soll  sie  da  sein  durch  das  blosse  IVa(  hmachen  oder  Verände- 
ren, bald  durch  den  mit  der  (gefälschten)  Sache  gemachten 
Gebrauch,  bald  erst  durch  die  hervorgebrachte  Täuschung 
und  Rechtsverletzung.  Gewöhnlich  wird  das  Zweite  ange- 
nommen. Man  stützt  sich  dabei  hauptsächlich  aul  das  Röm. 
Recht.  Dem  steht  aber  die  Deutsche  Rechlsauffassung,  wie 
sie  sich  auch  nicht  uudeutlich  in  der  P.  G.  O.  ausspricht , 
entgegen,  die,  wie  beim  Betrüge  i.  e.  S.,  in  der  Recblsver- 


1)  In  der  Gemeinr.  Doctrin  nimmt  man  manchmal  eine  Fäl- 
schung von  Personen  an,  uenn  Personen  falsche  Eigenschaf- 
ten oder  Merkmale  beigelegt  werden,  die  ihnen  nicht  zukom- 
mett,  Adebpridikate,  Orden,  fremdtr  Name  n.  s.  w.,  vgjL 
z.  B.  Klein,  P.  R.  f.  468.  Anch  noch  Aargan hat theilweise 
eine  solche  Auffassong. 

2)  Also  Produciren  einer  ganz  neuen  Sache,  oder  aber  Hinxu- 
thun  oder  Wegnehmen  von,  in  die  äusseren  Sinne  fallenden 
Bestandtheilen  oder  Merkmalen  der  Sache. 

3)  Daher  gehört  nnsweifielhall  hierher  die  betrfiitliche  Ansfnl* 
Ivng  eines  Blanketti»  was  auch  die  Praxis  annimmt ;  vergl. 
Entsch.  des  Ob.  Gr.  Zürich  bei  Schaub.  11.244.  Nicht  aber 
gehören  hierher  simulirtc  Rechtsgeschäfte ,  vgl.  ob.  S.  629  Not.  2. 

^)  Zu  Ungerechtigkeiten  muss  es  führen,  wenn  man  auch  hier 
ein  allgemeines,  strafrechtlich  zu  erzwingendes  Recht  auf 
Wahrheit  aa&teüen  will,  wie  B.  ywm  Oh*  Gr.  tm  Zürich 
geschieht,  Schanherf,  I.  S. 

i)  P.  G.  O.  Art.  III  f.  Die  Doctrin  ist  schon  in  sofern  nicht 
consequent,  als  sie  namentlich  bei  dem  FalaehllliBaeB  erst 
darch  das  Ausgeben  VnUendnng  annimmt. 
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letzung  erst  das  volleodete  Verbrechen  findet*).  Deshalb 
müssen  auch  so  die  St.  G.  B.  aasgelegt  werden»  die  keine 
klare  entgegengesetzte  Vorschriften  enlbalten,  so  namentlich: 
Aargau,  St.  Gallen,  Schaffhausen.  Ausdrücklich  fordern  ein 
Gebrauchmachen,  aber  auch  nur  dieses:  Zürich,  Thurgau, 
Freibarg ;  nur  den  Versuch  des  Gebrancbmachens:  Grau- 
bänden.  Theib  Rechtsverletzung,  tbeils  nur  das  Fälschen  for- 
dert Basel:  jenes  bei  öffentlichen  Urkunden,  dieses  bei  öffent- 
tichen  Siegeln  oder  Stempeln.  Tessin,  Luzcrn,  Waadt,  Bun- 
desstrafrecht fordern  nur  das  Fälschen  (Verfertigen).  6.  Ueberall 
wird,' insofern  nicht  ausdrücklich  eine  mildere  Strafe  festge- 
setzt ist,  nach  altdeutscher  Rechtsansicht,  der  betrüglicbe  Ge- 
brauch einer  wissentlich  verfälschten  Sache  durch  einen  Drit- 
ten ,  gleichviel  ob  mit  oder  ohne  Einverständniss  mit  dem  Fäl- 
scher ( Verferliger),  dem  Fälscher  selbst  gleicbgeachtct.  IIL 
Arten.  Gemeinr.  werden  einzelne  Fälle  der  Fälschung  be- 
sonders nach  der  P.  G.  0.  hervorgehoben,  namentlich:  Yon 
Urkunden,  von  Mass,  Gewicht  und  Waaren,  und  tob  Grens« 
zeicbeo  (s.  g.  GrenzTerröckung,  termini  motio) ').  Die  neuereii 
St  G»  B.  pflegen  mehrfach  verschieden  zu  unterscheiden: 
i.  Gleichfalls  oacli  dem  Objecte,  und  zwar  namentlich  Ur- 
kaudenfäisckiii^  und  Fälschung  anderer  Gegenstände,  unter  ' 
denen  dann  wieder  auch  GreDErerrudLung  und  Fälschung  der 
Gewerbtreibenden  von  Mass,  Gewicht  und  Waaren  hervor- 
gehoben werden.  2.  Andere  wieder  unterscheiden  nach  dem 
grösseren  Ghiaben,  der  den  nachgemachten  oder  Yeräoderten 
eehten  Objecten  beigelegt  wird,  FSischungen  an  öffimtlicheii 
Urkunden*)  und  ähnlichen  Documentenund  an  PHralatkiindeii 
(öffentliche*]  nnd  Priratfölschung).  3.  Einzelne  (Thurgau, 
Waadt  und  Freiburg,  auch  Tessin,  nach  dem  Französ.  R.) 
bei  der  Urkundenfälschung,  noch  zwischen  materieller  und 


1)  So  auch  häufig  die  (Tpineinr.  Praxis. 

2)  Ferner,  jedoch  meist  als  besonderes  Verbrechen,  die  Münz.« 
fälscbung. 

5)  Sowohl  der  Be£;rifi  der  Urkunden,  al<  der  öfiendiichen  mnss 
sieh  an«  Privat-  und  dem  difentl.  (anch  Prozcss-)  Recht  der 
betr.  Länder  ergeben. 
.  4)  Diese  pflegt  dabei  unter  den  Staatsverbrechen  aufgezählt  zu 
werden,  um  somehr  ohne  Consequenz,  als  ein  Betrug  gegen 
den  Staat  zum  Thatbestaade  nicht  erfordert  wird. 


Digitized  Google 


—   630  — 

intellectnelier  oder  nmnaterieller  Fälsobong  (firax  mat^el  et 
immat^el).  Jeoe  ist  eigenlK  Falschang:  diese  ist  jede  io  be- 
trügerischer Absicht  io  einer  Schrift  gemachte  falsche  Angabe, 
also  nach  Gemeinr.  Grandsätzen  entweder  blosser  Betrag, 
oder  gar  einfache  schriftliche  Lüge,  zu  deren  Charakterisi- 
rung  als  Fälschang  i.  e.  S.  wenigstens  für  das  Deutsche  Rechts- 
bewnsstsein  ein  Grand  nicht  ersichtlich  ist.  Einzelne  andere 
Henrorhebangen  beruhen  auf  willkürlicher  Kasuistik  (s.  unt). 
IV.  Strafe :  Sie  ist  im  Allgemeinen  verschieden  nach  den  her- 
Torgehobenen  Unterscheidangen ;  manche  St.  G.  B.  haben  nur 
besondere  Strafvorschriften  für  die  öffentliche  Fälschung,  in- 
dem sie  die  PriTatfalschung  niur  als  einen  Qualifications-  oder 
Erschwerungsgrand  des  Betrages  i.  e.  S.  behandeln  (s.  d.  $.): 

Aargau  :  Fälschung  üüeutlicher  UrkuDden:  KetlenstP.  t. — 2.  Gr. 
Dieselbe  Strafe  trifft  den  Betrug  durch  Anmassung  eines  öffent- 
lichen Anjtps,  welche  Aargaa  als  (öffentliche)  Fälschung  der  Per- 
son (s.  ob.)  beti  achtet.  Tessin  ')  :  1.  Nachmachung  des  Siegels  der 
höchsten  Centralhehörde :  Verlast  des  Activbürgerr.  nnd  Zwangs- 
arbeit 1.  Gr.  2.  NaebmachiiDg  to»  Stempelpapier,  Spielkarte» 
oder  andere  Fälschungen  zum  Zweeke  der  Anmassung  von  vorbe- 
haltenen Nutzungsrechten  des  Staats :  Zwangsarb.  1.  Gr.  und 
Geldb.  2.-3.  Gr.  ^).  3.  Fälschung  aller  anderen  Arten  von  Siegeln 
oder  Zeichen  von  Staatsbehörden:  dieselbe  Strafe.  BetriigUches 
Zerstören  od^  Gebrauchen  derselben  blos  Zwangsarb.  1.  Gr., 
wenn  aber  nocb  keine  BescbSdigung  zugefügt  ist,  6ef.  2.  Gr.  4. 
Fälschung,  sowohl  materielle  als  immaterielle,  öffentl.  Urkunden, 
wozu  auch  Handlungsbücher  und  ähnliche  Schriften  eines  öffentl. 
Verkehrs  gerechnet  werden :  Zwangsarb.  1.  Gr.  und  Geldb.  2  bis 
3.  Gr.,  gegen  Beamte:  Zwangsarb.  1.  —  2.  Gr.  Nur  FäUchungea 
'  ven  Pässen'),  Erlaubnissscheinen  zum  Handel,  zor  Jagd,  und  von 
ihnlichen  minder  wichtigen  öffentlichen  Docnmenten,  werden  blos 
mit  Geldb.  2.-3.  Gr.  und  Verweis  bestraft.  5.  Betrügliches  Nach- 
machen und  Ausgeben  in  den  öffentlichen  Verkehr  von  Wechseln, 
Bons,  Anweisungen  und  ähnlichen  Verkehrspapieren :  Zwangsarb. 


1)  £s  bestimmt  hier  zugleich  die  Strafen  für  die  fälschenden 
Beamten ;  sie  sind  im  Ganzen  die  für  Privaten ,  nur  dass 
Sospcntioii  oder  UnfiihigleitscrklSrnng  zn  effontl.  Acmttni 
gewöhnlidi  hinzutritt. 

2)  Nach  dem  Ges.  v.  15.  Febr.  1849  trifft  das  Nachmachen  tob 
Stempelpapier  fremder  Staaten,  die  Reciprocität  Toran^t- 
setzt,  Gef.  2.-3.  und  Geldb.  2.~.5.  Gr. 

3)  lieber  das  Abtreten  richtiger  Pässe  an  einen  Anderen,  oder 
den  Gebrnneh  derselben  durch  einen  Andma  v.  w.  aind 
Gel  nnd  Gddstr.  bestimmt  durch  Ges.  t.  1.  Jnni  iMU, 
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1.  odm  2.  Gr.  6.  FSlsdnuig  mderor  öffentlidber,  alMr  »iclit  Üt 

4en  öffentlichen  Verhelir  bectimmter  Papiere  nnd  Register :  Hy« 
pothekar-,  Militair-,  Bürgerrollcn  «.  s.  w. :  Gef.  2.-4.  Gr.  7.  Fäl- 
schung von  Zeuj^nissen  über  Alter,  Stand,  Ge%verbe  u.  s.  w. : 
Geldb.  2.  Gr.  und  Verweis,  beim  Rückfall  Gef.  1.  und  Geldbusse 

2.  Gr*  St.  Gallen  stralt  nur  den  Betrug  durdi  Fikebung  (oder 
doreb  Gebraueb  mit  verfälschten  Gegenständen),  s.  d.  f.  Zürich: 
Fälscbong  öffentlicher  Urkunden,  auch  der  fremder  Staa^  (dorcb 
Kantonsangehörige):  Zuchth.  oder  Kettenstr.  bis  12  J.,  in  sehr  ge- 
ringen Fällen,  namentlich  auch  bei  Reisepässen,  VVanderbüchem 
u.  s.  w. :  Gef.  0.  Luzern  :  1.  Fälschung  öfi'entl.  l'rkunden :  Zuchth. 
Tonl  J.  bis  Kettenstr.  znlS  J.  Nnr  bei  PSssen  und  ilnilicben  Le- 
gitimationspapierai,  dnreb  welche  keine  besondere  Reebtsrer- 
btsang  erfolgen  soll ,  corr.  Strafe.  2.  Das  blosse  Fälschen  oder 
an  sich  Bringe«  öfl'entl.  Siegel  oder  Stempel  in  betrüglicher  Ab- 
sicht: Einsperrung;  selbst  wenn  ohne  alle  verbrecherische  Ab- 
sicht: corr.  Strafe.  Basel:  A.  Fälschung^  als  Verbrechen:  1.  Fäl- 
sdrang  offmtL  Urkunden,  oder  öffentl.  Siegel  oder  Stempel:  Ket- 
tenstr. Gr.  von  2^16  J.  2.  GrenzTerriicknng :  bei  Landes» 
grensent  Kettenstr.  1.  Gr.  von  5—20  J. ;  bei  anderen  Staats-  oder 
Gemeindegrenzeo  :  2.  Gr.  von  2—8  J. ;  bei  anderen  Grenzen  :  2.  Gr. 
von  i— 4  J.  B.  Fälschung  als  Vergehen  :  ohne  betrügerische  Ab- 
sicht :  1.  öffentl.  Siegel ,  Stempel  u.  s,  vv. :  Freiheitsstr.  von  8  Tg. 
bis  12  Mon.  oder  Geldb.  von  10—500  Fr. ;  2.  öffendicber  (i»amt& 
eher*)  Schriften:  von  2— i2  Mon.  oder  Ton 20— 500  Fr. ;  3.  Privat- 
Urkunden :  Geldb.  bis  50  Fr.  oder  Freiheitsstr.  bis  6  Mon. ;  4.  fa- 
cultativ  zu  1.  nnd  2.  zugleich  Einstellung  im  Activbürgerr.  bis  5  J. 
Schaffhausen :  A.  Als  Verbrechen :  1.  Oeffenll.  Urk. :  Arbeitsh« 
1.  Gr.  von  2  J.  bis  Kettenstr.  zu  6  J. ;  für  blossen  Gebrancb  die 
Hälfte.  2.  Oefientl.  Siegel  n.  s.  w.:  Kettenstr.  von  2^16  J.  3. 
Grensverriicknng:  der  Landesgrenzen:  Kettenstr.  von  5—20  J. ; 
anderer  Staats  -  oder  Gemeindegrenzen :  Arbeitsh.  1.  Gr.  von  2 
bis  8  J. ;  anderer  Grenzen  :  von  1—4  J.  B.  Als  Vergehen  :  1.  Fäl- 
schung von  Legitimstionspapieren  (Pässen  u.  s.  w.)  :  Zuchth.  von 
14  Tg.  bis  6  Mon.  2.  Unbefugter  Gebrauch  an  sich  echter  Legi- 
ümationspapieTe :  beim  »weiten  Rüekfrll  t  Znchtb.  bis  3  Hon.  uad 
zeitl.  Entziehung  der  bürgerl.  Ehren-  und  Dienstrechte ;  anssttrdam 
Polizeistrafe.  Thurgau :  I.  Urkundenfälschung  (sowohl  mater.  wie 
immaterielle):  1.  Qeffentl. ,  zu  denen  auch  kaufmännische  Wechsel, 
Handelszettel  und  letzte  Willensverordnungen  gehören:  a.  In  be- 
trügerischer und  gewinnsüchtiger  Absicht :  Arbeitsh.  oder  Znchth. 
bis  10  b.  In  betrügeriscber,  aber  ohne  gewinne.  Abs.s  Gef.  von 
3  Mon.  bis  AibeiUb.  zu  3  J.  o.  Geringere  Strafen  treten  ein: 
Gef.  von  14  Tage»  an  bei  Gewinn  oder  Sobaden  niebt  über  25  Gld. ; 


i)  Fahrlässige  Beihülfe  (durch  Lieferung  der  Mittel)  soll  sogar 
bestraft  werden,  wie  Begünstigung  von  Münzverbrechen  (ob.)> 
die  Vmrachr.  bat  wobl  keinen  ridiigen  Sinn, 
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bis  4  Mon.  wena  die  Fiüsckaug  aar  den  Zweck  hatte,  iberwidire 

Thatsachen  ein  Beweismittel  zu  erhalten,  oder  ein  erleichtertes 
Fortkommen  zn  verschaffen.  2.  Privaturkunden :  Gef.  von  2  Mon. 
bis  Arbeitsh.  zu  8  J. ;  bei  einem  Hetr.  nicht  über  25  Gulden  Gef. 
von  8  Tg.  au.  II.  faiscbuu^  von  Siegeln,  Stempeln  und  anderen 
Zeiciien :  1.  Grenzverriickung  und  Fülscbong  Ton  Zeichen  des 
Wasserstandes :  Arbeitsh. ;  weaa  ohne  betrügerische  gewtansnch- 
tige  Absicht:  Gel  von  4  Wochen  an.  2.  Oefientlicher  Siegel  und 
Stempel,  Masses  und  Gewichts  im  Gewerbeverkehr:  (»ef.  von 
1  Alon.  bis  Arbeitsh.  zu  4  J.  ;  wenn  aber  noch  nicht  Gebrauch 
davon  gemacht  war,  Gei.  bis  1  J.  III.  Für  alle  Fälle  gelten  die 
aligem.  Yorschr.  Über  den  Betrag,  Nr.  5  im  v.  §.  Waadt:  I.  Fäl- 
schung von  Siegeln  und  Zeichen :  1.  Oefifentl.  Siegel  nnd  ähnlicher 
Zeichen:  a.  Siegel  des  Grossen  oder  Staatsraths  oder  Apell.- Ge- 
richts :  Zuchth.  von  6  Mon.  bis  3  J.  b.  Anderer  Behörden  oder 
Beamten  :  von  3  Mon.  bis  2  J.  c.  Von  Staats-  und  Waldhammern, 
Stempeln  zur  oii'entl.  Bezeichnung  von  Gold  oder  Silber,  Waarcn, 
Vieh  tt.  s.  w. :  Zncfath.  von  S'-IO  Man.  oder  Geldb.  von  200  bis 
600  Fr.  d.  Von  Papier-  oder  Spielkartenstempcl :  Znchth.  von  1 
bis  10  Mon.  oder  Geldb.  von  100—600  Fr.  e.  Fälschung  von  schon 
beschriebenem  Steiupelpapier  durch  Auslöschung  des  Geschriebe- 
nen :  Geldb.  bis  600  Fr.  2.  Fälschung  von  Privalzeichcn  :  a.  Von 
Privatwaldhammeru :  Zuchlh.  von  1—6  Mon.  oder  Geldb.  von  50 
bis  3000  Fr.  b.  Von  fremden  Waaren-  oder  ähnlichen  Zeichen  (nnr 
auf  Privatantrag) :  Geldb.  bis  60  Fr.  c.  Von  Mass  oder  Gewicht: 
Zuchth.  von  1—10  Mon.  oder  Geldh.  von  100-600  Fr.  II.  Fäl- 
schung von  Urkunden:  A.  I\laterielle  :  1.  OefTentlicher ,  wozu  auch 
letzte  Willensverordnunfj,en,  Wechsel,  Billct.s  auf  Ordre,  und  Bank- 
papiere gehören  :  Zuchth.  von  6  Mon.  bis  6  J. ;  bei  gemachtem 
Gebrauche  (snch  durch  einen  Dritten):  von  1 — 8  J.  2.  Privat- 
schriften :  Geldb.  bis  600  Fr.  oder  Znchth.  bis  3  J.  (aber  bei  nicht 
gemachtem  Gebrauche  nur  auf  Privatantrag);  bei  gemachtem  Ge« 
brauche:  Geldb.  bis  1000  Fr. ,  oder  Zuchth.  bis  5  J. ,  auch  Verbin- 
dung beider.  3.  Facultativ  Herabsetzung  der  Strafen  auf  die  Hälfte 
des  Minimums,  wenn  keine  Handschrift  nachgemacht  ist.  B.  Im- 
materielle Fälschung:  1.  Von  eiacm  öffentlichen  Beamten:  Znchth. 
von  6  Mon.  bis  S  J.  Bestrafung  findet  nur  auf  Privatantrag  statt, 
es  möchte  sich  denn  um  ein  betrügliches  Geschäft  über  ein  frem- 
des Grundstück  handeln.  2.  Durch  Misshrauch  eines  Blanketts: 
Strafe  der  materiellen  Schriftfälschung.  111.  Für  beide  Arten  der 
Fälschung  gemeinschaftlich  :  1.  Fälschung  von  Legitimationspa- 
pieran  oder  Zeugnissen ,  ohne  spezielle  Rechtsvcrletxung :  an  dio 
Stelle  des  Zuchth.  kann  Gef.  traten.  2.  Fälschung  ohne  alla  vor- 
brechensche  Absicht,  aber  doch  unbefugt,  hat,  aber  nur  nach  dem 
Ermessen  des  Richters,  bei  öffentl.  Zeichen,  sowie  Privalwald- 
hämmern,  (Jeldb.  bis  100  Fr.,  bei  Schriflfälschung  Geldb.  bis 
200  Fr.  oder  Gef.  bis  1  Mon.  zur  Folge.  Freiburg  unterscheidet 
meist  wie  Waadt,  und  straft:  I.  i.  a.  und  b. :  Zwangsarbeit  oder 
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Zwangsvevhftft  Von  6  Mob.  bis  3  1.;  c.  voa  3  Mob.  bis  1  I. ;  d. 

Gef.  von  1—10  Mon.  oder  Geldb.  vob  100—600  Fr.  2.  a.  Zwangs, 
arbeit  von  1—6  Mi»n.  oder  Geldb.  von  50  -  300  Fr.  b.  (nur  auf  Pri- 
vatantrag)  Gef  bis  1  J.  oder  Geldb.  bis  500  Fr.  c.  Gef.  von  1  bis 
10  .^lon.  oder  Geldb.  von  100—  600  Fr.  IL  A.  1.  Zwangsarb.  von 
6  Mon.  bis  6  J.  2.  (ohne  die  weiteren  Unterscheidungen  v.  Waadt, 
jedooh  bei  Bichl  gemadbleni  OebraBche  —  gleichf.  ohne  die  Uafefu 
scbeidHBg  bei  VVaadt  —  nur  auf  Privatantra«;) :  Zvvangsarb.  oder 
Zwangsvcih.  bis  3  T.  oder  Geldb.  bis  1000  Fr.  B.  1.  Zwangsarb. 
oder  Zwanosveih  von  6  IMon.  bis  8  J.  2  Wie  FäLschung  der 
Privatschrift.  III.  (corr.)  1  Gef.  von  15  Tg.  bi.s  Zuchih.  y.u  3  Mon. 
2.  Zu  1  Mon.  oder  Geldb.  von  10—100  Fr. ,  beziehungsweise  Geldb. 
bis  200  Fr.  oder  Gef.  bis  1  Mob.  GravbaBden:  1.  UrknBdeBföl« 
scbnng :  2lBchtb.  bis  10  J. ,  wenn  aber  noch  kein  Gebrauch  ge« 
macht  oder  y.u  machen  versucht  ist  :  (ief.  bis  1  J.  2.  Fälschung 
von  i^egitiniations|>apieren,  ohue  Absicht  spezieller  Rochts\pr- 
Ictzung:  Gef.  bis  1  J.,  facult.  mit  Ausschluss  von  uil'entl.  Aemtcrn 
und  vom  Stimmen  und  Mehren.  3*  Vob  Mass  vod  Gewicht  im 
ttÜMitl.  Verkehr  s  Gcidb.  bis  300  Fr.  oder  Gef.  oder  Zuebth.  bis  1 J., 
gegen  öffentl.  Pfechter  nur  Zuohth.  bis  2  J.,  facult.  immer  zugleich 
die  eben  gen.  Khrenslr.  'i.  Grcnzverrüclxunü :  Tn  leichteren  Fallen 
Geldb.  oder  (»ef.  o<ler  beide  zugleich,  in  schwereren  Zuchih.  bis 
6  J.;  in  beiden  facult.  zugleich,  die  gen.  Ehreustr.  Bei  Fälschung 
offcBtir  GreBzeB  kSBB  Zaebtb.  bis  0  J.  eintretea  «ad  zeitl.  oder 
Idiensl.  Verlust  der  bürgerl.  Ehrea.  Das  Bandesstrair.  bestraft 
aar  das  Verfalschen  (einschliesslich  des  vorsatzlichen  Zerstörens) 
von  Biindesacten  mit  Zuchth.  und  in  ganz  geriogliigigen  Fällen  mit 
Gef.  und  Geldb.'). 

i.m. 

Bankerott. 

Der  Bankerott  ist  als  ein  besonderes  Verbrechen  den  (Quel- 
len des  Gem.  R.  unbckanDt.  Die  Vorschriften  des  Hörn.  R. 
gegen  einen  insolventen  Schuldner  waren  prozessualer  iNalur, 
und  selbst  die  Infamie  kann  als  Strafe  des  belrüglichen  Schul- 
deomacbciis  um  so  weniger  angesebeo  werden»  als  sie  aucb 

I)  Aargau  69  —  71,  Tessin  193  —  201.  209,  Su  Gallen  s.  d.  v. 
Zürich  120—123,  Luz.  146-151,  Corr.  G.  56.  57.  Basel  53  bis 
•  57.  63.  64,  Corr.  G.  34.  36,  39.  68,  Schafib.  58-  63.  68.  69, 
Corr.  O.  37.  38.  Tbnrg.  254-272,  Waadt  167-187,  Freili.  138 

bis  1.50.  333-336,  Granb.  178-185,  Bundesstrafr.  61.  In  Tes- 
sin ist  durch  Ges.  v.  19.  Dec  1852  noch  das  blosse  Nachma- 
chen oder  Anmassen  von  Handels-  oder  Fabrik7,eichen,  Stem- 
peln o.  s.  w.,  in  der  Eidgenossenschaft  bestehender  Etablis- 
sements mit  Gef.  1.  — 3.  Gr.  and  Geldb.  von  5O->90O  Fr.  be- 
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bei  InsoWeni,  lediglich  durch  Ungläcksfallfr  TennUmt,  ein- 
trat, und  durch  cessio  bonor.  abgewendet  werden  konnte. 
In  den  Deutschen  Beicbsgesetzen  sind  eigentliche  Strafror- 
schriften  gegen  den  Bankerott  nicht  enthalten').  Indessen  war 
das  beträgliche  nnd  leichtsinnige  Schnidenmachen  der  fianf- 
lente»  ab  eine  Verletzung  des  öffentlichen  Handelscredits,  in 
den  Deutschen  Handelsstädten  im  Mittelalter  natürlich  als  be- 
sonders strafbar  «rächtet  worden,  und  so  stellten  dann  Ge- 
mdnrechtlich  Doctrin  und  Praxis  das  Verbrechen  des  Ban- 
kerotts auf 9  fireilich,  wie  häufig  in  ähnlichen  Fällen,  die.Be- 
fugniss  dazu  nicht  in  der  herrschenden  Deutschen  Rechtsan- 
sicht, sondern  in  jenen  Bestimmungen  des  Röm.  R.  und  der 
Reichsgesetze  suchend,  den  eigentlichen  Charakter  mithin  oft 
wenig  heraushebend.  Im  Einzehien  geht  die  Doctrin  dabei 
vielfach  auseinander.  Namentlich  wird  als  Snhject  bald  nur 
ein  Kaufmann,  bald  jeder  Andere  angenommen;  femer  wird 
bald  ein  betrügUcfaes,  bald  nur  überhaupt  ein  yorsätzliches 
Herbeifuhren  der  Insolvenz  gefordert,  und  danach  vorsätz- 
licher oder  leichtsinniger  Bankerott  unterschieden,  und  das 
Verbrechen  bald  in'  die  Lehre  von  Fälschung  und  Betrug, 
bald  in  die  vom  strafbaren  Eigennutz  gebracht.  Die  Strafe 
ist  willkürlich.  Die  Deutsche  Particulargesetzgebung  hat  sdion 
längst  vielfach  weiter  spezialisirt,  oft  sogar  dnen  blos  fahr- 
lässigen Bankerott  bestrafend ;  eben  so  die  neueren  St.  B.  B. 
Von  den  Schw.  St.  G.  B.  erwähnt  des  Bankerotts  gar  nicht: 
Graubunden.  Tessin  stellt  ihn  auf  ab  Verbrechen  gegen  den 
öffentlichen  Verkehr.  Die  sämmtKchen  anderen  fassen  ihn  als 
Betrug  auf,  einzelne  nur  als  Betrug  unter  erschwerenden,  oft 
besonders  quaUficirenden  Umständen  (s.  ob.  §.  203].  I.  Be- 
griff: Gemdnr.:  Das  betrüglich  herbeigeführte  Unvermügen 


drohet.  Ohne  solches  besonderes  Gesell  kann  solches  Nach- 
machen als  Betrug  nicht  angesehen  werden,  so  auch  entschie- 
den vom  Ob.  Ger.  Zürich  (Schanberg  IV.  119). 
1)  Vgl.  Reform,  gnier  Pol.  v.  1548.  Tit.  22.  s.  i,  R.  PoL  O.  v. 
1577.  Tit.  23.  9.  1  «nd  2.  Es  wird  dann  wohl  di«  BeoMrlons 
aasgesprochen ,  dass  das  Bankerottiren  »flieh  einem  Diebstahl 
wohl  vergleichen  lasse'',  Strafbestimmungen  sind  darin  aber 
durchaus  nicht  enthalten.  Diese  enthält  nun  zwar  der  Reichs- 
schluss  V.  i670,  aber  derselbe  ist  niemals  als  Reichsgesetz  pu- 
blieirt  worden. 
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«bes  KanfiDaant»  sdne  CSiäub^er  Tolbüüidig  zu  befriedigsii. 
In  den  neueren  St  6.  B.  ist  der  Begriff  erweitert:  Das  von 
Jemandem  yorsätzUoh  (nach  einigen  gar  nur  fohrlässig)  her- 
heigeföhrte  Unyermögen  der  ToUstandigen  Befriedigung  sdner 
Gl&nhiger  (s.  mit.  II.)  II.  Thatbeatand:  1.  Snbject  kann 
nach  sl&mmtlichen  Schw.  St.  G.  R  Jeder  sein,  der  insolvent 
geworden  ist  2.  Es  mnss  eine  (ansserfiche,  wirkliche  oder 
fiogirte,  s.  Nr.  4)  InsoWenz,  ein  Unvennögea  des  Sobjects 
vorhanden  sem,  seine  Gläubiger  Tolbtindig  zn  befriedigen ; 
dieses  Unyennögen  mnss  dnrch  förmliche  Concorseröffnoag 
oder  Fallimentserklärnng  feststehen 3.  Daraus  folgt  zuc^dch, 
dass  die  Insolvenz  eines  Gemeinschnldners  da  um  mnss, 
der  mehrere  Gläubiger  bat  (conc.  creditor.).  4.  Gemebr.  mnss, 
nach  der  richtigen  Ansicht,  die  Insolvenz  durch  betrügerische 
Handlungen  herbeigeftthrt  sein,  und  zwar  nach  der  Bedeutung 
des  Goncunes,  nur  durch  solche,  welche  gegen  den  öffentr 
liehen  Credit  gerichtet  waren,  also  entweder  durch  ein  he- 
trügKdies  Verschaffen  von  Credit,  mithin  rechtswidrige  Tan- 
sdiungen  bei  Contrahirung  der  Schulden,  oder  aber  durch 
belrügliches  Verfahren  in  Beriebung  auf  die  Befriedigung  der 
Contrahirten  Schulden,  mithin  durch  Entztehung  von  Bßttela 
der  Befriedigung  derselben,  was  namentlich  in  zweieriei  Weise 
geschehen. kann,  einmal  durch  Aufstellung  erdichteter  Schul- 
den, zum  anderen  durch  Beseitigung  von  Vermögeasstiickenq 
gleichviel  ob  mittelst  oder  ohne  (wirkliche  oder  fingirte)  Ver- 
äusserung.  Diese  betrügerischen  Handlungen  werden  nun 
zwar  auch  in  den  St  G.  B.  aufgeführt ;  ausserdem  enthalten 
diese  aber  auch  einzelne  andere  Handlungen,  die  entweder 
nur  Mittel,  zur  Verdeckung  von  Beträgereien  sind  (Vemich- 
tung  von  Handinngsbüchern  u.  s.  w.],  oder  aber  nur  Lehsht- 
ainn,  ofl  gar  Fahrlässigkeit  beurkunden.  Es  bilden  sich  da- 
durch die  Untertchddungen  des  belruglichen  imd  nicht  be<- 
träglichen  Bankerotis.  5.  Nach  diesen  Unterscheidungen  ist 
audh  die  Willensricbtung  eine  verschiedene.   Zum  betrüg- 

J)  Der  eigenil.  strafr.  Charakter  de«  Bankerottt,  als  eines  be* 
soDderen  Verbrechens ,  ist  auch  hier  nirgends  festgehalten. 
,  2)  Säinmtl.  Schw.  St.  G.  B.  sprechen  von  Falliment,  Anffall, 
.  Geldstag,  in  Goncars  geraihen.   Ein  blosses  Einstellen  der 
Zahlangen  (wie  nacb  d«n  Fr.  mid  einigen  Dsnticb.  St  G«  B«) 
kann  also  nicht  hieriier  gehdren« 
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lieben  Bankerott  wird  erfordert  Dolos  wie  beim  Betrüge;  bei 
dem  nicbt  betröglicben  entweder  Vorsatz  (Sebalden  m  macben), 
aber  obne  jenen  Dolos,  oder  Culpa,  velcbe  die  Verkörzong  der 
Gläubiger  berbeifttbrte.  6.  Vollendet  ist  der  Bankerott  dorcb 
die  erväbnten  Handlangen,  Terbonden  mit  dem  Feblen  einer, 
zor  BefricJiguog  der  sämmtlicben  Gläubiger  des  Gemein- 
scboldners  aosreiebenden  Vermögensmasse,  gleiobyiel  ob  diese 
Masse  in  Wirklicbkeit  dem  Gemeinscboldner  feblt,  oder  ob 
er  sie  den  Gläubigern  Torentbält 7  Danacb  kann  es  aoch 
einen  Versocb  des  (belriigl.)  Bankerotts  geben*  HL  Arten. 
Von  den  Scbw.  St.  G.  B.  kennen  Aargau ,  St  Gallen,  Waadl 
nor  den  betröglicben  Bankerott  Tessin  unterscbeidet  betrag- 
lieben  and  fabrlissigen,  die  sämmtlicben  anderen  betrüglicben 
ond  leicbtsinnigen  Bankerott  Der  besondere  Tbatbestand  der 
einzelnen  Arten  wird,  abgeseben  Ton  der  sieb  von  selbst  er- 
gebenden yerscbiedenen  Willensricbtong,  dorcb  dieVerscbie- 
denbeit  des  Benebmens  des  Gemeinscboldners  gebfldet  1.  Der 
betrögHcbe  einfacbe:  Zunächst  durcb  das  oben  erwäbnte 
(H.  4.) ;  jcdocb  mit  Aosnabme  Ton  Aargau  und  Waadt,  welche 
nor  die  betrüglicbe  Entziehnng  von  Befricdigungsmitteln  bier- 
herziehen. Aosserdem  stellen  Zürich,  Lozern  ond  Freiburg 
positiv  auf :  Wenn  der  Gemeinscbaldner  o.  seine  Handlongs- 
böcher ')  beseitigt  oder  verfälscht  oder  sonst  onnchtige  ESn- 
tragunget)  darin  macht ;  b,  in  den  letzten  6  Monaten  vor  Ein- 
stellung seiner  Zablongen  betiäcbtlicbe  Sammen  an  Geld  oder 
Waaren  eingenommen  bat,  und  deren  Verwendong  nicbt  nach- 
weisen kann ;  c,  was  er  an  Geld  oder  Waaren  als  Mandatar 
oder  Depositar  erhalten  bat,  zom  Nacbtbeile  des  Mandantea 
oder  Deponenten  für  sich  veri^endet;  d.  im  Bewosstsein  seiner 
Zahlungsunfähigkeit,  bei  nahe  bevorstehendem  Goncorse,  einen 

1)  lo  Zürich  ist  nacii  eonstautcr  Praxis  der  Corichte  VoUendw^ 
erst  dann  da,  wenn  der  Schuldner  für  fallil  erklärt  worden 
ist,  Erh.  des  Oh.  Ger.  hei  Schauh.  VI.  295. 

2)  Diesen  Fall  haben  auch  St.  Gallen  und  Thurgau;  nicht  aber 
kann  hierher  geredMict  werden  die  Vorsehr.  von  Basel :  »wer 
seine  Handinngs-  nnd  Rechnungshficher  auf  die  Seite  gesekafft 
oder  verfälscht  bat";  denn  es  wird  ausdrücklich  gefordert, 
dass  dies  in  der  Absicht  geschehen  sei,  ,die  Gläubiger  in 
Schaden  zu  bringen  oder  sich  Vortheile  zuzuwenden",  was 
eben  nach  Zürich  u.  s.  w.  bei  dem  Verheimlichen  u.  s.  w» 
der  Bücher  lingirt  wird.' 
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seiner  Gläubiger ,  auf  Unkosten  der  übrigen ,  auf  irgend  eine 
Weise  begünstigt').  Freiburg  fügt  hinzu,  gemeinscbafUich 
mit  St.  Gallen  und  Waadt :  e,  wenn  er,  flöclilig  wird  oder 
auf  gesetzliche  AofTorderung  sieb  nicbt  stellt  oder  die  yer- 
langte  Auskunft  verweigert  2.  Der  fahrlässige  Bankerott  TOn 
Tessin  und  der  leichtsinnige  der  anderen  St!  6.  B.  ist  za-. 
nächst,  mit  Ausnahme  von  Zürich ,  vorhanden,  wenn  der  Ge- 
meinschuldncr  seine  Insolvenz  durch  Verschwendung  (über- 
triebenen Aufwand  u.  dgl. )  herbeigeführt  hat.  Ausserdem, 
wenn  der  Gemeinschuidner :  a,  ohne  betrügliche  Absicht  die 
(nach  Usance  oder  Vorschrift)  erforderlichen  Handlungsbücher 
gar  nicht  oder  nicht  so  geführt  hat,  dass  er  seinen  Vermö* 
gensstand  zu  übersehen  vermochte  *J ,  nach  allen ;  b.  zu  einer 
Zeit ,  wo  er  seinem  Falle  schon  nahe  war ,  beträchtliche  An- 
achaflnngen  an  Geld  (Anleihen)  oder  Waaren  macht,  oder  be- 
trächtKehe  Betrüge  unter  dem  Wertbe  verkanft,  nach  Zürich, 
Luzern,  Thurgau,  Freiburg:  c,  durch  gewagte  (verwegene) 
Unternehmungen  seinen  Fall  herbeigeführt  hat,  nach  Luzern, 
Basel,  ScbalThausen ,  Frdborg. 

IV*  Strafen:  i.  Des  betrügUchen :  Aargaa  (ob.  «.903),  Zürich, 
Basel,  S^ffb.,  Tlmrgaii:  Strafe  du  einfachen  Betrogs.  Liutrii» 
Freinurg :  des  qualificirten  Betrugs.  St.  Gallen :  des  einfachen, 
zu  III.  1.  a.  e.  aber  des  qualilic.  Betr.  Tessin  :  Auch  gegen  die 
Gehülfeu :  Zwangsarb.  1.  Gr.  und  Verlust  des  Activbürgerrechts. 
Waadt :  a.  Wenn  der  entzogene  Betrag  100  Fr.  nicht  übersteigt : 
Zvchth.  bis  !•  Mon.  oder  Mdb.  bis  600  F^.,  ««er  Vefbindiuig 
beider  bis  zur  Hälfte  jeder ;  b.  bei  mehr  als  100  Fr,  c  Zuchth.  v. 
3  Mon.  bis  4  J.  und  Geldb.  bis  2000  Fr. ;  c.  im  Falle  von  oben  III. 
i.e.:  Gef.  bis  3  Mon.  ;  d.  die  Strafen  zu  a.  und  b.  treffen  auch 
die  Gehülfen 2.  Des  leichtsinnigen :  Tessin  (fahrl.) :  Gef.  und 
Snspeosion  der  börgerl.  R.  1.— 3.  Gr.  Zürich ;  Gef.  Lnzern :  Gef. 


1)  Begünstigung  ist  nicht  Einräumen  von  Vortbeilen  in  der 

Meinung  einer  rechtlichen  Nothwendigbeit,  Ettseh.  4es  Ob. 
Gr.  Zürich,  Schauberg  I.  S.  482. 

2)  Hierher  gehört  auch  von  selbst  das  Unterlassen  des  Bilanz- 
Ziehens,  was  Zürich  besonders  aufführt. 

3)  Wo  die  Strafen  des  Betrags  nach  den  genannten  St.  G.  B. 
eintreten,  gelten  selbstredend  aneb  die  betreffenden  Meben- 
bestimmungen  beim  Betrug  über  Rückfall ,  Betrug  anter  Fa- 
milienmitgliedern u.  s.  %v.  Die  milderen  dieser  Bestimmangen 
müssen  dann  natürl.  mn  so  mehr  für  den  leichts.  Bankerott 
gelten.  Waadt  schreibt  ausdrücklich  vor ,  dass  nur  die  Neben* 
bestimmung  unter  IV.  5.  im  9.  194  ab.  eintreten  s^me. 
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oder  Arbcitsh.  bis  3  Hon.  Bösel :  Freiheitsstr.  von  14  Taften  bis 
6  Mon.  Scbaffihausen :  Zuchth.  vou  3  Mon.  bis  1 J.  Thnrgon ;  Get 
Fseibnrg:  Gef.  oder  Zachth.  bis  3  Mod.  und  Unfähigkeit  zur  Aus» 
vbniig  der  poliU  R.  bis  zur  Befriedigung  säflnmüicher  Gläubiger 

$.  206. 

In  den  QneUen  des  Gem.  R.  sind  einzetoe  Handlangen 
mit  Strafe  bedrohet,  die  mit  dem  Betröge  im  e.  S.  eine  Be- 
schädigung fremden  Vermögens  nnd  gewinnsüchtige  Absicht 
gemein  haben,  sich  aber  wesentlich  von  ihm  dadurch  unter- 
scheiden, dass  die  Rechtsyerietzung  nicht  durch  eine  herror- 
gebrachte  Täuschung  geschieht.  In  den  Lehrbüchern  des 
Strafr.  bekommen  sie  danach  eine  sehr  verschiedene  Stellung. 
Die  älteren  pflegten  sie  unmittelbar  nach  dem  Falsum  aufru* 
führen,  theilweise  auch  wohl  unter  diesem.  Die  neueren 
stellen  sie  bald  als  Delict  gegen  die  Wohlfahrts-  oder  Ver- 
mdgenspolizei  auf,  bald  als  Handlungen  »strafbarer  Unredlich- 
keit^, oder  ]»strafbaren  Eigennutzes^  zusammen,  oder  bringen 
sie  sonst  einzeln  hier  oder  da  willkürlich  unter.  Aehnlich 
verfahren  die  St.  G.  B.  Ihrem  Wesen  nach  sind  alle  diese 
Delicte  polizeilicher  Natur.  Eine  gewisse  Willkür  ihrer  Be- 
handlung ist  dadurch  gegeben.  Hier  sollen  die  erheblicheren 
dmelben  dargestellt  werden,  indem  die  anderen  eben  ihre 
Stellung  als  einfache  Polizeiübertretungen  behalten  müssen. 
Einzelne  sind  lär  einzelne  St.  G.  B.  nach  deren  Anleitung 
bereits  bei  dem  Betrage  im  e.  S.  um  des  Zusanmienhanges 
der  Strafdarstellung  willen,  besprochen  worden. 

L  W  Q  c  b  e  r. 

Der  Zinswacber  zog  im  Rom.  R.  nur  in  einzeloen  Fällen 
Privatstrafe  nach  sich,  beim  Anatodsmus  die  Infamie.  Das 
ältere  Deutsche  R.  kennt  ihn  gar  nicht.  Das  Can.  R.  be- 
drohet alles  Nehmen  von  Zinsen  ak  strafbaren  Wacher  mit 
kirchlichen  Strafen.  Es  konnte  einen  unmiitelbaren  Einflnss 
auf  das  Deutsche  R.  nicht  gewinnen.  Erst  spätere  Reichsge- 


0  Aargau  163.  166,  Tessin  203.  104,  St.  Gallen  208.209,  Zürich 
246—2,50,  Luz.  260.  261,  Corr.  G.  98,  Basel  1.5.5,  Corr.  (i.  71. 
Schalih.  1.57.  160,  Corr.  G.  79,  Xhurg.  144  —  251,  Waadt  29S 
bis  298,  Freib.  225.  266.  384. 
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seUe  admlBn  eia  allgemebes  Verbteeben  des  Zinswodien, 
MeB  sfo  das  Vorbe&geD  und  Nehmen  yoo  mehr  ab  jähr- 
fiehen  fünf  Proient  Zinsen  mit  dem  Yerlnst  des  vierten  Thefls 
des  gegen  die  wncherlichen  Zinsen  aosgefiehenen  Capitals  be- 
slraflen').  Particolargesetxe  änderten  mehrfach,  namentlich 
in  sofern  sie  nur  den  Tersteckten  oder  gewerbmässigen  Zins- 
wucher bestraften.  Die  neueren  St.  G.  B.  haben  das  Delict 
nur  theiiweise  aufgenommen.  —  Nach  der  richtigen  Ansicht 
ist  auch  das  Geld  nur  eine  Waare.  Die  Aufstellung  eines 
bestimmten  Preises  ~  Zinssatzes  —  mit  Strafandrohung  fiir 
£e  Ueberschreitung  kann  daher  im  Allgemeinen  nicht,  son- 
dern, auch  nach  dem  Rechtsbevusstsdn  im  Volke,  nur  in 
solchen  einseinen  Füllen  gerechtfertigt  erscheinen,  wo  dadurdb 
mn  schwerer ,  das  sittliehe  Recht  verletzender  Blissbrauch  frem- 
der Noth  getroffen  wird  (so  Basel).  Von  den  Schw.  St.  G.  B. 
kennen  strafbaren  Zinswucher  nur  Tessin,  St  Gallen,  Luzem, 
Basel,  Xhurgau,  Freiburg  'J.  L  Begriff:  Annahme  eines  hö- 
heren als  gesetdieh  erlaiditen  Zinssatzes  für  ein  hergegebenes 
Darlehn  von  Seite  des  Gläubigers,  in  Folge  vorhergegangener 
Verabredung').  II.  Thatbestand:  1.  Ein  Darlehnsgeschäft. 

2.  Höhere  Zinsen,  als  die  nach  den  (Civil-)  Gesetzen  erlaubten. 

3.  AusdrückUches  Vorbedingcn  (Versprechenlassen)  derselben^), 
gleichviel  ob  vor  oder  nach  Hergabe  des  Capitals.  4.  Gleich-  * 
gültig  ist  die  Form  der  Vorbedingung,  namentlich,  ob  sie 
eine  offene  oder  versteckte  ist.  5.  Annahme  der  so  vorbe- 
dungenen höheren  Zinsen  (Gemeinr.  und)  nach  St  Gallen  und 
Ihurgau  ;  nach  den  anderen  reicht  schon  das  blosse  Vorbe- 
dingen aus.  6.  Nach  Basel  muss  Vorbedingen  oder  Annehmeu 


.i)  L.  20.  G.  ex  quib.  caus.  inf.  Nov.  32—34.  Caiu.  14.  qa.  4.  c.  7. 
c  3.  X.  de  nsar.  K.  Absch.  v.  1500  Tit.  33.  R.  Pol.  O.  v.  1530 
Tit.  26,     IStö  Tit.  17,  v.  1577  Tit.  17. 

2}  Zürich  bat  ein  besondertt  Poliseig^setz  gegen  den  Wucher 
(v.  27.  Dechr.  1839);  eben  so  auch  andere  Antone. 

3)  Die  Rechtsverletziuig  geschieht  hier  also  mit  Einwill^nuig  des 

Verletzten,  also  gerade  nicht  durch  Täuschung;  es  ergibt 
sich  daraas,  wie  ouricbtig  St.  G.  B.  den  Wacher  unter  den 

Betrug  stellen. 

4)  Ans  blossem  eigenen  Antriebe  von  dem  Schuldner  hergege- 
bene bohere  Zinsen  dürfen  angenommen  werden. 

5)  yDas  zuviel  Bedungene  und  Erhobene.* 
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in  BeDolsnng  des  bedrängteo  Zoilaiides  des  DarlebBMmiifiiiir 
gers  gcscheheD.  7<  Dolos :  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit 
des  Nehmens  oder  Versprechenlassens. 

III.  Strafe.  Tessin :  Wenn  der  Zinssatz  das  Doppelte  des  er- 
laubten nicht  übersteigt,  Geldb.  2.,  sonst  3. —  i.  Gr.  St.  Gallen: 
bei  Zinsen  zu  10  Prozent ;  Geldb.  zum  Fünffachen  des  Vorent- 
haltenen ;  bei  buhercu ,  Verlust  des  Capitals.  Luzern :  Verlust  des 
vierten  Theils  der  Hauptsumuie ;  bei  „auffallend  wucherischer  Ab- 
sicht* oder  hei  gewerbmässigem  Wucher,  der  ganzen  Hauptsiunme; 
aiuserdem  facult.  immer  Gef.  v.  4  Wochen  bis  3  Mon.  od.  Geldb. 
von  60 — 800  Fr.  Basel :  Couüscation  von  7"*  bis  zum  Ganzen  der 
Hauptsumuie  und  Geldb.  bis  800  Fr.  oder  Freiheitsstr.  bis  1  J. , 
auch  facult.  Einstellung  im  Activbürgerr.  bis  5  J. ,  im  Amte  bis  2  J. 
Thurgau :  Fünf-  bis  fUnfzebnfacber  Betrag  des  zuviel  Bedungenen 
und  Erhobenen ;  hei  gewerhmüssigem  Wucher  oder  bei  Rnckfoll 
fiCnlL  zugleich  Gef.  bis  1  J.  Freiburg:  wie  Luzern,  mit  Aus- 
nahme der  Qualilication  durch  „auffallend  wucherische  Absicht", 
und  mit  dem  Zusat/.e ,  dass  bei  p;ewerbmäs8igem  W  ucher  Gef.  od, 
Geldb.  eintreten  muss,  auch  das  Strafurtheil  bekannt  gemacht 
werden  soll 

II.  Verbotene  Spiele. 

Deutsche  Particularrechte  bestrafen  schon  längst  Hasardspiele 
vom  polizeilichen,  und  andere  als  von  dem  betrellenden  Staatege- 
nebungt Lolteriespiele  vom  ilscalischon  StandpunUtc.  So  auch 
neuere  St.  G.  B.  Von  den  Schw.  haben  ähnliche  Bestimmungen, 
jedoch  nur  hescbrinkt:  St.  {»allen,  Lnsem,  Schaflhausen,  Prei- 
borft.  1«  Hasard-  oder  Glücksspi^e :  Spiele,  hei  denen  C^wmn 
and  Verlust  allein  oder  wesentlich  vom  Zufalle  abhängt.  £s  be- 
straft sie,  mit  Ausnahme  eines  Spieles  um  Ess- oder  Trinkwaaren: 
Schafthausen  :  polizeilich,  beim  zueilen  Rückfall  aber  mit  Gef.  v. 
3 — 14  Tagen  und  Geldb.  von  20—100  Gulden;  nur  wenn  um  Geld 
nder  Lnsttswaeren  gespielt  ist«  Lnaernt  mit  Qeldh»Ton  iO-^SI^Vr. 
gqgen  den  Spielhalter,  nnd  4—20  Fr.  g^;en  feden  Hitspielenden, 
ausserdem  Conilscation  der  im  Spiele  liegenden  Gelder  oder  Waa- 
ren;  nur  öffentlich  errichtete:  Freiburg  mit  Geldb.  von  1—12  Fr. 
2.  Lotterie :  Glücksspiele  mit  freier  Concurrenz  nach  einem  von 
dem  Unternehmer  einseitig  vorgelegten  Spielplane.  £s  strafen : 
Lnzern  nnd  Freilnirg :  die  Celiectenrs  nnd  Hemmtn^er  ▼en  Loi- 


I)  St.  Call.  Gorr.  6. 149. 150,  Lnz.  Corr*  6.  leO— 103,  Basel  Gtirr. 

G.72.  73,  Thurg.  2.52.2.53,  Freib.  387— 391 ,  Tess.  358.  Ausser- 
dem  bestraft  Tessin  (355)  als  wucherliches  Geschäft,  mit  der 
Strafe  der  Unterschlagung :  die  Benutzung  derNoth,  Schwäche 
oder  Leidenschaft  eines  Anderen  zur  gewinnsüchtigen  Einge- 
eines  dem  Vermögen  des  Anderen  nachtheiligen  Ge- 
sehXfts  irfend  einer  Art  nit  denselben. 
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ttriebillett»  Freilmrg  mMli-4ic  Ajriuwdiger,  mit  GeMb.  von  Mbif 
100  Fr.;  die  KSuler  mit  Fr.  Dagefrea  Um  die  Gollecteo* 

ten  :  St.  Gallen  mit  10-200  Gnlden;  SdUiflb.  Mit  10  — 100  Guides 
nad  beim  AiickütU»  dem  Doppelten^). 

fll.  C  D  tr  ea  e« 

Blosse  Untreve  wird  Gemeinr.  nur  in  wenigen  einzelnen 
Fällen  bestraft,  namentlich  die  des  Vormnndes  and  des  Rechts- 
beistaniles  oder  Rechtsyertretecs  (PräTarication  in  abgeleiteten 
S.,  Terschieden  von  der  im  nrspr.  S.)').  Neuere  St  G.  B. 
haben  das  Delict  in  ähnlicher  Weise,  nanchmal  erweitert,  anf- 
ji^efant.  Von  den  Schw.  kennen  es  nur  Basel,  Scbaffliauseii, 
Thnrgau').  I.  Begriff  überhaupt:  Ein  arglistiges,  die  in  ein- 
zelnen bestiniBiten  Vertragsverhältnissen  übernommene  Ver* 
pflicbtung  za  einer  besonderen  Treue  yerletzendes  BeneboM 
tum  Rechts-,  nicht  blos  Vennögensnachtheile  derjen^eit,  ge» 
gen  welche  die  Verpflichtung  zur  Treue  übernommen  war. 
Das  Delict  nehmen  jene  3  St.  G.  R.  an :  bei  Anwälten  und 
Gewallhabem  oder  Geschäftsleuten  (Mandataren)  jeder  Art, 
also  auch  Vormündern  und  Curataren.  Thnrgau  fügt  die  Ver- 
letzung fremder  Geheimnisse  hiniQ,  in  welche  der  Verletaende 
sich  eingedrängt  hatte,  oder  wenn  der  Verletzende  sie  in 
seiner  Eigenschaft  als  Angestellter  in  Handlungshäusern  oder 
Fabriken  erfahren  halte  und  sie  das  Geschäft  betrafen.  Die 
Erfordernisse  ergeben  sich  hiernach  tob  selbst. 

Es  strafen:  Basel:  mit  Freibeitsitr.  Ton  3  Tg.  bis  1  J.  oder 
Geldb.  bis  500  Fr. .  zugleich  Stillstellung  im  Activbürgerr.  bis  S  J. 
oder  im  Amte  bis  2  J.  Schaffbansen  :  Gef.  oder  Zackth.  v.  1  Mon» 
bis  1  J.   Thnrgau:  Geldb.  oder  Gef.  bis  6  Mon.  *). 

Anmerkung,  Die  Deutschen  St.  G.  B.  führen  hier  mit 
Recht  noch  den  Flachdruck  auf:  die  eigennützige  Nachbil- 
dung schriitstellerischer  oder  künstlerischer  Werke*  In  den 
Schw«  St.  G.  B.  fehlen  Vorschriften  darUber. 


J)  Corr.  G.  V.  Lazern  150.  151,  v.  Schaffli.  Si^SS,  Fxeib.  4*2. 

444,  St.  Gall.  Ges.  v.  23.  Juni  1827. 

2)  L.  9.  de  tutel.  R.  Pol.  O.  v.  1577.  Tit.  32.  §.  2.  1.  1.  pr.  §.  1. 
1.  3.  ft.  2.  de  praev«r.  F.  G.  O.  Art.  115.  lieber  die  wieder 
▼cnebiedene  Tergivertation  1.  1.  |.  i.  ad  Sc  Tnrpill. 

3)  S.  mosk  uBten  S. 

4)  Conr.  G.     Sasel  7i«     Sebald.  M,  Ttag.  m^m. 
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Die  rechlswidrige  Beschädigung  fremder  Sachen  ist  nach 
Rom.  R.  mit  der  actio  leg.  Aquiliae  zu  verfolgen,  insofern 
nicht  vis  oder  besondere  Umstände  (sepulcri  vioiatio  u.  s.  w.) 
sie  zu  einem  öffentlich  zu  strafenden  Verbrechen  machen. 
Nach  dem  älteren  Deutschen  R.  war  sie  besonders  strafbar 
als  Bruch  eines  besonderen  Friedens.  Doctrin  und  Praxis  des 
Gem.  R.  haben  ein  allgemeines  Verbrechen  der  vorsätz- 
lichen Eigenthums-  oder  Sach-,  auch  Vermögensbeschädigung 
geschaffen.  Die  Strafe  ist  eine  willkürliche.  Neuere  St.  G. 
Bücher  haben  oft  das  Verbrechen  der  fahrlässigen  Eigenthums- 
beschädigung in  eben  solcher  Allgemeinheit  hinzugefügt.  Auch 
die  Schweizerischen,  von  denen  jedoch  Aargau,  Tessin,  Zü- 
rich, Schaffhausen,  Thurgau  und  Waadt  die  fahrlässige  nicht 
strafen.  I.  Begriff :  Die  rechtswidrige  Beschädigung  einer 
fremden  körperlichen  Sache.  II.  Thalbestand:  1.  Als  Object 
eine:  a.  körperliche'),  b.  fremde  (einem  Dritten  eigenthüm- 
lich  zugehöreude),  c.  gleichviel,  ob  lebende  oder  leblose,  be- 
w^Uche  oder  unbewegliche  Sache.  2.  Beschädigung  dersel- 
ben, nämlich  a.  Schadenszufügung  an  der  Substanz  dersel- 
ben*), wodurch')  b.  ein  Vermögensnachtheil  herbeigeführt 
wird*).  3.  Die  Beschädigung  muss  eine  rechtswidrige  sein. 
4.  Bei  der  vorsätzlichen  Sachbeschädigung  muss  der  Dolus 

J)  Rechte  gehören  nicht  hierher  ;  danach  wäre,  strenge  genom- 
men, der,  namentlich  auch  von  St.  G.  ß.  gebrauchte  Aa&- 
dmelt  »Vermögen •besehädigang''  aieht  ganx  zntreffead. 

2)  Nieht  gerade  durch  körperliche  Zeratömng:  z.  B.  Hinein- 
werfen in  eine  Untiefe;  niemals  aber,  wie  das  Ob.  Ger.  zu 
Zürich  ( S  eh  au  b.  II.  461)  angenommen  hat,  hei  hloa«em  W^- 
nehmen  und  Behalten. 

3)  Daher  gehört  nicht  der  Fall  hierher,  wenn  die  Besciiadiguug 
nur  das  Mittel  ist,  am  Jemandem  an  einem  anderen  Theile 
seines  Yermdgens  einen  Schaden  zaxafSgen,  £.  B.  Zerstörnng 
von  Beweisdocumenten;  gleichwohl  lähren  einige  Ges.  diesen 
Fall  hier  auf,  s.  III. 

4)  Gleichviel,  ob  in  letzter  Linie  dem  Eigenthiimer,  oder  einem 
Dritten,  der  dem  Eigenthümer  dafür  aufkommen  miisste. 
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aof  ZafüguDg  des  Schadens  gerichtet  sein ;  auf  Motiv  und 
Absicht  kommt  es  für  den  Thatbesland  nicht  an');  die  letztere 
kann  selbst  eine  gewinnsüchtige  (eigennützige),  natürlich  darf 
sie  nur  nicht  auf  den  Gewinn  der  Sache,  sondern  sie  muss 
darauf  gerichtet  sein,  durch  die  Bes ch ädi gung  der  Sache 
einen  Gewinn  zu  erlangen Die  Culpa  bei  der  fahrlässigen 
ist  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  bestimmen ;  nur  St. 
Gallen  fordert  »schwere"  Fahrlässigkeit.  III.  Strafe.  Sie 
wird  von  den  meisten  St.  G.  B.  (wie  schon  früher  von  der 
Gcmeinr.  Doctrin  und  Praxis),  namentlich  für  die  vorsätz- 
liche Beschädigung  mehrfach  abgestuft,  je  nach  dem  Motiv, 
ob  sie  nur  aus  3Iuthwillen,  oder  aber  aus  Bosheit,  Rachsucht 
oder  Eigennutz  vorgenommen  ist;  je  nach  dem  grösseren 
oder  geringeren  Schaden ;  je  nach  der  grösseren  oder  ge- 
ringeren Gefahr  für  Menschen  und  andere  Sachen  als  die  be- 
schädigten ,  wobei  denn  namentlich  die  Beschaffenheit  der  be- 
schädigten Sache  selbst  in  Betracht  gezogen  wird. 

A.  Die  vorsätzliche :  Aargaa  (ohne  weiter  z,u  unterschei- 
«leo) :  die  Strafen  det  INebsCaUc,  ancli  micli  den  —  zutreffenden  — 
Qaalificationen  desselben.  Tessin  fahrt  eine  grosse  Menge  ver- 
schiedener Fälle  willkürlich  anf  und  straft,  theils  nach  den  oben 
angegebenen  allgemeinen  RücUsichten,  theils  nach  dem  Betrage  des 
verursachten  Schadens,  und  zwar:  i.  Zerstörung  von  bewohnten 
Gebäuden:  Zwaogsarb.  2.,  von  nicht  bewohnten:  1.  Gr.,  und 
wenn  (in  beiden  Pillen,  so  wie  bei  Zerftdmng  von  Brucken,  Dei* 
eben»  Mauern  oder  anderen  Schntzwehren)  ein  Mensch  das  Leben 
verloren  hat,  im  Fall  dies  leicht  vorhergesehen  werden  konnte: 
Zwanffsarb.  4.,  sonst  aber  1.  Gr.  2.  In  anderen  Fällen  straft  es 
mit  Geldb.  1.  6r.  bis  Gef.  3.  Gr.,  und  führt  unter  anderem  hier 
anf:  das  Retreten  fremden  beackerten  oder  bepflaniten  oder  be- 
seelen Landes;  das  Treiben  von  Vieh  darmif;  das  Eintreten  in 
fremden  Dienst  mit  dem  Bewttsstsein  der  Behaftung  mit  einer  an* 
steckenden  Krankheit;  ferner  das  Unterdrücken  oder  Zerstören 
von  fremden  Zeichen,  Urkunden,  Registern  u.  s.  w.  als  Beweis- 
mittel fremder  Rechte,  zum  Nachlheile  der  letzteren,  bis  zur  Zer- 
störung von  Brücken,  Deichen  u.  s.  w.,  selbst  zur  VernrMcbnn|^ 
einer  IJeberscbwenunung«  nlso  mit  gemeiner  Gefahr  (a.  nnt«  f.  2t2). 
St  Gatten :  Strafe  i  des  qnaliAc.  Diebstabia,  |edoeb  nur  in  aofera 


f)  SebalDmnaen  acbeint  indcaa  den  bloaten  MnibwiUen  anasn- 
achliessen,  indem  es  ausdrücklich  ,^mebaiteb|ige»  bosbafte  odec 

andere  böse  Absichten"  fordert. 
Z)  Z.  B.  Zersturen  einer  fremden  benachlMurten  Mühle,  uui  die 
Mahlgäste  in  die  eigene  zu  ziehen. 
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dieser  eia  Verbrecben  (i.  e.  S.)  wt;  aa  Stelle  der  Strafen  des  «(ualif. 
IKcbfUMs  «k  Vergfliea  tritt  G«f.  von  3  Tg.  bi«  6  Bfoii.,  ÜMlilt  tm 
achürfen  mit  Stockstr  eichen  oder  Ausstellung;  bei  Muth  willen  im- 
mer nur  Geldb.  von  5—100  Fr.  Zürich:  Bei  einem  Schaden  unter 
100  Fr.  Verweis ,  Geldb.  bis  300  Fr.  oder  Gef.  bis  1  Mon. ,  auch 
let'Atere  beide  vereinigt}  nnter  800  Fr. :  Gef.  von  2  Mon.  bis  Zucht- 
haus von  4  J. ;  von  SOG  Fr.  und  mehr :  Gef.  von  1  J.  an  od.  Zucht- 
haus;  immer  zugleich  iacnhaiiT  BeurksTerweUung.  Lnzorat  Bo 
33—100—1000  bis  über  lOQO  Fr.  Einspeming,  Znchth.  bis  zu  Kel- 
tenstrafe von  6  J.  ;  anstatt  der  boiden  ersten  Strafen  facalt.  poena 
dupli;  unter  32  Fr.  (corr. )  Geldb.  bis  501)  Fr.  oder  angemessenes 
Gef.  Bei  Vernichtung  von  Schriften  oder  Acten  als  Beweismitteln  : 
Zuchth  bis  J.  Basel :  Bei  100—500  bis  über  500  Fr.  Znchth.  oder 
Kettenatr.  2.  Gr.  von  1  — 10  J. ;  nnter  100  Fr.  (eorr.)  Fnihoitsstr. 
▼on  3 — 12  Mon. ;  bei  blossem  Muthwillen  immer  (corr.)  Freiheits- 
strafe bis  6  Mon. ,  oder  Geldb.  bis  800  Fr.  Schaflfhansen :  Bei  20 
bis  100—500  Guld.  Arbeilsh.  von.  1  J.  bis  Kettenstr.  von  15  J. ;  v. 
mehr  als  3  bis  nicht  voll  20  Gulden:  (corr.)  Zuchth.  oder  Gef.  von 
8  X^.  bis  1  J.  oder  Geldb  von  10—200  Golden;  bis  3  Gulden:  po- 
lizeilich. Thnrgant  Bis  35-100  bis  über  100  GnMen:  Gtf.  bis  3 
Mon. ,  nicht  nnter  4  Wochen  bis  Arbeilsh.  zu  1  J. ,  Gef.  nicht 
nnter  6  Wochen  bis  Arbeitsh. ;  bei  blossem  Muthwillen  die  Hälft« 
jener  Strafen,  und  bei  einem  Betrage  bis  2  Gulden  facult.  blo» 
Verweis.  In  allen  Fällen  auch  facult.  statt  der  Freiheilsstr.  Geldb. 
bis  200  Gulden ,  bei  einem  Schaden  über  25  Gulden  aber  nur  die 
Hilftc  decaelben.  Qoalification  nnd  Strafschirfung  tritt  ein  bei 
Beschädigungen  von  zum  Gottesdienste  gewidmeten  Sachen,  Grä- 
bern u.  s.  w.,  öffentlichen  Denkmälern  und  allen  Sachen,  die  der 
öffentlichen  Sicherheit  nach  ihrer  Natur  oder  nach  der  Sitte  an- 
vertraut sind.  Waadt:  Bei  Schaden  bis  20— 300  bis  mehr  Fr.,  und 
ausserdem  unter  Aufführung  einer  Menge  erschwerender  Umstände 
•ns  der  Beschaffenheit  der  Sache  *)  oder  der  gpfiihrlichen  Art  der 
Begebnng:  Geldb.  bis  2000  Fr.  oder  Znchth.  bis  4  J.,  oder  farnlt» 
beide  vereinigt.  Gänzlicher  freiwilliger  Ersatz  vor  Beginn  der 
Verfolgung  gegen  den  Thäter,  und  ohne  Rückfall,  gestattet  Her- 
absetzung der  Strafe  auf  die  Hälfte  des  Minimums.  Freihurg,  auch 
die  Zerstörung  von  Schriften  als  Beweismitteln  u.  s.  w.  auffüh- 
rend :  bei  Werth  von  100  Fr.  nnd  nwbr :  Strafe  des  an^eseieb- 
neten  Diebstabk;  nntor  100  Fr.,  oder  wenn  die  That  nicht  ans 
Bosheit  oder  Rachsucht  geschehen,  corr.  Strafe»  und  zwar  bis 
10  Fr.  Werth:  Geldb.  von  4  —  12  Fr.  oder  entsprechendes  Gef., 
über  10  Fr. :  Geldb.  bis  200  Fr.  oder  Zuchth.  bis  6  Mon.  Grau- 
bünden :  Bei  Schaden  bis  .iO— 500  bis  über  .500  Gulden :  Geldb.  od. 
Qcf«  bis  3  Mim. |  Od,  ftcnlf«  nät  Oddb.,  ««er  Zvcbih.  bii  3  J.; 
Zifebth.  bis  <  J.  Bw  FibrUamgct  St.  GäUent  Geldk  Fr. 


i)  Hierbei  anch  Zerstömnjr  von  Urkunden ,  Acten  in  nmtÜchen 
Archiven»  oder  leCxtwiUigett  Verordnungen. 
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iMwmi  bM  ScMro  ^  40  Fr.  GflWk  ir.  S^'  Fr.|  «bcr  «Fr.  s 
^Idll«  TOii  10 — 100  Fr.  oder  in  beiden  Fallen  entsprechendes  Ge( 
Freiburg  :  bei  Schaden  bis  10  Fr.  Geldb.  v.  4 — 12  Fr. ,  über  10  Fr. : 
Geldb.  V.  12—100  Fr.  oder  in  beiden  Fällen  Gef.  Basel  und  Grau- 
bünden :  nach  allgemeioen  Grandsätzen  von  Bestrafung  der  Culpa. 
IV.  Bestrafaog:  Nack  T«tmi,  XlNVgau,  Waadt  tritt  F^tfioigang 
VM  Amtswagen  nw  in  4m.  fMUfi^irlea  FSUai  €ui<). 


s.  m 


In  {tön.  Vu  ist  die  Strafe  der  BmdatilUuig  versckieden 
(s*  d.  i  SO*  jeoechdea  Wobngebeuie  oder  andeiw  Sadiea  ii| 
Bread  gesetit»  und  daee  wieder,  jeoaehdeoi  das  Feuer  im, 
Stidten  oder  avuevfaaM  solcbor  angelegt  wordea.  MaMgebesd 
war  die  Gefalir  fitr  JleQachealeben  nberiwiipt*),  oad  fiir  dae 
EigenihiiiB  durch  eine  weitere  VerbrciUing  des  Fenen.  Aebn» 
4idie  MoaMOte  konnten  bei  anderen  Verbrechen  oiaflsgebend 
ciicheinen.  Es  lag  fior  daa  SjsteoMlisiren  nahe,  danach  ebn 
besondere  Ctasse  Ton  » geneingeföhrlicfaen  Verbrechen  i» 
jinterscMden.  In  der  Xhat  ist  dies  schon  seit  längerer  Zeil 
in  der  GeoMinr*  Doclrin  geschehen.  Blan  hat  sich  dabei  nur 
nionab  Tereinigen  können  ober  den  Begriff  der  gemeinen 
Gefidir,  sowie  äier  die  einiebDtta  Verbrechensarten,  die  nat» 
jenen  Gattongsbegriff  sn  svbsnnuren  seien.  So  werden  «war 
wohl  »Ilgenein,  wo  der  GattimgshegrilF  angestellt  ist,  Brand- 
jtiAnng  ond  Ueberachweinaang  danmler  gesogen,  anderem 
aeils  sber  auch  B.  von  Grolmann  Störung  der  ReUgion^» 
nbong  nnd  Iiandfriedenshsfcb.  Noch  mehr  nlng  mm 
einnnder  in  .  Betreff  4ier  auf  das  Moflsent  der  gemeinen  Gefiihr 

1)  Amimi  i74,  Teni«  212.  2t3.  363-378,  St.  G«Uea  216,  Corr. 

G.  101.  102,  Ztrich  236-238,  Lok.  2.5i~!»3,  Corr.  G.  109.(Ui,^ 
Basel  165,  Corr.  G.  7.5,  Schaffh.  170.,  CMr.  G.  SO,  Tburgaa 
312-31/k.  317.  32i,  Waadl  32i-'-33i,  Fwib.  397. 
400.,  Graitb.  19«. 

2)  Dies  aacb  in  dem  älteren  Deattcbea  R.  (s.  d.  X  f.). 
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«ch  Beriehendai  Erfordernisse  der  einiefaien  dam  zu  redn 
Beuden  Verbreeben.  —  Der  Gemeinr.  Dodrin,  aber  ancb  nnr 
tn  sehr  ihrer  Unklarheit  and  Vtfwiming,  sind  auch  hier  die 
neueren  St  G.  B.  gefolgt  Von  den  Schw.  »teilen  eine  Classe 
gemeingefährlicher  Verbrechen  ansdröcklich  mir  Lnzern  und 
Frdburg  anf.  Altein  anch  die  sSmintKchen  übrigen  fordern 
bei  einzeben  Verbrechen  den  Charakter  der  Gemeiagefabr- 
llchkeit,  entweder  für  den  Thatbestand  überhaupt ,  oder  aber 
doch  für  die  Abstufung  der  Strafe.  I.  Begriff  der  gemeinen 
Gefahr  und  der  Gemeingerährlichkeit.  Gefahr  ist  die  Wahr- 
scheinlichkeit  irgend  oner  Beschädigang  an  Leib,  Leben, 
Ehre,  Vermögen»  Das  Wort  »gemein^  in  der  hier  nur  zu 
meinenden  Bedeutung  yon  »allgemein^  kann  nur  ab  eine  nicht 
näher  zu  begrenzende,  unbestimmte  Ausbreitung  bezeichnend 
▼erstanden  werden«  Hiemach  wäre  der  Begriff  der  gemeinen 
Gefahr  du  eben  so  weitgreilettder  als  unbestimmter.  So  kann 
aber,  wie  schon  jene  Entstehung  zeigt,  nicht  der  strafrecht- 
liche Begriff  sein.  Dieser  beschrMnkt  sich  danach  namcatUeh 
auf  Menschenleben  und  Eigenthum.  Er  beschränkt  sich  eben 
danach  aber  auch  femer.  Zwar  ist  erforderiich,  dass  sowohl 
unbestimmt  mehrere  Menschenleben,  als  unbestimmt  mehrere 
Sachen  Gegenstand  der  wahrscheinlichen  Zerstörung  oder 
Beschädigung  seien.  In  Beziehung  auf  die  Sachbeschädigung 
aber  wird  zugleich  die  Wahrscheinlichkeit  der  Beschädigung 
in  unbestimmter  räumlicher  Ausbreitung  erfordert  Dar  straf- 
rechtliche Begriff  der  gemeinen  Gefahr  wurde  also  zu  be- 
stimmen sein,  als  der  Wahrscheinlichkeit  der  Zentörang  un- 
l^esthnmt  mehrerer  Menschenleben,  oder  der  Beschädigung 
unbestimmt  mehrerer  Sadien  in  unbestimmt  räumUciier  Aua- 
dehnuDg Die  Gemeingefähriichkeit  ist  danach  die  Eigen- 
schaft einer  Handlung,  speziell  einer  Terbrecherischen  Hand- 
lung ,  vermöge  welcher  diese  eine  sol^e  gemeine  Gefahr  mit 
sich  führt  Daraus  ergibt  sich  VL  der  gemeinsame  Thatbe- 
stand  der  gemeiDgefährlichen  Verbrechen :  1.  WahrscheinKcli- 
keit  —  mcbt  blosse  Möglichkeit  —  %  daw  Zerstörung  oder 

I)  Verschiedene  Ansichten  über  den  Begriff  der  gemeinoi  Ge- 
fahr s.  in  meinem  Lehrb.  des  Preuss.  Str.  R.  Früher  war 
namentlich  eine  verbreitete  Meinung,  darunter  eine  Gefahr 
für  eine  Gemeinde  zu  verstehen,  so  noch  Bauer,  Lehrb. 
(L  Aufl.)  0.  277. 
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Beidiildiguog  der  ennUnitfln  Art  8.  IMe  Wabncheiiilicl^ 
keil  der  Bescbädigmig  mun  dareb  die  Terbredieiiscfce  Hand- 

,  Hng  begrtiiidet  seiii.  4.  Die  gemeingefölurlicInD  Verbvedien 
kdnoeii  dolos  oder  cidpos  begangen  werden.  Die  Galpa  be- 
steht m  deai  Mangel  an  der  erforderücben  Aufmerksamkeit ,  am 
jene  Wabrscbeinlicbkot  einsoseben.  Der  Dolos  bbis  in  solcber 
Ifinsiebt,  in  dem  Bewnsstseui,  dass  die  Hamttnng  die  Zeritlh 
rang  nnbeslimmt  mebrerer  Menscbeoleben,  oder  dKe  Besduid»- 
vung  unbestimmt  mebimr  Sacben  in  nnbeslimmter  rSandieber 

•  Aosbreltong,  sor  Folge  beben  werde.  In  diesem  Bewosst- 
s^  mnss  die  —  aneb  ausserdem  rechtswidrige  —  Handbmg 
▼ergenommen  sein.  Em  weiteres  &fordernim  des  Dolos' kann 
in  Beiiebung  anf  die  GemeingefÜbriicbkeit  nicht  aufgestellt 
wenlen.  Namenilicb  würde  es  keinen  Sinn  haben,  wenn  man 
▼on  einer  Absiebt,  die  gemeine  Gefahr  berbeicoliihren,  spre- 
chen wölke.  Wahrscheinlichkeit  ist  innere  Erkenntnim  — 
dass  mehr  Grtiode  für,  als  gegen  die  Bxialenz  eines  Thatnm- 
standet  da  seien  —  kann  ab^  niemab  dn  äusserer  Erfolg 
einer  Handhing  sein.  Für  den  Begriff  der  ^emeiogefabriichen 
Verbreeben  ist  es  TöUig  gleichgültig,  ob  der  Tbltor  den  Tod 
eines  odw  mebrerer  Menschen,  oder  die  weitere  Beschädi- 
gung Ton  Sachen  wül,  oder  ob  er  sie  nicht  wilL  Das  Ver- 
brechen wird  in  dem  eisten  Falle  nur  in  gleich  em  anderes, 
nämlich  Mord  oder  Versuch  desselben,  s.  B.  Brandstiftung  in 
der  Absiebt  m  tödlen ').  TSL  Ans  dem  Begriffe  nnd  gemein- 

J)  Bei  den  zu  den  gemeingefährl.  gerechneten  Verbrechen  wird 
der  gemeinen  Gefahr  auch  hios  die  Gefahr  für  Menschen- 
leben gleich  gesetzt.  Die  St.  G.  B.  strafen  dabei  —  ohne  Gon- 
sequeoz  —  in  der  Regel  härter  als  den  Todtschlag,  wenn  aack 
•in  Mentck  nicht  tismal  beMbidigl  ist. 

2)  Gerade  hierras  sdgt  aidi,  wie  falsch  es  ist,  von  einer  anf 
UerbeiföhmDg  der  gemeinen  Gefahr  g#'ichteten  Absicht  zu 
sprechen.  Die  Aufstellung  dieses  Erfordernisses  hat  auch  in 
der  Tbat  ihren  hauptsächlichen  Grund  nur  in  den  Ansichten 
Tom  indirecten  und  nnbestimmten  Dolus.  Wer  den  Erfolg 
einer  Hendliuig  m\»  wnlmehmnlich  einriskt,  der  toll  ihn,  dn* 
mm  oder  dadurch  allein,  schon  widlen.  Deshalb  spricht  man 
auch  hier  vom  indir.  oder  nnbest.  Dolus.  Jener  Satz  ist  aber 
falsch.  Wer  den  Erfolg  als  gewiss  einsieht,  muss  ihn  aller- 
dings nothwendig  wollen  ;  wer  ihn  nur  als  wahrscheinlich 
betrachtet,  kann  ihn  wollen,  kann  ihn  aber  auch  eben  SO 
gnt  nicht  wollen.  Consc^nent  künatoBnn übrigens,  wieeiK 
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«anM  TbilMaiidc  der  fmdngtlaiirlidbeQ  Veribrecften 
gibt  nch,  weiclM  Artaa  roa  Verbreche«  ganeiagenihriidw 
•eb  kÖDBens  Haiiptsädilieh  mir  eolciie  BeMbÜdlgangeo  tm 
Sachen  r  bei  weloben  daroh  die  Art  der  ZaföguBg  de»  Scba» 
den«  die  Wabrsoheinliebkeit  der  Zentämog  ¥on  Menachen» 
leben  oder  des  veiSer  sich  aosbreitenden  Scbädigens  ladmr 
Sachen  entsteht  AnsnabaMweiae  gehören  aach  andere  Hrad- 
langen  hierher,  die  eine  unnuttelbare  ^Seiabr  Inr  anbeslioMnl 
mehrere  Mensebenleben  mit  sich  fahren.  Die  einsefaien  Arten 
von  Verbrechen  sind :  Brandstilüing:,  Ueberschwemmungf,  Zep- 
stqmng  von  Wofanbansern  (nach  den  St.  G.  B.  aach  »derer 
Cregeastäade)  dareb  .Pnlverezplosionen,  BeschidigaBgen  an 
Wegeonmaakationsnuttebi  (BiwJwn,  Eisenbahnen  n.  s.  w)  *), 
VergiAuag  Ton  Brannen,  Waaren  a.  s.  w.,  Verschleppiog 
ansteckenler  Krankheiten').  IV.  Bierens  rechtfertigt  sich  aach 
die  Stelliing  der  feneingerahrlicben  Verbrechen  im  Sjalem» 
Sie  sind  eben  eig^nthümliche  Verbrechen  gegen  die  Versen 
and  das  Vermögen. 

Crflir  mtiL 


§.  209. 
VortoaneriuuMpem* 

Das  ineendmm  war  in  dem  Siteren  Bdm.  B.  wohl  nar  als 
damnnm  bijaria  datnm  aufgefasst.  Erst  s|^ter  wurden  eni- 
lelae  Arten  desselben,  ab  crimen  Incendii,  hervorgehoben» 
besonders  mck  der  I.  Com.' da  sie«,  wenn  Menschenleben  be- 
drohet, nach  der  L  luL  de  vi,  wenn  es  dandi  Zasaauaenrol- 
tnng  Mehrerer  Terubt  war.  Im  Bmsebea  wurde  aaterscfais- 
den :  1.  Ein  GebÜnde  m  einer  Sladt  war  (mittelbar  oder  an- 
mittelbar]  angezänftet;  die  Strafe  war  der  Tod,  and  zwar, 
wenn  das  Verbrechen  praedae  causa  Tel  ob  inimidtias  ge- 


ftdcatet,  wtnn  %t  «ieb  na  GMut  fik  MeascbenlebM  liaa* 

delt,  nur  voa  einem  —  bettimitsn  «der  wnbeslimnilen  — 

Dolus  des  Mordes  reden. 

1)  Eine  weite  Ausdehnung  macht  hier  namentlich  Tessin. 

2)  DemUche  St.  G.  B.  fügen  auf  polizeil.  Standpunkte  noch  Än- 
dert« hinzu,  z.  fi.  PreuMen 4ie  !NichterfiiJliuig  voja  i.ie£er«ngs- 
fertrSgen  fir  die  AiaMe. 
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wbAtn^  F«MBlo(L  X  Em  Wohngcbiii^  tmmhalb  4fr 
Mt ;  Stnfe  :.öiBiitlMlM  AiMeB  oder  Rdegati^ 
nach  jeoer  L  Com,  oder  JoL  die  Tedewteafe  emtret.  8b  ia 
andern  FilNe«  war  die  Stinafe  gelioder,  ia  eioaebea  Pro- 
viMen*  an  oMiioleA  Gefaaeüindea  ans  bea^adeiea  örtUelMa 
Eädaielilen  jedoeii  «leder  lehwerer.  Aoeli  die  MrÜssige 
flcandaliflnag  warde,  ana  poliieilicfaeB  Groeden«  bttlraft')» 
Auch  im  lillflren  Denlaelien  B.  var  die  BnaidalilUMig  norali 
widerredOlielie  Beaciiädifviig  an^efMat,  mi  AaenadlBie  je- 
dach,  iraoD  ne  in  hinlarlistiger  Weiae,  Inmndan  M  oMl« 
lichcr  Wdle,  mit  Gefahr  fiir  Meaadienieben  Terfibi  war.  Einen 
aokhen  iJMordbMner*  der  aUgemeine  Anadnick  daa  äteren 
«nd  aultleren  Deiitacli.  R.  für  die  sefawerer  in  liertrafende  (qua- 
lifidrte)  BrandsUftang,  einen  nicht  immer  und  iherall  gicleb- 
mässig  aufgefasaten,  im  Ganaen  aber  wohl  havptsächlidi  anf 
die  genannten  Kennaeichen  loröckzaführenden  Begriff  —  traf 
der  Feuertod,  apater  daa  Bad,  wihrend  anderer  offener, 
«Her  Gewahtbätigkeit  (»Waldbrand«)  Terftbter  Brand  später 
mit  dem  Schwert  beatnift  wurde.  Der  Brand,  in  ehrfieher 
Fehde  Teräbt ,  war  atraHoa,  wie  dieae ').  Die P.  G.  O.  Art.  195 
▼erordnet  nur  aehr  kura,  da«  die  «boahalUgen  üi»erwnndenen 
hrenner «  der  Feuertod  treifon  aotte,  milderte  alae  jedenfaila 
die  damalige  Praua  dea  Rades.  Dieae  kurze  Beatimmung 
brachte,  gegenüber  den  Unlerachcidttogen  dea  Röm.  R.,  groaae 
Verwnmng  in  Doetrin  \ind  Praila*  Carpzov  baiog  aie  auf 
alle  Fälle  dea  Toraalaiichen  Feneranlegena«.  Seine  Autorililt 
war  lange  Zeit  entacheidead..  Die  dadurch  begründete  BMa 
maaale  aber  q^&ter  nothwendig  einer  milderen  Anffiuaunf 
Platz  machen,  Zaarat  aochte  man,  wie  anah  in  anderen  Fülen, 


1)  L.  9.  de  iQcend.  L  5.  pr.  ad  1.  Jal.  de  vi  pabl.  L  1,  iOi  ad.  L 
Com.  de  sie..!,  ifi.  |.  9. 1. 21.  a.  2. 12.  de  poen*  Pael.  Sent  rea. 

V  §.  1-3. 

2)  WUda,  Strafr.  der  Germ.  S.  940  f  ;  Osenbriigge n ,  die 
Brandstiftung  in  den  St.  G.  B.  DeuUchlands  und  der  Schweiz, 
S,  1  f.,  vergl.  Sache.  Sp.  n.  19»  W.  4.  ff.  L  Ah»,  «t,  ^eri^L 
Blnntechli,  Gescb.  v.  Zürich  I.  S.  75-^77.  Aach  in  der 
Schweiz  wurde  im  Mittelalter  die  qualificirte  Brandxtiftang 
(m Nachtbrand''  nach  dem  Luzerner  Statut  v.  1373)  mit  dem 
Feuer,  und  wenn  eiu  wirklicher  Mord  dadurch  verübt  war, 
mit  dem  Rede  beetraft;  Blumer,  Gesch,  der  Schw.  Demokr. 
S.  406;  Segeeaer,  Qaaeh.  ?•  Mn»  H.  &  aii. 
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aHerIci  BfiMeraogsgriiiide  auf,  dtraeter  nraieBtfidi  dea  n» 
dem  RdiD.  wie  Deotschen  R.  entoottmieiusa ,  einer  besondereo 
GMiat  für  MeoMlieolelieB,  woraos  sich  denn  naeli  oad  nach 
des  Erfordernist  einer  gemeinen  Gelalir  (s.  d.  v.  $.]  bildete. 
Daneben  brachte  man  mehr  nnd  mehr  das  Böm.  R.  inr  nn- 
BUitelbaren  Geltung,  in  sofern  die  Ansieht  mehr  Eingang  fand, 
dass  der  Fenertod  der  P.  G.  0.  gewiss  nicht  nach  der 
Absieht  derselben  —  auf  die  Fälle  zn  beschrinken  sei,  in 
denen  ihn  noch  das  Röm,  R.  androhe.  So  ist  im  Gänsen  der 
Standpunkt'  der  Lehre  auch  in  der  neueren  Zeit,  freilich  mit 
vielen  Modificalionen  und  Streitigfc^ten  im  Einzelnen.  Ben- 
selben Standpunkt  nehmen  auch  die  neueren  St  G«  B.  em, 
die  leider  auch  hier  wieder  nur  zu  oft  in  die  unglncUichste 
Kasuistik  Terfallen* 

$.  m 

L  Begriff:  Brandstiftung  ist  Gemeinr.  das  rechtswidrige 
Anzünden  einer  Sache  mit  gemeiner  Gefahr,  oder  auch  blos 
mit  Gefahr  liir  Menschenleben.  Dieser  Begriff  mnss  auch  für 
die  St  G.  Bücher  festgehalten  werden ;  denn  wem  gleich  die 
meisten  derselben  ein  Feueranlegen  ohne  solche  Gefahr  aus 
der  Lehre  Ton  der  dnfachen  Eigenlhnmsbeschädigung  heraus- 
nehmen und  in  die  tou  der  Brandstiftung  hineinziehen,  so 
behandeln  sie  dasselbe  doch  materiell  als  blosse  Eigenthumsbe- 
schädigong ,  also  nur  uneigenllieh  als  Brandstiftung  IL  That- 
bestand:  i,  Object  ist  eine  a,  körperliche  Sache,  bewegliche  oder 
unbewegliche  (nach  Aargau  nur  Gebinde')  oder  Waldangen), 
welche  b.  der  Zerstörung  durch  Feuer  fähig  ist,  c  gleich- 
viel, ob  sie  dem  Thäter  oder  einem  Dritten  gehört  5t  Die 
Handlung  besteht  In  einem  Anzünden ,  also  in  einem  in  Feuer 
Setzen,  gleichviel  a.  durch  welche  Bßttel  (auch  Pnlvw,  Sdbiess- 
baumwolle  u.  s.  w.}.  ^*  und  ob  die  eigentlich  anzuzündende 
Sache  unmittelbar  oder  mittelbar  in  Feuer  gesetzt  wird*). 
S,  Rechlswidrigkeit  des  Anzündens.  4.  Gemeingefährlichkeit*) 
oder  Geftihrllehkeit  für  Menschenleben  (s.  ob.  S.  647  Not  t), 

J)  Gleichviel,  ob  Wohn-  oder  ander«  Gdbiade. 

2)  L.  9.  de  ine,  Waadt  Art,  3l2. 

3)  Diese  nimmt  einen  ei^^cnthümlichen  Charakter  an  nach  Aar- 
gau, vermüj^e  dt»  bescbxauktea  Objects  (s,  den  f.  •.)• 
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itaMgcflifapt  durch  das  Anzünden.  5.  In  Betreff  der  Wfl- 
lensricbtimg  kann  die  Brandsüftang  dolos  oder  culpos  ge- 
schehen. Za  der  colposen  ist  erforderlich  hios  ein  fahrlSis- 
siges  (aach  leichtsinniges)  Handeln ,  durch  welches,  gegen  den 
Willen  des  Handelnden,  dasFener  (mit  der  gen.  Gefahr)  ent- 
standen ist ;  der  Grad  der  Culpa  richtet  sich  nach  allgemeinen 
Grundsätzen.  Zu  der  dolosen  aber  wird  erfofdert:  o.  VoiS 
•atz,  den  in  Brand  zu  setzenden  Gegenstand  anziu öndeii ') ; 

im  Bewusstsein  der  entstehenden  genannten  GefiAr»  mid 
e.  sngleich  in  der  Absicht  einer  Rechtsverletzung 'J  durch 

1)  Daher  irt  keine  delose  BrendtU  da,  wenn  das  Feuer  angelegt 

wurde,  blos  „um  Possen  and  Sehabemak  sn  treiben,  oder 
die  Leute  in  Angst  zu  setzen**,  s.  T.  Woringen,  Arcb.  des 
Cr.  R.  f.  1834,  S.  205. 

2)  Ueber  dieses  Erforderniss  herrschte  früher  kein  Zweifel,  wie 
es  denn  eneh  naeh  dem  Worte  ybesbalftig*  der  P.  G.  O.  nicht 
anders  iein  kennte,  Tf^  Meister  (jaii.)pr.  ff.  Der«, 
prakt.  Comm.  §.  137$  Klein,  Peial.  R.  ff.  490.  Die  nencren 
Rechtslehrer  pflegen  darüber  wegzugehen.  Osenbrüggen 
in  seiner  angeführten  Abhandl.  S.  91  will  es  sogar  ausdrück- 
lich nicht.  Nur  Mittermsier  zu  Feuerbach  $.  364a.  spricht 
das  Erfiirdemiss  aus,  aher  mit  Znlassnog  de«  onhestimintaB 
Dolos,  den  er  indess  fircilieh  mir  anf  die  Kemeiae  Gefiikr  be- 
zieht. Hieria  seheint  anch  der  Grund  des  Schwdigens  der 
Anderen  za  liegen.  Neuere  St.  G.  B.  geben  dies  mitunter 
klar  zu  erkennen.  Es  liegt  aber  darin  eine  gefährliche  Ver- 
wechselung. Doloser  Brandstifter  wäre  danach  jener  loyale 
Rittergutsbesttser,  d»,  na  die  Wiedcranflehnng  derFendal- 
fechte  »I  feiem,  einen  von  seinem  Vorgiager  in  medemem 
Style  aufgeführten  Pavillon  seines  Parks  zur  Erregung  eines 
Freudenfeuers  in  Brand  steckte,  Awar  mit  dem  Bewusstsein 
der  Wahrscheinlichkeit,  dass  ein  üutz,end  Bauernhäuser  von 
dem  Feuer  ergriffen  werden  ktinnten ,  aber  sich  darauf  ver- 
lassend, ein  solches  Unj^lück  werde,  zamal  bei  der  Leyalitit 
seines  Unternebmens,  nicbt  eintreten,  nnd  bei  dem  Vorsaixe, 
wenn  es  wirklich  eintrete,  den  Schaden  den  Leuten  voUstiin- 
dig,  sogar  mit  einer  Zulage  für  ihren  Schrecken  u.  s.  w. ,  za 
ersetzen.  Nach  richtigen  Grundsäl7>en  läge  hier  nur  fahrläs- 
sige Brandstiftung  vor.  Dasselbe  gilt  für  den  Fall,  den  die 
Prenss.  Cies.  Revision  <s.  mein  Lebrb.  s.  2.')8)  ansdriefcüeb  als 
dolese  Brandstiftnag  behanddt  baben  wolUe,  weiin  lemand 
Sein  Torfmoor  anzünde,  zwar  mit  Wahrscheinlichkeit  der 
Weiterverbreitnng  des  Feuers ,  aber  blos  in  der  Absicht ,  den 
Verheerongen  der  Raupen  in  seiner  Waldung  ein  Ziel  zu 
setzen.  In  der  That  würde  ohne  das  £rforderniss  der  Ab- 
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dtt  FMier»  woM  n«r  das  Mo^  üit  dfo  Jkatbeitaad  m 
flcb  vWg  «Mrbeblidi  irt').  Audi  die  Schweu.  St  6.  B. 
babeii  kewe  eotgegenileheiide  positiv»  Vonchrift;  sie  tpraehea 
vidnwiir  das  Erfordeniit  am^räcUicli  ans*),  nur  mil  Aw* 
aalMna  tob  Lmmi»  FrcÜNiiv»  GniibäodeD,  wcklie  sdiireigeD 
^  Vollendel  iai  das  Yerbreäea,  der  dolosen  wie  der  cdposea» 
durch  die  nwUiclie  fiatstelHiog  eioes  Feuers  nit  der  gea« 
ISelahr,  also  dorc^  das  Vorliaiidenseiii  einer  wirklichen  »Feiieis* 


sieht  IM  bcMbidigea,  eis  weieailitiiar  Ünteitdued  swieehem 
den  Tbetbestande  der  TonKtzlieheii  «nd  dem  der  lihrleeMgeft 

Braadstiftttog  nicht  bestehen  Allerdings  moss  nia  gerade 
hier  sich  davor  hüten,  die  Absicht  zu  beschädigen,  mit  dem 
Motiv  za  verwechseln,  ans  dem  sie  entstanden  ist;  dies  ^ilt 
namentlich  für  die  von  üsenbriiggeu  zusainmengestelliea 
FüHe  (S.  ü3  £)•  die  der  Doctrin  viele  Scbwierigkeitea  machen : 
z.  B.  Freude  an  dem  firaade,  in  Sckrechan  x«  versetMn  (dareh 
die  wirkliche  Feiuralirnnst,  also  nicht dorch  das  blosse  An- 
legen des  Feuers ,  wie  in  dem  Worin  gen  sehen  Falle  oben, 
in  welchem  sogar  hei  dem  ausdrücklichen  Zusat/.e,  <Iass  das 
Feuer  ySo  vorsichtig  angelegt  war,  dass  ein  Ausbruch  nicht 
erfolgen  konnte*,  nor  eiwa  ven  einer  PaUaeübertretnng  die 
.  Rede  sein  konnte)«  die  Entlaasnng  ane  einem  läatigen  Dienete 
zu  bewirken  u.  s.  w. ;  ferner  in  dem  (richtig  entschiedenen) 
Falle  des  Ob.  Ger.  Zürich  (Schaub.  XVII.  275) ,  wo  ein  Ge- 
fanf^ener  Feuer  angelegt  halte,  um  ein  Loch  in  der  Decke 
seines  Gefängnisses  auszubrennen,  durch  welches  er  die  Flucht 
•  nehmen  wollte.  Eine  Absicht  in  heachidigen  (nnd  »war 
betrngliche)  ist  übrigens  anch  dann  da«  wenn  Jemaad  sein 
Haus  in  Brand  steckt«  um  anf  dieses  yBrandnnglnck*  zu  bet- 
teln (s.  ob.  §.  202). 

1)  Hierbei  ist  jedoch  zu  beachten.  Die  Brandstiftung  beschädigt 
ihrer  Natur  nach  das  Vexwügen.  Doixh  die  Absicht  einer 
VermogeasbeachSdigung  tritt  daher  nichts  Besonderes  in  den 
Thatbeatand.  Wohl  ahcjr  hei  Abaicbt  and/trer  BechtSTer- 
letzung.  Bei  letzterer  liegt  daher  ideale  Coneofrenz  vor, 
z.  B.  bei  der  zu  tödten.  Unrichtig  spricht  man  aber  bei  jener, 
namentlich  gewöhnlich  bei  bctrüger.  Abs. ,  von  solcher  C<»nc, 
Der  Betrug  ist  nur  eine  besondere  Form  der  Verm.  Besch. 

2)  Aergaa  m  172,  Tessin  361,  St*  Gallea  110»  Zürich  S27, 
Basal  158»  Schaffli.  170*  Thorg.  309,  Waa*  317. 

3)  Luzern  und  Freiburg  könnten  Zweifel  erregen,  indem  sie  eine 
vorsätzliche  Brandstiftung  auch  dann  bestrafen  (  Lnz.  138, 
Fretb.  124),  wenn  auch  gar  kein  Schade  verursacht  ist;  es 
lässt  sich  daraus  aber  nicht  schliesseo,  itass  auch  die  Ai>sicht. 
MI  beschädigen  nichl  edbfdwt  werden  soim. 
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bnaH«  Baeh  der  Bedeotung  diem  Wortes  h»  Leben  *).  Wie 
wMhweDdig  Begriff  «od  Chmkter  des  Verbrechen»,  eis  eines 
sdurergefährlkhen,  dieses  BrÜmdenriss  mit  sieh  bringen,  89 
fait  nan  doeb*  bis  in  die  miieie  Seit  fnt  allgemein  sehen  mit 
einer  -fliMis  escHst«  Vidleftdang  angenommen.  Diese  An- 
skbt  dcor  Doetrk  Isl  I«  die  Praxis  und  aneb  in  die  meistett 
neueren  St*  G.  8.  ibergeganges.  Mess  isl  dabei  stets  m 
die  Absiebt  gewesen,  eineii  bestisamtMi  Anhalt  för  tfe*  Br^ 
fceonnng  jener  Gefahr  su  geben,  so  dais  sebymoHteiMs 
aar  eine  Prisnmtion  fifar  diese  hat  anfgesieHt,  keinenftili  aber 
das  EilordenBSi  der  letsteren  an  sMh  bat  beseitigt  werden 
sollen.  0aber  bleibl  denn  aneb  §m  die  betNUenden  St«  G« 
Böcfcer  die  Annahme  des  Bichtigen  nicht  ansgesebbssen.  Oes 
blosse  Ansbrechea  der  Flaume  erbfilren  ansdrMtM  für 
ansreicbeiid:  Zoricb,  Lneem,  Thorgau,  Frelbnrg,  Granbin- 
den, letslsres  sogar  auch  schon  blosses  9 Glimmen*.  Temhi 
nnd  St.  Galten  fordern  dagegen  einen  schon  Wirklieb  rerar* 
sachten  Schaden.  ÜMei'},  Scballbaitsen  nnd  Wandt  sdiweigen. 
Nor  Aarfan  ist  so  dorcbans  positiv,  dms  des  biossn  Anf^ 
flammen  lar  sich  allein  schon  mr  Vollendang  ausreisbend  er» 
achtet  werden  mnss^).  III.  Arten.  Zunächst  TorslUslichn  und 
lahrlässige.  Die  rabriässige  bat  In  der  Regel  keine  weiten 
allgemeine  Eintheihmgen.  Die  rorsätzliche  wird  weiter  ein- 
getbeilt  in  die  enifiMdie  nnd  qnalificnrle,  jenaehdem  keine-oder 
'  ftr  die  Stnfkbstnibng  besebwermde  Umstände  Torhanden 
sind.  Als  ^piaifieine  wird  «ewMmKch«)  in  den  St  G.  B.  die 
an%estellt,  welche  sMt  Gefahr  für  Menscbenlehen  ferbonden 


1)  Wann  sie  vorhanden  sei,  ist  nach  den  jedesmaligen  konkreten 
Umständen  za  ermessen. 

2)  PHHier  «ttcb  seken  woU  mit  dem  Moasen  Bg»nawdeg-  ggend 

materials. 

3)  Basel  fordert  zwar  im  §.  160  für  den  speziellen  Fall,  in  wel- 
chem es  Todrastrafe  androhet,  „dass  die  Flamme  wirklich 
aasgebrochea  sei^;  dies  kann  aber  um  so  weniger  den  Sinn 
der  blossen  Emstehnng  einer  Flamme  haken,  weü  man  sonst 
•nnehmen  onifil»«  da«  dieie  in  «ndevt»  FMlen  nidit  einanl 
nothwendig  Mi. 

4)  f.  169:  „eine  Handlang,  av»  ^i^lcher  eine  Fenerbrimst  ent- 
stehen soll,  wenn  gleich  daa  Feaer  (die  Feuerahranal)  nicht 
aasgebrochen  ist.*' 

5)  Eine  durchaas  eigenthümliche  Glasaificinuighat  AargaOf  t.  d.H  f  • 
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ist ,  so  dasls  die  eiofache  die  mit  gemeiner  Gefahr  blos  für 
Eigenthum  ist '].  Es  werden  auch  für  beide  Arten  gemein-  - 
scbaflliche  Qualificationsmomente  aufgestellt,  namentlich  die  ' 
Wiederholung,  und  gleichzeitiges  AnzündeD  an  mehreren  Orten. 
Beide  Arten  pflegen  wieder  mehrere  Unterarten  oder  Grade 
zu  haben.  Namentlich  bei  Aufstellung  dieser  letzteren  herrscht 
yiele  Willkür  und  deshalb  auch  Zersplitterung  im  Einzelnen. 
Folgende  Classification  ist  die  gewöhnlichste:  A,  Qualifr- 
cirte  Brandstiftung :  mit  Gefahr  für  das  Leben.  Beson- 
dere Erscbwerungsmomcnte  sind:  I.  Wenn  ein  Mensch  wirk- 
lich getödtet  ist  Dieses  Moment  haben  aufgenommen:  Aar- 
gau, Zürich,  Lazem,  Schaffhausen,  Thurgau ,  Freiburg,  Grau-*  - 
bünden.  Besondere  Erfordernisse  sind:  a.  Der  Tod  muss 
eben  durch  die  hier  überhaupt  erforderliche  Eigenschaft  des 
angelegten  Feuers,  als  eines  fus  das  Leben  gefährlichen,  her- 
beigeführt sein,  also  in  der  Art,  dass  der  Getödtete  vermöge 
seiner  Lage,  in  welcher  er  bei  dem  Ausbruche  des  Feuers 
sich  schon  befand,  ausser  Stande  war,  sich  zu  retten,  so  dass 
er  also  entweder  von  dem  Feuer  selbst  ergriffen  und  ge- 
tödtet wurde  (auch  durch  Ersticken  im  Rauche),  oder  sonst 
bei  dem  Versuche  sich  zu  retten  (auch  durch  blossen  Unglücks- 
fall) das  Leben  Terlor.  Hätte  er  aus  irgend  einem  Grunde 
erst  während  des  Feuers  in  eine  solche  Lage  sich  hineinver- 
setzt, so  würde  der  Fall  nicht  hierher  gehören ').  h.  Es  durfte 
nicht  die  Absieht-  Yorliegen ,  gerade  den  Getödteten ')  zu  töd- 
ten;  sonst  wäre  ConcarTenz  mit  vollendetem  Mord  vorhanden. 
c.  Aargau.  Thurgau.  Waadt,  Graubünden  stellen  als  beson- 
deres Erforderniss  auf,  dass  der  Tod  als  wahrscheinlich  vor- 
hergesehen werden  konnte  (W.  und  Gr.  »musste^S  was  nichts 
Anderes  sagen  will);  dies  ist  aber  kein  besonderes  Erforder- 
niss, da  es  schon  von  selbst  in  dem  der  Gefährlichkeit  far 

1)  In  »ofym  Wh  4t«>  EintheiluDg  znaamnieii  mit  der  frtihereB 
Gemeinr.  in  die  eigentliche  und  uneigentliche  Brandsliftuog, 
vgl.  Klein,  Peinl.  R.  §.  4S8,  obwohl,  namentlich  später  un- 
ter eigentl.  Brandst.  überhaupt  die  mit  gemeiner  Gefahr  ver- 
standen wurde,  Bauer,  Lehrh.  §•  277«^ 

2)  Hier  an  einen  Tod  heim  Löschen  oder  hei»  Retten  bl^s 
Sachen,  oder  gar  hUm  AwBtk  Schreck  sn  denken,  hat  keinen 
Sinn. 

3)  Vgl.  ob.  §.  70.  Mit  Unrecht  pflegt  man  hier  allgemein  zu 
sprechen. 


Digitized  by  Google 


BbttsehmldboD  liegt*).  Wm  Jemand  geftliflkli  (mit  Cb- 
ükt  ÜBT  sein  Leben,  lebaiagefiUirlicii)  besdbüdigt  ist:  Zürich^ 
Loienit  Schaffhaosen,  Freiburg«  die  den  Fall  ganz  dem.  an 
1.  gleiehsteUen ;  Tbnrgan,  das  sdion  eine  )|Scbwere^  Körper- 
bescbiklignng  znlasst,  aber  ancb  in  der  lebensgefüliriichen 
einen  geringeren  Erseiiwemngsgrnnd,  wie  bei  1.  findet;  eben 
so  Wandt,  das  Ton  »gridyement  bless^^,  nnd  Granbünden, 
das  von  ,|  einem  bleibenden  oder  wesenüicben  Nacbtbeil  am 
Kdiper^  spricbL  Die  Erfordernisse  smd  die  an  i.*).  8.  Wenn 
Jemand  wirklieb  in  Lebensgefabr  geralben  war :  Aargan,  Gran- 
bnnden  *)•  Es  wird  eine  Lage  «rfordert,  in  weicber  nnr  dnrcb 
besondere  Umslinde  LebensreUnng  berbeigdübrt  isU  4>.  Wenn 
eine  Ge&br  der  K ö r p e r bcsäädtgnng  (überlianpt)  Inr 
ein^  grosse  Ansabl  Ton  Menschen  Torbaniden  war:  Zürich, 
Waadt,  Freibnrg.  5»  Wenn  das  Fener  snr  Nachlzeil,  oder 
nnter  anderen  (dem  Thater  bekannten),  die  Retlong  oder  Lö- 
scbong  besonders  erschwerenden  Umstanden  (frenider  Notb- 
sland,  in  der  Nähe  von  PnlTennagasinen  o.  s.  w.)  angelegt 


1)  Ueberfchen  töh  Osenbrüggen  a.  O.  S*  19  f.,  der  4^ 
dnrch  zur  Adoption  des  uiirieliti||«o  Satzei  verleitet  ist ,  dass, 
wo  die  8t.  G.  B.  den  Erschwerungsgrund  der  erfolgten  Töd- 
tung  nicht  annehmen,  bei  colposer  Tödtung  Concurrenz  die- 
ser und  der  Brandstiftung  da  wäre.  Die  Aufstellung  dieses 
Erschwerungsgrondes  ist  rein  positiv.  Wo  die  Brandstiftmig 
wegen  der  Wehrteheinlichkeit  einer  Beeebüdigang  von  Men- 
schenleben schon  qualificirt  ist,  kann  sie  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  dadurch,  dass  das  Wahrscheinliche  auch  wirk- 
lich geworden  ist,  nicht  noch  einmal  qualificirt  werden.  Nur 
bei  der  einfachen  Brandst.  (mit  gem.  Gefahr  blos  für  das 
£igenthum)  kann  von  solcber  Concurrenz  die  Rede  sein,  wo 
nicht,  wie  von  Wandt  314  der  Fall  besonders  hervorgeho- 
ben ist. 

2)  Auch  des  Vorher sehenkönnens ;  auch  nach  Waadt,  das  das 
^dü  ^tre  prevu"  im  Art.  314  ausdrücklich  nur  auf  den  Fall  der 
Tödtung  bezieht.  Nicht  auch  nach  Thurgau,  das  Vorsatob 
oder  Fahrlässigkeit  fordert.  Besonders  ist  nach  Tbargau  da- 
bei noch,  dass  anch  bei  der  Ahsieht  der  KorperbcschMdidnng 
und  selbst  der  Tödtung  keine  Goncwnenz  eintreten  soll.  Nach 
Graubünden  tritt  das  Erschwerungsmoment  dagegen  auch  für 
die  einfache  Brandstiftung  (also  auch  bei  einem  Nicbtvorher- 
sehenkönnen)  ein. 

3}  Granb.  spricht  zwar  von  IMenschen  in  der  Mehrsahl,  dieFas- 
sting  seigt  aber ,  dass  anch  die  Gefiihr  Eines  schon  geiiiigMi  solL 
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«der  aasgebrodieii  ist:  Aargan,  Zörick,  Lmen,  TlHirgaa'), 
Waadt,  Ftoborg.  o.  Unter  Nachtzeit  «wird  ^  Zek  var- 
atanden,  m  welcher  gewöhnlich  (oach  Jahreweit  oder  Sitte) 
die  Bewohner  eines  Ortes  im  Schlafe  zn  liegen  pflegen  (pnaeht- 
schlafende  Zeit^^] h.  In  der  genannten  Zeit  oder  nnter  den 
«  erwShntan  Umständen  noss  das  Fener  angelegt,  oder  (andi 
nach  der  Absicht  des  ThSters)  zum  Anshmch  gekomnen  sein, 
in  beiden  Füllen  liegt  (von  dem  Thater  gewolll)  das  hier  cha- 
rakteristische Moment  der  grösseren  Sehwierigkeit  der  Ret* 
tnng  nnd  Löschung  vor  *).  6.  Wenn  in  Städten  oder  Dörfern 
zn  gleicher  Zeit  an  versclnedenen  Orten  Feoer  angelegt  nnd 
ea  auch  nur  an  Einem  Orte  ausgdl»rochen  ist:  Zürich,  L»- 
zem,  Tbnrgau^),  Waadt,  Freiburg,  Granbftnden.  7.  Wenn 
das  Fener  angelegt  war  znr  Begehung  oder  Untmtütznng 
anderer  schwerer  Verbrechen:  Zürich,  Lnzern,  Thurgau, 
Waadt,  Freiburg.  8.  Rückfall  oder  mehrmalige  frühere 
Wiederhohing ;  Zürich,  Luaem;  schon  der  erste  Wiederho» 
Inngsfail  Aargan  und  Granbtinden.  9.  Auf  Verheernog  ge- 
richtete Zusammenrottung  nach  Aargan,  und  schon  Verlan- 
dnng  Mehrerer  (auch  Zwei)  nach  Waadt»  B.  Einfache  Araod- 
stillnng.  Besondere  Erschwemngsgründe  derselben  sfaid:  1. 
Beträchtticher  Schade  am  Eigenthum,  der  in  manchen  Sl  G. 
Büchern,  zuweilen  sogar  mehrfach  abgestuft,  in  bestimmten 
Summen  angegeben  ist  2.  Wenn  mehrere  Gebäude*)  nieder- 


O  »Zn  einer  Zeit,  wo  deatcn  weitere  YerbreitwiK  wahnehei»- 
lieh  war/ 

2)  Strenge  interpretirt  das  Ob  Ger.  Zürich  (Schaub.  XVII. 
274) :  die  Bewohner  des  betreffenden  Gebaades  sollen  nicht 
nur  im  Bette  >  sondern  auch  wirklich  im  Schlafe  sich  befinden. 

9)  IliiUMlh  kann  et  nor  i^ichgaltig  sein,  wenn  Aargaa,  Frei-> 
borg  nur  von  einem  »Anlegeii*  zur  Nachteeit,  and  Waadt, 
,,si  le  4tfiit  eil  ««nais  de  aait*  sprechen. 

♦)  Thurgan  sa^t  zwar  allgemein  :  „  wenn  der  Brandstifter  zu- 
gleich an  mehreren  Orten  Brand  gelegt  hat  ^ ;  der  Sinn  kann 
aber,  hei  dem  £rfordernise  der  Consumauition ,  nar  der  ge- 
sagte sein. 

S)  Der  Attsdrock  Gebünde  hat  hier  eine  ▼enchiedTine  Bidaulang : 
Handelt  es  sich  äai  Brandst.  mit  Gefahr  flir  Measahaalshtn, 

•o  können  darunter  nur  Wohngebäude  verstanden  sein ,  d.  h. 
zur  Wohnung  von  Menschen  dienende  oder  bestimmte.  Ans- 
serdem  aber  jede«  Banwerk  mit  Wanden  nnd  Bedeckm^,  f. 
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gebrannt  sind.  3.  Wemi  das  Feuer  an  Staats-  oder  öflent- 
litfae  Gebändo  gelegt  -war«  C.  Geraeinschaflliche  Erschwe- 
roDgsgrüade  für  die  qualif.  und  einfache  Brandslifluog  üoA 
die  la  B.  genaimteiit  so  wie  la  5«-8  iial«r  A, 

AargM )  1.  BrsBdftiflttng  an  fremden  QdiiiideB ,  od^r  an  ilige- 
MB  mit  GeMw  fut  fremde :  e.  Todeaatrefr  bei  Eiairitt  eines  der 

Ersckwernngsmomeikte  des  vor.  anter  A.  i.  8.  8.  (jedoch  ni» 
wenn  das  mehrmals  angelegte  Feuer  anch  mehrmal  aasgebrochen, 
also  eine  wirkliche  Feuersbrunst  entstanden  war)  9.  B.  2.  Zur 
Anweodang  der  Todesstrafe  wird  also  immer  wirkliche  Feaers* 
briintt  erfardert.  b.  Sehwerate  K€tteiislt«fr  kingwierig  im  2.  Gr. : 
zu  A.  8.,  weaa  nicbf  mebrmilcn,  aneh  trenn  kein  einziges  Mal 
eine  Feuersbronat  entstanden  ist,  so  wie  zn  B.  1.  c.  Schwerste 
Kcttenstr,  langw.  ira  1.  Gr.,  wenn  Feuersbrnnst  ohne  die  genann« 
ten  Erschwernngsgründe  entstanden,    d.  Kettenstr.  anhaltend  im 

1.  Gr.  zu  A.  S.,  wenn  keine  Feuersbruost  entstanden  ist.  e.  Ket- 
tmatraia  im  3«  Gr«  bei  nicht  ausgebroehencr  Feneratanaat  ohne 
mun  der  genannten  Enehwemngagrttnde.  3.  Brandatiflnng  In  Wal- 
dangen: a.  Bei  ausgebrochener  Feaersbrnnst:  schwerste  Kettenstr. 
langw.  im  1.  —  2.  Gr.    b.  Ohne  Feuersbrunst:  Kettenstr.  zeitl.  im 

2.  Gr.  3.  Brandstiftung  an  eigenem  Gebäude  ohne  Gefahr  für 
fremde  Gebäude ,  in  betrnglicher  Absicht  oder  nm  Jemanden  in 
Verdacht  (der  Bmndstiftnng)  zn  bringen  t  Zuchth.  seitl.  im  3. 6r.^. 
Tesaini  A.  Vorsätzliche  BrandaiiftnDg.  1.  Qoalificirte  Brandstif- 
tung (an  Wohngebäuden,  so  wie  allen  üfi'entlichen  Gebäuden) : 
Zwangsarb.  2.-4.  Gr.  Gleiche  Strafe  triflt  den  beendigten  Ver- 
such. 2.  Einfache,  bei  einem  Schaden  nnter  60  Fr.  Gef.  4.  Gr., 
sonat  Zwangaarb^  1.-2.  Gr.  B.  fahrlässige:  1.  An  einem  Wohn- 
geb&ide:  Gef.  2.  Gr.  2.  An  anderen  Gegenstitnden :  bei  einem 
Schaden  bis  50  Fr.:  (einschl.)  Geldb.  1.— 2.  Gr.,  sonst  Gef.  1.  Gr. 
St.  Gallen:  A.  Vorsätzliche:  1.  Qualificirte :  Zuchth.  von  20  J., 
in  besonders  schweren  Fällen  lebenslang,  auch  für  den  nächsten 
Versacb,  wenn  er  zugleich  ein  wiederholter  ist.  2.  Einfache:  Bei 
einem  Schaden  l&ber  500  Fr«:  Zochth.  bia  14  J.»  aonst  wie  andere 
fwaatcUche  Eigenthnmsbeachadigong.  B.  Fahrlaaaige  $  Geldb.  ▼« 
I3>100  Fr.  oder  Gef.  von  3  Tg.  bis  3  Mon.  Zürich:  A.  VoraStz- 
liehe:  i.  Qualificirte:  a.  Ersten  Grades:  mit  den  Erschwerungs- 
gränden  zu  A.  1.  2.  4.-8.:  Kettenstr.  v.  12  J.  bis  lebenslang,  „in 
ungewöhnlich  schweren  Fällen facult.  Todesstrafe,  b.  Zweiten 
Grades  (ohne  solche  erachwerende  Umstände^ :  Zuchth.  v.  6  J.  bia 

i)  Ueber  die  fahrl«  Brandet.  enthiUt  daa  Or.  G.  B.  Ton  Aargrni 
keine  fieatiumnngen. 

42 
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Kettenstr.  zu  20  J.  2.  Einfache:  Bei  einem  Schaden  von  80O  Fr. 
imd  melnr:  Zsdidi*  ▼.  $  J.  hi§  Kett«Mtr.  zu  12  J.;  bei  geriogerem 
Schaden:  Zadith*  bis  6  J. ,  im  Falle  »aehr  %trmg!eT  (vefiihr  and  Scha- 
dens^ :  Gef.  V.  1  Mon.  an,  B.  Fahrlässige :  Gef.  mit  Geldb.  bis 
500  Fr.,  auch  letztere  allein.  C.  Straflosigkeit:  Bei  Löschung  aas 
eigenem  Antriebe  ohne  Schaden  (für  Dritte).  Luzern  :  A.  Vor- 
fiäuliche:  1.  Qualificirte :  a.  Ersten  Grades:  Zu  A.  1.  2.:  Todes- 
ttrale.  b*  Zweiten  Gndci:  Zu  A*  4.— :  Kdtcnstr.  v.  30  J.  bia 
lebcntlaiig,  yin  tchr  aohweren  Füllen**  Todesstrafe,  c.  Dritten 
Grades  (ohne  solche  erschwerende  Um&t.)  :  Kettenstr.  von  10—20  J. 
2.  Einfache:  Bei  einem  Schaden  von  'lOO  Fr.  und  mehr:  Kettenstr. 
von  5 — 1.5  J. ;  bei  geringerem:  Zuchth.  bis  8  J.  ß.  Fahrl.:  Geldb» 
von  20 — 2(H)0  Fr.  oder  angemess.  Gef.  Basel :  A.  Vorsätzl. :  1.  Qua- 
lificirte :  Todesstr. ,  nnd  a^war  anch  sehen  bei  dem  beendigten  Ver- 
snebe,  wenn  ma.  ein  Zeoghans,  Polver-  oder  öffentliches  Fmcbt- 
niagaz,in,  Posthaus,  Kaufhavs*  S^ranken- oder  Gefangenhans ,  oder 
solche  öffentliche  Gebäude,  in  welchen  Staats-  oder  richterliche 
Archive  verwahrt  sind ;  ausserdem  aber  erst  bei  der  Consumina- 
tion.  2.  Einfache:  Kettenstr.  2.  Gr.  von  3—1.5  J. ,  beim  beendeten 
Yersnche:  von  i— 6  !•  B.  Fahrl.  i  nach  allgeun.  GrnndsitBcn  von 
Bestrafung  der  Colpa.  Schaffhansen  s  A.  Vorsätzl. :  i.  Qnalific. : 
a.  Ersten  Gr. :  zu  A.  1.  2. :  Todesstrafe,  b.  Zweiten  Grades  (ohne 
solche  erschw.  Umst.) :  Kettenstr.  von  12-— 24  J.,  der  beendigte 
Versuch:  von  6 — i^L  J.  2.  Einfache:  Arbeitsh.  1.  Gr.  oder  Kctlen- 
strafe  von  1—15  J.  ,  der  beendigte  Versuch:  Arbeitsh.  1.  Gr.  von 
S  Mon.  bis  6  J.  B.  Fahr!,  t  nach  aUgtm.  Grandtitxen  von  Beslra- 
luK  der  Cnipa.  Thorgaut  A.  YorsStzl.s  1.  Qnalif. :  a.  Ersten  Gr.: 
zu.  A.  1. :  Todesstr.  b.  Zweiten  Gr. :  zu  A.  2. ,  nnd  wenn  Tüdtung 
und  Fahrlässigkeit  eintrat:  Zuchth.  v.  10  J.  bis  lebenslang,  c.  Drit- 
ten Gr.:  zu  A.  5.  —  7.,  oder  wenn  der  Thäter  absichtlich  Lösch- 
mittel entfernt  oder  unbrauchbar  gemacht  hat,  oder  bei  ^sehr  gros- 
sem Schaden*:  facnlt.  Znchth.  bis  20  J.  oder  lebenslang,  d.  Viert. 
Grades  (ohne  solche  erschw.  Umst.) :  Znchth.  ton  8  J.  an.  2.  Ein- 
ziehe: a.  Ersten  Gr. :  an  Kirchen,  Fabriken  und  anderen  zum  nur 
zeitlichen  Aufenthalte  einer  grösseren  An/,ahl  von  Menschen  be- 
stimmten Gebäuden,  zu  einer  Zeit,  wenn  sich  Jicme  Menschen 
darin  befanden,  oder  an  Waldungen,  in  beiden  Fällen  bei  sehr 
girossem  Schaden  fscolt.  Znchth.  bis  20  J.  oder  lebensl. ;  b.  «weit. 
Gr.  in  denselben  FXllen  bei  geringerem  Schaden :  Znchth.  bis  16  J. ; 
c.  dritten  Gr.:  in  den  Fällen  der  qualif.  dritten  Gr.  (mit  Ausnahme 
des  der  qualif.  durch  sehr  grossen  Schaden) :  facult.  Zuchth.  bis 
12  J. ;  d.  vierten  Gr.:  Arbeitsh.  v.  1  J.  bis  Zuchth.  zu  8  J.,  in 
minder  wichtigen  Fällen  die  Strafe  der  blossen  Eigenthamsbe- 
schSdigung;  e.  fänften  Gr. :  Anzündendes  eigenen  &nsee,  snr 
Beeintr8chtigung  firemder  Rechte,  aber  ohne  gemeine  GeCihr  (also 
aneigentliche  Brandstiftung).  B.  Fahrl. :  Gef  oder  Geldb. ;  bei  ySehr 
leichter  Fahrlässigkeit  oder  gans  nnbeträchtlichem  Schaden*  po- 
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lizeilicbe  Ahndung  0*  C.  Besosdere  Strafimilderungsgrunde ;  la 
lieft  FiOlfiB  dtr  ifuHÄ  Bmniiai*  -wwnttn ,  und  dtr  eisMieii  zweiten 
uid  Turtea  Gr.  kana  1.  bei  «Bbedeatendem  Schaden  die  Strafe 

bis  7.ur  Hälfte  dec  Minimums,  oder  auf  die  nächst  mildere  Strafi^ 
art  in  verhältnissmässi^er  Daner,  2.  bei  einem  Löschen  aus  freiem 
Antriebe  des  Thaiters  aber  bis  auf  Gef.  von  3  Mon.  herabgesetzt 
werden Waadt  hält  nicht  streng  die  Falle  der  qualif.  und  ein- 
fichen  BraadfliflL  (mit  oder  ohne  die  im  v.  6.  gen.  Gdl>  anwinander, 
clattifieirt  vielmehr  in  folgender  Weife:  A.  VorfStslicho  Brand- 
stiftung: i.  Mit  Erschwerungsgründen :  a.  Ersten  Gr.:  A.  1.  To- 
desstrafe,   b.  Zweiten  Gr.:  A.  4.  6.,  ferner  beim  Anzünden  einer 
Pulverfabrik  oder  eines  Pulvermagazins,  eines  Zeughauses  oder 
einer  Kaserne  :  Zuchth.  v.  12—30  J.  c.  Dritten  Grades :  A.  2.  5.  7.  9. 
B.  S.  3  ;  ferner  s  hei  einem  Schaden  von  mehr  ab  3000  Fr. ;  wenn 
Jemand,  ohne  daes  es  TorhergesdMu  werden  maeste,  getödtet; 
%venn  ein  bewohntes  Gebäude  angesteckt  ist:  Zuchthaus  von  .4 
bis  20  J. ;  doch  muss  in  den  Fällen  A.  5.  8.  der  Schade  dOO  Fr. 
übersteigen.    2.  Ohne  erschw.  Umstände  an  fremdem  Eigenthum: 
Zuchth.  V.  2—12  J.,  bei  einem  Schaden  nicht  über  100  Fr.  facult. 
Herabfetbang  anf  1  J.  3«  An  eigenen  Sachen,  in  der  Absieht, 
einem  And.  rechtsw.  Schaden  zuzufügen,  eher  ohne  GtlL'BktEiffnA* 
od.  Person  Anderer,  und  ohne  die  erschw.  Umst.  zweit.  Gr. :  Zuchth» 
V.  1—8  J.  u.  Geldb.  v.20O-/jO0  Fr.  B.  Fahrl. :  1.  An  Gebäuden,  deren 
Beschaffenheit  einen  Erschwerungsgrund  zweiten  oder  dritten  Gr. 
ausmacht  y  oder  wenn  Jemand  durch  das  Feuer  getüdtet  ist :  Geld- 
,  hnise  bis  flOOO  Fr.  oder  Gel  hie  4  J.  3.  An  anderen  Sachen:  Geld.- 
hnsse  bis  600  Fr.  oder  Gef.  bis  10  Mon.   C.  Straflosigkeit:  Bei 
Löschung  aus  freiem  Antrieb,  ohne  dass  ein  Schaden  (für  einen 
Örilten)  entstanden  ist.    Freiburg:  A.  Vorsätzl.:  1.  Qualific.  :  a. 
Ersten  Gr. :  A.  1.  2. :  Zwangsarb.  oder  Zwangsverh.  anf  Lebens- 
zeit, b.  Zweiten  Gr.:  A.  4.  —  7. z  Zwangsarb.  oder  Zwangsverh* 
T.  ao— 30  J,  c.  Dritten  Gr.:  dies.  Strafe  von  10—20  J.  2.  Em- 
feche :  Bei  einem  Schaden  von  40  Fr.  oder  mehr :  dieselbe  Strafe 
von  .5  —  15  J. ,  bei  geringerem:  Zwangsarb.  bis  8  J.    B.  Fahrl.: 
Ge'db.  von  20  —  200  Fr.  oder  angemess.  Gef.    Granbünden  unter- 
scheidet gleichf.  nicht  qualif.  und  einf.  Brandst.  in  dem  bisherigen 
Sinne,  sondern:  A.  YorsStzIiche:  1.  Mit  erschw.  Umst. :  a.  Ersten 
Grades :  Zn  A.  1. :  Todesstr.«  b.  Zweiten  Gr. :  wenn  mehrere 
WohngebSnde  eingeXsehert  sind,  und  dies  als  wahrscheinlich  vor- 


1)  Dieselben  Strafen  sollen  den  treffen,  „welcher  das  in  seiner 
Besitzung  ausgebrochene  Feuer  zu  verheimlichen  sucht  und 
dadurch  fremde  Hülfe  verhindert  bat.  ^  Ist  hier,  wie  es  scheint, 
gemeint,  dass  dadarch  das  Entstehen  einer  Fenersbranst  ver- 
anlasst sei,  so  wäre  lediglich  der  Fall  fihrlassiger  Brand- 
stiftung da. 

2)  Diese  Vorschriften  geben  keinen  richtigen  Sinn  gegenüber 
der  Milderungsvorschrift  zur  einf.  Brandst.  vievten  Grades* 
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hergesehea  werden  konnte :  Zuchth.  von  20  J.  bis  lebensl*  t.  Ohne 
(4if  gMiMWi«B>  tfMilw.  ÜMLs  Zncktli.  V.  10— fO  Jm  aber 
MieoniBd  im  LcbenagelibrgcratiMn»  oder  bteibciideB  oAer  wefend. 
Nnehtbeil  an  seinem  Körper  erlitten  hat,  oder  wenn  nar  ein  „min* 
der  bedeutender  oder  «[ar  kein  Schaden*  an  fremdem  Eigenthum 
verursacht  worden:  Zuchih,  v.  2—10  J.  3.  An  eigenen  Sachen,  in 
der  „boshaften*  Absicht ,  Andere  zu  schädigen ,  and  ohne  gemeine 
Gtfelu',  wird  «b  Betrug  bcainft.  B.  Fmlirl. :  Geil  oder  GddlK  od. 
beide  in  Verbiadang'). 

§«  Z\Z. 
i&v^dtt  esHdl  Ci^mHRdbiriiAB9b 

I.  Yemrsacbte  Vebertcbwemmiing.  Im 
Röm.  Recht  befinden  sich  besondere  Sümfvorschriflen  gegen 
Geföbrdiingen  der  NübaoleD').  Andere  Slnfyor«cbriAeii 
gegen  Uebencbwenmangen '  enthalten  die  Geneinr.  Oo^U^ 
nicht  Die  Gemeinr.  Doctrin  nnd  Praxis  aber  bat  nach  Ana- 
logie der  Brandstiftung  ein  angemeines  Verbrechen  der  ver- 
nrsachten  lleberschwenunoog  geschaffen.  Eben  so  die  meisten 
neuen  St.  G.  B.  Von  den  Schw. :  St.  Gallen,  Zürich,  Ln- 
lem,  Tborgan,  Waadt,  Freiburg.  Der  Begriff  ist  danach; 
Ein  rechtswidriges  unter  Wasser  setsen  einer  Gegend  mit  ge- 
meiner oder  blos  mit  Gefahr  für  Menschenleben.  Die  Erfor- 
dernisse ergeben  sich  ?on  selbst  Das  Verbrechen  kann  dolos 
und  cnipos  begangen  werden.  Doch  heben  die  cidpose  nur 
Züridi  und  Waadt  besonders  hervor.  Die  Strafe  ist  überall 
die  der  Brandstiftung  nach  den  Unterscfaeidangen  der  betref- 
fenden St  G.  B. 

II.  Zerstörung  durch  PulYerminen  und  ähnliche 
Anstalten.  In  der, Doctrin  des  Gem.  R.  pflegt  eine  Zer- 
störuDg  durch  Pulverminen  nach  Analogie  der  Brandstiftung 
beurtheilt  lu  werden.  Das  Frani.  St  G.  B.  (Art  434]  stellt 
es  dieser  ganz  gleich.  Der  Unterschied  iwlschen  beiden  Ist 

1)  Aargau  170—173,  Tessin  211.  359—362,  St.  Gallen  212  —  216. 
Corr.  G.  103,  Zürich  228—233.  235,  Lua.  133-138,  Corr.  G.  110, 
Basel  1.59-161,  Scbaflh.  167—169,  Thnrg.  299—310,  Waadt  312 
bis  321,  Freib.  120-12«,  Corr.  G.  399,  Gmab.  193—197. 

2)  L.  10.  de  extr.  erira.  1.  nn.  G.  de  Nili  agg.  non  runip. 

.    3)  St.  Gallen  217,  Zfirieb  234,  Lnz.  139,  Thorg.  315,  Waadt  323, 
Freib.  125.  Ueber  Teuin  «.  ob.  §.  207. 
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«a  fllcli  Ikeilidi  iw  wmtot^XUk»,  reraiöge  der  Terzeiirenden 
«od  mh  avfbrdteDdeii  Kraft  der  Fenerflammen.  Neuere  St, 
G.  B»  IttbeD  i^chwoU  (obgleich  selten)  die  Vorschrift  des 
Frani.  Sl  G.  B.  aafgenommen.  Von  den  Schw.  Waadt:  die 
Vorscbrifteii  über  «fie  Brandstiftong  sollen  hier  überall  Platz 
greifen 0as  Weitere  ergibt  aich  von  selbst. 

m.  Beaebädigungen  an  Eisenbahnen  und  Post- 
fnbren«  Der  Verkebr  auf  den  Eisenbahnen  ist  durch  die 
Eigentbänliebkeil  derselben  von  der  Art,  dass  Zerstörungen 
und  BescbÜdiguDgen  oder  auch  nur  Unordnungen  an  den- 
aeiben  mif  grosser  Gefahr  für  das  Leben  gewöhnlich  einer 
Menge  von  Menseben  Terbnnden  sind.  Dies  bat  neuere  Sc 
G.  B.  reranlasst,  solche  Handlungen  den  gemeingefährlichen 
ähnlich  tu  behandeln.  Von  den  Schw.  Basel  und  das  fiun- 
desslrafrecbt. 

Jenes  TerordDete  VorsStz liehe  (bei  der  fiihritiflfi|«en  treten 

die  allgemeinea  Vorschriften  über  fahrt.  Eigenthamsbesehädigung 
ein)  rechtswidrige  Beschädigung,  Hemmung,  Veränderung  oder 
Unordnung  an  einer  dem  Betriebe  übergebenen  Eisenbahn  mit 
Gefahr  schwerer  Beschädigung  („wichtiger  Gefahr*')  für  Dampf- 
wagen  nad  Wagenzüge  und  die  darauf  befindlichen  Personen  oder 
Gegenstände*)  wird  bestraft;  a.  Wenn  kein  Schaden  erfolgt  ist, 
mit  Zncbth.  von  l*— 4  J. ;  b.  bei  Schaden  an  Sachen  oder  bei  Ver- 
letzung von  Personen:  Zuchlh.  oder  Kettenstr.  2.  Gr.  v.  2-8  J.  ; 
c.  bei  einer  Verlel'/.ung  von  Personen  mit  einer~Arbeitsunfähigkeit 
von  Tagen  oder  mehr,  oder  bei  Verslümmelungen:  dieselben 
Strafen  von  3~i2  J. ;  d.  wenn  der  Tod  einer  Person  erfolgt  ist: 
Kettenstr.  2.  Gr.  von  6 — 24  !• ;  e.  waren  Angestellte  der  Bahn  die 
Thäter :  facuUativ  anderthalbfache  Erhöhung  des  Maximams  der 
Strafen.  Das  Bundesstrafrecht  straft  erhebliche  Gefährdungen  von 
Personen  odor  Waaren  sowohl  auf  Eisenbahnen  als  auf  allen  zur 
Beförderung  der  Post  dienenden  Wagen  und  Schiffen :  a.  bei  Dolus 
mit  GeLy  und  wenn  Jemand  bedeutend  ▼erletst  oder  wenn  sonst 
ein  Ketrichtlidier  S«had«  entstanden  ist ,  mit  Znchth. ;  b.  bei  GnlfNi 
mit  Gef  bis  1  J.  und  Geldh.,  bei  betrachil.  Schaden  aber  mit  Gef» 
bis  3  J.  und  Geldb.  ;  c.  gegen  Angestellte  der  Post  oder  Eisen- 
bahnen ausserdem  uut  Entsetzung i  bei  Culpa  und  betracbtlicbenL 
Schaden  facultativ 


1}  St  G.  B.  Art.  922.  Vgl.  über  Tessin  ob.  207. 

2)  Also  überhaupt  Handinngen  mit  —  einer  Art  von  —  gemeiner 
Gefahr  für  Leben  sowoM  als  Eigenthoni,  in  Beziehung  auf 

den  Eisenbahnverl;ehr. 

3)  Basel  162—  164,  Bundesstrafr.  67.  68.    Nach  der  Bundesverf. 
Art.  35  übt  der  Bund  nicht  über  alle  Strassen  die  Ober- 


Digitized  by  Google 


—    662  — 


IV.  Handlungen»  dareh  wdche  die  Benotioog  der  Tele- 
grapheiiADSüiU  za  ibren  Zwecken  yerbindert  oder  zersidrt 
inrd  (Beschädigungen  der  DnhUeitungcn,  Verhinderang  der 
AngeslelUen .  u.  s.  w.)  bestraft  das  Bundesstrafr.  —  bot 
Dolos  — *  mit  Gef.  bis  1  J.  und  Geldb.,  bei  bedeutender  Vei^ 
letznng  oder  Beschädigung  aber  mit  Znchth.  bis  8  J.«  and 
gegen  Angestellte  dw  Telegraphenanstalt  ingleicb  mit  Eni- 
setsung*). 

V,  Gemeingefährliche  Vergifinng.  Der  fiegrilfist, 
obwohl  die  Quellen  schweigen,  schon  längst  von  der  Gemeinr. 
Doctrin  her?orgehoben,  und  danach  auch  yon  den  meisten 
neueren  St.  G.  B.  Auch  von  den  Schw.,  mit  Ausnahme  von 
Aargau,  Tessin,  Basel  und  Waadt  Das  Verbrechen  besteht 
in  einer  Befmischung  von  Gift  an  zum  öffentlichen  Verkehr 
bestimmten  Gegenständen  (Brunnen,  Waaren  u.  s.  w.)»  in  der 
rechtswidrigen  Absicht»  Andere  an  Leben  oder  Gesundheit 
zu  beschädigen  *),  und  mit  gemeiner  Gefahr  för  das  Leben  von 
Menschen.  Der  Thatbestand  ergibt  rieh  danach  von  selbst 
Nur  Thurgan  hebt  das  Verbrechen  auch  als  ein  fahrlässiges 
hervor. 

Die  Strafe  ist  nach  Schaffbausen  immer  Todesstr.  Nach  St. 

Gallen,  wenn  der  Tod  einer  Person  verursacht  ist,  Zuchih.  von 
20  J.  bis  lebenslang,  sonst  von  12—24  J.  Nach  den  anderen  Todes- 
strafe (Freiburg :  lebenslängl.  Zwangsarb.  oder  Zwangsverhaft), 
wenn  der  Tod  oder  ein  wesentlicher  Nachtheil  (Thurg.:  bleibender 
Schaden,  Graub. :  bleibender  Nachtheil)  an  der  Gesundheit  zöge- 
lagt  worden ;  ausserdem :  Lnsern:  Kettenstr.  von  13  J.  bis  lebensl. ; 
Thurgan:  Ztichth.  von  10  J.  bis  lebensl.;  Freiburg:  Zwangsarb. 
oder  Zwangsverh.  v.  15—20  J. ;  Graubünden:  Zuchih.  v.  3-20  J. 
Die  Strafe  der  fahrlässigen  nach  Thurgau:  Gef.,  und  wenn  Je- 
mand um  das  Leben  gekommen ;  Gef.  oder  Arbeitsh.  Thurgan 
bestraft  ausserdem  die,  in  der  Absicht  die  Thiere  Anderer  zu  be- 
schädigen oder  za  tödten  geschehene  gemeingeföhrltche  Vergiflnng 
von  Brunnen  u.  s.  w.,  mit  Arbeitsh.  oder  Zuchtb.  bis  6  J.,  wenn 
die  Thiere  getödtet  od.  beschädigt  sind ,  sonst  mit  Arbeitsh.  bis  4  J.  *). 

aufsieht  ans ;  die  Vorschr.  v.  Basel  können  daher  nieht  als 
ganz  angehoben  betrachtet  werden* 

1)  Bundesstrafr.  66.  68.   Diese  Handlungen  können  nur  meigeiit- 
lich  oder  annähernd  als  gemeingefährliche  betrachtet  werden. 

2)  Allgemein  von    boshafter Absicht,  was  aber  un/.weifelhaft 
dasselbe  bedeuten  soll ,  sprechen  :  Lazern  und  Freiburg. 

3)  Ueber  den  Begriff  von  Gift  s.  ob.  §s.  160.  170. 

4)  St.  Galt  149,  Zürich  147,  Schaffli.  107»  Im.  138»  Thorg.  117. 
US.  318,  Freib.  118,  Graub.  120. 
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TE.  VonütiKches  Verbraten  Ton  Viehsencb«!^:  Tkargm: 
4ie  Strafe  wie  xu  IV.  bei  Verjüng  gegen  Thiere  gerichtet^]. 

Vn.  Winentlicheft  gesondbeiligefSilirticbeft  Bereiten  oder 
Verbreiten  von  Waaren  zum  gemefnen  Verkehr.  £&  strafen: 

Thnrgaa:  mit  Gell  iid«r  Geldb.,  and  nach  Umständen  zeitl. 
oder  bleibender  Concessionsentziehnng;  Waadt:  Wenn  der  Tod 
oder  schwerer  Gesundheitsnachtheil  entstanden  :  Zuchth.  v.  3  Mon. 
bis  4  J.  und  Geldb.  von  200  —  1000  Fr.,  ausserdem  Zucblh.  von 
i5  Tg.  bii  10  Mon.  oder  Geldb.  von  50—600  Fr.,  im  ersten  Fall« 
inuBcr  nnd  im  aweiten  bei  RicMall  Gewerbeentaiclniag  ton  2—20, 
oder  1-tO  J.«). 


SiithenttM  |la|»ttel. 
Verbrechen  besonderer  Stände» 

€tfia  %iUL 

S.  218. 

ITwIiemerkiiiiffeii,  Beyrllf,  Thatbestand  u.  Arten. 

Unter  den  gangbaren  Einlbeilungen  der  Verbrechen  ist 
auch  die  in  besondere  (del.  propria)  und,  als  Gegensalz  der- 
selben, gemeine  Verbrechen.  Jene  sind  die,  welche  eben  nur 
Personen,  die  einem  besonderen  Stande  angehören,  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft  begehen  können.  Meist  beruhet  ihre  Her- 
Yorbebung  auf  der  Nolbwendigkeit  eines  besonderen  Schutzes 
des  öfTenllichen  Verkehrs  gegen  Beeinträchtigungen  und  lieber- 
griffe,  welchen  der  Verkehr  durch  die  Befugnisse  und  die 
Thätigkeit  solcher  Stände  in  vorzüglichem  Grade  ausgesetzt 
ist.  Sie  sind  deshalb  auch  vielfach  blos  polizeilicher  Natur; 
andererseits  aber  roeistentbeils  nur  gemeine  Verbrechen,  mit 
besonderen  härteren  Strafen  hervorgehoben.  Zu  den  beson- 
deren Verbrechen  gehören  zunächst  die  Amtsverbrechen:  die 
nur  von  Beamten  als  solchen,  also  mit  Bezug  auf  ihr  Amt, 


1)  Thurgau  3t9. 

2)  Thurgau  119,  Waadt  i'iS.  146.  Ausserdem  enthalten  die  mei- 
sten St.  6.  B.  noch  eine  Menge  von  Strafvorschriften  in  ge. 
sondbeiupolizeilicber  Bexiebvog,  betreft  des  Verkavfii  wom 
Criften,  der  Einschkppong  anateckender  KranUwiten  n.  s.  w. 
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begangen  werto  können.  In  der  Gemeinr.  Doetrin')  f»flegt 
man  drei  Arten  derselben  zn  unterscheiden:  1.  EigenÜiekc 
PienstTerbrechen:  y#rletznngen  der  Dienslfiflicht  2.  Gemeine*) 
Verbreeben  iqn  Dienst,  xu  deres  Begebung  der  Staatsdienst 
unniUelbare  Gelegenbeit  und  auch  das  zufällige  Mitlei  dar- 
bietet. 3.  Gemeine  Verbreeben  seblechthin Dem  Begriffe 
der  besonderen  Verbrechen  entspricht  diese  Eintheilang  nicbt 
Yollständig.  Zn  2.  liegen  zugleich  Amts-  und  gemeines  Ver* 
brechen  vor;  zu  3.  immer  nur  gemeine  Verbr.,  wenn  auch 
in  einzelnen  Fällen  das  Gesetz  in  der  Venibung  durch  ebes 
Beamten  eine  Qualification  erblickt  und  sie  darum  (an  dem 
Beamten]  li'arter  bestraft.  Auch  in  Beziehung  auf  die  e^ent- 
liehen  Amts-  oder  Dienstverbrechen  ist  Gemeinr.  nicht  jede 
Verletzung  der  Amtspflichten  strafbar.  Die  neueren  8t.  G.  B. 
haben  sie  dagegen  häufig attgemm  mit  Strafen  bedrohet,  auch 
häufig  die  Schw.  I.  Begriff  der  Amts-  oder  Dienstverbrechen: 
s(ran)are  VcrletzungeD  der  DienslpflicbtTOuSeite  eines  Beamten. 
II.  Thatbestand:  1.  Subject  kann  nur  ein  Beamter  sein^). 
Beamter  ist  jeder  you  der  Staatsregierung  (der  vollziehenden 
Gewalt  im  Staate]  unmittelbar  oder  mittelbar  (den  staatlichen 
Gorporationen ,  poliliscben  Gemeinden  u.  s.  w.)  als  Organ  zur 
Ausführung  der  Zwecke  des  Staates  Bestellte.  Die  Art  der 
Anstellung,  ob  namentlich  eine  definitive  oder  nur  proviso- 
rische, und  die  Dauer  derselben  sind  dabei  gleichgültig.  In 

0  Die  G«meinr.  Qaellcn  bestraften  nar  einzelne  Handlungen 
der  Beamten  als  besondere  (Amts-)  Verbrochen.  Das  Rom. 
Recht  namentlich:  1.  Das  crimen  repelundarum :  Misshrauch 
der  Amtsgewalt  zur  Bedrückung  der  Staatsgewalt  (s.  jedoch 
aach  ob.  §.  198),  mit  Einschlnss  der  Bestechung  (s.  d  f.  9.)« 
2.  Das  crim.  de  resid.,  des  indess  eis  ein  ansschliessh'ches 
besonderes  AmtsverbrechiMi  nicht  betrachtet  werden  kenn, 
indem  auch  ein  Nichtl)eauiter  durch  Vorunlreuung  des  von  ihm 
verwaltete  n  uilentiiclicn  Vermögens  sich  desselben  schuldig 
machte.  3.  Rechtswidriges  Einziehen  ülTentlicber  Abgaben. 
4.  Befireiang  von  Gefengenen.  5.  Einselne  Mi  liteir verbrechen. 
Die  P.  G.  O.  bedrohet  mit  besonderer  Streie  die  Befireiong 
von  Gefangenen  durch  Gefangnissbeamte  (ob.  §.  129). 

2)  Als  O^ensatA  zu  den  besonderen,  also  auch  mit  fiinachhua 
der  pohtischt  n  Verbrechen. 

3)  Heffter,  Lehrb.  §.  539. 

4)  Die  GrnndsitM  von  der  Tbeilnahme  werden  dadwch  nicht 
alter  irt. 


I 
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wio  fern  eise  YmUigwig  etfonMIkik  ««i,  luingl  von  VerAui^ 
swng  md  Giseti  ab.  Als  BiiiMie»beanle  werden  nidb  pon- 
tiTcr  Vomlurifl  beviiglich  der  AmtSYerbrechen  angesehen :  der 
Bmdesrath  und  dessen  MkgUeder,  die  eidgenössischen  Reprü« 
sentanlen  ond  ConinHisarien  nnd  die  Mflitairpersonen,  wddie 
in  Dienste  der  eidgenössischen  Mifitairferwaltnng  stehen. 
Thnrgaa  nnterscheidel  zwischen  Beamten  und  Bediensteten; 
unter  letzteren  werden  die  anderswo  s.  g.  Unlerheamten  ver- 
stenden.  Auch  die  anderen  Sc.  G.  B.  pflegen  gleiche  Unter- 
scheidungen aufaustellen,  aber  ohne  praktische  Folgen  daran 
zu  knüpfen.  2.  Eine  Handlung  des  Beamten,  durch  welche 
er  den  ron  ihm  übernommenen  Pflichten  seines  Amtes  zu- 
wider Yerfahrt,  und  welche  3.  mit  Strafe  vom  Gesetze  be- 
drohet ist,  4.  gleichviel,  ob  die  Handlung  zugleich  ein  ge- 
meines Verbrechen  enthält  oder  nicht;  im  ersteren  Falle  tritt 
(ideale}  Concurrenz  ein ').  Man  kann  danach  die  Unterschei- 
dung von  gemischten  und  reinen  Amts-  oder  DienstTerbrecfaen 
aufstellen.  5.  AmtsTerbrechen  können  im  Allgemeinen  vor- 
sätzlich oder  fahrlässig  begangen  werden.  Die  Erfordernisse 
des  Dolus  und  der  Culpa  ergeben  sich  von  selbst  III.  Arten. 
1.  Dienstmbrechen  (oder  Vergehen)  im  e.  S.,  und  2.  Dis- 
ciplinarvergehen  oder  Uebertretungen.  Jene,  welche  durch 
eigentliche  Strafgesetze  (in  der  Regel  die  Strafgesetzbücher) 
mit  öflentlichen,  von  dem  Strafrichter  anzuwendenden  (pein- 
lichen oder  bürgerlichen)  Strafen,  diese,  welche  durch  die 
besonderen  Dienstordnungen  mit,  von  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde') auszusprechenden  Ordnungsstrafen  bedrohet  sind. 
Materiell  besteht  der  Unterschied  gewöhnlich  darin  (er  sollte 
immer  darin  bestehen),  dass  jene  mit  irgend  einem  Rechts- 
nachlheile  für  den  Staat  oder  für  ebe  Privatperson  verbunden 
sind,  oder  eine  ehrlose  Gesinnung  an  den  Tag  legen,  wogegen 
die  anderen  blos  die  Ordnung  des  Dienstes  beeinträchtigen. 
Die  Dienslverbrechen  lassen  sich  wieder  unterscheiden  (s.  ob.) 


i)  An  aich  ist  dies  bei  den  meisten  besonders  benannten  Amts- 
verbrechen (auch  des  Gem.  R.)  der  Fall ;  sie  sind  aber  positiv 

als  selbstständige  Amtsverbrechen  mit  besonderer  Strafe  her- 
vorgehoben,  so  dass  die  Concurrenz  dadurch  iort£illt,  z.  B. 
das  criin.  repeteod.,  Sportelexzesse  u.  s.  w. 
3)  An  deren  Stelle  in  neaerer  Zeit  oft  besondere  Discipltnarbe- 
hörden  treten. 
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in  reine  und  geniscbte.  —  Hier  kommen  nur  die  feinen  ond 
gemiscbten)  Dienslyerbreclien  (nnci  Vergelten)  rar  Darstellnng. 
Wie  Gemdnr.,  so  beben  ancb  die  neueren  Sl  G.  B*  Uer 
Tielfacb  willlLiMicb  and  yerscbieden .  eine  Menge  enizeber 
Fälle  aofgestellt,  die  namenUidi  nach  den  Scbweiz.  sich  nnter 
den  Rubriken  der  nachfolgenden  Paragraphen  zosammenalellen 
lassen'). 

§.  m. 

njmtmm  wmiM  StamflNi  4er  9t.  «•  B« 

Das  richtige  Versländniss  der  Schweiz.  St.  G.  B.  ist  nur 
darch  abgesonderte  Darstellung  zu  gewinneu.  Diese  soll  hier 
je  nach  der  grösseren  Einfachheit  der  einzelnen  St.  G.  B.  er- 
folgen, mit  Ausschluss  des  besonderen  Verbrechens  der  Be- 
stechang,  das  seine  abgesonderte  Darstellung  erfordert,  s. 
unt.  §.  215. 

Im  Ganzen  das  nainliche  System,  wenn  auch  im  Einzelnen  aus- 
einandergehend, haben,  und  zwar  in  der  folgenden  Ordnung  eia- 
«nder  am  aseisteik  nfihenid ;  Zürich  *  Graabttaden,  Bnndtsstrafr., 
Thnrgatt«  Lazera,  Freihurg;  am  einfiicbsteii  sind  davoa  die  bcidea 
ersten.  1.  Vorsätzliche  reine  Amts  verbrechen*).  Strafe :  nach  Zürich 
Geldb.  bis  200  Fr. ,  facult.  mit  Gef.  und  Einstellung  (Suspension) 
im  Amte;  in  schwereren  Fällen  Gef.  mit  Geklh.  bis  2000  Fr.  und 
£ntsetzung  vom  Amte  oder  Zuchth.  bis  2  J.  Graubüoden:  Geldb., 
Enttetsang  und  Ansschlms  von  dIFentliehen  Acmte»  and  ram 
Stimmen  und  Mehren.  Bnndetttrafr. :  GeMb»;  in  folgenden  Fällen 
aber  1.  bei  Annahme  von  Vortheilen  für  amtliehe  Dienstleistangta 
(ausser  der  Bestechung,  s.  d.  f.  §.),  2.  bei  Amtsverrichtungen  aus- 
serhalb der  Coinpetenz,  3.  wenn  ein  Beamter  bei  Rechtsj^eschäf- 
ten,  deren  Unterhandlung,  Abschluss  oder  Beaufsichtigung  ihm, 
aUeitt  oder  in  Verbindiuig  mit  anderen  Beamten,  in  seiner  amt* 
liehen  Stellons  obliegt,  sich  ofien  oder  geheim,  mittelbar  oder 
unmittelbar  betheiligt,  oder  aus  denselben  einen  Gewinn  nieht, 
zugleich  Gef.,  oder,  oder  wenn  zu  1.  und  2.  der  bezogene  (an  sich 
erlaubte)  Gewinn  über  1000  Fr.  beträgt,  Zuchlh.   Xhorgaa:  fiir 


J)  Aargan  94,  Tessin  121.  13^1,/ St.  Gallen  119,  Zürich  258,  Lua. 
268,  Basel  69,  Schaffh.  72,  Thurgau  367.  3&,  Waadt  3S4  i., 
Freib.  262,  Graub.  20/| ,  Bundesstrafr.  .53.  56. 

2)  Von  ,^ Missbrauch  der  Amtsgewalt'^  zu  widerrechtlicher  Be- 
■aehtheiligung  a.  s*  w.  Anderer,  insofern  darin  kein  bestimm- 
tes anderes  Verhreehen  liegt,  sprechen  Thnrg.  ond  Gianb.» 
was  dasselbe  bedenten  solL 
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BetBte  Geldb.,  für  BMlinstcte*GeId]i.  oder  6«f.,  allefai  od«r  mit 

EiaitelluDg  oder  Botsetzung.  Ungehorsam  gegen  Vargeietzte,  so- 
fern nicht  blosser  Disciplinarfehler  vorliegt,  für  Beamte:  Geldb. 
bis  200  Fr.  oder  Verweis ;  fiir  Bedienstete  facult.  statt  Geldb.  Gef, 
bis  2  Mon. ;  bei  Rückfall  immer  Einstellung  oder  Entsetzung.  Lu- 
xem und  Freiburg :  (corr.)  in  weniger  wichtigen  Fillen  Geldb. 
20— 200  F^.  mit  Einttell.  «nf  6  Mon.  oder  6c£ ;  in  scfcwereren 
Fitten  Geldb.  bis  1600  (Freib.  600)  Fr.  undArbeiUh.  bis  2  J.^rei- 
bürg:  oder  Zachth.  bis  2  J.);  bei  harltiackigem  Ungehorsam  in 
Vollziehung  eines  Gesetzes ,  einer  o))rif^keitIichen  Verordnung 
oder  eines  richterlichen  Spruches,  Entsetz,  und  Geldb.  von  100 
hiä  iOÖO  Fr. ,  und  wenn  dednreh  dem  Staate  oder  Einzelnen  ein 
Schaden  xogefiigt,  Eineperr.  oder  Znehtli.  (Freib.  Zwangsh.  liit 
4  J.  II.  Vorsätzliche  gemischte  Amtsverbr.  *) :  Zürich:  (ideale) 
Concurrenz  reiner  Amtsverbr.  und  des  betreffenden  gemeinen  Ver- 
brechens. Graubünden  und  Thurgau:  Strafe  des  gemeinen  Verbr., 
wobei  die  amtliche  Eigenschaft  erschwer,  lernst,  ist,  nach  Tburg. 
immer  laenlt.  xngleich  EinstelL  oder  Entsetz.  Lns^rn  nnd  Frei- 
Irai^s  immer  zngleicb  Entsetz,  neben  der  Streie  dee  gMnein.  Yer^ 
brechens.  Das  Bundesstrafr.  hat  nur  für  spezielle  Fälle  besondere 
Strafvorschriften  (unten  Nr.  IV.).  III.  Fahrlässige  Amtsverbrechen 
(reine  —  insofern  sie  nicht  blos  Disciplinarvergeben  sind  —  oder 
gemischte):  Zürich;  Verweis,  Einstell,  oder  Geldb.  bis  100  Fr., 
mit  oder  ohne  Gef.  bis  3  Mon.,  bei  Rückfhll  focnh.  Entsefznng. 
Granb. :  lediglich  nach  dem  Ermessen  des  Richters.  Kudesstr. 
nur  (so  dass  in  anderen  Fällen  nur  Disciplinarstr*  eintritt)  bei  er- 
heblichem Schaden,  oder  bei  bedeutender  Störung  im  Dienste: 
Geldb.,  in  schwereren  Fällen  facult  mit  Entsety.ung.  Thurgau : 
Verweis  oder  Geldb.  bis  300  Gulden,  mit  oder  ohne  Gef.  bis  3 
'Wochen,  im  Aäckfatt  fiicnlt  Einstellnng  oder  Entsetz.  LnzeiAt 
Ordnangsstr.  bis  20  Fr.  oder  Einstdl.  auf  6  Mon.;  im  zweiten 
Rückfall  facult.  Entsetzung*).  Freiburg:  Geldb.  ron  4— 10  Fr.  od. 
Einstell,  bis  6  Mon.;  im  Rückfall  Entsetz.  Luxem  und  Freiburg 
noch  besonders:  Den  Beamten,  der  die  ihm  obliegende  Unter- 
suchung ^egen  einen  Verhafteten  länger  als  1  Mon.  (Freib. :  14  Tg.) 
^icbtwidrig  völlig  bat  mben  lassen,  trifft  Entsetz,  (neben  der 
Stralc  der  widerrechtl.  Gefangenbaitang).  IV.  Spezielle  edbetstün» 
dig^  vorsätzliche  (gemischte)  Amtsverbrecben :  Graab. :  Amtliche 
Bezeugung  einer  Unwahrheit  (insofern  sie  kein  schwereres  Verbr. 
enthält) :  Entset7..  facalt.  mit  Ausschl.  von  öffentl.  Acmtern  und 
vom  Stimmen  und  Mehren,  auch  mit  Gef.  Bundesstrafr. :  1.  Amt- 
liche Erpressnng;  2.  gewinnsüchtige  Ueberscbreitnng  von  Taxen-* 
nnd  Gebfihren-Tarilen  (Concnssion  dorcb  blosses  Fordern  oder 


1)  „Missbrauch  der  Amtsgewalt^  sagt  Graub.'^  ,;des  Amtes  oder 
Dienstes'^  Thurg.,  „zur  VerÜbung  eines  gemeinen  Verbr." 

2)  Entsetz,  kann  auch  ausgesprochen  werden  im  zweiten  Rück- 
fhll  einee  blossen  Disciplinarieblere. 
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UeberfMdm,  s.  ob.  9. IM);  3.  FreibeittWnmbaKg;  4. BeeiBtrScfa- 
tinaog  der  Bürger  iu  ihrea  bürgerlichen  Rechteai)  S,  Beeinträeli- 

tin;unf^  des  Gebiets,  der  Souveraioität ,  der  Verfassung  der  Ran- 
tone oder  der  Freiheit  des  Volks,  und  verfassunü;sniässi«er  Rechte 
der  Bürger:  Strafe;  Geldb.  oder  Cief. ,  in  den  Fällen  zu  1.  und  2, 
aber,  wenn  der  (hier  auch  an  sich  unreebtmäftsige)  Gewinn  über 
1000  Fr.  betrüfit,  statt  dea  Cef  S^ehthava;  Varletsang  des  Post* 
brief-  oder  Telegraphen -Correspondenx-Gehainmisaas  (ancb  B«r 
durch  unbefii<;te  Benachrichiioung  Dritter  von  dem  Correspon- 
diren,  insofern  also  reines  Auilsvcrbr.)  •'  Entaetz.,  in  schwereren 
Fällen  zugleich  Geldb.  oder  Gef  Luzern  und  Freiburg:  1.  Ge- 
waltthatigkeit  gegen  Personen  (falls  sie  nicht  ein  schwereres  ge- 
meines VarbrecheB  ist) :  Entielznng,  Eiosperrung  oder  Zwcbtb. 
(Freib. :  Zwangtb.).  2.  Fälschung  oder  Betrug  in  ainllicben  Hand- 
lungen: Luzern  :  Ketlenslr.  von  5—15  T. ,  Frcib.  :  Zwangsh.  von 
2 — 8  J.  3.  Untcrschlaji;uno^  oder  Vernichtung  ainllich  »«vertrauter 
Gegenstände:  Luzern :  Zuchtb.  bis  6  J. ,  bei  eiiipui  Beirage  über 
800  Fr.  KettensU.  von  5—10  J. ,  Freib. :  Zwangsh.  von  3  Mob.  bis 
6  J.  und  Geldb.  von  200—2000  Fr. ;  bei  einem  Betr.  über  iOO  Fr. 
Verdoppelung  dieser  Strafen;  nach  lieiden  indess  nur  Geidb.  tob 
100 — 800  Fr.,  wenn  Keine  gewinnsüchtige  Absicht  und  heine  Ge- 
fahr für  den  Staat  oder  einen  Drillfn  da  war.  4.  Concussif)n  durch 
blosses  Fordern  oder  Ueberf<»rdern :  Geldb.  zum  Betrage  des  zuviel 
Geforderten.  V.  Gemeine  Verbr.  (nicht  in  amtlicher  Eigenschaft 
begangen) :  Bandesstrafr. :  Bei  gemeinen  (ancb  natfirlich  polit.) 
Verbrechen  gegen  den  Bund  gilt  die  amtliche  Stellun«^  (des  BoB- 
desbeaititcn)  als  erschw.  Umst.  Andere  gemeine  Verbr.  der  Run- 
deibeaiiiien  werden  nach  den  Gesetzen  des  Kantons  bestraft,  iu 
welchem  das  Verbr.  begangen  worden  Luzern  und  Freiburg: 
Bei  jeder  Verurtheilaag  eines  Beamten  wegen  gemeinen  Vcrge* 
bens,  dessen  Strafe  —  in  eoncr.  nach  Lnzern,  zweifelhaft,  aber 
darum  dasselbe  anzunehmen  nach  Freib.  —  über  50  Fr.  Geldb. 
oder  über  Tage  Gef.  nach  sich  zieht«  facult.  zugleich  Ent- 
setzung. Vi,  Freiburg  fuhrt  noch  hesonders  (nur  nneigciillich  hu  i- 
her  gehörig)  auf:  Fortsetzung  untersagter  Amtshandlungen  oder 
Verweigerung  der  Ablieferung  auitlicher  Gegenstände  von  Seite 
eiBes  abgerufenen,  etftseizten  oder  eingestellten  Beamten:  Grf. bis 
3  Mon.  oder  Geldb.  bis  200  Fr.  —  Den  bisher  genannten  Gesetzen 
nähert  sich  am  meisten  St.  Gallen;  es  unterscheidet;  I.  Vorsätz- 
licher iMissbrauch  des  Amtes  zur  unserechten  Unlerdrückung  Au- 
derer,  aber  ohne  dass  darin  ein  gemeines  Verbrechen  oder  Ver- 


t)  Hierdurch  sind  die  correspondirenden  Sirafvnrschr.  der  Cau- 
tonal  St.  G.  B.  aufgehoben,  indem  nach  der  Bmidesverfassung 
Art.  3.3  der  Bund  das  Poslwesen  in  der  gesammlen  Eulge- 
no&senschaii  übernommen  bat  und  zugleich  die  UnverleUJich- 
keit  des  Postgeheimnisses  gewährleistet. 
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giheK  eBthalMi  ial:  C««Nrr.)  Geiab.  «od  in  ««hwcrerm  WBUm  m- 
^ekh  EiutelUng.   II.  Voniteliche  gemiMhte  AHiltvcrtredwB, 

unter  dem  Namen  «Miitbrattth  der  Amtsgewalt^  oder  „des  Amt«*. 
Strafe:  a.  Wenn  tie  gemeine  Verbrochen  i.  e.  S.  sind,  Verdop- 
pelung der  Strafe  des  {gemeinen  Verbr.;  b.  wenu  Vergehen,  Er- 
liöhnnf(  der  gen.  Strafe  um  die  Hälfte.  III.  PflicbtverBachlässigang : 
VortfitxlidiM  wie  fthrlässigrs  Unterlatf  «a  der  AviMiaBg  einer 
ABtspAieht,  mit  oder  «dwe  Nedrthell  liir  dea  Staat  odur  für  An- 
dere (also  eoHnftU  reine  als  gemischte  vortit^  «nd  fahrt.  Amtf 
▼ei brechen  nmftissend).  Strafen:  a.  Wenn  ein  gemeines  Verbr. 
i.  e.  S.  vorIie»;t,  und  entweder  Vorsat/,  da  ist  oder  der  Beamte 
die  bevorstehende  Geüahr  vorhersah  und  zugleich  hätte  abwenden 
können,  lo  wird  Bm  leine  Unterleifiing  als  Mns  sngereelinet 
nnd  er  eis  GeliiilfB  (dee  gwein.  Verfcr.)  beMreft.  b.  In  anderen 
Fällen :  bei  Vorsat/,  (auch  aus  Widerspenstigkeit) :  Geldb.  zugleich 
facult.  mit  Einstell.,  bei  Culpa  Geldb.  von  5—50  Fr.  c  Besonders 
Unterlassung  des  Verhörs  tider  der  Anzeige  an  die  Behörde. von 
Seite  eines  Beamten,  der  Jemanden  (rechtmässig)  verhaftet  hat, 
während  einea  Zetlranma  von  Uber  1*  Tg. :  Znehth.  ron  6  Moa« 
bu  2  J.  oder  Geldb.  bia  1000  Fr.  —  Die  folgenden  $t<  €k  &  heben 
nur  mehr  ainseloe  TTandlungen  hervor:  Aargan 1. Ungerechtig* 
keit  oder  sonstige  Uebertretong  der  Amtspflicht  aus  Gewinn- 
sucht: Kettenstr.  zeitl.  1.  oder  2.  Gr.  2.  Unterschlagung  amtlich 
anvertraater  Gegenstände:  Kettenstr.  anhaltend  im  1.  Gr.,  bei  Be- 
trag ron  über  400  Fr.  2.  Qr.,  immer  zugleich  mit  doppeltem  Er* 
aats.  3.  Erpresanngt  Kettenstr.  seit!.  2.  Gr.  nebst  doppeltem  Er- 
satz. 4.  VerlÜlschnng :  Kettenstr.  anhält.  1.  oder  2.  Gr.  S.  Gt» 
fahrliche  (also  vorsätzliche  und  zum  Nachlheil  Anderer)  Verletzung 
des  Amtsgeheimnisses  (ausser  deu  Fällen  des  Hoch-  oder  Landes- 
verraths) :  Zuchth.  zcitl.  im  1.  oder  2.  Gr.  6.  Widerspenstigkeit 
gegen  Vorgcfttste,  ttSmUch  bartniekignr  Ungehorsam,  wie  w.  h 
hm.  Lnnem  nnd  Frcibnrg,  aber  nnr  wenn  dadnreh  Nachtheil  oder 
Gefahr  herbeigeführt  worden :  Zuchth.  seitl.  1.  Ghr.  oder  Ketten- 
strafe zeitl.  1.  Gr.  Basel  und  Schaafhausen :  1.  Verfälschung  oder 
Betrug  in  amll.  Verhandl. :  Zuchth.  v.  1  —  12  J.  od.  Kettenstr.  2.  Gr. 
(Schafih.  Arbeitsh.  2.  Gr.  von  1  — 12  J.  und  poena  dupli).  2.  Un- 
tersehlagang  a.  amtlich  s«  verwaltender  Gegenitilnde :  Zothth. 
i«-4  J.  oder  Kettenstr.  2.  Gr.  (Sehaini.  ArbeHA,  2.  Gr.)  !<— 4  J. 
nnd  poena  dupli),  bei  einem  Betr.  über  500  Fr.  Kettenstr.  2.  Gr. 
(Schafl'h.  Arbeitsh.)  v.  3—12  J. ,  bei  Aufstellung  falscher  Rechnun- 
gen aber  mindestens  das  Doppelte  des  Minimums;  zugleich  dop- 
pelter Ersatz  des  Vernntreuten ;  b.  amtlich  anvertranter  Gegen- 
stünde:  Znchth.  (Schaffh.  Arbeitsh.  2.  Gr.)  von  i— 4  1.«  nnd  bei 
einem  Betr.  Uber  500  Fr.  Kettenstr.  2.  Gr.  (Sehaffh.  Arbeitsh. 
i.  Gr.)  von  2  —  12  J.  DL  Missbrauch  der  Amtsgewalt,  nm  eines 
nnerlanbten  Vortheils  willen,  zu.  ßrpressnngen  oder  Misaband- 


1)  Als  Verbr.  gegen  das  ofii'entl.  Zutrauen. 
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IttDgeii  s  Znebtlk  J.  {Sduflli.  Arbeittb.  bis  3  J.,  bei  einem 

Betr.  über  100  Fr.  (SebefiTh.  100  GuMeii),  Eettenstr.  2.  Gr.  9 
bis  12  J.  (SchafTh.  Arbcitsh.  1.  Gr.  v.  2—10  J.).  4.  Eigennütziges 
Fordern  oder  Ueherfordern  von  Stenern  und  anderen  Abgnben 
oder  Einkünften,  bei  einem  Betr.  über  20  Fr.  (Schaßli.  Gulden) 
Zachth.  von  i— 4  J.  (Scbafi'b.  Arbeitsb.  2.  Gr.  von  6  Mon.  bis  3  J.) ; 
bei  Betr.  itber  500  Fr.  (Sebafib.  Gld.)  Kettenstr.  2.  Gr.  t.  2—12  1. 
(Sefaaflb.  Arbeteb.  i.  Gr.  v.  2-10  J.);  bei  Betr.  bis  20  Fr.  (corr.) 
Geldb.  TOD  20—1000  Fr.  oder  Freiheitsstr.  von  3—12  Mon.,  facult. 
auch  Einstellung  von  1  —  12  Mon.  oder  Entsetzung.  Schaffb.  hat 
eine  gleiche  Vorschrift  nicht,  es  tritt  also  Concussions- ,  Betrugs- 
oder Discipl.-Strafe  ein.  5.  Widerspenstigkeit  gegen  Vorgesetzte, 
wie  bei  Aargau  Nr.  6:  Zwbtb.  (Scbaffh.  Arbeittb.)  1^4  J. 
Waa4t:  1.  Unterschlagung  oder  Vernichtung  amtlieh  anvertraoter 
Gegenstände:  Zucfath.  bis  3  J.  oder  Geldb.  bis  2000  Fr.,  zngleicb 
facult.  Entsetz.;  wenn  aber  in  Folge  einer  Bestechung.-  Zuchth. 
V.  6  Mon.  bis  6  J.  und  Geldb.  v.  /|00— 4000  Fr.,  sowie  Verlust  des 
Activbürgerr.  auf  20  J.  2.  Fälschung  (materielle  und  immater.)  in 
«■•licbeii  HandlmigeB :  Znebtb.  tob  2— 8  J.  nod  Verlost  des  A»- 
tivbirgenrecbts ;  bei  Schriften  im.  Legitimationen  (Pässen,  ür» 
Sprungszeugnissen  für  Waaren  u.  s.  w.)  aber  nar  Zuchth.  von  6 
Mon.  bis  4  J.  3.  Betrug  und  Veruntreuung  zum  Nachtheil  einer 
amtlichen  Verwaltung:  Zuchth.  v.  1  Mon  bis  6  J. ,  und  Geldb.  v, 
200—2000  Fr.,  sowie  Verlust  des  Activbürgerr.  auf  20  J.  4.  Er- 
pressung odor  betrüglicbes  Fordern  oder  Ueberfbrdern ;  Znebtb. 

4  J.  nnd  Geldb.  von  200—2000  Fr.,  so  wie  Verlust  des  Acttv- 
bürgerrechts  auf  20  J. ;  anderes  eigennütziges  Fordern  oder  Ueber« 
fordern:  Geldb.  bis  1(00  Fr.  und  facult.  Einstellung  oder  Entsetz. 
5.  Verweigerung  der  gesetzmässig  geforderten  Amtsfunctiou  :  Geld- 
busse bis  ''lOO  Fr.,  facult.  Einstellung  bis  2  J.,  im  Rückfall  facult. 
Entaotzung.  6.  Widerreebtliehes  Eindrinf^en  in  nntlieber  Etgen- 
seball  in  eine  fremde  Wohnung :  Geldb.  bis  60  Fr.  oder  Gef.  bis 
15  Tg.  7.  Vorffttlblicb  widerrechtliche  Verhaftung,  G^fangenhal- 
tung  oder  Haussuchung:  Zuchth.  v.  3  Mon.  bis  4  J.  und  Geldb. 
von  200—2000  Fr.,  sowie  Entsetz.  8.  Vorsätzlich  widerrechtliche 
Verhaftung  oder  Gefangenhaltung  durch  Beamte  der  uileutlichen 
Gewalt  (d^positaire  de  la  force  pnbUque):  Geldb.  bis  4000  Fr.  und 
laenlt  GeC  oder  Znebtb.  bis  2  J.,  aneb  faenlt  Entaetonng.  9.  Ver- 
baftnng  durch  Gerichtsdiener,  Gefängnissbeamte,  Gendarmen  oder 
andere  Beamte  der  öffentl.  Gew. ,  blos  ohne  gesetzmässigc  Auto- 
risatiou  :  Geldb.  bis  üO  Fr.  oder  Gef.  bis  15  Tg.  i  bei  emer  Frei- 
heitsberaubung über  2  Tage,  für  jeden  Tag:  Gel.  v.  5  Tg.  bis  i 
Mon.  und  Geldb.  von  5-20  Pr.$  iUier  3  Mon.:  Üaenltativ  Znebtb. 

10.  Entweiebenlassen  eines  Geluigenen  dnrcb  die  zn  9.  genannten 
Personen :  a.  vorsätzliche :  Zuchth.  v.  3  Mon.  bi.s  2  J.  nnd  Ent- 
setzung; b.  fahr! a.s.<. io;e  :  Geldb.  bis  400  Fr.  oder  (Jef.  bis  6  Mon. 

11.  Gf  waltlhatiokcit  oder  Misshandinng  durch  die  Personen  zu  9. : 
Zuchlh.  v.  15  Tg.  bis  2  J.,  von  6  Mon.  bis  8  J.,  von  2—16  J.,  je 


I 
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aaeh  totn  Schwere  (ob.  9. 173).  13.  Unxadit  arit  einer  ikmg  eat- 
liekeik  Aoliiefct  «nterworfeBeA  Fraaensperson »  oder  Begünstigviig 
von  Unzacht  denell»en  (ansier  dem  Fall  eigentlicher  Verkappe- 

lang)  durch  die  genannten  Personen  :  Zuchth.  v.  15  Tg.  bi«  10  Mon. 
13,  Nothzucht  oder  unfreiwillige  Schwächung  einer  ihrer  Aufsicht 
anvertrauten  Frauensperson  durch  die  zu  9.  genannten  Fers. :  Zuchth. 
T.  2~-16  J. ,  and  bei  erfolKtem  Tode  15—30  3,  14.  Der  FeU  m 
VL  zu  FreiboTK  oben :  Gel  bis  2  J.  oder  Geldb.  v.  100— 1000  Fr., 
anch  beide  zugleich,  ferner  Unfähigkeit  zu  öffentl.  Aemtern  auf 
1—5  J.  Tessin:  I.  Prävarication ')  (prevaricazione) :  1.  Rechtsbeu- 
gung eines  Richters ,  Staatsanwaltes  oder  jedes  anderen  gericht- 
lichen Beamten  im  strafrechtlichen  Verfahren :  a.  Zur  Verurthei- 
Imag  einet  Uneeboldigen:  wenn  ein  Toderartbeil  erleMem  wer» 
bei  desien  VoUstreekvng  Todesttr.,  enaterdem  Zwangserb.  2.  Gr. ; 
bb.  in  anderen  Fällen ,  wenn  die  erkannte  Strelie  einen  Anfang  der 
Vollstreckung  gehabt  halte:  die  erkannte,  ausserdem  die  der  er- 
kannten nächste  Strafe,  bei  Verurtheilung  zu  einer  Criminalstrafe 
zugleich  immer  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern.  Andere  Be- 
«nten,  alt  die  genennten,  die  Bnrdnreb'iilfebenmtliebe  Angaben 
bei  dem  Strafverfahren  in  gleieber  Absicht  gebändelt  haben ,  tref- 
fen dieielben  Strafen ;  falls  aber  noch  kein  Anfang  der  Vollstrek- 
fcnng  da  war,  nur  die  Versuchsstrafe,  b.  Zur  Freisprechung  eines 
Schuldigen :  bei  Criininalverbrechen  :  Unfähigkeit  zu  öfifentlichen 
Aemtern  und  Geldb.  3.-4.  Gr.;  bei  correct*  Vergehen:  £tusteU. 
and  Geldb.  1.— 2.  Gr.  Friedenariebter  nnd  mit  der  Loealpolizei 
beauftragte  Poliaeibeamle,  die  in  gleicher  Absiebt  die  Anzeige 
von  Verbrechen  unterlassen,  trifft.  Geldb.  2.  Gr.,  und  bei  Crimi- 
nalverhrechen  zugleich  Einstell.  1.  Gr.  2.  Rechtsbeugung  in  Civil- 
prozessen,  bei  Sachen  über  den  Personenstand  oder  iiber  einen 
Werth  von  mehr  als  500  Fr. :  Unfähigkeit  zu  Aemtern  und  Geldb. 
3^-4.  Gr. ;  bei  geringeren  Sacben :  EineleE  nnd  Geldb.  2.-3.  Gr. 
3.  In  Folge  von  Bestechung  oder  sonst  aus  Eigennutz ,  oder  ans 
irgend  einer  anderen  bösen  Absicht  unterlassene  Ausübung  der 
Amtspflicht  von  Seite  irgend  eines  öffentlichen  Beamten  :  Einstell, 
und  Geldb.  2.-3.  Gr.  4.  Passive  Bestechung  zum  Zwecke  pflicht- 
nuiMiger  Amtaauanbung:  Strafe  wie  zu  3.  5.  Hinterher  geschehene 
Annabme  von  Gesebenken  filrpfliebtnijiMige  Antfanafilrang;  Ver^ 
w^is  und  Geldb.  1.— 2.  Gr.  6.  Active  Bertecbnng  (»ebinnque  fii' 
prevaricare^) ,  d.  h.  Verleitung  des  Beamten  zn  einer  der  vorher^ 
genannten  Handlungen ,  wird  bestraft  wie  die  Prävarication  des 
Beamten  selbst ;  wenn  aber  die  Handlung ,  zu  welcher  verleitet 
worden t  an  sich  nicht  pflichtwidrig  war,  oder  bei  blossem  Ver- 
anebe, tritt  Geldb.  2.  Gr«  nnd  Verweit  ein.  7.  Der  RiiekfiiU  ziebt 


i)  An  die  Rom.  oder  Gemeinr.  Bedeutung  des  Wortea  PkSvari^ 

cation  darf  hier  nicht  gedacht  werden;  ein  anderes  entspre- 
chendes Wort,  um  alles  zn  bezeichnen,  was  das  Gesetz 
meint,  fand  der  Verf.  nicht. 
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iniltter  Verlast  d«i  Acttvbfirgerr. ,  so  wie  den  höchslen  Grad  der 
GeMb.  Mcli  ticli.  II.  Erprcsaong  (^fionenanüntl^h  1«  toeh  Ihro- 
boDgen  oder  Gewalt :  Verlust  dM  Activbürgerr.  und  Geldb.  S.  6r.$ 
2.  durch  blosses  Fordern :  a.  eines  Privatdarlehns :  Einstell.  1. 
nnd  Geldb.  2.  Gr.,  b.  von  Sportein,  Taxen  u.  s.  w. :  Verweis  und 
Geldb.  2.  Gr. ,  gegen  einen  £xecutor  aber  1.  Gr.  III.  Unerlaubter 
Handel  (Mtraffico  ilkcito*) :  Versprechen  oder  Vergeben  eines  Am- 
tes oder  Votum»  Sit  irgend  einen  VermögeiiSTortbeil :  Binsieilnng 
«od  Creldb.  2.  Gr.;  dieselbe  Strafe  trifft  den  Käufer  oder  Be- 
werber. IV.  Missbrauch  der  öffentlichen  Aatorität,in  allen  Fällen, 
in  sofern  damit  kein  schwereres  gemeines  Verbrechen  verbanden 
ist:  1.  Gewaltsame  Verhinderung  der  Vollziehung  der  Gesetze, 
Verordnongea  oder  Befehle  der  Staatsbehörden  oder  der  Gerichte 
oder  Poliiei  dnrch  Missbraneh  des  AaMsrnsehoiis :  Zwangsarbeit 
1.  Gr.  2.  ^lisshandlnng  dnrch  Missbraneh  der  Amtsgewalt :  a.  bei 
erfolgtem  Tode:  Todesstr. ,  b.  bei  geringeren  Körperverletzungen: 
deren  gewöhnliche  Strafe,  c,  bei  anderer  Eigenmacht:  Verweis 
nnd  Geldb.  1.— 2.  Gr.  3.  Unterschlagung  von ,  einem  Gefangenen 
abgenommenen  Sacheo  t  Gef.  i.— 2.  Gr.  4.  Eigenmacht  od.  Bedra- 
hang  von  Seite  Gefiingnissbeamtcr  gegen  Gefangenes  Gef.  I*  Gr. 
nnd  Verweis.  5.  Annahme  eiacs  Gelangenen  ohne  die  vorschrifts. 
massige  Autorisation ,  oder  unberechtigte  Verlängerung  der  Haft 
von  Seite  derselben  Personen :  Verw.  und  Gef.  6.  Vorschriftswi- 
drige günstige  Behandlungeines  Gefangenen  dnrch  dieselben :  GeL 
1.  und  Geldb.  1.-2.  Gr.  7.  Missbraneh  amtlich  anYertrauter  Sie* 
gel,  Papiere  oder  anderer  Gegenstände  xnm  Nachthefle  des  Pabli* 
knms  oder  Dritter:  Verw.  und  Geldb.  1.— 3.  Gr.  8.  Verfälschung, 
Unterschlagung  oder  Vernichtung  solcher  Gegenstände :  Gef.  3.  bis 
4.  Gr.;  bei  schwerer  Fahrlässigkeit:  Gef.  1.  Gr.  9.  V>rlet7.ung  des 
Amtsgeheimnisses :  Einstell.  1.— 3.  Gr.  V.  Vorschriftswidrige  Un- 
terlassung von  Amtshandlungen :  1.  Ueberhaupt  aus  schwerer  Culpa 
(bei  geringer  treten  Discipl.  Str.  ein):  Verweis  nnd  GreMb.  1.  bis 
3  Gr.  y  in  schwereren  Fällen :  Unlühigkeit  zu  öffentl.  Aemtem  wmä 
Geldb.  4.  Gr.  2.  Rechtsverweigerung  oder  Verzögerung  von  Seite 
eines  Richters:  Verweis,  beim  ersten  Rückfall:  Einstellung  1.  und 
Geldb.  2.  Gr.  VI.  Fortsetzung  der  Amtshandlungen  1.  von  Seite 
eines  entsetzten,  suspendirten  oder  für  unfähig  erklärten  Beamten: 
Gef.  i.  Gt. ;  2.  vo»  Seite  eines  ^iescirtens  Einstellung  1.  Gr. 
passiven  Wahlrechte.  VII.  Entweiehenlassen  von  Verhafteten  od. 
Verurtbeilten :  l.  Doloses :  a.  eines  Beschuldigten  oder  Verurtheil- 
ten  wegen  eines  den  Tod  oder  lebenslängliche  Freiheilsslr.  nach 
sich  ziehenden  \  erhr.  :  Zwangsarb.  2.  Gr. ;  b.  wegen  eines  anderen 
Criminalverbr. :  Zwaiigsarb.  1.  Gr. ;  c.  wegen  eines  corr.  Verg. ; 
Gef.  i«^2.  Gr.  2.  Gnipose:  Verweis  mit  oder  ohne  Geldb.  !• 
bis  2.  Gr.O. 


J)  Zürich  2.58  —  262,  Graub.  204  —  207  ,  Bundesstrafr.  53  —  5.5.  57. 
58.  75,  Thurg.  367—370.  375—377,  Lua.  268—27«.  280.  285  (die 
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Das  CSem.  R.  hat  das  Verbrecl^eD  der  BestechuDg  aus  dann  i 
Rom.  Reehl  heräbergeDonuneo  und  wdter  ausgebildet  Hie  ' 
1.  JuUa  repetendaram  bestraft  dort  ak  crim.  repot  jedän  Miss* 
brauch  der  Amtsgewalt  nir  Erlangvog  eines  unrechtmassigeii 
Vorlheils  und  die  Beslecfaong  der  Magistrate  u.  s.  w.  L  BegriE 
Bestechung  (crim.  barratariae,  corraplionis  offidalinm)  ist  Ge- 
meinrechtlich das  Torsätzlicbe  rechtswidrige  ADnefamen  eines 
rechtlich  Dicht  msteheoden  Vortheils,  Ton  Seite  eines  Beam- 
ten ,  für  die  künftige  Vornahme  oder  Unterlassang  emer  Amts- 
handlung. Nach  den  meisten  St.  G.  B.  kommt  fu  dem  An- 
nehmen auch  das  sich  versprechen  Lassen,  nach  einigen  Deotaeh. 
schon  das  blosse  Fordern  hinm  II.  Xbatbestand:  1.  Als 
Snbject  ein  Beamter 2.  Annahme')  oder  —  mit  Ausnahme 
Ton  Waadt  und  Freiburg  —  sich  versprechen  Lassen  3.  eines 
Vortheils  irgend  einer  Art,  nicht  blos  VermögensTortheils  — 
jedoch  sprechen  ausdrücklich  auch  tob  anderen  ab  Ver- 
mögensvortheilen nur  Zürich,  Lnzern  und  Bnndesstnfr. 

4.  auf  welchen  der  Beamte  keinen  begründeten  Anspruch  hat; 

5.  in  Beziehung  auf  eine  Amtshandlung,  und  zwar  6.  zum 
Zweck  der  künftigen  Vornahme  oder  Unterlassung 
derselben;  nur  Tessin,  St.  Gallen  und  Luzern  ziehen  auch 
die  Annahme  eines  Vortheils  für  bereits  früher  Torgenommene 
Amtshandlongen  hierher');  7.  im  Uebrigen  gleichviel,  oh  die 

fS.  271.  273.  27«  wiederholen  nur  die  Vorschriften  ilber  ge- 
meine Verbr.),  Corr.  G.  161  —  165,  Freib.  262  —  273.  275.  276. 
451-457,  St.  Gallen  119.  120.  123.  124,  Corr.  G.  38-/i2,  Aar- 
gau 94.  98  —  104,  Basel  69  —  71.  76.  77,  Corr.  G.  33,  Schaffh. 
72-74.  76-79,  Waadt  334 —359 .  Tessin  121-149;  vgl.  über 
Tessin  zo^leieh  ob.  |.  201  hiBsichtlich  der  Fälschungen  dorek 
Beamte. 

J)  Ueber  die  anderen  Personen,  die  das  Bondesstrafir.  nnd  Thor- 

gau  aufführen ,  s.  d.  f.  9. 

2)  Unmittelbar  oder  mittelbar,  z.  B.  wa.s  Waadt,  Freibarg  und 
Buudesstrafr.  ausdrücklieb  auffübi-en,  durch  sich  Betheiligen 
oder  sich  betheiligen  Lassen  bei  Unternehmuigen  n.  s.  w. ,  die 
unter  der  Anüuebt  n.  s.  w.  des  betreffenden  Beamten  stehen. 

3)  Zweifelhaft  sind  Waadt  und  Freib.,  welche  allgemein  spre» 
eben :  „bei  Anlass  der  Amtsverrichtongen  oder  in  Bczi^  aaf 

,  dieselben.^ 
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Amtshandlung  eine  gesetzliche  oder  gesetzwidrige,  pflichtmas- 
sige  oder  pflichtwidrige  w^ar ;  Aargau,  Basel,  Schaflhausen 
fordern  aber  eine  Pflichtwidrigkeit  des  Handelns  oder  Unter- 
lassens, oder  aber  das  Verkaufen  der  Stimme,  wobei  natür- 
lich eine  Pflichtwidrigkeit,  vermöge  der  nicht  festzustellenden 
inneren  Ueberzeugung,  nicht  in  Betracht  kommen  kann.  8. 
Dolus  :  Bewusstsein  der  rechtlichen  Unzuständigkeil  des  Vor- 
iheils  und  Beziehung  desselben  auf  die  amtliche  Handlung 
oder  Unterlassung.  9.  Vollendet  ist  das  Verbrechen  durch  die 
Annahme  des  Vorlheils,  beziehungsweise  des  Versprechens. 
10.  Eine  (Mgenthünili(  lie  Sleilung  hei  diesem  Verbrechen  nimmt 
der  Huslechende  ein.  GenuMrir.  gilt  er  als  s.  g.  Miturheber 
(man  spricht  in  Beziehung  aui  ihn  von  „activer  Bestechung"); 
sein  V^erhrechen  besteht  in  dem  Geben,  beziehungsweise  Ver- 
sprechen (nicht  schon  blossem  Anideten)  des  Vortheils.  So 
auch  nach  den  meisten  S(.  G.  B.,  von  denen  des  Bestechenden 
nicht  ausdrücklich  erwähnen:  Aargau,  St.  Gallen,  Waadt. 

III.  Strafe.  Aargau :  Kettenstr.  zeiü.  1.  —  2.  Gr.  und  poena 
ddpli  des  Vortheils.  Tessin  (s.  den  v.  §.).  Sl  Gallen :  1.  Ohne 
Pflichtwidru;keit:  Entsetz.  2.  Mit  derselben:  GrnndsStze  der  idealen 
Concurrenz.  Zürich  :  A.  Des  Bestochenen:  1.  Zu  1.  v.  St.  Gallen: 
Geldb.  V.  30—800  Fr.,  in  schwereren  Fallen  zugl.  Gef.  bis  2  Mon. 
2.  Zu  2.  von  St.  Gallen  wie  dort.  B.  Des  Besiechenden:  1.  Zu  1. 
▼on  St.  Gallen :  Geldb.  v.  10—200  Fr. ,  in  schwereren  Fällen  zuol. 
Gef.  bis  2  Wochen.  Luzern  und  Fretburg:  Entsetz,  und  (auch  fiir 
den  Bestechenden  schon  beim  Versuch)  Greldb.  von  100—1200  (Frei- 
barg 1000)  Fr.  Bei  Pflichtwidrigkeit  ideale  Gonc.  Basel:  poena 
dupli  und  Zuchth.  v.  1—6,  wenn  aber  ein  Eid  verletzt  war,  von 
2 — 9  J.  Den  Hostechenden  trifft  corr.  Freiheitsstr.  v.  l'j  T<t.  bis 
12  Mon.  oder  (ieldb.  von  .50— 5v)0  Fr.  Schaübausen  :  Arheitsh.  v. 
1 — 6  J.  und  poena  dupli;  für  den  Bestechenden,  aber  nur  bei  Be- 
stechung zu  einer  Pflichtverletzung :  Zuchth.  oder  Gef.  14  Tg. 
bis  5  Mon.  oder  Geldb.  v.  25—200  Gld. ;  ausserdem  facult.  EinstelU 
im  Aciivbürgerr,  auf  1—2  J.  Thurgau:  Geldb.  bis  200  Gld.  oder 
Gef.  bis  3  "Mon.,  bei  RücUfall  Emst,  oder  Ents. ;  bei  Pflichlver- 
Iet7>unv^  ideale  Gonc.  ;  gegen  den  Bestechenden  (schon  bei  Anbieten) 
Geldb.  oder  Gef.  bis  3  Mou.  Waadt:  Geldb.  v.  50-1000  Fr- zugl. 
lacolt.  mit  Einst,  auf  1  J.  oder  Ents.  Bei  Pflichtverletzung  ideale 
Gonc.  Graubündea:  A.  Des  Bestochenen:  1.  Bei  wirklicher  Vor- 
nahme oder  Unterlassung  der  Handlung:  Geldb.  bis  300  Gld.  und 
Ents.,  Auwleich  facult.  zeitl.  Ausschluss  von  öffenll  Aemtern  und 
vom  Stimmen  und  Mehren;  in  schwereren  Fällen  ferner  zugleich 
facult.  Gef.  bis  i  J.  >).   2.  Ausserdem  Geldb.  bis  100  Gld.  und  Enl- 

1)  Bei  schwereren  Amtsverbr.  selbstredend  ideale  Gonc. 
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■etxmig,  xQgleieh  ftenlt.  AnsschL  tob  «iffentL  AeaMern.  B.  Des 
Begteelwiidett :  Geldb,  bis  100  Gld.  und  facolt.  Ansschl«  Ton  öffentL 

Aemtern  und  vom  Stunmen  und  Mehren  bis  2  J.  Bundesstrafr.  s 
Des  Bestochenen  wie  des  Bestechendens  Gef.  nnd  Geldb.;  bei 
Ffiichtverietzong  ideale  Conc**). 

Jf««oM<frrr  Fier^MoJbMt  el0r  Mti^giMtw  •■KtgiW 

216* 

Die  neuere  Slrafgcselzgebung  gefäill  sieb,  oft  auf  absolutis- 
tisch-polizeilichem Standpunkte,  darin,  immer  mehr  und  mehr 
besondere  Verbrechen  —  meist  Vergehen  —  einzelner  Stände 
zu  schaffen,  wobei  der  Schutz  des  öffentlichen  Verkehrs  (ob. 
§.  213.)  nur  zu  oft  zum  blossen  Vorwande  dient.  Die  Schw. 
St.  G.  ß.  beobachten  hierin  im  Ganzen  grosse  Miissiü^ung, 
festhaltend  an  dem  Standpunkte  einer  nothwendigen  ßeschüz- 
zuog  des  Verkehrs.  Die  besonderen  Verbrechen  (i.  w.  S.) 
derselben  bezüglich  anderer  Stände,  als  des  IJcamtenstandos, 
sind  hauptsächlich  von  zweierlei  Art :  1.  Besondere  Hand- 
lungen von  Personen ,  deren  Stellung  der  der  öffenllichcn 
Beamten  sehr  nahe  sieht :  Advocaten,  Notarien  u.  s.  w.  2.  Oder 
sie  sind  lediglich  polizeilicher  Natur.  Die  der  letzteren  Art 
gehören  entweder  den  blossen  Polizeiüberlretungeii  an ,  oder 
sie  sind  hei  den  einzelnen  Verbrechensgattungen,  auf  welche 
sie  sich  beziehen,  bereits  dargestellt.  Es  sind  hier  daher  nur 
die  zu  1.  bezeichneleo  2U  erwähnen.  Darüber  eulhalleu  nur 
Vorschriften : 

Luxem  und  Freiburg :  Aer/,tc ,  Wundärzte  und  andere  Ge- 
sundheitsbeamte'),  welche,  um  Jemandea  zu  begünstigea ,  ein  fal- 
iclie»  gerandhtitlieltet  Zeagnits  aiiMtellen,  trUh  Geldb.  v.  50  bis 
100  Vr,  oder  angem.  Gcf.  Bösel  «nd  Schtffh.«  Bio  Ymefarifteii 
über  Beamtenverbrechen  gelten  auch  (Basel)  für  Notarien  nndpa^ 
tentirte  Schuldboteaf),  (ächoflli.  fdr  dieieniften,  düc  von  Behörden  « 

1)  Aargau  95  -  97,  Tessiu  126.  127,  St.  Gallen  .121.  122,  Zürich 
202—264,  Los.  279,  Basal  72—75,  Cm.  6.  38,  Sctaaffh.7&70» 
Corr.  G.  29,  Thurg.  371-374,  WaadtSSO,  Freib.  274,  Graiib. 

77.  78,  Bundesstrafr.  56. 

2)  Beamte  im  uneigentl.  S. 

3}  Der  Zusatz  und  „alle  Angestellten  bei  öffentl.  Behörden  und 
deren  Vicarien'\  triilt  aber  nur  Beamte. 
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«rinScbtigt  sind,  F^ivatpertonen  vor  Gericht  zvt  vertreten  nnd 
deren  Stellvertreter.  Thnr^nt  1.  Dieselbe  Vorschrift  fiii'  »Per^ 
sonen,  welche  obrigkeitlich  zum  Dienste  des  Publicums  für  be- 
sondere Geschäfte  ermächtigt,  und  deshalb  mittelst  Eides  oder 
Handgelühdes  in  Pflicht  genommen  sind  *  An  die  Stelle  der  Einst, 
oder  Ents.  tritt  bei  ihnen  zeitl.  oder  bleibende  Entziehung  der  Be- 
rechtigung. 2*  Unredliches  Handeln  der  Rechtsanwälte  xegen  ihre 
Parteien  ( Prävarication  ) :  Gef.  oder  Gkldb*  mit  zeitL  od.  bleib. 
Entziehung  der  Praxis.  3.  Gesetzwidrige  Ausübung  der  ärztlichen 
Kunst  von  Seite  der  Aer/fc,  Apotheker  oder  Hebeammen,  wenn 
ein  erheblicher  Schade  entstand  :  Entziehung  der  Berechtigung. 
Bundesslrafi*. :  Passive  wie  active  Bestechung  eines  für  den  Zweck 
der  Bnndesrechtspflege  einberufenen  Geschworenen  oder  Zeogen 
in  solcher  Eigenschaft  wird  bestraft  wie  die  Bestechung  eines  Be-  . 
amten^. 


Polizeiubertretungen. 

Polizeiäbertretungcn,  aoch  PolizeiTergehen  (zu  den  Ver- 
breeben im  weit  S.  gehörig) ,  sind  überbaopt  Handlungen, 
welche  wegen  ihrer  Gefährdung  des  allgemeinen  Wohles 
mit  Strafe  bedrohet  sind  *).  Die  Strafandrohung  hat  also  hier 
ganz  besonders  den  Zweck,  Beschädigungen  und  Rechtsver- 
letzungen rorzubeugen.  Die  Quellen  des  Gemeinen  Rechts 
kennen  deren  für  die  heutige  Anwendung  im  Ganzen  wenige. 
Auch  die  Doclrin  befasst  sich  deshalb  nur  wenig  mit  ihnen. 
Für  die  Praxis  sind  sie  meist  durch  Particulanrorschriflen 
bestimmt.  Von  den  neueren  St.  G.  Büchern  haben  mehrere 
einen  besonderen  Polizeistrafcodez*  Keiner  derselben  ist  iiH 
dess  erschöpfend,  indem  daneben  immer  noch  eine  Menge 
einzebier  Local-  oder  Proyinzial-PolizelTorschriften  bestehen 
und  zum  Theil  fortwährend  erlassen  werden.  So  namentlich 


1)  Vgl.  Peiol.  G.  O.  Art.  115;  s.  ob.  H.  201.  206. 

2)  Im.  Görv.  G.  108,  Freib.  396,  Basel  78,  Schaffh.  80,  Thorg. 
37S-380«  Bnndesstrafr.  56. 

3)  Es  gibt  freilich  manche  positive  Ausnahmen,  B.  wo  der  ge- 
ringfügige Diebstahl  ausdrücklich  für  eine  Folixeiühcrtretang 
erklart  wird. 
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auch  nach  den  Schweizer.  St.  G.  Büchern  (ob.  34,  vergl. 
auch  §§.  10—21)  —  Nach  dem  Bemerkten  kann  eine  spe- 
zielle Darstellung  der  Lehre  TOD  den  Polizeiübertretungen 
nach  den  Schw.  SU  G.  B.  hier  ein  erhebliches  wissenschaft- 
liches, oder  auch  nur  praktisches  Interesse  nicht  darbieten'). 
Es  muss  daher  eine  kurze  Darlegung  der  allgemeinen  Grund- 
sät/e  genügen  :  I.  Die  allgemeinen  Grundsätze  von  Verbrechen 
überhaupt  gelten  auch  für  die  Pol.  Uebertr.,  sofern  nicht  die 
Natur  der  letzteren  nothwendig  eine  Ausnahme  bedingt,  also 
namentlich  in  BelrofT  des  möglichen  Subjects,  der  Zurech- 
nung, des  Dolus  und  dor  Culpa;  doch  wird  in  der  Regel  kein 
grundsatzlicher  Unterschied  zwischen  dolosen  und  culposen 
Pol.  Ueberlretungen  gemnchl,  das  blosse  Factum  der  lieber- 
tretung  soll  zur  Anwendung  der  Strafe  genügen Abwei- 
chungen finden  satt:  1.  In  der  Regel  werden  nur  im  Inlande 
begangene  Pol.  Ueb.  bestraft.  2.  In  der  Regel  nicht  die  Theii- 
nahme,  sondern  nur  die  eigentliche  Tbäterschaft.  3.  Einen 
strafbaren  Versuch  der  Pol.  Ueb.  gibt  es  nicht.  4.  Die  mil- 
deren Grundsätze  der  realen  Concurrenz,  aber  auch  die  här- 
teren des  Rückfalls  tn  lien  in  der  Regel  nicht.  IT.  Die  Polizei- 
strafarten fallen  auch  dort,  wo  besondere  Pol.  Straf.  G.  B. 
bestehen,  im  Ganzen  mit  den  (gelinderen)  correctionelien  Straf- 
arten zusammen  (s.  ob.  §.  87).  III.  Dio  Pol.  St.  G.  Bücher 
stellen  meist  besondere  Classificationen  der  einzelnen  Pol.  Ueb. 
auf  (s.  ob.  §§.  12.  19.),  die  sich  freilich  meist  den  herge- 
brachten Classificationen  der  Verbrechen  überhaupt  anschlies- 
send mancbmal  aber  im  Einzelnen  ^emlicb  ^Ikürlich  sind. 


1)  Nach  einzelnen  Sf.  (r.  R.  werden  auch  die  Polizeistrafen  aus- 
gesprochen auf  Cirund  ihrer  Strafvorschrift  für  den  Ungehor- 
sam gegen  amtliche  V'er Ordnungen  und  Verfügungen. 
Vidfacli  sind  «ach  di«  betreffenden  Vorschriften  über  ein- 
zelne Pol.  Uebertr.  in  der  betreffenden  Lehre  bereits  oben 
mitgetheilt  worden. 

3)  So  auch  erkannt  vom  Oh.  Ger.  Zürich,  Scbaub.  XVII«  301. 
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Seite  2  Zeile  4  t.  unten  anstatt  m.  lies  II. 

S.  33  sa  Z.  3  V.  u. :  Eine  Menge  von  Bestimmangen  des  (Tes* 

siner)  Strafgesetzbuchs  worden  durch  Ges.  v.  19.  December  1822 
abgeändert,  durch  Ges.  v.  19.  Juni  1837  aber  wicderhert^estelU. 

S.  74  zu  Z.  5  V.  u. :  Durch  Ges.  v.  22.  Mai  1832  sind  (fiir  Tes- 
sin)  spezielle  Vorschriften  über  die  Bestrafung  sowohl  der  In« 
linder  als  der  Auslinder,  lieides  fiir  im  Aaslande  begangene  Ver^ 
brechen,  erlassen.  I.  Inländer  werden  bestraft:  1.  auf  begriindete 
Ansteige  der  answürtigen  Behörde  für  Angriffe  auf  öffentlicher 
Strasse  oder  im  Hanse ;  vorsätzliche  Todtung  und  Kindermord ; 
gewaltsame  Entführung;  Raub;  gewaltsamen  Diebstahl;  ausge- 
zeichneten Diebstahl  unter  (näher  bezeichneten)  erschwerenden 
Umstanden ;  2.  ausserdem  nur  auf  eine  förmliche  Dennneiation  des 
Terletsten.  Die  Strafe  ist  immer  die  des  Tessiner  Stra^esetzes; 
doch  tritt  anstatt  einer  Todesstrafe  nur  Eisenstrafe  auf  Lebenszeit 
ein,  und  bei  dem  Vorhandensein  mehrerer  mildernder  Umstände 
auf  10  —  20  J.  II.  Auslander  werden  der  auswäi  tij^en  Behörde  auf 
deren  Verlangen  ausgeliefert,  bei  demnächsliger  Rückkekr  aber  — 
ialls  sie  nicht  im  Anstände  bestraft  oder  freigesprochen  sein  soll- 
ten ~  wie  Inländer  bestraft. 

S.  107  zu  Z.  6  V.  n«  Tessin  hat  im  Art.  241  noch  die  spezielle 
Vorschrift,  dass,  wenn  Jemand  im  Zustande  einer  vorsätzlichen 
Trunkenheit  (ubbriachezza  volontaria)  ein  V^erbrechen  begangen 
bat,  ihn  die  ordentliche  Strafe  dieses  Verbrechens,  aber  um  einen 
Grad  niedriger ,  treffen  soll ;  wenn  er  sich  in  jenen  Znstand  aber 
absichtlich,  um  das  Verbrechen  zn  begehen,  versetzt  hat,  so  soll 
dies  als  ein  erschwerender  Umstand  dsr  ordentlichen  Strafe  er- 
achtet werden. 

S.  310  Z.  10  V.  u.  anstatt  Strafe  lies  Gnade. 

S.  411  erste  Zeile  v.  ob.  ist  statt  V.  zu  lesen  IV.,  und  sind 
•nch  so  weiter  bis  anl  Seite  414  die  2Sablen  VL  bis  XV.  entspre- 
chend zn  ändern. 

S.  447  zn  Z.  8.  Bemerkens-  und  beherzignngswerth  ist,  was 
in  den  Motiven  zu  dem  Entwürfe  des  St.  G.  B.  von  Waadt  in 
Betreli  der  Uebergehung  des  Incestes  und  der  widernatiirlichen 
Unzucht  gesagt  ist  (S.  65):  ^^Le  projet  de  Code  se  tait  sur  Tin- 
ceste  et  snr  ces  ddlits  contre  natnre,  qoi  sontrdprim^s  dans  quel- 
ques Idgislatioas.  II  a  parn  qne  ccs  ddlits  dtaient  heoreoscment 
trop  rares  chez  nons  ponr  qn'ils  dassent  trouver  place  dans  le  pro- 
jet de  Code ,  et  leur  poursuite  präsente  tant  de  difficnlttfs  de  tont 
genre,  que  mieux  vaut  les  laisser  dans  s'obscnrit^.^ 

S.  474  SU  Z.  21  8.  den  vor.  Zusatz. 

S.  587  Z.  €  anst.  aber  lies  oder. 
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Aargau,  Strafgesetzbach  von  2(L 
Abbitte  2ML 
Aberration  114. 

Abfassung  der  Strafgesetze  6L 
Abolition  ML 
Absicht  13ä. 

Abtreibung  der  Leibesfrucht  &ASL 
Actiones  liberae  in  causa  i06  u. 

Zusätze. 
Affecl  m 

Alter,  Jugendliches,  92« 
Amtsaninassung  406. 
Aintsehre,  Verletzung  ders.  Sil  f. 
Amtserschleichung  A06- 
Amtsverbrechen  u.  Vergehen  fifii. 
Analogie  82. 

Androhung  der  Strafe  iJL 
Animos  injuriandi 
Ankauf  gestohlener  Sachen  612. 
Anreizung  zu  Verbr.  und  Verg. 

8.  Anstifter. 
Anschuldigung,  falsche,  4S2. 
Anstifter  202  f. 

Anwälte,  deren  Vergehen,  676. 

Anzeige,  unterlassene,  von  Ge- 
burten und  von  Tödtung  412. 

—  der  Aerzte  u.  Hebammen  das. 

Anzeige  von  Verbr.,  Unterlas- 
sung ders.  als  Begünstig.  226« 

Apotheker 

Arbeitshausstrafe  2M  f. 

Arbeitsscheu  4i4. 

Arrest,  Brechen  des  angelegten, 

413. 
Arzt  Olfi. 
Attakke  Mä< 
Auflauf  m  f. 
Aufruhr  f. 


Aufsammeln  von  Waffen  u.  Mu- 
nition, a.  Waffen. 

Ausland  72.  74  und  Znsätze. 

Auslander  wegen  Verbr.  TA  and 
Zusätze. 

Auslegung  der  Strafgesetze  8(L 

Ausschliessung  der  Strafe  2£i5  f. 

Aussetzung  hülfloser  Personen 
5M  f. 


Bande        223  f . 
Bankerott 
Bannbruch  409. 
Barattariae  er.  673. 
Basel,  Strafgesetzbuch  von,  28. 
Beamte,  deren  Verbrechen,  üMf. 
Bedrohung  5&Ü.  f.,  s.  auch  Er- 
pressung. 
Befehl  IM. 

Befreiung  von  Gefangenen  3S&  f, 

Begnadigung  f. 

Begünstigung  eines  Verbr.  oder 
Verg.  IM.  225  f. 

Beihülfe,  s.  Gehülfe. 

Bekanntmachung  d.  Strafges.  67^ 
der  Strafurtheile  271. 

Bestechung  673. 

Betrug  M2  f.  Arten  020  f. 

Bettelei  411.  ß2L 

Bewaffneter  Diebstahl  603. 

Bigamie  442.. 

Blasphemie  422. 

Blödsinn  102. 

Brandmarkung  260. 

Brandstiftung  MB  f. 

Briefgeheimniss,  Verletzung  des- 
selben Ü2A. 

Bundesstrafrecht  der  Schweiz  iL 

Busse  il  f. 
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€. 

Carolina  L  L  s.  Peinl.  Ger.  O. 
Classilication  der  Verbrechen  323. 
Collisiou  der  Gesetze  6^^ 
Coinplott  m.  2ia  f . 
Gouat,  s.  Versuch. 
Concubiuat  452. 

Concurrenz  der  Strafen  und  Ver- 
brechen, s.  Zusaminentreflen. 
Concussion  610. 
Gonfiscation 
Gonsuln  11^ 

Corporalionen  als  Subject  von 

Verbrechen  ÜIL 
Gulpa  lüi  f. 

JD. 

Deportation  21^ 
Desueludu  SIL 
Diebstahl  SM  f. 

—  Arten  desselben  äaü  f. 

—  in  bewohnten  Gebäuden  fifML 
Dienstverbrechen  M5  f. 
Disciplinarvergchen  665. 
Dolus  m  f. 

Dreitheilung  der  strafb.  Hand- 
lungen fil* 

Drohung  121  f. .  gefahrliche  Dro- 
hungen I2M  f. ,  siehe  ausserdem 
Gewalt  und  vis. 

Duell,  s.  Zweikampf. 

£. 

Ehebruch  iM. 
Ehrenerklärung  2fi(L 
Ehrenstrafen  2il  f.    Reine  Eh- 
renstrafen 2iii  f. 
Ehrlosigkeit  2^  f. 

CT 

Ehrverletzungen  aM  f. 
Eidesbruch  ^SL 
Eidliche  Versicherungen  ASl. 
Eigennutz,  strafbarer,  f. 
Eigenthumsbeschädigung  &i2  f. 
Einbruch  und  Einsteigen  fifilL  602. 
Eindringen  in  fremde  Wohnun- 
gen, .s.  Hausrechts  Verletzung. 


Eingrenzung  2ilL  253  f.  Ueber- 
ti'etung  derselben  Mi. 

Einschleichen,  Diebst.  durch,  fiü2. 

Einsteigen,  s*  Einbruch. 

Einwilligung  des  Verletzten  134. 

Eisenbahnauslalten,  deren  Be- 
schädiount;  661. 

Eisenstrafen  2ll  f. 

Entführung  iüü  f. 

Entziehung  öffentlicher  Berech- 
tigungen 270. 

Enlweichung  von  Gefangenen,  s. 
Befreiung  von  Gefangenen. 

Entwendung  der  eigenen  Sache 
587. 

Erhöhung  der  Strafe  226  f.  281 
Erpressung  Ülil  f. 
Error  in  corpore  t*5. 

F. 

Fahllässigkeit,  s.  Gulpa. 
Fälschung  fi22  f. 
FaJschwerberei  413. 
Faniiliendiebstahl  604. 
Familienstand ,  Verbrechen  ge- 
gen denselben  äüÜ  f. 
Faux  immateriel  630. 
Fehderecht  II  f. 
Fischdiebstahl 
Flcischesverbrechen  4^ 
Forensen  3it. 

Foitgesetzte."?  Verbrechen  296. 
Freiheit,  Verbrechen  gegen  die 

])ersönliche  Fr.  571  f. 
Freduin  LL 
Freiheitsstrafen  243. 

—  eigentliche  das. 

—  uiicigenll.  242  f. 
Freisprechung  321 . 

Frieden  ,  Gefährdung  des  öffent- 
lichen 11.  21L 

Früchte,  Eulwendnng  zum  so- 
fortigen Verzehren  Ml. 

Funddiebstahl  äSS.  OlA. 

CS. 

St.  Gallen,  Strafgeselzb.  v.  ai. 
Gefahr,  gemeine  fiM^ 
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GcfaDgcnhalten,  widerrechtl.  576. 
Gefangnissstrafe  2M  f. 
Gehülfe  bei  Verbrechen  132.202.  f. 
Geisteskrankheit,  Verset/.uDo;  in 

554. 

Geistesstörung  als  Grund  der  Auf« 
Schiebung  der  Stiafvollstrek- 
kung  ML 

Geistliche,  Beleidigungen  gegen 
dieselben  42L  43iL 

Geldbussc  2M. 

Gemeingefährliche  Verbr.  645. 
Gesandte  77. 

Geschichte  des  Schw.  Strafr.  Lt. 

—  der  Schw.  Str.  G.  Bücher  3öf. 
Geschlechtsgennss,  einf.  ansser- 

ehelicher  452  f. 

Gewalt  119,  s.  ausserdem  Dro- 
hung, vis* 

Gewerbe,  Einstellung  der  Aus- 
übung desselben  2fiS  f.,  auch 
2M  f. 

—  unbefugte  Betreib,  dess.  4iL 
Gewohnheitsrecht  &L 
Giftmord  521. 
Glücksspiele  ß4ü. 
Gottesdienst,  Störung  dess.  42&. 
Gotteslästerung  422. 

Gräber,  Unfug  an  denselben  427. 
Graubünden,  Strafgesetzb.  v.  5& 
Grenzfälschnng  02^ 

H. 

Handlung,  beim  Verbr.  Ifi2  f. 
Hausarrest  243.  254. 
Hausdiebstahl  LüL 
Hausrechtsverletzung  577. 
Hasardspiel  64o. 
Hebeammen,  deren  Vergeh.  676. 
Hehlerei  fel2  f. 

Helvetisches  Peinl.  Ges.  B.  26. 
Herausforderung  549. 
Hinrichtung  241  f. 
Hochverrath  UL.  SM.  337  f. 
Holzdiebstahl  591. 
Hülfleistung,  verweigerte  4l4. 
Hurenwirthschaft  457. 
Hurerei  453. 


I^norantia  juris  113. 
Injurien,  s.  Ehrverletzungen. 
Inländer  72  f.  und  Zusätze. 
Incest  445  und  Zusätze. 
Irrthum  III  f. 
Jugend  dl. 

Kettenstrafe  244  f. 

Kelzerei  420.  42fi. 

Kinder,  Unterschiebung  u.  Ver- 
wechselung 505,  Beleidigungen 
zwischen  Ehern  und  Kindern 
562.  5C3,  Aussetzung  543,  Dieb- 
stahl an  Kindern  574 .  Kinder- 
mord 5M  f* 

Kindheit  91. 

Kirchendiebstahl 

Körperverletzung  552  f ,  vorsätz- 
liche 554 ,  fahrlässige  55^ 

Krankheiten ,  geistige  und  kör- 
perliche, bei  der  Zurechnung 
lüL  Iii. 

Kriegsdienste,  auswärtige  4iiL 

Kuppelei  455. 

Laudesverrath  305.  SM.  339  f 
Landesverweisung  249.  Strafe  d. 

Rückkehr,  s.  Bannbrnch. 
Landfriedensbruch  577. 
Landstreicher  4l4. 
Landzwang  580. 

Legitimationspapiere,  Fälschung 

derselben  &3Ü  f. 
Leibesfrucht,  s.  Abtreibung. 
Leichen,  Unfug  an  dens.  427. 
Leichendicbslahl  42&.  586. 
Leidenschaften  105. 
Lenocinium  456. 
Literatur  des  Schw.  Strafr.  63^ 
Luzern,  Strafgesetzbuch  v.  4fi« 

in. 

Maasse,  Gebr.  unrichtiger  f. 
Majestätsbeleidiguog  332.  333. 
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Majestätsverbrechen  aiS  f .  3^  f . 
Manie  iQ2  f. 

Medicinalpersonen,  s.  Aer7.te. 
Meineid  478.  Verleitung  zu  dem- 
selben 491. 
Menschenraub  574. 
Meuchelmord  £24« 
Meuterei 

Milderung  der  Strafe  22fi  f.  27S,  f. 

Militairstrafgeselze 

Minderung  der  Strafe  2Ifi^ 

Miturheberschaft  ISa. 

Mord  5M  f. 

Mordbrand  649. 

Motiv  m  f. 

Münzverbrechen  4M  f.  Arten 
derselben  4Sfi  f. 

]¥. 

Nachdruck  fi4L 

Nachschliisseldiebstahl  6aL 

Nichtanzeige  eines  Verbrechens 
193.  214.  221. 

Niederkunft,  Verheimlichung  der- 
selben äai  f. 

Nöthigung  5&L 

Nothstand  120  f.   Diebstahl  wäh- 
rend fremden  603. 
Nolhwehr  121  f. 
Nolbzuchi  4ää. 
Nulla  poena  sine  lege  lA. 

o. 

Obrigkeit,  Ungehorsam  gegen 
&ie  385.    Widerstand  gegen  sie 

Ort  des  begangenen  Verbr.  72, 

Papiergeld  497. 
Parricidium 
Partiererei  &12. 
Pasquill  569. 

Pässe,  falsche,  s.  Legitimations- 
papiere. 
Peculat 

Peinl.  Ger.  O.  Carls  V.  2Ä. 
Perduellio  321. 


Personenstand.  Verbrechen  in 
Bezug  auf  ihn,  s.  Familien- 
stand. 

Plagium  574. 

Polizeiaufsicht  254,  Uebertretung 
der  Beschränk,  derselben  411. 

Polizeiübertretungen  filß  f. 

Postbeamte ,  Verletzung  d.  Brief- 
geheimnisses 668. 

Postfuhren ,  Beschädigung  der- 
selben Mi. 

Pranger  2fiö. 

Prävarication  611.  üAL  fiZfi. 

Pressdelicte  iOÄ  f. ,  in  Beziehung 
auf  Religion  430. 

Procnratio  abortus,  s.  Abtreib. 

Proselylenmacherei  429. 

Pulv<>r,  Zerstörung  durch  das- 
selbe fifiO. 

9' 

Quellen  des  Strafrechts  ßfi, 

Rache  l& 

Rädelsführer  220. 

Raserei  102. 

Ratio  legis 

Raub  fiÜA  f. 

Raubmord  521. 

Kaufhandel  ^ML 

Rebellion  352.  321. 

Rechtlosigkeit  IM^ 

Rechtswabnwitz  (12. 

Regenten  fremder  Staaten  TL 

Religion,  Verbrechen  gegen  die- 
selbe in  f.   Arten  12Ü  f. 

Religionsdicner  ,  Beleidigungen 
gegen  sie,  und  Misshandlung 
derselben,  s.  Geistliche. 

Religiöse  Schmähungen  l30« 

Religionsgesellschaften  i3Q. 

Rencontre  549. 

Residui  er.  664. 

Rückfall  2M  f. 

Rückkehr  der  Verwiesenen,  s. 

Bannbruch. 
Rückwirkende  Kraft  d.  Ges.  12  f. 
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Schaffhaasen ,  Strafgesetzb.  v.  43^ 
Schamhaftigkeit,  Verletzung  der- 
selben 477. 
Schärfung  der  Strafe  274. 
Schlaf  iöa. 

Schlagerei  im  Handgemenge,  s. 

Raafhandei. 
Schlüssel,  8.  Nacbschlüsse]. 
Schmähschrift,  s.  Pasquill. 
Schwächung ,  nnfreiw.  459.  465. 
Schwangere,  s.  Abtreibung. 
Schwangerschaft ,  Verheimlich. 

derselben  53!L  f. 
Sectcnstiftung  428< 
Secandanten  24fi  f- 
Seelenkrankheiten  löL 
Selbstbefreiung  d.  Gefangenen  3M. 
Selbslhülfe  äB2. 
Selbstmord  54&. 
Sepulcri  violatio  42L  . 
Siegel ,  Verletzung  derselben  4it. 
Simulation  621. 
Sinnenverwirrangen  iM  f. 
Sittlichkeit,   Verbrechen  gegen 

dieselbe  43iL 
Sklaverei  574. 
Sodomie  424  f. 

Soldaten,  feindl.  im  Kriege  iäfi. 
Spiele ,  verbotene  fiAü. 
Staat  8  f .  Ifi. 

Staatsautoritäten,  Zwang  gegen 

dieselben  390. 
Staatsbürgerrechte,  Verbrechen 

in  Bezug  auf  deren  Ausübung 

396  f. 

Staatsverbrechen  32&  f. 
Staatsverrath 

Stände ,    besondere  Verbrechen 

der  Mitglieder  675. 
Störung  des  Gottesdienstes,  s. 

Gottesdienst. 
Strafliarkeit  des  Verbr.  232  f. 
Strafe  im  Allgemeinen  12.  2M  f. 

Eintheilung  und  Arten  232  f. 
Strafgesetzbücher  der  Schweiz, 

Uebersicht  ders.  2.  2^ 


Strafrecht,  Begriff  desselben  fi. 

Begründung  7. 
Strafrechtstheorieen  L 

T. 

Taubstummheit  ÜJL 

Tergiversation  64l. 

Territorialitätsprinzip  70. 

Tessin,  Strafgesetzbuch  von  IL 

Thalbestand  des  Verbrechens  Sä^ 

Thäter  122.  139  f. 

Theilnahme  an  Verbrechen  iMf. 
an  den  Vortheilen  22^ 

Thurgau,  Strafgesetzbuch  v.  2(L 

Tod  des  Verbrechers  aüfi  f. 

—  bürgerlicher  220» 

Todesstrafe  m  f.  220.  27L 

Todtschlag  525  f.,  an  Ehegatten 
und  Verwandten  523. 

Tödtung  eines  Menschen  5Ö8  f. , 
aus  Fahrlässigkeit  f. ,  aus 
Vorsatz  5i4.  eines  Todtkrankea 
512.  521j  auf  Verlangen  52L 

Triebe  105. 

Trunkenheit  105  f.  und  Zusätze. 
Truppen,  fremde  22. 

u. 

Ueberschwemmung  660. 

Ueberssicht  d.  Schw  Strafr.  If, 

Ucbertretungen ,  deren  Bestra- 
fung, s.  Polizeiübertr. 

Umhertreiben ,  s.  Landstreicher. 

Umwandlung  der  Strafe  223  f. 

Unfug  an  Gräbern  oder  Leichen, 
s.  Gräber  und  Leichen. 

Ungehorsam  3S5  f. 

Unterlassungen  und  Unterlas- 
sungsverbrechen 168. 

Unterschiebung  eines  Kindes,  s. 
Kinder. 

Unterschlagung,  amtliche  613. 
Untreue  fi4L 

Unzucht  43Ö  f.  452..  mit  Ver- 
letzung v.  Berufspflichten  449, 
widernatürliche  42i  und  Zu- 
sätze ,  Verleitung  zur  Unz.  44S< 

Unzurechnungsrähigkeit  22  f. 
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Urheber  iä2^  Unterschied  zwi- 
schen physischem  and  intellec- 
tuellem  1^ 

Urkundenfälschung  629. 

V. 

Verbannuno^  2i9  f. 

Verbrechen  S£  f.  Eintheüungen 
und  Arten  desselben  Sfi  f. 

Verführung  zur  Unzucht.,  s.  Un- 
zucht. 

Vergiftung  5^  f.,  gemeingefähr- 
liche ^ 

Verhäitniss  der  Strafgesetze  zu 
einander  6&, 

Verjährung 

Verleumdungen  5fi&* 

Vermögensbeschädigung 

Vermögensstrafen  2hl  f« 

Verralh  m  * 

Versicherungeu ,  eidliche,  s.  eid- 
liche Versicherungen. 

Verschwörung  352.  353. 

Verth iertheit  LLL 

Verstümmelung  555. 

Versuch  IM  f. 

Veruntreuung  6Ü  f. 

Verwandte  als  Begünstiger  straf- 
los 22SL 

Verweis  2fiö. 

Verweisung  249. 

Verzeihung  321^ 

Viehseuche,  Verbreit,  ders.  663. 

Vis  crimen  56 1 . 

Vis  major  und  absoluta  120. 

Vis  ablativa  und  compulsiva  i2iL 
122.  573. 

Volenti  non  fit  injuria  134. 

Vollendung  d.  Verbrechens  IM  f. 


Vorsatz,  s.  Dolus,  Culpa  und 
FahrlässigUeit. 

w. 

Waadt,  Strafgesetzbuch  von  51. 

Waareufälschung  62iL 

Waareu,  gesundheitsgefährliches 
Bereiten  und  Verbreiten  der- 
selben M3. 

Waffen,  Aufsammlung  ders.  412. 
Anfertigen  und  Tragen  AiA. 

Wahlen ,  Verbrechen  in  Bezie- 
hung darauf  3M. 

Wehrgeld  ^ 

Widerstand  gegen  die  Staatsge- 

gewall  3fifi  f. 
Wilddiebstahl  5&&. 
Wildheit  III. 
Wille  Äi. 
Wucher  Mfi. 

z. 

Zauberei  42iL  52L 
Zeugniss,  falsches  ASi  f. 
Zuchthausstrafe  2M  L 
Züchtigung  (körperliche)  256  f. 
Zufall  US. 

Zumcssung  der  Strafe  222  f. 

Zurechenbarkeit  92.  Beweis  der- 
selben IM. 

Zurechnung  äi  f. 

Zurechnungsfähigkeit  ä£  f. 

Zürich,  Strafgesetzbuch  von  iL 

Zusammentreffen  der  Strafen  Oj 
Verbrechen  2S8  f. 

Zwang  gpgen  die  Staatsgewal- 
ten aaiL 

Zwangsarbeit  2M  f. 
Zweikampf  547. 


Druck  V.  iL  U.  Sauerländer  lu  Aarau. 
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